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Dorrede. 
zur dritten Auflage. 


Die dritte Auflage der „Staatslehre*, die ich hier— 
mit veröffentliche, bat außer der allgemeinen Durchſicht 
eine ftarfe Vermehrung erhalten. Erweitert find 
bauptfächlich die Kapitel: über die Gemeinde ($. 7—9), 
über die Stände und die Gefellichaft ($. 14), über dag 
Mefen des Staates ($. 36 u. 38), über das Staats: 
grundgefeg ($. 83), über die Preſſe ($. 141), über die 
Volksfouderänetät ($. 147 u. 148). Neu binzuge- 
fommen find die Kapitel: „von obrigfeitlichen Nechten 
der Grundbefißer” — „von der Unterfcheidung Fonftitu- 
tioneller und anderer Geſetze“ — „der Verfaffungs- Eid 
und die Heilung deftructiver Verfaſſungen“ — die Lan- 
desvertretung nach 1848” — „die abfolute Monarchie * 
— „die Nepublit * — „die Erklärung der Rechte * 
— „bon dem Rechte des Volkes zur Empörung.” — 
Meine Abficht war, noch einen fünften Abjchnitt über 
das Verhältniß des Staates zur Neligion und Kirche 
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hinzuzufügen. Damit wäre aber der Band zu fehr an 
Umfang angefchwollen. Ich behalte mir dahet vor, die 
Ausführung darüber demnächit befonders herauszugeben. 

Die Staatslehre ſchließt fib im Shftem, wie in 
voriger Auflage, als die zweite Abtbeilung der „Nechts- 
und Staatslebre“ (oder des zweiten Bandes der „Philo— 
fophie des Rechts“ an die drei Bücher der erften Abtbei- 
lung (Bbilofophifhe Grundlagen — Recht — Privatrecht, 
als das vierte Buch (Staats- oder öffentliches Recht). 
Die Anführungen aus der erften Abtheilung find daher 
nach Buch und Baragrapben, die aus ihr felbit nur nad 
Baragrapben bezeichnet. Obwohl nun aber die Staats- 
lebre einen ergänzenden Theil des gefammten Werkes 
„die Bhilofopbie des Rechts“ bildet, jo ift fie doch auch 
unabhängig von allen andern Theilen dieſes ganzen 
Curſus em in ſich gefchloffenes Werk über den 
State an ee Ve ee 


Es ift ganz befonders die Staatslehre, mit wel- 
cher ich bei der dritten Auflage 1856 ganz anders vor 
dem Publikum ftehe, als bei dev zweiten 1846, da meine 
ganze parlamentarische Laufbahn inmitten liegt. Sie 
erjcheint mit der erhöbten Bedeutung und der erböbten 
Verantwortung, welche die That begleiten. Die Grund: 
ſätze, welche fie befennt, oder diefen verwandte Grund- 
ſätze find duch das Zuſammenwirken von Männern 
und don Creignifien das Programm einer großen und 
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durch ihr Gewicht im Lande mächtigen Partei, ſind ein 
Faktor im öffentlichen Zuſtande geworden, meine Ver— 
antwortung iſt eine ſolidariſche geworden. Aber auch 
die Anfeindung iſt mit der erhöhten Bedeutung geſtiegen. 
Gegen diefe Anfeindung babe ich weder Geringſchätzung 
noch Sleichgültigkeit; denn ich balte nicht dafür, daß 
aller gemeinfame Boden fittlicben und wifjenfchaftlichen 
Urtbeils jo vernichtet jei, daß man um die auf der an- 
dern Seite fich nicht zu fümmern babe Wohl aber 
babe ich gegen fie ein rubiges Bewußtfein. Sch babe 
die Zeitmeinung nicht berausgefordert, nicht Mutbiwillen 
getrieben, fie zu erbittern, vielmehr juche ich überall, fo 
weit das möglich, mit ihr die Veritändigung. Nur konnte 
ich nicht anders, als die erkannte Wahrbeit in ihrer 
ganzen Schärfe und Beſtimmtheit ihr entgegenbalten, und 
jo fie ſich daran Argert, fo it das nicht meine Schuld. 
Insbefondere aber babe ich die Berubigung, daß es 
nicht bloß falſche Beurtbeilung, Sondern hauptſächlich fal- 
ſche Angabe und Unterftellung it, durch die man mic) 
befämpft. 

Sit es ein Tadel, daß ich, wie feit einem Viertel— 
Jahrhundert in der Literatur, fo auch in meiner ftaat- 
lichen Wirkſamkeit das göttliche Recht der Obrigfeit, die 
Legitimität, das monarchiſche Prineip, den chriftlichen 
Staat, die gefchichtliche Ordnung vertreten habe, jo nehme 
ich diefen Tadel gern auf mich. Aber auch die Liebe zu 
verfaffungsmäßiger Ordnung, verbürgten Rechten des 
Landes und der Unterthanen babe ich bier jo wenig als . 
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dort verläugnet. Der wiederholten Beftrebung, auf ge 
ſetzlichem Wege unumfchränfte Regierungsform berzuftel- 
len, baben ich und meine Freunde widerftanden, Die 
mit der Monarchie vereinbaren Rechte der Yandesvertre- 
tung haben wir überall gewahrt, und wenn für Durch— 
bildung und Verbürgung auch dev wohlbegründeten neuen 
Freiheiten nicht die dolle Energie aufgewendet wurde, fo 
ift zu bedenken, daß, nachdem die Explofion don 1848 
alle die Erfehütterung und Zerftörung angerichtet, nach- 
dem der Liberalismus feit mehr als einem Jahrhundert 
in der Lehre, und mehr als einem balben Jahrhun— 
dert m den Maaßregeln der Regierungen geherrſcht bat, 
es doch wohl die überwiegende Anforderung war und 
noch tft, dorerft die wahren Fundamente der öffentlichen 
Ordnung zu befeftigen, und die Regierung, welche fie 
pflegt zu Fräftigen. Das unverbrüchliche Necht der Ber 
fon und die Freiheit des Gedankens und der geiftigen 
Bewegung it für uns nicht minder Ziel als für die 
liberale Partei, wenn wir fie anch nicht mit gleicher 
Rückſichtsloſigkeit und Ausſchließlichkeit anftreben dürfen, 
und die Gefahr, unterdrückt und mundtodt gemacht zu 
werden, ift, wie felbft die Erfahrung unter den günftigften 
Verhältniſſen zeigt, für uns noch viel größer und näber, 
als für ſie Willkürherrſchaft (arbitrary government), 
Abjolutismus, Unterdrüdung durch mechanifche Mächte 
ist darum wahrlich weder unfer Ideal, noch auch unfer 
Intereſſe. Vollends aber haben wir nichtS gemein mit 
den Rathſchlägen, durch Gewaltthat und Verlegung von 
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Geſetz und Eid die Drdnung und die Möglichkeit oder 
vielleicht nur die Bequemlichkeit des Regierens herzuſtel— 
len, nichts gemein mit der überſchlagenden Lohalität, 
daß, je vollſtändiger die Verneinung alles deſſen iſt, 
was ſeit einem Jahrhundert als Freiheit und als Gut 
angeſtrebt worden, deſto höher die politiſche Correctheit 
ſei. Es iſt ein beklagenswerther Irrthum, zu meinen, 
daß die Kataſtrophe von 1848 bloß auf dem kleinen 
Verſehen beruht habe, daß man einen ohnmächtigen 
Volksauflauf nicht mit der gehörigen Energie der Baho— 
nette und Kartätſchen niedergeſchlagen, und daß der— 
gleichen ſich nicht wiederholen könne, nachdem Cavaignac 
und Changarnier die militairiſchen Mittel gegen die Bar— 
rikaden aufgefunden, und die Staatsmänner zu der Ein— 
ſicht gelangt ſind, nicht wieder Conceſſionen zu machen. 
Jene Kataſtrophe — nenne man ſie Auflauf oder Revo— 
lution — ſie war ein göttliches Gericht, und ein Ge— 
richt nicht bloß über die Sünden des Volks, ſondern 
auch über die Sünden der Obrigkeit. Grade daß ſo 
unbedeutende Kräfte ſolche Erſchütterung anrichteten, daß 
heergeſtützte Königs- und Kaiſerthrone vor einer Handvoll 
Arbeiter und Studenten fielen, iſt dafür eine Beſtätigung. 
Obrigkeitiiche Sünde iſt es nun freilich, der von Gott 
verliehenen Autorität im Werben um Volksgunſt oder 
aus Furcht zu vergeben, und es iſt nur zu wahr, daß 
ſie damals im reichlichſten Maaße geübt worden iſt. Aber 
obrigkeitliche Süude iſt es nicht minder, über Recht und 
Eid ſich hinwegzuſetzen; ſtatt des gottverordneten Weges 
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der Gefeßlichfeit, der da Geduld und Beharrung erfordert, 
den felbitgewählten Weg der Gewalt zu geben, oder das 
den öffentlichen Gütern geweibte Amt als Domaine für 
den Eigenwillen und die Eigenziwede auszubeuten, Obrig- 
feitlibe Sünde ift es nicht minder, die Ehre des wahr: 
baftigen Gottes und feiner Offenbarung und das Recht 
der auf fie gegründeten Kirchen dem zeitlichen Meinen 
der Menſchen preis zu geben, oder eigenmächtiges Spiel 
mit den Heiligthümern zu treiben, und es ift der Gipfel 
obrigfeitliher Sünde, Unrecht gegen die Menfcben zu 
begeben, und die Ungunft daraus durch Unrecht gegen 
Gott, durch Bublen mit dem Unglauben aufiwiegen zu 
wollen. Keiner diefer obrigfeitlihen Sünden habe ich 
durch Wort oder That, in oder außer Preußen, in mei— 
nem öffentlich oder in meinem nicht öffentlich geworde— 
nen Handeln jemals wilfentlich Vorſchub geleiftet. 

| Nur die Anwendung der Grundfäge von Obrigkeit 
und bon einem Recht, das da über dem Volk und dem 
jesigen Gejchlecht ftebt, it mein und meiner Genoſſen 
Verhalten in der deutſchen Sache. Es berubt nicht 
auf partikulariſtiſcher Abichließung, nicht auf Mangel an 
Sinn für Eimbeit und Größe deuticher Nation. Wir 
waren „nicht der deutſchen Sache, fondern nur der revo— 
lutionären Sache gram.* Die Erhebung von 1848 
war vorherrſchend nicht eine nationale, fondern eine 
demokratifch liberale. Hätte man ein völlig einbeitliches 
Deutjchland geboten unter unumſchränkter Monarchie 
oder doch unter Überwiegend fürftlicher Gewalt nach Art 
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des deutfchen Reichs, man würde den gegebenen Zuſtand 
des zerfplitterten Deutſchlands mit feinen Badiſch-Wür— 
tembergifch - Heflifchen Kammern weit vorgezogen baben. 
Sie ftellte ih darum von Anbeginn und durch alle 
Stadien auf das Fundament der Volfsfouderänetät, und 
ihr Plan und Wert war nur die Vollziehung der allge 
meinen Schablone der Revolution. Die Grundrechte der 
Deutſchen waren die Grundfäße der Franzoſen 
von 1789. Die Neichsverfalfung war die Republik, war 
die demokratiſch aufgelöfte Nepublif unter dem Namen 
des Raifertbums. Nur durch vorbedachten Eidesbruch des 
Königs don Preußen fonnte fie, wenn das überhaupt 
möglich war, vegterungsfäbig werden. Zudem, jo wahr 
und erbaben der Gedanfe der deutſchen Einheit ift, To 
war doc die Art feiner Ausführung, war der Plan 
- eines deutfchen conftitutionellen Bundesſtaates, 
wie ich ſchon dort nachwieg, eine Unmöglichkeit. *) Ein 
ſolcher zujammengejeßter und doch einheitlicher Staats— 
förper, wie man ihn unter dev Bezeichnung Bundes: 
ftaat anftrebte, fan nur entweder ein Verein don Für- 
ften fehn, wie Das deutſche Neich, oder ein Verein 
fouvderäner Volksverfammlungen, wie die nordamerifa- 
nifehe Union, nicht aber ein Verein zugleich don Fürften 
und bon Untertbanenverfammlungen, alfo nur entweder 
monarchiſch oder republifanifch, aber nicht conftitutionell. 
Daß die Untertdanen der deutjchen Yandesherven wieder 


*) Vergl. meine Schrift „die deutiche Neichsverfaffung“ u. ſ. w. 1849 
©. 23, und meine Rede im Erfurter Bolfshaufe, 12. April 1850. 
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als Mitglieder der deutſchen Nationalvertretung die legis— 
lative Gewalt über ibren Landesherren fein follte, it eine 
politifche Monſtroſität. Das ächte deutſche Reich hatte 
die Einficht, daß, wer da landfäflig ift, nicht reichsitän- 
diſch, und wer da binterfäflig ift, nicht landſtändiſch ſeyn 
fann. Das unächte deutichbe Neicb aber Fonnte freilich 
diefe Einficht nicht haben, da es den Begriff der Obrig- 
feit, auf dem fie berubt, aufgegeben, und diefer Grund, 
bon dem das Unternehmen ausging, wäre auch ficher 
fein Erfolg geweſen: die Einbuße der Obrigkeit. Schon 
mechanisch war eine conftitutionelle Monarchie, die zu- 
gleich wieder aus conftitutionellen Monarchieen beftehen 
follte, war eine Vereinigung allev der Pole — könig— 
liches Centrum, einheitliche Volksvertretung, Vielbeit von 
Yandesfürten und Landesvertretungen — ein unlös- 
bares Problem, und hätte ſolch complicirte und un— 
mögliche Verfaſſung in eine einfache und mögliche über- 
gehen müffen, und das wäre, da man die Sicherungen 
dagegen verweigerte, eben die Souderänetäit der eimbeit- 
lichen Bolfspertvetung geworden. Aber auch die Er- 
furter Unions-Verfaſſung erſtrebte dieſes unmögliche 
Problem, auch ſie gewährte nicht die Sicherung gegen 
Uebergang in Republik, ja vernichtete ſchon grundfäßlich 
die monarchiſche Souveränetät durch die Errichtung 
einer Gerichtsbarkeit über das königliche Recht. Noch 
auch war das Direktorialprojekt dagegen im Geringſten 
ein Correctiv. Es hätte wohl verhütet, daß alle andern 
Fürſten unter einen Fürſten kamen, aber um fo ficherer. 
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bewirkt, daß das geſammte Fürſtenthum, durch innere 
Rivalität, unter das Parlament kam, und überdies nicht 
einmal die erſtrebte Einheit gewährte. 

Sollte es nun Mangel an Nationalfinn ſehn, daß 
wir nicht in die Zerſtörung der Drdnungen und der 
Güter deuticher Nation willigten, und daß wir nicht den 
eignen Staat, der ein Mittelpunkt deutfcher Gefittung, 
ein Träger deutfcher ruhmreicher Gefchichte ift, untergeben 
lafjen wollten in dem Chaos, aus welchem nach leicht- 
qläubiger Hoffnung ein einheitliches mächtiges Deutfch- 
land erfteben follte? Sollte e8 Mangel an National 
finn febn, daß wir der Illohalität dev Frankfurter Be— 
ichlüffe widerftanden, daß wir dem Entwurfe don Erfurt 
nur mit zögernder BVBorfiht und nur unter Emfchrän- 
fungen und Bedingungen uns anfchloffen? daß wir zwar 
feineswegs dem  conftitutionellen Bundesftaat entgegen 
waren, aber auf eine Einrichtung deflelben drangen, nad) 
der bei feinem unausbleiblichen Verwandeln und Um- 
fchlagen in eine andere Staatsform die monardifche 
Macht und das preußifche Rönigtbum als der fefte un- 
wandelbare Punkt gefichert blieben? Wenn die Ehre 
und Macht deuticher Nation, welche nur durch die Ein- 
heit erreicht werden kann, wirklich der oberite Geſichts— 
punft ift, fo mochte doch die Liberale Partei zu Gunften 
derfelben auf ihr Idol der Volksgewalt verzichten. Ein 
monarchifch einheitliches Deutfchland, wie unter dem alten 
Reich und mit noch ftärferer Rönigsgewalt, als fie ſeit den 
Hobenftaufen beftand, ift wenigftens eine mögliche Staatg- 
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form, fie wäre darum vielleicht zu erreichen geweſen. 
Aber das nur auszufprechen, hätte man für Wabnfinn 
oder Srechbeit gehalten. Soll esnun nur bei uns Mangel 
an Nationalfinn ſehn, daß wir nicht auf unfre Gewiſſens— 
überzeugung von dem Necht beitebender legitimer Obrig— 
feiten, und nicht auf unfre politifche Ueberzeugung von 
der Nothwendigkeit monarchifcher Verfaſſung verzichte 
ten® Und hätten wir darauf verzichtet, und hätte man 
auch da, wo die Entfcheidung lag, darauf verzichtet, 
wäre dadurch Die eritrebte Einheit gefichert, ja wäre fie 
auch nur wahrfcheinlich geweien? Hätte die Republik, 
mit oder obne conftitutionellen Schein, eine Bürgichaft 
für fie gegeben? Iſt etwa die Eiferfucht unter den deut— 
jhen Stämmen nicht mindeftens eben fo quoß als unter 
den deutſchen Füriten ? 

Auch unfre Stellung bei der orientalischen Frage 
ift mit durch dieſe Grundſätze beftimmt. Allerdings war 
unfer mächfter Beweggrund das Mactverbältniß 
der Staaten, daß Deutſchland nicht ein Uebergewicht 
der Weſtmächte fürdere, fo wenig als NRußlands. Aber 
es war unfer Beweggrund doch auch das Machtver- 
bältnik der Prinzipien, dab die Revolution, die 
vom Welten zwar in unterbrochenem aber immer wieder: 
boltem Stoße ausgebt, nicht ihr unbeftrittenes Neich in 
Europa auffeblage, daß Deutjehland eine bewährte Bun- 
desmacht gegen fie an Rußland behalte, das nach feinen 
natürlichen Bedingungen Träger monarchifchev Autorität, 
geſchichtlicher Ordnung, kirchlicher Staatsgrundlagen if, 
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und es war insbefondere unfer Beweggrund, daß Deutfch- 
land fein Schwert nicht ziehe in einem Krieg für die 
Integrität mabomedanifchen Reichs über riftliche Unter: 
thanen. Und bat nicht fehon jeßt der Ausgang nur zu 
ſehr unſre Auffaffung beftätigt? Hat man nun doc 
wirklich dieſes mabomedanifche Reich in die Gemeinfchaft 
der chriftliben Staaten aufgenommen, daß es mit ihnen 
den Zuſtand des hriftlicden Europa ordne und beberrfche! 
Hat man nun doc wirklic aus Zärtlichkeit für die un- 
getrübte Souverainetät des Sultans, obwohl er nur noch 
durch Hülfe chritlichen Mächte über feine chriftlichen Un- 
tertbanen berrfcht, dennoch diefe chriftlichen Untertanen 
ohne Schuß und völferrechtliche Bürgschaft feiner Gnade 
überlaffen! — Dagegen ift e8 eine falfche Nachrede, daß 
wir eine Geftaltung unferer Zuſtände nach xuflifchem 
Vorbilde, oder eine Einmifchung Ruklands in unfere 
inneren Verbältnifje, oder eine Führerichaft Rußlands in 
Europa, der Deutfchland als Gefolge diente, ewreichen 
oder auch nur ertragen möchten. Es wird uns die per- 
fönliche Unabbängigkeit gewiß felbit von unfern Gegnern 
nicht abgeiprochen werden. Ebenfo und aus demfelben 
Geiſte aber find wir auch eiferfüchtig auf die Unabhängig: 
feit unfres Baterlandes. Das Reich der Ordnung, Sitte 
und Bildung, wie es dor unferer Seele ſteht, wie wir 
es in Mort und That bezeugen, kann jo wenig. unter 
dem Einfluß Rußlands, als unter dem Einfluß Frank 
reichs gedeihen, ſondern nur unfre eingebornen Herrfcher 
und der Geift unfves eignen Volkes in ibrer vollen Frei— 
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heit können es gründen. Es liegt nicht an unſerer Auf 
faffung, noch an den Regierungen, welche fie theilten, daß 
Deutfchland nicht, wie wir es von Anbeginn als Zielpunft 
ausgefprochen, bei diefer Verwiclung die oberfte Stelle in 
Europa als febiedsvichterlibe Macht über den kämpfen— 
den Staaten einnabm, fondern von feinem feften Wider: 
ftand gegen die Forderungen der Weltmächte und gegen 
den liberal-demofratifchen Andrang Feine andere Frucht 
ärntete, als die immerbin auch nicht gering anzufchlagende 
der eigenen Bewahrung vor den Kriegsübeln. 

Indeffen die deutſche Frage und die orientalische 
Frage find vorübergebender Natur, und fo denn auc 
alles, was an Unmutb oder Vorwurf fih an fie knüpft. 

Aber merkfwürdigerweife iſt auch die Anklage gegen 
mich wegen des monarchiſchen Prinzips, durch die man 
mich früher moralifch zu vernichten meinte, in den Hin: 
tergrund getreten. Nachdem die antimonarchifche Ge- 
finnung im Sabre 1848 fo augenſcheinlich Schiffbruch 
erlitten, nimmt man mun klüglich die Miene an, als 
habe man niemals die monarchiſche Gewalt bekämpft, 
als babe es fich dort gar nicht um Monarchie und Re— 
publif, um wirkliches Königthum und conititutionelles 
Scheinfönigthum gehandelt, ſondern als gelte der ganze 
Kampf nur der Mriftofratie, welche nicht blos das Volk 
niederbalte, jfondern grade felbft das Königtbum unter 
ich zu bringen fuche, und feitdem gebt denn auch die 
Anklage gegen mich nicht mehr auf die Vertretung des 
föniglichen Intereffes, da die Liberalen ſelbſt ſich für die 
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eifrigſten Rohaliſten ausgeben, ſondern auf die Vertretung 
ariſtokratiſcher Intereſſen auf die Verbindung mit dem 
„Junkerthum“. 

Ich läugne das nicht, ich vertrete Intereffen der 
Ariftofratie — näber bezeichnet der Ritterſchaft — und 
babe fie bereits in der eriten Auflage diefes Buchs 1833 
vertreten, wo ich dem öffentlichen Schauplaße fern ftand 
und für immer fern zu fteben erwarten mußte Aber 
ich vertrete nicht ihr Intereſſe überhaupt, fondern nur 
beſtimmte Intereſſen derfelben, nur folche, die, wie jedes 
wahre Standesinterefie, zugleich das Intereſſe des Landes 
find. Es find das: ihr gebührender ftarfer Antbeil an 
der Landesvertretung, ihre Verwaltung der Ortspolizei, 
die Stetigfeit ihres Grundbefißes in den Familien letztere 
erftrebe ich auch für den Bauernftand. Dagegen bertvete 


ich mit nicht geringerem Nachorud das Interefje des all- 


gemeinen Staatsbürgertbums Ich babe, jene 
genau begränzte Berufsitellung ausgenommen, nie anders 
als das gleiche Necht aller Staatsbürger gelehrt, mie 
namentlich in Beftrafung der Verbrechen, in Beurtheilung 
der Anjurien, und vor allem in Berufung zu den öffent- 
lichen Aemtern. Ich babe insbefondere überall und auf 
das Beftimmtefte jegliche Stellung der Grundherren 
beftritten, durch welche die Ländliche Bevölkerung in ein 
mittelbaves Verhältniß gefeßt würde, alle Batrimonialität 
der obrigfeitlichen Gewalt, alle andere Unterthanenichaft 
außer der gegen den König. (Nede v. 1. Kebruar 1854 und 
11. März 1856.) Ich bin nicht der Schußredner für 
11.22: * 
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den Geift des Junkerthums, den Kaſtenſtolz, den 
müßiggängerifeb übermüthigen Verbrauch verdienſtlos 
embfangener Stellung, das nackte Gebahren des Eigen- 
nußes, die Stumpfheit für ideale Ziele, den ſchonungs— 
[ofen Eifer für die politifhe Ordnung mit ihren Be- 
günftigungen bei erboftem MWiderftand gegen die Firch- 
liche Ordnung mit ihrer Zucht und ftrengen Sitte. 
Sondern id) zeuge — und mußte befonders in jenem 
Zeitraum der Nivellivung zeugen — für den ade- 
ligen Geift der Ehrfurcht gegen die Yamilienerin- 
nerung, der Tradition don hohem Beruf und bober 
Pflicht, der ritterlichen Ehre und Sitte, des Schußes 
und Beiltandes für die minder wohlhabende Landbe— 
völferung, dev perfönlichen Treue und Hingebung gegen 
den König. Es follen dieſe fittlihen Motive dev Vor- 
zeit bei der neuen Errungenschaft fittlicher Motive, der 
Bürgerpflicht, Berufstreue, gefeßlichen Ordnung, Ge: 
meinnützigkeit, allgemeinen nationalen Gemeinschaft nicht 
untergeben, jondern mit dieſen zufammen als die eime 
volle Gefittung die Bevölkerung durchdringen und den 
gefellfehaftlichen Zuftand tragen. Gebt doch auch durch 
unfer Heer ein hoher Nationalgeift, ſchon . kraft dev all- 
gemeinen Mebrpflicht, und doch zugleich ein Zug der 
alten Ritterlichkeit und Lehntreue, und befteht in dieſer 
ihrer Durchdringung grade feine fittliche Vortvefflichkeit. 
Auf jene Achten ariftofratifchen Inſtitutivnen darf des— 
halb die Ariftofratie felbft nicht verzichten, da fie ihren 
öffentlichen Beruf bedingen. Für fie einzuftehen, ziemt 
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aber grade auch dem, welcher dem Stande nicht ange- 
hört, da fie weſentliche Bedingungen des allgemeinen 
Wohlbeſtandes find, und da Lehre und Denfart der Zeit 
fie zu allgemeinem Schaden gefährden. So gut als jet 
die Landesvertretung für das Eönigliche Necht einftehen 
muß, eben jo gut der Bürgerliche für das Necht der 
Ariftofratie. Das erfordert grade der jetzige National- 
geift im Unterfchiede des früheren Standesgeiftes *). 

Es beftebt bei ung feine Gefahr ariftofratifcer 
Beeinträhtigung derallgemeinen Volksrechte. 
Mo find denn in Deutfchland und namentlich in Preußen 
auch noch vor 1848 die Vorrechte zu finden, die 1789 
die Erbitterung nicht ohne Grund hervorriefen? Sieht 
man ab von einigen unbedeutenden und faum angewen- 
deten Beltimmungen im allgemeinen Landrecht, welche die 
fortfchreitende Geſetzgebung gleichfam vergaß, im Großen 
und Ganzen batte jedes Geburts -, ſohin jedes wirkliche 
Standesvorrecht aufgehört. Die Nechte der Kreis- und 
Provinzialſtandſchaft, der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit 
und Polizei ftanden dem bürgerlichen Beſitzer eben ſo 
qut als dem adligen zu. Es gab rechtlich keinen Adel, 
fondern nur eine Ritterſchaft mit freiem gleichem Ein- 


*) „Ich hoffe von dev Nitterihaft“, fagte id) am 27. Januar 1852, 
„wie heute ſolche für fie auftreten, die ihrem Stande nicht angehören, 
um ihre dauernde Stellung (durch Fideifommiffe) zu begründen, jo wer- 
den fie dereinft in gleicher Weiſe auftreten für den Stand, der beſonders 
ihrer Vertretung empfohlen ift, für den Stand des Heinen Grundbeſitzes.“ 
Das iſt auch wirklich in dieſem Jahre (1806) durch die Vertreter der Ritter— 
ſchaft im Herrenhauſe (Antrag des Grafen Itzenplitz) eben jo nach— 
drücklich als jorgfältig und umfichtig gejchehen. 
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tritt für Alle. Insbeſondere aber ſtand und ſteht in 
den maaßgebenden deutſchen Staaten, Oeſtreich, Preußen, 
Bahern u. ſ. w., die öffentliche Laufbahn unbegränzt 
jeder Fähigkeit und jedem Verdienſt offen, und es wird 
dem Bürgerſtand ſeine gebührende Ehre, daß Bürgerliche 
die höchſten Aemter erlangen, ohne geadelt zu werden. 
Dieſe wohlbegründete Gleichheit, die der franzöſiſche Prinz 
in ſeiner Rede bei der Induſtrie-Ausſtellung zu Paris 
an Frankreich mit Recht ſo ſtolz anpries, iſt auch unſerm 
Vaterland, ohne daß es revolutionirt wurde, gewonnen 
und ſteht hoch oben unter ſeinen Gütern und Ehren, 
und daß ſie nicht verkürzt werde, dafür bürgt die Ge— 
rechtigkeit und die Weisheit, ja bürgt das eigne Intereſſe 
ſeiner Fürſten und ihrer Regierungen. 

Eben ſo wenig beſteht bei uns eine Gefahr ariſto— 
kratiſcher Bewältigung der königlichen Macht. 
Die Vergleichung namentlich mit dem franzöſiſchen Adel un— 
ter der Reſtauration und mit der chambre introuvable, 
die man wiederholt angeſtellt hat, iſt ohne allen Grund. 
Es iſt ſchon unſre Lage ſeit November 1848 eine ganz 
andere, als die der franzöſiſchen Reſtauration. Das 
preußiſche Königthum hat ſich nicht wie dort durch Hülfe 
fremder Mächte, ſondern aus eigner Kraft wieder auf— 
gerichtet, es war nicht Bundesgenoſſe einer feindlichen 
Invaſion, und ſeine Anhänger hatten nicht das Vater— 
land verlaſſen, nicht feindliche Heere verſtärkt. Anderer— 
ſeits hatte die Revolution bei uns nicht wie dort die 
Nation mit Ruhm und Macht gekrönt, ſondern nur 
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Ohnmacht, Ermiedrigung und Schmach über fie bevein- 
gebracht. Es ftand darum nicht Fünigliche Gefinnung 
gegen patriotifche Gefinnung, fondern alle waterländifche 
Erinnerung und vdaterländifche Begeifterung fchloß fich 
an das Königthum, und batte insbejondere die Armee 
nicht Sympathie für die Revolution gegen die Legitime 
Monarchie, fondern für die legitime Monarchie gegen die 
Revolution. Ueberdies hatte bei uns der alte Zuftand 
nicht wie dort tiefe umerträgliche Uebelltände, deren 
Befeitigung man der Revolution troß aller ihrer Gräuel 
doc danken, und deren Wiederberitellung man von der 
NReftauration beiorgen mußte, und waren durch die Re— 
volution in ihrem funzen rubmlofen Verlaufe nicht er- 
worbene Rechte, wie dort an den Nationalgütern, nicht 
wohlbegründete Größen, wie die der franzöſiſchen Gene: 
vale und Staatsmänner, nicht eine neue Generation mit 
einer neuen Denfart gefchaffen. Schon nach allem diefen 
ftand bei uns die Ariftokratie durch ihre Betheiligung 
an Wiederheritellung der vollen königlichen Macht nicht, 
wie die franzöfiiche, der Nation entgegen, ſondern grade 
im Centrum der Nation. Zu dieſer günftigeren Lage fügte 
fie aber auch die beffere Haltung. Es war ein großer 
Fehler der franzöfifchen Ariftofratie, dab fie ihre Macht 
auch im Gegenfaße gegen die königliche zu befeftigen, 
und zu diefem Zwecke überhaupt die Rechte der Kammern 
gegen die Krone zu erweitern fuchte. Sie war in der 
Täuſchung befangen, daß fie noch jeßt mie in früheren 
Jahrhunderten getrennt don der Krone, auf fich allein 


XXII Vorrede zur dritten Auflage. 


geſtellt, eine Macht im Lande ſei, und in der Täuſchung, 
daß ſie nur ihre alte, mittelalterliche Stellung behaupte 
und es keine andere Folge habe, wenn ſie unter einer 
modernen Charte und in einer modernen Kammer ſich 
gebahre, wie dereinſt unter der Verfaſſung der etats 
generaux. Eine Beltärkung, aber auch vielleicht eine 
Enticehuldigung biefür war e8, daß der Neftauration zu- 
nächft die imperialiftifche Phaſe der Revolution vorher: 
ging, und deshalb nach einem Naturgefeß die Neaftion 
noch frifcher gegen den büreaukratiſchen Defpotismus, als 
gegen Die Demokratie gerichtet war. So erftrebte fie 
eine Kammergewalt, ftarf genug, um der Krone auch 
wider ihren Willen die liberale Büreaukratie abzudrängen, 
obne zu bedenken, daß ſolche Gewalt der Kammer die 
Krone überhaupt ihrer Macht bevauben, und zulegt doch 
in ganz andere Hände fallen werde, als die ihrigen. 
Troßdem war doch die chambre introuvable das 
einzige Element, welches die hiftorifche Ordnung vertrat; 
und fo groß ihr Fehler war, fo war doch die völlige 
Vernichtung derfelben Seitens des Königs ein noch 
größerer. — Diefer Haltung der franzöſiſchen Ariftofratie 
iſt aber die der unfrigen gradezu  entgegengefeßt. 
Ste hat auch ſchon gar feine Traditionen, mie dieſe, 
von großen Herren (seigneurs), mit eigner dom König 
unabhängiger, militairiſcher und politifher Macht. Das 
allerdings bat fie mit der Kammer von 1815 gemein 
und muß fie mit ihr gemein haben, daß fie gleichfalls 
die biftorifche Ordnung vertritt, daß fie nicht gouver— 
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nemental und miniſteriell, ſondern conſervativ iſt, des— 
wegen den liberalen Büreaukratismus bekämpft. Allein 
ihr war und iſt immer die unverſehrte Macht der Krone 
das Erſte und Hauptſächliche, dem gegenüber die Rück— 
ſicht auf ihre eignen Gerechtſame nachſteht. Sie will 
nur mit der Krone, nicht gegen fie ſtark ſeyn. Das 
Aufhören der früheren abfoluten Monarchie ift nicht ihr 
Merk, und deren Miederheritellung war nicht ihr Beruf. 
Daß fie bierauf einfach die Weltgefchichte hätte zurück— 
lenken follen, und zwar durch Eünftlich berbeigeführten 
Bruch der Verfafungsfeftfeßung 1855, wind zwar von 
einer, wenn auch vereinzelten, doch achtbaren Stimme als 
ihre Pflicht, und die Unterlaffung deffen als ihre un- 
ſühnbare Schuld erklärt, zufolge deren ſie nicht auf mehr 
monarchiſche Gefinnung Anſpruch babe, als die conftitu- 
tionelle oder demokratifiche Partei. Aber fo unausgefeßt 
und mit fo feltnem Selbitvertrauen zu der eignen ftaats- 
männifchen Einficht das auch wiederholt wird, fo batte 
fie dennocd in Wahrheit nicht Grund und nicht Berech- 
tigung, einen andern Boden als den von der Providenz 
ihr angewiefenen zu betreten, und auf diefem Bnden hat 
fie fih nur monarchiſch bewährt. Sie bat feit 1849 
nivgend ein Gelüften gezeigt, Sich durch Stärkung der 
Kammern ftarf zu machen gegen die Krone, jondern bat 
im Gegentbeil — in beiden Kammern unter ihren ber- 
ichiedenen Führern — felbit die dargebotene Macht aus- 
gefchlagen zur Erhaltung der Stärke der Krone. Würde 
wohl die chambre introuvable auf das Gteuerbe- 
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milligungsrecht verzichtet, würde fie das bon der Re 
gierung felbft eingebvachte Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, 
diefes befte Mittel gegen ein Minifterium Talleyrand 
oder Decazes, abgelehnt haben? Hätte im der 
chambre introuvable ein Wortführer der ariftofrati- 
ſchen Partei unter dem Beifall derſelben fügen können: 
„wenn wir beute erliegen, jo erliegen wir nicht unſern 
Gegnern, fondern der Regierung Seiner Majeftät, und 
wir werden, da fih darin die Macht der Regierung 
Seiner Majeftät bewährt, felbft unfere Niederlage als 
einen Triumph feiern”. Und umgefebrt, würde unfere 
erite Kammer ungeachtet ihrer wohlbegründeten Eiferfucht 
gegen die Büreaukratie gleich der chambre introuvable 
ein Wahlgefeb nicht etwa bloß ermäßigen, fondern ver— 
werfen, aus dem Grunde, daß es der Staatsregierung 
einen bedeutenden Einfluß auf die Wahlen eröffnet? 

Es beſteht bei uns feine Adelspartei, fondern 
eme monarhiih-conferbative Bartei von 
mannigfachen Elementen, wie bon mannigfachen Frak— 
tionen und Schattirungen. In ihr iſt die Ariſtokratie 
ein bedeutendes Element, ein mächtiger Stamm und 
Mittelpunkt. Und was dieſe Partei ausgerichtet, darüber 
ſchweigt freilich die Tagespreſſe, die nur, was ihres Geiſtes 
iſt, feiert, aber es zeugen darüber die Thaten und die Er— 
folge. Sie hat die Macht der Obrigkeit befeſtigt, hat 
an erſter Stelle die Regierung nach einer Revolution 
der Nothwendigkeit ungeſetzlicher Maßregeln enthoben, 
hat in einem Staate von europäiſcher Selbſtſtändigkeit 
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die Fortdauer einer Landesvertretung möglich gemacht, 
bat in Deutfchland das erſte Beilptel gegeben von Kam— 
mern, die dem Liberalismus nicht buldigen, noch auch 
ihn blos ermäßigen, fondern das Entgegengefehte, feine 
YAuflöfung (le contraire de la revolution) mit- ganzer 
Energie verfolgen, die der Regierung eine Stüße ftatt eine 
Schwächung find, die mit voller Unabhängigkeit treue 
Hingebung verbinden, und ein Shftem der Korruption 
eben fo unmöglich als umöthig machen, die den eingelmen 
Maßregeln der Regierung Widerftand leiften, aber. für die 
Rechte und Prärogative der Negierung felbft die Schüßer 
und Wächter find. Sie bat die Macht der Regierung 
an feinem Punkte gebrochen, fie bat ihr den rechten Weg 
der wahren Prinzipien gegen die Hinderniffe und Ber: 
leitungen der falichen Meinung geebnet, und bat auch 
da, wo fie den Weg der Regierung nicht billigte, ihr 
wohl die Zuftimmung verweigert aber niemals die Lohalität 
verläugnet, Will man das Ariftofratie nennen — daß 
ich mit dieſer Ariſtokratie zufammenftebe, ift nicht Sache 
meiner Wahl, fie ift mir der gegebene Gefinnungs- und 
Bundesgenoſſe. „Handelte es fih um eine Oppofition 
der Ariftofratie gegen die Krone, fo wäre ich der lebte, 
dev in ihrer Neibe erfchiene. Sch bin nicht der Krone 
zugetban um der Mriftofratie willen, ich bin der Mrifto- 
fratie zugetban um der Krone willen. Mich Enüpfen 
weder perlönliches Intereſſe noch gefellfchaftliche Be— 
ziehungen an die Mriftofratie, ich bin der rechten 
Seite dieſes Hauſes, auf welcher die Xriftofratie ein be- 
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deutendes Element iſt, nur politiſch verbunden. Es 
iſt die Armee, in welcher ich bis jetzt gedient 
babe. 

Nach allem diefen mußte ich in diefem Bande — 
der Staatslehre — es für befonders angezeigt erachten, 
überall bei den betreffenden Materien auf meine Reden in 
der Eriten Kammer, bezüglich im Herrenhauſe zu verwei— 
fen,*) fo wie mitunter die Vorgänge, bei welchen ich be— 
tbeiligt war, in Anmerkungen zu erörtern, einestheils, 
weil in den Reden zufolge dev bebenden und fpannenden 
Macht der Situation meine Grundfäße bäufig viel an- 
ſchaulicher und eindringlicher dargelegt find, als das in 
einem fchriftitellerifchen Werke möglich it, anderntbeils, 
um Die durchgängige Uebereinftimmung meiner wiſſen— 
Ichaftlichen Lehre und meines thätigen Verhaltens aufzu- 
werfen, meine Lehre durch die Probe der Anwendung, 
mein thätiges Verbalten durch Treue gegen lange vorher 
verfündigte Ueberzeugungen zu rechtfertigen. 

Berlin, im Mat 1856. 


*) Eine Auswahl meiner Reden habe ich früher felbft herausgegeben : 
„Reden von Stahl, Berlin 1850 bei Hertz Geſſer'ſche Buchhandlung). 
Eine vollftändige Sammlung derjelben ift nunmehr ohne meine Betheili- 
gung erihienen: „Barlamentariiche Reden von Stahl. Herausgegeben von 
Treuherz, Doctor der Rechte. Berlin 1856, bei Holfftein.” 


Aus der Dorrede 


zur zweiten Auflage. 


Meine politiichen Ueberzeugungen find im MWefent- 
lichen diefelben geblieben, wie in der eriten Auflage. Sch 
gehe aus dom göttlihen Recht der Obrigkeit, von der 
Legitimität, von der Souveränetät des Fürften, aber ich 
gelange gerade durch die tiefere Bedeutung Diefer Fun— 
damente alles Staatenbeitandes zum ftaatlichen (oder 
fonftitutionellen) Princip, d. i. dem Princip öffentlicher 
Nothwendigkeit in Verfafiung und Verwaltung, und zur 
Entwicklung ſtändiſcher Wirkfamfeit im neueren national- 
einheitlichen Charakter — bierin im Gegenfage gegen die 
Bewegung der Zeit, welche diefe Einrichtungen nur vom 
Boden der Volfsfouveränetät und darum ohne inneres 
Maaß anftrebt, wie gegen die veaftionäre Lehre, welche 
fie verwirft. Sch will die Autorität und die Freiheit — 
das zwar wollen Alle; aber ich will Ordnung und Au— 


XXVII Aus der Borrede zur zweiten Auflage. 


torität nicht als Produkt dev Freiheit (des Willens der 
Nation), fondern als urfprüngliche, die vor der Freiheit 
und über ibr find, und till dennoch auch die Freiheit. 
Ich ſetze deßhalb die Freiheit nicht in die Selbſtregierung, 
in die Herrſchaft der Nation, ſondern in den ſelbſtthä— 
tigen Gehorſam, d. i. in die Mitvertretung und Mitge— 
ſtaltung ihres geſetzlichen Zuſtandes. Damit befinde ich 
mich in entſchiedenem Widerſtreit gegen die Grund— 
geſinnung der liberalen Partei; dagegen für mehrere und 
bedeutende Reſultate ihres Syſtems, die von meinen Ge— 
ſinnungsgenoſſen häufig zu den abſoluten Verirrungen 
gerechnet werden, ſuche ich nicht Abwehr, ſondern nur 
Läuterung und Begränzung. Dem Vorwurf, daß ich 
mich dadurch ſelbſt an dem politiſchen Abfall der Zeit 
betheilige habe ich nur die Frage entgegenzuſetzen, ob 
man mir einen Zeitpunkt (terminus a quo) bezeichnen 
fann, von dem an der Abfall beginnt, einen politischen 
Zuftand, dev wertb geweſen wäre feitgebalten zu werden ? 
Wo nicht, fo darf auch der Bildungstrieb der Gegen: 
wart mit feinen eigentbümlichen Formen nicht verworfen, 
jondern nur berichtigt werden. Das zwar entgeht mir 
nicht, daß nach dem Naturgefeß wie nach aller gefchicht- 
lichen Erfahrung eine fogenannte „vechte Mitte“ feinen 
Halt bat, überall die Gironde durch den Berg überwäl- 
tigt wird. Allen eine artikulirte Anficht, ſelbſtſtändig aus 
Einem Brineip entwidelt, ift feine bloße „rechte Mitte“, 
und. es ift ein Anderes, die vechtmäßige Autorität auf- 
heben und Dann nod dem Losgelaffenen Volkswillen 
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Maaß ſetzen wollen, und ein Anderes, an der recht— 
mäßigen Autorität vor Allem feſthalten und von ihr 
aus Volksbetheiligung im beſtimmter Gränze herbvor— 
rufen. Daß dies an ſich ausführbar ſeh, muß man als 
ein etbifches Poſtulat feitbalten, wenn auch derzeit Die 
dorwiegende Richtung, da ihr Ehrfurcht und Befcheidung 
feblen, der erfprießlichen Ausführung eim großes Hin- 
derniß it. 

Zwei Jahrhunderte durch bat in dev Wiſſenſchaft 
ausjchlieglich das Princip der individuellen Freiheit und 
der Volfsgewalt geherrſcht, es bat fich nach allen feinen 
Konfequenzen durchgebildet und zulegt auch im Leben 
vollftändig verwirklicht: als abfolute Emancipation 
des Menichen von göttlicher Offenbarung und göttlich 
menschlicher, hiltorifcher Ordnung. Da ift der ſchlummernde 
Sinn für die zerftörte Wahrheit endlich wieder erwacht 
und der andere Vol des menfchlichen Daſehns, das was 
über dem Menſchen iſt, wieder in fein Recht getreten, die 
großen geiftigen Conceptionen tragen feitdem ein ganz 
anderes Gepräge, der Gang der Geſchichte gebt nach 
einem andern Ziel. Es ift dor Allem der chriftliche 
Glaube, der allgemach völlig abjorbirt war, mit aller 
Lebendigkeit und augenfälligem Wachstbum wieder in 
den Gemütbhern eingefebrt, und die Kurzfichtigen balten 
dieſe erſten Anfänge eines weltgefchichtlihen Umſchwungs 
für die Idioſhnkraſie eines Fleinen Haufleins, während 
ihnen der gebaltlofe Schaum, der auf der Oberfläche brauft, 
die Schladenmaffe eines vergangenen Yäuterungsprozefies, 
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als der fruchtbringende Keim der Zeit erfcheint. Es ift 
das Königthum bei Vielen, und, was fehr mwefentlich ift, 
vor Allen in feinem eignen Bewußtfehn wieder eine 
moralifhe Macht geworden, nicht als volfsbeitellter Trä— 
ger exefutiver Gewalt, fondern als die Obrigkeit, der 
das Volt don Gottes- und Rechtswegen untertban ift. 
68 beſteht wieder ein Sinn für ftändifchen Lebensberuf 
und feine forporative Pflege, für erworbene Rechte, für 
[öblihe Zucht und Schranfe zur Wahrung materieller 
und geiftiger Güter Das Alles iſt ein großer Aft der 
Miederheritellung, den Gottes Vorſehung im Bewußtfehn 
der Zeit vollzieht, und fie wird ihn auch in den thatjäch- 
lichen Ereigniffen der Zukunft nicht derläugnen. Allein 
wenn wir wieder aufbauen, was jene Richtung zeritört 
bat, jo dürfen wie nicht zerftören, was fie gebaut bat: 
das Recht des Menſchen, die Selbjtthätigfeit dev Nation, 
Die verfaſſungsmäßige Ordnung, Die geiftige Macht der 
öffentlichen Lebenswürdigung. 


Diefe Prineipien ftehen mie über alle Zweifel feft, 
fie beruhen auf unferer tiefiten ethiſchen Grundan- 
ſchauung. Etwas Anderes ift die Durchführung. Dieſe 
gebt ins Gebiet der Außen mechanischen Erfolge, it 
abhängig von der Fülle der Kenntniffe und Erfahrungen. 
Hierin mag ich mannigfach irren, da zu viel einräumen, 
dort zu viel abſchneiden, den geitaltenden Entwidlungs- 
feim oder die Bedingungen der thatjächlichen Verbält- 
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niſſe mißkennen. Darüber beſcheide ich mich gern. Ich 
rühme mich nicht, der rechte Steuermann zu ſehn, der 
Staat und Kirche durch die Klippen und Stürme dieſer 
Zeit ſicher hindurchzuführen vermöchte, aber ich glaube, 
daß mein Kompaß der rechte iſt, und daß ich in der 
Richtung ſegle, nach der hin das Land liegt. 

Berlin, den 12. December 1845. 


Der Verfaſſer. 
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Einleitung. 





Bon der Staat3lehre überhaupt. 


8.1, 


Die Lehre vom Staate, wie fie in diefem Buche dargeftellt 
wird, iſt gegründet auf den Gedanfen des fittlihen 
Reiches. Dieſer ift bewußte in ſich einige Herrichaft nad) 
fittlich = intellektuellen Motiven über bewußte frei gehorchende 
Weſen, damit auch diefe geiftig einigend — er tft demnach 
Herrschaft von perfönlichem Charakter nach jeder Beziehung, 
ein Reich der Perſönlichkeit. 

Der Gedanke des fittlichen Neiches, den wir der Staats— 
lehre zu Grunde legen, ift der oberfte ethiſche Begriff. Cr 
geht Durch alle Beziehungen und befteht unter allen Bedingungen 
des menschlichen Zuftandes, ex iſt deifen allgemeine und abjolute 
Beitimmung (teAos). Er gehört daher gleihmäßig dem relt- 
giöfen, dem moraliichen und dem Nechtögebiete an. Das Reich 
Gottes, das die chriftliche Neligion uns jenſeits verheißt, ift 
jeine vollendete Verwirklichung. Hier tft es die oberſte Perjön- 
lichfeit, Gott, der die Menſchen nad) jeiner vollflommenen Hei— 
ligfeit und Weisheit beherricht und in vollfommener Freiheit, 
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d. i. wie äußerlich fie erhaltend und ordnend, eben jo auch innerlich 
fie erfüllend, daß fie Eines Geiſtes und Eines Willens mit 
Ihm find und dadurch unter einander (1. $. 27). Aber auch auf 
Erden ift die moraliiche Welt (das innere Leben und das freie 
Handeln der Menjchen) ein fittliches Neid), wenn auch nicht als 
ſolches fichtbar fich daritellend. Denn die reale Macht Gottes 
wirft in ung das Anſehen des moraliichen Gebots und, joweit 
fie irgend erfolgt, deffen Erfüllung. Sie wirft die beſtimmte 
ſittliche Vorſtellungsweiſe der Völker und Zeiten, fie die natür- 
lichen Folgen der Sünden und Yafter und die nur ahnend ver- 
nehmbare Nemeſis im Leben der Menjchen und in der Geichichte 
der Völker. Es tit nicht Jo, daß die Menſchen in abjoluter 
Iſolirung, wie jeder in feinem Innerſten abgejchloffen fich vor: 
fommt, ein unperiönliches Sittengefeß, eine todte Regel, befolgen 
oder verlegen. Es iſt ein Band über ihnen an der gemeinfam 
bebherrichenden Macht, die überall Alle umfängt, aber exit dort 
offenbar werden joll. Die Sitte beiteht nirgend blos als Gejeß 
und erfüllender Einzelner, fie bejteht überall als bewußte ge— 
meinjame Aufforderung und Fügung nad einem gemeinjamen 
Ziel, fie befteht überall als ein Reich. So iſt denn endlich 
auch die bürgerliche Drdnung ein fittliches Neich. Auch bier 
it eine über den Menjchen erhabene Herrichaft aufgerichtet in 
verfönlihem Charakter, d. i. ihrer jelbit bewußt und ihres 
Handelns mächtig und mit einer realen Macht über fie; es wird 
hier die Herrichaft einer wirklichen natürlichen Perjönlichkeit 
erjett Durch die gegliederte Einrichtung (den Staatsorganismus), 
und es ilt die vollfommene oder doc die regelmäßig natürliche 
Beſchaffenheit derfelben, daß fie auch in einer natürlichen Per: 
jönlichfeit (dem Königthum) ihr innerftes Centrum habe. Auch 
hier iſt es eine Herrſchaft von fittlich verftändigen Zweden, und 
auch bier jollen die Menſchen frei gehorchen, indem die fittlich 
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verjtändige Ordnung, die über ihnen fteht, auch zugleich ihr 
eignes wahres Weſen und Wollen it und ſich nur durch fie 
und in ihnen verwirklicht, und jollen fie durch die Hingebung 
an dieſe Drdnung und ihren Geiſt unter ſich geeinigt jeyn. Es 
ift dieß allerdings eine ganz andere Art umd eine weit niedrigere 
Stufe von fittlihem Reich, daß eine fünftliche aus den Menfchen 
jelbjt gebildete Einrichtung, nicht eine höhere Perlönlichkeit 
(Gott), die Herrichaft hat, diefe deßhalb nach menjchlich ge- 
brechlicher Einficht und Sitte geführt wird; es iſt eine niedrigere 
Stufe von fittlihem Reich, daß die beherrichende reale Macht 
und das Geje nicht untrennbar Eines find, jondern fich löſen 
fünnen, und daß die innere Erfülltheit der Gehorchenden vom 
Geiſte des Geſetzes und der Ordnung, welche die Anforderung 
it, im der Wirklichkeit nur dürftig beiteht. Aber der Begriff 
des fittlichen Neiches und jene feine allgemeinen Merkmale find 
diejelben bier wie dort. Sein Begriff iſt unſre allgemeinfte und 
innerjte Anſchauung, weil ev überall das von Gott der fitt- 
lichen Welt gejeßte Ziel it. Wir nehmen demnach die Normen 
der bürgerlichen Ordnung nicht von dem Urbilde des dereiniti- 
gen Gottesreiches ber, und nicht von der moralischen Belt, 
wie fie im Diefjeits beiteht, jondern aus dem Wejen des fitt- 
lichen Neiches, das ald ein allgemeines diejen und ihr jelbit 
in gleicher Weile zufommt. Wir bauen nicht auf Parallelen 
und Analogieen anderer ethiſcher Gebiete, jondern auf die 
Charaktere, welche jedes ethiſche Gebiet nad) dem Urgeſetze 
der fittlichen Welt in ſich trägt. 

Diejer Begriff des fittlichen Neiches giebt die tiefere (phi= 
(ofophiiche) Grundlage und Bürgschaft politiiher Ordnung und 
volitifcher Freiheit. Denn er enthält als dieſe jeine Charaktere 
die Noth wendigkeit einer über den Menſchen ſchlechthin erhabenen 
Autorität, d. i. eines Anſpruchs auf Gehorſam und Ehrfurcht, 
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welcher nicht bloß dem Gefeße, jondern einer realen Macht 
außer ihnen, der Obrigfeit (Staatögewalt), zufommt (Princip 
der Legitimität im Gegenjage zur Voltsjouveränetät), und zu— 
gleich die Nothwendigfeit eines ſittlich veritändigen Inhaltes, 
welcher das unwandelbare Wollen, daher auch die Schranfe 
diefer Autorität ift, d. i. die Nothwendigfeit des Gejetes des 
Staates, das durch die Gefchichte überfommen über Fürft und 
Volk Steht und nur nad) Seinen eignen Bedingungen abgeändert 
werden fann (fonftitutionelles Prineip im wahrhaften Sinn), 
und endlich die Anerfennung der Nation (der Gehorchenden) als 
einer fittlichen Gemeinfchaft, deßhalb ſelbſtſtändig, frei gehorchend, 
dem Geſetze nur ald Ausdruck und Forderung ihres eignen 
fittlichen Weſens unterworfen (II. $. 10), aus dem es ur- 
Iprünglich durch Sitte und Herfommen hervorgeht, und an dem 
es bei jpäterer Fortbildung mittelft der Zuftimmung der Landes- 
vertretung erprobt wird (Neprälentativprineip im wahrhaften 
Sinn). Die Deduftion aus dem Willen des Menichen, jey 
es des Einzelnen, ſey es der Gejammtheit, jey es ihres zu— 
fälligen oder ihres vernünftigen Willens, gelangt nie zu einer 
ſchlechthin erhabenen realen Autorität, ſie iſt daher immer, 
greller oder milder, offener oder verhüllter, in ihrem innerſten 
Grunde revolutionär. Die Deduktion aus dem erworbenen 
Rechte eines Herrſchers oder aus der Nothwendigkeit einheitlicher 
Führung, oder aus der Gottbeſtelltheit der Herrſchaft (wenn man 
bei dieſer allein ſtehen bleibt), gelangt nie zur Selbſtſtändigkeit 
und (ſelbſtſtändigen) Berechtigung des Volkes. Nur die Anſchauung 
des ſittlichen Reiches giebt die ewige Ordnung des Staates, die 
alle ſeine Principien und Elemente in harmoniſcher Einheit 
enthält. Wenn das auch in der Wirklichkeit ſchwer herzuſtellen 
ſeyn mag, indem die Regierungen bei thatſächlicher Gewalt nicht 
leicht das Volk zur Selbſtſtändigkeit erheben, und das Volk 
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bei thatfächlicher Gewalt nicht leicht die Erhabenheit des fürft- 
lichen Anjehens ftehen läßt, auch wirklich bet der Unzuverläſſigkeit 
der Menſchen beide eine Art Nothitand abhält, von ihrer Gewalt 
etwas aufzugeben; dennod) bleibt e8 unverrücdbar das fittlich- 
politiiche Urbild und das Maaß des Urtheilens und Handelns. 
Namentlich ift die die Forderung und das Ziel nad) chrift- 
licher Yebenswürdigung, da die Idee des fittlichen Neiches 
nach allen feinen Stufen der chriſtlichen Weltanjchauung und 
nur ihr angehört. Der Achten chriftlichen Lebenswürdigung 
entipricht weder die revolutionäre Lehre der alten jchottiichen 
Puritaner und englischen Independenten, noch die Lehre von 
der abjolutiftiichen Gewalt und dem -unbedingten Gehorjam, 
wie fie die Anhänger der Stunt? (Filmer u. .w.) vertraten, 
nod die politiiche Gleichgültigfeit des Altern deutjchen Pie- 
tismus. Sie fann weder das Anjehen der gegebenen Obrigkeit, 
noch die Entfaltung politiicher Freiheit und Berechtigung des 
Volkes unter diefem Anjehen, noch die innere ethijcherechtliche 
Geſetzmäßigkeit und Nothwendigfeit miſſen. 

Daß Kants und Fichte's oberiter ethiicher Begriff der 
fittlichen Weltordnung ein anderer ilt, als diefer Begriff des 
fittlichen Neiches, leuchtet ein. Es ift bei ihnen eine Negel, 
ein Gejeß, das die Perjönlichfeiten befolgen, nicht eine Perſön— 
(ichfeit (oder eine jonftige reale Macht), die fie alle umfaßt und 
einigt. Eine ſolche kann höchſtens (wie auch Kant fie poltulirt) 
noch Außerlich hinzufommen, um die Erfüllung des Geſetzes zu 
fichern und gegen feine Verlegung herzuitellen, ein Nichter, nicht 
iſt fie ſelbſt (Gott oder bez. die Obrigkeit) und ihre Herrichaft (ihre 
Durchdringung der Menichen und deren Ginigung in ihr) das 
Weſen und die Erfüllung aller Sitte. Ebenſo verhält es fich 
auch mit dem Begriff des abjoluten oder bez. des objektiven 
Geiſtes, welcher in der Philofophie Hegels die Stelle unjeres 
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Begriffes vom fittlichen Neiche einnimmt. Auch er weicht darin 
ab, daß er nicht eine lebendige Einigung der vielen Perſön— 
(ichfeiten mit und in dev Einen oberiten Perfönlichkeit (Gott 
— König — Obrigfeit) ift, jondern Aufgehen derſelben in die 
Subftanz, (den Begriff, die Idee, den Weltgeiſt). Dieſe ijt 
freilich nicht eine bloße Regel (ein Ideal) wie bet Kant und 
Fichte, ſondern foll eine Nealität ſeyn, aber fie ift, wenn aud) 
das zugegeben werden könnte, doch jedenfalls eine unperjönliche, 
des eignen Bewußtſeyns von ſich entbehrende, deßhalb nicht 
aus Bewuhtienn handelnde, ſondern jelbit nach bloßer Regel 
(Dialektif) wirkende Macht. Daß diefer Begriff für die ewigen 
Beziehungen des Menſchen zur ZTroitlofigfeit führt, iſt hier 
uicht der Drt nachzuweiſen. Im politiicher Beziehung führt er 
einmal dazu, dab der Perjönlichfeit des Fürften fein materieller 
Einfluß, ſondern blos die formale Autoriſation des logiſch von 
jelbft Gewordenen (dev Punkt auf das t) zugeltanden wird; 
jodann führt er troß aller widerftrebenden Anftrengung der 
Wohlmeinenden darauf hinaus, feine urſprüngliche reale Auto- 
rität (Fürſt — legitime republikaniſche Obrigkeit) als jolche, 
jondern nur die unperjönliche Vernunft, die „Macht der Idee,“ 
über dem Volk anzuerfennen. Das iſt zwar in der Theorie 
immer befjer als die (ſubjektiv rationaliſtiſche) Lehre Rouſſeau's, 
die nur den Willen des Einzelnen oder der Maſſe als die 
fittliche Macht auf Exden gelten läßt. In der Praxis aber hat 
es denjelben Erfolg. Denn die Idee als ſolche ift weder irgendwo 
authentisch publieirt, noch hat fie eine Macht; es iſt daher aud) 
hier wieder das menschliche Bewußtſeyn, das Volk, das fich die 
Idee konſtruirt und danach feine Obrigkeiten einſetzt und beherrſcht, 
ftatt fie über fich zu haben und fich von ihnen beherrſchen zu 
laffen. Das Zurückſinken von Hegeld monarchiſchem oder viel- 
mehr geuvernementalem Standpunft in den demofratifchen der 
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jüngern Schule war ein unvermeipdliches. Denn die monarchiiche 
und überhaupt obrigfeitliche Gewalt, die Hegel lehrt, iſt ſelbſt 
nur ein Ergebniß des Denkgeſetzes (Dialektik), d. i. einer Macht, 
die nirgend perjönlich, jelbitbewußt, wollend tft, als in mir 
(dem Individuum), Über das daher auch nur ich (das Indivi— 
duum) oder vollends die Maſſe derer, in welchen der Geiſt zu 
feinem Bewuhtieyn fommt, das Volk, das oberfte Urtheil und 
Gericht haben. Auf gleiche Weiſe it auf dem moralischen 
Gebiete bei der Nachkommenſchaft Hegeld an die Stelle des 
fittlichen Geſetzes, das bei Hegel jelbit eine Objektivität bat, 
die Genialität getreten. So löſt fich alle höhere fittliche Ordnung 
zuleßt in den jogenannten jelbftbewußten oder freien Geiſt auf, 
d. 1. in das Denken und Wollen des Menjchen, das dann feinen 
Inhalt mehr hat, jondern blos das Vorgefundene in frecher 
Willkühr zeritört. Das aber muß amerfannt werden, daß diefe 
Auffaſſung Hegels, indem fie eine objektive Macht und eine 
jubjeftive Aneignung und Erfüllung als unterichiedene und 
dennoch geeinigte Momente poitulirt, die Vorbereitung gegeben 
hat, vom wahren: Standpunkte (dem der perlönlichen Welt- 
urſache) aus die wahre Erkenntniß wiſſenſchaftlich Feitzuitellen. 

Die neuere Bildung, wie fie und auch in den großen 
Maſſen, im Ganzen des Zeitalters, entgegentritt, hat fich we— 
jentlihe Momente des fittlichen Neiches angeeignet — (Die 
Freiheit, Selbitthätigfeit des Volfes und der Individuen, das 
Gele ald die Alles durchdringende Nothwendigfeit des öffent— 
ftchen Lebens im Gegenjate willführlicher Herrichaft) —, aber 
fie hat dafür das erſte feiner Momente eingebüht, die gegebene 
höhere reale Autorität, die Obrigkeit, die vor und über dem 
Bolfe ift, in der es politiſch Eins werden joll. Sie bewegt 
fi) denn überall um die beiden abftraften Begriffe, Freiheit 
und Gejeß, und kann eg nicht fir möglich halten, dab damit 
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nicht Alles erſchöpft ſeyn jolle; fte hat Feine Ahnung, dab ihr 
das Weſentlichſte Fehlt, der urfprüngliche Herricher und das 
ursprüngliche Gejammtztel der Herrſchaft, durch welche allein 
die Mafje Ein Neich ift. Dem entiprehend faßt fie auch das 
Geſetz nicht auf ald ein gegebenes Höheres, ald das Geſetz der 
großen Snftitution, die ald Eine und diejelbe durch die Zeiten 
durchgeht, wenn auch in fteter Fortbildung begriffen, ſondern 
blos als ein Selbitgemacdhtes, ald den Willen des jett lebenden 
Geſchlechts. Daher rührt die Wahrheit und Die Verivrung der 
öffentlihen Meinung. Dagegen die Wenigen, welche dieſes 
Moment der Autorität in lebendigem Bewußtſeyn haben, pflegen 
es zum Theil jo einfeitig feftzuhalten, daß fte Dafür jene anderen 
aufgeben oder wenigitens zurüditellen, um jo mehr ald die 
allgemeine Weiſe ihrer Geltendmachung ihnen, und zwar mit 
Recht, den tiefften Anstoß erregt. Daher ihr Widerwille gegen 
alles verfaffungsmähige Weſen, gegen politiiche Freiheit. Jener 
Begriff in jeinem ganzen Umfang tft deßhalb die wahre rechte 
Mitte, d. i. die artifulirte höhere Anſchauung, in welcher die 
Beweggründe der fich befeindenden Parteien jammtlich ihre 
lautere Befriedigung finden”). 


*) Wenn ich hier und im Folgenden die Standpunkte der Parteien 
befänpfe, jo verfenne ich damit feinesweges, was die Schriftfteller derſelben 
außerdem in den beftimmten Refultaten Wahres und Gutes geleiftet haben. 
Noch weniger finde ich mich im Gegenfage zu jenen, die ohne irgend einen 
ethiſch-philoſophiſchen Standpunkt — blos den allgemeinen Sinn fiir das 
Gute und Rechte im Hintergrumde — ausſchließlich die Rückſicht des äußern 
Erfolges, der Erfahrung, der Geſchichte als Maafftab anlegen. Diefe 
Behandlung wird zwar immer ihre großen Mängel haben, da ein folder 
Standpunkt, gleihfam als das Steuer der Unterfuhung, nicht entbehrt 
werden kann, und daher fich immer ähnliche, nur minder unterfuchte und 
bemußte, philoſophiſche Beftimmungsgründe einschleihen. Sie hat aber 
dafür anf der andern Seite eine Unbefangenheit in Betradhtung des Er- 
folge voraus, die man von allgemein wiſſenſchaftlichen Gefihtspunften 
aus, wenn fie noch jorrichtig und klar find, nie vollftändig bewahrt. Beide 
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Der Gedanfe des fittlichen Reiches untericheidet fich von dem 
des ſittlichen Organismus fo, wie überhaupt Neich und 
Drganismus fi unterfcheiden. Der Organismus enthält be— 
ftimmte, in Zahl und Art beichränfte, verichtedenartige Glie- 
der, die, fich wechjelfeitig ergänzend, feines eine jelbftitändige 
Eriftenz für fih bat, und die er ſelbſt alle bedarf, um diefer 
Drganismus zu ſeyn (Kopf, Rumpf, zwei Arme, Beine u. ſ. w.); 
dagegen das Neich enthält eine unbegrängte Menge gleichartiger 
jelbftitändiger Eriltenzen, die ſich weder unter einander wechiel- 
jeitig vorausfeßen, noch zu jeinem Begriff gerade als dieſe er- 
forderlich find, aber unter einer höheren Beherrſchung jtehen. In 
diefem Sinne Sprechen wir von Naturreihen. Das Pflanzen- 
reich wäre Pflanzenreich, auch wenn das oder jenes Exemplar, 
ja die oder jene Art oder Gattung fehlte, und die eine Pflanze 
bedarf nicht der andern. Ein Reich aber nennen wir den In— 
begriff der gleichartigen Naturgebilde, weil auch hier ein höherer 
beberrichender Geift in alle diefe Eriftenzen aufgenommen ift, 
alfo fie beherricht; denn alle Herrichaft it ja Aufnehmen des 
Denfens und Wollend des Herrihers in das Senn der Be- 
herrichten. Wir müſſen uns den göttlichen Geift im Momente 
des Schaffens alfo thätig denfen, wie er feine Gedanfen dem 
Stoffe eimbildet in ſyſtematiſch Fortichreitender auf einander be— 
vechneter Weiſe, und diefer von ihnen erfüllt wird, um wahrhaft 
zu erfennen, dab die Natur aus Reichen beiteht, ein Neich ift. — 
Sp denn auch in den fittlichen Verhältniffen. Die Ehe z.B. 
iſt ein fittlicher Organismus. Auch die Herrichaft des Staates, 
wenn fie nicht, wie in den Despotieen, eine bloße Perſönlichkeit 
ift, ift ein fittlicher Organismus, da die Perjönlichkeit ja überall 


Behandlungsweifen find daher nothwendig und geeignet, ſich gegenfeitig 
zu läutern. 
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nur durch einen ſolchen exjeßt werden kann. Fürft, Standichaft, 
Gerichte, Nemterftufenfolge ergänzen fi, die Stantsherrichaft 
ift nicht völlig, wenn das oder jenes fehlt, und ift, wo fte gege— 
ben find, in fich geſchloſſen. Dagegen der Staat felbit, d. t. 
die Maffe dev Menfchen in ihrer geordneten Beherrichung, tit 
nicht ein Organismus, fondern ein fittliches Neich. Es fünnen 
ihrer Millionen dazu fommen, und es bedarf feines Einzelnen 
als des beitimmten Diejen, damit der Staat jey; aber alle 
find fie von derjelben Macht und ihrer Drdnung beherrjcht und 
dadurch in fich geeinigt, und die Einigung dieler ſämmtlichen 
Individuen unter diefe Drdnung iſt der Zwed des Staates. 





*) Daraus, daß die Herrichaft des Staates ein Organismus ift, 
folgt aber feinesweges, daß fie diefelben oder auch nur ähnliche Organe 
haben müſſe als der menjchliche Leib, wie Bluntſchli in feinem Bud: 
„pivchofogifhe Studien über Staat und Kirche“ folhe Parallele durch— 
geführt hat. Das oft Unannehmbare in den Refultaten ditrfte nicht als 
MWiderlegung einer großen wiſſenſchaftlichen Konception gelten; aber es 
ift grade wiſſenſchaftlich (a priori) gewiß, daß eine ſolche Parallele nicht . 
beftehen fan; denn wenn glei” der Staat mit dem menſchlichen Leibe 
das gemein hat, daß beide Organismen, werkzenglihe Einrichtungen find, 
fo ift es doch auch einleuchtend, daß die werfzeugliche Einrichtung zum 
Zwede eines individuellen Lebens (die Einrichtung fir Athmen, Nah— 
rung, Fortpflanzung) eine andere jeyn muß, als die Einrichtung zum 
Zwecke der Beherrſchung einer Anzahl ſelbſtſtändiger Verfönlichkeiten (die 
Einrihtung für Handhabung der Gerechtigkeit, fiir Entwidelung einer 
Sefammtmacht, für Förderung der Gemeinfitte u. f. w.). Wenn daher 
auch die Fehre jener abenthenerlichen Philofophie von den fechszehn Grund- 
organen des menschlichen Körpers mehr wäre als ein bloßes Spiel, fo 
wiirde daraus dennoch nicht folgen, daß auch der Staat die entfprechenden 
haben müſſe, fondern das Gegentheil, daß er fie nicht haben fünne. So 
unhaltbar der Grundgedanke diefer nenen Staatslehre ift, fo reichhaltig ift 
fie im Einzelnen an Belehrnngen und treffenden Reſultaten; aber diefe 
find eben nicht der Ausfluß jenes Gedankens, jondern der perſönlichen 
Einficht diejes bewährten Schriftftellers umd Staatsmannes. Es ift ähn- 
(ih wie auch in früherer Zeit oft hochgeftellte und geiftig ausgezeichnete 
Männer es eine Weile mit einem Adepten verfuchten, und bei defjen wun- 
derthätiger Laboratur auch wohl wirklich einiges Gold erhielten, aber eben 
nur das, was fie jelbft dazu gegeben, nicht das der Charlatan bereitet. 
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Der Gedanfe des fittlichen Neiches unterjcheidet fich aber 
auch auf der andern Seite von dem der Gemeinde. In 
der Gemeinde geht die höhere Beherrihung von dem Willen 
der vereinigten Menichen aus, im fittlichen Neich von einer 
Macht und Autorität vor und über ihnen. Sp die chriftliche 
Gemeinde (auch ald Gejammtgemeinde aller lebenden Chriften 
gedacht) erfennt als ſolche fein anderes Geſetz und Anfehen 
als den Willen und die Meberzeugung der ſämmtlichen Glieder 
in ihrer Einheit. Das Reich Gottes dagegen hat fein Geſetz 
und Anſehen an Gott felbit, und die chriftliche Kirche, die auch 
ein fittliches Neich it und als jolches von dev Gejammtgemeinde 
(wenn auch aus denfelben Menichen beftehend) wohl unter- 
ichteden werden muß, hat ein Gejeß und Anjehen an den von 
Gott gejegten Einrichtungen und der in der Geſchichte gefügten 
Berfaffung mit deren Obern. Die Vollmacht der Sünden- 
vergebung iſt nicht der Gemeinde (auch nicht der Geſammt— 
gemeinde), jondern der Kirche in diefem Sinn ertheilt; die 
Gemeinde erwählt ihre Prediger, aber ihre Ermächtigung er— 
halten dieje nicht durch die Gemeinde (Menschen fünnen ſolche 
nicht ertheilen), ſondern durch die Kirche, die bereits beitehen- 
den firchlichen Obrigfeiten und Nemter,; welche die gegenwärtige 
Generation ſich nicht gegeben bat, durch die Inftitution über 
der Gemeinde der jammtlichen Lebenden. Schon Iprachlich iſt 
die Gemeinde ein Inbegriff von Menjchen, dagegen die Kirche, 
d. 1. das Haus des Heren (zupraxöv), etwas Anftaltliches über 
ihnen. Eben jo auf dem politischen Gebiete. Die bürgerliche 
Gemeinde regiert ſich ſelbſt (self government), ihre Verfaſſung 
iſt deßhalb auch naturgemäß vepublifaniich (ſelbſtgewählte 
Obrigkeiten u. ſ. w.). Dagegen die Nation ſoll Staat jeyn, 
ſohin ein fittliches Neih. Ste Toll deßhalb in der Kegel von 
einer gegebenen höhern Autorität vegiert werden, von einem 
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König, und ihr felbit, der Natton, nur die freie Aneignung 
der Geſetze zufommen. 

Gibt man mir diefen Begriff des fittlichen Neiches zu, 
namentlich auch die gegebene reale Autorität, welche das erfte 
Moment defjelben ift, jo wird man mir die ganze politiſche 
Auffaffung, welche in dem nachfolgenden ausgeführt ift, im 
MWoejentlichen zugeben müffen. Rouſſeau's ganzes Buch it 
nicht8 als die Ausführung des Gedanfend vom „allgemeinen 
(menschlichen) Willen“ als Princip des öffentlichen Lebens. 
Das Meinige iſt nichts als die Ausführung des Gedanfens 
vom fittlichen Neiche als einer Drdnung und Macht über den 
Menfchen, der fie jedoch als Freie jelbitthätige Glieder angehören. 


8.2. 


Die Lehre vom Staate umfaht ein Bereich von Verhält- 
niffen, in welchen zulammen exit fi) die ganze Aufgabe des 
Staates erfüllt, nemlich: den einzelnen Staat, das Wechjel- 
verhältniß der Staaten und die Elemente und fleinen Kreiſe 
unter dem Staate. Ein jegliches dieſer Verhältniſſe hat 
feinen eigenthümlichen Gedanken und weltöfonomtichen Zweck 
(TEkos), aber fie münden doc alle aulegt in jenen Einen Ge— 
danfen des fittlichen Reiches. 

Unter Staat veritehen wir zunächſt den gejchloffenen Ver— 
band einer größeren Menichenzahl unter einer oberiten unab- 
hängigen (ſouveränen) Gewalt. Sein weltöfonomifcher Zwed 
iſt die Herrfchaft für die Totalit ät des menfchlichen Gemein— 
zuftandes und Gemeinzieles. Für Diele Herrichaft ift Die 
menjhlihe Gemeinschaft zu einer Anftalt gefügt, vermöge 
welcher fie als Ein Wille und handelndes Subjekt, als ein 
mit fich identiſches Bewußtſeyn die Macht über die Einzelnen 
übt. Der Staat ift darum feinem inneriten Wejen nach eine 
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Perfonifieirung der menschlichen Gemeinfchaft. Dazu tft aber 
auch erforderlich, daß diefer herrſchende Wille in einer geiftigen 
Beitimmtheit, einer Iudividualität wurzle (I. 8.9), daß feine 
Herrichaft von einer in ſich einigen, fittlich intelleftuellen Le— 
bensanjchauung ausgehe. Dekhalb iſt der Staat Aufgabe des % 
Bolfes, und nicht des ganzen Menichengeichlechts. Denn im 
Bolfe beiteht, vermöge der Einheit feiner Abftammung oder 
ſeiner Gejchichte, und vermöge der organischen Entfaltung und 
Geſchloſſenheit feiner Thätigfeiten, diefe Einheit des Bewußt— 
jeynd und der Lebenswürdigung ſowohl überhaupt als ins— 
bejondere grade für die Gemeinzuftände. Nur das Volk bat 
deßhalb die Energie des Gemeinbewußtſeyns und die Durd)- 
dringung jeiner Zuftände, dab ed zum Staate fonftituirt als 
wahre Perfönlichfeit zu handeln vermag. 

Kommt e8 nun der gefammten Menichheit nach diefem nicht 
zu, als Ein Subjeft das Leben zu beherrichen, jo doch ala 
Gemeinjchaft der Völker die Herrichaft, welche das Volk (der 
Staat) führt, zu umſchließen und ale Baſis zu ftüßen — 
Völkerrecht und Diplomatie. Der weltökonomiſche Zwed 
der Völkergemeinſchaft tft nämlich die Konlervation der Völker 
und Staaten in ihrer Eriftenz und ihrem Nechte, dann die 
Verſorgung der allgemeinen Intereflen, welche die gemeinjame 
Bafis des Zuftandes der einzelnen Völker bilden, als 3. B. 
Freiheit der Meere, Welthandel, endlich bei höherer Entwicke— 
lung auch bis zu gewiffem Grade die Aufrechthaltung von 
gemeinſam anerfannten politiichen Principien, welche der Re— 
gterung jedes Staates zu Grunde liegen jollen. 

Die Weltgefchichte geht aus von dem Zuftande der Außerften 
Trennung und Feimdichaft unter den Völkern, eine Folge der 
Trübung des menschlichen Bewußtſeyns. Erft die chriftliche 
Erlöſung der Menjchheit hat die Möglichkeit eines Bandes der 
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innern Gefinnung unter den Völkern hergeftellt. Bon da aus 
iſt in der Gemeinschaft der Völker eine Approrimation zu einem 
„Reiche“ (einer Herrichaft von perjönlihem Charakter) über 
die einzelnen Staaten, nach Form und Inhalt. Nach der 
ä Form, daß je mehr und mehr an die Stelle ijolirter Unterhand- 
(ung unter den einzelnen betheiligten Staaten ein verfaffungsar- 
tiges Alle umſchließendes Band hergeftellt werde, durch das fie als 
Ein ungetheilter Bölferverband die Angelegenheiten der Völker 
ordnen; und nach dem Inhalte, daß je mehr und mehr Einheit 
der politischen Würdigung unter den Staaten fich bilde. Würde 
die legte vollftändig — was aber auf Erden nie eintreten wird 
— dann hätte allerdings die Menjchheit, ftatt des Volkes, 
den Beruf Staat zu feyn. Dann wäre aber aud) das Ende 
der Weltgefchichte vorhanden. Das mittelalterliche Kaiſerthum 
war eine Anticipation dieſes Zuſtandes, ebendeßhalb beitand 
ed auch nur mehr in der Idee als in der Wirklichkeit. Dagegen, 
daß die Gejammtheit der Völker den Beruf hat, die unteriten 
Fundamente fittlich politiicher Ordnung, wenn ſie bei einem 
Volke weichen, zu ftüßen, das ift eine unläugbare Wahrheit. 
Sie lag der heiligen Allianz vor Augen. Nur wäre ed ein- 
jeitig, diefe Fundamente einzig und allein in der monarchtichen 
Gewalt zu juchen. Eine Intervention, welche den Monarchen 
in feine volle Gewalt einjeßt, aber dem Volke weder gegen 
Ausichweifung der Neaktion, noch für Sicherung wirklich be— 
gründeter Nechte und Herftellung eines gejeßlichen Zuftandes 
zu Hülfe kommt, kann ſich nicht fittlihe Ehrfurcht erwecken und 
das öffentliche Bewußtieyn befriedigen. Sie gewährt deßhalb 
auc nur augenblicliche äußere Wiederheritellung, aber begründet 
nicht die Geſinnung, welche allein die Wiederherftellung dauernd 
zu verbürgen im Stande tft. Wenn die Mächte Europa’s oder 
bez. Deutichlands als eine höhere Autorität einjchreiten, um 
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die Obrigkeit eines Landes gegen ihre Unterthanen zu fchüßen, 
jo übernehmen fie damit auch alle Pflichten der höheren Auto— 
rität, Recht und Gerechtigkeit und jelbit angemefjfene Schonung 
und Gnade dem Lande zu gewähren und Beruhigung (Paci- 
fifation) zu bewirken, und bat auf der andern Seite die Re— 
gterung, welche alfo durch fremde Hülfe geftüßt wird, auch 
infoweit ihr Necht auf gänzliche Unabhängigkeit eingebükt. 
Große Schwierigkeiten bat allerdings ſolche Gewährung der 
Gerechtigkeit und der Beruhigung gegenüber dev jeßigen revo— 
lutionären Bewegung, die nicht auf beftimmte einzelne Nechte, 
jondern gegen die Dbrigfeit als folche und gegen Die geſammte 
Rechtsordnung gerichtet if Doch entbindet das nicht von der 
Anforderung. Danach iſt die Nichtintervention als 
Grundſatz irrig; aber die Intervention darf doch nur in 
jeltenen Fällen eintreten. Der eigentliche und regelmäßige 
Beruf der Völkergemeinſchaft iſt danach nur die Ordnung der 
internationalen Verhältniſſe. 

Außer der Gemeinjchaft für die Totalität der Lebenszwecke, 
welche der Staat tft, entfaltet aber das Volk auch Gemeinjchaften 
für PartifularsZwede, einmal die örtlichen Gemein- 
Ichaften (Gemeinde), dann die Berufsgemeinſchaften 
(Stände). Wie ihr Zweck zuleßt doch immer Beltandtheil 
jenes Totalzweckes it, To find fie Elemente und Glieder des 
Staates; aber gemäß der fpecifiichen Natur deffelben und ihrem 
eignen von dem des Staates geſonderten Intereſſe Tind fie 
nicht bloße Abtheilungen des Staates, Jondern eigene Snititute 
mit einer Jelbititändigen Stellung im Staate. Als ſolche müffen 
denn auch fie eine Herrichaft von perfünlichem Charakter haben, 
zu Einem bewußten handelnden Subjefte fonftituirt ſeyn — das 
ilt die Gemeinde und die Standesgemeinihaft (Kor— 
poration), oder bez. wenn am Grundbeſitz Superioritäts- 
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und Abhängigkeitsverhältniffe beitehen und rechtlich gepflegt find 
— die Grundherrichaft. Diele Heineren Gemeinjchaften 
bilden das Gebiet der „Geſellſchaft“ im Unterichtede des 
Staates im engern Sinne oder des politiichen Gebiets, injofern fie 
nicht Sowohl zu gemeinjamer Beherrichung nach höheren Gedan- 
fen, als zu wechjeljeitiger Befriedigung des Bedürfniffes dienen. 

Jenes fittliche Neich, das die Menjchen bilden jollen, hat 
danach feinen Mittelpunkt und jeine leßte Erfüllung im Staate, 
d. 1. dem einzelnen gejchlofjenen Berbande, aber es erhält jeinen 
vollen Gegenstand und Inhalt aus dem Leben und Wirken der 
kleineren Kreile, Gemeinden und Stände, und es wird geitüßt 
und getragen, ja für einige feiner höchſten Aufgaben ergänzt 
duch die Wechjelbürgichaft und Gemeinjamfeit der Völker. 

Die Lehre vom Staate iſt demgemäß als ſolche noth— 
wendig auch Lehre von der Gefellichaft und Lehre von der 
Staatengemeinichaft. Sie umfaht das eigentlich poli— 
tiiche, das Soctale und das internationale Gebiet. 
Denn alle drei zuſammen find doch nur in untrennbarer Ein- 
heit der Staat nach feiner ganzen vollen Bedeutung. 

Das Gebiet des Staates in diefer Ausdehnung it nun 
juriſtiſch ausgedrückt das Gebiet des öffentlihen Rechts 
nach ſeiner weltlichen Seite, alſo mit Ausſchließung der Kirche. 
Denn es ſind die beiden großen Inſtitutionen zu Beherrſchung 
und Erziehung des Menſchengeſchlechts je nach dem irdiſchen 
und dem ewigen Ziele, Staat und Kirche, welche wir unter 
dem Begriffe des öffentlichen Rechts zuſammenfaſſen und dem 
Privatrecht als dem Bereich der Vollendung der Einzelexiſtenz 
gegenüberſtellen (I. $. 45); der Staat aber erſchöpft das 
Gebiet des öffentlichen Nechts nach der weltlichen Seite, Ge— 
meinde und Stand find Elemente des Staates, das Völker— 
recht ijt ein Verhältni unter Staaten. 
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8:8. 

Aus dem bisher Gewonnenen ergiebt fich denn auch der 
rebhtlihe Typus des Staates oder, was daſſelbe tit, der 
Typus des öffentlichen Nechts, jowohl an fi) als im Unter- 
ihiede gegen den des Privatrechts, und er gilt auch für die 
Kirche, Soweit fie als äußere rechtlich geordnete Inſtitution 
beiteht. 

Das öffentliche Necht umfaßt alle menfchlichen Gemein— 
haften, alle menschlichen Herrichaften zur Vollendung des 
menjchlichen Gemeindaſeyns, das Privatrecht alle Verhältniſſe 
zur Befriedigung und Vollendung des Einzeldaſeyns. Das 
öffentliche Necht beruht auf dem Gedanfen des fittlichen Reiches, 
gleichwie das Privatrecht auf dem der Perfönlichkeit, und es 
hat in allen feinen Inſtituten ein doppeltes Bildungsprinciy 
eben jo wie diejes (II. $. 1), nämlich eritens den welt- 
ökonomiſchen Zwed (tens) des betreffenden Initituts, d. 1. 
die materiellen und geiltigen Aufgaben des Gemeinlebens, 
und zweitens jenen perjönlichen Sharafter der Be- 
berrihung, wie wir ihn erörtert haben. Er ift der durch— 
gängige Typus des öffentlichen Nechts, wie der perſönliche 
. Charakter der Exiſtenz der des Privatrechts. 

Die Charaktere des öffentlichen Nechts find danach: 

1) Die Gewalt (imperium), welcher die Glieder unter: 
worfen find, und dieje iſt nicht eine Gewalt der Beherrichten, 
von diejen übertragen, wie die Geſellſchaftsgewalt, auch 
nicht eine Gewalt zur eigenen Befriedigung des Herrichenden 
wie die häusliche Gewalt (potestas); jondern eine dem 
Inſtitute jelbft innewohnende und fir die Erfüllung jeiner Ans 
forderungen dienende Gewalt. Dieje gegenſtändliche jächliche 
Begründung und Bedeutung der Gewalt unterjcheidet das 
öffentliche Necht vom Privatrecht. Faßt man die in den öffent— 
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lichen Nechtsinftituten, namentlich im Staate, geübte Gemalt 
als bloße Gefellichaftsgewalt, oder faßt man fie als Patrimonial- 
gewalt, in beiden Fällen tft der Begriff des öffentlichen Rechts 
aufgehoben, es bleibt nur Privatrecht. 

2) Der geordnete Zufammenhang der Menſchen nad) ge— 
wilfen Stellungen und dadurch die Gliederung zu der Anftalt, 
die das Subjeft der Beherrichung iſt — die Verfaſſung. 

3) Das Bereich von nothwendigen Zweden und vegel- 
mäßigen WVerrichtungen für diefelben — die Verwaltung. 
Auch dieſe rechtliche Nothwendigkeit der Zwede und Verrich— 
tungen unterscheidet die öffentlichen Nechtsinftitute von den 
privaten, und Dad eigentlich öffentliche Princip von dem patri— 
montalen. 

Durch diefe Charaktere realifirt fi denn jener Eine Cha— 
rafter, der das Bildungsprineip des öffentlichen Nechts ift ($. 2), 
der der Persönlichkeit der Herrichaft. Er geht deßhalb 
durch alle Snftitute des öffentlichen Nechts. Staat, Gemeinde 
und Korporation (auch die Kirche als Außere Snftitution) haben 
zu ihrem wejentlihen Zuge, daß fie in Beziehung auf Herr: 
ichaft Verjönlichkeiten find. Dieſer Charakterzug ift nicht zu 
vermiſchen mit dem Begriffe dev juriitiichen Perfon. Man - 
fann ihn vielmehr im Unterjchtede von diefem als den Begriff 
der politiichen Perſon bezeichnen. Jener iſt privatrechtlich 
und enthält nur die Fähigkeit, Vermögensſubjekt zu jeyn, dieſer 
dagegen iſt publicrjtiich, und enthält die Fähigkeit, Subjekt des 
Handelns und Herrſchens zu ſeyn. Der Staat 3. B., in dem 
er richtet, herricht u. ſ. w., iſt nicht juriftiiche Perſon, aber 
hat eine Perfönlichfeit in einem viel höheren Sinne, wie fie 
3. B. einer Stiftung u. |. w. abgeht. — 

- Die Streitfrage, ob der Staat als moraliiche Perſon zu 
betrachten jey, und namentlich, ob dermonarchiſche Staat eine 
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vom Fürften gelonderte Perfon und das eigentliche Subjekt der 
Gewalt jey, iſt hiernach zu enticheiden. Eine moraliiche Perſon 
im gewöhnlichen jurilttichen Sinne tft der Staat überhaupt nicht, 
ſondern das iſt nur der Fiskus. Diefer ift allerdings vom 
Fürften gejondert, der Fürft kann in diefer Hinficht wieder an 
jeinem Einkommen (Giviliifte) eine moraliihe Perſon bilden, 
unterichteden von ihm wie vom Fiskus. Dagegen eine Perſon 
in dem hier gegebenen Begriff iſt der Staat; als jolcher ift er 
vom Fürften zu untericheiden, indem noch andere Organe außer 
dem Fürsten diefe fünftliche Perjon mit fonftituiren ; aber niemals 
vom Fürften zu löſen und als ein jelbititändiges Subjekt außer 
dem Fürften anzuerkennen, indem jeine Perjönlichkeit eben im 
Fürften ihr Centrum bat, daher nie ohne ihn beſteht. Wenn 
3. B. der Fürſt einen Nichteripruch oder bei ſtändiſcher Berfaffung 
ein Gejet ohne ſtändiſche Zuftimmung erließe, jo wäre das fein 
Akt des Staats, Jondern bloß des Fürften (eigentlich nur des 
Menſchen, der Fürft tft), da zeigt ſich der Unterjchted zwiſchen 
Staat und Fürft und die Berechtigung dafür, daß er geltend 
gemacht wird. ber es können doch die Stände nie etwas 
thun ohne den Fürften, ja jelbit "die Nichter nicht gegen ſeine 
Hinderung etwas vollziehen, der Staat kann daher thatjächlich 
und rechtlich feinen Akt vollbringen ohne den Fürften, ift 
nirgend eine Perjönlichkeit, gelöft vom Fürften*). 

Nach diefen Erörterungen beiteht das Weſen des Staats 
und aller Inſtitute des öffentlichen Rechts nicht darin, daß 
durch fie die Subftanz (die unperfönliche Nothwendigkeit) wieder 
als eine höhere Macht über die Perjönlichketten tritt, wie es in 





*) Die Schrift Maurenbrehers: „die deutſchen Fürſten und die 
Souveränetät“ vermengt durchaus juriftiiche Perfönlichteit und politifche 
Perfünlichkeit des Staats und vermengt Unterfcheidung des Staates vom 
Fürften und Löjung vom Fürften. 

A 
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Hegels Auffaffung erſcheint; jondern gerade das Gegentheil, 
daß die Gemeinschaft ſelbſt zur Perfönlichfeit wird. Jener 
Auffaſſung widerfpriht der Charakter des Staates geradezu. 
Ihr würde nur ein Zuftand entiprechen, in welchem feine 
foncentrirte handelnde Macht (imperium) beftände, jondern die 
ſämmtlichen Menjchen von jelbft eine höhere Negel befolgten. 
Die ganze Geftalt der fittlihen Welt in der Wirflichfeit be- 
ftätigt die Perſönlichkeits-Anſchauung und widerlegt die pan- 
theiſtiſche Anichauung (I. $. 6 und 7). 





Erfter Abfchnitt. 


Die jocialen Elemente des Staates. 


Erſtes Kapitel. 


Die Gemeinde. 


$. 4. 
Di allgemeine Beftimmung zum gemeinfamen Gehorjam unter 
einem Höhern unterwirft Seden auch ohne feinen Willen dem 
Boden, das iſt: fie unterwirft ihn der gegliederten Gemeinschaft 
der Andern, die ſich mit ihm auf demjelben Boden befinden. 
Auf diefem Grundfat beruht die Gemeinde, auf demſelben der 
Staat, beide dulden feinen in ihrer Mitte, der ihnen nicht 
huldigt, und wer ihren räumlichen Kreis betritt, der tritt auch 
in den Kreis ihrer Herrichaft. Das eigenthümliche Band der 
Gemeinde aber ift die Gemeinschaft in dem engen Raum, 
den der Menſch mit feiner leiblichen Gegenwart zu beherrichen 
im Stande ift. Sie bewirkt die ftete Berührung der Perjonen, 
die unmittelbare Nachbarschaft der Sachen. Sie hat am Staate, 
der zwar auch räumlich gemeinfame Intereffen, aber nur in 
weiterer Ausdehnung verfolgt, nichts Entiprechendes. Gegen- 
ftand und Zweck (tEAos) des Gemeindeverbandes ift deßhalb 
das, was durch ſolche unmittelbare Nähe zur gemeinſamen 
Angelegenheit wird, das örtliche Intereſſe. Dahin gehört 
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vor Allem der Nahrungsbetrieb, die Gütererzeugung, dann 
Güte der Lebensmittel, Bauweſen, Pflege der Armen und 
Kranfen, Schuß gegen Elemente, Sorge für die Dertlichkeit 
ſelbſt (Neinlichfeit, Gelundheit, Verichönerung, Verbindung 
durch Nachbarſtraßen) und Aehnliches, endlich das Gemeinde- 
vermögen als Mittel für das Alles. Dieß find die eigent- 
fihen Gemeinde-Angelegenheiten. — Dagegen find 
die Intereſſen, welche die Dertlichfeit überjchreiten, die den 
nationalen Zuftand oder die höhern fittlihen Ideen des Ge— 
meinlebens betreffen, Gegenitand und Aufgabe des Staates, 
z.B. Militär, Yandesbeitenerung, Landespolizey, höheres Bilz- 
dungsweſen, Nechtöpflege u. ſ. w 

Allein abgeſehen davon, daß örtliches und nationales Inter— 
effe vielfach fich Durchdringen oder ohne Gränze in einander über- 
gehen, unterliegt diefe Ausscheidung einer zweifachen Modifika— 
tion. Einerſeits können unzweifelhaft gemeinpliche Intereſſen 
mitunter um der Unbefangenbeit willen befjer durch Staatsbehör- 
den verjorgt werden, andererjeitö können eigentliche Staatsjachen 
bi8 zu gewiffem Grade füglich in unterfter Inſtanz von der 
Gemeinde verjorgt werden, beſonders foldhe, welche bei der 
Ausführung der ISndivipualifivung nach der Dertlichfeit bedürfen, 
jo die Polizeyverwaltung in vielen Zweigen, jo jelbit die Gerichts- 
barfeit. Daß die Gemeinde hiefür nur fommittirt jey, ift 
fein ganz paffender Ausdrud, weil er ven Schein der Willführ- 
(ichfeit an fich trägt. Wohl aber ift die Gemeinde hiefür nur 
Drgan des Staates. Das ift von bedeutenden Folgen: bier 
fteht fie unter der Leitung, bei den örtlichen, als eigentlich 
gemeindlichen, Gegenständen hingegen nur unter Aufficht und 
bez. Kuratel des Staates. Kuratel nämlich ift eine Fürforge 
für einen Andern in jeiner eigenen privaten Sphäre bloß für 
jein Intereffe, daher ift die Gemeinde» Kuratel immer nur 
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negativer verhindernder Art und it Beichränfung der Gemeinde- 
verfügung aus Nüdficht des Gemeinde, nicht aus Rückſicht 
des Staatsinterefjes. Ferner ilt für die politiichen Funftionen 
bloß die Gemeindebehörde das Organ, für. die örtlichen zugleich 
auch die gelammte Gemeinde oder ihre Nepräjentanten. 


San, 

Da der Nahrungsbetrieb das oberite örtliche Intereſſe ift, 
jo ſcheiden ſich nach ihm die zwei Hauptklaffen der Gemeinden: 
die Landgemeinde, deren Nahrung auf Landbau, und die 
Stadtgemeinde, deren Nahrung auf Gewerb und Handel 
ruht. Die untericheidenden Wirkungen hiervon find ducchgreifend. 
Die Landgemeinde ift einfache Gemeinde, die Stadtgemeinde 
befteht aus mehreren Genoffenichaften, weil mehrere Berufsarten 
in ihr find. Die landbautreibende Gemeinde kann nicht die 
große Ausdehnung erhalten, und in ihrem Fleinen Raume wieder 
find die Menſchen nicht jo aneinandergedrängt, weil Feder eine 
breitere Unterlage an jeinem Beſitzthum bedarf und nur die 
Nähe der gemährenden Natur, nicht die der Menschen zu juchen 
hat; fie wohnt in Dörfern. Die gewerbtreibende Gemeinde 
dagegen mehrt und drängt fi in den Städten; denn hier 
wird Alles in der gegenjeitigen Mittheilung geiucht und ge— 
funden, und enger Raum genügt Sedem für feine Arbeit. 
Endlich fann bei der Einförmigfeit der Verhältniffe, dem ge— 
vingen Verkehr der Menjchen, dem beichränften Einfommen 
nicht die Bildung auf dem Lande entjtehen, welche in Städten 
das rege Leben, die Mannigfaltigfeit der Anſchauung und die 
Ausbildung beionderer Stände für geiſtige Intereffen mit fich 
bringen. Diefe Unterjchiede äußern ſich nothwendig in der 
Art der Verfaffung und Berwaltung der Gemeinde, jo wie in 
der Art, wie der Staat über fie herrſcht. 
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Ehedem- war nun die Gränze ſcharf gezogen dadurch, daß 
auf dem Lande ſtädtiſche Nahrung nicht betrieben werden durfte. 
Durch die Aufhebung dieſes Verbotes ift fie fließend geworden. 
Aber der Unterichted jelbit hat thatjächlich nicht aufgehört und 
darf rechtlich nicht aufgegeben werden. Annäherungen und 
Uebergänge, jo wie die Möglichkeit der Vertauſchung des 
Stadtrehts gegen das Dorfrecht und umgekehrt gab es zu 
allen Zeiten. Die jebigen großen Fabrifniederlaffungen auf 
dem Lande können Modifikationen des ländlichen Verbandes 
oder eigenthümliche Verbände, aber nicht Gleichitellung von 
Stadt und Land begründen. Es iſt aber auch gar nicht das 
MWünjchenswerthe, dab thatjächlih der Unterichted ſich ver— 
wiiche, die Dörfer, dieſe Site ftetigeren, jtilleren und ein= 
facheren Lebens fih allmählig in Städte verwandeln. Der 
Unterfchted von Stadt und Fand iſt das Fundament gefunden 
geiellichaftlichen Zuſtandes. 


8. 6. 

Die bürgerliche Gemeinde iſt nicht getrennt von der firdh- 
lichen. Diejelbe Dertlichfeit bindet für die weltliche und die 
geiftlihe Aufgabe. Ja da die geiitliche Aufgabe der Grund 
it, auf dem das gefammte Leben ruht, jo ift geichichtlich oft 
der firchliche Verband (Kirchipiel) das Erite, an das die bür- 
gerliche Gemeinde ſich anjchließt. Ohne Angehörigfeit an das 
Kicchipiel kann dann fein bürgerliches Gemeinderecht ausgeübt 
werden (Hamburg). Durch die fortichreitende Entfaltung und 
hauptſächlich durch die Konfeffionstrennung haben die bürger- 
liche und die kirchliche Gemeinde eine von einander unabhängige 
Eriftenz erhalten, die jedoch nie eine verbindungslofe fein foll. 
Aber auch hier zeigt ſich wieder der Unterfchied von Stadt 
und Land. Auf dem Lande bei den einfachen Verhältniſſen 
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und dem Mangel an Elementen der Bildung außer der Kirche, 
muß Pfarre und Schule doch in der Negel den Mittelpunft 
des ganzen Gemeindewejens bilden. 


So; 

Die Berfaffung der Gemeinde iſt im Allgemeinen repu— 
blikaniſch; weil ed fich bei ihr zuleßt doch bloß um Inter— 
effen der Menichen, nicht um eine höhere fittlihe Ordnung 
handelt, weil fie einen Zug von Gejellihaft im Unterſchiede 
des Staates in fi) trägt. Aber eine Aufgabe und Macht 
über den Menſchen ift doch auch hier die Einrichtung, und die 
Obrigkeiten, die fie vertreten, müfjen darum ein jelbititändiges 
ſtarkes Anjehen haben. 

Die Berfaffung der Stadtgemeinde beruht auf einer 
£ollegialen Obrigkeit Magiltrat, Senat, engerer Rath), 
an ihrer Spite dem Bürgermeifter, und auf einer ſtädtiſchen 
Vertretung (Ausſchuß, Stadtverordneten, weiterer Rath). 
Der Magiltrat geht füglih aus Wahl durch die Bürgerichaft 
oder deren Vertretung hervor, doch tit ein Zufammenwirfen des 
beftehenden Magiltrats mit der Bürgerſchaft hiefi (wie z.B. nach 
der Frankfurter Verfaſſung von 1816) angemeffen. Die reine 
Selbitergängnng (Kooptation) des Magiltrats entipricht mehr 
dem älteren halbſouveränen, ftantsähnlichen als dem jetigen 
rein gemeindlichen Verhältniffe der Städte, dazu fehlt für fie 
jebt die Vorausſetzung überfommener höherer Stellungen, wie 
fie ehedem bejonders das ſtädtiſche Patriciat gewährte, und es 
it die Betheiligung der Gemeinde auch an ſich angemeſſen. 
Dagegen jollen die Magiftratsglieder, nachdem fie gewählt 
find, ihr Amt auf längere Dauer, die Bürgermeifter auf Le- 
benszeit behalten, ſowohl damit fie ed mit dem Intereſſe des 
Lebenöberufes pflegen, alö auch damit fie von den Wählern 
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unabhängig feven. Denn wo Obrigkeit ift, da muß auch 
jelbftftändiges Anjehen jeyn. Insbeſondere das Amt eines 
befoldeten Bürgermeifterd darf, einmal ertheilt, nicht durch 
periodische Wahl entziehbar ſeyn. Daß der Träger der höchiten 
Dbrigfeit über der Gemeinde ſelbſt mit jeinem Brode won der 
Gemeinde abhänge, ift gegen das Weſen der Obrigfeit. Auch) 
ift die Folge davon, daß die Tüchtigften fich ſolch prefärer 
Stellung nicht hingeben, und dadurch das Bürgermeifteramt, 
namentlich in fleinen Städten, wo es nicht durh Ehre und 
Befoldung reizt, in die unzuverläſſigſten Hände geräth. Dieſe 
entfernbaren Bürgermeilter find auch exit ein Erzeugniß der 
franzöfiichen Nevolution. Die ältere Einrichtung fennt wohl 
abwechjelnde Amtsführung unter mehreren Bürgermeiltern oder 
pertodiihe Wahl aus lebenslänglichen Rathsherren, aber nicht 
Entfernung des Bürgermeilters von der Magtitratur durd) 
Abwählung. 

Die Verfaſſung der Landgemeinde, durchaus einfach und 
natürlich, beruht einerſeits auf einer perſönlichen Obrig— 
keit (Schulzen), mit Unterſtützung durch einige Gehilfen, an— 
dererſeits auf dem perſönlichen Stimmrecht der ſämmt— 
lichen (vollberechtigten) Gemeideglieder, und dieſe Einfachheit 
iſt der erſprießliche Zuſtand der Landgemeinde. Die künſtlichen 
Einrichtungen der kollegialen Behörde und der Repräſentation 
widerſtreiten ihrer Natur. Dieſer Einfachheit entſpricht es 
auch, daß das Schulzenamt an einem Gute hafte, oder von 
einer höheren Obrigkeit (Kandesbehörde, Gutsherrſchaft) beſtellt 
werde. Eine Mitwirkung der Gemeinde im letzteren Falle iſt 
an ſich wohl angemeſſen, doch in unſeren Zuſtänden der demo— 
kratiſchen Erregbarkeit und des Mangels an geſchichtlichen Vor— 
gängen nicht ohne Bedenken. Aber auch das freie Wahlrecht 
der Landgemeinde, wo es geſchichtlich begründet iſt, alſo na— 
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mentlich in ursprünglich freien Bauerfchaften, ift eine tadel— 
loſe Einrichtung. ' / 

Die Körperichaft der Gemeinde oder .bez. deren Vertre— 
tung muß in beiderlei Gemeinden vorzugsweiſe auf die Nah— 
vungsproduftion — dort Gewerbe und Handel, hier Landwirth- 
ichaft — ſich gründen, als welche die Subitanz der Gemeinde 
ift, bei der Landgemeinde noch insbejondere auf den Befit an 
Grund und Boden, der da überall zur Theilnahme an der 
ordnenden Gewalt beruft. In der Stadt foll danach die 
Bürgerichaftövertretung ihrem Hauptitamme nad) aus den Ge— 
nofjenichaften des Gewerb- und Handelsſtandes hervorgehen, 
dem dann andere Elemente füglich ſich anreihen. Auf dem Lande 
ſoll die beichliehende Gemeindeverfammlung ebenjo aus den 
Landwirthen (an eriter Stelle den eigentlichen Bauern, dann 
als minder berechtigten Klaffen den Koffäthen, Büdenern u. |. w.) 
beftehen. Eine SKlaffenbildung nad) der Steuer ift für die 
Städte bei der Auflöfung aller Berufsgenoffenichaften ein 
zwedmäßiger Erſatz, um konſervative Behörden zu gewinnen 
(3. B. die preußtichen drei Bermögensklaffen); aber für die Land— 
gemeinden verrüct fie die in der That noch vorhandenen natür- 
lichen, auf die verichiedene Art des Beſitzthums gegründeten 
Klaffen, und. vernichtet das auf fie gegründete Standesbewußt— 
ſeyn dieſer Klaffen. Sie joll daher nur im Außeriten Falle 
eintreten, wenn in Folge völliger Veränderung der Beſitzthümer 
(Dismembration und Konjolidation) jene wirklich thatlächlich 
nicht mehr erhalten werden fünnen. 

Die Angehörigfeit an die Gemeinde (Heimath) ſoll ſich 
in der Negel nach dem Ursprung, nicht nach dem Wohnort 
richten, Tettered die Ausnahme jeyn. Durch die größere Be- 
weglichfeit des Verkehrs und die Webervölferung kann Die 
Rückſicht des Wohnortes Das Mebergewicht erhalten über die 
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des Uriprungs. Aber man fann hierin zu dem Aeußerſten ge- 
fangen — und wir find nahe daran —, daß die Gemeinden faft 
nichts anderes find, als die Stationen auf der großen Wande- 
rung der arbeitenden Klaffen nad Nahrung. Das bedarf auf 
alle Weife der Ermäßigung. Denn das gefunde Gemeinde- 
verhältniß iſt es, daß ed nicht bloß ein räumliches, fondern 
ein perjönliche® Band jey, und daher auch nicht mit einer 
räumlichen Veränderung jofort aufhöre und mechiele. 


8. 8. 


Zum Staate verhält ſich Die Gemeinde als ein Glied, 
fie muß daher eben ſowohl felbititändig, ald durd das Ganze 
des Staates beitimmt ſeyn. Site entiteht aus ihr jelbft wie 
der Staat und zugleich mit ihm, ihre Verfaffung bildet fich 
naturwüchſig und darum individuell für jede Gemeinde. Aber 
es iſt angemeljen, durch Staatsgeſetze gewiſſe Grundzüge öffent: 
licher Nothwendigfeit und dadurch Gleichmähigfeit, welche Diele 
individuellen Bildungen begrängen, vorzuzeichnen. Das Richtige 
hierin iſt es, die hiftoriich vorgefundene Sndividualität zu bes 
faffen und nur in beitimmten Punkten einem gemeinfamen Noth- 
wendigen, das man neu feititellt, unterzuordnen. Dagegen 
bat man in den meilten Staaten es umgefehrt gemacht. 
Man hat zuerst alles Beſtehende und Individuelle aufgehoben, 
eine ganz allgemeine Verfaſſung vorgezeichnet, und nur hinter- 
her geitattet, ja befohlen, dab fi) von nun an innerhalb 
diejed Allgemeinen ein Individuelle in jeder Gemeinde bilden 
jolfe*). — Die Verfaſſung einer jeden Gemeinde, insbeiondere 


*) Die preußiſche Städte-Ordnung von 1808 läßt zwar jeder Stadt 
ein Statut zu, d. i. einen Inbegriff individueller theils zu erhaltender 
theils neu einzuführender Beftimmungen; aber fie ift jelbft fo detaillivt in 
ihren uniformen Beftimmungen, daß fir ein folches Statut feine fonderliche 
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einer jeden Stadt, ſoll zwar nicht ein iſolirtes unentziehbares 
Privilegium derjelben, jondern ein Theil der Staatsverfaffung 
ſeyn, aber doch als das Recht der jammtlichen Gemeinden 
und bez. jeder einzelnen gelten, und daher außer der Gewähr 
dur die geſammte Landesvertretung ein Gegenftand wenn 
auch nicht unbedingter Verhinderung jo doc nicht leicht zu 
überjehenden Einſpruchs der Gemeinde jeyn. Es ſoll eigenes 
Gemeindebürgerrecht beftehen, aber auch Freiheit der Anftede- 
lung in wohlbemefjener Gränze nach gejeßlichen Erfordernifien. 
Die Gemeinde joll eine jelbititändige Verwaltung haben; aber 
auf der Bafis der Landesgeſetze und unter Aufficht bez. unter 
Leitung der Staatsregierung ($. 4). Die Städte jollen ihre 
Bürgermeifter wählen, aber unter Iandesherrlicher Genehmi- 
gung. Damit ift die Gemeinde ein eigener unvermijchter 
Körper im Staate, aber von der Einheit des Ganzen durch— 
drungen, jelbftthätig für ihr fpecifiiches Gemeindeintereffe, 
aber der höheren Moderation nicht entzogen. 


8.9. 


Die ältere Gemeindeverfaflung war naturwüchſig— 
geschichtlich und dadurch individuell je in jeder Ge— 
meinde entitanden, und fie hatte den ftändiichen, den autos 
fratiichen und den autonomischen Gharafter in jchärfiter 
Ausprägung. Es war eine ftändiiche Kluft zwilchen Stadt 
und Land durch das Verbot des ftädtischen Gewerbes auf dem 
Lande, und waren nicht minder nach ſtreng ſtändiſcher Sonde— 
rung in der Stadt die Nichtzünftigen von der Bürgerjchafts- 
vertretung (dem weiteren Nathe) und auf dem Yande die ge— 


Bedeutung übrig bleibt. Hierin haben die fonfervirten Städteverfaffungen 
den Vorzug, daß dort die Mannigfaltigkeit der hiftoriihen Bildungen an- 
erfannt und nur einen gemeinfam höheren Princip unterworfen ift. 
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ringeren Beſitzer (Koſſäthen) von der Gemeindeverfummlung 
ausgeichloffen. Es beſtanden die Gemeinde» Obrigfeiten ohne 
alles Zuthun dev Gemeinde, namentlich in den Städten herrichte 
der Magiftrat aus eigener Macht, feine Aemter waren lebens- 
länglich und er ergänzte ſich durch Kooptation. Es war die 
einzelne Stadt unabhängig, ja abgeſchloſſen gegenüber dem 
Ganzen des Yandes. Sie hatte ihre abgejchloffene Berfaffung, 
diejelbe beruhte auf ihrem bejonderen Privilegium und deſſen 
geichichtlicher Fortbildung, und war als ihr erworbenes Necht 
der Landesgeſetzgebung unzugänglic. Sie hatte ihr abge- 
Ichloffenes Bürgerrecht, es fonnte von den übrigen Landes- 
unterthbanen auch nicht durch Erfüllung irgend gejeglicher 
Erforderniffe, jondern nur durch freie Gabe der Stadt jelbit 
erlangt werden. Sie hatte ein annähernd vollitändiges und 
infofern abgeſchloſſenes Bereich politischer Befugnifie, versorgte 
Polizey und Gerichtsbarkeit, ja früher jelbit das Kriegsweſen 
als ihr eigenes ſtädtiſches Recht. So war jede Stadt felbit 
ein fleiner Staat. — Dieje Züge, für ihre Zeit angemefjen 
und ein Bild jchöner, finnvoller, organischer Gliederung, 
mußten zufolge der erweiterten Nahrungsthätigfeit, der geftet- 
gerten Bildung und des allgemeinen Zuges nach höherer Ge- 
meinichaft und Selbitthätigfeit gemildert, die Abgejchloffenheit 
in allen Beziehungen zu einem Bande der Einheit gefördert 
werden. Bis zur frangöfiichen Newolution aber war hiefür 
nichts gejchehen, ausgenommen dab die alte Autonomie durd) 
eine jchon fait über das Maaß gehende landesherrliche Ein: 
wirkung eingejchränft war. 

Die franzöſiſche Nevolution, ftatt ſolche Erweiterung, Mil- 
derung und Fortbildung zur Einheit zu gewähren, vernichtete 
die ganze natürliche Ordnung der Gemeinde von Grund aus. 
Die Konftituante (14. Dec. 1789) bob alle überfommene 
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Gemeindeverfalfung auf, und errichtete eine neue, nur auf 
dieſes Gejet gegründete, ein und diejelbe fir alle Gemeinden 
in Frankreich. Jede Gemeinde hat einen Bürgermeiſter (maire), 
ein engeres und weiteres Rathskollegium (conseil municipal 
und conseil general) und “einen Syndifus (procureur de la 
commune, alter defensor eivitatis). Dieje Behörden werden 
alle zwei Sabre gewählt von ſämmtlichen aus ſämmtlichen Ge- 
meindenliedern mit ganz geringem Genjus. Dazu beiteht all- 
gemeine unbegrängte Freiheit ver Niederlaffung und Aufhebung 
aller früheren bejonderen Berechtigungen aus dem Bürgerrecht, 
jelbft der VBermögensberechtigungen. Es find alſo im Außerften 
Gegenfat gegen jene älteren Charaktere die Principien der Ko— 
dififation, der Uniformität, der Bolfsjouveränetät 
und des Aggregatismus, auf welche hier auch die Ge- 
meindeverfaflung gebaut ift. Die Direftorialvegierung (5 frueti- 
dor an Il) bob nun auch noch die Drtögemeinde jelbit auf, 
und jeßte an deren Stelle Kantonsgemeinden mit Munieipalts 
täten, jo daß die Ortsgemeinde bloß einen Municipalagenten 
hatte, der die Beichlüffe der Municipalität in ihr. ausführte. 
Wurde nun gleich unter der Konſularregierung wieder Die 
Drtögemeinde (mairies) an die Stelle der Kantondgemeinde 
bergeftellt, jo blieb doch für immer das übrig, daß haufig 
mehrere Drtögemeinden zu einer Sammtgemeinde (Bürger: 
meilterei, mairie) zujammengejchlagen werden. Endlich die 
Konfularregterung (28 pluviose an VI) in Neaftion gegen 
die Demokratie, bob den Einfluß der Gemeindebevölferung für 
Beitellung der Obrigfeiten, hob aber zugleih auch alle Selbit- 
ftändigfeit dev Gemeinde auf. Der Maire wird von der Staats— 
behörde auf 5 Jahre ernannt, das corps munieipal aus den 
Höchitbeitenerten gebildet, und der Maire erhält auch feine 
Defehle von der Staatöbehörde und das corps munieipal hat 
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überall nur berathende Stimme, und verfammelt fi ohne 
bejondere Berufung des Präfeften nur einmal im Jahre. Das 
ift die Gemeindeverfaffung des Katjerreihd (Imperialismus), 
mit welcher die Entwidelung der Nevolution ſchließt. Sie ift, 
auch wieder im Auberften Gegenjat gegen den älteren Charafter 
der Autonomie, auf die abiolute Gentraliiation und das 
vein bureaufratiihe Princip gebaut. Dieje verjchie- 
denen Phaſen der Gemeindeordnung der Nevolution find es 
nun, welche man jeitdem auch in Deutjchland angeftrebt und 
nachgebildet hat, mit mehr oder weniger Ermäßigungen, mehr 
dem demofratifchen oder mehr dem bureaufratiichen Charakter 
folgend. Aehnlich auch in England jeit 1835. 

Der Irrthum in dem Gedanken der Revolution it bier 
wie in Beziehung auf den Staat ein zwiefacher. Der erite 
(formelle) Irrthum tft, daß die Gemeinde ftatt als gegeben 
von Natur erft durch menjchliches Wert gemacht werden fol. 
Die Staatögejebgebung errichtet hiernach die Gemeinden, als hätte 
es nie ſolche gegeben, ſie gibt ihnen ihre Verfaſſung, als hätten fie 
nie eine gehabt. Die Gemeindeordnungen, dieman in diefem Sinne 
gab, paſſen für die Menfchen, die aus den Steinen des Deus 
falion wurden, aber für Menjchen, die Väter gehabt und da= 
mit eine Gejchichte und einen Verband jchon bisher, pafjen fie 
nicht. Der andere (materielle) Irrthum tft, daß die Gemeinde 
bloß ald ein Verein gleichberechtigter menschlicher Willen, nicht 
als eine jächliche Notwendigkeit und höhere Aufgabe über 
dieſen Willen aufgefaßt, und demgemäß nicht den Anforderungen, 
die im Mejen des Gemeindeverbandes begründet find, jondern 
nur der Gleichberechtigung ſämmtlicher Menjchen Rechnung ge— 
tragen wird. Die Konfequenz diejes Irrthums iſt jene allge= 
meine Nivellirung. Denn danach ſchwindet der verichiedene 
Beruf der ſtädtiſchen und ländlichen Gemeinde nad) ihrer 
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produftiven Aufgabe, der verichtedene Beruf der einzelnen 
Menſchen in jeder Gemeinde nach Beſitz und Beichäftigung, 
ja zuleßt, was der Stern alles Gemeindemwejens tft, die Noth- 
wendigfeit der örtlichen Verbindung ſelbſt. Und eben danach 
kann es auch feine in der Einrichtung gegründete Gewalt über 
die Gemeindeglieder geben, jondern nur dieje jelbit und ihr 
Wille in gleicher Konkurrenz. müffen die Entjcheidung haben. 
Die Folge aber diefer Verfaſſung it allgemeine Auflöfung und 
Zeritörung. 

Die Kodifikation vernichtet wie überall jo auch hier das 
Bewußtſeyn der Gebundenheit (II. $. 21), insbeſondere verliert 
die ländliche Bevölferung dadurch für diefe ihre unmittelbare 
Lebensordnung die Anhänglichfeit des Herfömmlichen und den 
naiven Glauben an die Nothwendigfeit, und wird, einmal an 
das geichriebene Gejet won heute, das noch dazu morgen wieder 
ein anderes wird, gewieſen, zu der Frage herausgefordert, 
warum jo und nicht anders, namentlich warum nicht mehr zu 
unjerem (der Fragenden) Vortheil? — Die Vermilhung von 
Stadt und Land bewirkt, daß die Landgemeinde nicht ihrer 
Natur gemäß auf Grundbeſitz bafirt wird, daß ihr die fünft- 
lichen Einrichtungen und die verwidelte Gejchäftsführung der 
Städte aufgedrungen werden, und daß ſie, da die Landwirthe 
leßterer nicht gewachſen find, genöthigt ift, zu ihrer Leitung 
bureaufratiihe Elemente und zwar der jchlechteiten Art, meift 
die auf anderen Yaufbahnen verdorbenen, zu berufen, die ihren 
Zuftand und ihren Geift verderben. — Die Theilnahme aller 
Drtsbewohner an der Stadtvertretung und Yandgemeindes 
verfammlung ſpielt die Gemeindeangelegenheiten in die Hände 
auch der Unberufenen und Unbetheiligten, und daraus entiteht 
theils eine jchlechtere Verforgung derjelben, theild ein Schwanfen 
zwijchen Theilnahmloſigkeit an den Gemeindejachen und vevolu- 

II. 2. 3 
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tionärer Erregtheit fir allgemeine politiiche Principienfragen, 
ftatt der eifrigen Beichäftigung mit den örtlichen, namentlich 
erwerblichen Sntereffen. Auf dem Lande nämlich verliert der 
Bauernftand, wenn er nicht mehr ausichließlich oder vorherr— 
ichend die Gemeinde bildet, und nicht jein Virilſtimmrecht be- 
hält, fein ganzes Standesgefühl, welches einer der eriten Hebel 
itetiger und folider Gefinnung und Zuftände ift. — Die Zu: 
jammenwerfung vieler Gemeinden zu einer Bürgermeiiterei 
vernichtet den Kommunalfinn, der nothwendig ein örtlicher tft, 
und wird auch ſehr leicht die befonderen Intereſſen der Ort— 
ichaften beihäadigen. — Endlich die Herrichaft von unten nad) 
oben, dieje Gründung aller Nemter auf Wahl und je häufigere 
Wahl (frequente amovibilite), und in eben dem Geiſte das 
Mebergewicht der Gemeindevertretung, ald Trägers der Ge— 
meindelouveränetät über dem Magiftrate, vernichtet Den Begriff 
der DObrigfeit und revolutionirt die ganze Geſinnung der Be— 
völferung. Es läßt fi der Gedanfe der Volksſouveränetät, 
wenn er alfo in den engeren Kreilen und der täglichen An— 
wendung Plab gefaßt bat, auch für Den weiteren Kreis des 
Staates Schwer abhalten. Die Deffentlichfeit der Stadtver- 
ordneten Debatten, das Zuftrömen des Publikums bet den 
pifanten Fragen, find dann die Ergänzung in diejer allge 
meinen Erziehung und Entfaltung aller moraliichen Kräfte 
für das Syſtem der Nevolution. 

Die imperialiſtiſche Phaſe in dev Gemeindeverfaffung der 
Revolution hat num die demofratiiche Unordnung und Aufleh- 
nung in der Gemeinde bejeitigt, aber auch die Freiheit. An 
die Stelle der Kopfzahlberrichaft treten die Höchſtbeſteuerten 
und die Allgewalt des Präfekten. Iſt ihre innere organtiche 
Gliederung zerftört, jo fann man die Gemeinde nur nod) durd) 
den äußerlichen Kitt des Genjus umd den ebernen Neif der 
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Staatsgewalt zufammenhalten. Es iſt daher der bureaufra- 
tiſche Dejpotismus über der Gemeinde, welcher diefe Phaſe 
harakterifirt. Site iſt damit nicht im Widerfpruch mit dem 
Geiſte der Revolution. Die Revolution wollte zwar aller- 
dings Freiheit der Gemeinden, fie fahte diefelbe aber nur als 
Emaneipation der ftädtiichen Bevölferung von ihren ftädtiichen 
Dbrigfeiten und nicht auch als Freiheit der Stadt, diejes ge- 
meindlichen Ganzen, gegenüber der Gentralitaatsgewalt. Die 
Widerſetzung gegen Magiitraturen, die auf Geburt, Familten- 
prärogative, Kooptation beruhen, war deßhalb der unveräußer- 
liche Kern der neuen Anficht, von ihr ift man nie abgegangen. 
Dagegen war man fich Feines Verſtoßes gegen die Freiheit 
bewußt, daß ſchon nach der Verfaffung von 1789 die Ge- 
meinde durch beliebigen Zudrang neuer Anftedler überwältigt 
werden konnte, daß die Schrecfensregterung durch den National- 
agenten, den fie an die Stelle des Stadtprofurators ſetzte, 
unumfchränft in der Gemeinde herrichte, daß endlich nach der 
Konſular- und Katjerverfaffung auch die Gemeindeobrigfeit von 
der Staatögewalt ernannt wurde und die Gemeinde beinahe 
nicht einmal einen Beirath für die Verwaltung ihrer Angele- 
genyeiten behielt. Abſtrakte Freiheit und Gleichheit aller In— 
dividuen und abjtrafter Regierungsmechanismus von der oberiten 
Gentralgewalt aus mit jeiner Dejpotie, Diele beiden Ziele jtehen 
nicht in tödtlicher geſchworener Feindichaft, fie ind beide Kinder 
derjelben neueren Zeitbildung. Die unverföhnliche Feindichaft 
geht nur gegen alles Geburtövorrecht außer dem Souverän jelbit, 
und gegen eigene gegebene (nicht fortwährend gewählte) Gewalt 
der Lenker eines kleinen Kreijes. Den Dejpotismus eines Kaiſers 
läßt man ſich gefallen, das it aufgeklärt, aber auch die milde 
Herrſchaft eines jelbititändigen Magiſtrats oder lebenslänglichen 
Bürgermeifterd verträgt man nicht. Die ſchon von Turgot 
3* 
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angeftrebte und in der eriten Zeit der Revolution gepriejene 
Uebereinanderſchichtung von Gemeindes, Provinztal- und 
Nationalvepräfentation, wenn auch im Allgemeinen richtig, tft - 
in diefer Auffaffung völlig unorganiſch, indem dabet Gemeinde, 
Provinz und Staat als gleichartig aufgefaßt werden, eben alle 
als bloße Menichenhaufen. Weder die jachliche Verſchiedenheit 
der Aufgaben, noch die Berichiedenheit der Verfaſſungsprincipien 
für diefe verſchiedenen Kreife enthält dann ihre richtige und 
vollſtändige Würdigung. Wir ftellen dem Inſtitute des Staates 
mit feiner Aufgabe höherer fittliher Ordnung und feiner ge- 
gebenen Autorität, dem Königthum, die Gemeinde gegenüber 
mit der Aufgabe der Verſorgung eigener (örtlicher) Intereſſen 
und mit jelbitgewählter Obrigfeit. Dort aber it Alles Herr- 
Ichaft des Volfes für das Intereffe des Volkes, und da ift 
allerdings fein Grund, warum nit die zwanzig Millionen 
Franzoſen, oder auch der Eine, den dieſe ald ihren Nepräjen- 
tanten anerkennen, in allen Dingen den wenigen Tauſenden 
der einzelnen Gemeinde VBorichrift geben jollen. — So hat 
denn auch in Frankreich und bei und am meijten die Bureau— 
fratie die Demofratiiche Gemeindeverfaffung für fich ausgebeutet. 
Jene Sammtgemeinden, wie Schon während des Direftortums 
die Kantondgemeinden, find lediglich im bureaufratiichen Intereſſe 
entjtanden, man fand in dev Drtögemeinde nicht genug Kapa— 
eitäten, um die Anordnungen der Staatsregierung auszuführen, 
die Gemeinde jollte aljo blog Mittel fir diefe jeyn. Das 
Birilftimmredht in den Landgemeinden mußte ſchon deßhalb 
weichen, weil die Beamten mit einer Neprälentation bequemer 
fertig werben. Die Uniformität drücdt als ſolche allen Ge- 
meinden den Stempel des Verwaltungsmechanismus auf; umd 
endlich der Unfug, der bei der demokratiſchen Einrichtung nicht 
ausbleibt, gibt den Titel, da die Stantsverwaltung die Herrichaft 
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in der Gemeinde ausjchließlih an fi) nimmt. Es ift die 
Sreiheit der Gemeinde, mit deren Lofung die Bewegung be- 
gann, und fie endet mit dem gouvernementalen Abjulutismus. 

Die Revolution bat fo nad) allen Seiten hin die Aufgabe 
falſch gelöft. Statt die Gemeinde als ein gegliedertes Ganzes 
zu beleben, fo daß die Mitglieder bei erhöhter Selbitthätigfeit 
doch dem Berufe des Ganzen gebunden und durch ihn geeintgt 
bleiben, hat fie die gliedliche Eigenschaft derfelben völlig zer- 
nichtet. Die Gemeinde iſt nach ihr ein bloßer Menichenhaufen, 
und zwar zufolge der unbegrängten Freizügigkeit ein fluftut- 
vender Menſchenhaufen, machtlos gegen die Bewegung im 
Innern und gegen den Zudrang von Außen, machtlos gegen 
die Gentralgewalt ded Staates. Ein fraftiges Gemeindewefen 
wird nicht dadurch erreicht, dak man die Gemeinde in Atome 
auflöft, fondern dadurd, daß man fie als Inſtitution koncentrirt, 
die Elemente, welche von Natur die Stärfe und Fähigkeit der 
Herrichaft haben, zur Herrichaft beruft, die Intereſſen, auf 
welchen die Gemeinde von Natur beruht, zur überwiegenden 
Einfluß bringt, alſo durch Pflege der Berufsitände (der bür— 
gerlihen und bäuerlichen Ariftofratie) und durch ſtarke unab- 
bängige Obrigfeiten. Nur dadurd) wird in der Gemeinde 
jelbit erzielt, was ihre wahre Freiheit it, eine ftetige und ge— 
fiherte Befriedigung ihrer Bedürfniffe, und nur dadurch wird 
auch ihre Unabhängigteit gegenüber der Staatögewalt behauptet. 
Löſt man die Gemeinde in ihr ſelbſt auf in ein bloßes Aggregat 
gleichberechtigter Willen, jo löſt man fie damit zugleich auch 
auf in das allgemeine Aggregat der ganzen Yandesbevälferung, 
das nur durch die allgemeine Staatsregierung abgetheilt und 
regiert werden fanıı*). 








*) Bergl. meine Reden in der Erften Kammer vom 3. Dec. 1849 und 
vom 7. Januar 1853, die von Gerlach's vom 4. Dec. 1849. Die Reden 
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S. 10. 


Insbeſondere für das Verhältniß der Gemeinde zum Staate 
ift die Gentralijation eim wirklich gebotener Fortjchritt, 
der nur durch die Nevolution (den Imperialismus) in falicher 
Weiſe vollbracht wurde. — Das ältere Syitem der Autonomie 
gewährte in blühenden Zeiten die allgemeinen Vortheile der 
Rreiheit und Selbitthätigfeit, nämlich regere Theilnahme, Ge- 
meinfinn, größere Kraftentwidelung, Gefühl der Bürgerehre, 
dazu die Erwartung, daß die Anordnungen, die aus der Ge— 
meinde jelbft hervorgehen, auch ihrem Sinn und Bedürfniß 
entiprechen. Dagegen ftört es die Einheit des Staates, , hemmt 
die Ausführung großartiger für das ganze Land berechneter 
Maaßregeln und führt, wenn einmal die Macht der Städte 
und mit ihr die Blüthe der Begeifterung weicht, umgefehrt 
feicht zu fleinlicher Selbitjucht der Gemeinde und ihrer Lenker — 
zum Spießbürgertfum. So war es angemeffen für feine Zeit, 
die Gemeinde hatte in beitimmter Periode der Staatsentwide- 
{fung den Beruf Träger von Staatöfunftionen zu ſeyn, wie 
ihn in noch früherer Periode und in anderer Weile die Familie 
hatte (das patrtarchaliiche Zeitalter). Was haben damals die 
deutschen Städte in der Sphäre der Polizen geleiitet, als 
noch die Staaten (Xandesherren) dazu feine Fähigkeit und " 
feinen Antrieb hatten! Es ift aber ebendehhalb nicht mehr 
angemefjen, da dieſe Periode vorüber ift. Das franzöfiiche 
Spitem der Gentraliiation ſteuert nur den Mißſtänden der 


von 1849 waren die Widerjegung gegen die von der Regierung nod aus 
den Verheißungen des Jahres 1848 herübergenommenen Entwürfe der 
Gemeinde-, Kreis- und Provinzialordnung. Wir hatten nur 17 Stimmen 
unter 180 dagegen, und wurden die Gejetse daher 1850 promulgirt. Aber 
nad vielen vergeblichen Anfäten zur Ausführung wurden fie 1853 wieder 
aufgehoben. Für diefe Aufhebung ift die let angeführte Rede. 
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früheren Autonomie, es gewährt die Einheit und Kraft der 
Staatslenfung. Aber ed gewährt fie eben nur durch mecha- 
niſche Wirkung, feine Erfolge bewähren fich daher nur in der 
materiellen Sphäre (Eijenbahnen, Straßen), und dazu kömmt, 
dab durch daffelbe der Staat in demjelben Maaße, als er an 
Kraft der Ausführung und Umwandlung zunimmt, in demfelben 
an Kraft der Erhaltung einbüht, indem die Neuerung, die von 
der Gentralvegierung ausgeht, nicht an dem Wiperftande jelbit- 
ſtändiger Korporationen fi erſt zu erproben hat und jogar 
die Bewegung gegen die Negterung, die Empörung, wenn fie 
einmal im Gentralfiße durchgedrungen tft, das Land mit fort: 
reißt. Dagegen auf der anderen Seite tödtet diefe Gentralt- 
jation alle lebendigen Impulſe und alle Eigenthümlichfeit des 
Gemeindeverbandes, und damit Alles, was im Gemeindewejen 
fittlihes Band und fittlicher Geift tft, ja fte tft ihrem Weſen 
nach nichts anderes ald Bernichtung der Gemeinde. War die 
Gemeinde in dem älteren Syſteme ein fleiner Staat im Staate, 
jo ift fie hier ein bloßer Verwaltungsbezirk, eine geographiiche 
Abtheilung für die Ausführung der Staantsanordnungen, es 
gibt in der That feine Gemeinden mehr, jondern bloße Lofa- 
litäten. Dieſes Syſtem der Eentralifation iſt daher zu allen 
Zeiten verwerflih. Sondern die richtige Befriedigung des ge— 
botenen Fortichritts iſt es, daß die Gemeinde zwar der Einheit 
des Staates und jeiner Yenfung untergeordnet, aber dennoch 
als eine wirkliche Körperichaft in ihrer Selbititändigfeit und 
Selbitthätigfeit erhalten werde*). Die Selbitjtändigfeit in 
diejen Fleinen Kreiſen it eben die Grundlage aller wahren 


*) Die preußiſche Städteordnung von 1808, welche vielfah das 
Mufter in Deutichland ward,. hat, obwohl fie fiir das Innere der Ge- 
meinde zerſetzend wirft, doc den Vorzug, daß fie ihr ein Bereich der 
Selbftftändigfeit gegenüber der Staatsgewalt gewährt. 
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» freien Verfaffung. Es it unnatürlich, dab das Volk an der 
Geſammtlenkung des Staates Theil nehme, wenn ihm die 
Theilnahme bez. die eigene Verforgung feiner nächit liegenden 
Intereffen entzogen iſt. Landſtände dürfen nicht adminiftriren, 
aber Gemeinde, Diltrifte, ja bis zu gewiffem Grade Provinztal: 
genoffen follen in ihrem Bereich adminiftriren. In dieje Selbft- 
verwaltung der Fleinen Kreife ſetzte auch Möſer, wenn ich 
anders feinen Geift richtig verftanden habe, vorherrichend die 
öffentliche Freiheit. Ein ähnlicher Gedanfe iſt e8 auch, wenn 
Togueville zwiihen gouvernementaler und admini— 
itrativer Gentralifation untericheidet, eritere al8 nothwendig 
erfennt, und letztere als einen Mebelitand, namentlich in Frank— 
veich, bezeichnet. 

Der Fortgang in der Geſchichte von der früheren Autonomie 
zur echten Gentralifation ift ein Fortgang vom niederen Dr- 
ganismus zum höheren Organismus. Nach älterem Zuftande 
waren die Glieder des Staates, die Städte und Korporationen 
wie die Grundherrichaften, zwar von dem Ganzen getragen, 
aber nicht von ihm beſtimmbar, nicht mit Sicherheit beherricht 
und in Bewegung gejeßt, ſondern völlig unabhängig — das 
it der Charakter des bloß Organiſchen, oder des niederen 
Drganismus (ähnlich der Pflanze). Nach neueren Staats- 
principten jollen ſie zwar eine jelbititändige freie Thätigkeit für 
ihren Kreis behalten, aber der Einen Staatöherrichaft unter- 
worfen, von ihr umichloffen und beftimmbar feyn, und das 
it der Charakter des höheren Organismus, des Leibe: 
der einem Geilte, d. i. einer Perjönlichfeit oder einem 
littlihen Neiche, als Träger dient und daher jelbft völlige 
Einheit, Gentralbeherrichung feiner Glieder befitt*). Diejem 








*) Das find nicht bloße Bilder, es find Begriffe. Iſt es geftattet, 
den Begriff des Organismus, der. der phyfiihen Welt angehört, auf die 
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höher Organiſchen (dem Leibe) it nun jcheinbar der 
Mehanismus verwandt, der eine ähnliche Einheit enthält, 
aber nur dadurch, dab er alles eigene Yeben der Theile ver- 
nichtet, fie zu bloßen Mitteln und Inftrumenten herabjeßt. 
Jenes iſt die wahre Gentralifation, welche ein Beruf der Zeit 
it, diefes die faliche, die man ſeit Ende des vorigen Jahr— 
hunderts ausführte. Dagegen das Streben nad Rückkehr zur 
alten Autonomie beruht auf dem Irrthum, das bloß Orga— 
ntiche für höher zu halten als das Leibliche und Perfünliche, 
als die Einigung für und zu einem fittlichen Reiche *). 


fittfihe Welt zu übertragen als einen allgemeinen Begriff, wie er jet von 
Sedermann gebraudt wird, fo muß das nicht minder geftattet ſeyn auch 
von der Unterfcheidung des bloßen Organismus und des Leibes, die fitr 
die phyfiihe Welt Niemand läugnen kann, und die nicht minder auch für 
die fittfiche befteht. Organismus, Mechanismus und Leib find der tiefere 
wiffenfhaftlihe Ausdruck für jene drei Syſteme, die Beleuchtung ihres 
innerften Wefens. 

*) Die Gemeindeverfaffung Nordamerifa’s (ich habe befonders die 
in Neu-England gewöhnliche im Auge), beruht allerdings auf ganz anderen 
Prineipien, als die Hier ausgeführten: auf dem Princip der äußerften 
Demokratie ımd der äuferften Sndependenz vom Staate. — 
Die Gefammtheit der Gemeindeglieder hat nicht bloß die Souveränetät, 
fondern fie übt fie auch felbft aus, was die Berfaffung von 1789 noch 
überbietet. Sie hat feine Repräfentation, die ftatt ihrer beichlöffe, fondern 
faßt die Beſchlüſſe felbft in allgemeiner Verſammlung durch PVirilabftim- 
mung. Sie hat auch feine Magiftratur, welcher fie die Gewalt übertrüge, 
fondern bloß Funktionäre. Sie wählt nämlich jährlich Gemeinde - Beamte 
theils für die allgemeinen Geſchäfte (die select men), theils für befondere 
Geſchäfte (Steuervertheiler, Steuereinnehmer, Aufſeher über öffentliche 
Drte, Armen, Schul-, Straßen-, Fenerpolizey-Kommiffäre u. |. w.). Aber 
alfe diefe Beamten haben feine felbftftändige Macht der Anordnung, fie 
verfahren nur nah Anweifung der Gejammtgemeinde, und müſſen wo 
ihnen eine Solche nicht durch allgemeine Vorſchrift, Obfervanz u. f. w. ge- 
geben ift, ihren befonderen Beſchluß einholen. Die Verwaltung foncentrirt 
fi) deßhalb auch nur in der Gejammtgemeinde, nicht in irgend einem 
Beamten, es find namentlid die Beamten für die bejonderen Geſchäfte 
nicht denen für die allgemeinen Geſchäfte (select men) untergeben, wie 
bei uns die technischen Beamten dem Biürgermeifter, jondern bloß der 
Gefammmtgemeinde unmittelbar. In der That alfo verwaltet die Geſammt— 
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Bweites Rapitel. 
Die Stände und die Volkswirthſchaft. 
Sehr 

Das Volk entfaltet verjchiedene Arten von Thätigfeiten für 
die verichtedenen in jeinem Gemeinleben begriffenen Zwecke, die 
fie) dann organiſch wieder wechjelfeitig bedingen und ergänzen 
zu Einem Reiche veritändiger Zwecke, Einem Gejammtziel jeines 
Daſeyns. Danach fondern fi die Menjchen in Klaffen für 
eine jegliche dieſer Thätigkeiten — Theilung der Arbeit. 
Die Pflege derjelben wird ihnen zum bejonderen Yebens- 
berufe und beftimmt daher auch ihre Lebensftellung. 
Das find die Stände Stand ift demnad der beſon— 
dere Xebensberuf für das Gemeinleben, der aud 
die Xebensitellung derer, die ihm obliegen, be- 
ftimmt. Die Beltimmung (reXos) der Stände aber tit die 
vollfommene Verjorguung emer jeglichen zum Gemein 





heit der Gemeindeglieder felbft. — Aber auch die Unabhängigkeit der Ge- 
meinde gegenüber dem Staate geht bis an die Gränze des Möglichen. 
Sie verwaltet nicht bloß die eigentlichen Gemeindefachen ohne alle Ein- 
miſchung, Ueberwahung, Kenntnignahme des Staates; jondern verforgt in 
der gleichen Unabhängigkeit felbft eigentliche Staatsfahen, 3. B. Sanität, 
öffentliche Moral, Schulweſen. Sa felbft für das, was nothwendig und 
unabtrennbar dem Staate zugehört, z. B. Kriegsbedürfniß, Staatsfteuer, 
hat fie doc die Verforgung in ihren Bereich und haftet als Ganzes dem 
Staate, fie forgt für Mumitionsvorräthe, vepartirt und erhebt die Staats— 
ſteuern. — Es beruht die ganze Gemeindeverfaffung auf den eigenthüm— 
lihen Verhältniſſen Nordamerifa’s, namentlich daß dort der ganze gejell- 
Ichaftlihe Zuftand aus der Gemeinde «nicht der Nation) hervorging und 
noch auf der Gemeinde ruht, und fie beruht auf dem eigenthümlichen 
Geifte Nordamerifa’s, namentlich dem kirchlichen Geifte des Independen— 
tismus, deffen Principien der Kichenverfaffung e8 eigentlich find, die ſich 
hier auch in der politifchen Einrichtung abſpiegeln. Darım ift Nahahmung 
anderwärts Ichlehthin unmöglich, ja es ift noch die Frage, ob fie in 
Amerifa jelbft fih wird halten fünnen, wenn einmal die Bevölferung dort 
fo dicht gedrängt ſeyn wird wie bei uns. 
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feben erforderlichen IThätigfeit, nicht minder jedoch auch — 
nach dem Principe der Perfönlichfeit — dab der Menſch in 
ihr feine Befriedigung und feine Würde finde. 

Nur jener Beruf bildet hiernach einen Stand, welcher eine 
unmittelbare und regelmäßige Einwirkung auf das Ganze hat, 
welcher mit Träger des allgemeinen Zuſtandes tft, fo daß 
durch ihn auch die ganze Stellung in der Gemeinjchaft dauernd 
beitimmt iſt. Eine Thätigfeit, die nicht für's Gemeinleben wirft 
und wirken foll, 3.8. die eines Privatgelehrten, bildet feinen 
Stand. Aber auh nur die Hauptarten der Thätigkeit, in 
welche das Volksleben als objeftives gemeinſames fich entfaltet, 
und die daher immerwährend bejtehen und von einer größeren 
Menſchenzahl betrieben werden, find fähig einen Stand und 
Standesberuf zu bilden. Exit auf Grundlage derjelben ergibt 
fich der individuelle Beruf, der auch deßhalb nichts Allgemeines 
und Smmerdauernded in fich trägt, ſondern ſich auf das Leben 
des Individuums beichränft (3. B. Niebuhrs, die römiſche 
Geſchichte zu beleuchten). Nur eritere gehören daher der ob— 
jeftiven Drdnung, dem Rechte, an, lettere Dagegen der Moral. 

Der Begriff des Standes im rebtlihen Sinne 
ſchließt nun aber auch das ein, daß Diele bejondere Lebens— 
itellung in Folge des bejonderen Yebensberufes nicht bloß eine 
thatfächliche, jondern auch eine vechtlich Feitgeitellte jei. Die 
großen Grundbefiter z. B. werden thatlächlid immer einen 
Stand bilden im Unterjchiede der Gewerbtreibenden; aber 
rechtlich bilden fie ihn num, wenn bejondere Nechtsbeftimmungen 
für fie gelten. Es ift nun die Eigenthümlichkeit und der 
Vorzug des germaniichen Nechts, dab es die Menjchen im der 
Untericheidung ihres Lebensberufes, alſo ihres Standes, auf: 
faßt und dieſem rechtliche Folgen beilegt. So hat es ein 
Standesreht ausgebildet, d. i. ſowohl verſchiedene politiiche 
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Nechte fir mehrere Stände, als auch in noch ausgedehnterer 
Weiſe verichtedene privatrechtliche Beftimmungen, wie fie für 
den Febensberuf derielben paſſen. Das römische Recht enthält 
nur Anordnungen über beitimmte Gejchäfte, 3. B. Handels-, 
Mäkler:, Fuhrmannsgeſchäfte, dagegen Das deutiche Necht ent- 
hält Anordnungen über die Perſonen, welche diefe Geichäfte 
zu ihrem Lebensberuf haben, z. B. Kaufleute, Mäkler, Fuhr— 
leute, jo daß diejelben für andere Perjonen nicht eintreten, 
auch wenn fie diejelben Gejchäfte vornehmen — und das mit 
Recht, weil dieſe Geichäfte ald regelmäßige und erklärte Standes- 
beihäftigung eines Menjchen wirklich eine andere rechtliche 
Würdigung und Behandlung verdienen. 


$. 12. 


Solche Theilung der menihlichen Thätigfeit, deren Folge die 
Stände find, liegt in der Idee des menjchlicheirdiichen Dajeyns. 
Allein der wirkliche Zuftand der Stände tft nicht bloß durch die 
Theilung der Thätigfeit beſtimmt, ſondern noch durd) eine an— 
dere Urſache, durch den Kampf des Menſchen mit der Natur — 
den Fluch der Arbeit (Geneſis III. 19), d. i. daß die äußere 
Welt und ſelbſt die eigenen inneren Kräfte der menſchlichen 
Abſicht hartnäckig widerſtreben und nur mühſam dienſtbar ge— 
macht werden. „Im Schweiße deines Angeſichts ſollſt du dein 
Brod eſſen,“ das gilt nicht bloß von der niederen Thätigkeit, 
der Gewinnung des leiblichen Bedürfniſſes, es gilt mehr oder 
minder von allen menſchlichen Beſtrebungen. Es gibt kein 
Ziel, daß nicht im Schweiße des Angeſichts verfolgt werden 
müßte. Selbſt in den geiſtigſten Gebieten, in Kunſt und Wiſſen— 
ſchaft, wird jeder Beſitz nur durch Anſtrengung errungen. Daraus 
entſpringt die Mangelhaftigkeit des ſocialen Zuſtandes: für's 
Erſte dev Partifularismus der Stände, daß ſowohl 
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die Bildung als die Yebensftellung überwiegend, ftatt durch das 
univerjelle Weſen des Menjchen, durch das einjeitige Gepräge 
des Standes beftimmt werden, — für's Andere die Scheidung 
der menjchlichen Geiellihaft in zwei Klaſſen, der einen, die 
dem höheren Geiftigen zugewendet, und der anderen, die auf 
die förperliche Arbeit zur Erhaltung der eigenen Exiſtenz an- 
gewieſen ift. Die iſt die Grundlage des Unterichiedes geehrter 
und verachteter Kaften im Drient, des Adeld und des Volkes 
im älteren Europa, der höheren und niederen Stände überall 
und zu allen Zeiten — endlich des Pauperismus. 

Dieſer Zultand entipricht nicht der Idee des menjchlichen 
Daſeyns. Denn die eigene Thätigkeit und Hervorbringung ilt 
allerdings eine Freude und eine Ehre; aber diefe Mühſamkeit, 
dieſe Dürftigfeit des Erfolges und die Verfümmerung oder zum 
wenigiten Beſchränktheit zahlreicher Menjchenflaffen iſt weder 
das eine noch das andere. Deßhalb foll er je mehr und mehr 
überwunden werden, dab der Partifularismus der Stände 
durch das höhere univerſelle menjchliche Wejen gemildert werde 
(die Allfeitigfeit der Bildung und Einficht, die allgemeine ſtaats— 
bürgerliche Berechtigung), — und daß die niederen Stände ge— 
hoben werden, jowohl perſönlich durch Sitte und Bildung, als 
nach ihrem Stande jelbit durd das Bewußtſein der höheren 
Weihe, die in jedem menschlichen Berufe liegt und den, welcher 
ihn mit diefem Sinne betreibt, fittlich adelt. Dieß ift auch in 
zunehmendem Maaße erreicht worden durch das Chriſtenthum 
und die chriltliche Gefittung. Aufgehoben aber fann diejer Zu— 
Stand nicht werden, jo lange die wdiichen Bedingungen dauern. 
Es gehört deßhalb zu den Täuſchungen der Nevolution, daß fie 
den Unterichied der Klaffen aufzuheben unternahm. Sie wollte 
damit die irdiſchen Bedingungen überfliegen und jenen Fluch 
der Arbeit durch menjchliche That, d. i. rechtliche Einrichtung 
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austilgen, den nur Gott ſelbſt hinwerzunehmen vermag. Ihre 
Abſicht, daß der verichiedene Beruf durchaus nicht mehr die 
Lebensftellung beftimme, jondern bloß in der Verſchiedenheit der 
Berrichtungen beitehe (General, Miniſter, Schujter, Schneider 
und Friſeur bloß und lediglich Bürger feyen) tft durchaus nur 
in Form und Titel erreicht worden, aber nicht in der That; 
denn die verichtedene Werthſchätzung jeder Berufsarten tt 
unvertilgbar in der Natur und in der Wahrheit gegründet, 
und wenn aud der Adel aufgehoben wurde, der Unterichted 
des Neichthums und der Armuth befeitigt dennoch unvertilgbar 
eine Kluft zweier Klaſſen. Vollends aber eine Verfehrung der 
Dinge — die Karikatur chriftlicher Idee — iſt es, wenn der 
Stand der mechaniſchen Arbeiter im ertremen Gegenjate zur 
früheren Zeit grade als der höhere, als das eigentliche Bolt 
aufgefaßt wird, wohin jelbit jetzt noch die liberale Meinung, ja 
jelbft die Feier der Poeſie in Frankreich vielfach gerichtet iſt. — 
Durch die ganze Geichichte herab wird es als der höhere Stand 
betrachtet, der förperlichen Anitrengung und der niederen Arbeit 
enthoben zu ſeyn. Das beruht auf der tiefen Wahrheit, dab 
die urjprüngliche und ewige Beltimmung des Menjchen nicht 
Arbeit ſolcher Art jondern freie geiftige Exiſtenz und Thätigkeit 
it. Die fittlicheintelleftuelle Beichäftigung des Krieges und der 
Negierung oder des Kultus und der müheloje Beſitz von Yand 
gelten deßhalb allein als des Menjchen würdig. Die antike 
Melt zeigt uns das Aeußerſte diejer Auffaſſung. So behauptet 
Ariitoteles, ein wohl verfakter Staat dürfe Handwerfern 
nicht das volle Bürgerrecht gewähren, ebenio ſchließt Platon 
die arbeitende Stlaffe von der Regierung aus. Debgleichen 
dur das ganze Mittelalter gilt der Adel als ein erhabener 
Stand von ausichlieglicher VBollehre über dem Bürgerftand, und 
unter Milderungen bat das bis in dieſes Jahrhundert fort- 
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gedauert. Wie das Chriſtenthum die Sünde gefühnt hat, fo 
bat es auch die Arbeit ihrer Unehre enthoben. Ja es bat den 
Zuſtand der Arbeit und Anftrengung, der, an fi und ewig 
betrachtet, nicht jeyn jollte, zum Mittel einer um jo größeren 
Bewährung der fittlihen Kraft des Menichen gemacht. Eine 
erleuchtetere Einfiht, die fih aus dem Schooße chriſtlicher 
Gefittung allmählig erhob, bat denn dem Handwerk jeine 
vichtigere Würdigung ertheilt. Auch das Gewerbe enthält, je 
in verichtedenem Grade, geiſtige, theils intelleftuelle, theils 
fünitleriiche Thätigkeit, und der Beweggrund, die Familie zu 
ernähren, das Bedürfniß der Mitbürger vedlich zu befriedigen, 
endlich an fich treffliche Waare zu verfertigen, it nicht minder 
fittlich als der, dad Vaterland zu vertheidigen und ihm zu 
rathen. Die allgemeine Itaatsbürgerliche Berechtigung und 
Ehre tit darum eine Anforderung wahrer chriftlicher Gefittung. 
Allein find auch alle Beſchäftigungen ehrenhaft, jo gibt e8 doch 
höhere und geringere Beichäftigungen, und ift das ſtaats— 
bürgerliche Necht Allen gleich, jo fünnen und jollen doch die 
Unterichiede in der gejelligen Sitte nicht aufbören. Die bloß 
mechanische Beichäftigung und der Mangel an Bildung, der 
fich mit ihr verbindet, wirkt eine thatjächliche Unterordnung 
nach Naturgejeßen, und es tit feinesweges eine fittlichepolitiiche 
Anforderung, dielelbe künſtlich gewaltſam aufzuheben (egalite, 
fraternite). Nach der chriltlichen Gefittung jollen dieſe Unter- 
ſchiede zwar nicht ald vechtliche, aber als thatlächliche, welche 
die Natur wirkt, fortbeitehen, und die Menſchen durch freie 
That, d. i. durch die tiefere Würdigung, die ſich über fie weg- 
jet und überall nur den Menjchen erblict, fie ausgleichen; 
nach der revolutionären Gefittung jollen fie mechanisch auf: 
gehoben werden, dab es feiner Demuth des Höheren mehr 
bedarf. Aehnlich wie nach chriftlicher Gefittung die Vermögens— 
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unterschiede fortbeftehen und die Reichen den Armen mittheilen 
iolfen, nach vevolutionärer (d. i. folgerichtig fommuniftiicher) 
Gefittung dagegen von vorn herein Gleichheit des Vermögens 
befteben joll, welche die Mittheilung ausichließt. Darum nad 
Griftlicher Sitte eine Anforderung an den Reichen, zu geben, 
und an den Höheren, eine höhere Stellung zu vergefien, nach 
revolutionärer Sitte eine Befugniß des Armen, zu nehmen, des 
Geringen, fich gleich zu Itellen. Der Menſch, der die geringere 
Beichäftigung treibt, kann in ferner Demuth viel höher ftehen, 
als der, welcher der edlen obliegt, und Gott fieht grade das 
Niedrige an; aber das iſt eben ein Beweis mehr, daß es au 
ih das Niedrigere tft. Chrifti Geburt wurde den Hirten 
offenbart und nicht den Prieftern! aber dab der Hirtenftand 
ein höherer Stand ſey als der Priefteritand, folgt daraus nicht, 
ſondern das Gegentheil. Das hriitlihe „Obſchon“ wird in 
der modernen Würdigung zum „Weil“. Der (bloß mechanijche) 
Arbeiter pocht darauf, daß er, weil er Arbeiter ift, der eigentlich 
Berechtigte in der Gejellichaft jey. So ſchlägt überall die tiefite 
Wahrheit in den äußerſten Irrthum über. Daß der Arbeit die 
höhere Ehre gebühre, tft nur dann vichtig, wenn unter Arbeit 
nicht die Anftrengung, jondern die produktive Thätigkeit ver: 
Itanden wird; jene nimmt nur unſer Mitgefühl, nicht unfere 
Hochachtung in Anſpruch. Gin Gelehrter darf fich nicht auf 
jeine Nachtwachen, jondern nur auf den Werth feines Werkes 
berufen, und faum wird man den Handlanger, der die größere 
Anitrengung bat, höher achten als den Aufjeher und zulett 
den Principal, der die Arbeit geiftig leitet. Defgleichen, daß 
der Produktion die höhere Ehre gebührt gegenüber der bloßen 
Konjumtion, it richtig, wenn man unter Produktion jede fürder- 
liche Ginwirfung für das Gemeinwejen und nit bloß die 
materielle veriteht. Beichäftigung mit Negterung oder Krieg iſt 
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fein unproduftiver Zuftand in diefem Sinne, und warum der 
Grundherr, der, ohne ein Feld zu bewirtbichaften, von Pacht 
und Erbzins lebt, weniger produftiv und achtbar ſeyn ſolle 
als der Tabafsfabrifant, der von dem Profit des Schweihes 
jeiner Arbeiter lebt, tft nicht abaujehen. Was folder Wirrdigung 
zu Grunde liegt, ift nicht bloß der Gedanfe der Gleichheit, 
ſondern auch der matertaliftiihe Stun, der die Güter für 
materiellen Genuß und darum auch ihre Produktion für das 
Höchſte hält. Jene Widerſetzung gegen die bloß fonfumirenden 
Klaſſen hatte ihren guten Grund und ihre Berechtigung, als 
noch eine Geburtsklaſſe das Vorrecht auf die geiſtigen Thätigkeiten, 
auf Civil- und Militärämter oder ſtändiſche Repräſentation hatte, 
und ein rechtlicher Unterſchied der Ehre beſtand. Wo dieſes 
beſeitigt iſt, da hat ſie keinen Erfolg mehr als eine Ueberſchätzung 
der materiellen Güter und der materiellen Produktion. 

Die Frage, welche Ariſtoteles aufwirft, ob es beſſer ſey, 
daß der einzelne Menſch durch allſeitige harmoniſche Bildung, 
oder daß das Gemeinweſen durch einſeitige und dadurch geſtei— 
gerte Ausbildung der Menſchen die höhere Vollendung erreiche, 
hat unſer Zeitalter thatſächlich beantwortet. Der Menſch ſoll 
nach ſeinem Seyn und Weſen eine harmoniſche Bildung 
erhalten, weil er als Perſönlichkeit ſeinem Seyn und Weſen 
nach abſoluter Zweck iſt; aber ſeine Thätigkeit und Fertig— 
keit ſoll auf einen beſtimmten Theil der Gemeinthätigkeit 
ausſchließlich gerichtet ſeyn, weil ſeine Thätigkeit das Ganze 
zum Zweck hat. Dieſe beiden Ziele ſtehen dann nicht mehr in 
Widerſpruch, ſondern im Gegentheil, fördern ſich wechſelſeitig. 


$. 18. 


Die Stände jcheiden fich in zwei Hauptklaffen, öffentliche 
und Privatitände; jene, deren Thätigkeit unmittelbar fir das 
1192 4 
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Gemeinweſen als Ganzes wirft, insbeſondere zu deſſen Lenkung, 
und daher auch nur im Namen des Gememmejens erfolgt umd 
durch daſſelbe beftimmt wird; dieje, deren Thätigfeit zunächit 
nur im Einzelnen und auf andere Einzelne wirft, erſt mittel- 
bar dem Erfolge nach und im Großen und Ganzen ergän- 
zended Glied des Gemeinweſens iſt, deßhalb auch aus und 
nach freiem Antriebe der Individuen vor ſich geht. 

Die öffentlichen Stände (Beamte, Geiſtliche, Militär) 
bilden eben deßhalb kein Syſtem in ſich, da jeder vielmehr 
ſeinen Urſprung und ſeine Exiſtenz unabhängig von den anderen 
in der Inſtitution oder der Sphäre derſelben hat, der er die— 
nen ſoll. Von ihnen wird denn auch erſt an dieſem Orte zu 
handeln ſeyn. Die Privatſtände aber bilden ein Syſtem, em 
in ihm jelbit geichloffenes Ganzes, denn fie dienen einer und 
derjelben Beitimmung: der Befriedigung des Lebens: 
bedürfniſſes, daher insbejondere der Vermögenser— 
zeugung. 

Die menjchliche Gemeinjchaft erzeugt ſelbſt durch eigene 
Thätigkeit ihr Vermögen, die Mittel für ihren Bedarf, aber, 
wie alle menjchlihe Thätigfeit, auf der Bafis eines Stoffes, 
deffen, was die Natur gewährt. Das Syſtem der Privatitände 
it daher der reale‘) Fortgang diejer Thätigkeit von dieſer 
Baſis aus. Es iſt einfach das folgende: 

1) Die Gewinnung der natürlichen Stoffe dur Pflege 
der Natur — Grundbeſitz und Aderbau. 

2) Die Formung und Verarbeitung diefer Stoffe durch 


*) Hegel entwicelt e8 aus einem logischen Fortgange, den Kategorieen 
des Subftantiellen (Grundbeſitz), Neflektirten (Gewerbe und Handel) und 
. der Einheit beider (allgemeiner d. i. Beamtenftand). Wie die Entwicke— 
fung ſelbſt das Specifiiche der Stände nicht zur Grundlage hat, jo kommt 
fie zu dem unpaffenden Reſultate, die Privatftände und einen öffentlichen 
Stand als die Glieder Eines Syftemes zu verbinden. 
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menſchliche That, wodurd fie dem menschlichen Gebrauche 
alfimilirt werden — Gewerbe. 

3) Die Beherrihung, d. i. Vertheilung und Umlauf 
diejer Güter unter die menjchliche Gemeinichaft für das Be— 
dürfniß — Handel. Dieb find die Grunditände der Geiell- 
ſchaft. Auf ihrer Baſis ftehen dann die Stände, die durch 
bloß geiltige, d. i. Itofflole Thätigkeit den Bedürfniſſen ihrer 
Mitbürger dienen: Aerzte, Advokaten, Lehrer, Künitler. 


8. 14. 


Die Privatitände in ihrer wechjelleitigen Ergänzung find 
der bürgerlihe Verband oder nad) der geläufig gewor- 
denen Bezeichnung die Geſellſchaft im Unterjchiede des 
Staates. Der Begriff und Ausdruck „Geſellſchaft“ ſtammt 
von Franfreih und zwar von der kommuniſtiſch-ſocialiſtiſchen 
Lehre, aber ex tit, wenn man ihn von den Irrthümern Diejer 
Lehre reinigt, wohlbegründet. Die Gejellihaft nach dieſem 
Begriff hat zu ihrer Beitimmung die wechfelleitige Befriedi- 
gung des Bedürfniſſes der Menjchen, der Staat dagegen Die 
Handhabung höherer Gebote, die Erfüllung höherer Gedanken 
über den Menjchen. Hervorbringung und Verarbeitung der 
Güter für menjchlihen Genuß, Handel und Wandel, das ilt 
Geſellſchaft; Handhabung des göttlichen Gebotes der Gerech— 
tigfeit, Strafe des Verbrechens, Aufrechthaltung der Zucht, 
Majeltät der öffentlichen Gewalt, das iſt Staat. Jenes tft 
der wirthbichaftliche, diefes der herrſchaftliche Verband 
der Nation. Dort ift das Weſen die wechjelfeitige Ergänzung, 
der Austaufch, bier die Einheit des höheren Anſehens, Obrig- 
feit und Gehorjam*). 





*) Hievon ganz verjchieden ift Hegels Unterfcheidnng zwiichen „bür- 
gerlicher Geſellſchaft“ und „Staat“. Wir verftehen, an die franzöftichen 
4” 
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Geſellſchaft und Staat, das ſociale und das politiiche 
Gebiet, find num aber nur unterſcheidbar, nicht trennbar. Sie 
find nur die verichiedenen Seiten einer und derjelben nationalen 
Eriftenz und Aufgabe. Sie durchdringen fich deßhalb überall 
ohne Scharfe Gränzlinie und ftehen überall in Wechſelwirkung. 
So 3. B. haben die Gemeinde, die Zunft, der Adel, der Lehr— 
ftand, das Verhältni des Meiſters zum Gefellen und Lehr— 
ling ihre ſociale und ihre politifche Seite. Das ſociale Element, 
die Beichaffenheit dev Stände und ihr wirtbichaftlicher Zu— 


Begriffe uns anschließend, unter „Geſellſchaft“ Lediglich die Bertheilung 
der Thätigfeiten, der Lebensberufe und die menschlichen Stellungen in Folge 
derfelben, unter Staat dagegen die höhere Beherrichung nad) fittlich-ver- 
ftändigen Zweden, in der allerdings die Ordnung der Gejellihaft jelbft 
auch mit begriffen ift. Hegel dagegen verfteht umter „Geſellſchaft“ Alles, 
was zum Bortheil der Menfchen abzwect oder gereicht, ja Alles, wobei 
nur die Menſchen noch als Einzelne gedacht werden, im Gegenjate des 
Staates, deffen Begriff er ja darin findet, daß die Menfchen im dem 
Ganzen (der Subftanz) aufgehen. Danach vechnet er in feine „bitrgerliche 
Geſellſchaft“ nicht bloß den bürgerlichen Verband in unferem Sinne, jon- 
dern auch die ganze Berwaltung („Polizey“), ja die ganze Nechtsver- 
faffung (Rechtsphil. S. 157 und $. 258), weil nämlich diefe das Wohl 
und die Rechte der Menſchen (alfo die Menfchen als gefonderte Subjefte 
gedacht) zur Aufgabe haben, — (auf die Strafrehtspflege würde übrigens 
ſelbſt dieß nicht pafjen), und als „Staat“ bleibt ihm nad) feinem eigenen 
deutlichen Ausſpruch nichts übrig als die Berfaffung, d. i. die Organi— 
jation der Gewalt, weil hier und nur hier der Begriff des Einzelnen 
verſchwindet und nur das Ganze fi heransftelt. Diefe Unterfcheidung 
ift nun wie von bloßen logischen Beftimmungen hergenommen, jo auch 
nicht die Sache treffend gleich jener obigen, fie ift aber überhaupt un- 
natürlich. Nah ihr würde der Bau des Staates „Staat und feine 
Wirkſamkeit „Geſellſchaft“ jeyn. Es ſoll das eine Korrektur des friiheren 
Naturrechts jeyn, das den ganzen Begriff des Staates in den Schuß 
der Rechte des Menſchen, alſo die Nechtspflege, fette. Allein wenn es 
auch richtig ift, daß der Staat nicht ausſchließlich in Aechtspflege befteht, 
jo ift doch die Rechtspflege als die Realifirung der Idee der Geredtig- 
feit eine der wejentlichiten Seiten des Staates, und kann das Recht in 
feiner Weile als jociales Anftitut betrachtet werden, fondern der Rechts— 
verfehr ift eine bloße private und die Rechtspflege ift eine ſtaatliche 
Thätigeit. 
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ſammenhang, ift von nothwendigem Ginfluß auf das politiſche 
Element: auf Bildung der Landesvertretung, auf Gerichts- 
und Polizeyverfaffung, auf Einrichtung der Verwaltung (Au— 
tonomie, Patrimontalgewalt, Bureaufratie), jelbft auf Stellung 
des Königs und Hofes. Und umgekehrt wird wieder das 
ſociale Element, die ganze wirthichaftliche Thätigkeit, beſtimmt 
durch das politiihe Element, die obrigfeitliche Stellung der 
Gemeinde, Innung, Gutsherrichaft, Yandesbehörde, und fie ift 
durchaus bedingt durch den Nechtsihuß des Staates. Der 
Staat und feine Berfaffung haben ihre Unterlage an der Ge- 
jellichaft, und umgefehrt die Gejellfihaft wird nur durch den 
Staat zufammengehalten. Staat und Verfaſſung müfjen deß— 
halb als unter dem Einfluffe des joctalen Zuftandes, aber nicht 
als bloßer Ausfluß deſſelben betrachtet werden. Ste haben 
eine jelbititändige Bedeutung, find nicht bloß für die Produftton 
des Vermögens und Befriedigung des Bedürfniffes vorhanden, 
und haben deßhalb auch ein jelbititändiges Bildungsprinetp in 
fih, das nicht durch die Geſtalt der joctalen Zuſtände ſchon 
gegeben ift, ja ebenſo jehr dieſe jelbit exft beitimmt. Darum 
kann das jociale Gebiet gar nicht geiondert für fich allen 
beurtheilt, die Hülfe für die jeßigen Nothſtände defjelben gar 
nicht auf ihm allein gejucht werden. So iſt namentlich die 
Abwehr der Verarmung vorzüglih von politischen (obrigfeit- 
lichen) Verhältniffen, von Gründung feiter Autoritäten, von 
Zuht und Gehorfam abhängig. Trennung des Soeialen und 
des Politiichen iſt alfo überall ein Irrthum. 

Die fommuniftiich- jocialiftiihe Schule, von welcher der 
Begriff und Ausdruck herftammt, hat diefen Irrthum aufs 
Aeußerſte getrieben. Bei ihr tft dieſe Trennung die Abficht 
jelbit und fie geht fo weit, den Staat gänzlich zu abjorbiren 
durch die Gefellichaft, das heißt die höheren Aufgaben und 
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das höhere Anjehen über dem Volke, beides zu tilgen, umd 
bloß die gemeinfame Güterergeugung und den gemeinjamen 
Genuß übrig zu laffen, Aber auch folche, welche vom jociali- 
ftiichen Standpunft weit entfernt find, meinen die „jociale 
Frage” als eine von der politifchen völlig gefonderte behan- 
deln zu ſollen, die aus fich jelbit heraus gelöft werden könnte. 
Ebenſo iſt auch der Verſuch einer Staatsphiloſophie als all- 
gemeiner „Socialtheorie“ gemacht worden. Das iſt ein Weg, 
neue Seiten zu beleuchten, aber nicht den Kern der Sache zu 
treffen und ſie zu erſchöpfen. Wie man bis auf die neuere 
Zeit die Verfaſſung bloß aus ſittlichen und rechtlichen Grund— 
ſätzen deducirte ohne alle Rückſicht auf wirthſchaftliche Elemente, 
ſo iſt jetzt die Neigung zu einer anderen Einſeitigkeit, ſie als 
bloßen Ausfluß wirthſchaftlicher Zuſtände zu betrachten. Alles 
das iſt ein Reſt der Wirkung der ſocialiſtiſchen Doktrin. Wird 
aber dieſer Irrthum der Trennung des Socialen und Politi— 
ſchen völlig aufgegeben, ſo iſt die Unterſcheidung der beiden 
Beziehungen und die ſorgſamere Pflege der erſteren ein Ge— 
winn für die Erkenntniß des Staates. 

Der Unterſcheidung des ſocialen und politiſchen Gebietes 
entſpricht die Unterſcheidung der bürgerlichen und politi— 
ſchen Rechte, wie ſie ſeit den Rheinbundsverträgen üblich ge— 
worden iſt. Unter den bürgerlichen Rechten nämlich begreift 
man außer den reinen Privatrechten noch die Theilnahme an 
den wirthſchaftlichen Thätigkeiten und Stellungen im Volke, 
alſo die Fähigkeit, Grundbeſitz zu erwerben, Gewerbeinnungen 
anzugehören, unter den politiſchen Rechten dagegen die Theil— 
nahme an den herrſchaftlichen Stellungen im Volke, die Fähig— 
keit zu Staatsämtern und zur Landesvertretung. An der höheren 
ſittlichen Aufgabe nämlich, welcher der Staat dient, können nur 
die Vollbürger Theil nehmen, die dem ganzen ſittlichen Elemente 
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der Natton, namentlich der Religion derjelben angehören; da— 
gegen an der Befriedigung der eigenen Bedürfniffe und dadurd) 
im Gejammterfolge aud des Bedürfniffes der Mitbürger 
können füglicd auch Andere Theil nehmen. Etwas ganz an- 
deres als dieſer Begriff der bürgerlichen Nechte tft der Begriff 
der ocialen Rechte im Sinne der jocialiftiichen Doktrin. 
Sie veriteht unter denjelben nicht die Theilnahme an der 
vermögenerzeugenden Thätigfeit, jondern die Theilnahme an 
dem Vermögen jelbit, einen Antheil an den vorhandenen oder 
producirten Gütern. Diejer Begriff fett die Aufhebung des 
Eigenthums oder der Sonderwirtbichaft voraus. 


8.15, 


Die Vermögenserzeugung, wie fie von diefen Ständen 
ausgeht, ald Verſorgung des nationalen Bedürfniffes, iſt Ge— 
genftand der Wifjenichaft dev Nationalöfonomie. 

Die Ordnung diefer Vermögenderzeugung und die Wifjen- 
haft derjelben hat ihr oberites (philoſophiſches) Prineip in 
der ethilchen Bedeutung dev materiellen Güter. Wir haben 
wiffenichaftlich zu begründen verſucht (1.$. 38), daß dieſe nicht 
bloß Mittel fir Erfüllung fittlicher Pflichten find, fondern einen 
jelbftftändigen Werth in fich haben als die Befriedigung, welche 
ein naturgemäßes und fittlich beftätigtes Streben der Perſön— 
(tchfeit it, daß aber ihr Werth) doch immer ein untergeordneter 
it gegenüber der Sitte und den geiftigen Banden, daß fie nicht 
zum abjoluten Zweck, nicht zur höchſten Befriedigung werden 
dürfen, Sondern im Bande und unter der Herrichaft höherer 
Güter bleiben müffen. Es iſt die natürliche menſchliche Ver— 
juchung, der Befriedigung durch finnliche Güter zu verfallen 
(dev praftiiche Epifuräismus, wie die ethiichen Syiteme, welche 
den finnlichen Genuß, oder ſey es auc die Befriedigung über: 
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haupt, zum Princip der Ethik machen). Das Streben, dagegen 
zu wahren, die Freiheit über fie zu behaupten, hat vielfach zu 
einem anderen Abweg geführt, dazu nämlich: die Losreißung 
von ihnen, die allerdings als ein innerlicher Akt der Befrerung 
erfordert wird, als einen permanenten äußeren Zuftand zu 
fordern, alfo die Befriedigung durch materielle Güter gänzlich 
zu verwerfen (Stoicismus, Flöfterliche Afceje). Die volle freie 
menfchliche Stellung aber iſt Die, Befriedigung zu nehmen, 
aber mit der gefammten geiftig fittlichen Exiſtenz über ihr zu 
ftehen. Dieß iſt die hriftliche und namentlich die evangeliſche 
Lebensanſchauung. Der Buhprediger Johannes ab nicht und 
trank nicht, aber der Erlöſer aß und tranf. Mit dem Streben 
nach Befriedigung durch ſinnliche Güter geht dann Hand in 
Hand das Streben nach ihrem Erwerb. Es ift in demjelben 
Maabe und in derjelben Weile fittlich gerechtfertigt bez. ge— 
boten wie jenes, und hängt von dem Grade der fittlichen Für: 
derung des Menſchen ab, welchen Raum es in feiner Lebens— 
thätigfeit einnimmt. 

Die ethiiche Bedeutung der Güter für die Einzelnen ift 
nun nothwendig auch die für die Nation. Wir begegnen deßhalb 
auch hier denjelben Gegenſätzen. Das Altertum zeigt ung 
Beiipiele von Abwerfung des nationalen Güterbefies und 
Gütergenuffes, damit das höhere politiiche Leben nicht dadurch 
beeinträchtigt werde, die Befriedigung dürfe nur in der Vaterlands— 
tebe, dem Kriegsruhm und Aehnlichem gefucht werden, nicht in 
Beſitz und Privatgenuß. Im äußerſtem Extrem dazır fteht die 
neuere Eoctaltheorie, welche den Genuß der finnlichen Güter, fir 
das Höchfte, für den abjoluten Zwed des Menichengeichlechts 
anſieht und alle fittlichen Verhältniffe, Ehe und Staat, als bloßes 
Nittel für ihn betrachtet. Das iſt nicht mehr eine bloß einfeitige, 
ſondern eine gradezu fittenloje Lehre. Aber auch außerhalb der 
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Socialtheorie wird wentgitens die Produktion der materiellen 
Güter (deßhalb zuleßt, wenn gleich unausgeiprochen, auch der 
Genuß derjelben) als die enticheidenpfte Nücficht der Nation 
betrachtet, nach welcher die Geltaltung der bürgerlichen und 
politischen Welt fich richten fol. Das richtige ethiiche Verhältniß 
ift aber auch hier dieſes: die Mittel der materiellen Befriedigung 
find ein Gut und Zwed an fich, und ihre vermehrte Erzeugung 
it daher eine Aufgabe, die an fich Feine Gränze hat; aber fie 
muß in Beziehung und Unterordung bleiben zur fittlich polt- 
tiihen Gefammteriitenz der Nation. Dieje aber beiteht darin, 
daß die einzelnen Familien und daß die vermögenerzeugenden 
Stände in einer Lage erhalten werden, in der fie ein fittliches 
Leben führen und ihren Beruf für Gejellichaft und Staat würdig 
erfüllen fünnen. Danach iſt denn nicht der Neichthum des 
Landes in abstraeto, jondern das geficherte Ausfonmen der 
beftimmten Familien das Ziel, und nicht die unendliche Steige: 
vung der Produktion der Güter, ſondern zugleich deren vichtige 
Vertheilung und vor Allem die Nachhaltigkeit der producirenden 
Klaffen das Mittel. Danach müfjen ferner dieſe producirenden 
Klafjen überall nach ihrer ganzen perfönlichen Eriftenz in Betracht 
fommen, d. 1. nicht bloß ihre vermögenerzeugende Thätigkeit für 
ih allein (die wirthichaftliche Seite), ſondern zugleich die Ge— 
finnung und die Macht für Das Gemeinwelen, die fich mit ihr 
verbindet (die politische Seite). — Führt uns das oberite ethiſche 
Prineip der Vermögenserzeugung zu diefem Reſultate, jo be— 
ftätigt fich daffelbe nicht minder durch ihr eigenes organiſches 
Geſetz. Denn nach diefem kann es nicht darauf ankommen, 
zunächit die möglichit meilten Güter zu erzeugen, ſondern zus 
gleich die Organe der Erzeugung nachhaltig zu bewahren, d. 1. 
die Familien und die Stände. Jene in's Unenpliche geiteigerte 
Produktion, von allen anderen Rückſichten losgeriffen, wenn fie 
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die producirenden SKlaffen felbit je mehr und mehr aufreibt 
(den Gegenfab von Geldfürften und Proletariern ſtets nod) 
fteigert), muß damit endigen, daß fein Abſatz mehr da iſt und 
darum die Produktion jelbit aufhört. 

Die Entwidelung der Wilfenichaft der Nationalöfonomie, 
die mit Adam Smith ihre Vollendung erhielt, hat die große, 
der früheren Zeit ganz fremde Einficht in die Naturgeſetze der 
Gütererzeugung zu Tage gefördert. Aber fie fat das Vermögen 
(die bloß Sächliche) tiolivt als abjoluten Zwed und in ab- 
stracto als das von der Gejellihaft für die Gejellichaft er- 
zeugte Vermögen. Es iſt in diefer Hinficht einerlei, ob man 
das Nationalvermögen im Gelde ſucht, d. 1. in der größten 
Summe, welche nach Abgleihung von Ein- und Ausfuhr jährlich 
in's Land flieht (Merkantilivftem), oder in der Naturpro- 
duftion, der größten Maſſe Naturerzeugnilfe, welche der 
Boden erträgt (phyfiokratiſches Syitem), oder der Arbeit, 
der größten Maffe der Güter, welche durch menichliche Thätig— 
feit in die Welt gejeßt werden (Induſtrieſyſtem). Immer ergiebt 
ſich von dieſem Standpunkt aus als Ziel die unendliche Stei— 
gerung der Produktion und als Mittel die unbedingte Freiheit 
der Produktion und des Verkehrs, indem dieſe durch die Kon— 
kurrenz die Kräfte der Produktion am meiſten ſpannt. Nur 
das Merkantilſyſtem, als der roheſte Anfang der abitraften 
‚nationalöfonomijchen Lehre, it nicht zu diefem Reſultate, das 
die nothwendige Konſequenz it, Fortgeichritten. Vom fittlichen 
und darum auch vom Acht politiichen Princip iſt damit Die 
Nationalöfonomie abgelöft. Daß der Eigennuß des Einzelnen 
beihränft wird zum Vortheile der gleichen Erwerbmöglichkeit 
der Anderen, was neuere Nationalöfonomen häufig als das 
fittliche Prineip ihrer Wiſſenſchaft bezeichnen, iſt jo wenig ein 
fittliches Prineip, als die Beſchränkung der mdividuellen Freiheit 
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für die gleiche der Uebrigen (Marime der Koexiſtenz) ein 
jolches im Beziehung auf das Necht ilt. Der Erfolg aber bei 
Verwirklichung der Lehre wäre zunächſt allerdings ein großer 
Veberfluß der Güter im Bolfe, jedoch bei der gegenfeitigen 
Ueberbietung und Verſchlingung die Anhäufung derſelben in der 
Hand einzelner Neicher und Berarmung der größeren Maffe. 
Das ift num der gegenwärtig im Allgemeinen berrfchende na= 
tionalöfongmilche Standpunkt, ebenfo wie der Yiberalismus 
der politische. Er iſt ein durchaus trriger. Es iſt chen in ſich 
jelbit wideriprechend, den Wohlftand der Nation juchen und 
gleichgültig fenn gegen den Wohlſtand der Menjchen, welche 
die Nation ausmachen. Es widerſpricht aber nicht minder auch 
flarer fittlicher Anforderung Auch in der Bolfswirthichaft 
muß das Wohlwollen und die Liebe zu den Menfchen (den 
Individuen) das Prineip jeyn. Es kömmt nicht darauf an, ob 
die Statiftifer alle Jahre finden, dab jo viele Maſſen von 
Waaren mehr produeirt find, ſondern ob die Menjchen, welche 
die Waaren producht haben, in Wohlitand oder Elend, in 
ftetigem Einfommen oder in beitändigem Wechjel fich befinden. 
Es kann nichts fruchten, daß die Gejellichaft einen Induſtrie— 
pallaſt erbaut, deffen Glanz alles früher Geweſene überftrahlt, 
der die Einheit und Größe des Menichengeichlechts befunden 
ſoll, ähnlich wie einit der Thurm von Babel; wenn etwa bie 
Menſchen, welche die Werkzeuge folder Induſtrie find, in 
Maffen verfümmern. Die Gütererzeugung tft um des Menſchen 
willen, nicht der Menſch um der Gütererzeugung willen. Es 
war deßhalb eine bedeutende Berichtigung, dah Sismondi 
den Gedanken geltend machte, es fomme nicht bloß auf die 
Maffe der producirten Güter an, ſondern auch auf ihre richtige 
Vertheilung Doch tft auch damit noch nicht der wahre 
Standpunft der Nationalöfonomie gewonnen und ihr voller 
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Geſichtskreis erſchöpft. Denn auch danach wird noch von der 
Produktion der Güter, und zwar der Güter in abstracto, aus— 
gegangen und dann erſt der Zugang zu den Menjchen gejucht, 
statt von den Menjchen in threr ganzen perjönlichen Stellung aus— 
zugeben, in welcher fie die Produftion bewirfen. Die richtige Auf- 
gabe und bereits, wenn auch in Schwachen Anfängen, begonnene 
Behandlung der Nationalökonomie iſt deßhalb die organtiche Auf- 
faffung, wie das Nationalvermögen aus einer Gliederung jpecift- 
her Drgane, namlich der Stände, hervorgeht und in der Erhal— 
tung diefer Drgane, nämlich der fittlihen und ökonomiſchen Kraft 
diefer Stände und der Familien, aus welchen fie beftehen, ebenio 
jehr jeine Beltimmung als das Mittel für diefelben hat*). 


*) Den fittlihen Gefichtspunft, welchen diefe Entwidelung der Na- 
tionalöfonomie unbeachtet ließ, haben ausgezeichnete Schriftfteller geltend 
gemadt. „Man muß empfehlen, fagt Burfe, die Geduld, die Frugalität, 
die Arbeit, die Nüchternheit und die Religion. Alles andere ift nichts als 
Betrug und Lüge“ „Die Zahl der wohlhabenden Familien, jagt Nie- 
buhr, muß nad einem ganz anderen Maaßftabe geichätst werden als der 
Nationalreihthum, und diefer Maafftab ift fein anderer als der Befit 
eines unverfchuldeten ficheren Eigenthums für die größte mögliche Zahl der 
Bürger und eines für das wahre Bedürfniß reichlich genügenden Einkom— 
mens, daher die Wohlhabenheit nothwendig von frugalen Sitten abhängt. 
Nimmt die Zahl der auf diefe Weile Wohlhabenden ab ....... jo ift ein 
ſolches Volk an Wohlftand gejunfen, wenn aud der Reihthum ungeheuer 
ftieg, wenn auch die Mittel zu vielfacherem Genuß bei allen Klaffen, die 
nicht verarmt find, zunahmen.” Deßgleihen die Nationalöfonomen der 
fontre-revolutionären Schule, Adam Müller, Villeneuve-Barge- 
mont. Inwiefern diefe die wahre Errungenfchaft der neneren National- 
ökonomie ſich angeeignet oder diefelbe eingebüßt haben, das zu unterfuchen 
liegt zu jehr außer dem Kreife meiner Studien. Ueber den Entwicelungs- 
gang der Nationalöfonomie von jenem einfeitigen Standpunfte aus und 
den Zuſammeuhang diejes Entwicelungsganges mit dem der Philofophie 
ift viel Lehrreiches gejagt von Brüggemann in feiner Schrift gegen 
Lift: Daß Kant (dieferv Vollender des abftraften Standpunftes) den 
wahren ethiichen Gefihtspunft in fich schließe, wie hier behauptet wird, 
muß ich freilich beftreiten. Kant ift nit die Korreftuv von Adam 
Smith, jondern feine Parallele. 
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Daß die große Mafle des Volkes einen Mittelftand 
bilde, iſt danach der wirthichaftlich und ſittlich geſunde Zuftand. 
So die Erhaltung eines Standes Jelbititändiger kleiner Landwirthe 
(Bauern), die ein, wenn gleich beichränfteres, jo doch nicht ver- 
fümmertes Leben zu führen im Stande find, im Gegenſatze zu 
großen Güterbewirthichaftern und Tagelöhnern, die Erhaltung 
eines Gewerbitandes Feiner bemittelter Meifter im Gegenſatze 
zu Fabrikherren und Fabrifarbeitern. Dieß ift das Ziel, und 
da es fich nicht von ſelbſt erreicht, jo muß durch Gejeßgebung, 
wenn auch jo Schonend als möglich, darauf hingewirkt werden. 
Nun kann zwar vermöge der individuellen Freiheit, die für die 
Bermögensiphäre gilt (III. $. 29), direft feinem Indivi— 
duum (jubjeftiv) Art oder Maaß jeiner Produktion, Kon— 
ſumtion oder jeines Befites vorgezeichnet werden, wie" dieß im 
Alterthum wohl ſich findet und wie dieß die neue Socialtheorie 
in ihren Träumen ſich ausipinnt. Allein die (objektive) Ein - 
richtung der Vermögensbetriebe jelbft darf und joll 
nach jenem öffentlich gemeinfamen Ziel der Volksökonomie ges 
regelt und dafür der Einzelne beichränft werden. Solche 
Beſchränkung für den öffentlichen Wohlitand und die geſunde 
Gliederung der vermögenerzeugenden Stände tft feine Ver— 
letzung des Nechts und der Gerechtigkeit, vielmehr umgekehrt 
it es eine Verlegung des Rechts und der Gerechtigkeit, wenn 
die Obrigkeit, ihren Beruf verfäumend, die ganze Erwerb— 
thätigfeit ſich jelbft überläft, und damit Seinen in dem Kreife 
ſeines Erwerbes ſchützt, den Schmächeren der Uebermacht des 
Stärferen Preis gibt. Daran möchte jet wohl Niemand 
mehr zweifeln, dat die Gegenftände menjchlicher Befriedigung, 
die, vor und ohne alle menichliche TIhätigfeit vorhanden, von 
der Natur zur Dedung des Bedürfnifjes für die Gemeinschaft, 
nicht bloß für die Einzelnen, für die Reihe der Generationen, 
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nicht bloß für die Yebenden beftimmt find, 3. B. Waldungen, 
Bergwerke, der öffentlichen fichernden Anordnung unterliegen, 
und ohne diejelbe, der Willführ der Einzelnen überlaffen, ver: 
ichwendet werden würden. Derſelbe Gefichtspunft gilt aber 
auch nicht minder für den Grundbefiß und für die Gewerbe; 
hier würde zwar die individuelle Willkühr nicht eine Jeritörung 
des Objekts wirken, wohl aber eine Zeritörung feiner Zuwen— 
dung an die Subjefte (in wechjeljeitiger Aufzehrung), und das 
Eine wie das Andere iſt zur Befriedigung der Societät gleich 
erforderlich. 

Die Geichichte zeigt und denn überall folche fichernde be- 
ſchränkende Anordnungen, in verichiedener Meile und in ver- 
ichtedenem Beweggrund. Die Cmrichtungen mancher griechi- 
icher Staaten wie die Vorschläge mancher griechiicher Philojophen 
beruhen darauf, die finnlichen Güter und ihre Befriedigung 
aufzuheben oder doc herabaufeßen, beitehen deßhalb auch nicht 
in Beſchränkungen des Verkehrs, ſondern in Beichränfungen 
des Beſitzes, z. B. das Verbot des Geldes, die Feſtſetzung 
eines Maximum, über das hinaus Niemand beſitzen dürfe u. dal. 
Das jüdische Jubeljahr dagegen enthält die Sdee der Bermögens- 
vertheilung in ihrer ganzen Tiefe, wenn auch nicht in einer 
allgemein gültigen und allgemein ausführbaren Geftalt, nämlich 
die Sorge, daß jede Familie eine jelbitftändige Eriftenz gefichert 
erhalte. Auch der germaniichen Einrichtung iſt jenes antife 
Streben über das Sinnliche zu erheben, gänzlich fremd; fie 
ferint nicht Verbot und Schranke des Beſitzes, jondern nur 
der Veräußerung, zum Schuße der Familie. Allein das ger 
maniſche Recht ſchützt nicht im göttlich aprioriſtiſcher Weije jede 
menjchliche Familie, Sondern in pofitiv hiſtoriſcher Weiſe die, jo 
im Beſitze find. Dort eine Zutheilung an jede Familie und 
ewig wiederfehrender Nücfall an fie, hier nur ein Verbot der 
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Veräußerung oder Theilung. So werden, die zufällig im 
Befite find, darin erhalten, den Anderen wird es grade noch 
ihwerer zu Beſitz zu gelangen. Solcher Uebelſtand, bejonders 
beit größerer Bevölkerung, rief nun umgekehrt das Tiberale 
Prineip der freien Veräußerung und Konkurrenz hervor, damit 
Mehrere Theil nehmen können. Diejes ſelbſt aber führt zu 
einem nicht minder Jchlimmen Erfolge, der Verſchlingung des 
Schwächeren durch den Stärferen, daß gar feine Familie mehr 
geichüßt ift. Da fam man zu den Socialtheorieen, d. i. Alles 
der Societät zu vindieiren, die dann Jedem beitändig jein Loos 
und feine Arbeit zuweiſt. Die Unausführbarfeit und VBerwerf- 
(ichfert diefer Theorieen ift nicht ſchwer einzuſehen. Darin liegt 
aber noch feine Nechtfertigung jenes Princips. Sondern 
gleichwie die Achte Verfaffung nicht bloß die Möglichkeit künf— 
tiger Nechte feſtſetzt (Princip der franzöſiſchen Nevolution), 
ſondern vor Allem die bejtimmten beftehenden erworbenen Rechte 
ſchützt (engliihes Prineip), ebenfo aud muß die ächte National- 
ökonomie nicht bloß die Möglichkeit künftigen Vermögens in 
abstracto eröffnen, jondern vor Allem das beitehende Aus— 
kommen den Inhabern zu erhalten juchen. 

Man wird daher gedrungen feyn, zum uriprünglichen 
germaniichen Prineip zurückzukehren, aber es zu erweitern, 
nämlich die Befienden zu erhalten, aber eine Sorge auch für 
die, die nicht im Beſitze find, damit zu verbinden. Denn ein 
Vorzug für die Berückſichtigung gebührt immer dem, welcher 
bereitö in einer erwerblichen Stellung fich befindet, ihn darin 
zu erhalten vor dem, welcher fich noch in feiner befindet, ihm 
erit eine jolche zu verichaffen. Das iſt dad Problem der 
Wiſſenſchaft in der Gegenwart. Ich befie nicht die techntichen 
Kenntniſſe für die Durchführung; dieſe, wie fie in den nach— 
folgenden $$. dieſes Kapitels gegeben ift, mag deßhalb viele 
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Schwächen und Blößen enthalten. Das kann aber die Wahr- 
heit der bezeichneten Richtung nicht erſchüttern. 


$. 16. 


Der Landbau hat unter den Nahrungszweigen einen 
Charakter bejonderer Hetligfeit, weil hier die Natur die Geberin, 
der Menſch Empfänger göttlihen Segens tft, in beſtändiger 
Abhängigkeit und Erwartung der Kräfte über ihm, die jeiner 
Arbeit den Erfolg geben. Er ift deßhalb der Stand der grö- 
ßeren Cinfalt, der Unterordnung unter ein höheres Walten. 
Die Beltimmung (tEkos) des Landbaues iſt einerſeits Die 
größere Ergiebigkeit de8 Bodens zum Zwecke der höheren 
Gemeinbefriedigung, andererſeits die Erhaltung des Standes 
jelbit, der beftimmmten Familien, in ihrer Nahrung und in ihrer 
Berufsgefinnung; diefe aber befteht in der Liebe zum Indivi— 
duellen des Beſitzthums. Die Steigerung der Ergiebigkeit iſt 
das wirthichaftliche, die Bewahrung der beitimmten Familien 
und diefer Gefinnung das politiiche und fittlihe Motiv der 
Grundeigenthums = Gejeßgebung. Dem lebten gemäß tit ihr 
oberites Prineip: Die Stetigfeit des Beſitzthums, d. i. 
möglichite Erhaltung derjelben Familien und möglichite Er: 
haltung devjelben Komplere, die eine Familie zu ernähren im 
Stande find. Aus diefem Principe ging ehedem (wenn auch 
minder bewußt) die völlige Gebundenheit der Güter hervor, 
ſowohl dev Ritttergüter (mittelft Fideikommiſſe u. dgl.) als der 
Bauergüter (mittels des gutsherrlichen Konſenſes, oder uns 
mittelbar nach Gejeß), jo wie die gejeßliche Nothwendigfeit, 
dab die Bauernitellen wieder verliehen werden müffen u. j. w. 
In neuerer Zeit bei Mehrung der Bevölkerung und der Stei- 
gerung aller produftiven Thätigfeit wurden diefe Schranken zu 
enge. Man griff in Folge deffen zum entgegengejeßten Princip, 
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zur völligen Freiheit der Zertrümmerung und Veräußerung, 
die Güter wurden Gegenitand des Handels, rollende Waare. 
Das iſt vom Uebel, e8 endet zuleßt mit dem Ruin des Bauern- 
ftandes, mit Anhäufung großer Maffen Grundbefites in den 
Händen einzelner Gutöherren oder Spekulanten. So bat e8 
die allgemeine Erfahrung gelehrt. Großer Grundbefiß in Einer 
Hand (bei welchem es weniger Wirthichaftsgebäude bedarf 
und die gemeinfame Lenkung gemeinjamer Kräfte mit geringen 
Koſten größeren Erfolg bewirkt) iſt wirthichaftlich, wenn man 
auf Produftion der Güter in abstraeto fieht, das Vortheil— 
haftere. Aber fittlich und politiſch ift es das Beſſere, daß 
diefer Stand der feinen ſelbſtſtändigen Beſitzer (Bauern) er- 
halten bleibe und nicht zu Tagelöhnern (Arbeitsinftrumenten) 
der größeren Befiter werde. Das kann nur durd) einen Schuß 
der Gejeßgebung geichehen, da jenes wirthichaftliche Motiv, 
wenn man ed gewähren läßt, zur Zerftörung diejes Standes 
nothwendig führt. Die unbegrängte Theilbarfeit der 
Güter bat ihre verderblichen Wirkungen in jo gewaltigem 
Maabe entfaltet, daß fie jetzt evident nachgewiejen und faft 
allgemein anerfannt find. Allein jo leicht es ift, den Schaden, den 
fie angerichtet, zu erkennen, jo überaus jchwer, ihn zu heilen. 
Als das nächſte Mittel hiefür bietet ji dar, eine Gränze der 
Theilbarkeit in Zahl der Morgen feitzujegen. Maafitab 
wäre der Bedarf für Ernährung einer Familie, und die An— 
paſſung an den verichtedenen Ertrag des Bodens wäre durch 
Provinzial-, Kreis-, Orts - Statut zu ſuchen. Doch ift das 
feinesweges eine MWiederherftellung oder ein Erſatz der älteren 
Gebundenheit. Dieje Ihüste ganz beftimmte (individuelle) Beſitz— 
thümer, wie fie ſich durch Verleihung und Bewirthſchaftung nad) 
wirflichem Bedürfnii gebildet und durch lange Zeiträume bewährt 
hatten, jene Einjchränfung dagegen jchüßt nur ein abftraftes 
1122, d 
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arithmetifches Maaß, das jedwede Therlung und Zufammenlegung 
zufäßt, fie hat daher feine innere Nothwendigfeit, noch erhält 
fie die Güter bei der beftinnmten Ramilie. Ueberdieß findet 
fie ein Widerftreben im Stande jelbft, weil die Schranfe der 
Perfügung den Kaufs-Werth mindert. — Dagegen ein Mittel, 
das feinem Zweifel" unterliegt, iſt eine entſprechende Erb- 
folgeordnung: Scheidung des Grundeigenthums vom be= 
weglichen Vermögen (germaniſche Singulariueceifion), alleinige 
Erbfolge des Eritgeborenen (bez. des Letztgeborenen) in das 
ganze Gut, jey es unbedingt fir Stammgüter im Unterjchiede 
der erworbenen, ſey es (in englischer Weiſe) nur als geſetzliche 
Drdnung, wo der Erblaffer nicht verfügt hat. Die civilvecht- 
lichen Beitimmungen über den Pflichttheil machen Die Stetig- 
feit des Grundeigenthums geradezu unmöglich, wenn fie bejeitigt 
werden und vollends wenn die Hinterlaffung an Einen Erben 
nicht exit eines befonderen Aktes des Vaters, gleichſam einer 
Enterbung der anderen Kinder, bedarf, jondern die gejeßliche 
Drdnung ift, jo ift wenigſtens dem Trieb im Stande felbit, der 
nach) Erhaltung der Güter ftrebt, die freie Wirkſamkeit ge— 
währt. Der Rechtsgrund aber für ſolche Erbfolgeordnung 
liegt in dem ſächlichen Beruf des Grundeigenthums. Noch 
ein anderes, gleichfalls zweifelloſes Mittel iſt die Geſtattung, 
ja Begünſtigung der Erbpachts- und ähnlicher Ver— 
hältniſſe, bei welchen die erforderliche Zuſtimmung des 
Obereigenthümers Theilung und Veräußerung verhütet — Ver— 
hältniſſe, die auch außerdem ihre Rechtfertigung haben. 

Das getheilte (verſchränkte) Eigenthum (Erb— 
pacht und die ihr analogen deutſchen Verhältniſſe) iſt eine ganz 
naturgemäße Einrichtung für den Grundbeſitz, jetzt ſo gut wie 
ehedem. Es iſt eben das organiſche Band zwiſchen dem Reichen, 
der Eigenthümer iſt, und dem Unvermöglichen, der die Arbeit 
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leiftet. Da Berichiedenheit des Neichthums unaustilgbar ift, 
jo tft organische Verbindung des Beſitzers und des Arbeiters, 
d. i. die ein dauerndes innere Verhältniß unter ihnen be- 
gründet, gewiß befjer als bloße merfantiliihe Verbindung der- 
jelben, bei welcher fie ſich fremd bleiben. Was ift die Folge, 
wenn ſolches getheiltes Eigenthum geſetzlich für unzuläſſig er- 
flärt wird? Daß der Neiche feinen großen Grundbefiß bei- 
jammen behält, ihn nicht in Looſe für Heine Wirthe theilt, 
feinen Erbpächter fett, jondern bloß Zeitpächter oder Tage— 
löhner; und haben dieje eine fretere Stellung als jener? Es 
it ein grober Srrthunm der Gegenwart, überall den Kolonen 
als einen gedrücdten Eigenthümer zu betrachten, während er in 
der That meiſt ein begünftigter Pächter iſt. Diejer Verband 
bewirkt aud) ein Maaß der Güter und jene vor Allem hoc) 
anzuichlagende Stetigfeit des Beſitzes. Das iſt allerdings ein 
Zeitbedürfniß, die prefären Kolonatsverhältniffe („Herrengunft“ 
u. dgl.) in geficherte zu erheben und die grundholdlichen Ab— 
gaben, welche für den Kolonen drüdend find, ohne die Stellung 
des Grundherrn zu bedingen, theild abzuſchaffen, theils umzu— 
wandeln; dahin gehört Moderation der übermäßigen Abgaben, 
Fixirung der Laudemien, der Zehnten. Dehgleichen ſoll die 
Möglichkeit der Löſung diejes Verhältniſſes nicht, wie ehedem, 
-ausgejchloffen jeyn, wenn beide Theile einveritanden find. Da— 
durch kann das Bedürfniß freien Eigenthums befriedigt werden, 
wo ein ſolches nad) den Vermögensverhältnilfen, d. 1. durch 
Wohlſtand, wirklich beiteht. Dagegen eine erzwungene und 
principiell im Lande durchgejeßte Ablöfung tft wie gegen das 
Recht To aud gegen die beffer verftandene Politik. Freilic) 
unentgeltliche Ablöjung, wie in Frankreich, würde der zahl 
reichen Klaffe der Kolonen jehr vorheilhaft jeyn, aber wenn 
das ein Nechtöfertigungsgrund tft, dann dürfte man ebenjo gut 
5* 
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die hypothekariſchen Forderungen für wirkungslos erklären, um 
dadurch das Grundeigenthum zu befreien und den Stand der 
Landwirthe zu heben. Daſſelbe gilt hinfichtlich der Ablöfung 
auf öffentliche Koften. Warum eine beitimmte Klaſſe durch ein 
Geſchenk aus dem Staatsvermögen bereichern? Nun find in 
vielen Gegenden Deutjchlands dieſe Verhältniffe bereits gelöft, 
es ift aber dann doch fein Grund vorhanden, ihre neue Er— 
richtung für die Zukunft gejeßlich auszujchließen. Grade wenn 
man Freiheit dev Verfügung will, warum die Freiheit zu ſolchem 
Verhältniß verfagen? Iſt doch der emphyteutiſche Kontrakt 
nicht analog einer vertragsmäßig eingegangenen perjönlichen 
Sklaverei! Mit demielben Nechte wie das Kolonat könnte 
man auch die Servituten, bejonders die des deutſchen Rechts, 
als Feffel des Grundeigenthums verbieten. — Die jogenannte 
Befreiung des Grundeigenthums, dieſes Schlagwort 
der liberalen Doktrin ift darum ein wejenlofer Gedanke, ein 
reines Phantom. Wenn die Freiheit des Grundeigenthums 
einen Sinn haben joll, jo kann fie nur darin beſtehen, dab 
jeder ländliche Arbeiter auf eigenem Boden und ohne fremdes 
Kapital wirthichafte und dadurch den Gewinn feiner Arbeit 
rein für fich ziehe. Daß ein ſolcher Zuftand nicht zu er— 
reichen ift, leuchtet ein. Dagegen das Verbot der Emphyteuſe 
und der Grumdrenten, worin man die Freiheit ded Grund: 
eigenthums fucht, Schafft nicht freie Eigenthümer, ſondern ver- 
hindert die Eigenthumsloſen, deren Vermögen für unbelaftetes 
Eigenthum nicht hinveicht, überhaupt Eigenthum zu erwerben 
und nöthigt die Fleinen Eigenthümer, die fremden Kapitals 
bedürfen, ihr Eigenthum mit fündbarer Hypothek zu belaften, 
wo fie zuletzt des Eigenthums jelbft verluftig gehen. Damit 
erreicht man wohl Eigenthumsfreiheit in abstracto oder der 
Form nad, aber man erreicht nicht Eigenthumsfreiheit im 
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eonereto oder der Sache nad. Der Boden, dem das gleich- 
gültig ift, ift frei, d. b. er fteht nie in anderem als dem vollen 
einfachen Eigenthum, dagegen die Menfchen find in abhän- 
gigerer Lage ald außerdem. Die Aufgabe der Zeit ift es, den 
Erwerb unbelafteter Güter möglich, nicht aber den Erwerb 
belafteter unmöglich zu machen. 

Eine ganz andere Sache ald das rein privatrechtliche 
wirtbichaftliche Abhängigfeits - und Superiorität3-Band des 
Kolonats ift das politiiche und perfünliche der Patrimonial— 
gemalt, insbejondere der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit. Nur 
Diejes, nicht auch jenes, faun man Feudalverband des Grund- 
eigenthums nennen. Wie immer man über die obrigfeitlichen 
Rechte der Gutsbeſitzer denken mag (darüber fiehe das 5. Ka— 
pitel), die Schranfen der Theilung und Veräußerung und die 
dDinglichen (einfeitig nicht fündbaren) Geld- und Naturalab- 
gaben haben damit nichts gemein, und find im Weſen des 
Grundeigenthums für alle-Zeiten begründet. 


SALE 


In den Gewerben formt der Menich die Stoffe für 
jeinen Gebrauch, er theilt ihnen dadurd jenen Sinn und 
Gedanken mit. Hier ift deßhalb die fittliche Triebfeder, welche 
die Thätigfeit begleitet, nicht die Liebe zur Sache (dem indi- 
viduellen Beſitzthum), jondern Liebe zum Werke: Fleiß, Nach— 
denfen, Geſchicklichkeit. Die Aufgabe (tEXos) ded Gewerbweſens 
im Ganzen aber tft einerjeitS die Verforgung des Publifums, 
dazu Reichthum, Tüchtigfeit und Wohlfeilheit der Produktion, 
andererjeitd die Verforgung des Arbeiterd und das Jichere 
Bewußtſeyn derjelben und mit ihm die Erhaltung fittlicher und 
(oyaler Gefinnung, daher der Abſatz. Die ältere Emrichtung 
für beide Zwede war der Zunftverband. Er fiel vor dem 
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Geiſte der neueren Zeit ähnlich wie der Feudalverband. Er 
ift gleich diefem Behandlung einer öffentlichen Sache als pri- 
vater, nämlich die Verforgung des Publifums ift nach ihm 
bloß ein nußbares Necht der Zunftgenoffen, der Korporation, 
obwohl auch dort Schon obrigfeitliche Fürforge ermäßigte. Die 
neuere Zeit nun hat dem entgegengejeßt die unbedingte 
Gewerbfreiheit. Sie enthält dad umgekehrte Nejultat, 
dab die einzelnen Arbeiter bloßes Mittel für das Publifum 
find, gleichwie ehedem das Publikum bloßes Mittel für die 
Arbeiter. Sie jollen fih durch Nivalität überbieten, damit 
diejes um jo beifer daran jey. Sie tit fein durchaus wahrer 
Hebel für die Produktion, denn fie befördert mehr die Eleganz 
und Wohlfeilheit derjelben als ihre Solidität. Sie tft ein 
Nachtheil für den Gewerbitand; denn wenn gleich der Unſolide, 
der Alles unter dem Preis Losichlagend für den Anfang fich 
Kundichaft verichafft, fie nachher wieder verliert, jo iſt doch der 
Schaden, den Diele furze Periode dem Soliden zugefügt, un— 
wiederbringlich. Im Geiftigen find viele Wohnungen, und der 
Eine verdrängt den Anderen nit. Im Materiellen aber tft 
Alles in Raum und Zahl beihränft, und die darin find, follen 
einige Sicherheit haben. Es ilt das Natürliche, dab der Fa— 
miltenvater auf feinen Erwerb rechnen fünne. Der Landmann 
hat ein gefichertes Einkommen durch den Boden, der Stants- 
beamte durch die Beioldung. Vom Handwerk jagt das alte 
Sprüchwort, daß ed einen güldenen Boden habe, das aber 
verliert fih bei unbeſchränktem Andrang. Man kann auch 
nicht jagen, dat ſolches Doch dafür dem Publiftum zu Nuten 
gereiche; denn theils ift ja der Gewerbitand felbft ein jehr be- 
trächtlicher Theil des Publifums, theils aber gewinnt das 
Publifum dadurch nicht immer an Güte der Waare, es wird 
jein Bedürfniß durch die jcheinbare Wohlfeilheit vermehrt und 
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dennoch nicht jo nachhaltig befriedigt. Steht man aber endlid) 
auf die große und nachhaltige Wirkung für die öffentliche Sitt- 
(tchfett, jo wirft die unbeſchränkte Gewerbfreiheit einen jteten 
Mechjel des Vermögensitandes, mit ihm eine beitändige ängit- 
(ihe Spannung, fein Auskommen nicht zu verlieren, und ein 
leidenschaftlich übermähiges Anftreben über die Anderen hinaus. 
Die Impulie eines geordneten Gewerbweſens, das zwilchen 
Freiheit und Schranfe das rechte Maaß hält, gegen die natür- 
lichen Verſuchungen, nämlich die Anreizung zur Sorgfalt, daß 
nicht träge Sicherheit eintrete, und zum Eifer, das Gewerbe 
und fein Ausfommen zu verbeffern, werden bier auf's Yeußerite 
zu ihrem entgegengejetten Ende getrieben, und dieje Leiden- 
ichaften — Angit um Ausfommen und unmäßige Begierde — 
find fittlich nicht förderlicher ald Stodung und Trägheit. Alles 
das wurde wenig beachtet, dagegen war die Ueberbürdung der 
Gemeinden mit nahrungslojen Familien unmittelbar fühlbar 
und wurde der erite Antrieb, jene Einrichtung zu ermäßigen. 
Die geficherte Nahrung der Gewerbgenofjen, der Individuen, 
die jetzt das Gewerbe betreiben, ift nicht minder ein beitimmendes 
Princip für das Gewerbweſen als die Steigerung der Produktion 
im Allgemeinen, und darf deßhalb weder die Niederlaſſung als 
Gewerbmann, no) die Verbindung der verjchiedenen Gewerb— 
zweige unbeichränft der individuellen Willführ anheimfallen. 
Sie joll nun gegenwärtig nicht mehr in der alten privatrecht- 
lichen Weile angeltrebt werden, mittelit eines jus quaesitum 
der Zunft, durch welche auf immer, die innen ſaßen, mehr als 
nöthig begünftigt und eine große Zahl, die noch jelbititändige 
Nahrung finden fünnten, ihnen anhängig wurden; jondern durch 
öffentlihe Fürforge, d.i. Gewerbordnung und Entichei- 
dung über die Zulafiung durch die Obrigkeit des Staates oder der 
Gemeinde. Daß die Gewerbinnung dabei ihr Intereſſe vor der 
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Behörde geltend mache, it damit nicht ausgeichloffen. Auch 
wird die Fürforge gegen unverhältnißmäßigen Andrang jebt 
füglich nicht direkt wirkſam jeyn durch die immer unfichere 
obrigfeitlihe Berechnung der Ernährungsmöglichfeit, ſondern, 
wenigftend in bedeutenden Drten, indirekt, durch ftrengere 
Erforderniffe, namentlid) Prüfungen, wo dann fich leichter das 
natürliche Verhältniß feitießt. Daß eine verjchiedene Behand- 
fung je nach den verjchiedenen Arten der Gewerbe eintreten 
muß, je nachdem es produftive oder bloß abjeßende find, je 
nachdem fie nur für die Dertlichfeit oder für ein weiteres 
Bereich berechnet find, veriteht fih von jelbit. 

Der Aufſchwung, den die Snduftrie Durch das Maſchinen— 
wejen erhalten hat, ift, für das Ganze der Produktion betrachtet, 
ein handgreiflicher Gewinn; für die Bertheilung des Vermögens 
und für die Erhaltung eines fittlich gefunden jelbitftändigen 
Mittelftandes, diefe höhere Rückſicht dev Nationalöfongmte, tft 
er bis jeßt ein Nachtheil. Daß es möglich jey, das auszugleichen, 
müffen wir im Glauben an die Providenz, welche dieſe Ent- 
widelung als eine unvermeidliche zugelaffen, mit Zuverficht 
annehmen; aber ein Srrthum wäre es anzunehmen, daß Diele 
Ausgleichung bereits beitehe und die Gefellfchaft einen abjoluten 
Gewinn habe, weil die Machine die Arbeit entbehrlich mache 
und jo die Menjchen der Arbeit enthöbe. Cinmal fordert 
diefelbe immerhin menjchliche Arbeit, um in Bewegung gejebt 
zu werden, und zwar eine viel geiltlojere ald das Gewerbe, 
eine eigentlich ſklaviſche, und ſodann eripart fie die Arbeit und 
den Aufwand an Arbeitslohn für die veichen Fabrikbefiter, 
aber fie eripart nicht die Arbeit für die zahlreichen Klaſſen 
und nimmt ihnen noch den Abſatz für ihre perfönliche Arbeit 
und Beichäftigung. Die Wohlfeilheit der Waare für das ge- 
ſammte Publikum ift fein Erſatz, der dieſer geringeren Klaffe 
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zu gute käme, da fie auch wieder den Luxus und das Be- 
dürfniß steigert und eine dürftige Familie ihren Hauptaufwand 
nicht auf Fabrifwaaren macht. — Bis jet ift die Fabrikation 
und Majchinenproduftion eine Kalamität für das menjchliche 
Geſchlecht. Daß fie nicht bejeitigt werden kann, verſteht fich 
von jelbit, da man produftive Kräfte von ihrer Entfaltung 
weder abhalten kann noch darf. Aber es ift erſt noch die 
Aufgabe, fie aus einem Unglüd zu einem Glüd umzuwandeln. 
Daß das Zeitalter für dieſe Aufgabe unempfänglich ſey, wäre 
gewiß der ungegründetſte Vorwurf, der ihm nur gemacht wer- 
den fünnte. Die Verbeiferung der Lage der arbeitenden Klaffe 
it ein allgemeines Beitreben, nur daß es mitunter in den 
Mitteln von den Vorurtheilen eimjeitig moderner Anficht be- 
gleitet ift. Einmal und vor Allem ift da, wo noch ein blü- 
hender Gewerbitand beiteht, derjelbe feinesweges der glänzen— 
deren Fabrifinduftrie (dem jeßigen Idol der Staaten und der 
öffentlichen Meinung) zum Opfer zu bringen, jondern vielmehr 
durch jedes (nicht naturwidrige) Mittel gegen fie in Schuß zu 
nehmen. Selbſt Majchinen können demjelben durd) gemeinjame 
forporative Anschaffung und Gebrauch derjelben angeeignet 
werden, um die Konfurrenz zu halten. So weit aber Fabrif- 
induftrie beveitö beiteht oder naturgemäß den Gewerbbetrieb 
verbrängen muß, da iſt es die Aufgabe, den Fabrifarbeitern 
eine unverfümmerte Eriftenz zu fihern. Die Mittel dafür, die 
bis jeßt aufgefunden worden, find zwei: für's Erſte ſchützende 
Geſetze gegen den Drud der Fabrifherren (über Arbeitslohn, 
Arbeitszeit, gegen Verfümmerung der Kinder); fürs Andere 
Bergefellihaftung der Vermögenskräfte der Ar— 
beiter (für Verforgung der Wittwen, Kranfen, Unbeichäftigten, 
für Anſchaffung der Bedürfniffe, um fie in Maffe preiswürdig 
zu erhalten und ebenfo dem Einzelnen für feinen Bedarf zu 
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verabreichen, Sparkaſſen). Dagegen find Vereinigungen für 
politiſche Selbititändigfeit einer Klaſſe unnatürlich, die noch 
ihren Lebensunterhalt gar nicht hat und ihn auch hierdurch 
auf rechtlichen Wege nicht erlangen fan. Db es auch möglich 
ſey, dem Gejchäftöbetrteb ſelbſt eine Einrichtung zu geben, 
welche Fabrifherren und Fabrifarbeiter in mwechjeljeitiger Be— 
theiligung aneinander bände, und jo den Lebteren eine Bürg— 
Ichaft ihrer Subſiſtenz gäbe, tft Sache techniſcher Beurtheilung. 


$. 18. 


Der Handel endlich ift es, der die ganze Vermögens: 
welt erregt und bewegt und in Verbindung bringt. Als der 
Beherricher des materiellen Verkehrs trägt er den geiitigen 
auf feinem Nüden, wie der Staat die Kirche. Durch Handel 
und Schifffahrt gebt die Kultur von Volk zu Volk, und die 
Ausbreitung der wilfenichaftlichen Erkenntniß nimmt das Ge— 
werbe des Buchhandels zu ihrem Mittel. 

Iſt die Aufgabe des Grundbefißes die Stetigfeit, die der 
Gewerbe der Reichthum und der geficherte Abſatz, To iſt Die 
Aufgabe des Handels die fichere Verbindung, die Macht des 
Umfabes, dab er das Entferntefte nahe bringe, dad Eine für 
das Andere in jedem Moment mit Xeichtigfeit zu verichaffen 
vermöge. Der Nerv diefer Macht tft der Kredit. Das fittliche 
Motiv ded Handelsitandes ift darum die unverbrücdliche 
und pünftlihe Einhaltung der Verbindlichkeiten. 
Dieje, ald Gelinnung und Uebung des Handelöftandes, ift ein 
noch weit höherer Maaßſtab ald der Umfang der Gejchäfte 
und die Größe der vertaufchten Summen und Waaren. Die 
Wechlelobligationen und die Staatöpapiere bilden die reinen 
Kreditverhältniſſe, fie entiprechen jo den reinen Denfformen und 
Denkbeitimmungen im menjchlichen Getite, fie jollen daher auch 
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immer mit dem Inhalt erfüllt, nur für ihn da ſeyn. So wie 
ſich aber im unjerer Zeit die Denkformen durch Abftraftion 
vom Inhalte gelöft haben, um in ſich jelbit ein Denken zu 
ſeyn, jo auch hat fich der Wechlel- und der Staatspapterhandel 
von jeinem Inhalte, den Waaren, gelöft, um im fich jelbft ein 
Handel zu ſeyn. Diefer Handel in diefer Geftalt (Agiotage) 
iſt daffelbe im Gebiete der Wermögenserzeugung, was der Ra— 
tionalismus im Gebiete der Wiſſenſchaft iſt. Verarmung, Aus- 
trodnung tft von beiden die Folge. — Die Handelöfrei- 
beit, d.i. die Entfernung der Hemmungen und Erjchwerungen 
von Ein= und Ausfuhr, ift der Impuls des Handels. Denn 
fte tft die VBorbedingung für jene Macht des Umſatzes, für die 
Möglichkeit, den Ueberfluß auf der einen Seite dem Mangel 
auf der anderen Seite zufommen zu laffen. Durd Zölle wird 
eine Scheidewand gezogen, daß das Bedürfniß auf der einen 
Seite und die Mittel jener Befriedigung auf der anderen Seite 
bleiben, ohne zufammenzufommen, darunter leidet der menjchliche 
Wohlſtand überhaupt, insbeſondere aber der Stand, der gerade 
davon lebt, diefe beiden Dinge zulammenzubringen. Dennod) 
fann niht unbedingt Handelsfreiheit gefordert werden. 
Wenn eine Produktion, der die Kräfte des Inlandes fich natur— 
gemäß zuwenden, die alſo hier durch feine andere die Familien 
ernährende Thätigfeit erfeßt werden fann, den Markt gegen 
das Ausland nicht halten kann, dann hat nicht wohlfeile Be— 
friedigung des Publikums, ſondern die Erhaltung dieſer 
Producenten (der beſtimmten Familien) den Ausſchlag zu geben. 
Die Handelsfreiheit über der ganzen Welt, wie eine Theorie 
ſie fordert, hätte wohl die Wirkung, daß in abstracto mehr 
Güter erzeugt würden, indem die ſchwächere Produktion, welche 
die Konkurrenz nicht aushalten kann, eingeht, “und der mächti— 
geren energifcheren die Stätte räumt. Aber durch fie fammeln 
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fi) dann diefe mehrerzengten Güter in der Hand des über- 
wiegenden Volfes, und dem minder Begünftigten bleibt nicht 
einmal das, was ed bei dem im Ganzen geringeren Neichthum 
des menſchlichen Geſchlechts, den der Schuß feiner geringen 
Snöduftrie bewirkt, gehabt haben würde, es bleibt ihm nicht 
das, auch ein felbitftändiges befriedigtes Volk zu ſeyn. Diele 
Handelsfreiheit über der ganzen Welt hat zu ihrem Grund 
und ihrem Erfolg ein ähnliches Verhältniß zwiſchen Menjch- 
heit und Bolf wie die unbegrängte Gewerbfreiheit und Guts— 
zertrümmerung zwiſchen Volk und einzelner Familie. Hier 
entjtehen große Fabrifherren und Güteranfäufe mit Tagelöh— 
nern, dort ein weltbeherrichendes ISnduftrievolf, das die anderen 
faft zu Heloten madt. Schußzölle für Induftriezweige, auf 
welche ein Land wirklich angewieſen tft, find darum wohl ge— 
rechtfertigt, und zwar nicht bloß als eine vorläufige Maafregel 
bis inländische Snduftrieen von ſchwachen Anfängen zur Kraft 
der Konfurrenz mit dem Auslande eritarkt find, ſondern je 
nach den Umſtänden felbit dann, wenn fie diefem niemals ge: 
wachjen werden. Es gilt der Gefichtspunft des beftimmten 
Staates, und nicht der fosmopolitiihe. — Weit mehr Gewicht 
bat die Forderung der Handelöfreiheit, wenn fie nicht als all- 
gemein theoretiſches Princip geftellt wird, ſondern grade um- 
gefehrt von dem Bedürfniß eines beitimmten Landes, um in 
dieſem die Landwirthſchaft mittelit der freien Ausfuhr ihrer 
Produkte zu heben und einer überwuchernden Fabrikindultrie, 
welche das Gejchlecht herabbringt, nicht Vorſchub zu thun. 
Nah allem diejen kann auch bier nie eine abitrafte Marime, 
Handelsfreiheit oder Induſtrieſchutz enticheiden, fonderm nur 
die fonfrete technische Prüfung der beftimmten Produktion und 
der gefammten Verhältniſſe des beftimmten Landes. 
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8919: 

Die neuere Theorie von unbedingter Gutszertrümmerung 
und unbedingter Gewerbfreiheit beruht für's Erſte auf dem 
abitraften rechtsphiloſophiſchen Princip der indivi— 
duellen Freiheit, nach welchem aus apodiktiſchem Gerechtigkeits— 
grunde keine Beſchränkung irgend einer Art zuläſſig iſt außer 
zum Schutze der Freiheit der anderen Individuen, alſo namentlich 
keine zur Erhaltung des öffentlichen Wohlſtandes, des geſunden 
wirthſchaftlichen Geſammtorganismus; für's Andere auf 
dem abſtrakten nationalökonomiſchen Princip, nad 
welchem die Spannung der Produktionsfräfte durch möglichite 
Konkurrenz als das Höchlte gilt, weil fie den größten Reichthum 
des Landes in abstracto hevvorbringt, dagegen weder das fitt- 
liche Motiv, das jedem Stande innewohnt, noch auch nur der 
vollftändige wirthichaftliche Erfolg, namentlich die richtige Ver— 
theilung der Güter, beachtet wird. Es ilt, als ob der bloße 
Klang des Wortes „Freiheit“ auf das Zeitalter eine böſe 
Derzauberung wirkte. Wie lange tft ed ber, daß die aufge- 
klärte Wiſſenſchaft und die aufgeflärte öffentliche Meinung die 
unbedingte Freiheit in allen dieſen Berhältnifien als das un— 
zweifelhafte Heil verfündigte und jeden Zweifler als Verfin— 
jterer anflagte. Das follte doch etwas vworfichtiger machen ge= 
genüber aller jolcher für apodiktiſch ausgegebenen Loſung der 
aufgeflärten öffentlichen Meinung. Dem abftraften Grundjag 
der Freiheit ſoll nun aber nicht ein gleich abjtrafter der Be— 
ſchränkung entgegengefeßt werden, jondern das muß fich überall 
nach der betreffenden Sphäre beftimmen. So namentlich für 
Gewerb und Handel, da fie nur der Gebrauch des Individuums 
von feiner eigenen Thätigfeit find, muß die Freiheit die Negel 
bilden, die Beſchränkung Die Ausnahme; dagegen für den 
Grundbefit, da er auf einen gegebenen und nach Naturordnung 
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der ganzen Gemeinſchaft dienenden Gegenftand ſich bezieht, 
muß die Gebundenheit vorherrichen über die freie Berfügung. 
— Zu dem Allen fümmt aber noch ein Anderes. Es ilt 
überall die Achte Staatsweisheit, dem beitimmten Bedürfniß 
als der alleinigen Aufgabe zu folgen: wo Ueberbürdung tft, 
zu entlalten, wo Vermögen ift, den Erwerb zu öffnen, wo es 
zu freiem Eigenthum nicht reicht, das belaftete zu geftatten, 
wo Feld und Wieſe noth thun, den Wald zu voden. Die 
neuere Theorie dagegen unternimmt es, Itatt dem Bedürfniß 
im Einzelnen nachzugehen, einen Plan für die gefammte Volks— 
wirthichaft zu entwerfen. Sie meiftert damit die Natur: es 
ſoll nicht fo viel Wald ftatt Feld und Wieſe jeyn, es joll fein 
belaftetes Eigenthum geben. Es ift das mit einem Worte 
eine Kodififation der Volkswirthſchaft. Die Ueber: 
bebung, die in diefem Unternehmen liegt, hat fich jchwer ge— 
rächt. Mar muß fich aber ebendehhalb auch hüten, jeßt von 
anderen wenn gleich richtigen Prineipien aus eine gleiche 
Kodifikation zu verjuchen. 


$. 20. 

Auch die Verſorgung der höheren getjtigen Bedürfniſſe des 
Publifums ift für die, jo ihre Arbeit an fie wenden, Gegen- 
ftand des Vermögenserwerbs. Dahin gehört namentlich die 
Ihriftftelleriiche Thätigfeit. Es gebührt ihr deßhalb eine Siche- 
rung jolhen Erwerbs, darauf beruhen die Gejete gegen den Nach— 
drud. Allein wie ed auf der anderen Seite die Beitimmung 
(z&Aos) der literariichen Erzeugniſſe it, allgemein zugänglich zu 
werden, wie nur zu diefem Zwede dem Schriftjteller von Gott 
die Gedanken eingegeben find, jo kann es auch fein unbegrängtes 
(ewiges) Necht des Schriftitellers und feiner Erben auf aus- 
ſchließliche Verbreitung oder Zurücdhaltung jeiner geiftigen Er— 
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zeugniffe geben, das Verbot des Nachdruds muß deßhalb eine 
beitimmte pofitiv abzuftediende Zeitzränze haben. Man möge 
fie nur nicht zu enge fteden! Aehnlich verhält es ſich auch) 
mit der techniichen Erfindung, die nach bejonderer Prüfung 
durch Privilegien und Monopole geichüßt werden muß, aber 
auch nur auf eine beſtimmte Zeit. Ein förperliches Objekt 
mag der Eigenthümer für immer als fein gejondertes behalten, 
aber eine Erfindung vermengt ſich mit dem gefammten geiftigen 
Beſitze des menschlichen Gejchledhts, und der Erfinder kann 
nur einen beitimmten Preid dafür anjprechen, die Erträgniffe 
für eine beitimmte Zeit*). 

Man faßt das Necht, welches durch die Nachdruckgeſetze 
geſchützt werden ſoll, häufig ald ein „geiitiges Eigenthum“ 
und handelt es dann auch in den Syſtemen der Nechtsphilofophte 
bet der Lehre vom Eigenthum ab. Daraus würde denn fon- 
jequent folgen, daß es, gleich anderem Eigenthum, ein ewig 
dauerndes ſeyn müßte. Der Begriff eines geiftigen Eigenthums 
ilt aber unftatthaft. Eigenthum an etwas Anderem als au einer 
körperlichen Sache ift juriftiich ein Abfurdum. Das Verhältniß 
des Schriftitellers zu jeinem gemeinbildenden Merk oder des 
Erfinderd zu feiner gemeinnüßigen Erfindung fann durchaus 
nicht ähnlich ſeyn dem des Kigenthümers zu jeiner Sache. 
Dieje ift bloß zur Befriedigung des Individuums bejtimmt 
und joll dem Willen, ja der Willkühr des Eigenthümers uns 
bedingt unterworfen jeyn, jene dagegen jollen fich von ihrem 
Urheber Löjen und dem Ganzen zu gute fommen. Dieje 
Verhältniſſe find deßhalb nicht als geiftiges Eigenthum, d. i. 
Eigenthbum an einer geiftigen Sache, jondern ald Er- 

*) Diefe Anficht über das fchriftftelleriihe Recht, zu der ih mid) 


ſchon in der erften Aufl. befannte, hat nun auch die deutiche Bundes— 
gejegebung zu Grunde gelegt. s 
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werb durch eine geiftige Zeiftung zu betrachten. Im Ge— 
werbrecht, nicht im Eigenthums-(Sachen-)recht, haben fie ihre 
inftematiiche Stelle und ihr beftimmendes Princip, wie wir 
dieſes auch gezeigt haben. 

Neuerer Zeit wird der Begriff eines geiltigen Eigenthums 
an jchriftftelleriichen Erzeugniffen noch in einer anderen Weiſe 
als Prineip der Nachdruckverbote geltend gemacht, nämlich um 
daraus ein Necht des Schriftitellers auf Anerkennung 
feiner Urheberſchaft als folde ohne allen Zuſammen— 
bang mit irgend einem Erwerb herzuleiten. Dieſer Gedanfe 
liegt aber ebenio wenig ald jener den Nachdrucksgeſetzen zum 
Grunde, möge man dabei Die Entziehung der Ehre des Schrift- 
fteller8 oder den Eingriff in feine Verfügung im Sinne haben. 
Von diefer Seite würde der Nachdruck nicht dem Staatszwang 
und der Nechtsverfolgung unterworfen werden fünnen. Die 
Ehre einer Leiltung iſt fein Gut, das der Staat Schütt und 
über das die Gerichte entichetden. Wer Fünnte fich einen Proceß 
darüber denfen, ob Stein oder Schön der Urheber der preu— 
ßiſchen Städteordnung jey, ob Blüder oder Schwarzen- 
berg den Entſchluß gefaßt, der den Sieg entichted. Oder 
noch ein anderes Beiſpiel. Ein Abgeordneter geiftlichen Standes 
in einer deutſchen Ständeverfammlung wußte fi), wie man 
jagt, Abichrift eines Vortrags, den der Kriegsminifter beabfich- 
tigte, zu verschaffen und hielt denjelben vor ihm. Wäre dariiber, 
abgejehen etwa won der bejonderen Beſchaffenheit der ange— 
wandten Mittel, ein Proceß möglich? Ja der deutlichite Be- 
weid dagegen ilt das Plagiat, welches eben die Ehre der 
ichriftitelleriichen Erfindung entzieht und gewiß feinem Proceß 
unterliegen fan. Ebenſo wenig aber kann die bloße Verfü- 
gung als ſolche bei geiftigen Produktionen als ein Recht vom 
Staate geihüßt werden, eben weil geiltige Erzeugniſſe nicht 
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für eine abgejchloffene Privatverfügung beftimmt find. Wenn 
ih Einem meine Uhr in die Hand gebe, und er trägt fie fort 
und verſchenkt fie, muß ich lagen können; aber wenn ich Einem 
einen Gedanfen age unter dem Siegel der Verjchwiegenheit, 
und er theilt ihn wieder mit, jo habe ich, abgejehen von Ver: 
leßungen, die etwa dabei fonfurriren, bloß darum, daß er mein 
Berfügungsrecht über meinen Gedanken verlet, unmöglich eine 
Klage. Alles das iſt blos eine Indiskretion, gehört in’s 
Bereich der Sitte, über welche die öffentliche Meinung richtet, 
und fann unter Umftänden allenfalld$ zur Injurie werden, 
aber niemals fünnten von diefem Gefichtspunfte aus Literarifche 
Produkte als ein Nechts -Objekt, als ein Beſitz geſchützt wer- 
den, in der Art, wie die Nachdrucksgeſetze fie Ichüßen. 
Daraus jedoch, daß der Schuß des Erwerbs durch geiſtige 
Leiftung als Princip der Nachdrucksgeſetze feitgehalten werden 
muß, folgt in feiner Weile, dab bei Anwendung defjelben in 
dem jpeciellen Falle ein Erwerb von dem Beſchädigten oder 
von dem Beſchädiger beabfichtigt jeyn müſſe. Ob der Lehrer, 
defjen Vorlefungen nachgedruct worden, die Abficht hat, fie 
jelbit je drucken zu laffen oder auch nur fie fortwährend zu halten, 
und ob derjenige, der fie widerrechtlich nachdruckt, dabei einen 
Gewinn machen oder jenen ärgern oder jeiner Ueberzeugung 
einen Dienit leilten wollte, das tft ganz eimerlei. Iſt doch in 
gleicher Weiſe ein Verbrechen gegen das Eigenthum (wenn 
auch Fein Diebftahl) auch in dem Falle begangen, daß der 
Eigenthümer feinen Nuben von der entwendeten Sache gehabt 
haben würde, und der Entwender fie nicht nahm, um fid) zu 
bereichern, Sondern um fie in's Waffer zu werfen. Dadurch 
dienen die Nachdrucksgeſetze allerdings mittelbar dazu, auch die 
Ehre der Erfindung und die Freiheit der Verfügung für den 
Schriftiteller zu fihern; aber als ihr unmittelbares Princip 
Il. 2, 6 
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fann das nicht geltend gemacht werden, ohne in die übelften 
Konfequenzen zu gerathen. 
8.021. 

Der gemeinfame Beruf der Standesgenoffen erfordert aud) 
eine Einigung derjelben für jeine Pflege — die Genoſſen— 
ihaft, Korporation. Dieſe Einigung übt eine Macht über 
die Einzelnen und zwar fraft des Standesberufes, dem Jeder 
verpflichtet ift. Das untericheidet Korporation von Aſſo— 
ctation;z diefe ilt ein beliebiger Zuſammentritt für einen ſelbſt— 
gewählten einzelnen Zwed, jene eine gegebene Einheit für einen 
organtichen Volfsberuf, dem die Theilnehmer mit ihrer ganzen 
Lebensftellung angehören. Eine ſolche Genoffenichaft jollen die 
Landwirthe bilden (die Landgemeinde), dann die einzelnen Ge— 
werbe (Innungen, was feineöweges den alten Zunftzwang in 
fich ſchließt), die Kaufleute, die großen Grundbefiger, und füglich 
auch andere Stände (Künftler). Gegenftand der Wirkſamkeit 
der Genoffenichaft ift die Vertretung der Standesrechte, der 
Standesintereffen, der Standesehre nad) innen wie nach außen. — 
In der Macht der Senofienichaft liegt ein fittlicher Hebel für 
Ehrbarfeit des Handelns, den der Staat als foldher nie ans 
‚wenden kann. Sp waren namentlich die Zünfte eine Wechjel- 
bürgichaft der Sitte und der Ehre. Das Erforderniß ebelicher 
Geburt — die eigene Sorge der Zunft für redlichen Betrieb 
des Handwerks und tüchtige Arbeit — das Standes = Gericht 
über alle Unehrenhaftigfeit der Genoffen — die forporative 

toderation, daß feiner der Genofjen die ganze Arbeit an fich 
reiße, feiner arbeitslos jey — die Weihe, welde das Handwerf 
zulett von der Kirche nahm und die Hinlettung der Genoffen 
zur Stiche, die es wieder übte‘) — alles das ift eine Zucht 


*) Teefflih ausgeführt bei Hirſch: das Handwerk und die Zünfte 
in der hriftlichen Geſellſchaft. 


— 


2. Kapitel. Die Stände und die Volkswirthſchaft. 83 


und Belebung von innen heraus, die jetzt nach Aufhebung der 
Zünfte ſchmerzlich entbehrt wird. Nicht zu läugnen zwar iſt, 
daß die Zünfte nicht bloß um der Mißbräuche willen einer 
Reform bedurften, ſondern daß die frühere Macht der Genoſſen— 
ſchaft über die Glieder an ſich der Ermäßigung bedurfte. Es 
iſt das Streben der Zeit, eine größere Gemeinſchaft wie unter 
den verſchiedenen Völkern (Kosmopolitismus), ſo auch unter 
den verſchiedenen Ständen herzuſtellen, damit das allgemein 
Menſchliche hervortrete über dem Standesunterſchied, wogegen 
jene ſtarre Macht der Genoſſenſchaft ein Hemmniß war. Allein 
fehlen darf das Band der Genoſſenſchaft nicht, ſeiner bedarf 
jeder Stand für feinen Wohlitand, für feine politiiche Bedeut— 
ſamkeit und noch mehr für Förderung einer Standesehrenhaftig- 
feit. Es in einer jener Anforderung entſprechenden Weiſe wieder 
berzuftellen ilt darum die große Aufgabe der Gegenwart. Nun 
fann man dad Band der Genofjenjchaft nicht durch einen legis— 
lativen Akt einführen, wie man es durch einen legislativen Akt 
vernichten fonnte, weil ed nothwendig Leben, Sitte, Ausdruck 
eines den Stand wirklich erfüllenden Geiltes jeyn mu. Aber 
die Gejeßgebung kann doch die Wiederherftellung fürdern, den 
Regungen nad) derjelben zu Hülfe Eommen. — Die Aſſociation 
kann die Korporation nicht erſetzen, jo wenig als fie durch fie 
erjet wird, und im gefunden Zultande muß die Korporation 
bei weitem überwiegen, d. h. das Intereſſe des Standes vor- 
herrſchend durch fie verjorgt werben. Aber jebt, nachdem die 
Korporationen zerftört find, iſt es gerathen, die Afjoctatton um 
jo mehr gewähren zu laffen, und ihr dann abzulernen, was 
das wirkliche Bedürfniß und der wirkliche Trieb des Standes 
ift, um darauf wenn es reif ift die Korporation zu gründen. 


6* 
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Drittes Kapitel. 


Die neueren Socialtheorieen*). 


$.1'22. 

Eine Umfehrung der ganzen bisherigen Art nationaler 
Permögenserzeugung und Vertheilung eritreben die Social- 
theorieen, welde in neuerer Zeit in Englaud und Frankreich 
entftanden und beionders in letzterem ihre ſyſtematiſche Ausbil- 
dung erhielten. Ihr gemeinfamer Charakter ift Vernichtung 
der geionderten Einzelwirtbihaft durch eine Ge- 
fammtwirtbihaftdermenihlidhen Societät“). Das 
haben dieje Theorieen alle zu ihrem innerften Weſen, und dadurd) 
bilden fie gemeinfam den Gegenjaß gegen die wirklichen Zu— 
ſtände und die beitehende Lebenswürdigung. Sie ſcheiden ſich 
aber wieder ſcharf untereinander duch Art und Grad der 
Gemeinjamfeit, die fie für die Wirthichaft fordern. Der 
Kommunismus will beitändige gleichheitliche Verthei— 
(ung aller Güter der Gefellichaft, fohin Aufhebung des Eigen- 
thbums. Der Diftributismus (durch diefen Namen glaube 
ich die Wirthichaftslehre St. Simon’s odervielmehr Bazard’s 
paffend zu bezeichnen) will feine gleichheitliche, wohl aber eine 
beitändige gerechte Vertheilung, nämlich Heimfall alles durch | 
den Tod erledigten Vermögens und Vertheiluug deffelben nad) 
induftriellem Verdienſt, d. 1. an den thätigften und tüchtigften 
Arbeiter, der johin das Kapital am fruchtbarften für die Ge- 


*) Stein: „der Socialismus und Kommunismus des heutigen 
Frankreichs.“ 

*x) Nur dies ift die präcife Bezeichnung des allgemeinen Genius 
diefer Theorieen. Aufhebung des Eigenthums oder des Erbrechts wiirde 
auf den Socialismus nicht paffen, und doc ift auch dieſer eine Species 
diefer Art Nationalökonomie, 
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ſellſchaft macht (mur das kann in ſolchem Induftrieftante als 
Verdienſt gelten), damit zwar Belaffung des (lebenslänglichen) 
Eigenthums, aber Aufhebung des Erbrechts. Der Socia— 
lismus will gar feine Gemeinjamfeit des Vermögens, fon- 
dern nur Gemeinjamfeit der Vermögensgewinnung, d. i. ge— 
meinfame Arbeit („Organiſation der Arbeit”) und Vertheilung 
des Ertrags nah Maaßgabe des Eingeworfenen (Kapitals, 
Fähigkeit, Arbeit), ſohin feine Aufhebung des individuellen 
Eigenthums oder des Erbrechts, wohl aber Aufhebung des 
individuellen Gigenthbumserwerbd. Die Vermögen er- 
ztelende Thätigkeit des Individuums ſoll auch hier nie nad) feinem 
Willen und Ermeffen vor ſich gehen, jondern nach Leitung der 
Soctetät, und ſoll nte ihm unmittelbar Bermögen gewinnen, ſon— 
dern nur der Soctetät, die ihm dann feinen Antheil nad) ihrer 
Wirdigung zumeilt. Jenes innerfte Wefen iſt demnach auch 
dem Socialismus mit dem Kommunismus und Diftributismug 
gemein. Man fann daher dieje drei Syiteme, weil fie alle nur 
eine Soetetätöwirthichaft anerkennen, gemeinfam unter der Be- 
zeichnung Soeialtheorie zufammenfaffen. 


8. 23. 


Sucht man dieſe Lehren auf ihr tieferes Lebensprincip 
zurüdzuführen, jo tft es ganz daſſelbe wie das der politiichen 
Nevolution, namlich das, dab der einzelne Menſch zum 
pberiten Grund und Zwed der Dinge gemacht wird 
ohne höhere Ordnung und Nothwendigfeit über ihm. 
Daraus ergeben fich alle die Parallelen diefer joctalen zu jener 
politiichen Theorie. Daß die Soctaltheorieen, wenigſtens der 
Kommunismus, die Konfequenz oder Parallele des revolutionären 
Poitulats der Gleichheit it, wird allgemein erfannt und tft 
namentlich für die Deutjchen in dem ſchätzbaren Werfe Steins 
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volftändig dargelegt. Die abjolute Gleihheit der Menjchen 
ald Ziel angenommen, fann es nicht helfen, wenn fie nur in 
formeller und rechtlicher Beziehung ſich gleich ftehen, nicht auch 
in materieller, thatſächlicher, d. i. jo daß fte die Befriedigung 
des Lebens, Genuß und Bildung, in gleichem Maaße erreichen, 
jenes ift bloß eine Gleichheit dev Möglichteit, mit welcher der 
großen Zahl, für die fie nie wirklich wird, nichts gedient ift, 
nur dieß tft wirkliche Gleichheit. Cine andere Parallele der 
Speialtheorie mit der Nevolution, die nothwendige Begleiterin 
jenes Gleichheitspoftulats, tft der Apriorismus oder Die 
Umwälzung als folche, d. i. die Nichtanerfennung des ganzen 
Reſultats der Vergangenheit und Auflöjung des menjchlichen 
Gemeinzultandes aus feiner hiltoriihen Einheit und Kontinuität 
in lauter Atome von Generationen. Wenn die Verfaflung 
bis auf 1789 als nicht vorhanden, fondern nur die als gültig 
betrachtet wird, welche die Station 1789 rein aus ihrer welt- 
ordnenden Vernunft in's Leben jet, warum joll die Eigenthums— 
und Vermögensvertheilung, Die das Produkt des menschlichen 
Handelns bis dahin tft, einen größeren Anſpruch auf Geltung 
haben? Und das muß folgerichtig im jedem Zeitpunfte fich 
wiederholen. Die, welche die Berwerflichfeit der Umwälzung 
und des Aufbauend a priori auf dem politischen Gebiete nicht 
zugejtehen wollen, dürften deßhalb durch dieſe Parallele auf 
dem foeialen Gebiete zur Einficht fommen! Endlich theilt die 
Soeialtheorie noch mit der Revolution, am vdeutlichiten mit 
der Lehre Rouſſeau's, den völligen Untergang der Pri— 
vatiphäre in der Öffentlichen, den Pandemismus, 
wie man ed nennen könnte, und diefe Parallele gilt nicht, wie 
jene beiden, vorherrichend bloß für den Kommunismus, fondern 
für die Socialtheorie durchaus. Rouſſeau macht die Freiheit, 
den Willen des Einzelnen, zum giel, glaubt es aber nur dadurch 
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zu erreichen, daß der Einzelne jeinen Willen ohne Vorbehalt 
an den allgemeinen Willen entäufßere. Ebenſo macht die Social— 
theorie die Genußmittel des Einzelnen zum Ziele und glaubt 
das nur grade durch Yerftörung der Einzelwirthſchaft zu er- 
reichen. Es tft die merhwürdige Gleichheit des Nefultats.. Wenn 
der Menjch Feine gegebene Ordnung über fich anerkennt, in 
welche jeder Einzelne nach feiner Weile gefügt ift, Sondern fich 
jeder Einzelne zum abioluten Mittelpunkt macht, jo iſt es das 
legte Ergebniß, dab er, der Einzelne, in eine noch ſklaviſchere 
Dienftbarfeit unter ein Gemeinjames geräth, als die war, von 
der er ſich loßreißen wollte — Das eigenthümlidye Lebens- 
prineip aber der Socialtheorieen, das zunächſt Feine Beziehung 
zur Nevolution zeigt, it der Materialismus. Sie ruhen 
ſämmtlich auf der Anficht, daß der finnliche Genuß das höchite 
Gut, das Ziel des menjhlichen Lebens jey, und daß deßwegen 
die Societät in der Erreichung dieſes Gutes ihre Thätigkeit 
erichöpfe, und jeder einzelne Menſch es im ausgedehnteften 
Umfange erreichen müffe. Tiefer betrachtet hat jedoch auch dieſer 
Materialismus die engite Verwandtichaft mit der Rouffeau’ichen 
Staatölehre. Rouſſeau macht den puren nadten jelbititandigen 
Willen des Menichen zum Princip des Staates, nicht Die Vernunft, 
nicht ein fittliches Gebot, das unterjcheidet ihn wejentlich von 
Kant, es iſt der Charakter der empirischen Nichtung, die fich über 
England und Frankreich binzieht, im Gegenjaße der deutichen 
rattonaliftiichen. Was aber fünnte untereinander verwandter jeyn, 
als dab meine Willführ das Prineip der Nechtsordnung 
und mein Genuß das Prineip der Bermögensordnung jey? 
Nach allen diefen Prineipien find die Sorialtheorieen dad Er— 
zeugniß einer völlig verfehrten Yebenswürdigung, Die mit der 
Losreißung von der chriftlichen Wahrheit nothiwendig auch zu 
ihrer Dffenbarung fommen mußte. Allein fie haben ihre 
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Entftehung nicht bloß in der Fortbildung eines falſchen Principes 
zu feinen Konfequenzen, jondern zugleich in den vorhandenen 
thatjächlichen Zuftänden und deven Aufforderung, in dem enormen 
Mißverhältniß der Wermögensverthetlung, welches die Gegen- 
wart bietet, befonders in England und Frankreich, und der 
Verkümmerung einer zahlreichen Menjchenklaffe in Folge der- 
ſelben. Vermöge diefer thatfächlichen und wohlbegründeten Ber- 
anlaffung enthalten die Socialtheorieen troß ihres faljchen Stand- 
punftes und ihrer wifjenichaftlihen Berfehltheit und fittlichen 
Berfehrtheit dennoch wenigitens einen Anſtoß zu wahrer Ein- 
ficht und Berichtigung der vorgefundenen nattonaldfonomijchen 
Lehre. Eine nähere Prüfung derjelben joll ihre thatjächliche 
Unausführbarfeit, ihre fittlihe Verwerflichkeit und dieſe Seite 
ihrer Wahrheit darlegen. 


8§. 24. 


Die Soetaltheorieen find thatlächlih abfjolut unaus- 
führbar. 

Die mechanischen Hinderniffe, welche ihrer Ausführbarfeit 
entgegenftehen, find am häufigiten geltend gemacht worden. 
Sie werden überall die Lacher gewinnen, aber dem Wohlmei— 
nenden, Ernſten, Solgerichtigen eher eine Aufforderung jeyn, 
die Befeitigung dieſer Hinderniffe zu verfuchen, als den ganzen 
eg zu verlaffen. Die Unausführbarfeit beruht aber zugleich 
auf fittlichen Gründen, fie ilt daher von vorn herein (a priori), 
ohne der Erfahrungsproben zu bedürfen, gewiß. 

Es iſt dieß vor Allem die VBerfennung der fündigen 
Natur des Menſchen. Die unvertilgbare Wahrheit, welche 
die Dffenbarung ausfpricht „das Dichten des menschlichen 
Herzens ift böfe von Jugend an," wird bier nicht bloß nicht 
in Anichlag gebracht, jondern gradezu und mit Bewußtſeyn 
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geläugnet. Die Gründer der Lehre wie die gemeinjamen 
Slaubensbefenntniffe ſprechen es faſt alle ausdrüdlich aus, daß 
der Menſch von Natur gut ift, dab das Böſe feinen Urſprung 
nur in dem jeßigen ſoeialen Zuftande, der unrichtigen Vertheilung 
der Güter und dem aus ihr entjpringenden Druck der Armuth 
habe, daß ſelbſt die Verſuchung aufhören müffe, wenn kraft der 
richtigen Socialität alle Wünſche befriedigt feyn werden. Es 
findet deßhalb auch die Nechtöpflege gar feine Stelle in dieſem 
Syſteme des menschlichen Gemeinlebens, und Fourier z.B. 
(ehrt mit Zuverficht, die Dbrigfeiten jeines Induſtrieſtaates 
würden des Schwerted (der Garden und der Waffen) nicht 
bedürfen, denn es würden feine Verbrechen begangen. In fo 
grobe handgreifliche Thorheit, ja ſolchen Wahnfinn verfällt der 
menfchliche Geift, wenn er von der götrlihen Wahrheit fich 
losreißt. Sünde und Verbrechen haben ihren Urſprung feines- 
weges im Auferen Mangel, jondern in der innerſten Perſön— 
(ichfeit des Menſchen jelbit. Jener ift nur eine von unendlich 
vielen Verjuchungen und ift auch nie eine Nöthigung. Würden 
etwa die Leidenschaften der Gejchlechtsliebe und der Ehrfucht 
wegfallen, wenn jene Wirthichaft auch mit dem gehofften wirth- 
ichaftlihen Erfolg eingeführt würde? Würden Uebermuth, 
Hohn, Zorn, Rachſucht aufhören, wenn der Menſch genug zu 
effen hätte? Ia würden Berihmähung und Begünftigung und 
Giferfucht unter den Gejchlechtern weichen, wenn, nach der 
ertremiten Partei, die Ehe aufhörte? Die böje Neigung der 
menichlichen Natur vorausgefebt, zeigt fich aber von vorn herein 
die Unmöglichkeit jener Lehren. Es werden vor Allem die 
DIbrigfeitten, in deren Hände die Vertheilung des Vermögens 
(der Sämmtlichen Einfünfte nach dem Kommunismus, der heim— 
fallenden Erbichaften nach dem Diftributismus, des Arbeits— 
ertrages nad) dem Socialismus) und bez. die Zuweiſung der 
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Arbeit nothwendig gelegt werden muß, nicht in lauterer Gerech- 
tigfeit und Weisheit, Jondern ebenfo jehr, ja vorherrſchend in 
Selbittucht und Vorliebe und in Unverſtand verfahren. Die 
richtige Zutheilung iſt ja aber doc) der Grunpditein, auf welchem 
das ganze Unternehmen aufgeführt iſt. Wie klagt man jeßt 
unter allen VBerjaffungsformen über Bejebung der öffentlichen 
Aemter, wie nun vollends, wenn für alle Menfchen das Maaß 
ihres Wohlftandes und ihre tägliche Arbeitspflicht oder Arbeits- 
freiheit allo durdy Menfchen vergeben würde! Es werden ebenio 
wenig die Haushalter der gemeinfamen Defonomie (Phalange), 
die nach dem Socialismus erforderlich find, die Uneigennüßigfeit 
haben, auf welche Fourier die Wohlfeilheit dieler gemeinjamen 
Oekonomie baut, gleichwie auch unjere Gaftwirthe fie nicht haben. 
Es werden endlich feinesweges Alle arbeiten und mit Fleiß 
arbeiten, aucd dann nicht, wenn man fie die Art der Arbeit 
nach ihrer Neigung wählen läßt. Denn daß jeder Menſch einen 
Trieb zu irgend einer Thätiglett hat, wie Fourier zu Grunde 
fegt, ift zwar richtig, aber feinesweges, Daß er ihn grade zu 
einer produftiven oder überhaupt löblichen Thätigfeit hat und 
nicht etwa zum SKartenjpiel u. dgl. Ja die beharrlihe und 
anftrengende Thätigfeit, auf welcher die Güterproduftion berubt, 
it den wenigſten Menfchen von Natur aud angenehm, fondern 
wird der wideritrebenden Neigung zur Muße und unproduftiven 
Beichäftigung nur Durch die Noth des Erwerbs und Liebe des 
Erwerbs abgerungen. Die Erwartung einer größeren Produktion 
auf ſocialiſtiſchem Wege muß deiwegen Ichon aus dem Grunde 
getäufcht werden, weil hier der mächtigite Impuls der Arbeit, 
der fichere Gewinn für den Arbeitenden, aufgegeben wird, ſelbſt 
wenn man das Grbrecht beitehen läßt. Auf den unficheren 
Erfolg hin, daß fein imduftrielles Verdienft von der joctalen 
Behörde richtig gewürdigt und belohnt werde, wird nicht Leicht 
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Jemand die Anftrengungen Förperlicher Arbeit oder erfinderi= 
chen Nachdenkens machen, die jet unſere Produktion fteigern. 
Wenn eine ſolche Neinheit und Unfelbftfucht der menfchlichen 
Natur beitände, wie fie hier überall vorausgefeßt wird, fo be— 
dürfte es gar feiner Neformen der Soctetät, jo würde ſchon 
bet der beitehenden Einrichtung Alles jo glücklich und ſo reich 
ſeyn, als es bier geträumt wird. Und folde Reinheit jebt 
eine Theorie voraus, welche den finnlichen Genuß als höchften 
Lebenszweck erklärt. 

Ein weiterer Irrthum der Soeialtheorieen, der fie unaus— 
führbar macht, ift die Verkennung der Schranfe menfchlicher 
Intelligenz, die mit jener fittlichen Beichaffenheit des Menſchen 
aufs Engite zufammenhängt. Sie müßten, jelbit wenn der 
Wille des Menſchen jo lauter wäre als fie vorausfeßen, dennoch 
icheitern an dem Unvermögen des menjchlichen Verſtandes, das 
gejammte Bedürfniß und den geſammten Arbeitsertrag in allen 
ihren Kreijen im Voraus zu berechnen, und danach die induftrielle 
Thätigfeit anzuordnen. Die Induftrie regelt ſich aus eigenen 
Geſetzen durch die Macht der Natur, durch den Erfolg der 
Arbeit, den Abſatz und deffen Rückwirkung. Die obrigfeitliche 
Fürforge mag fie da und dort dämmen oder leiten, fie aber 
mit Wegräumung diejer natürlichen Wirkung und Gegenwir- 
fung, die der einzelne Unternehmer empfindet und danach fich 
richtet, rein aus Berechnung feitzufeßgen, das tit eine Aufgabe, 
der fein Menſch gewachjen tft, und wie leiden da alle Ein- 
zelnen, wenn die Lenfer falſch berechnen. Es iſt das etwas 
Aehnliches wie die moderne Kodififation. Auch dieſe muthet 
der menschlichen Einficht zu, im Voraus alle Fälle und Mög— 
lichfeiten zu berechnen, das menjchliche Leben zu erichöpfen 
und mit Nechtsbeftimmungen zu decken. 

Endlich beruht die Socialtheorie auf einer Verfennung der 
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natürlichen Ordnung. Nach diejer find die menjchlichen Be— 
ſchäftigungen nicht gleich an Werth und Ehre, jondern höheren 
und geringeren Nanges, und diefe Nangerdnung fann Feine 
fonventionelle Feſtſetzung, daß fie gleich geachtet werden jollen, 
aufheben. Fourier meint, es würden fi aus natürlicher 
Neigung jo viele Kinderfrauen finden als nöthig, wahrjchein- 
fih auch ſo viele Kloakenräumer als nöthig, und nicht mehr 
Soldichmiede, Maler und Gelehrte als nöthig. Das nun ans 
zunehmen, jest eine ungewöhnliche Nativetät voraus. Es wer: 
den daher die geringeren Beihäftigungen wider Willen zuge— 
theilt werden müſſen, und das ift eine Tyranney, jo arg als 
die orientaliiche Kaſtenverfaſſung. 


8. 25. 


Die Socialtheorieen find fittlich abfolut verwerflid. 

Bor Allem vernichten fie das Urrecht der Perſönlich— 
fett. Eigenthum und Erbrecht find Urrechte des Menjchen, 
und ſolche Urrechte, in deren Befi er ſich bereits befindet, die 
ihm nicht erft durch eme Umwälzung errungen zu werden 
brauchen, fie find heilige gottgeordnete Inftitutionen (II. $. 23 
u. 90). Seinen eigenen Heerd zu haben, an feinem Vermögen 
und deſſen Gebrauch fich eine Welt zu gründen, die der Abdruc 
des eigenen inneriten Seyns und MWollens ift, das ift die un— 
entbehrlichite Befriedigung und das erite Necht des Menichen. 
Hierin beiteht vor Allem die Freiheit, fie it ohne Eigenthum 
nicht möglich. Deßgleichen denjenigen, welchen man das Daſeyn 
gab, auch die Befriedigung des Daſeyns zu geben, und wie 
die eigene Perſönlichkeit jo auch diefen ganzen Kreis der privaten 
Exiſtenz in den Nachfommen fortzufeten, it die Urbefriedigung 
und das Urrecht des Menfchen. Grade das, was der höchite 
und reinste menschliche Genuß tft, wird in dieſer Genußtheorie 
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unmöglich gemacht. Aber auch wenn Eigenthum und Erbrecht 
belaffen werden und nur der individuelle Gigenthumserwerb 
und die geionderte Erwerbthätigfeit und Konſumtionseinrichtung 
aufhört, wie nach dem Socialismus, ſo ift dennoch) die eigentliche 
Bedeutung des Eigenthums, die individuelle Geftaltung der 
Lebensweije aufgegeben. Wie unzufrieden find wir jeßt ſchon 
darüber, dab die Obrigkeit alle unſere Schritte überwacht zum 
Zwecke der Sicherheit, Neinlichkeit, Sanität, öffentlichen Kultur, 
und das iſt doch nur ein Negatives, ein Beichränfen unferer 
Thätigkeit, und bier ſoll unfere ganze Thätigfeit pofitiv durch 
eine Obrigfeit, die jociale Vorfteher der Phalangen u. |. w.), 
geleitet werden. Unſere tägliche Beihäftigung ſoll nicht nad) 
unjerem eigenen Antriebe, ſondern in Reihe und Glied in mili— 
tärischer Ordnung vor fich geben, und ſelbſt unfer Lebensgenuf, 
der Lohn dieſer Beichäftigung, ſoll unter derjelben Leitung ftehen, 
wir jollen in einem allgemeinen Gebäude wohnen, an ber 
Stelle, die man uns anwerit, aus einer allgemeinen Küche 
uns jpeilen u. ſ. w. 

Mit diefer Freiheit und Berechtigung des Menichen geht 
auch die fittlihe Weihe des Vermögens unter; denn 
dieje beiteht nur darin, dab es der Offenbarung der Indivi— 
dualitit und der Fürjorge für die Familie dient. Es verliert 
alle fittliche Bedeutung, wenn es bloß Mittel der Erhaltung und 
des Genufjes wird, wäre e8 auch des gleichheitlichen Genuſſes. 
Denn eine VBermögensproduftion aus Liebe für die Mitmenjchen 
beiteht auch bei jolcher fommuntitiichen oder joctetären Ordnung 
nicht, es ift bei einem Seden immer nur Thätigfeit und Pro— 
duftion für fein Loos wie in einer merfantiliichen Gelellichaft, 
alfo in Wahrheit eine Thätigkeit nur aus Eigennuß und Genußluſt. 
Wenn die menichlihe Natur jo beichaffen wäre, bei ſolcher 
Gemeinproduktion auch vorherrichend den Gemeinnußen im Auge 
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zu haben, nicht den eigenen Antheil an demjelben, dann be— 
dürfte es, müſſeüñ wir auch hier wiederholen, diejer neuen Ein- 
richtungen nicht, fondern wäre auch unter den gegenwärtigen 
alles Hebel bejeitigt. 

Aber nicht bloß die fittliche Bedeutung des Vermögens, 
jondern die ſittliche Bedeutung des ganzen menſch— 
lichen Lebens geht durch die Socialtheorie unter, indem fie 
den materiellen Genuß zur höchſten, ja einzigen 
Aufgabe dejlelben madt. Es bleibt gar Fein fittliches 

totiv mehr übrig. Die Brüderlichkeit, d. i. das Beitreben, 
den Anderen den gleichen Genuß zuzumwenden, ilt fein fittliches 
Motiv. Dieje Tugend haben auch alle Ausſchweifungsgenoſſen. 
Das iſt bloß animaliſche Sympathie. Auf diejer Entfittlihung 
des Lebens, der inneriten Wurzel der Theorie, beruht namentlich 
auch die Zerftörung oder völlige Entheiligung des Ehebandes, 
die Einige gradezu und unverholen predigen (Babeuf in bru— 
taler, Enfantin in efelhaft Ichönfühliger Weiſe), Andere minder 
grell ausprücden, ohne fie deßhalb minder anzuftreben (3. B. 
Fourier, der ein ganzes Sortiment verichiedener Geſchlechts— 
verbindungen einführen will, um aus jeder je nad) dem Grade 
der Sympathie den möglichiten Genuß zu ziehen), endlich 
Manche wohl auch von fich weiſen, ohne daß man einfiebt 
warum. Mie der einzelne Menſch auf ſolche Weije fein fitt- 
liches Ziel mehr bat, jo auch nicht die Gemeinschaft und das 
Gemeinleben. Dieb ift das Weſen des Induſtrieſtaates, der 
hier gefordert wird. Der Staat joll nicht eine fittliche Ordnung 
aufrichten, welcher die materiellen Genußmittel, daher die In— 
duftrie, nur dienen, ſondern die Snduftrie als das Mittel der 
materiellen Genüfje tft jelbit der leßte einzige Zweck des Staates. 
Darum iſt es nah St. Simon die höchſte Aufgabe, die 
Belier und die Beamten den Arbeitern dienftbar zu machen, 
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darum fennt Fourier feine anderen Obrigfeiten, als die, fo 
die Produktion und Konfumtion leiten. Mögen alle einfeitigen 
Anpreiſer der Induftrie vor diefem vein und ſcharf ausgeprägten 
Bilde der Nichtung, der fie jelbft unbewuht angehören, erjchreden 
und zur Definnung fommen. Mögen fie erkennen, was es heißt, 
die Wirthichaft ablöjen von höheren Zweden und fie für fich 
allein zur Aufgabe machen, jey es bet dem Individuum, jey e8 
beim Wolfe; was es heißt, die edleren Motive, die fich noch 
im öffentlichen Leben finden, weichen machen und zeritören, 
um einen größeren Ertrag zu eritreben. 

Wenn ein jehr achtbarer deutſcher Schriftiteller über die 
Soeialtheorieen (Stein) den Sit diefer Verirrung nur darin 
findet, dab bier bloß der Genuß und nicht auch die Erfenntniß 
als Gut betrachtet werde, und deßhalb auch die Entftehung der 
Soctialtheorieen daraus berleitet, daß den Franzofen die Deutjch- 
philofophiiche Richtung abgeht, die logiſche „Auffaſſung des Sch" 
(Anerkennung der Logik als oberſte Welturfache und oberites 
Weltgeſetz), die „Idee des Willens”, d. 1. des Erkennens um 
des Erkennens willen, jo tft das nicht bloß nicht erihöpfenn, 
ſonden durchaus nicht der Kern der Sache. In der That, 
wenn es ſich nur darum handelte, daß dieſe Theorieen das 
Gut der deutſchen Philoſophie, der logiſchen Weltanichauung 
entbehren, ja ausichlieken, jo ließe fich nicht mit ihnen rechten. 
Auch die Engländer entbehren es und ſchließen es namentlich 
aus für Würdigung des Stanted und der Kirche, und wir 
wollen uns deihalb nicht gegen fte überheben. Sa man dürfte 
es einem lebenskräftigen Wolfe vielleicht gar nicht verargen, 
wenn es jelbft der Augenluft und der Sinnenluft den Borzug 
gäbe vor der Abfaffung und dem Studium deutſch-philoſophiſcher 
Spiteme, vollends wenn es das finnliche Wohlbehagen ver 
ſämmtlichen Menjchen höher achtete als jene Geritesichäte, 
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von denen jelbft die Mehrzahl unferer Gelehrten eine heilige 
Scheu zurüdhäalt. Nicht die logische Erkenntniß als Lebensziel 
it das dem finnlichen Genufje der Socialtheorieen entgegen- 
geſetzte Princip, obwohl die vollendete Erkenntniß eine Seite 
des höchiten Gutes und jede wahrhafte Erfenntni ein Gut 
und Ziel des Menſchen ift, jondern die Sitte jchlechthin und 
tiefer gegangen die Religion. Die Erfüllung der heiligen 
Gebote, unter denen das menschliche Leben ſteht, Die Liebe zu 
der fittlichen Ordnung und Hingebung an te, die Yiebe zu den 
Perjönlichkeiten nicht als Luſtgenoſſen, ſondern als geiltig fitt- 
lichen Gefährten, und bet wahrem und bewußtem Zuſtande des 
Menjchen die Hingebung an Gott, deffen Wille dieſe Gebote, 
deſſen Werk die Schönheit dieſer Ordnung tft, das ift das Ziel 
und in Wahrheit auch die höchite Befriedigung, der Genuß im 
wahrbafteften Sinne. Der materielle Genuß ilt nur ein Theil 
und iſt der untergeordnete Theil des Lebenszwedes und der 
Lebensbefriedigung, und die Erfenntnif tft entweder von Diejer 
fittlichen Atmoſphäre durchdrungen, oder fie iſt auch nur eine 
andere verfeinerte Weiſe des Genufjes. Die deutſche Philoſophie 
— hierin von der franzöfiichen wefentlich verfchteden — hat 
allerdings im ihren Koryphäen durchaus den ehrwürdigen fitt- 
lichen Ernſt bewahrt, das aber ift vielmehr Folge der allgemeinen 
Gefittung der Nation, die fie allerdings umgekehrt auch wieder 
fügt (Schillers Poefie hat ihn nicht minder), als ihres be- 
jonderen wiffenfchaftlichen (logiſchen) Standpunftes. Es tft 
darum nicht das Entbehrniß deutſch-philoſophiſcher Bildung 
(ja die jüngite philojophiiche Schule Deutjchlands und Die 
Kommuniſten ftehen ſich in ihrer philoſophiſchen Weltbetrachtung 
ſehr gleich), Sondern die Lostrennung vom lebendigen perſönlichen 
Bott, welche foldhe Erjcheinungen hervorruft. Die logiſchen 
Formen und Geſetze können nicht als letter Zweck des Lebens 
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feitgehalten werden und werden es nicht, das bat bei uns 
auch nicht eine Generation lang gedauert. Wenn nicht zulett 
eine Perjönlichkeit, ein lebendiger heiliger Wille und bewußter 
allweiſer Geilt und gegenwärtig tft, mit dem Eins zu jein und 
ewig Eins zu bleiben, das iſt, was Friede und Freude gibt, 
hinter dem alles Andere verfchwindet wie Nebel und Nauch, jo 
muß der eigene finnliche Genuß und der Genuß der Mitmenjchen, 
mit denen wir eine animaliſche Genoſſenſchaft haben, das höchite 
Gut jeyn. Der franzöfiihe Materialismus tft es, der die 
Soetaltheorieen erzeugt, darüber iſt fein Zweifel. Gegen ihn 
bildet allerdings der deutiche Nationalismus einen Gegenſatz, 
aber wahrlich feinen ewigen, unverlöhnlichen. Sein ewiger 
Gegenſatz iſt die chriftliche Weltanfchauung und Gefittung. 
Deſſen find fie fich auch deutlich bewußt. Daß eine Religion, 
die Selbjtverläugnung, d. t. eben Verzicht auf Genuß, und 
Hingebung an Gott und Sein unüberichreitbares Gebot, fordert, 
ihren ganzen Standpunkt unmöglich macht, ift ihnen nicht ent- 
gangen. Den Sturz des Chriftenthums, die Gründung einer 
neuen Religion hielten St. Simon, Fourier, Cabet für ihre 
unerläßlihe Aufgabe. Manche diefer Sekten haben ihre neue 
Religion auch dogmatiſch ausgebildet zu einem pantheiftifchen 
oder atheiltiichen Glaubensbefenntniffe. Alle aber haben mit 
der deutlichiten Bewuhtheit und Abficht eine neue praftiiche 
Religion aufgeftellt im Gegenjaße der hriftlichen. Ste beiteht 
in nichts Anderem als in der Lehre, daß der Genuß und nicht 
die Sitte das abſolute Maaß und Gebot für den Menſchen 
it, dab der Widerspruch der menschlichen Natur, nach welchem 
das Fleiſch gelüftet wider den Geiſt und den Geift wider das 
Sleriich, nicht durch Unterwerfung des Fleiiches unter den Geift, 
wie das Chriſtenthum irrthümlich will, ſondern durch Herrichaft 
des Fleiſches über den Geiſt (die Sitte) gelöft werden müſſe. 
112. 7 
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Es ift die abjolute Emancipation der finnlichen Luft. Daher 
fommt die Sympathie der deutſchen Schriftiteller, welche auf 
philoſophiſchem oder belletrijtiichem Gebiete dieſe Emancipation 
anftreben, mit dem Kommunismus. Was fie bewegt, it nicht 
Mitgefühl mit der leidenden Menjchheit, wie fie vorgeben, 
jondern die neue Religion, Die gegründet werden joll, die Ans 
betung des Fleiſches. 


$. 26. 


Alles diejes ungeachtet find die Socialtheorieen, gleichwie 
jeder Irrthum, nicht ohne eine wahre Seite. Es liegt ihnen 
vor Allem die fittlihe Wahrheit zu Grunde, dab jedes 
Individuum abjoluter Zwed ift, dab darum der Kreis von 
Wohlhabenden, der die Gewalt, die thatjächliche und die recht- 
liche, inne bat, die Maffe der Nichtbefiter nicht ihrem Geſchicke 
überlaffen darf. Wie es das Ethos des Einzelnen it, das 
Scidjal des Dürftigen auf fich zu nehmen, jo auch iſt es das 
Ethos der Soetetät. Das zwar tit ein faljches Ariom, dab 
jeder Menſch Anspruch auf gleihen Genuß habe mit den 
anderen. Der Genuß ift überhaupt etwas infommenjurables, 
und auch jeine Meßbarkeit vorausgejeßt, ruht dieſes Artom 
auf der Borausjeßung, daß der Genuß der höchſte Lebenszwed 
ift, denn nur für dieſen, nicht für untergeordnete Güter, iſt die 
Gleichheit eine Forderung. Gott macht Neiche und Arme, wie 
er Gejunde und Kranfe, Kräftige und Schwächliche, Begabte 
und Unbegabte macht, und der Menſch kann und joll dieſe Un— 
gleichheiten der Gaben und des Wohles nicht ausgleichen, nur 
das höchſte Gut beſtimmt und bietet Gott in gleichem weil in 
abſolutem Maaße. Wohl aber hat Jeder Anſpruch auf Genuß 
überhaupt uud ohne Vergleihung mit Anderen und im wahren 
Verſtande, d. i. auf Yebensbefriedigung und auf eine Äußere 
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Exiſtenz als Baſis fittlichen Lebens, und hat die Soctetät die 
Verpflichtung, Jedem jolches zu bieten. Biel richtiger als die 
fommuniftiiche Forderung des gleichen Genuffes tt deshalb 
die joetaliftiiche Forderung eines Minimums für jeden Men— 
ichen, gewiſſermaaßen einer Congrua, wie ſie für beioldete 
Priefter bei uns anerkannt iſt. Indeſſen tft auch diejes Mini— 
mum bei der unendlichen Verſchiedenheit der Lebensverhältniſſe 
und damit des Lebensbedürfniſſes nicht in einer allgemeinen 
Meile zu berechnen (in Zahl und Maaß auszudrüden), und 
ſodann jcheitert die vollftändige Zutheilung deſſelben immer 
daran, daß die Noth in vielen, ja vielleicht in den meiſten 
Fällen Folge der Schuld iſt (Trägbeit, Unzucht, Schlemmeret, 
Verſchwendung), denn dieſe auszugleichen, die Strafe, die von 
der Natur auf fie gejebt iſt, wegzunehmen, ift weder in der 
Macht noch im Beruf der menschlichen Soetetät. Es bleibt 
daher die Aufgabe nun, Jedem die Möglichkeit (d. 1. nicht bloß 
die vechtliche Möglichkeit, die hilft wenig, ſondern die that- 
ſächliche Möglichkeit) einer befriedigten Exiſtenz zu eröffnen, jo 
weit er fie nicht durch Müßiggang und Lafter vericherzt. Dieſe 
Aufgabe hat die Societät auf dreifachem Wege zu löjen: durch 
unmittelbare Unterftüßung dev Dinftigen (Wohlthätigkeit), daß, 
wenn die Armuth in Maſſe fich ausgebreitet hat, auch in Waffe 
von den Neichen Opfer gebracht, ja Opfer gefordert werden, 
jodann durch innere Drdnung der Verhältniffe fir die noth- 
(eidenden Klaſſen ($. 17), endlich durch die Regelung der Er— 
werbwege überhaupt, daß fie der natürlichen Ohnmacht, im 
welcher der Beſitzloſe dem Neichen preisgegeben tft, durch ihre 
Maaßredeln und Einrichtungen zu Hülfe komme, und in diefer 
Hinficht liegt der Socialtheorie auch eine höchſt wichtige und 
tiefe nationalöfonomishe Wahrheit zu Grunde. 

Es iſt durch fie die Einfiht gewonnen in die Irrigkeit 

7* 
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des Prineips der freien Konkurrenz (des laissez faire). Auf 
diefes Princip tft die neuere Nationalökonomie von allen ihren 
Spaltungen und Schulen aus hinausgekommen (die verkehrten 
und auf ein beitimmtes Gebiet eingegränzten Beichränfungen 
des Merkantiliuftems, des rohen Anfangs der Wiſſenſchaft, ab- 
gerechnet). Man kann fie dephalb füglich die liberale Na— 
tionalöfonomte nennen, fie ilt das Analogon der Kanti— 
ichen Nechtsphilojophie. Dagegen findet nun die Soctaltheorie, 
da fie nicht vom Neichthum in abstraeto ausgeht, jondern 
von der Noth und der Befriedigung einer beftimmten Men— 
ichenflaffe, dab dieſes Prineip zur ftets wachjenden Unterdrücdung 
der Unbemittelten durch die Reichen führt. Das Werben um 
Vermögen it ein Kampf des Menjchen gegen den Menjchen ; 
wird er frei gegeben, jo bewältigt nothwendig der Starte den 
Schwachen, und macht ihn ſich unterthänig, jchreibt ihm die 
noch ungünftigeren Bedingungen des fünftigen Kampfes vor, 
und fo in's Unendliche. Wie fünnte der Kleine Grundbeſitzer 
die Konfurrenz beftehen gegen den großen mit feinen foncen- 
trirten Wirtbichaftsgebäuden, feiner ſyſtematiſchen Bertheilung 
der Arbeit, wie der Gewerbmann gegen den Fabrifanten und 
feine Maichinenfräfte, wie kann der Arbeiter, der ohne Bes 
Ihäftigung Schwer einige Wochen leben fan, dem Arbeitsheren, 
der Jahre zujehen kann, den Arbeitspreis mahen? Das 
Laissez faire heit daher nichts Anderes als: Laßt geſchehen, 
daß der Vermögliche den Armen bedrüde. Es ift ganz das- 
jelbe ald wenn man die Wuchergejeße, dieſen Schuß des Be— 
Dürftigen gegen den Reichen, aufhöbe, weil das natürliche Be— 
dürfniß die rechte Ausgleichung finden werde. Diejes it ein, 
wenn gleich nur negativ kritiſcher, dennoch unichäßbarer Ge— 
winn, den man der Socialtheorie verdankt. Nicht daß fie diefe 
Einficht zuerit oder allein vertrete, die konſervative politiiche 
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und nationalökonomiſche Partei machte fie längft geltend; aber 
fie hat fie von einem Standpunkt aus gefunden, für den das 
Zeitalter nody Empfänglichkeit hat. Aus der organischen Ordnung 
und dem öffentlichen Wohlftande bewieſen, wird das nicht be= 
achtet, aber aus dem gleichheitlichen Genuß des Individunms 
bewiejen, macht es Eindruck. 

Gibt man nun das Princip Des freien Gewährenlaffens 
auf, jo eröffnen fich zwei Wege, der direkte und der in— 
direfte Weg, d. 1. der Weg der Lenkung und der Weg der 
Beichränfung der vermögenerzeugenden Thätigfeit, oder, anders 
ausgedrüdt, die Negelung der jubjeftiven Erwerbthätigkeit, und 
die Negelung dev objektiven Erwerbwege, und bier müffen wir 
uns wieder von den Soctaltheorieen Scheiden. Sie wollen den 
direften Weg, es joll die produktive Thätigkeit durch die joctale 
Dbrigfeit jedem Individuum angewiefen, pofitiv geleitet wer— 
den*). Das Wahre aber ift es, die objektiven Erwerblagen 
ficher zu ftellen durch gejegliche Drönung, wie wir dieß aus— 
geführt haben **). 


*) Den focialiftiihen Gedanken ſprach Ihon Mirabeau am 10. Aug. 
1789 in einer impropifirten Entihuldigung gegen die Geiftlichfeit aus. 
Je ne connais que trois manieres d’exister dans la societe; il faut y 
etre mendiant, voleur ou salarid. Le proprietaire n’est lui 
me&me que le premier des salaries. Ce que nous appellons vulgaire- 
ment sa propriete, n’est autre chose, que le prix, que lui paie la 
soeiete pour les distributions, qu’il est charge de faire aux autres 
individus par ses consommations et ses depenses, les proprietaires sont 
les agens, les &conomes du corps social. 

**) Es ift hiernach feine genaue Auffaffung von Socialismus, wenn 
Kaifer in feiner durch hiftorifche Zufammenftellung verdienftlihen Schrift 
„über die Perfönlichfeit des Eigenthums“ alle indirekte Hinwirfung 
auf den öffentlichen Wohlftand durch Ordnung der Verkehrswege, welche 
fih in der Weltgeſchichte findet (3. B. das jüdiſche Jubeljahr, die deutichen 
Stammgüter), als Socialismus bezeichnet und jo mit der direkten 
Hinwirkung zufammenftellt. Der Begriff des Socialisnus ift eben nur 
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Hiernach fteht denn dem abftraften Spiten der Na— 
tionalöfonomie, das beſonders durch Adam Smith vepräfen- 
tirt ift, dag matertaliftiihe Syſtem der neueren Soctal- 
theorieen gegenfiber, zwei Gegenſätze, in welchen wir überall 
die höheren wiffenschaftlichen Verſuche fich bewegen jehen, jo 
fange fie nicht zu voller Wahrheit gelangt find (J. 8. 22). 
Senes bat den abftraften Reichthum, die Zahl der Güter, zu 
feinem Princip, diejes den finnlichen Genuß des Individuums. 
Die wahre vollendete Nationalöfonomie dagegen muß zu ihrem 
Princip haben die Perjon (den Menſchen in jeinem ganzen 
fittlich = geiftigen wie finnlihen Dajeyn) und das ſittliche 
Reich, die ſittlich geordnete und fittlih verbürgte Gemein- 
eriften; und Gemeinbeherrichung der Menſchen, welcher die 
materiellen Güter und die materielle Befriedigung nothwen— 
diger Träger find. 
der, direkt durch Lenkung der individuellen Thätigfeit den allgemeinen 
Wohlſtand zu erzielen. Er ift deßwegen nicht (wie es nad) Kaifer fcheint) 
mit jenen weifen Einrichtungen zufammen das wahre Prineip, im Gegen- 
fatze des Kommunismus, jondern er ift mit dem Kommumismus zufammen 
das falſche Princip im Gegenfage jener Einrichtungen. Vollends aber 
kann man damit nicht übereinftimmen, daß Kaifer die ächte Erfüllung des 
focialiftiichen Princips (d. i. der Sorge, daß Alle an den Gütern Theil 
haben), in der Aufhebung der Berfehrsihranfen findet; weil dadurch 
Jedem Eigenthum zu erwerben möglich werde. Das ift nicht die Erfüllung, 
jondern gradezu der Gegenſatz gegen das focialiftifche Prineip, der befte- 
hende Socialismus betrachtet die ımgeregelte Konkurrenz grade als das 
Syftem, das ex befämpft, und der wahre Socialismus, wenn wir das 
Wort fo gebrauden follen, muß es nicht minder, weil fie nur die abftrafte 
Möglichkeit der allgemeinen Theilnahme an den Gütern gibt, die reale 
Wirklichkeit derfelben aber grade abhält. Die „logische Fortbewegung des 
Begriffes“, aus welcher der Verfaffer feine Reſultate ſchöpft, läßt aller- 
dings die ungehemmte Veräußerung als einen Fortichritt zu allgemeiner 


Theilnahme an den Gütern ericheinen, der veale Erfolg aber ift grade das 
Gegentheil. 
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Viertes Rapitel. 


Der Adel. 
$. 27. 


Unter Adel veriteht man einen Stand politiichen Vorzugs 
aus eigenem und erblihem Mechte. Unſere Beamten find 
fein Adel, denn ihr politiicher Einfluß iſt fein eigenes Necht, 
die franzöfiihe Pairie (von 1831) tft fein Adel, denn ihr 
Einfluß iſt fein erbliches Recht. 

Die Entitehung des Adels beruht ohne Zweifel gleich der 
des Königthums auf dem Bedürfniß herrichaftlicher Stellungen 
und auf Geburt, die zu denjelben beruft. Es bedarf folcher, 
die in kleinen Kreiſen herrſchen, unter dem König oder unter 
der größeren Volfsgemeinde, und die zufammen fir jenen oder 
dieſe den Rath und das geordnete Organ der Vollſtreckung 
bilden, und fie find urjprünglich wohl ebenfo wie der König 
jelbit durch die Geburt bezeichnet. Gleichwie der Stammvater 
der erſte König ift, ähnlich vielleicht die Abkömmlinge des Exft- 
geborenen oder auch die Eritgeborenen einer jeden Familie der 
erfte Adel. So ſcheinen die Fürften der jüdiichen Stämme 
entitanden zu ſeyn, jo der Athentenfiiche Adel aus der eriten 
Familie einer jeden Phratrie. Später dann entiteht Adel 
auch durch Unterwerfung eines Stammes unter einen anderen 
oder durch Sonderung der Thätigkeiten, dab ein Theil dem 
Kriege obliegt, ſich an den Fürften anſchließt, der andere den 
Gewerben fich zumwendet, und durch ähnliche Vorgänge. Die 
bleibende Baſis des Adels aber tft der Krieg. Denn die 
friegeriiche Kraft verleiht nach Naturgefeß die Herrichaft und 
der da die Anderen ſchützt, hat ein Necht fie zu beherrichen. 
Der König iſt jener erften Bedeutung nach Kriegsſchutzherr; 
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der Adel der Stand der kriegeriſchen Belchäftigung umd der 
hervorragenden friegeriichen Fähigkeit. Was im Syſteme der 
Kaften die Kafte dev Krieger, das tft im Syiteme der Stände 
der Adel. Ueberall danach ift der Adel der herrſchende 
Stand, und beiteht feine Yebensbeichäftigung in Krieg oder 
Anführung im Kriege und in Regierung, alſo der höheren 
geiftigen Aufgabe, während das Volt im Gegenfabe zu ihm 
durch Förperliche Arbeit für das materielle Bedürfniß thätig iſt. 
Zu ſolcher herrichaftlichen Stellung fommen dann nad einer 
natürlichen Nothwendigfeit andere Momente hinzu: der größere 
Reichthum, namentlich im Grundbefit, und die edlere Erziehung 
und Sitte (radeln). Daran fnüpft fi endlich noch das 
Specifiiche der Adelsgefinnung: die Bewahrung des Stamm: 

bewußtjeyns. Denn der arbeitende Stand verliert ſich in der 
Re Gegenwart und ihrer Sorge, der Stand, der höherer Beichäftt- 
gung zugemwendet ilt und der die Thaten des Volkes vollbringt, 
pflegt das Andenken der Vorfahren und ihres Nuhmes, hat 
ſein Bewußtſeyn in der Geichichte. Das find die Momente, 
welche in Wechjelbedingung die Stellung des Adels begründen: 
friegeriiches Leben, Neichthum, Erziehung und Sitte, Stamm- 
bewußtieyn, und als Ergebniß zugleich und Urſache alles 
deffen — Herrichaft. 

Dieſe uriprüngliche Stellung des Adels enthält aber einen 
Druc gegen die Mebrigen. Der Fortgang und die Aufgabe ift 
daher die Emancipation der anderen Stände Die 
orientalische Kaftenverfalfung Ichließt jolchen Fortgang aus. In 
den antifen Nepublifen erfüllt ev eben Die politische Geſchichte, 
hier aber ift der Zeitpunkt, in welchem das Volk den völligen Steg 
über den Adel erhielt, zugleich auch derjenige, mit welchem der 
Berfall des Staates beginnt; ob beides in einem Zuſammenhange 
ſteht, lafjen wir bier ununterfucht. In den germantichen Staaten 
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erfolgte diefer Fortgang dadurch, daß die Momente, welche 
urſprünglich in unauflöslicher Verbindung die Stellung des 
Adels ausmachen, einzeln abgetrennt an andere Stände fallen. 
Bor Allem kam die politiiche und friegeriiche Beichäftigung, 
der Dienst des Fürften, an einen Stand bejonderer Borbil- 
dung und Fähigkeit, die Entitehung des Beamtenwejend und 
der ftehenden Heere it der erſte und mächtigſte Durchbrud) 
des Adels. Der Reichthum fam neben dem adligen Grund» 
befitz zugleich an den bürgerlichen Geldbefit und vielfach er— 
warb Letzterer auch von Eriterem. Die höhere wiffenichaftliche 
Bildung, dereinſt der ausjchließliche Bei des dem Adel gleich- 
ftehenden Klerus Fam num auch an die Gelehrten, Künftler, 
Beamten, und die feinere Lebensfitte ward je mehr und mehr 
zum Gemeingut aller vermöglichen Klaffen. Damit war die 
Emancipation des Volkes gegenüber dem Adel vorbereitet. 
Vollbracht wurde fie endlich durch die Idee der menichlichen 
und ftaatsbürgerlichen Gleichheit, welche das energiiche Princiy 
der Zeit it in demjelben Maaße, als dieß früher die Idee der 
bejonderen Ehren und bejonderen fittlihen Anforderungen des 
Adels gewejen. Der Erfolg, der dadurch theils erreicht ift, 
theils e8 noch werden joll, ift denn der, das es feinen Adel 
mehr geben fann als herrichenden Stand und als Stand, der 
eine wejentliche (faftenartige) Ungleichheit der Ehre und Be— 
vechtigung in fich ſchließt, als welcher der Adel uriprünglich 
entitand. Dagegen kann jehr wohl noch der Adel beitehen 
al8 ein beionderer Beruf und bejonderer Stand, und zwar 
als der erſte Stand namentlich unter den vermögenerzeugenden 
Ständen, wenn auch als der erfte nur unter gleichen. Dieß 
it jeine naturgemäße und bleibende Stellung. 
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$. 28. 

Ein ariftofratiiches Element ift zu allen Zeiten, wenn 
nicht ſchlechterdings Bedürfniß, To doch jedenfalls ein Vorzug 
des ſocialen Zuftandes. Darunter verftehe ich, daß eine Klaſſe 
großer hervorragender Befißer eine beſtimmte rechtliche Stel- 
fung babe, durch welche fie ein Sammelpunft der Volkskräfte 
gegenüber der Unterdrücdung durch die Staatsgewalt und die 
Beamten, und zugleich eine Bürgſchaft für den Staat und die 
Negterung gegen Auflöfung durch die Volksmaſſe wird, im 
Ganzen aber durch ihre Identität des eigenen Intereffes mit der 
Erhaltung der beitehenden Drdnung und mit der Ehre der 
Nation diefe in einer eminenten Wetfe vertritt. 

Ein ſolches Element beruht aber im Allgemeinen, ſpecielle 
* Zuftände ausgenommen, naturgemäß auf zwei Vorausſetzun— 
gen: auf Grundbeſitz und auf hiftorifcher Kontinuität 
des Standes. 

Der Stand der großen Grundbeſitzer ift der einzige unter 
den Vermögensitänden, der ohne Arbeit und Spekulation, ohne 
auf Steigerung feines Erwerbs bedacht zu jeyn, fein Vermögen 
erhalten kann. Er allein tft daher frei von gewinnlüchtiger 
Sorge, auf die höheren Angelegenheiten der eigenen Bildung 
und der öffentlichen Intereffen gewiejen. Der Grundbeſitz allein 
enthält ferner eine Stetigfeit des Vermögens für die Generationen 
und deren VBerbürgung, und damit die Haltung, welche das 
Bewußtſeyn verleiht, nicht erit zu Vermögen gefommen zu jeyn 
und nicht um Ueberlieferung auf die Nachkommen bange ſeyn 
zu müffen. Der Grundbefit bat endlich jein Intereſſe am 
untrennbarften mit dem des Landes verknüpft. Ueberdieß it 
der Grundbeſitz die natürliche Unterlage aller Vermögens— 
erzeugung und alles ſocialen Zuſammenhanges. Er ift jo die 
Kulmination aller Bermögensitellungen und darum der natur= 
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gemäße Träger jenes erforderlichen ariftofratischen Elementes. — 
Eine nicht minder wefentliche Vorausſetzung deffelben aber ift 
die biftortiche Kontinuität des Standes, Die auch ſchon in einer 
Wechjelbedingung mit jener eriten Steht, indem fie bei einem 
wohleingerichteten Grundbeſitz ſich von jelbit ergibt und ohne 
denfelben nicht leicht fich erhält. Die Stetigfeit des Befites in 
denfelben Familien ift die VBorbedingung, um jene Haltung den 
einzelnen Befiern, bez. Familien zu verleihen, fie iſt die Vor— 
bedingung, um emen Zufammenhang des Standes und einen 
Standesgeift zu bewirken, ohne die er feine politiiche Bedeutung 
hat. Ste ift endlich die Grundlage fir die Bewahrung der 
Stammerinnerung. Dieje nım muß an fich Schon als ein höherer 
Zuftand betrachtet werden, weil fie ein Zuſtand tieferer Selbit- 
bewußtheit, alfo in dieſer Beziehung größerer Perjönlichkeit, ift, 
fie enthält aber auch fittliche Smpulie: eine Hebung der Gefinnung 
durch die ererbte politiihe Tugend und bei entwicelterem 
öffentlichen Leben auch durch die ererbte politiiche Beftrebung. 
Wie der einzelne Menſch an feiner bisherigen Bewährung einen 
Halt und Antrieb befommt für die Zukunft, jo auch die Familie 
und der Stand. Sie bewirkt auch eine Verflechtung wie der 
Famtliengeichichte jo des Famtlienintereffes mit dem des Yandes, 
und endlich iſt fie im Allgemeinen der Boden ftetiger den 
Zufammenbhang mit der Vergangenheit bewahrender (konſer— 
vativer) Gefinnung. ine Grundariitofratie von fontinuirlichem 
Beſitz vertritt dadurc vorzugsweile das Element der Stetigfeit, 
die geichtchtliche Seite im nationalen Leben. Nicht alfo daß 
auf die ariftofratiiche oder bürgerliche Geburt an fih und in 
Beziehung auf den einzelnen Menſchen ein Werth gelegt werden 
dürfte, — das wäre gegen die abfolut gleiche Ehre der Perſön— 
(ichfeit, zu deren Bewußtſeyn gefommen zu jeyn, ein Vorzug 
der Zeit ift —; fondern für den Stand im Ganzen ift die 
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hiftoriiche Kontinuität, d. 1. die möglichite Erhaltung der 
Familien erforderlich. 

Die rechtliche Stellung aber, welche einer ſolchen Grund— 
ariftofratte zufommen muß, um jene Aufgabe zu erfüllen, beſteht 
in Rolgendem: Für's Erſte gebührt ihr ein bejonderer einfluß- 
veiher Antbeil an der Landesvertretung. Es iſt zwar 
eine falſche Ariftofratie, dab der Stand des hervorragenden Grund— 
befies für fich allein den Ausichlag geben joll vor dem viel 
zahlreicheren Mittelftande, aber es iſt die wahre Ariftokratie, 
daß jener der Zahl nach Fleinere Stand auch eine jelbititändige 
politische Bedeutung babe, nicht durch das numerische Ueber— 
gewicht der anderen rechtlich oder thatſächlich bewältigt werde, 
und falls er unter gefunden Zuftänden und Einrichtungen zus 
gleich allen, auch den fleinen, Grundbeſitz wirklich mit ver— 
tritt, Soll er der Schwerpunft der Landesvertretung ſeyn. 
Für's Andere werden die Glieder jolcher Grundariftofratte 
jehr zwedmäßig als intermediäre Gewalt gebraucht, um 
die Maaßregeln der Staatsregierung auf dem Lande zu voll- 
ziehen, wie die in England für die Aemter des Lord-Lieute— 
nants und Sheriffs, in Preußen für das des Landraths der 
Fall it. Inwiefern für diefen Zweck auc eine obrigfeitliche 
Gewalt derielben aus eigenem Recht angemelfen ift, Toll im 
nächſten Kapitel erörtert werden. 

Das Mittel endlich, ſolchen Stand zu erhalten, befteht 
hauptſächlich in der Sorge für die Stetigfeit des Grundbeſitzes. 
Sie fann in mannigfacher Weile durch Itrengere oder mildere 
Einrichtungen angeſtrebt werden: Majorate, Stammgüter, 
Subſtitutionen, Unveräußerlichkeit des Beſitzes ohne Untheil— 
barkeit. Solche Inſtitute ſind unerläßliches Erforderniß einer 
Grundariſtokratie, um ſo mehr da jetzt die Ariſtokratie nicht 
mehr die Regierung oder die Aemter derſelben in Händen hat, 
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die ihr ehedem Reichthum oder doch Subfiltenz ficherten. Die 
Familien-Fideikommiſſe, durch welche die freie Verfügung eines 
Mannes ein Gut für ewige Zeiten bindet, können feinesweges 
als das vorzüglichere nıter diefen Inſtituten angeiehen werden. 
Sie find viel eher ald ein bloßes Surrogat der viel erſprieß— 
licheven gejeßlichen Succeffionsordnungen des deutichen Nechts 
anzujeben. Aber wo fie beitehen und üblich find, find ſowohl 
die bereits errichteten zu Ihüßen als auch neue Grrichtung 
neben anderen Weilen frei zu geben. Gerechtfertigt aber find 
diefe Einrichtungen alle, auch wenn fie einem Theile der Nach— 
fommen das gleichheitliche Erbe entziehen. Die Nechtfertigung 
(tegt nicht in dem abftraften Gedanken des Stammes gegen- 
über der Familie, jondern in dem öffentlichen Berufe der 
Familie felbft, oder vielmehr in der Bedeutung des Grund— 
eigenthums, das nicht bloß die Familie zu ernähren, ſondern 
zugleich Duelle der nationalen Ernährung und Träger einer 
politischen Macht und politiichen Gefinnung zu ſeyn beitimmt 
it. Der Einwand aber, daß die jüngeren Söhne der Guts— 
herren den Mitbürgern die öffentlichen Aemter wegnehmen, ilt 
ein Argument zu Gunſten der Gleichheit, nach welchem man 
auch den höheren Staatsbeamten die Ehe unterfagen Fünnte, 
weil ihre Söhne biß jet immer die erfolgreichiten Kandidaten 
des Staatödienfted waren”). — Die Stetigkeit des Beſitzes in 
den Familien fann nun in einer energifchen Weiſe dadurch er- 
reicht werden, dab die Nechte des Standes (namentlich Der 
Eintritt in die Landesrepräſentation) durch Emrichtungen jener 
Art bedingt werden. Es ift aber auch ſchon ein Bedeutendes, 
wenn diejelben nur geitattet find, jo daß der Geilt des Stan— 
des ſelbſt jte realiſire. 


*) Meine Rede vom 22. September 1849 (j. Stahl's parlamentarische 
Reden. Berlin 1862 ©. 44). 
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Eine ſolche Grundariftofratie muß aber gegenwärtig ein 
offener Stand jeyn. Sie joll nicht von Geburt oder von 
beliebiger Zulaffung des Fürften abhängen. Sondern wer die 
jächlichen Bedingungen erfüllt (Erwerb des Befiges und bez. 
Heritellung jener Erbweife), der joll Mitglied deifelben werden. 
Dabei würden aber allerdings auch perſönliche Erforderniſſe 
füglich geitellt werden müſſen, nicht bloß Unbejcholtenheit des 
bisherigen Lebenswandels, Tondern, Jo weit dafür äußere Kenn— 
zeichen gegeben werden fünnen, auch eine gewille Würde des 
bisherigen Lebensberufes. 

So foll der Adel jeßt nicht ein herrichender Stand, Jondern 
nur ein in der Landesvertretung ausgezeichneter Stand jeyn, 
und Soll nicht ein abgeichloffener Geburtsadel ſeyn, aber auch) 
nicht ein bloßer Grundadel, jondern vermöge jener Konti— 
nuität der Familien em Grund- und Standesadel. 

Das iſt das Weſen und die Stellung der gegenwärtigen 
Nitterichaft. 

824, 

Mit diefer allgemeinen polttiihen Bedeutung des Adels 
als Grumdariftofratie laffen ſich nun auch die entſchiedenen An— 
hänger neuerer Staatslehren, jo weit fie noch einen gejunden 
praftiichen Sinn bewahrt haben, etwa ausjöhnen. Es handelt 
ſich aber in der Gegenwart nicht bloß um eine Grundariitofratie 
überhaupt, jondern zugleich um den ganz beitimmten beftehenden 
Adel mit jeiner ſpecifiſchen Geſchichte als früheren Trägers der 
Feudalherrſchaft, mit feiner jpecifiichen Art und Gefinnung, 
jenen ſpecifiſchen fittlich politiichen Traditionen, e& handelt fich 
um den noch vorhandenen „romantiichen” Adel, wie wir 
ihn nennen wollen. Gegen ihn grade tft die Ungunſt der 
öffentlichen Meinung. Cine Grundariitofratie jener Art ließe 
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man fich allenfalls gefallen, wenn nur dieſer romantiſche Adel, 
der Reſt des Mittelalters, aufhörte, jede Spur und Erinnerung 
dejjelben in der Form und Sitte des öffentlichen und gejelligen 
Lebens auögetilgt würde. Aber mit Unrecht. Es iſt in allen 
Dingen und fo aud) hier nicht möglich, ein Prineip zu vealifiren, 
außer in einem ganz beitimmt gegebenen Stoff, in einem Clement, 
das als Träger deſſelben fich vorfindet. Es it eben nur diefer 
romantiiche Adel, dev den überwiegenden Grundbeſitz inne hat, 
es iſt nur er, der eine bifteriiche Erinnerung beſitzt und fie 
bewahrt hat, deffen Geichichte als Stand und in jeinen einzelnen 
Familien mit der Geichichte des Landes verflochten tft. Aber 
noch mehr als das! Grade diefer Adel als jolcher hat eine 
Bedeutung für die Nation, die nicht unbeachtet bleiben darf, 
Sie beſteht in feiner beitimmten eigenthümlichen Gefinnung, der 
perlönlichen Hingebung an den Fürften, und den pecifiichen 
Begriffen von Ehre und edler Sitte, die wir mit dem Namen 
der „Nitterlich keit“ bezeichnen. Das find Züge, die hiftoriich 
traditionell in diefem Stande ihren Sitz haben, fie haben fid) 
theilweife von ihm aus in weiteren Streifen verbreitet, im Militär, 
in den höheren Ständen überhaupt, aber ex tft doch der hiſtoriſche 
Ausgangspunkt und bis jeßt ned) ein Hauptträger dieſer Züge 
germaniſcher Gefittung. Es iſt allo eine ſittliche In divi— 
dualität und zwar eine hohe edle Individualität in dieſem 
Stande, und deßhalb ſoll er nicht zerſtört werden. Wir können 
demnach auf jene Kardinalfrage Sieyes', ob die Nation etwas 
verlieren würde, wenn fie den Adel, diejen mühigen Stand, 
abjchaffte ? unbedenklich antworten : ja, fie würde etwas verlieren, 
nicht zwar einen Faktor in der Maſchinerie, welche die materiellen 
Güter hervworbringt, wohl aber einen Träger eigenthinmlicher 
fittliher ZTriebfedern, einen Faktor in der Gelammtjumme 
nationaler Gefittung. Daß diefe Triebfedern, perfönliche Treue 
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gegen den Fürften, vitterliche Ehre und Lebensfitte, nur einer 
früheren Zeit angehören, iſt nicht zugugeben. Ebenſo wenig, 
dab alle Standesfitfe der einen vollen menjchlichen oder bürger- 
(then Sitte weichen müffe. Eine jolche, wenn es nicht das Herz 
des Menjchen gilt, jondern die Handlungsweiſe in beitimmten 
äußeren Stellungen, bejteht nicht, jondern wie im einzelnen 
Menſchen die Sitte ſich individualiſirt, ſo noch mehr in den 
verſchiedenen menſchlichen Lagen und Berufsſtellungen, und jeden— 
falls ſind die eigenthümlichen ſittlichen Triebfedern der neueren 
Zeit, wie die Wirklichkeit ſie uns zeigt, etwa die der franzöſiſchen 
Bourgeoiſie oder des deutſchen Induſtrialismus oder liberalen 
Patriotismus doch nicht der volle Strahlenkranz menſchlicher 
Sitte, der keiner Ergänzung mehr bedürfte, keinen Zug außer 
ihm ſelbſt zuließe. Insbeſondere aber bei der konſtitutionellen 
Richtung der Zeit, die alle Pflege verdient, iſt, weil ſie vorherr— 
ſchend nur auf das Geſetzliche und Begriffliche geht, ein Element 
nicht zu zerſtören, das zugleich die perſönliche Hingebung, dieſe 
ſpecifiſche Triebfeder der Monarchie, ſtützt. Wenn eine Durch— 
dringung perſönlicher monarchiſcher Gewalt mit konſtitutionellem 
Weſen möglich und dazu in Deutſchland der wahre erſprießliche 
Zuſtand iſt, ſo iſt auch die Erhaltung des hiſtoriſchen romantiſchen 
Adels unbeſchadet der allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Gleichheit 
angemeſſen. Das, was am Adel am meiſten in die Augen fällt, 
mag freilich häufig nicht jene edle Lebensſitte ſeyn, ſondern eine 
anmaaßliche Ueberhebung und eine innere Hohlheit bei geſchlif— 
fenen Formen, das ſchlechte Junkerthum ſtatt der ächten Ritterlich— 
keit. Aber das iſt nicht minder auch bei den anderen Ständen der 
Fall. Auch am Bürgerſtande fallt in der That nicht der edle 
Gemeinſinn, die Hingebung an die öffentliche gejeßliche Ordnung 
uns immer vorherrichend in Die Augen, jondern ebenjo oft der 
bodenloje Stolz des Reichthums, die Profanität des Urtheils 
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und jene Table d’höte- und Gijenbahngefinnung: „wo ich 
gezahlt habe, da ftehe ich Jedermann gleich, und ift Nichts 
über mir, das Ehrfurcht fordern kann.“ Die Bürgerlichfeit 
bat ihre Schattenjeite jo gut als die Nitterlichkett, und im ihrer 
Reinheit find beides individuelle fittliche Züge von abjolutem 
Werthe, die nicht gegeneinander verglichen werden fünnen, daß 
Eins das Andere aufheben und an die Stelle treten foll; fon- 
dern es iſt em Vorzug, ſolche Elemente nebeneinander zu ha— 
ben, jedem jein Recht und feine Geltung zu laffen. Die deutiche 
Nation, jagt Göthe, follte froh darüber ſeyn, zwei ſolche Kerle 
zu haben, wie mich und Schiller, das gilt auch von den Ständen 
mit ihrer jpecifiichen Würde. Die zunehmende Einheitlichfeit 
auch der Sitte erheijcht dennoch nie eine völlige Aufhebung der 
Standes-Individualität. Die Geltung des Geburtsadels muß 
fih überdieß von jelbjt im Laufe der Zeit mehr und mehr 
Ihwächen, da die Duelle, die ihm früher die Kräfte zuftrömte, 
die Ausjchlieflichkeit der kriegeriſchen Ehre (nicht bloß im Vaſallen— 
beere, jondern auc im ftehenden Heere, da die DOfficieritellen 
nur dem Adel zufamen) für ihn verfiegt ift. Je weiter die 
Geichichte ſich von dem Zeitraum entfernt, in welchem die frie- 
geriichen und politiihen Thaten ausjchließlic das Werk des 
Adels waren, deſto mehr muß ſich thatjächlich die gejellichaftliche 
Stellung der Stände ausgleichen, und es ift daher die Aufgabe 
der Staatsweisheit viel weniger, den ſpäteren Erfolg gewaltfam 
vorauszunehmen, als vielmehr das zu erhalten, was in diefem 
Stande noch eine Bedeutung für das Ganze hat, nicht die 
Erinnerung an die Vergangenheit und die Schäßung, die fich 
allen Naifonnements zum Troß an fie fnüpft, legislativ zu 
vertilgen (durch Abſchaffung der Titel u. |. w. wie im der 
franzöſiſchen Nevolution), fondern dieſe Schäbung der inneren 
geiltigen Macht der öffentlichen Sitte anheimzuftellen, in der 
II. 2. 8 
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die Gleichheitsanficht und der Sinn für geichichtliche Auszeichnung 
fich felbft gegeneinander ausgleichen mögen. Sch will alfo 
feineöweges ein Nittertbum machen, etwa die Herrlichkeit der 
alten Erbämter, der Drden, der Ringelſtechen wieder heritellen, 
oder, wo fie beitehen, bejonders gepflegt willen, jondern nur 
die aus Theorie hervorgebende gewaltſame Jernichtung deifen, 
was wirklich noch Leben und Sitte einer Klaffe tft, abhalten. 

Die Erhaltung diejes romantiichen Adels beruht nun vor 
Allem darauf, daß derjelbe eben das pflege, was der Uriprung 
jeiner ausgezeichneten Stellung iſt: das Kriegsweſen. Krieg 
und nicht Grundbefib ift der Stern des Adels, und foll der 
Geburtsadel thatläachlich eine Anerfennung behalten — da ihm 
rechtliche Vorzüge nicht mehr gewährt werden fünnen —, jo muß 
er vorberrichend den Kriegsdienſt und die überfommene ritter- 
liche Sitte, die ſich vorzugsweiſe nur an den Kriegsdienſt ſchließt, 
pflegen. Die Einrichtungen aber, die ein ſolcher Geburtsitand 
vorausjeßt, find die beiden: für's Erſte, daß überhaupt die 
Fefthaltung feiner Erinnerung und deren Öffentlicher Ausdruck 
ihm geftattet ſey, d. it. die Titel und Wappen u. |. w.; für’s 
Andere, dab er als Stand die Umgebung des Fürften 
bilde, während von den anderen Ständen überall nur die 
Ausgezeichneten (3. B. nicht alle Beamte, jondern nur bie 
höheren u. ſ. w.) an derſelben Theil nehmen, oder wenigftend 
daß er die beftimmten Hofämter befleive. Jenes thut offenbar 
Niemandem Eintrag, diejes ift ſchon an fich naturgemäß, weil 
der Fürſt jelbit ja diefem hiſtoriſchen Stande angehört, und 
weil der Glanz wie die fortwährende Ergänzung defjelben vom 
Fürſten ausgeht. Eine weitere Ausdehnung der Hoffähigfeit, 
als fie jetzt meiftens üblich ift, ſoll damit nicht ausgeichloffen 
werden, namentlich wäre es zeitgemäß, dab die Spiten der 
Bourgevifie (hervorragende Banquiers und Fabrikherren) an 
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derjelben Theil erhielten, ohne geadelt zu werden, grade um 
die Gleichheit der Stände und ihrer Ehre zu beurfunden; aber 
eine Gränze muß diejelbe haben, und daß fie für den Stand, 
der hiſtoriſch bis jetzt den Hof bildete, ungejchmälert fortbeiteht, 
iſt feine Beeinträchtigung der übrigen. Das find bloß Chren- 
rechte. Dagegen irgend ein politilches Necht ſoll dem Geburts— 
adel nicht zuſtehen. 

Diejer Adel, deſſen Bedeutung es ilt, beftimmte ethiſche 
Triebfedern, eine beitinnmte Lebensſitte, jo wie eine bejtimmte 
biftorifche Nationalerinnerung zu bewahren, kann nicht durch 
bloße Erfüllung ſächlicher Bedingungen erlangt werden, gleich- 
wie die Theilnahme an der Grundariitofratie. Die Theilnahme 
an ibm beruht, wie er jelbit, auf der biltoriichen Thatiache. 
Cie fann nur auf Geburt fi gründen oder auf freier aus— 
zeichnender Ernennung des Fürſten, da diefer eben hiſtoriſch als 
die Duelle jolcher Theilnahme immer betrachtet wurde. Das 
letztere iſt nicht im Widerſpruch mit einem Stande der hiftoriichen 
Geichlechter. Man kann einen joldhen nicht neu machen, wo er 
nicht beiteht, wie 3. B. in Nordamerika, man kann ihn aber 
wohl erhalten durch Aufnahme neuer Familien, indem dieſe, 
die einzeln eintreten, von der Sitte und dem Standesgeifte 
der Klaſſe ergriffen, ſich mit ihr aſſimiliren. 

Danach fallen denn aber jenes grundariftofratiiche Element 
(Nitterichaft) und diefer Geburtsadel nicht begrifflich und nicht 
nothwendig zufammen. Es werden vermögliche ehrenhafte 
Männer in den Stand der Grundariftofratie einrüden, die dem 
biftortichen Adel nicht angehören, und werden Glieder der letz— 
teren ohne Grundvermögen jeyn. Sener joll eime politifch 
rechtliche Stellung haben, diefer nur eine ſolche, die auf Sitte 
und Memung beruht. Einen inneren Zufammenhang aber haben 
‚beide Inſtitute jowohl nad der Thatſache als nad ihrer 
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Bedeutung. Es tft diefer hiftoriiche Geburtsadel, welcher noch 
jet hauptſächlich die Grundariftofratie in Deutjchland bildet, 
und ohne das würde er auch jene jociale Auszeichnung un— 
möglich behaupten können. Deßgleichen joll es Augenmerk der 
Regierung jeyn, wie überhaupt die Stetigfeit der grundariſto— 
fratiihen Familien zu erhalten, jo insbejondere derjenigen, die 
dem Geburtsadel angehören, ſodann den neuen Gliedern der 
Grumdariftofratie, wenn anders ihre Perſönlichkeit dazu geeignet 
it, den Stand des Geburtsadeld zu verleihen, Dagegen die 
perjönlichen Notabilitäten, Beamten, Gelehrte nicht leicht zu 
adeln. Kriegeriiche Auszeichnung eignet vor allem anderen zu 
Verleihung des Adels, aber wenn fie hohen Grades tft, auch 
mit Dotation in Grundbefis. Ueberall aber ſoll der Geburts— 
adel nicht die einzige Dualität jeyn, um auf der Höhe der 
Soeietät bei Hofe und außer demjelben zu ſtehen. Dadurch 
kann das, was der romantische Adel Edles in fich ſchließt, be- 
wahrt werden, ohne eine Herunterfeßung in Necht oder in 
Ehre für die Hebrigen und deßhalb ohne Erreguug von Eifer: 
ſucht. — Es gibt nun in Deutichland Staaten, in welchen 
fein Eintritt in die Grundariftofratie möglich it ohne Erlan- 
gung des perjönlichen Adels. Dadurch tft ein größerer Standes- 
geift in der Grundariftofratie. Aber es tft damit dem Geburts- 
adel ein rechtlicher Vorzug beigelegt, den dad Princip der 
Gegenwart — die Stantsbürgerliche Gleichheit und die Offenheit 
der Stände, ſoweit es auf rechtliche Stellung anfommt — 
nicht wohl erträgt, und ift der Geburtsariftofratte eine Duelle 
nachhaltiger Kraft und ein Band der Gemeinjchaft und der 
Ausgleihung zur ganzen Nation entzogen, auf welchem grade 
ihre Fähigkeit, die fonfervative und monarchiſche Gefinnung mit 
Nahdrud und Erfolg geltend zu machen, beruht. Sedenfalls 
darf deßhalb ſolches, wo es einmal aufgehört hat, nicht wieder. 
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hergeitellt werden. Umgekehrt fallt in England wentgftens 
Icheinbar aller Vorzug der Geburt weg, und bloß der Befit 
gibt die ausgezeichnete Stellung. Das kann bei und nicht 
wohl nachgeahmt werden. Denn einmal ift dort nach der 
Succeſſionsweiſe auch größere Sicherheit, daß der politisch 
ausgezeichnete Grundbeſitz fich in verfelben Familie, und außer: 
dem in der Klaſſe der höheren Familien erhalte, ſodann wird 
aber auch dort neben der Grundariftofratie ein Stand perſön— 
ficher Auszeichnung auf anderem Wege gebildet durch die Aus- 
zeichnungen der Krone (Titel, Orden), der in jeiner Stellung 
zum Hofe und in jeiner von der monarchiſchen Glanzquelle 
ausfließenden Geltung etwas ganz Aehnliches ift wie unfer 
Geburtsadel, wenn man dieſen anders von jeder yolitiichen 
Vorberechtigung oder Begünftigung, wie billig, entkleidet. 


$. 30. 


Inſoweit joll der Adel, Grundariitofratie und Geburts- 
adel, erhalten werden gegenüber der falichen, ungeläuterten 
herrichenden Meinung und DOppofition. Dagegen wirklich der 
Zeit und ihrer wahren Anforderung widerjprechend find: 

1. Einrichtungen, welche eine wejentlich höhere Ehre des 
Adels als der anderen Stände ausdrüden. Dahin gehört der 
Begriff einer Mißheirath, möge er rechtliche Folgen haben 
(3. B. Verluft der Fähigkeit im Lehne zu juccediren oder auch 
nur der Hoffähigfeit für die Kinder), oder nur in der Sitte 
und Meinung des Standes beitehen — die Hofunfähigfeit der 
nicht adligen Gattinnen derer, die durch ihr Amt u. ſ. w. hof 
fähig find — die verſchiedene Beftrafung der gegen Adlige 
und der gegen Bürgerliche begangenen Injurien — die voraus— 
gehende Entadligung bei Beitrafung adliger Verbrecher — die 
abgejonderte Erziehung des Adels auf Nitterafademieen — 
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die Nobilitivung aller derer, die ein höheres Amt befleiden 
1.2.1; 

2. Alle eigentlichen Privilegien, d. i. Vorrechte, welche 
nicht durch einen fächlichen Beruf begründet find und daher 
auch nicht durch ähnliche Nechte bei anderen Ständen je für 
ihren Beruf wieder ausgeglichen werden. Solche ungeeignete 
Privilegien find 3. B. die Steuereremtionen, die Militär 
befreiungen, die Siegelmäßigfeit u. |. w. Im dieſe Kategorie 
gehört aber aud) jede Zutheilung der Nechte, die für bie 
Grundariftofratie angemefjen find, an den Geburtsadel als 
folchen, 3. B. eine Autonomie, die nicht der Nitterichaft, ſon— 
dern nur den „Nitterbürtigen“ verliehen wird. 

3. Die Begünftigung des Adels, jey ed der Grund» 
ariftofratie oder des Geburtsadels, bet öffentlichen Aemtern, 
Militär- oder Givilämtern. Diefe, wie fie nicht eigenes Recht 
der Beamten find, jo auch erbeiichen fie nicht gleich der 
Landesvertretung ein eigenes jächliches Intereſſe, jondern bloß 
die Fähigkeit, und ift es eine Hauptrücdjicht, wenn der 
Adel nach jeiner wahrhaften Bedeutung erhalten und bez. ges 
hoben werden ſoll, wozu er nothwendig der Gunft der übrigen 
Stände bedarf, daß er nicht durch Zuwendung ungerechter 
Bevorzugung diejelbe einbühe*). 








*) Was hier von Adel überhaupt gejagt ift, gilt natürlich nicht vou 
den vormals veichsftändifhen Häufern in Deutjchland. Diefe mußten eine 
rechtliche Auszeichnung haben, wie fie dem bloßen Adel, jelbft einem hohen 
Adel (nobility), ſonſt nicht zugeftanden werden dürfte. Es ift eine Anfor- 
derung nicht bloß der Gerechtigkeit, fondern auch der Würde der Nation, 
daß diejenigen, welche zum Vortheil derjelben eine frühere ſouveräne Stel- 
fung eingebüßt haben, durch eine wenn glei; anomale Stellung entſchädigt 
werden. Das ift freilich vom Standpunkte der fogenannten philofophiichen 
(abftraften) Deduftion unerreihbar und darum unzuläffig, aber von dem 
der geſchichtlichen Auffaffung (III. 8. 15) völlig gerechtfertigt. 
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Fünftes Kapitel. 
Bon obrigfeitlihen Rechten der Grundbefiger. 


— 

Es iſt das natürliche Verhältniß, daß die ſociale Stellung 
die Unterlage für die politiſche gebe, das heißt daß die, welche 
durch großes Vermögen thatſächlich eine Macht über die Anderen 
haben, auch rechtlich die Träger obrigfeitlicher Macht über fie 
jeyen. So war denn aud von den früheiten Zeiten her obrig- 
feitliche Stellung, bejonders im Kriege, der Grund zu Ber: 
leihung von Beſitzthum und großes Beſitzthum der Grund zu 
Verleihung obrigkeitlicher Stellung. Das gilt befonders vom 
Grundvermögen, da bier der Gegenftand des Vermögens, der 
Grund und Boden, zugleich das Band der Dertlichkeit ift, und 
die Verfügung über ihn von jelbjt die Anderen, die auf oder 
an demjelben wohnen, mit trifft. — Auf diefem natürlichen 
Verhältniß beruht die Grundherrlichfeit, und beruht die 
Einrichtung, ftaatsamtlihe Funktionen an den Grund: 
beitt zu binden, wie 3. B. in England des Frie dens— 
richters, in Preußen des Landraths. 

Die Grundherrlichkeit hat ihren Urjprung und Grund 
theils in der perjönlichen, theils in der Gutsabhängigfeit. Die 
Befugniffe aus dem Eigenthbum am Boden und aus der Dienit- 
berrlichfeit find der Stamm, an welchen dann durch bejondere 
Verleihung die jpecifiich obrigfeitlichen Befugnilfe (nämlich Ges 
richtsbarkeit bet Streitigfetten mit Auswärtigen) anwuchſen. 
Sp ift fie Ausfluß eines Privatsrechts, infonderheit des Eigen— 
thums und ift deßhalb in dem Charakter des Eigenthums zu— 
ftändig — patrimonial. Sie gilt ald erworbenes Necht 
des Gutsheren, kann nicht entzogen werden außer bei grellem 
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Mißbrauch, und ift durch die öffentliche Staatsordnung wohl 
beſchränkt, aber nicht pofittv beitimmt und geleitet. Dagegen 
jene bloß an den Grundbeſitz gebundenen ftaatsamtlichen Funk— 
tionen beruben auf Beſtallung durch den Souverän, fey es 
allein, fey es unter Mitwirkung dev Eingefeffenen. Die bier 
geübte Gewalt bat durchaus den Charakter des öffentlichen 
Amtes. Der Grundbeliß iſt nur die Borbedingung, die Eigen- 
ihaftung der Perfon für das Amt, nicht ſelbſt dev Titel der 
Gewalt. — Beiderlei Inftitutionen haben den großen Vorzug 
vor dem bloßen Beamtenwejen: daß das obrigfeitliche Anjehen 
bereit$ eine Unterlage an einem natürlichen Anfehen bat, durch 
das es geftärft und erhöht wird, und daß die Inhaber der 
obrigfeitlichen Gewalt den Lebensverhältniffen, über die fie 
gejeßt find, felbit angehören, daher das Intereſſe der Gegend 
und der Erwerbzweige mit der ihnen untergebenen Bevölferung 
theilen, und daß fie das Amt unentgeltlich verwalten, wodurch 
es nicht wenig an Achtung und Anhänglichfeit gewinnt. Die 
gänzliche Aufhebung dieſer Inftitutionen und ihr Erſatz durch 
Beamtenregierung ift die eigentliche Auflöfung der organiſchen 
Berhältniffe in bloßen Mechanismus, daß nicht die lebendigen 
natürlichen Bande von innen heraus die Obrigfeit ergeben, 
Jondern fie nur von außen geſetzt wird. 

Berwaltung durch Eingeſeſſene ftatt Verwaltung 
durch bloße Beamte ift darıım eine jeht in weiten Kreiſen 
erfannte Wahrheit und ein Problem für unſere Zuftände, und 
die Frage iſt nur in welcher Weiſe. 


$. 32. 


Die Grundherrlichfeit im ihrer alten Weiſe fann für die 
Daner nicht mehr fortbeftehen. Es iſt einestheils die frühere 
Unterlage gewichen: die Dienft- und Mbgabenpflicht, das 
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Dbereigenthum; und ift daher als Unterlage nur übrig eine 
natürliche Abhängigfeit der Keinen Wirthe von dem großen 
Grundbeſitzer und vielfach noch die Erinnerung an das frühere 
Gehorfams- und Pietätsband. Es iſt anderntheild ein neues 
Princip aufgefommen: das allgemeine volle Stnatsbürgerthum, 
das iſt, dab jeder Staatsangehörige unmittelbarer Unterthan 
des Königs, unmittelbarer Genoffe der Volksgemeinde fen; 
damit ift Seigneurie, Hinterjäffigfeit, Patrimontalität, kurz 
jelbitftändig abgejchloffene Herrichaft unter der höheren des 
Souveräns oder Souzeräns nicht mehr verträglich. 

Die engliiche Einrichtung des Friedensrichters ilt 
vortrefflich, mufterhaft, den Forderungen und dem Geiſte der 
Gegenwart gemäß. Aber fie läßt ſich nicht überall jofort und 
nicht in derſelben Geltalt bei uns einführen. Insbeſondere 
it e8 nicht gerathen, da wo die Grundherrlichkeit noch beiteht, 
fie geradezu aufzuheben und Friedensrichter ftatt deſſen zu be- 
ſtellen. 

Nach engliſcher Einrichtung werden die Gutsbeſitzer, welche 
obrigkeitliche Funktionen ausüben ſollen, von der Regierung 
beliebig ausgewählt und wieder entlaſſen, ohne daß der Beſitz 
eines beſtimmten Gutes darauf Anſpruch gibt, auch können die 
großen (ritterichaftlichen) Beſitzer im Gau ſtatt ſelbſt betraut 
zu werden, Anderen ald Friedensrichtern untergeben werden. 
Dieß Alles ift dem engliſchen Zuftande gemäß aber nicht dem 
unferen. Der engliiche Friedensrichter hat außer der Polizey 
auch noch einen bedeutenden Theil der Strafrechtöpflege, er 
hat, mit in Folge defjen, nicht eine untergeoronete, ſondern eher 
eine anfehnlichere Stellung zu dem Vollziehungsbenmten des 
Gaues (Sheriff), ex hat vieles nicht von Amtswegen jondern 
auf Anrufen zu verforgen, und ift, zufolge der fonfurrivenden 
Jurisdiktion, die nur bierdurd möglich it, einer von jehr 
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vielen, die angegangen werden fünnen. Dazu kommt, daß der 
Geihäftsformalismus in England nicht jo Platz gegriffen bat, 
jelbft nicht fir die Strafrechtöpflege. Dieb Alles zuſammen 
bewirkt eine höhere und freiere Stellung und eine geringere 
Geichäftslaft, und dadurch eine größere Bereitwilligfeit zur 
Mebernahme des Amtes. Dieje Züge find nicht übertragbar. 
Dazu fommt bei uns die natürliche Empfindlichfeit über den 
Verluſt der bisherigen Grundherrlichfeit. Darum wenn bei und 
in engliicher Weije jeder Anſpruch aus dem Beſitze des be- 
ftimmten Gutes aufgehoben wird, und Damit der Beweggrund 
wegfällt, für ſich ſelbſt und die Nachfolger eine geficherte 
Stellung des obrigfeitlichen Anſehens zu begründen, jo möchte 
fih wohl wenig Bereitwilligfeit zur Uebernahme eines unent- 
geltlichen mühe und vielleicht foftenwollen Amtes finden. 
Ebenso beruht die engliihe Emrichtung auf dem dort ges 
ichichtlich begründeten allgemeinen Verhältniß: dem Zuſammen— 
ichließen der freien Bauern und der ritterichaftlichen Beſitzer 
zu Giner Grafichaftsforporation, gemeinſamer Wahl ihrer 
Dhrigfeiten und Parlamentövertreter, jedoch unter ausichlie- 
licher Wählbarfeit der ritterichaftlichen Befiter (ähnlich wie 
nach der alten germantichen Berfaffung die Freien mit dem 
Adel die Nichter und Herzöge wählen, aber immer aus dem 
Adel). Sp wurden die Nitter der Grafichaft gewählt, ebenſo 
auch uriprüglich die Friedensrichter. Wenn nun auch die 
(eßteren jeit Eduard Il. vom König ernannt werden, jo it 
e8 doch die Urgewöhnung, daß ein großer (ritterjchaftlicher) 
Befiter nicht bloß die Fleineren (freeholders), jondern aud) 
zugleich andere jeines eigenen Standes zum Bereich feiner Ver— 
tretung oder ſeiner obrigfeitlichen Stellung habe. Bei uns 
dagegen umgekehrt iſt es die Urgewöhnung, daß jeder ritter- 
ſchaftliche Befib mit mehreren geringeren Gütern zuſammen 
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ein in fich gejchloffenes Ganzes ift, und nicht ein Nittergut 
dem anderen untergeordnet werde. Die größeren Gutsbefiter 
würden daher die obrigfeitliche Drtsgewalt des Nachbarn (wohl 
zu unterjcheiden vom weiteren Sprengel wie beim preußiſchen 
Landrath) vielleicht noch jchwerer ertragen als die eines reinen 
Beamten. Ueber dem Allen ift grade die überfommene Ge: 
wöhnung, dab dem beftimmten Gute die obrigfeitlichen Nechte 
über einen gewiſſen Umfreis zuitehen, zum Theil auch noch die 
überfommene Anhänglichfeit an die beftimmte Familie ein mäch- 
tiger Hebel des Anfehens der obrigfeitlichen Funktion, und 
ihn würde man aufgeben, wollte man die obrigfeitlichen Nechte 
von ihrer hiftoriichen Unterlage, den beftimmten Gute, ab- 
trennen und die engliihe Inſtitution buchitäblich Su unſer 
Land verpflanzen. 


8§. 33. 


Darum wo das alte gutsherrliche Verhältniß zerſtört und 
die Beamtenherrſchaft an die Stelle getreten iſt, da möge man 
ſofort die Nachbildung der engliſchen Friedensrichter verſuchen, 
die Polizeyfunktionen an hervorragende Grundbeſitzer, die man 
dazu auslieſt, als Ehrenamt widerruflich übertragen. Aber 
wo das alte gutsherrliche Verhältniß noch in Kraft beſteht, da 
ſoll man es nicht ausjäten, ſondern ihm die Wahrheit der 
engliihen Einrichtung gleichlam inofuliven. Das heißt man 
joll das gutsherrliche Verhältniß in ſeiner überkommenen Geftalt 
zur Bafis nehmen und aus fich jelbit heraus läutern, nämlich 
es aus dem patrimontalen in den offictalen Gharafter 
umbilden; denn das allein iſt der allgemeine und maaßgebende 
Zug der englifchen Einrichtung, und fie kann und joll bei dem 
einheimischen Verhältniß nach feiner eigenen Weiſe erreicht 
werden, 
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Ein bedeutender Schritt hierfür ift die Aufhebung der 
Gerichtsbarkeit der Gutsherren (eigentliche Patrimontalgerichts- 
barkeit), jo dab nur Polizey und Polizeyitrafgewalt übrig 
bleibt. Allerdings find diefe verichtedenen Funktionen, Polizey 
und Gerichtsbarkeit, nicht nach natürlicher Notwendigkeit jo 
gejondert und verschieden, als e8 die jetzige Doftrin annimmt, 
wie denn ehedem die Surispdiftion beides umfaßte; auch der 
jeßige engliiche Friedensrichter zugleich Poltzey und Kriminal- 
juftiz ausübt. Allein es iſt doch ſolche Sonderung auch in 
unferen anderen Verhältnilfen und vielfach nicht ohne Grund 
und Nuten durchgeführt, und in Beziehung auf die Zuftandig- 
fett an Gutsherren iſt es insbejondere von Belang, daß die 
Sorge für polizepliche Drdnung in der Oertlichkeit weit eher 
ein natürlicher Ausfluß des Eigenthums an Boden ift als die 
richterliche Enticheidung über das Mein und Dein der Orts— 
bewohner, da eritere fich faſt ohne Gränzlinie an die fraft des 
Eigenthums zu handhabende Drdnung anfchließt, ahnlich wie 
auch die Gemeindeobrigfeit (namentlich auf dem Lande) Polizey— 
gewalt aber feine Gerichtsbarkeit hat*). Dadurd daß die 
Landbevölferung im Juſtizſachen nur unmittelbar unter der 
Staatsobrigfeit fteht, ift nun aber eben das Band der guts— 
herrlichen Gewalt durchbrochen und die alte Weiſe einer durch— 
gängigen Obrigfeit, einer Fleinern geichloffenen Herrichaft unter 
der fürftlichen und diefer Ähnlich, aufgegeben **). Ferner ſoll 


*) Schon in der erften Auflage diejes Werkes (II. Band 1. Abtheil. 
1833 ©. 3331 habe ih) mich gegen die (ftreitige) Gerichtsbarkeit, der 
Gutsherren und fir ihre Polizeygewalt erklärt. Obige Ausführung ift 
alfo nicht eine Akkomodation an die Zuftände jeit 1848. 

**) Wo die Patrimonialgerichtsbarfeit im engeren Sinne bis 1848 nod) 
fortbeftand oder wo fie jett noch fortbefteht, was gewiß eine feltene Aus- 
nahme bildet, da erjcheint fie doc meiftens Schon dahin reformirt, daß fie nicht 
bloß nad) öffentlichen Geſetzen, ſondern auch durch öffentlich geprüfte Beamte 
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das was an obrigfeitlihen Nechten noch verbleibt (Polizey, 
Polizeyftrafgewalt), fortan nicht als Ausflug des Eigenthums, 
jondern als königliches Amt und daher als überall durchdrungen 
durch den Gedanken der Amtspflicht behandelt werden”. Das 
hat mannigfache Yeußerungen: Beltrafung wegen verlekter 
Amtspfliht, ſey es mach den allgemeinen Vorſchriften für 
Beamte oder in bejonderer Modifikation derjelben, — Entzie— 
bung nicht bloß wegen grober Vergehen, jondern auc wegen 
Nachläffigkeit oder Unfähigkeit (füglich auf vorherige Verneh— 
mung der Korporation), — landesobrigfeitlihe Aufſicht und 
Genehmigung für Beltellung des Stellvertreterd, — Auflagen 
der Stolten bet verichuldeter Nichtausübung und dergl. mehr. — 
Auf diefem Wege, raſcher oder langjamer, durch Pflege aber 
auch durch Zucht, wird die neue Snititution der Mebertragung 
ftaatsamtlicher Funktionen an Grundbeſitzer auf die alte Sn: 
ftitution der eigengehörigen qutöherrlichen Gewalt gebaut. Es 
bleiben Danach die obrigfeitlichen Rechte ihrer Begründung (ihrem 
Titel) nach ein Anhang des bejtimmten Gutes, und gelten für 


ausgeübt werden muß, jo daß der Gutsherr eigentlich nur die Präfentation, 
die finaneiellen, Faum die Koften überfteigenden Sporteln und eine gewiffe 
Disciplinarauffiht über die Beamten hat. Ein ſolches Berhältnif könnte 
nit als ſchlechthin unftatthaft betrachtet werden; dennoch ift e8 der un— 
verfennbare Zug der Zeit e8 völlig zu abjorbiren (f. I. Aufl. ©. 53). 
Durd die Befeitigung der Patrimonialgerichtsbarfeit find dagegen auf der 
anderen Seite die Bortheile des Einzelrichters, einer natürlichen (patriar- 
chaliſchen) Behandlung, und vielleicht einer Erleihternng für Entfernung 
u. dgl. weggefallen, dieje miffen eben auf anderem Wege erjetst werden. 

*) Das ift etwas ganz Anderes als bloße Uebertragung und Beleh— 
nung durch den Yandesherren, auf der ja aud) die ältere Batrimoniafgewalt 
. beruhte, denn nad) diefer floffen die obrigfeitlihen Rechte zwar aud vom 
Landesherrn aus, aber fie wurden dann zu eigenen. Der Gutsherr übte 
fie als Selbftobrigfeit unter dem Landesherrn, ähnlich wie diefer die Landes— 
hoheit unter dem Kaifer, jett ſoll er fie als bloßes wenn gleich durch 
feinen Befit nothwendig bezeichnetes Drgan der Obrigkeit, die nur der 
König ift, üben. 
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den Umkreis, in welchem fie ehedem geübt wurden; aber fie 
erhalten im ihrer Ausübung den Charakter eines Hffentlichen 
Amtes. Senes iſt in unjeren einheimiſchen Zuftänden und ge— 
ichichtlichen Berechtigungen begründet, dieſes tjt Die gebotene 
Umwandlung der Zeit. Es ift auch im der Gefinnung der 
Gutsherren ein Fortichritt erforderlich, daß fie in ihren obrig- 
feitlichen Nechten minder die Befriedigung patrimonialer Zu— 
ftandigfeit, als die Ehre des öffentlichen Dienftes juchen, 
ähnlich der Fortbildung aus der Bafallengefinnung zur Dffieter- 
gefinnung, und auch diefe Liebe des Standes jelbit zu dem 
neuen Charakter der Inſtitution kann nur erreicht werden 
duch ſolchen Gang geichichtlicher Kontinuität und ſolche Scho- 
nung gegen die beitehenden Nechte. — Daß danadı die obrig- 
feitlichen Nechte oder Funktionen, da fie Anhang des beftinmten 
Grundbeſitzes find, mittelbar durch Kauf erworben werden, iſt 
fein Einwand gegen die Einrichtung, jo lange noch ein hin— 
reihender Stamm altererbter Güter und damit ein Stand von 
Gutöherren beiteht, der die Einrichtung trägt und ihr den Geilt 
verleiht, e3 erhalten dann die neuen Erwerber die obrigkeit— 
lichen Rechte nicht bloß kraft des Kaufgejchäfts über das Gut, 
jondern kraft des Eintritts in Die ganze ſociale Stellung, in 
die Traditionen und den Geilt des Standes, in das ganze 
Bereich öffentlicher Befugniffe wie Anforderungen. 

Alles jedoch hängt bier von den thatjächlichen Zuftänden 
ab. Aendern ſich im Laufe der Zeit die Beſitzverhältniſſe, 
ſchwinden die Güter der alten Berechtigung, erheben fich neue 
von entiprechender Größe, jo ilt das Grund zu gänzlichem 
Mebergang in die engliiche oder eine der englischen ähnliche 
Einrichtung, dab nämlich die Negierung unter den Grund» 
befigern frei ausmwählt, welchem fie die Polizeyfunktion über— 
trage. Dagegen umgefehrt, wo das Belitverhältui das tft, 
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dab ein großer Grundbefiter mit Tagelöhnern, die er auf 
jenen Gütern anſetzt, wirthichaftet, da werden immerdar und 
nothwendig die obrigfeitlichen Nechte ihm kraft feines Befites 
und mit einem ſtarken Beilage von Eigenthbumsrecht zufommen 
müffen. Denn da tft wirklich ein geichloffener Verband, von 
deffen Haupte naturgemäß die Staatöobrigfeit die Handhabung 
ihrer Ordnung fordert, Abnlih wie vom Hausvater über 
Familie und Gefinde, oder vom Meilter über Gejellen und 
Lehrlinge. Es gibt nichts Unnatürlicheres als ein jolches Ver: 
hältniß unter den Begriff der Gemeinde zu Itellen, und danach 
die Bewohner der Dertlichfeit — die Tagelöhner einſchließlich 
ihres Arbeitgebers — durch Abftimmung Gemeindebeichlüffe 
fafjen, Gemeindeobrigfeiten wählen zu laffen, da doch der Guts— 
herr in jedem Augenblid, indem er die Tagelöhner fortichict, 
den Beichlüffen, Obrigfeiten, ja der Gemeinde jelbit ein Ende 
machen fan. Sn diefem Verhältniß zeigt es ſich am deut— 
lichiten, daß der Eigenthümer des Bodens auch der geborene 
Drdner der Dertlichfeit ift. — Endlich wo ein Stand mittlerer 
Yandwirthe die Gegend einnimmt, ohne hervorragende oder 
geichichtlich berechtigte Güter, da werden die ftantsamtlichen 
Funktionen ftatt an einzelne Gutsbeſitzer zweckmäßig der Ge- 
meinbeobrigfeit übertragen”). 


$. 34. 


Schon Arijtoteles hat den Gedanken ausgeführt, daß 
die Bermögensverhältniffe einen nothwendigen Einfluß auf das 
obrigfeitliche Verhältnig haben müffen. Er geht zwar darin zu 


*) In den dftlichen Provinzen Preußens find jene obrigfeitlichen Rechte 
der Gutsherren ganz bejonders begründet nad der Bertheilung des Areals 
und durch die anderen Einrichtungen: die kreisſtändiſche Korporation und 
die Beftallung der Kreisobrigfeit (Kandraths) aus den Eingefeffenen. 
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weit, dab er aus denjelben und falt allein aus denſelben die 
Negierungsform des Staates beitimmen laſſen will. Aber 
gewiß ift fein Gedanke richtig für den örtlichen Verband und 
namentlich für die auf Grundbefi gebaute ländliche Bevöl— 
ferung. Ebenſo wird von Haller und feiner Schule mit 
Recht hervorgehoben, daß der Staat zu feinen Elementen nicht 
bloß Gemeinden, ſondern auch Grundherrichaften hat. 
Es iſt nicht richtig, daß die Bevölferung in lauter Gemeinden 
fich abtheilen, jeder Menfch und jedes Beſitzthum einer Gemeinde 
angehören muß, wie neuere Gemeindeordnungen diejed vor= 
ichreiben. Die Gemeinde iſt eben ein Verband Gleichberech- 
tigter, welche durch gemeinsame Beichlüffe die Angelegenheiten 
der Dertlichfeit regeln. Wo aber ein großer Bodeneigenthümer 
ilt, an welchen Eleine fich anlehnen und vollends wo die übri— 
gen Drtsbewohner nur auf jeinem Eigenthum ihren Wohnſitz 
haben, da exiitirt feine Gemeinde und fann feine eriltiven. 
Wenn man dann aud in Erfenntniß der Hinderniffe, Nitter- 
güter bez. Tagelöhnerherrichaften als Gemeinden in ihnen ſelbſt 
erklärt, jo tft das wieder ebenjo unnatürlich, indem ein jolches 
Gut grade das ntgegengejebte der Gemeinde ift, nämlich 
Herrichaft eines Einzelnen. Auf Der anderen Seite dagegen 
verfennen Haller und feine Schule die Nothwendigfeit des 
Fortichrittes zur Löſung aller Hinterſäſſigkeit, zur allgemeinen 
Staatsunmittelbarfeit, und zum durchaus ftaatsamtlichen 
Charakter aller obrigfeitlichen Funktionen. 


$. 35, 


Es iſt ganz befonders der joctale Verband, der durdy die 
neuere Zeitbewegung aus jeinem nod vom Mittelalter über: 
fommenen Zuftande gebracht werden fol. Die Nevolution tft 
dabei von zwei Grundtriebfedern bewegt; die eine beſteht darin, 


5. Kapitel. Bon obrigfeitlihen Rechten der Grundbefiter. 129 


daß es fein befonderes Intereſſe Kleiner Kreiſe geben foll, ſondern 
bloß das Eine allgemeine ununterſchiedene der ganzen Nation und 
bez. des Individuums als ſolchen; die andere beiteht, damit zu- 
ſammenhängend, darin, dab Befiß und Erwerbverhältnifie nicht 
die Baſis fittlicher, d. i. politischer Bande jeyn jollen. Deßhalb 
zernichtet die Nevolution alle innere Gliederung der Societät, fie 
duldet Feine Gewerbverbindung, feine Genoſſenſchaft irgend einer 
Art, jelbit die Gemeinden find ihr nur unfelbitftändige, willen- 
loſe Inſtrumente des Staates, vollends aber jedes qutsherrliche 
Verhältniß iſt ihr ein Gräuel. Es bleibt alfo bloß ein Staats- 
verband und ein Verkehr unter den Individuen. Das Berwerfliche 
einer ſolchen politischen Geftaltung wird jeßt immer mehr erfannt. 
Die wirkliche Aufgabe der Zeit hingegen, die bei jenen Triebfedern 
mibveritanden unterliegt, it die volle politiſche Perſön— 
lichfeit des Individuums. Dazu gehört vor Allem jeine 
unmittelbare Stellung unter der Staatsgewalt, ſie ſchließt aus, 
daß er irgendwo einer anderen, intermepdtären, Gewalt in jeiner 
geſammten perjönlichen Stellung untergeben jey gleich der älteren 
grundberrlichen oder Korporativgewalt, aber fie jchließt nicht 
aus, daß jowohl Superioritäten als Einigungen beitehen, die in 
beitimmten genau bezeichneten Beziehungen dem Einzelnen eine 
Vorſchrift geben bez. ihm eine Schranke jeßen. Sie ſchließt aus, 
daß Befiß und Grwerbverhältniffe jelbititändige Träger der po— 
litiſchen Gewalt werden, aber nicht, daß fie Träger einer Macht 
für diefen Beſitz und Erwerb ſelbſt jeyen, beſonders wenn aud) 
Diefe unter höherer Aufficht und Einwirkung der Stantögewalt 
steht. Zur vollen politiſchen Perſönlichkeit gehört es aber ferner, 
daß der foctale (nicht der politifche) Verband, der ehedem fait nur 
auf Banden der Superiorität (Örundherrlichkeit, ſtädtiſche 
Geburtsariftofratie) ruhte, jebt auch je mehr und mehr auf 
Banden der Gemeindlichkeit ruhe. Nicht daß alle guts— 
Il. 2. 9 
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herrlichen Berhältniffe aufhören müßten, oder daß der Gutöherr 
nicht eine Befugniß der Anordnung oder doch eine Präpon- 
deranz in dieſen Verhältniffen jelbit haben oder vollends daß 
nicht die Gutöherren ald Drgane der Staatd-Berwaltung ges 
braucht werden dürften, aber die Yandgemeinde wird je mehr 
und mehr gehoben werden müfjen, daß fie im weiteren Umfange 
ftatt oder mit jenem die Anordnung übernehme Ebenſo in 
den Städten wird nicht die magiftratiiche Macht geichwächt 
werden dürfen, aber die alte Familienariftofratie, dieſe ange- 
borene Supertorität, fann ſich vor dem Principe der neueren 
Zeit nicht halten, ebenio wenig eine magiftratiiche Macht und 
Verwaltung, die von der Gejammtgemeinde völlig gelöft ift. 
Es liegt in dem Allen ein Fortſchritt zu höherer voller Perſön— 
(ichfeit des Individuums, und damit zur Geltaltung des Ganzen 
aus einem Organismus zu einer fittlichen Gemeinschaft, einem 
jittlichen Neiche. Diejem Streben der Zeit zur Hülfe zu fommen, 
damit es nicht im Sinne der Revolution alle innere Gliederung 
abwerfe, den ſocialen Berband, der in älterer Zeit auf dem - 
Lande rein monarchiſch-patrimonial, in den Städten geburts- 
ariftofratiich war, in gewiffem Sinne zu vepublifanifiren (zu 
gemeindlichen), aber doc, dort an den großen Grundbefigern, 
hier jowohl an den ſtädtiſchen Magiftraten als an den Begü— 
terten und den Hervorragenden in jedem Gewerbe, einen 
Schwerpunft zu erhalten, das wäre vielleicht Die Achte Staats— 
funit. Sie erforderte Schöpferiihe organiſirende Kraft. Die 
faliche dagegen ilt es, dev Nevolution dadurch auszumweichen, 
daß man dem jocialen Verband alle politiihe Kraft nimmt 
und den Mechanismus der bloßen Beamtenregierung herſtellt. 
Dieje findet ſich mit der Nevolution auf einem und demfelben 
Boden. 





Zweiter Abfchnitt. 


Die allgemeinen Yehren vom Staate. 


Erſtes Kapitel. 
Das Wefen des Staates. 


$. 36. 
Die menjchliche Gemeinschaft, und zwar je nach den großen 
Einheiten, in welchen fie fich entfaltet, den Wölfern, ſoll ein 
fittliches (fittlich-intelleftuelles) Neich ſeyn: fie joll ihren Ge- 
meinzuftand beherrſchen nach jenen Geboten und Zweden, und 
joll ihn in der Weife der Perſönlichkeit beherrichen als Ein 
Ville und Verſtand, als Ein handelndes Subjekt. Hiefür ift 
fie zu einer Anftalt dev Beherrihung geordnet und gefügt, und 
diefe Anstalt ift — der Staat. Der Staat ift daher nad) 
Art und Form jeines Beitandes der Verband eines Volfes 
unter einer Herrihaft (Obrigkeit). Nach Gehalt und 
Bedeutung it er ein ſittliches Reich. Er ift Ichlechthin 
die jittlihe Welt (l. $. 25), d. ti. die fittlich = veritändige 
Geftaltung dev menschlichen Gemeinſchaft in ihr jelbjt nad 
allen ihren Zuftänden, Banden und Zielen, wie fie ihr eigenes 
Merk und Beruf ift (abgejehen von der Einigung mit Gott — 
Neligion und Kirche). Er it, tiefer betrachtet, die menschliche 
Ordnung und Regierung, durd welche die menjchliche Semein- 
g* 
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ichaft die Weltordnung Gottes erhalten und Seiner Führung 
als Werkzeug dienen fol, in Gottes Ermächtigung und Auftrag, 
aber in ſelbſtſtändiger Weile nach eigenem freien Plan und 
aus eigenem Anfehen, damit fie ald Einheit zugleich ihren 
Gehorſam gegen Gott erweife und jelbit die hohe „gottähnliche 
Stellung des fittlihen Ordners, Gejeßgebers und Richters“ 
einnehme (Il. 8.1). Er ift ein fittliches Reich der Menſchen, 
das aber in dem wahrbaftigen fittlichen Reiche, dem Neiche 
Gottes, Grund und Ziel nnd unfichtbare Bande hat, das ihm 
dienen joll, wenn gleich in der Gebrechlichkeit und je nach der 
Schranfe der irdischen Bedingungen (|. 8.48). Wie nun das 
fittliche Neich in allen feinen Stufen und Arten das dreifache 
Ziel bat: die Wohlfahrt der Menjchen, die Dffenbarung der 
Fülle ichöpferiicher und geftaltender Gedanken und die Herr: 
ichaft der Heiligfeit und Gerechtigkeit, alle drei in untrenn— 
barer Einheit und wechjeljeitiger Durchdringung; jo entfaltet 
der Staat eine Wirkſamkeit nad) den drei Seiten: Schuß 
und Förderung der Menſchen — Vollendung der nationalen 
Exiſtenz — Handhabung gebotener Yebensordnung. Er ge: 
währt den Menſchen Schuß nach) Außen, Frieden im Innern, 
Abwehr der Naturſchäden, Mittel für Ernährung, Erztehung, 
Gelittung. Er vollendet die nationale Exiſtenz durch die Ent- 
faltung aller natürlichen und fittlichen Kräfte (kriegeriſche Macht, 
Reichthum, Bildung), dur die Dffenbarung der inneriten 
geiltigen Individualität der Nation, durch feinen eigenen vollen- 
deten Bau mit den mannigfachen Einrichtungen mechantjcher 
Zweckmäßigkeit oder fittlicher Gebundenheit. Er handhabt eine 
gebotene Lebensordnung: Necht und Gerechtigkeit, Strafe des 
Berbrechers, Zucht und Ehrbarfeit, fittliche Geftalt der Fa— 
milie, Geltung und Anſehen der Religion und Kirche. Und 
dieſe verschiedenen Seiten der Wirkjamfeit des Staates find 
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nicht getrennt, fie durchdringen fich überall. So z. B. ift die 
Strafrechtspflege zugleich en Schuß der Menfchen, eine Offen- 
barung der Gerechtigkeit der Nation und eine Vindikation 
gottgebotener Ordnung. Selbiterhaltung, Lebensbefrtedigung, 
Bervollflommnung der Menjchen und wieder die Erhaltung der 
Menjchen unter Gottes Geboten und die Handhabung von 
Gottes Geboten und Gottes Gericht über ihnen und endlich 
auch die plaftiiche Vollendung und fittliche Herrlichkeit diejes 
menjchlichen Neiches der Nation ſelbſt — alles das zumal tft 
die That und die Beltimmung (teAos) des Staates. Solcher 
Neihthum der Beziehungen und ſolche Entfaltung nad) ver- 
ichtedenen, ja entgegengejeßten Nichtungen und doch wieder 
Zufammenjchliegen als Eine ungetheilte große Wirkung tft 
eben das ſpecifiſche Weſen des fittlichen Neiches *). 

Es iſt alfo nicht der fittlihe Beruf (das Ethos) der ern- 
zelnen Menſchen, jondern der fittliche Beruf der menschlichen 
Gemeinschaft (des Volkes) als Eines Ganzen, auf welchen der 
Staat fi) gründet. Ueberall zwar ſucht dev einzelne Menſch 
Lebensbefriedigung und Erfüllung der Sitte; dieſe beiden Güter 
find das Ziel alles menschlichen Strebens, für fie erwartet er 


*) Darum gibt es feine erfchöpfende und fohin Feine allein richtige 
Definition des Staates. Will man die Form der Definition fchlechthin 
nicht aufgeben, jo kann man allenfalls fagen: der Staat ift der Ver— 
band eines Bolfes unter einer OÖbrigfeit zu Schuß und 
Pflege aller leiblihen und geiftigen Güter, insbejfondere 
zur Handhabung des Rechts und der Geredtigfeit. Das 
bloße Merkmal der jouveränen Obrigfeit (Haller) ohne den ethischen 
Zwed ift durchaus ungenügend das Weſen des Staates zu bezeichnen, 
vollends die‘ Definition „ein Berein von Menſchen unter einer 
höchſten Gewalt” (Wippermann) paßt auch auf eine Räuberbande. 
Daß der von mir gebrauchte Ausdrud „Anſtalt“ (Suftitution) nicht ein 
menschlih Gemachtes, jondern ein in der Weltordnung Verſehenes und 
daher grade im Gegenfage zu dem menſchlich Gemachten ein innerlich 
Gefegmäßiges bedeutet, würde der Bemerkung nicht bedürfen, wenn nicht 
erftaunlicher Weife diefer Einwand gemacht worden wäre, 
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daher Förderung aud vom Stante, und der Staat muß fie 
gewähren. Aber dadurch iſt das Weſen des Staates nicht 
erschöpft, er ift nicht bloß und iſt nicht primär Mittel für 
Befriedigung und Sitte des einzelnen Menſchen, jondern iſt in 
ihm felbft ein Reich der Sitte und der veritändigen Zwecke 
durch die Geftalt und die Wirkjamfeit, die er ald Ganzes hat. 
Die Einigung der Menge zu Einer geordneten Gemeinerifteng — 
die Aufrichtung einer fittlichen Autorität und Macht mit ihrer 
Erhabenheit und Majeſtät und der Hingebung der Unter- 
thanen — die Lebensbefriedigung, die nicht den Menſchen 
vereinzelt, jondern der Nation und den Menſchen nur in der 
Nation gewährt wird, namentlich das Bewußtſeyn und das 
hebende Gefühl, diefem geordneten Gemeinwelen und Diejer 
Nation mit ihrer geiftigen Bedeutiamfeit anzugehören — das 
eigenthümliche Ethos, das nicht im fittlichen Leben, in Erfüllung 
des Gebotes, ſondern im fittlicher Herrichaft, in Einſetzung und 
Handhabung des Gebotes, in Verwirklichung der fittlichen 
Herricherideen, dev Macht, der Weisheit, der Gerechtigkeit be— 
itebt — das find die Charaktere, die das innerite Weſen des 
Staates ausmachen und die ihren Grund und ihre Bedeutung 
nicht im Einzelleben, ſondern nur im menjchlichen Geſammt— 
daſeyn haben. — Es iſt aber jelbft nicht die Förderung und 
Entfaltung des menjchlihen Geſammtdaſeyns, in welcher für 
fich allein das Weſen des Staates beitände, die Vervollfomme 
nung menichlicher Zuftände iſt nur die eine Seite defjelben; 
Jondern das Weſen des Staates it zugleich, ja tft am eriter 
Stelle die Handhabung der Gebote, die von einer höheren 
Macht (Gott) über die menjchlichen Zuftände gejett find. So 
3. ©. tft es gewiß nicht der bloße Geſichtspunkt der Förderung 
oder Vervollfommnung menschlichen Daſeyns, aus welchem der 
Staat die heiligen Gebote der Ehe (Verbot der Blutichande, 
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der Ehejcheidung), den Gehorfam der Kinder gegen die Eltern 
aufrecht hält, aus welchem er das Berbrechen ftraft, Zucht 
gegen Unfitte und Unehrbarfeit übt, jondern der Gefichtspunft 
eines ihm aufgetragenen unverbrüchlichen Gebotes, und es ift 
ein tiefer Verfall, wenn das Bewußtjeyn hiervon entſchwunden 
ift, und das als bloße Sache menjchlich ſtaatsmänniſcher Meber- 
legung, ob förderlich oder unförderlich, betrachtet wird. Der 
Staat, die Dbrigfeit, ift nicht bloß Förderer leiblicher 
und geiftiger Güter, er it auh Wächter heiliger 
Drdnungen. Das ilt jeine erite und feine erhabenite Be— 
deutung. 

Indem alfo der Staat die Erfüllung der Lebens— 
aufgabe der Nation, nicht die Erfüllung der Lebensaufgabe 
des einzelnen Menſchen tit, jo bejchränft ſich auch feine Herr- 
ichaft auf den Gemeinzuftand; das innerite individuelle Leben 
aufzufordern und zu bejtimmen tft ewig nur Sache Gottes und 
nicht menichlicher Herrichaft. Doc) dieje jeine Beherrichung des 
Gemeinzuitandes müßte ihrer Idee nach wahrhaft fittlicher Art 
ſeyn, er mühte von den Handlungen, joweit fie den Gemein- 
zuftand berühren, vollfommen fittlihe Beichaffenheit fordern, 
es müßten ſich die fittliche Geſtalt des Gemeinlebens und die 
individuelle Sittlichfeit ohne Gränze und als gleichartig inein- 
anderichließen (I. F. 45). Sp haben e8 auch die älteften 
Staatenbildungen je nach ihrer Vorſtellung von Sitte ange: 
itrebt, jo hat es die erite wifjenichaftliche Staatslehre, Die 
Platon's vorgezeichnet, ja eben dahin ftrebten auch die Fraf- 
tionen der evangeliichen Kirche, welche Staat und Kirche zu 
Einer ungetheilt das Leben beherrichenden Theofratie ver- 
ihmolzen. Es müßte aber, wenn aljo die Herrichaft des 
Staates fittlicher Art ſeyn ſollte, nicht minder auch ihr forre- 
ipondirend die Erfüllung des Menſchen fittlicher Art ſeyn, 
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d. i. überall aus freiem Willen und innerem Antrieb erfolgen. 
Allen unter den gegebenen Bedingungen des menjchlichen Zus 
ftandes, nach welchen auf dev einen Seite der Menſch nicht 
überall freiwillig das Gute vollbringt, ſondern die Wahl des 
Guten und Böſen hat und aus der Schwanfung zwifchen beiden 
in ibm felbit in feinem Innerſten zur ficheren Ergreifung des 
Guten erftarken ſoll (J. 8. 40), auf der anderen Geite die 
Herrichaft des Staates nichts weniger als mit lauterem Willen 
und untrüglicher Intelligenz geführt wird, da wäre das Ge— 
fährdung, ja Unterdrüdung der Freiheit und Perjönlichfeit des 
Menichen, diefe aber ſoll dadurch, daß die Gemeinſchaft zu 
einem fittlichen Neiche, gewiſſermaaßen jelbit zu einer Perſön— 
(ichfeit erhoben ift, in feiner Weile verkürzt, ſondern vielmehr 
befeftigt und gehoben werden. Deßwegen darf die Beherr- 
ichung, welche die Gemeinschaft übt, nur äußerlicher, d. i. 
nur rechtlicher Art jeyn. Der Staat iſt demnach zwar em 
fittliches Neich, indem er ſittliche Jdeen — Gerechtigkeit, 
öffentliche Ehrbarfeit, Neinbeit des Familienbandes (4. B. Verbot 
der Blutichande) u. dgl. — realifirt, ja fein Beſtand jelbit, 
dieſe Einigung der Nation und Crrichtung eines höheren Ans 
ſehens, eine ſittliche Idee iſt, und indem er von ſittlicher Ge— 
ſinnung getragen iſt. Allein er realiſirt dieſe ſittlichen Ideen 
nur in der Weiſe des Rechtes, nämlich durch äußere zuletzt 
erzwingbare Gebote und Anſtalten, und eben deßhalb in be— 
ſchränktem, nur negativem Umfange (II. $. 6). Die volle und 
pofitive Realiſirung der fittlichen Ideen dagegen iſt Sache der 
Freiheit des Einzelnen und der fittlichen Gemeingefinnung. 
Dieſe aber ift das Werk eines höheren Hauches, der Staat 
kann fie nicht machen, darf ihr jedoch auch das Leben nicht 
überlaffen, noch kann jeine Exiftenz als eine fontinuirliche Inſti— 
tution in Diefer immer wechjelnden infofern zufälligen Gefinnungs- 
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einheit beftehen oder durch fie bedingt ſeyn. Ueberdieß ift das 
innerfte Leben und Wollen des Individunms Schon thatfächlich 
der Gemeinjchaft entzogen, ihrer Erkenntniß wie ihrer Einmir- 
fung, und verfucht fie in dieſe Sphäre einzugreifen, die ihrer 
Natur nach nur das Ergebniß innerer Impulſe ſeyn ſoll, fo 
baut fie auf unerfennbare Vorausſetzungen und erhält unfichere, 
ja oft der Abficht grade entgegengefeßtte Erfolge. Der Staat 
ift daher bloß Anftalt zur äußeren Ordnung und 
Förderung des joctalen Lebens. Jedoch wie er feinem 
ewigen Gedanken nach wahrhaft und vollftändig ein fittliches 
Reich ſeyn müßte, das tft auch nach der Art und dem Umfange, 
die fittlichen Ideen zu verwirklichen, jo bleibt dieß immer das 
Ztel über ihm, daß er annäherungsweile je mehr und mehr 
erfüllen ſoll, d. i. nicht jelbit ein folches Neich zu ſeyn, fon- 
den es unausgeſetzt als feine Frucht, ala feine geiftige Aus— 
Strahlung im menjchlichen Gemeinleben hervorzubringen. 

Es liegt deunach im Weſen des Staates Beides, ein 
eich des Nechts, „Rechtsſtaat“, und ein Neich der Sitte, 
ein Stttlibes Gemeinwejen zu ſeyn, und das tit nicht 
im Widerſpruch vermöge der tieferen Einheit von Necht umd 
Sitte (II. S. 6). 

Der Staat ſoll Rechtsſtaat ſeyn, das iſt die Loſung und 
iſt auch in Wahrheit der Entwickelungstrieb der neueren Zeit. 
Er joll die Bahnen und Gränzen feiner Wirkſamkeit wie die 
freie Sphäre jeiner Bürger in dev Weife des Nechts genau 
beitimmen und unverbrüchlich fichern und foll die fittlichen Ideen 
von Staatswegen, alfo diveft, nicht weiter verwirklichen (er— 
zwingen), als es der Nechtsiphäre angehört, d. i. nur bis zur 
nothwendigſten Umzäunung. Dieß ift der Begriff des Nechts- 
ftaates, nicht etwa daß der Staat bloß Die Rechtsordnung 
handhabe ohne administrative Zwecke, oder vollends bloß die 
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Nechte der Einzelnen jchüße, ev bedeutet überhaupt nicht Ziel 
und Inhalt des Staates, ſondern nur Art und Charakter, 
diefelben zu verwirklichen. Der Rechtsſtaat fteht daher im 
Gegenfaß vor Allem zum patriarhaliichhen, zum patri— 
montalen, zum bloßen Polizey-Staate, in welchem die 
Obrigkeit darauf ausgeht, die fittlichen Ideen und die Nüß- 
fichfeitszwede in ihrem ganzen Umfang und nach einer mora= 
fiichen, daher arbiträren Würdigung eines jeden Falles zu rea— 
fifiren, ex fteht nicht minder aber auch im Gegenjaße zum 
Volksſtaate (Rouſſeau, Nobespierre), wie ich ihn nennen 
möchte, in welchem das Volk die vollitändige und pofitive po— 
fttiiche Tugend von Staatswegen jedem Bürger zumutbhet und 
feiner eigenen jeweiligen fittlihen Würdigung gegenüber feine 
rechtliche Schranfe anerfennt — Zuftände, von denen der erite 
ein naturgemäßer Anfang, welcher nur nachher überwunden 
werden muß, der letzte aber eine abjolute VBerirrung tft. 

Der Staat ſoll aber nichts deſto weniger ſittliches Ge: 
meinwejen jeyn. Die Rechtsordnung fol für alle Lebens: 
verhältnilfe und öffentliche Beitrebungen ihre ſittliche Idee zum 
Prineip haben, z.B. für Familie, Kirche, Schule, und fie joll 
durch die fittliche Gemeingefinnung getragen ſeyn, und Diele 
auch noch über die Gränze der Nechtöordnung hinaus das Leben 
in geiltiger Weile beherrihen. So joll der Sinn der Nation 
im Staate und jeiner Wirffamfeit in der Handhabung des 
Rechts und der öffentlichen Zucht, obwohl dieß Alles in der 
Schranfe des Nechtlichen bleibt, dennoch feine bloße Aufßerliche 
Sicherheits und Nüglichfeitseinrichtung, ſondern die tiefere fitt- 
liche und gottgebotene Drdnung erfennen. Es joll die Macht 
nicht bloß in den rechtlichen Autoritäten, Jondern, je nach ihrer 
Weiſe, auch in der fittlichen bez. politiichen Gemeingelinnung 
wohnen. Es joll der Unterthanengehorſam nicht bloß auf 
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rechtlicher Schuldigfeit, jondern and auf Pietät und Treue 
gegen ven Fürſten und auf Hingebung für das Gemeinweſen 
beruhen. Es ſoll das moraliſche Leben des Einzelnen, das der 
Staat als Anftalt nicht beftimmen darf, doch durch die Ent: 
wicelung des Öffentlichen fittlichen Urtheils beftimmt werden. 
Solche Macht des fittlichen Geiltes, obwohl fie nicht direft 
bewirkt werden kann, bleibt doch das oberfte Ziel und Richtſcheid 
für alle Einrichtungen und Maaßregeln noch weit mehr als der 
materielle Nuten, und ihr Dajeyn oder Mangel der oberſte 
Maakftab Für das Urtheil über ven Wohlbeitand eines Stantes. 
Den Gegenfab gegen den Staat als fittliches Gemeinwejen 
bildet der mehaniihe Staat, mag er monarchiiche, Fonfti- 
tutionelle oder demofratiiche Form haben, ja mag er fogar 
einzelne fittliche Impulſe, etwa den der politiſchen Freiheit, in 
fich aufgenommen, dabet aber die übrigen — als da find, 
Reinheit des Familtenbandes, öffentlihe Ehrbarfeit, Anfehen 
des Königthums oder ſonſtiger gegebener Obrigkeit — von ſich 
ausgejchloffen haben. Der Gedanfe des Nechtsitantes umd der 
Gedanfe des Staates als fittlichen Neiches find ſonach nicht 
einander widerjtreitend, im Gegentheil ſie bedingen fich wechiel- 
jeitig. Der mechaniſche Staat fann nie wahrer Nechtsitant 
ſeyn, und der patrimontale Staat wie der Bolföftaat im obigen 
Sinne kann nie den Gedanken eines fittlichen Reiches wahrhaft 
verwirklichen. Die Itete Steigerung des fittlichen und religtöfen 
Gehaltes der Staatseinrichtungen und dennoch die unverbrüch- 
(the Nechtsordnung und das unantaftbare Recht und Yebensgebiet 
des Einzelnen, in das ihm nicht von Religion oder Moral wegen 
mit äußerer Gewalt eingegriffen werden darf, das find zwei 
Ziele, die gemeinfam angeftrebt werben jollen und fünnen. 
Die frühere Naturrechtstheorie hatte den Staat, ebenſo wie 
das Necht jelbit, der fittlichen Ideen entfleidet, fie faßt beide als 
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bloßen Schuß des Einzelwillense. Hegel’ große Leiftung ift 
es, daß er, nah Schelling’s Vorgang, den fittlidhen 
Gehalt des Staates geltend machte. Aber Hegel ignorirt 
den bloß rvechtlihen Charakter ſeiner Wirffamfeit, 
faßt ihn daher ſchlechthin „als Verwirklichung der fittlichen 
Idee.“ Dieß it die Unwahrheit oder doch mindeſtens Un— 
klarheit feines Begriffes gegenüber dem Kan t'ſchen, an der 
auch der Schlichte Veritand ſogleich Anſtoß nimmt”). Aus ihr 
entipringt denn auch jene Apotheofe des Staates, die fich ſchon 
bei Hegel jelbit, aber noch weit mehr bei manchem feiner 
Nachfolger findet. 

Aus diefem Begriffe des Staates ergeben fich der innere 
Zuſammenhang deijelben, fein Zwed, Umfang und Verhältniß 
zu den untergebenen Menichen und anderen Initituten näher 
in der Weile wie folgt: 


887, 


Der Staat ift eine Anftalt, en Gemeinwejen (res 
publica), d. i. ein uriprüngliches Ganges, das jeine Beltimmungs- 
gründe, die Macht und das Geje feines Beltandes und feiner 
Wirkſamkeit, in Sich ſelbſt trägt. Er ift ein Reich vealifixter 


*) Weberdieß wenn man tiefer in den Zuſammenhang der Hegel’schen 
?ehre eingeht, jo findet Hegel auc den fittlihen Gehalt des Staates nicht 
ſowohl darin, daß er die Zuftände nad fittlihen Ideen ordnet, als viel- 
mehr darin, daß er felbft die Einheit des fubftantiellen und jubjektiven 
Willens ift, und daher fein bloßes Dafeyn als Staat die Nealifirung 
Wirklichkeit) der fittlichen Idee, d. i. der logiichen Einheit dev Momtente 
der Allgemeinheit und Beſonderheit, ift. „Die Vernünftigfeit befteht, ab- 
ftraft betrachtet, überhaupt in der fi durchdringenden Einheit der Allge- 
meinheit und Einzelheit, und hier fonfret dem Inhalte nad) in der Einheit 
der objektiven Freiheit, d. i. des allgemeinen fubftantiellen Willens und 
der ſnubjektiven Freiheit als des individuellen Willens und feines bejondere 
Zwede juchenden Willens.” Rechtsphil. 8. 258. 
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und zu realifirender fittlicher Ideen und verftändiger Zwecke, 
das in der fittlichen Weltordnung gegeben tft und dem die 
Menſchen ald dienende Glieder von jelbit angehören. 

Er iſt nicht eine bloße Geſellſchaft (societas), die 
durch den Willen der einzelnen Glieder ihr Dafeyn und das 
Geſetz ihres Beſtandes hat, ſondern eine Macht und ein Subjett 
vor und über ihnen. Als das zur Perjönlichfeit konſtituirte 
Rolf hat er eine Erhabenheit über dem natürlichen Wolfe, werde 
dieſes nun ald bloßes Aggregat der einzelnen Menſchen oder 
jelbft als die organische Einheit jeiner verschiedenen Stände und 
Klaffen aufgefaht”). Er tft aber auch nicht eme unmittelbar 
perfönliche oder private Herrichaft, die in dem Willen 
und Nechte des Herrichers oder dem willführlichen gegenfeitigen 
Abkommen zwiſchen Herricher und Unterthanen ihre Urſache 
und das Gejeg ihres Beftandes hat, jelbit nicht bei monarchiicher 
Derfalfung. Der Fürft hat die Gewalt nicht als in feiner 
Perjon, jondern als im Weſen der Anftalt entiprungen, daher 
auch nicht nach ſeinem Privatwillen und zu jenem Privatzwecke, 
jondern begrängt und bejtimmt durch den Zwed und nach dem 
Geſetze der Anstalt. Es it das Verhältniß des Volkes zu ihm 
nicht ein bloßes perſönliches Subjektionsverhältniß, Tondern 
Unterwerfung ald unter das Haupt eben des gejeßlich geordneten 
Gemeinweſens, das es jelbit mit bildet. Imfofern, aber auch 
nur inſofern, kann man mit Rouſſeau“) jagen, daß der 





*) Dieß ift auch der Gedanke des Ariftoteles, daß der Staat vor 
den Menfchen jey, gleichwie das Ganze vor den Theilen. Es ift das nicht 
bloß dem Begriffe, jondern jedem einzelnen Menſchen gegenüber auch der 
Zeit nad) richtig und die ächtefte Korrektur des neueren Naturrechts. 
Nur darin irrt Ariftoteles, daß er den Menjchen nicht bloß in der politi- 
ihen Sphäre, die eben Sahe des Gemeinwefens ift, jondern überhaupt 
und jeinem ganzen Wejen nad) als bloßes Glied des Staates, johin als 
abgeleitetes ſekundäres Wefen betrachtet; dies ift die griechiſche Ginfeitigfeit. 

**) Rouss. contr. soc. IV. 6. 
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Staat unter allen Verfaffungsformen republifaniih und nur 
der republifantihe Staat legitim ift. Der Staat ift durch und 
durch eine öffentlihe Sache. Auf feine Ordnung und Nothwen- 
digkeit gründet fich alles Anjehen und alle Gewalt in ihm, nicht 
auf den Willen des Volfes, nicht auf einen Privaterwerbgrund 
des Fürſten; und der Zuſammenhang, die Bedeutung aller 
Einrichtung und Negierung liegt in der Anjtalt des Staates, 
nicht im der Beziehung auf die Unterthanen, nicht im perjön- 
lichen Verhältniß zum Negenten. Damit ift in gleicher Weiſe 
jene volfsherrichaftliche wie dieje privatherrichaftliche Auffaſſung 
ausgeſchloſſen. 

Der Mittelpunkt aber dieſer Anſtalt, das Erſte und We— 
ſentlichſte im Begriffe des Staates, iſt die Obrigkeit. Die 
Obrigkeit iſt es, durch welche und in welcher eine Anſtalt der 
Beherrſchung, ſohin ein Staat beſteht. Man kann darum nicht 
zuerſt einen Staat errichten und nachher ſeine Obrigkeit be— 
ſtellen. Der Staat exiſtirt nicht vor der Obrigkeit. Die Obrig— 
keit iſt aber hiernach eine gegebene (im Weſen der Anſtalt be— 
gründete, nicht eine von Menſchen über ſich geſetzte) Gewalt, — 
ſie iſt eine öffentliche Gewalt, d. i. die höheren Geboten und 
Zwecken, nicht (an erſter Stelle) der eigenen Befriedigung des 
Inhabers dient, — ſie iſt eine von Gott verordnete und Gottes 
Werk vollführende Gewalt, — ſie iſt die Einheit des Volkes 
und zugleich ein Anſehen über dem Volke. 

Grotius hat das Princip des Staates als eines in ſich 
beſtehenden Gemeinweſens im Unterſchiede bloß perſönlicher 
Fürſtengewalt zuerſt wiſſenſchaftlich ausgeſprochen, und das iſt 
ſeine große Bedeutung, durch die er die neue Aera im Gebiete 
der Rechtsphiloſophie und Politik bezeichnet. Dabei involvirt 
er aber ein falſches Moment. Um den Staat von der Perſon 
des Fürſten zu löſen, gründet ev ihm auf den Willen der Bürger 


1. Kapitel. Das Weſen des Staates. 143 


macht ihn jo zum Produft ihrer vertragsmähigen Vereinigung. 
Das urgiren die Späteren immer ftärfer bis zur vollen Aus- 
bildung der Gejellichaftstheorie (Wille der Einzelnen) in 
Deutichland und der Lehre von der Volfsjfouveränetät 
(Wille der Geſammtmaſſe) in Frankreich. Diejer zu begegnen 
fehrt num Haller zurüd zur vorgrotius’schen Auffaffung des 
monarchiſchen Staates als bloßen perjönlichen Bandes mit 
Berwerfung alles anftaltlichen Charakters deſſelben. Was 
damals Unentwicelumg, Undeutlichfeit des Bewußtſeyns, daher 
jedenfalls nur ein Mangel war, das ift denn bei ihm entjchie- 
dener Irrthum. 

Jene Lehre der Volksſouveränetät hat num allerdings 
die Wahrheit, daß der Staat unbeitreitbar zuleßt auf dem 
Volkswillen ruht, nur dadurch it er ein fittliches Neich der 
Gemeinichaft. Aber diejer Volkswille iſt für's Erſte jelbit Ein 
urſprüngliches geiltiges Element, das die Individuen durd)- 
dringt, nicht das Nejultat des Willens der Einzelnen 
(I. $. 24), ex iſt ferner nicht ein willführlihes Wollen, 
fondern vielmehr eine Macht, die den Willen beftimmt, ein 
Bewußtſeyn fittlicher Nothwendigkeit, daher aud) nicht ein mo— 
mentanes Wollen, jondern der Fontinuirliche Jittlich =vechtliche 
Mille, der fich zugleich bisher in der Geltaltung des Staates 
realifirt hat, deihalb auc) gebunden den überfommenen Gejeten 
und der überfommenen Autorität*), und er iſt endlich nur Die 
Basis des Staates, als ſolche bedingt, beſchränkt, influirt er 
die anftaltliche (verfaffungsmäßige) Autorität, nicht aber iſt er 
jelbft das Subjekt der handelnden, herrichenden Macht. Im 
diefen Verwechslungen, einzeln oder zujammen, befteht der 
Irrthum der Lehre von der Volksſouveränetät. 


*) Es befteht hierin eine Analogie zum Gewiffen des Einzelnen (I. $. 35). 
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— $. 38. 

Zweck des Staates iſt — die Berwirflihung des 
fittlihen Reiches. Das enthält einestheils die Beherr- 
ſchung als ſolche, dab Obrigkeit über den Menjchen beſtehe 
und daß fie fraft fittlihen Bandes und Anſehens, nicht bloß 
fvaft natürlicher Gewalt, beſtehe, und enthält anderntheils 
jene Ziele der Beherrſchung: Schuß und Förderung 
des Menſchen, Entfaltung des Zultandes der Nation, 
Handhabung der Gebote Gottes. 

Es iſt alſo der Staat nicht bloß zum Zwede des ein- 
zelnen Menſchen da, jondern nicht minder zum Zwecke der 
Nation, zur Vollendung des gemeinfamen (objektiven) Zuftandes. 
Dieſer joll ald Ganzes Aufgaben erfüllen, die in feiner Weiſe 
Aufgabe des Einzelnen find, 3. B. die ftrafende Gerechtigkeit, ſoll 
als Ganzes Ausdruck höherer Gedanken, joll die Entfaltung der 
Gaben und Kräfte der Nation in ihrer Einheit ſeyn und fordert 
dafür grade die Hingebung und Aufopferung des Einzelnen. 
Ja die Güter des Einzelnen — jeine Wohlfahrt, Bildung, 
Sittlichfeit — Sind gar nicht der unmittelbare Zwed des 
Staates; denn fie find eben die Yebensaufgabe des Einzelnen, 
der Staat aber die Erfüllung der Lebensaufgabe der Nation. 
Der Staat gewährt den Menfchen nur die Möglichkeit, die 
Mittel dieſer Güter — das iſt Schuß und Förderung — nicht 
fie jelbit, und er erftrebt fie num, jo weit fie eine Beziehung 
zum Ganzen, einen Zug der Gemeinjamfeit haben, und dieſe 
mittelbare Förderung des einzelnen Menjchen in jeinem freien 
Streben nad) jenen Gütern it ihrerjeits auch jelbit wieder eine 
Seite der Vollendung des Gemeinzuftandes. ES ift das die 
wunderbare Tiefe der fittlihen Welt, dab überall die höhere 
Macht und Drdnung den Menjchen nicht minder wieder zum 
Zwecke hat, als fie für ihn Zwed it. — Es begreift eben 
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deßhalb ferner der Zwed des Staates nicht bloß die Verſor— 
gung der Zuftände unter ihm, jondern zugleich feine eigene 
Sriftenz. Sem Werth; befteht nicht bloß in dem, was er 
wirft, jondern vor Allem in dem, was er ift. Aehnlich wie 
der Held oder der Weiſe nicht bloß ein Mittel für die übrigen 
Menſchen, die er ſchützt oder fördert, jondern jelbft ein Zwed 
in der Defonomie der fittlichen Welt iſt; ebenſo auch die In— 
Iitutionen. Die Tapferkeit und Macht des Heeres, die Weis— 
heit der Verwaltung, die Majeftät dev Obrigfeit, der Gehoriam 
und die Hingebung der Unterthanen find an ſich Zwed, nicht 
bloß Mittel, um gegen den Feind zu ſchützen und die Bedürfniffe 
zu befriedigen und Drdnung zu halten. In dem Allen liegt 
eben die Bollendung der nationalen Griftenz. Es iſt aber dieſe 
Vollendung hiernach nicht eine bloß Fünftleriiche Vollendung, 
der Eindrud auf den Beichauer (Schelling), und nicht eine bloß 
logiſche Vollendung, die vollitändige Auseinanderlegung der 
abftraften Kategorieen des Allgemeinen und Beionderen (Hegel), 
ſondern ſchöpferiſche und ſittliche Vollendung. Sie beiteht 
in der Fülle der nationalen Kräfte und deren einheitlicher Be- 
herrihung und in der Fülle der fittlichen Bande und der Tiefe 
der jedem derjelben eigenthimlichen fittlichen Gefinnung. — 
Es beiteht endlich der Zwed des Staates nicht bloß in der 
Bervollfommnung menschlicher Zuftände, jondern vor Allem in 
der Handhabung göttlicher Gebote, nicht bloß in frei anzu— 
jtrebenden Gütern, jondern im Gehorfam gegen unverbrüchliche 
Dronungen. Gleichwie im Begriffe des Staates das oberſte 
Moment die Obrigkeit ift, jo ift wieder im Begriffe der Obrig- 
feit das oberjte Moment diefe Handhabung der Gebote Gottes. 

Der vornehmite Zwed des Staates it das Recht (im 
objeftiven Sinne) und die Gerechtigkeit. Das Recht ift 
eben der hauptiächlichite Beitandtheil der ihm aufgetragenen 

Il. 2, 10 


146 11. Abſchn. Die allgemeinen Lehren vom Staate. 


Gebote, es ift „die Lebensordnung ded Volkes zur Erhaltung 
von Gottes Weltordnung” (I. $. 1). Das Necht aber in 
diefer feiner wahren Bedeutung hat, nicht minder als die Moral, 
zu jenem Gehalt und Wejen die zehn Gebote (II. S. 4 und 
8.6). Es ift die freie menjchliche Anwendung dieſer von Gott 
an den einzelnen Menjchen und für die einzelnen Handlungen 
erlaffenen Gebote auf die Drdnung des Gemeinzuftandes und 
für die Snftitutionen. Indem ver Staat durch jeine Necht- 
ordnung den wahren Kultus (Anſehen der Kirche, Feier des 
Sabbathes) ftüßt, Leben und Eigenthum jchüßt, reine Ehe— 
ordnung, Gehorfam gegen Eltern und Obrigkeit erhält, voll: 
bringt er in der That nichts Anderes, als daß er die zehn 
Gebote (zwar feinesweges über dem einzelnen Menjchen, wohl 
aber) in dem öffentlichen Leben des Volkes handhabt. Im 
diefem Sinne fann man Jagen: es ift der oberite Zweck des 
Staates — und tft der Kern in der Stellung der Obrigkeit — 
Grhalter und Näder der zehn Gebote zu jeyn. 
Er ilt, wie die Velteren jagen, „Hüter beider Tafeln.“ 
Freiheit und Recht des einzelnen Menſchen find 
hierin Schon enthalten, fie find ja ein wejentlicher Beſtandtheil 
der Nechtsordnung. Man fann fie aber aud) füglich als eine 
beiondere jelbitftändige Seite des Staatszwedes betrachten. 
Denn zum Wejen des fittlichen Meiches gehört die völlige 
Freiheit, die geficherte Sphäre ſelbſtſtändigen Handelns und 
Schalten der Perſonen, die es bilden. Das ilt ein nicht 
minder wejentliches Clement deſſelben als jeine Gebote und 
Drdnungen. Man Eönnte jagen dieſe Gebote und Drdnungen, 
ſo wie die Güter der Nation und der Einzelnen die fie wirfen, 
ſind die Materie des fittlichen Neiches, dagegen Necht und Freiheit 
der Individuen die nothwendige Form ſeines Beltandes, nur 
dab bier die Form auch wieder ebenſo wejentlich Materie iſt. 
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Beide zufammen find der Eine untheilbare Staatszwed, weil in 

beiden zufammen der Begriff des fittlichen Reiches verwirklicht ift. 
Der Zwed des Staates iſt nad) diefem Allen zwar ein 

durchaus einheitlicher, aber nicht ein einfahher*). 

Die Objektivität des Staatözweds ift der hohe Vorzug 
der Stantölehre des Platon; aber freilih mit Aufopferung 
der in der Vollendung ded Ganzen nothwendig mit enthaltenen 
Befriedigung und Berechtigung des Einzelnen. Bon Platon an 
aber entichwindet dieſe Einfiht. Schon Ariftoteles jeßt den 
Staatözwed in die Glüdjeligfeit (Tod ed [Tv Evsxa) bez. die 
Tugend der Einzelnen. Dehgleichen Cicero **) in das honeste 
beateque vivere. Dem Ariftoteles folgt das ganze Mittelalter, 
nur zufolge der chriſtlichen Erkenntniß mit der Modifikation, 
daß der Staat nur die irdiiche Tugend und das irdiſche Wohl 
bezwecke, die Kirche aber die himmlische Tugend (Gnade) und 
die ewige Seligfeit. Sp Thomas von Aquin, Dante***) 
u. ſ. w. Noch Bafon bezeichnet in Ariftoteliicher Weile als 
Zweck das bene viveref). Bon Grotius an dagegen wird 
das Necht des Einzelnen ald Hauptzwed des Staates geltend 
gemacht und das Wohl, das Grotius noch beibehält, deßhalb 
auch materieller gefaßt, als Mugen ftatt ald Tugend. Sp geht 
es durd die Entwidelung des Naturrechts fort, bis durch Kant 
das Wohl völlig ausgefchteden wird, und nur das Recht des 
Einzelnen als Staatszweck übrig bleibt. Ueberall alfo wird 
der Staatszwed bloß in Ziele des einzelnen Menſchen geſetzt, 


*) Aehnli haben wir aud bei der Ehe (III. 8. 66) einen zweifachen 
Zweck anerkennen müſſen. 
**) Oicero de leg. 11.5. 
***x) Dante Alighieri de monarchia lib. Il. am Schluffe. 
Thomas ab Aquino de regim. prine. lib. I. cap. 14. 
7) Bacon de augm. seient. lib. VIN. 
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und die Konteoverfe der lebten Periode bewegt ſich denn einzig 
um die Frage, ob dieß der Nuben, die Tugend oder die Frei— 
heit und das Recht defjelben jey. Ebenſo wird von den 
Engländern, Lode*) an der Spite, der Zwed des Staates 
nur im Schuß des Lebens und Eigenthums, ja vorzüglich des 
Letzteren geſucht. Endlich auch Rouſſeau, obwohl er den 
Willen des Einzelnen völlig vernichtet unter der volonte 
generale, gibt Xeterem, jo wie dem bien public, doch zum 
Inhalte nichts Anderes als das Wohl des Einzelnen, und jeine 
Deduftion des Staates gebt daher, ebenjo wie chen Früher 
die Sidney’ und Anderer, jo vor fih: „Was juchen Die 
Menſchen im Staate, da fie ihre natürliche Freiheit aufgeben? 
Ein höheres Gut; alfo ihren größeren Vortheil.“ So 
Ipricht e8 denn zuleßt Mounter in jenem Vortrag ber die 
Konftitution vom 9, July 1789 im Namen des Kommittee 
unter Zuftimmung der Nationalverfammlung aus: „Les droits 
du roi et de la nation n’existent que pour le bonheur 
des individus, qui la composent.“ Es iſt der Beruf und 
darum der innere Trieb der ganzen Epoche, die Wahrheit 
bherausguftellen, dab der Menſch, ſohin jeder einzelne Menſch, 
ein abjoluter Zwed des Staates, und daß der Schuß der Rechte 
nicht eine von vielen Aufgaben, jondern ein eigenes ſelbſtſtändiges 
Prineip der ganzen politischen Inſtitution ift. Dieſe wejentliche 
Seite im Zwed des Staates fommt hier grade durch die Einſeitig— 
feit und Ausichließlichkeit ihrer Hervorhebung zum beftimmten 
mächtigen Bewußtſeyn, welches das Zeitalter erfüllt. Dagegen 
aber die Vollendung des Gemeinzuftandes, die höhere fittliche 
Ordnung der Lebensverhältuiffe, die nicht minder eine Seite, 
ja die erite Seite im Weſen des Staates ilt, war der Vor— 


*) „The preservation of property being the end of government.“ 
Locke treatise of government $. 124 u. $. 138. 
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ſtellungsweiſe gänzlich entihwunden; hieraus ift es begreiflich, 
daß bier die gefammte Würdigung des Staates in allen feinen 
Verhältniſſen notbwendig einfeitig und mangelhaft werden mußte, 

Erſt Schelling tft wieder zur platoniichen Objektivität 
zurücdgefehrt und begründet damit für Die philoſophiſche Auf- 
faffung des Staates eine neue Epoche; der von ihm gewonnene 
Standpunkt erhielt durch Hegel's durchgeführtere Lehre größere 
Verbreitung und Befeftigung. Diejem entipredhend betrachten 
denn Die Velteren den Staat als bloßes Mittel für Zuſtände 
außer ihm, ja vielleicht ald ein nothwendiges Nebel, während 
Schelling*) ihn umgekehrt lediglich ald Selbitzwed betrachtet; 
jein Zweck ſey bloß „Staat (d. t. Einheit des Allgemeinen 
und Bejonderen u. |. w.) zu ſeyn,“ Aehnlich Hegel**), der 
deßhalb auch nur die Verfaſſung ald Staat betrachtet, die 
Verwaltung dagegen, alfo die ganze Verſorgung der Zuftände, 
die vom Staate ausgeht, in die niedrigere Sphäre der „bürger- 
lichen Gejellichaft” verweiſt. Das geht aber nach der anderen 
Seite zu weit. Die Wirkſamkeit des Staates auf die Zuftände, 
jo z. B. vor Allem der Schuß der Nechte und die Pflege der 
Gerechtigkeit, ift nicht minder bedeutend und erhaben als jein 
eigener Bau. Ueberall aber fehlt der Gedanfe der Handhabung 
gebotener Drdnungen. — Die Anfiht Montesquien’s, 
die auch von Späteren mitunter angenommen tft, dab jeder 
Staat feinen bejonderen Zwed babe, 3. B. die Römer die 
Eroberung, die Indier die Neligion, die Marfeiller den Handel, 
die Engländer die politische Freiheit, und daß es, die mechantich 
unentbehrliche Selbfterhaltung ausgenommen, gar feinen allge 
meinen Staatözwed gebe, iſt etwas Aehnliches wie die Läugnung 
eines Naturrechts. Allerdings wird nach der Individualität 


*) Schelling Akad. Stud. 10te Borlef. 
#%) Hegel Rechtsph. 8. 258 (S. 311 u. 312). 
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der Zeitepoche und des Volkes diefe oder jene Beltrebung im 
Staate vorherrſchen; aber deßhalb hat der Staat doch eine 
ſich überall gleichbleibende Bedeutung für das menfchliche Leben. 


$. 39. 


Demgemäß umfaßt die Wirkiamfeit des Staates die Totalität 
des menschlichen Gemeinlebens. Er iſt nicht ein Verein für ein 
Ziel, ſondern ſchlechthin Der Verein für das Ziel der Gemein: 
ichaft, ex ift die fociale Drdnung und Beherrichung. Unter fein 
Bereich fallen daher alle Verhältniſſe und Ziele des menfchlichen 
?ebens: Sicherheit, Wohlftand, Schuß gegen die Elemente, 
Sitte und Ehrbarkeit, Bildung u. ſ. w. Es ift fein Grund, 
warum irgend eines dieſer Verhältniſſe, 3. B. Die öffentliche 
Bıldung oder Sittlichfeit aus dem Bereiche jeiner Aufgaben 
ausgeſchloſſen ſeyn jollte, wenn man nicht, völlig willführlich 
und die Beitimmung des ganzen menschlichen Daſeyns verfennenp, 
davon ausgeht, dab der Menſch zu abjoluter äußerer Freiheit 
und Sfoltrung von der Natur geichaffen jey und nur zum Zwecke 
dieſer Freiheit bejchränft werden dürfe. Im Gegentheil, jedes 
dieſer Berhältnilfe und Beftrebungen des menjchlichen Daſeyns 
fordert eine Gemeinichaft der Menichen und führt zu einer 
ſolchen; für jedes ift e8 nöthig, daß das gemeinfame Handeln 
der Menſchen geordnet jev, ſowohl um die höhere Negel des- 
jelben zu offenbaren, als es für die Gemeinjchaft zu fördern. 

Allein der Staat umfaht diefe Verhältniſſe nicht in jeder 
Beziehung. | 

Für's Erſte find fie nad Dbigem Gegenitand des 
Staates nur, jo weit fie Zwecke ded Gemeinlebens, nicht bloß 
des Einzelnen find. Denn die Aufgabe des Staates tft nicht 
die Totalität des menjchlichen Lebens, ſondern nur die Tota- 
lität des menſchlichen Gemeinlebens. Nicht, da Die 
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Individuen A., B. und X. wohlbabend, gebildet, moraliſch 
jenen, iſt Sorge des Staates, fondern nur, daß nationale 
Wohlhabenheit, Bildung, Sittlichfeit beſtehe. Es bleibt alfo 
das ganze Privatleben und Privatftreben unverfehrt im Staate, 
wenn gleich beichränft und Durchdrungen von den Anforderun- 
gen öffentlicher Sitte und Wohlfahrt. 

Für’ Andere bat der Staat aud in jo weit für fie 
nicht die Aufgabe der poſitiven inneren Erfüllung, jondern nur 
der äußeren Ordnung und Yenkung, daher, wenn te innerlich 
geiftiger Natur find, nur dev indirekten Förderung. So 
3.9. hat der Staat die Entwidelung der Wiffenjchaft in der 
Nation nicht zu leiten und zu beitimmen, jondern nur indireft 
durch ſeine Anftalten zu fördern. Der Staat ift nicht das 
joctale Leben jelbit, ev ift nur Träger, Ordner, Förderer deffelben. 

Hierin liegt auf der einen Seite die Nechtfertigung der 
wirflichen Staaten, die durch die ganze Gejchichte herab ihre 
Wirkſamkeit nicht auf den bloßen Rechtsſchutz beichränften, ſon— 
dern das gejammte Leben des Volkes in ihr Bereich zogen, und 
auf der andern Seite die Vorbeugung, dak nicht die Freiheit 
der individuellen wie der nationalen Entwidelung und Be— 
ftrebung von der Außerlichen Staatölenfung abjorbirt werde. 

Die Religion allein ift an fich und zunächſt außer der Auf— 
gabe des Staates, weil fie nicht die Vollendung des menschlichen 
Zuftandes in ihm jelbit und nad) jeinem irdischen Beſtande, ſon— 
dern die Einigung des Menfchen mit Gott und ein jenjeitiges Le— 
ben betrifft. In diejer Eigenthümlichfeit und Heterogenität von 
dem Zwecke des Staates fommt die Religion einer eigenen Anftalt 
zu, der Kirche. Allein einestheild hat der Staat die Religion, 
da fie das oberſte Maaß für alles Sittliche tft, doch zum 
Beitimmungsgeunde, anderntheild vermöge der tieferen Einheit, 
die zwifchen diejen beiden Zwecken und deßhalb auch zwiſchen 
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Staat und Kirche befteht, wird auch die Neligion wenigitens 
mittelbar eine Aufgabe des Staates, d. i. mittelft des Schutzes 
und der Förderung, die er der Kirche gewährt. 

Die Beichränfung des Staates auf den Nectsichug und 
dazu den Schub des Einzelrechts mit Ausichließung aller anderen 
Lebensiphären und fittlichen Sdeen beginnt mit Thomaſius 
(„pax externa“) und vollendet ſich mit Kant („Außere Frei— 
heit”). Erfterer hatte das Bedeutendite bereits vollbracht, indem 
er felbft die Kirchengewalt für feinen anderen Zweck zuläkt, 
als um die gegenfeitige Friedensftörung zu verhüten. Dieler 
ebenio geiftlofen ald unwahren Auffaffung hat die pefulative 
Philofophie ein Ende gemacht, fie hat ebenjo jehr die Totaltät 
ald die Objektivität des Staatszwedes hergeſtellt. Aber fie 
gravitirt nad) einer anderen Gefahr. Sie überfieht oder ignorirt 
einmal das Moment der Aeußerlichkeit und faßt den Staat ala 
das ſociale Leben felbit ftatt als bloßen Träger und Ordner 
defjelben, jodann läßt fie ihn je mehr und mehr auch das Ziel 
der Kirche entweder jelbft übernehmen (Nothe), oder als ein 
geringfügiges fich völlig unterordnen (Hegel). Sp fommt fie 
zu einer Apotheoſe des Staates und einer Berichlingung Des 
ganzen menschlichen Lebens und Strebens durch denjelben. 


8§. 40. 


Kenn hiernad der Staat zu jeiner unmittelbaren Wirf- 
jamfeit nur die äußere Drdnung und Förderung des jocialen 
Lebens hat, jo wird er doch dadurch mittelbar auch Träger und 
Schutzwehr der inneren Eittlichfeit dev Einzelnen. Das fittliche 
Gebot nämlich ergeht zwar an die innere Gefinnung und den 
freien Willen, aber der Menſch, der es erfüllen ſoll, mit feiner 
ganzen Eriftenz gehört doch auch der Außenwelt an und ift 
abhängig von ihren Einwirkungen auf feinen Leib, von ihren 
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Eimdrüden auf feinen Geift. Wenn daher auch der einzelne 
fittlihe Entichluß eines Menſchen Fraft jener Willensfreiheit 
völlig erhaben ift über alles Aeußere, jo kann doch die Sitt- 
(ichfeit der Menjchen im Ganzen und fortdauernd nicht beftehen 
ohne die Ordnung in den äußeren Verhältniffen, den Staat. 
Durch dieſe feine Drdnung gewährt er für's Erſte ſchon den 
Naum für das fittliche Streben, daß es nicht in der Verwir— 
rung und dem Kampfe der gegenleitigen Nothwehr untergeht, 
und für's Andere die ftete Offenbarung der fittlichen Gedanfen 
in allen Yebensverhältniffen, daß fie nicht aus dem menichlichen 
Bewußtſeyn entichwinden. Denn es iſt zwar die Art, wie der 
Staat die Treue und Nedlichkeit im Verfehre, die Neinheit der 
Ehe, die Ehrerbietung der Kinder u. dgl. aufrecht erhält, feines- 
weges der tieferen fittlihen Anforderung diejer Verhältniſſe 
adäquat, aber durch folchen fteten Anblick der Negel und Sitte 
wird doch der Menſch auf jene tieferen Anforderungen bin- 
gewiejen, es wird der fittlihe Wille des Einzelnen im Inneren 
erwect und geſtärkt durch die Bethätigung des fittlichen Ge— 
meinwillend im Aeußeren, und wird die fittliche Erkenntniß 
forterhalten durch Zeiten und durch Maſſen, denen die eigene 
perfönlihe Durcydrungenheit von der Sitte mangelt. Ohne 
das hingegen bei unbejchränfter fortgeſetzter Verlegung würde 
zuleßt jelbft das Bewußtſeyn des fittlichen Gebotes fich ver- 
(teren. In diefer Art ift die Sittlichfeit des Menichen bedingt 
und getragen durch den Staat, wenn fie gleich unmittelbar 
nicht jeine Aufgabe ſeyn fann. 

In derjelben Weife ift der Staat auch Mittel und Werkzeug 
der Gejchichte. Dieje geht zwar durch innere Impulſe vor fich. 
Shre Faktoren find die uns unfichtbare göttliche Anregung und 
Zutheilung der Gaben und die menjchlichen freien Entichlüffe 
und Thaten. Aber Erfolg und bleibende Wirkung für die 
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Semeinichaft fünnen diefe Thaten nur haben mittelft des 
dauernden und geficherten Bandes der Gemeinſchaft. Alles 
daher, was durch die Gejchichte bewirkt wird nicht bloß im 
Geftaltung der Auberen Verhältniffe, fordern auch in Fortgang 
und Ausbreitung der Bildung, das geichieht durch das Mittel 
des Staates. Er fichert die gegenfeitigen Berührungen, die 
gegenfeitige Einwirfung auf Erkennen und Wollen. Er bringt 
dadurch die Greigniffe und Thaten der Menſchen zu einem all- 
gemeinen Nefultate, daß fie nicht erfolglos in dem Chaos des 
Treibens verſchwinden, macht jede Einrichtung, jede Erkenntniß 
zum Gemeingute, das Merk eined Zeitalter zum dauernden 
Beſitz aller Zeiten. Dagegen iſt es eine Uebertreibung, wenn 
man den Staat aud) als den einzigen Zwed der Weltgeichichte 
betrachtet. Er ift nur einer ihrer Zwecke; das höhere geijtige 
Reich der Sitte und Bildung, dem der Staat Träger it, und 
jelbft der einzelne Menich, der am. derjelben Theil nimmt, find 
nicht minder Zwed der Weltgeichichte als der Staat. 

Es find dieſe Beziehungen des Staates — die unmittel- 
baren zu den äußeren Zuftänden, die mittelbaren zur Sittlichkeit 
des einzelnen Menſchen und zu der Führung des Menjchen- 
geichlechts — in ihrer unanflöslichen Einheit als feine Total- 
beftimmung, durch die allein vollitändig das Weſen des Staates 
und feine Bedeutung in der göttlichen Weltordnung erichöpft iſt. 


8. 41. 


Als die Anſtalt zur Beherrſchung des geſammten menſch— 
lichen Gemeinzuftandes tit der Staat die Eine, oberfte, die 
jouveräne Macht auf Erden. Die Menichen und ihre Be- 
itrebungen, die anderen Inititute und Gemeinjchaften, jelbit die 
Kirche für ihre äußerliche Griftenz, find ihm untergeben. Er 
richtet über fte, ohne von ihnen gerichtet zu werden oder ihnen 
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zu Recht zu ſtehen; denn es gibt feine Autorität und feinen 
Richter über ihm. Dieb ift die richtige Bedentung der Lehre 
von der „Omnipotenz des Parlaments”, und den Staat 
in diefer Macht bergeitellt zu haben, ift ein wahrer Fortichritt 
der Zeit. Allein über dem menschlichen Neiche des Staates 
jteht immer wieder als eine höhere Macht die fittliche und 
natürliche, tiefer aufgefaßt die göttliche Ordnung der Dinge, der 
er ſelbſt ja nur dienen ſoll. Diejer höheren Ordnung zufolge 
find jowohl der Menſch in jeiner Perlönlichkeit (angeborenem 
Necht) und im feinen erworbenen Nechten, als die anderen 
Gemeinſchaften und vor Allem die Kirche berechtigte Subjefte, 
in deren Sphäre der Staat ohne Unrecht nicht eingreifen kann. 
Der Staat ift darum, wenn auch die jouveräne, ſo doch 
nicht die abfolute Macht auf Erden. Es iſt feine Gewalt 
formell unumſchränkt, aber nicht materiell. Diele 
materielle Schranfe jeines Nechts tft vor Allem ein Beſtimmungs— 
grund für den Staat bez. fir die jo die Gewalt innehaben, 
damit fie überall die Nechte, — und zwar die natürlich-Tittlichen 
unbedingt, die pofitivsvechtlichen im möglichiten Grade — achten, 
und jo Heberichreitungen gar nicht vorfommen. Ste macht fich 
aber auch dann geltend, wenn ſolche dennoch vorgefommen find. 
Es verhält fi damit aljo: Verkürzt der Staat Freiheit, Bor: 
theil, Nechte der Individuen, der Gemeinschaften, der Kirche in 
der Sphäre, welche überhaupt jeiner Anordnung unterliegt, jo 
fann darin zwar eine Ueberichreitung feiner vernunftgebotenen 
Schranke, eine innere Ungerechtigfeit für den betreffenden Fall 
liegen, aber der Akt ift im jeder Weife verbindlich, auch für 
den Verletzten. So z. B. wenn der Staat in der Gränze 
feines jus eminens ohne wirklichen Grund Sachen enteignet, 
oder Nechte (etwa des Adels, der Städte) abolixt, wenn er 
neben der bisherigen Staatskirche noch eine andere zuläßt 
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u. dal.*), fo mögen die Betheiligten über unbegründete Ver— 
fürzung ihrer Nechte fich beichweren, aber fie müffen gebhorchen. 
Verkürzt dagegen der Staat Menichen, Gemeinschaften, die Kirche 
in dev Sphäre, in der fie nad) jener höheren Ordnung unabhängig 
vom Staate find, dann ift der Akt für fie unverbindlid, 
Es ift zwar um deßwillen der aftive Widerſtand nicht gegen 
die Staatsgewalt erlaubt, auch kann Fein Gerichtshof und ferne 


a 


Staatsbehörde die Befolgung ſolchen Aktes verſagen *), wohl 
aber fteht den Betheiligten die Proteftation und der paſſive 
Widerftand zu. So 3. B. wenn der Staat den Unterthanen 
ihren Yebensberuf (Gewerbe, geiftlichen Stand) aufdränge, oder 
ihnen die Erziehung ihrer Kinder völlig entzöge, oder ihnen, 
wie zur Zeit des Terrorismus, eine beftimmte politiſche Gefin- 
nung geböte, wenn er proteltanttichen Soldaten die Kniebeugung, 
fatholiichen Prieltern die unbedingte Einfegnung gemilchter Chen 
anbeföhle. So hat auch die Ichottiiche Kirche ſeit langem Zeit- 
vaum gegen-die Staatöverordnungen proteftirt, welche ihr das 
Patronat in einer Art vorschrieben, wie te es nach ihrer Lehre 
für religtös unzuläſſig halt, und Ste hat (fo weit das wirklich 
ihre Lehre iſt) völlig Necht, ſolche Anoronung als unverbindlich 
für fie zu betrachten”). Sole Afte nun, die der Nichter 


*) Schon um deßwillen ift die päpftliche Proteftation gegen den weft- 
phäliſchen Frieden nicht zu rechtfertigen, denn fie ift hauptfählic gegen 
die Neception der evangeliichen Kirche gerichtet; überdieß ift fie nicht bloß 
rechtliche Proteftation als eines materiell berechtigten Subjeftes gegen- 
über dev Neichsgewalt, ſondern Annullation als einer formell höheren 
Gewalt über diefer. 

**) Der Richter, der ein Gefet des Königs oder bez. Parlaments als 
der göttlichen Ordnung widerftreitend erfennt, mag fein Richteramt nieder- 
fegen, ehe er e8 anwendet, aber er fann als Nichter nicht die Anwendung 
bermweigern. 

***) Auch die bloß pofitiv rechtlichen verfaffungsmäßig verbürgten 
Berechtigungen find eine Schranfe gegen die Allgewalt des Staates von 
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als rechtmäßig anerfennen muß, und nur der Betheiligte als 
unverbindlich mit Necht erachtet, könnte man vielleicht auch als 
bloße Berlegungen der fittlichen Pflicht des Staates betrachten 
wollen. Allein gegen Verleßungen diejer Art hätte der Unter: 
than nichts Anderes als die Nemonftration und die Pflicht des 
Duldens und Gehorchens, nicht aber die Proteftation und den 
palfiven Wideritand. Sondern fie find Verlegungen des vecht- 
lihen Umkreiſes der Staatögewalt, johin VBerleßungen ihrer 
Nechtspflicht, nur ift Fein objeftives Urtheil und fein objektives 
Gericht darüber gegeben. Der Menſch verhält ſich gegen den 
Staat, der die ethiiche Gränze jeiner Wirkſamkeit überſchreitet, 
ebenſo wie das Volf gegen den jouveränen Füriten, dev die 
Verfaſſung verlegt (IL. 8. 31). 

Die Geftalt des öffentlichen Zuftandes num, daß der Staat 
jolche materielle Berechtigung, wie fie theils in der Natur der 
Dinge theild in pofitiver Verfaſſung wurzelt, ſich gegenüber 
nicht anerfennt, ſondern jeinen Willen als das fchlechthinntge 
Gejeß auf Erden betrachtet, der Fein Unrecht begehen fann, 
nennen wir Abjolutismus des Staates. Das ilt wohl 
zu unterjcheiden von Abjolutismus des Fürften, denn auch das 
Parlament (Fürft und Stände zujammen), ja auch die demo- 
fratiiche Verfammlung kann ſolchen Abjolutismus üben, das 


derjefben Wirkung in dem Yale, daß die Verletzten eben vermöge der 
verfaffungsmäßigen Bürgſchaft ſelbſt ein integrivender Theil der Staats- 
gewalt find, aljo den verlegenden Akt nicht als Aft der vollen ganzen 
legitimen Staatsgewalt anzırerfennen brauden. So z. B. Adel und Geift- 
lichkeit in Frankreich, als ihnen das Recht der befonderen Kurie und das 
Beto genommen ward. Allein ſolche Akte haben in der Hegel an der 
Macht der Umftände eine weltgefhichtlihe Nechtfertigung und Befeftigung, 
gegen die aller Widerftand wegfällt. Eine befondere Bewandtniß hat es 
mit der Aufhebung von fürftlichen Succeffionsanfprüchen durch die gegen- 
wärtige verfaffungsmäßige Gewalt. Darüber wird erft in der Lehre von 
der Monardie zu handeln jeyn. 
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Recht der Einzelnen, der Minderzahl, der Kirche brechen. Der 
Abiolutismus des Staated hat denn jeinen Ursprung eben 
hauptjächlich darin, daß man ſich von jener höheren (göttlichen) 
Ordnung über dem Staate löſt, in der alle Nechte der Menjchen 
und der Snititute ihre Wurzel haben, und den menjchlichen 
Willen, ſey es den Einzelwillen, jey es den Gemeinwillen, zum 
Herrn der Erde macht. So der Staatsabjolutismus von 
Hobbes, von Rouſſeau und in gewiſſer Weiſe von Hegel. 
Umgekehrt ift der Damm gegen den Abjolutismus des Staates 
die Gebundenheit des öffentlichen Bewußtſeyns an jene höhere 
Drdnung, ſohin die lebendige Geftttung und die religiöje Ge- 
finnung des Volkes. Hierin beiteht eine thatjächliche Macht 
gegenüber dem Staate, der eine rechtliche nicht über fich haben 
fann. Die fittliche Gefinnung kann fich aber nirgend ohne die 
velgiöje erhalten; der Verfall des Glaubens führt darum in 
feinem letzten Ergebniffe zum Staasabjolutismus. Im jolcher 
Gelinnung der Nation bat demnach, abgejehen von jeder be= 
ftimmten Form der Berfaffung, die öffentliche Freiheit ihre 
tiefite Befeltigung und ihre ficherite Bürgichaft. Ein energiiches 
Bewußtſeyn von der inneren Nothwendigkeit und den jelbit- 
ftändigen Motiven in allen Lebensverhältniſſen und Beſtre— 
bungen, in Ehe, Erziehung, Gewerb, Wiffenichaft, Kirche, deß— 
gleichen ein energiiches Bewußtſeyn ſowohl von dem Recht und 
der Würde des Menichen und Bürgers als von der Heiligkeit 
erworbener Nechte, endlih und vor Allem eine Gewöhnung 
und Entichloffenheit, „Gott mehr zu gehorchen als den Menſchen,“ 
das find die Pfeiler, an denen fi) aller Staatsabjoluttsmus 
bricht. Eine mächtige Unterftüßung aber hiefür gewährt eine 
reichgegliederte politische Verfaffung, im der die verichiedenen 
berechtigten Elemente eine ftarfe Vertretung haben, nicht minder 
eine freie, d. 1. gegen den Staat jelbititändige Verfaffung der 
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Kirche, wie fie z. B. die fatholifche oder die jchottifche Pres— 
byterialkirche beſitzen. Iſt jedoch die leßtere in ihrem Inneren 
hierarchiſch, So Ihüßt fie zwar gegen den Abiolutismus des 
Staates, wird aber ſelbſt zum Abſolutismus einer äußeren 
Gewalt. 

Hobbes hat den Gedanken der Einen und ſouveränen 
Gewalt des Staates zur Einſicht gebracht in ſeiner Ausführung, 
daß der Staat nicht bloße Verbindung und Zuſammentritt 
(„eonsentire*), ſondern Einigung („unio“) iſt, durch die Alle 
zu Einem Willen werden und ſo eine neue Perſon entſteht. 
Es iſt dieß der Gedanke der Centraliſation in ſeiner letzten 
und tiefſten Bedeutung. Hobbes iſt dadurch nach dieſer Seite 
ebenſo wie Grotius nach einer anderen Seite (nämlich dem 
Gedanken des Staates im Unterſchiede des Fürſten) der Ver— 
künder der neuen Epoche. Aber gelöſt von jener höheren 
Ordnung, faßt er die Einigung abſtrakt, ohne beſtimmenden 
ermäßigenden Inhalt, und ſieht nur den Schattenriß des Staates 
ohne die innere lebendige Gliederung und Bewegung. Er hat 
hierin für den Staat eine ähnliche Anſchauung wie Spinoza 
für das Univerſum (I. $. 22). Dadurch kommt er zu der 
ichranfenlofen Staatsgewalt („imperium absolutum *), der 
gegenüber der Unterthan fein Recht, fein Eigenthum, ja fein 
Gewifjen, fein eigenes Urtheil über Gut und Bös haben und 
der auch die Kirche mit ihrer Yehre völlig unterworfen jeyn joll. — 
Rouſſeau's Gedanfe des allgemeinen Willend (volonte ge- 
nerale), der nicht Unrecht thun kann, iſt darin ganz derjelbe*), 


*) So Hobbes de cive V. Il. „Quae potestas et jus impe- 
randi in eo consistit, quod unusquisque civium omnem suam vim 
et potentiam in illum hominem vel coneilium transtulit. Quod 
fecisse nil aliud est quam de jure suo resistendi decessisse “; und 
Rousseau du contr. social I. 6. „De plus, l’alienation se faisant 
sans reserve, P’union est aussi parfaite, quelle peut l'être, et nul 
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nur mit der Modifikation, das Nouffeau diefen gemeinjamen 
Willen unveräußerli der Majorität des Volkes vindicht, 
während ihn Hobbes einem König oder einer Berfammlung 
übertragen läßt. Rouſſeau vereinigt Volksſouveränetät und 
Staatsabjolutismus. So hat es die franzöfiiche Revolution 
vealifirt. Hat ſich auch diejes Extrem nicht erhalten, jo gravitirt 
doch die Zeit zum Staatsabjolutismus”), und die jeßigen 
katholiſchen Schriftiteller führen hierin eine wohlbegründete und 
beachtenswerthe Polemik. Allein der Sinn, in welchem fie den 
„abjoluten Staat" und die „Dmnipotenz des Parlaments“ 
befämpfen, ilt der, gegen den Staat auch formell andere 
Mächte als unabhängig und gleichberechtigt geltend zu machen. 
Sie feßen dem abjoluten Staat entgegen die abjolute 
Einzelberehtigung, jo daß der Staat (König und Par- 
(ament) das erworbene Necht eines Menichen, einer Stadt, 
Korporation niemald aufheben kann, ſolche Aufhebung ſchon 
als formell unrechtmäßig gelten joll. Ste verfündigen Krieg 
dem abjoluten Staat und führen Krieg gegen den einheit- 
lichen Staat, ihn wieder aufzulöfen in unabhängige ununter- 


associe n’a plus rien à reclamer*“. Deßgleichen IL. 6. „Il ne faut plus 
demander, si la loi peut &tre injuste, puisque nul n’est injuste envers 
lui möme*. (Alſo weil das Bolt, la volonte generale, nicht gegen ſich 
ſelbſt Unrecht thun kann, jo kann es auch nicht gegen die Minderzahl 
Unrecht tyun!) Kant (Rechtslehre ©. 165 8. 45) ſpricht das Rouſſeau 
nad, ohne ſich der Schwere dieſes Ausspruches bewußt zu feyn. 

*) Hegel hat zwar einen konkreten beftimmenden Anhalt für den 
Staat an der ganzen Entwickelung der Jdee in ihren Momenten bis auf 
den Staat. Aber da ihm der Staat die höchite Nealifirung der Idee, da 
er ihm jelbft der ſich darftellende Gott ift, jo if, wenn er die unteren 
Stufen verlett, doc feine höhere Nücfiht da, die ihn ermäßigte, und 
namentlich nehmen Glaube und Kirche bei Hegel eine jo untergeordnete 
Stufe ımter dem Staate ein, und werden jura quaesita jo wenig ange- 
Ihlagen, daß wenigftens alle realen Elemente der Gewalt des Staates 
gegenüber fehlen. 
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worfene Grundherrichaften und Körperichaften. Statt der 
jelbititändigen Kirche, die ihre Autorität und Gewalt in 
fi und ihr Bereich für fich hat, erftreben fie die ſouveräne 
Kirche, die auch für ihre rechtliche bürgerliche Geltung der 
Autorifirung des Staates nicht bedarf und jeiner Aufficht nicht 
unterliegt. Solche Heritellung einer weltlich jouveränen Kirche, 
Befreiung derjelben von aller rechtlichen Unterordnung unter 
den Staat, müßte dann thatlächlich nothwendig zur Ueberord- 
nung derjelben führen, wie im Mittelalter. Wäre e8 aber ein 
Gewinn, wenn an die Stelle der Allmacht des Staates wieder 
die Allmacht der Kirche und namentlid) des Papftes, dem die 
Könige unterthan jind, träte? 


weites Rapitel. 
Bor lern. dr aaanad. 


8. 42. 

Neil die Beſtimmung des Staates das ganze menjchliche 
Dajeyn umfaßt, jo iſt er die Aufgabe des Volkes. Denn 
nur das Volk enthält die Nichtungen und Mittel des menſch— 
lichen Daſeyns vollitändig und durch ein gemeinfames Bewußt— 
jeyn verbunden. Nur in ihm liegen daher die Macht, die 
Bertheilung der Thätigfeiten, der gemeinjame fittliche Maaßſtab, 
wie fie der Staat bedarf. in Fleinerer Kreis bejitt nicht die 
Mittel, eine fremdartige Maffe befitst nicht die Einheit des 
Bewußtſeyns über Ordnung und Ziel. Das Volk ift Schon Die 
natürliche Macht und Gemeinschaft, die der Staat zur rechtlich 
geordneten erheben joll*). 


*) Auch die Stadt (rökıs, eivitas), welche das griechiiche und vömijche 
Altertfum mit dem Staat identificirt, ift nicht das wahrhafte Subjekt 
122 11 
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Auch die Menihheit im Ganzen hat weber Die Gemeinſchaft 
und Geſchloſſenheit der natürlichen Bedürfniffe noch die Einheit 
und Individualität des fittlichen Bewußtſeyns. Darum tft der 
Staat auch nicht Beruf der gefammten Menfchheit, dab fie ein 
Univerfalreich bilde, jondern des Volkes. Jedes Volk joll das 
ganze Bild des menjchlichen Lebens nach der Eigenthümlichkert 
jeiner Auffaffung und nach den bejonderen Bedingungen jeines 
äußeren Dajeyns in eigenthümlicher Weile darftellen. Und die 
Geſchichte Führt jedes Wolf feinen eigenen Gang, jedem iſt eine 
bejondere Anlage und Fähigkeit und ein bejonderes Werk und 
Theil in dem Plane des Ganzen zugewielen, jey ed eine Er— 
fenntniß oder Kunft, jey es eine Sitte oder Einrichtung, die 
es ungeltört in fi) ausbildet, daß fie jofort zum Gemeingute 
werden. Sp muß denn aud der Staat, als Drdner und 
Träger jenes Lebens, als Werkzeug diefer Führung, jedem 
Volke bejonders zufommen. — Durd) Heritellung des Univerſal— 
veiches würde feinesweged ein höherer Zultand als der der 
einzelnen Völker gewonnen werden: die vollfommene menjchliche 
Natur, die feine Gattungen zuläßt; denn in dem beichränften, 
zeitlichen Zuſtande herrſcht nothwendig die Getheiltheit der 
Anlagen, e8 würde nur die eigenthümliche Anlage und Fähigkeit 
der Völker unterdrückt, und jedes verhindert werden, den Beruf, 
der ihm bejonders aufgetragen ift, zu erfüllen. Denn nicht 
bloß würde Die fremde allgemeine Regierung feine bejonderen 
Bedürfniffe und Beſtrebungen nicht zu würdigen und zu fördern 


des Staates. Auch fie befitst nicht die hinveichenden Mittel, die Selbft- 
genugiamfeit (adrapzera), welche Ariftoteles jelbft grade als das Weſen 
des Staates bezeichnet. Jene Städte- Staaten waren ein Doppelwefen 
von Staat und Gemeinde, und fie bedurften theils abhängiger Gebiete, wo 
denn eine zahlreiche Bevölkerung politiſch unterjodht war, theils des Staaten- 
bundes, wo fie erſt mit diefem zufammen wahrhaft Staat waren. Der 
Staat ift nicht eine Stadt (civitas', jondern ein Reich (imperium). 
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verjtehen und ſich defjen nicht beeifern, jondern der eigenthüm— 
liche Geijt des Volkes würde Schon dadurch exfterben, daß feine 
vorzügliche Aeußerung, welche eben die Geftaltung des Staates 
jelbit ift, ihm entzogen wäre. Damit das Univerfalreich das 
Gemäße wäre, müßte die Trennung des menjchlichen Bewußt— 
ſeyns in Völker und Sprachen, es müßte die Befonderheit des 
Bedürfnifjes nad Ort und Imdividualität aufhören. Allein 
dann hätte die Gejchichte jelbit aufgehört, und es bedürfte 
ihres Trägers, des Staates, überhaupt nicht mehr. 


$. 48. 


Das Volk entjteht dadurch, daß eine ftarfe Individualität 
(Periönlichkeit), ein Stammvater, eine große Zahl von Nach— 
fommen bat, die dieſe Individualität an fich tragen und zugleich 
durch ihre Zahl im Stande find, ſich abzuichließen und zu 
einem Ganzen untereinander zu einigen*). Dieß beftätigt auch 
die Erzählung der älteſten Urkunde. So Israel, Edom, Ismael 
u. ſ. w. Die Einheit der Abſtammung und dadurd) das Ge— 
präge Einer Perjünlichkeit ift der Urbegriff des Volkes. Mit 
ihr iſt eben die Einheit des Geiltes, der Sitte, der Sprache 
gegeben. Nun können aber Völkermiſchungen entitehen, damit 
wird diejer Begriff des Volfes nicht aufgehoben. Denn die 
Völkermiſchung jeßt eben ſchon reine Völker als urſprünglich 
voraus, und fie beruht auf der maſſenweiſen Verehelichung 
(connubium), in deren Folge denn bei der jpäteren Generation 
wieder Einheit des Blutes, wenn aud aus doppelter Duelle, 


*) Selbft die urſprüngliche Bildung der Völker möchte id) primär 
nicht ſowohl aus der Störung des veligiöfen Bewußtjeyns an und für fich 
allein ableiten, als aus der natürlichen Scheide der Abſtammung. Die 
religiöje Trennung bemächtigte fid nur ſofort diefer natürlichen Sonderung, 
und es ging dadurd die bloße Unterjchiedenheit der Individualität fort 
bis zur völligen Verichiedenheit, ja bis zum ſchneidenden Gegenjage. 

11% 
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fich findet. So die heutigen Engländer, Franzoſen, die alten 
Römer. Solche Miihung und Ergänzung zweier oder mehrerer 
Bölferindividualitäten ift feinesweges als ein geringerer Zuftand 
zu betrachten. Im Gegentheil, das dritte Produkt kann grade 
das höhere ſeyn. Der erfte und urjprüngliche Begriff des 
Bolfes ift ſonach der natürliche: die Einheit des Blutes (erite 
Abftammung oder Spätere Miſchung durch Ehen) und in Folge 
defjelben die Einheit der Anlage, des Naturells, des Geiftes, 
der Sitte, der Sprache. Die leßteren find es, auf die ed für 
den Staat anfommt, die Einheit des Blutes ift für fie nur die 
Baſis. Das fittliche Neid) des Staates erheilcht Einheit des 
fittlichen Bewußtſeyns und der fittlichen Yebensverhältniffe. 
Wie nun aber das Volk die Unterlage und VBorbedingung 
des Staates tft, Io iſt es andererfeitö jelbit wieder bedingt und 
bewirft durch den Staat. Schon die Familie, aus der das 
Volt erwächſt, it nicht bloß eine natürliche Gemeinschaft 
des Blutes, ſondern auch eine Jittlich rechtliche Gemeinschaft 
des Anjehens Die patriarchaliiche Gewalt, die der erite 
Staat tft, geht der Familie ebenfo jehr voraus als fie diejelbe 
zur VBorbedingung hat. Ebenſo der Staat dem Volke. Nicht 
minder wird in dem weiteren Verlaufe eine fremdartige Men— 
Ihenmenge, wenn ſie zuſammen ein Gemeinleben führt und 
vollends durch Eine politiiche Gewalt verbunden ift, zu einem 
Bolfe, und verlieren umgefehrt die Abkömmlinge eines Volfes, 
wenn fie völlig zerſtreut von einander, jey es auch unvermijcht, 
unter Fremden leben, den eigentlichen oder doch vollftändigen 
Charakter des Volkes. Ja der politiiche Verband wirkt ſowohl 
Völkermiſchungen, alfo neue Völker, als auch jogar bei uns 
vermiſchter Erhaltung der verichtedenen Stämme eine Einheit 
des Bewußtſeyns, der Sprache, Bildung, fittlihen Würdigung 
unter ihnen in kaum geringerem Grade als die Einheit der 
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Abftammung. Man fann die die hiftorifche WVolfseinheit 
nennen und jenes die natürliche. Außerdem aber, daß die 
Einheit des politischen Verbandes eine natürliche Bolfseinheit 
wirft, iſt ſie in ſich jelbit ein weientliches Moment im Begriffe 
des Volkes. Denn die innere Beitimmung (tEXos) des Volkes 
it ja eben die Idee der Gemeinjamfeit, das Zuſammenleben 
der Menjchen in wechjeljeitiger Befriedigung der Bedürfniffe, 
in wechjeljeitiger geiltiger Cinwirfung, in gemeinjamer fittlicher 
Beherrihung ihres Lebens. Wenn daher Sprache, Sitte, 
Lebenswürdigung die enticheidenden Seiten für den Begriff des 
Bolfes find, hinter denen die Einheit des Blutes als bloße 
Unterlage zurüdtritt, jo noch weit mehr die letzte Nealifirung 
der Gemeinjamfeit: die gemeinſame Bildung eines Staates. 
Es entiteht dadurch ein zweiter, nämlich ein rechtlicher Be— 
griff des Volkes im Unterichiede von jenem natürlichen und 
biftoriichen: die Einheit der politiihen Gewalt. Volk ift hier: 
nach jede Menichenmenge, die Einer Staatögewalt unterthan ift. 

Für alle Nehtsfragen fommt num natürlih nur der 
rechtliche Begriff des Volfes in Betracht. Recht und Anfehen 
der Staaten über den Unterthanen hängt nicht davon ab, daß 
dieſe nac ihren natürlichen oder hiftorischen Volfsverhältniffen 
unter fie vertheilt jeyen, und das Gegentheil berechtigt nie zu 
Krieg oder Empörung”). Für die politiihen Fragen aber 





*) Diefer Rechtsgrundſatz ift feitdem (1846) noch bejonders zum Be— 
wußtieyn gefommen. Denn ein Hauptziel der Bewegung von 1848 war 
das Entgegengefegte: eine neue Konftituirung des europäiſchen 
Staatenbeftandes nad den Nationalitäten (daß alle Deutſchen 
einen und einen einzigen Staat für fi bilden müffen, und alle Italiener, 
alle Polen u. f. w.) und Aufhebung aller entgegenftehenden 
Berträge und Herrſcherrechte. Diejes Unternehmen ift vedhts- 
widrig, es vernichtet fiir politische, wenn auch löbliche Zwecke, wohlbe- 
gründete Rechte, e8 vernichtet das Völkerrecht auch fir alle Zukunft, da 
hiernach grundfätlich feine Abtretung und feine Unterwerfung mehr gültig 
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enticheidet jener natürliche oder hiſtoriſche Begriff des Volkes, 
die Einheit des nationalen Bewußtſeyns, der Sitte, Sprache, 
ſey fie durch das Blut, ſey fie durch die Geſchichte gegeben. 
Das Volk in diefem Sinne tft die naturgemäße Grundlage 
des Staates, fie jet eim gejunder lebensvoller Etaat noth— 
wendig voraus. Es ſoll daher bei neuen Ländervertheilungen, 
fo weit nicht beſtehende Rechte es hindern, der natürliche oder 
hiftoriiche Wolksverband leitende Rückſicht ſeyn. Es ſoll, wenn 
eine Nation fi in Stammitaaten theilt, wie 3. B. die deutiche, 
eine höhere Staateneinheit, je ſtärker deito beſſer, angeltrebt 
werden, in der das gemeinfame nationale Bewußtſeyn jeine 
Manifeftation und feine Sicherung erhalte. Es joll, wenn 
mehrere Völker von binreichender Zahl unter einem Scepter 
verbunden find, die Individualität derſelben bewahrt, daher 
ſelbſtſtändige Verfaſſung ihnen gewährt werden. 


$. 44. 


Das Volk muß aber, um den Staat zu bilden, feite 
Wohnſitze haben. Da das ganze Leben der Menſchen mit dem 
Boden der Erde zuſammenhängt, To jet die Drdnung des 
Staates Einheit und Stetigfeit auch in den Verhältniffen zum 


ift, und würde bei ſolcher Bernichtung des Völkerrechts es vielleicht wieder 
dahin kommen, daß das fiegende Bolf nur in der Ausrottung des Befiegten 
Sicherheit fünde. Es liegt aber in der rechtswidrigen Herftellung 
der Nationalitäten zugleich ein ſittlicher Frevel: man meiftert Gottes 
Rathſchlüſſe und Strafgerichte, will feine Führung der Völker befeitigen, 
um fie jelbft zu übernehmen. Es ift das eine Parallele zum Kommunis- 
mus, der in gleicher Art eine angeblich vernünftige, d. i. menſchlich aus- 
gefonnene BVertheilung der Güter durch Vernichtung alles beftehenden 
Rechts herftellen will. Aber ſelbſt thatſächlich erweift fi) das Unter— 
nehmen als unausführbar und chimäriſch, da die Nationalitäten 
aud in den Wohnfigen nicht geichieden bleiben (eine deutiche Bevölferung 
in Polen, eine dänische in Schleswig wohnt) und man fo die eine nicht 
befreien kann, ohne die andere zu unterdrüden. 
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Boden voraus. Nur das Land gewährt die Einheit des Be— 
dürfniffes, die Gejchloffenheit der Mittel für ihre Befriedigung 
— die Stetigfeit der Verhältniſſe, der Anftalten, der Sntereffen — 
die Liebe zu dem geordneten Dajeyn und der Herrichaft, welcher 
gehorcht werden joll. Das Yand ift darum ein ergänzender 
Theil des Staates, wejentlich zu feinem Inhalte ebenio wie 
das Volk. Deßhalb iſt auch ein wanderndes Volk fein Staat 
im vollfommenen Begriff, und es nennt fi) mit Necht jeder 
Fürſt zugleidy nach dem Yande. Er drüdt damit aus, nicht daß 
er das Eigenthum an dem Lande habe, jondern daß der Staat, 
deffen Fürft er tft, ein ftetiges, auf dem Mutterboden der Erde 
in dauernder Ordnung feitgegründetes Neich ift. Dagegen die 
Bezeichnung bloß nad dem Wolfe, die man 1789 und auf's 
Neue 1830 an die Stelle gejett hat: „König der Franzoſen“, 
wie unter Chlodwig „König der Franken“, oder unter Attila 
„König der Hunnen“, paßt ebenſo gut auf eine herumziehende 
Horde. Durch fie wird ein Bild der Barbaren wieder hervor- 
gerufen. Sie beruht auf jener der Revolution eigenen Ge- 
finnung der Losreißung von allem VBormenfchlich - Gegebenen, 
wozu eben auch das Land gehört. Staat, Volk und and 
zuſammen bezeichnet die Sprache jehr treffend als Reich. Die 
ganz entiprechende Bezeichnung eines Königs tft daher nach dem 
Neiche, über das er herricht, z.B. von Frankreich, Defterreich. 

Das Yand legt aber dem Staate auch gewilfe Bedingungen 
und Nothwendigfeiten auf durch jein Klima, ſeine eigenthümlichen 
Nahrungsquellen u. ſ. w. Dadurch tft es mit beitimmend für 
jeine Einrichtungen und gibt ihnen fein Gepräge, ähnlich wie 
die Individualität der Nation, nur nicht in fo hohem Maahe*). 


*) Man war in den lebten Zeiten gewohnt, zu großes Gewicht auf 
den Einfluß der Landesbeihaffenheit zu legen. Namentlich ift Montes- 
quieu hiefür Kepräfentant. 
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Wie jedem Menjchen nicht bloß eine beitimmte Eigenthümlichkeit 
feines Wefens von Gott gegeben ift, jondern auch im Einflange 
mit ihr eine beftimmte Eigenthümlichfeit der ihn umgebenden 
Berhältniffe, fo ift auch jedem Volfe ein bejtimmtes Land an— 
gewiejen, und es find die Geiftesrichtung des Volkes und die 
Beichaffenheit des Landes wohl auf einander berechnet, daß 
ein jedes Volk nach jeinem bejonderen Berufe auch das ent- 
iprechende Zand inne habe. Man darf deßhalb keinesweges 
die Weltgefchichte aus der Geographie erklären, jo weuig als 
umgefehrt, fondern muß vielmehr Volksanlage und Landes— 
beichaffenheit als zufammengehörig in Einem höheren Plane 
der göttlichen Providenz betrachten (1. $. 15). 

Weil alio das Land ein ergänzender Theil des Staates ift, 
ſo hat der Staat au ein Recht am Lande — d. t. ſowohl 
über das räumliche Gebiet des Yandes als am Boden ſelbſt — 
Territorialrecht. Vermöge dieſes Nechts ſchließt fich jeder 
Staat ab über ſein Gebiet und duldet innerhalb deſſelben keinen 
Grundbeſitz und keinen Menſchen, der ſeiner Herrſchaft nicht 
huldigt*). Auf eben dieſes Recht gründen ſich mehrere Regalien, 
als 3. B. das Straßenregal, Schifffahrtsregal, und auf der 
anderen Seite die Möglichkeit von Staatsdienitbarfeiten an 
fremdem Territorium, dann die ausgedehnte Enteignung un— 
beweglicher Sachen und Aehnliches. Man darf dem Staate 
zwar in feiner Weiſe ein Dbereigenthum am Grund und Boden 
zufchreiben, d. it. ein Necht, das nach Art des Eigenthums zur 
Bermögensbefriedigung dient. Danach würde der Staat bez. 
Fürst Sich den Hauptertrag ded Bodens aneignen, wie in 
mehreren orientaliichen Neichen. Aber es find die genannten 
Territorialbefugniffe auch nicdyt aus der bloßen Gewalt des 


*) Das Naturrecht vermag diefes in feiner Weife darzuthun (1. Band 
©. 375). 
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Staates über die Perſonen der Eigenthümer, alfo aus dem 
bloßen Unterthanengehorfam, abzuleiten, denn fie werden nicht 
in gleichem Maaße über die bewegliche Habe der Unterthanen 
geübt. Sondern diefe Befugnifje find Ausfluß einer jpecifisch 
politiihen oder ftaatsrechtlichen Gewalt über Yand und Boden 
als jolhe. Land und Boden iſt nicht bloß der Umkreis, ſon— 
dern der Gegenstand derjelben. ' 

Das „Naturrecht“ bringt den Begriff des Volkes mit dem 
des Staates gar nicht in Verbindung. Dieſes höhere, mit 
Nothwendigfeit einigende, mit Nothwendigfeit beherrichende 
Band liegt außer jeiner Würdigung. Jedes Aggregat von 
Menichen, die ſich vereinigen, um ihre Nechte zu jchüßen, 
muß es ald Staat und zwar als vernünftig gegründeten Staat 
anerfennen. Ebenſo wenig fommt es in jeiner Abitraftion 
dazu, die Beziehung auf das Yand in die Daritellung des 
Staates aufzunehmen. 


Drittes Kapitel. 
Entftehung des Staates und Begründung der Unterthanen- 
pfligt. 
8. 45. 

In dem beitimmten Volk auf dem beitimmten Gebiete ent: 
fteht nun der Staat durd) die geſchichtliche Begebenheit 
— d. 1. die Stellung, in welde Abjtammung, Bedürfniß, 
Schickſale und Thaten die Menſchen bringen — und durch die 
fit tlich-rechtliche Vorſtellung, welche fie begleiten. Er 
entſteht nicht durch Zuſammentritt von Außen, ſondern durch 
Entfaltung von Innen, er entſteht nicht durch menſchliche Ab— 
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ficht, fondern durch höhere Fügung. Der erſte Staat iſt die 
patriarchaliich geordnete Familie (Ariftoteles). Hier find 
die Berhältniffe, die fih nachher zu gefondertem Daſeyn ent: 
falten — Familie, Stand, Staat, Kirche — gleichlam noch im 
Keime gedrungen. Dann erweitert fich die Familie zum Volke 
und binterläßt in ihm Vorzüge ver Geburt, es bringt die Pflege 
der von den Ireltern überfommenen Gotteöverehrung, dann 
der gemeinfame Schuß nad Außen, die gemeinfame Befriedigung 
nach Innen ein Verhältnis von Anſehen und Abhängigkeit mit 
fich, e8 folgt auf Sieg und Unterjohung Herrihaft und Ge- 
horſam. Sp entiteht Obergewalt durdy Geburt, Gaben, Ueber- 
macht, theils in allmähliger Gewöhnung, theils in freiwilliger 
Unterwerfung, oder durch Bewältigung. Alle diefe Ereigniffe 
und Zultände begleitet aber das den Mienichen eingepflanzte 
Bewußtſeyn, ſolche Drdnung heritellen und handhaben zu müffen, 
und führt jo zu der umfalfenden und befeitigten Einrichtung, 
die wir Staat nennen. Solches find die Urſachen, durch welche 
überall auf mannigfache Weile in allmähliger Ausbildung die 
Staaten entitanden. Wie die Völfer wurden, jo mit und in 
ihnen die Staaten, und wie die Individualität der Völker durch 
die Gemeinjchaft des fittlihen — im Inneriten des religiöſen — 
Bewußtſeyns beitimmt ift, jo auch die Geſtalt ihrer Staaten *). 


*) Es gibt allerdings gewiffe allgemeine Naturgefete, welche auf die 
Geftaltung als Monarchie, Ariftofratie, Demokratie einwirken, wie fie 
Schleiermader in feiner Abhandlung iiber die Staatsformen zu ergrilnden 
ſuchte, daß nämlich eine „einzelne Horde“ zur Demokratie geführt werde, 
eine größere Mehrheit zur Ariftofratie, eine ganze Nation zur Monardie. 
Koch ausführlichere Ergebniffe diefer Art finden fih bei Schmitthenner, 
bei Sybel u. ſ. w. Allein die individuelle Lebenswilrdigung des be- 
ftimmten Bolfes ift auch ſchon für die Urgeftaltung des Staates und feine 
Berfaffung ein gewiß nicht minder entjcheidendes Moment als jene all- 
gemeinen Gefeße. Diefem Moment find die Beftrebungen der Scelling- 
Hegelichen Schule zugewendet. 
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Niemals iſt der Staat das Werk der Wahl und Abficht, nie 
entſteht er durch Uebereinfunft der Menfchen, dab fie, vorher 
außer dem Staate, nunmehr zufammenfommen, um ihn zu 
errichten, niemals geht feine Grundform von ihrem Nachdenken 
aus. Sie finden fih in ihm, bevor fie darüber nachdenfen, 
und eine überlieferte Vorftellungsweife, die fich über die Gene- 
rationen und die Individuen ausbreitet, hat ihm ſchon den 
beitimmten Charakter feiner Einrichtungen gegeben, der nachher 
wohl durch freie Entſchließung umgeändert, aber niemals wir: 
fungslos vernichtet werden kann. Der Wille des Menjchen tft 
allerdings ein wejentlicher Faktor zur Gründung des Staates, 
aber er gründet ihn nicht für fih allein und gründet ihn nicht 
direft. Der Staat entiteht weder durch den Willen der Ein- 
zelnen noch auch durch den Willen des Volkes ale Ganzen, 
weil er überhaupt nicht durch eine beabfichtigte That entiteht, 
jo wenig als das urjprüngliche Necht, noch auch entiteht er 
durch den Geift des Volkes. Sondern e8 iſt noch ein höherer 
Faktor als menſchlicher Wille, die gefchichtliche Fügung, welche 
die unzähligen Thaten der unzähligen Menjchen zu dem einen 
Erfolge bringt, daß der Staat und daß er in der beftimmten 
Weiſe entiteht. 


$. 46. 


So entiteht der Staat thatſächlich, jo bindet er auch 
rechtlich. Sein Anjehen beruht auf feiner bloßen Eriftenz als 
older. Es iſt ein ihm jelbit innewohnendes urſprüngliches 
Anſehen, und die Unterthanen haben deßhalb die Pflicht des 
Gehorſams unmittelbar, nicht exit in Folge ihrer Einwilligung, 
eines unterzulegendenBereinigungs= undUnterwerfungävertrages. 
Diejer Gehorſam tft fein freiwilliger, von Zuftimmung abhän- 
giger, Jondern ein notwendiger, ähnlich wie die Verpflichtung 
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gegen die Eltern, gegen die Nation u. |. w. Ia er ift die 
urfprünglichfte Nechtspflicht, nicht minder urſprünglich als die 
Nechtspflicht Verträge zu halten; denn der Staat ift jelbit die 
Kealifirung der Nechtsordnung, und die Frage: „auf welchem 
Nechtögrunde beruht der Staat?" ift darum im Grunde dieſelbe 
Frage als: „auf welhem Nechtsgrunde beruht das Necht ?" *) 
Auch die beftimmte Stellung zwiſchen Fürften und Volk und 
die bejonderen Einrichtungen eines Staates find nicht Vertrags» 
verhältniffe, Sondern Ausflug einer durch die Anftalt (d. i. ihre 
berufenen Drgane) und nach ihren Geleßen vor fich gehenden 
Wirkſamkeit in Folge eines höheren Berufes. Der Vertrag 
it haufig das Mittel und die Form ihrer Entitehung, er fann 
das ſchon in der Sache geheiligte Band zwilchen Fürft und 
Volk noch perſönlich durch Treu und Glauben befiegeln und 
die in ihren Principien als nothwendig anerkannten Einrich— 
tungen nach Freiheit näher beſtimmen. Aber wenn ſie auch 
hiſtoriſch auf dieſe Weiſe durch Vertrag entſtanden find (wie 
z. B. die Magna charta in England, die deutſchen Wahl— 
kapitulationen und ſtändiſchen Freiheiten), ſo ſind ſie doch in 
ihrem Beſtande nicht als Verträge zu beurtheilen, ſondern 
als höhere öffentliche Geſetze und Einrichtungen. Sie ſind 


*) Damit iſt das Recht der Auswanderung, welches dem Unterthanen 
allerdings zuſtehen ſoll und in den meiſten Staaten zuſteht, nicht in Wider— 
ſpruch. Die Möglichkeit und Befugniß der Trennung iſt gewiß kein Be— 
weis, daß nicht vorher und urſprünglich eine Verbindung da war; und 
daß fein Gebraud von der Auswanderung gemacht wurde, fann nicht, als 
eine ftillfehweigende Einwilligung, Grund der Unterthanenpflicht ſeyn, denn 
diefe beginnt ja ſchon da, wo nod) feine Entihliefung möglid) war, und 
fogar die Nothwendigfeit felbft, fich entweder erklären oder als Unterthanen 
anjehen laſſen zu müffen, fett ſchon eine frühere Gewalt des Staates 
voraus. Auch ift die Auswanderung nirgends unbedingt frei, und mit 
Recht. Es müffen zum allermindeften zuvor die Verpflichtungen gegen den 
Staat erfüllt werden. 
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darum namentlich weder einfeitig auffindbar, wie eine Partei 
in Nordamerika die Union fündigen wollte, weil fie ein Vertrag 
jey, noch werden fie, wenn ein Theil (Fürft oder Stände) fie 
verlegt, dabei für den anderen unverbindlich. Alſo grade das 
Gegentheil. Während die Naturrechtslehrer den ganzen Staat, 
der doch hiltoriich immer in abfichtölofer Ausbildung entiteht, 
als ein Vertragsverhältniß behandeln, jo müffen vielmehr nad 
richtiger Erkenntniß jelbit jene Theile und Beitimmungen jeiner 
Verfaſſung, welche wirklich durch Mebereinfunft entjtanden ſind, 
dennoch angejehen werden, als habe eine über den Betheiligten 
jtehende Autorität fie eingeführt. 


$. 47. 
Die Theorie vom Staatsvertrag und von der über> 
tragenen Gewalt bat — Spuren bei mittelalterlichen 


Schriftitelleen (3. B. Marfilius von Padua) abgerechnet — 
zuerft und principiell Grotius aufgeſtellt)y. Hobbes hat 
fie dann weiter ausgebildet; er läßt die Menjchen aus dem 
aturzuftande heraus durch Vertrag den Staat gründen, und 
zwar durch einen doppelten Vertrag: die Einigung der Maffe, 
und die Hebertragung der Gewalt an einen Menichen oder eine 
berathende Verſammlung Y. Dem bat dann Pufendorf 


*) Deinde vero, cum juris naturae sit stare pactis ...., ab 
hoc ipso fonte jura civilia fluerunt. Nam qui se coetui alicui 
aggregaverant aut homini hominibusque subjeceraut, hi aut expresse 
promiserant, aut ex negotii natura tacite promisisse debebant 
intelligi, secuturos se id quod aut coetus pars major, aut hi, quibus 
delata potestas est, constituissent. Grot. de jure belli et pac. 
Proleg. $. 15. 

**) „Itaque intercedentibus pactis, quibus singulis singuli obligantur 
et juris donatione, quamı ratam habere obligantur imperanti, dupliei 
obligatione eivium munitur imperium, ea, quae ad concives, et ea, 
quae est ad imperantem.“ Hobbes de eive V1.20. Bergl. aud) VII. 11 
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die techniichen Namen „pactum unionis* und „paetum sub- 
jeetionis“ gegeben. Rouſſeau endlich verwirft das paetum 
subjeetionis in dem Sinne, wie es bid dahin veritanden 
war, indem die Majorität der vereinigten Maffe unveräußerlich 
die Gewalt jelbit behalte. Nach jeiner Lehre iſt bloß die Er- 
vichtung des Staates ein Bertrag, nämlich ein wechieljeitiges 
Kontrahiren Aller mit Iedem und eined Jeden mit Allen, 
dagegen die Errichtung des Gouvernements ilt fein jolcher 
wechjeljeitiger. Vertrag, jondern ein legislativer Aft der Ge- 
jammtmafje ald Souveräns, durch welche fie zuerit die Form 
des Gouvernements, ſodann die Perjonen für diejelbe beitimmt, 
jo daß dieje bloß einen Auftrag, ein Amt (commission, em- 
ploi), nicht ein Vertragsrecht erhalten. Ihm folgt Sieyes. 
Kant it fich wieder jelbit unklar‘). Die Vertragstheorie it 
aber durchweg unhaltbar. Ste ift für's Erſte im Widerſpruch 
mit aller Wirklichfeit und Meöglichkeit, da Niemand um feine 
Einwilligung gefragt wird oder gefragt werden kann. Gie 
führt fürs Andere zu der Kolgerung, daß auch fortwährend 
die Erijtenz des Staates vom Willen der Untertbanen, ihrem 
beliebigen Austritt abhängen muß, und daß der Staat feine 
andere Gewalt über die Unterthanen haben kann, als melde 
fie vertragsmäßig über ſich feſtſetzen fünnen, aljo namentlich 
feine über ihr Yeben und ihre Sreiheit, da diefes doch ihre 
unveräußerlichen Nechte find, wonad denn die ganze Straf: 
gewalt, ohne die fein Staat beitehen kann, wegfallen müßte, 


und die gefammte Deduktion. Fälſchlich betrachtet man Buffendorf als 
Erfinder der Lehre von diefem Doppelvertrage. 

*) Er ſpricht (Rechtslehre S. 165. 170) ganz im Sinne Rouffjeau’s, 
daß dieß vereinigte Volk immer Gejetgeber bleibe, dev Fürft bloß Gou- 
vernement (exefutive Gewalt) ift, und dennoch ſpricht er ©. 176 dem 
Volke den rehtmäßigen Widerftand gegen den Fürften als gejeßgebendes 
Oberhaupt ab. 
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Das Hauptargument für die Vertragstheorie, das ſchon Sidney 
vorichwebt, und Noufjeau zum Fundament ſeines ganzen 
politiichen Syftems macht, daß fein Menſch über „jeines 
Gleichen” ein Anjehen haben fünne von jelbit ohne defjen 
Zuftimmung, überſieht das, daß es ſich gar nicht um das 
Anjeben eines Menſchen als jolchen und von ihm jelbit han- 
delt, jondern um das Anjehen einer Ordnung und Anftalt in 
ihrem fittlich nothwendigen und geſchichtlich von uns überall 
vorgefundenen Beltande. Aehnlich könnte man auch behaup— 
ten, dab der Menich dem Anjehen des Nechts überhaupt, alfo 
auch der bindenden Kraft der Verträge, und dem Anſehen der 
fittlihen Gebote nicht unterworfen jeyn kann, wenn er nicht 
freiwillig ih dazu verftanden. Wohl liegt der Vertrags— 
theorie die Wahrheit zu Grunde, dab der Menſch mit Willen 
im Staate jeyn, daß er ihn als das Poſtulat feines eigenen 
fittlichen Willens erkennen ſoll. Allein diefe ſubjektive Seite 
it nur die jefundäre. Der Menſch eignet fih, zum Bewußt— 
ſeyn gefommen, den Staat au, aber er erzeugt ihn nicht*). 


*) Man glaubt häufig in dem älteften Zuftande Der germanifchen 
Bölker die Bertragstheorie hiftorifch beftätigt zu finden, weil die Gefolg- 
ſchaften freiwillig waren, umd die Herzoge und Könige urfprünglich ge- 
wählt wurden. Allein Wahlform ift noch nicht Bertragsprineip. Daß 
dagegen jeder Einzelne der Mehrzahl des Volkes oder jeines Gaues unter— 
worfen war, daß er den Bolfsgerichten zu Rechte ftehen, die Volkskriege 
mitmachen, den von der Mehrheit beftellten Führen gehorchen mußte, das 
beruhte nicht auf feiner Einwilligung. Alles das beweiſt aljo nicht mehr, 
als daß die Staatenbildung und insbefondere die Monarchie erft noch in 
ihrem Keime war, aber feinesweges die jetzige VBertragstheorie. 
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Viertes Kapitel. 
Die göttlide Inftitution des Staates. 


$. 48. 

Wenn der Staat zunächft als ein fittliches Reich der 
menjchlichen Gemeinjchaft ſich darftellt, jo it er doch, tiefer 
betrachtet, zugleich eine göttliche Inſtitution. 

Es ruht vor Allem das Anſehen des Staates auf der 
Nerordnung (Ermächtigung, Einfeßung) Gottes. Das ift 
der leßte Grund des (im vorigen Kapitel aufgezeigten) „ihm 
jelbft innewohnenden uriprünglichen Anfehens." Seine ganze 
legitime Drdnung — Geſetz, Berfaffung, DObrigfeit — hat 
daraus ihre bindende Macht. Insbeſondere hat die Obrigkeit 
Anjehen und Gewalt von Gott. Sie ilt von Gottes Gnaden. 
„Wo aber Obrigfeit ift, die ift von Gott verordnet (Teraynevn)” 
(Röm. 13). Bon fich jelbit kann fein Menſch obrigfeitliche 
Gewalt über andere Menjchen haben, aucd nicht die Sämmt— 
fichen über den Einzelnen. Noch auch können die Menjchen 
durch DBertrag, obrigfeitliche Gewalt gründen, da fie über ihr 
Leben und ihre Freiheit nicht verfügen, daher nicht Semandem 
Gewalt einräumen fünnen. "Das ift das göttliche Recht der 
Dbrigfeit‘). Es hat feine Geltung in allen Staatsformen, 
für die Komitien und Magiftraturen in der Nepublif nicht 
minder ald für den König in dev Monarchie, für den Wahl- 
wie für den Erbfönig. Denn wenn auch die Perfonen für die 


*) Die Gegenüberftellung von Autorität und Majorität, deren 
ich mich in der Antwort auf einen ganz unerwarteten Angriff Bafier- 
mann’s bediente (Erfurt, 15. April 1850, |. meine Reden ©. 86) ift von 
da an das Schlagwort auch für die entgegengeleßteften Parteien geworden, 
ein Zeichen, daß fie den Brennpunkt des politiichen Kampfes in unferer 
Zeit getroffen. Diejelbe hat aber ihren Fetten Grund in nichts Anderem 
als hierin, ob die Obrigkeit von Gott ift oder von den Menjchen. 
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Obrigkeit durch die Wahl bezeichnet werden, jo gründet ſich 
doch ihr Amt und Anfehen jelbft nicht auf Willen und Ermäch— 
tigung der Wähler, ſondern allein auf Gottes Gebot und 
Ermächtigung. Die göttliche Inſtitution des Staates und feiner 
Dbrigfeit bedeutet nun zwar bloß, daß das Anjehen derjelben 
ih auf Gottes Gebot und Drdnung, nicht daß es fidh 
auf Gottes unmittelbare (die Natur ducchbrechende) That 
gründet; es bleibt darum die völlige Freiheit der Menjchen 
(Nation), in diefer oder jener Verfaſſung zu leben, unverfürzt. 
Aber jene göttliche Inftitutton bedeutet wieder nicht bloß, daß 
der Staat überhaupt Gottes Gebot ift, ſondern auch, daß 
überall die beitimmte Verfaſſung und die beftimmten 
Perſonen der Obrigkeit Gottes Sanktion haben. Hierauf ift nun 
der Hauptangriff gegen die göttliche Inſtitution des Staates 
gerichtet. Man entgegnet, von Gott und feiner Ordnung laffe 
fich doch immer nur ableiten, daß die Menjchen überhaupt in 
Staaten leben jollen, nicht aber der Beltand des beitimmten 
Staates, der beitimmten Berfaffung, des beitimmten Fürften. 
Wie dieß Alles offenbar von Gott unmittelbar nicht vorge- 
ſchrieben noch bewirkt jey, fondern immer von den Menjchen 
ausgehe, jo fünne es auch immerdar nur von menjchlicdyem 
Willen abhängen. Der Gehorfam gegen die bejtimmte Ver— 
faffung, gegen den beftimmten König, Iafob oder Wilhelm, 
fünne deßhalb nicht auf Gottes Sanktion, ſondern nur auf 
die freie Zuftimmung der Menjchen gegründet werden. Sp 
Rouffeanu*). So auch die Jeſuiten“). Dagegen tft zus 

*) „Il n’est pas clair, que Dieu veuille qu’on prefere tel gouver- 
nement à tel autre, ni qu'on obeisse à Jacques plutöt qu’a Guillaume. 
Or voilä de quoi il sagit.“ Rousseau lettres de la Montagne. 

**) Das ift ausführlich und zweifellos dargelegt in meinen beiden 
Schriften: „Der Proteftantismus als politiihes Princip“ ©. 24 folg. und: 
„Die katholiſchen Widerlegungen“ S. 8— 14. 

1122. 12 
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nächſt ſchon das zu erwägen, daß der beftimmte Staat (Frank— 
reich, England), die beitimmte Berfaffung, die beitimmte Dy- 
naftie zwar mittelft des menjchlichen Willens, aber doc) nicht 
durch den menschlichen Willen entitehen, jondern als das un— 
berechenbare Ergebniß vieler ſich durchkreuzender und, einzeln 
betrachtet, auf etwas ganz Anderes gerichteter Willen, eine 
höhere bewirfende Urjache vorausſetzen, die, wenn nicht ein 
finnlofer Zufall, jo eben Gottes Fügung tit, was fi wohl 
unterjcheidet von unmittelbarer, die Natur durchbrechender That 
Gottes. Aber ſelbſt die Thatjache zugeltanden, daß menjchlicher 
Wille dieß Alles bewirfe, jo folgt doch daraus noch gar nicht, 
dab es auch auf menjchlihen Willen fein Anjehen ſtützt und 
vom menichlichen Willen abhängt. Sondern, ſowie der menjch- 
(he Wille, der Wille des Volkes, den beitimmten Staat, die 
beitimmte Verfaſſung, die beitimmte Dynaftie gegründet hat, 
jo löſen fich dieſe auch jofort von ihm, fie find damit eben 
Staat geworden, und binden daher aljogleich als Staat, 
eben weil der Staat göttlihe Drdnung tft, diejenigen, jo fie 
errichtet, nicht minder ald die Nachfommen, jo fte vorfinden. 
Die Menſchen haben daher allerdings unbedingt Macht und 
Fug, To lange noch Nichts beſteht, die oder jene Verfaſſung 
feitzufegen, den Iatob oder Wilhelm zum Könige zu machen. 
Allein, jowte die geichehen, iſt eben diefe Verfaffung Staat, 
it der Jakob König und tft Alles diejes nun zur gottverordneten 
Autorität über ihnen geworden, jo daß ſie die Berfaffung nicht 
ändern dürfen, außer nach ihren eigenen Gejeten, den König 
nicht entfernen, außer nach feinem eigenen Willen”). Dieß 
jagt auch deutlich der Ausipruch: „wo Obrigkeit tft, da iſt fie 
von Gott." Aehnlich ift ja auch die Ehe eine Ordnung Gottes, 








*) Auf diefer Verwechslung beruht die Argumentation von Sidney 
discourses of civil government. Cap. I. sect. 6. 
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und obwohl auch bier von Gott weder vorgefchrieben noch 
fichtbar gefügt tit, dab eine Zungfrau den Safob oder den 
Wilhelm eheliche: jo wie fie den Safob geheirathet, fo iſt grade 
ihr eheliches Band zu Jakob Gottes Ordnung und Gebot. 
Der Staat aber, da er nicht ein Merk jedes einzelnen Men— 
hen, jondern nur der Gemeinschaft als eines Ganzen tft, 
wird in der Geftalt Gottes Drdnung, in der er durch die 
Gemeinſchaft, jey es in bewußtem Akte oder in Sitte und 
Herfommen, gebildet worden ilt*). 


$. 49. 


Es ruht aber auch der Beruf des Staates auf dem 
Dienite Gottes. Es iſt Gottes Gebot für das Gemein: 
(eben — Gerechtigkeit, Zucht, Sitte — das er handhaben, es 
iſt Gottes Herrichaft, die er aufrichten ſoll. Die Obrigkeit iſt 
nad) dem Ausipruche der h. Schrift (Röm. 13) nicht bloß 
„von Gott verordnet”, jondern fie iſt auch „Gottes 
Dienerin" (den Srdxovos, dei minister). Das bedeutet 
auch hier wieder nicht, daß die Anordnungen der Obrigfeit 
jelbit ald Gebote Gottes zu betrachten jeyen, ſondern daß es 
ihr Amt ift, Seine Gebote aufrecht zu halten. Die Obrigfeit 
it darum von Gott nicht bloß in dem allgemeinen Sinne, wie 
alle Rechte von Gott find, jondern in dem ganz Ipecifiichen 


*) Die Frage, ob die Empörung nit ausnahmsweife, alfo gegen 
das Prineip, in Fällen der äußerften Noth und Unterdrüdung, da wo 
das menſchliche Organ Jakob die göttliche Ordnung, der es dienen fol, 
aufs Tiefſte verlett, geftattet fey, ift eine ganz andere. Hier handelt es 
fih nur um das Prineip als ſolches. — Man kann diefe Frage — deren 
Beantwortung nicht diefes Ortes ift — bejahen, wie 3. B. Burfe, ohne 
deßhalb den Staat auf menschlichen Willen zu gründen, ebenfo wie man 
ausnahmsweife die Eheicheidung zulaffen kann, ohne deßhalb Pprincipiell 
die Ehe auf menihlihen Willen zu gründen, fie als ein Vertragsver— 
hältniß zu betrachten. 


12* 
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Sinne, daß es das Werk Gottes ift, das fie verfieht. Sie 
übt ihr Necht nicht bloß nach Gottes Ordnung, wie auch der 
Figenthümer, der Bater, jondern ſie übt es für Gottes 
Ordnung. Es iſt nicht ein bloßes eigenes Necht, ein eigener 
Bett, ſondern eine göttlihe Milfton. Die Gewalt über Leben 
und Freiheit der Menfchen und zu dem Zwede, eine höhere 
fittliche Drdnung berzuftellen, kann nte das bloß eigene Necht 
eines Menfchen über den andern jeyn, gleichwie das Necht 
eines Ehegatten über den andern, des Vaters über die Kinder, 
fondern nur ein im Amte Gottes geübtes Recht. Nur als die 
„Dienerin Gottes" ift die Dbrigfeit die „Nächerin zur Strafe 
über den der Böfes thut." Darum ift auch die Obrigfeit mit 
der Majestät umfleidet; denn die Majeität ift die fpecifiiche 
Attribution Gottes als der abjoluten realen und fittlichen 
Macht und des Nächers des Geſetzes. Hierin liegt in jenem 
fetten Grunde jener generiiche Umterichted der Hffentlichen Ge— 
walt (imperium) von aller Privatgemwalt, jey dieſe Geſellſchafts— 
gewalt oder häusliche Gewalt (potestas) ($. 3), und liegt in 
jeinem fetten Grunde jener durch und durch öffentliche Charakter 
des Staates ($. 37); nur um dehwillen, weil der Staat zum 
Dienite eines Höheren, zum Dienfte Gottes vorhanden tit, muß 
in ihm alles Perfönliche, Private, bloß Menfchliche fich unter- 
ordnen, und das Anftaltliche, das eigentlich Organiſche hervor: 
treten — nur um deßwillen ſtehen Obrigfeit und Volk gemeinfam 
unter einer höheren Nothwendigfeit, auf die ihre Befugniffe 
und ihre Wirkſamkeit bezogen find. Es ift aber danach auch 
der Zweck des Staates nicht bloß eine Erfüllung fittlicher 
Drdnungen, jondern auch ein Dienft und Gehorjam gegen 
die Perſon Gottes umd die Aufrihtung eines Neiches zur 
Ehre Gottes, und alfo follen Obrigkeit und Volk ihn be— 
trachten. 
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Es ruht endlih auch die Wirkſamkeit des Staates 
in der That, wenn gleich verborgen, auch auf dem Einfluſſe 
Gottes. Zwar jene Durchdringung Gottes und des Menſchen— 
geſchlechts, nach welcher er göttliches und menſchliches Reich in 
untrennbarer Einheit wäre, iſt in dem irdiſchen Zuſtande der 
Gottentferntheit nicht möglich. Dennoch aber iſt es nur der 
göttliche Hauch, der die Staaten bildet und erhält, und tft der 
Staat ein Werkzeug in Gottes Hand. Gott legt den Menjchen 
— je nach eimem jeglichen Zeitalter und jeglichen Volke — 
in’s Herz, welche Drdnung fie beritellen, welche Ziele fie an- 
jtreben jollen. Mögen dann Einzelne und Maffen, Herrſchende 
und Gehorchende ihm auch widerjtreben, die Macht der Ge- 
meinjchaft über die Einzelnen, die Macht der die Gejchlechter 
überdauernden Einrichtung behält den Sieg, und wie dann 
auch die Menſchen innerlich zu Gott ftehen mögen: für den 
allgemeinen Außeren Zuftand muß mehr oder weniger jein Gebot 
erfüllt werden. Ja Gott hat, da er den Menfchen die unbe- 
gränzte Freiheit gab, das fittliche Gebot zu befolgen oder nicht, 
eben dieje Macht der Einrichtung befeftigt, Damit fie eine Schranfe 
jey gegen den äußerſten Abfall des ganzen Menjchengeichlechts. 
Debgleichen wenn der Staat, wie wir gejehen, jener Führung 
in der Geſchichte dient, welche die Zuftände und die Bildung 
des menschlichen Sejchlechts in künftleriichem und providentiellem 
Gange durch die Völker und Epochen durch zu ihrer leiten 
Entfaltung bringt (1.8. 15), jo dient er damit dem lebendigen 
Gotte, der da die Geichichte fügt, und Iteht unter ſeinem Einfluffe. 

So hat Gott, nachdem er jeine perfönliche und unmittelbare _ 
Wirkſamkeit aus der Zeitlichfeit um der menfchlichen Schuld willen 
zurücdgezogen, doch auf wunderbare Weiſe dieſe Anftalt über 
die Menjchen gelebt, aus ihnen jelbjt gebildet, aber mit jeinem 
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Anſehen bekleidet und feinem Einfluffe zugänglich, daß fie in 
jenem Namen ihren ganzen äußeren Zuftand beherriche. Der 
Staat ift hiernach die Anftalt Gottes für diefen Zuftand. Er 
foll ihn am Gottes Statt ordnen, fördern, Verletzung der 
Drdnung ftrafen, eben damit aber auch den fittlich-vernünftigen 
Willen der menschlichen Gemeinjchaft bewähren, das iſt ihren 
Gehorſam, Gottes Drdnung aufzurichten und ihre eigene Ein— 
ficht in die Weisheit diefer Drdnung. Dazu iſt der Staat 
ausgeftattet mit der Majeſtät Gottes und ſeiner Machtvoll- 
fommenbeit auf Erden. Er it, wenn aud) in der getrübteiten 
Meile, immerdar ein göttlich-menſchliches Neid. 


$. 51. 


Beruht hiernach das Anjehen des Staates in jeinem tie 
feren Grunde auf göttliher Vollmacht, jo kommt es doch ver- 
möge der Selbititändigfeit, die Gott allen jeinen Schöpfungen 
und Einrichtungen verleiht, und vermöge der Zurüdztehung 
aller unmittelbaren und fichtbaren Wirkung Gottes aus der 
Zeitlichfeit, dem Staat in völlig Jelbititändiger Weiſe zu. 
Es iſt zunächſt und unmittelbar ein ihm ſelbſt innewohnendes 
Anſehen und verbleibt ihm unbedingt auch dann, wenn er es 
gegen den Zweck, für welchen es ertheilt iſt, gebraucht (J. F. 35 
und 45). Nur hat es vermöge jenes ſeines Urſprunges eine 
Gränze da, wo das unmittelbare Gebot Gottes ſpricht; 
man darf der Obrigkeit nicht gehorchen, wenn ſie Verlegung 
apodiktiicher religiöſer oder fittlicher Vorſchriften anordnet. Es 
iſt hiernach keinesweges der Rechtsgrund des Staates in 
der göttlichen Vollmacht zu ſuchen, dieſen hat der Staat in 
ſich ſelbſt, weil er eben die realiſirte Rechtsordnung iſt. Es iſt 
ſein Recht, nicht das Recht Gottes, welches die Unterthanen 
vechtlich bindet. Nur der tiefere ſittliche Grund für den 
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Staat, ebenjo wie fir das Necht felbit, liegt in der göttlichen 
Vollmacht. Darum ift auch ein Staatsbefehl, der Gottes 
Gebot widerftreitet, keinesweges unrechtmäßig, denn der Staat 
ift jelbit die Duelle aller Nechtmäßigfeit, fondern bloß fittlich 
unverbindlich und fittlich zum Nichtgehorfam auffordernd für 
‚Alle, die Gottes Gebot erkennen. Darum kann auch ein der 
Religion völlig entkleidetes Volk immer noch eine Anerkennung 
des Staates als einer höheren, in ihm jelbit gegründeten 
Autorität möglicherweije behalten, und es iſt umgefehrt auch 
für das Volt, das den Glauben bewahrt, diefe Selbitjtändigfeit 
der Stantsautorität nicht aus den Augen zu verlieren. Der 
Streit über das göttliche Necht der Obrigfeiten Icheint deßhalb 
zunächit betrachtet mehr ein veligiös philofophiicher als ein 
rechtlich politiicher Streit. Denn Recht und Politif haben es 
an und für ſich bloß mit dem Grundfaße zu thun, daß der 
Staat und bez. der König jein Anjehen von fich hat, nicht 
durch Die Unterthanen; ob dagegen dieſes im fich gegründete 
Anſehen von Gott ausfließt, oder von der Weltjubjtanz, oder 
. von einer mechantichen Nothwendigkeit, iſt rechtlich und politiſch 
zunächit nicht in Frage. Allein einerjeits erjcheint Doch die 
Aufgabe des Staates ganz anders, wenn er von der Perjon 
Gottes völlig gelöft wird. Andererjeits kann fih das Anſehen 
des Staates thatjächlich nicht erhalten, jo wie der Glaube an 
die göttliche Sanktion entſchwunden it, ſondern es iſt dann 
Jeder geneigt, feinen Willen, und ſohin das Volk jeinen, d. t. 
der Maffen Willen als Duelle und Richtſchnur der Staat- 
gewalt geltend zu machen. Darum hat das göttliche Necht 
der Obrigkeit dennoch nicht bloß das religidfe Intereſſe, daß 
die menjchliche Yebensordnung auf Gott bezogen werde, jondern 
auch das politiſche Iutereffe, daß der Staat und jeine Ver— 
faffung dieſe tiefere Befeſtigung und Bürgihaft erhalte. — 
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Das menschliche Anjehen im Staate darf nimmermehr (theo- 
fratiih) mit dem göttlichen Anfehen vermengt, aber es muß 
nothwendig (religiös) auf das göttliche Anſehen gegründet 
werden. 

Mit diefem Allen wird das Anſehen des Staates feines- 
weges auf die Thatſache der Offenbarung gegründet, jondern 
auf Gottes Drdnung und Ermächtigung, die Schon unjer Ge— 
wifjen bezeugt und die Offenbarung nur ficherer und vollfom- 
mener fund gibt und ausprüdlich bekräftigt, und wie die Gebote 
und Ordnungen Gottes überall nicht von der menjchlichen 
Erkenntniß derjelben und den Mitteln für dieje Erkenntniß ab- 
hängen, jo gilt das Anjehen des Staates und der Obrigkeit 
auch da, wo die chriftliche Dffenbarung nicht gekannt iſt oder 
wo der Unglaube fich von ihr emancipirt bat. 


$. 32. 


Die Griechen falfen den Staat in unbefangener Beobachtung 
als eine gegebene fittliche Autorität. Das ift ein Mangel der 
Erkenntniß des tieferen Grundes diefer Autorität, wie einer 
wejentlichen Seite in der Bedeutung des Staates, aber feine 
Läugnung. Das Mittelalter übertreibt die Gottverordnetheit 
der Obrigkeit zu theofratiicher Auffaffung. Die Reformation 
erfennt die göttliche Snftitution der Obrigkeit in ihrer Nein: 
heit”). Die neuere Nechtsphilofophte (Grotius bis Kant 
und Rouſſeau) entzieht dem Staate die jelbititändige Autorität, 
und gründet ihn bloß auf die Einwilligung feiner Glieder, aus der 
ſich aber nie ein Staat und eine Autorität ergibt. Die ſpekulative 
Rechtsphiloſophie (Schelling und Hegel) hat die jelbit- 
ftändige Autorität defjelben wieder zur Einſicht gebracht, aber 


*) Augsb. Konf. art. 16. Gerh. Loci (loc. 25 p. 1. cap. 3. sect. 1), 
Mein Vortrag: „Der Proteftantismus als politiihes Princip.” 


4. Kapitel. Die göttlihe Inftitution des Staates. 185 


fie nimmt dieje nicht, wie die Griechen, als eine gegebene an, 
jondern gründet fie darauf, dat fie den Staat jelbit zu Gott — 
nämlich zu einer und zwar einer der höchſten Entwidelungs- 
ſtufen Gottes — madt*). Das iſt auch, die ganze pantheiftiiche 
Weltanſchauung vorausgelebt, folgerichtig und übereinſtimmend; 
aber die Unhaltbarfeit eben diejer ganzen Weltanfchauung ift 
in dieſem Werfe nachgewiejen worden ”*). 


=) „Sie ift nit Konftruftion des Staates als ſolchen, fondern des 
abjoluten Organismus in der Form des Staates, das unmittelbare und 
fihtbare Bild des abjoluten Lebens.” Schelling afad. Stud. ©. 235. 
Ebenjo bei Hegel Rechtsphiloſ. 8. 257. „Der Staat ift der fittliche 
Geift, als der ſich felbft deutliche ſubſtantielle Wille“ d. i. eben der Gott. 
Daher „der Staat ift der Geift, der in der Welt fteht” — „es ift der 
Gang Gottes, daß der Staat if” — „man muß vielmehr die Idee 
des Staates, diejen wirfliden Gott, für fid betradten“ 8. 258 
Zuf. „Der Staat ift göttliher Wille, als gegenmwärtiger fi) zur wirklichen 
Geftalt und Organijation einer Welt entfaltender Geift” — „Gott ift die 
allgemeine Idee, und in diefem (dem religiöfen) Gefühl das Unbejtimmte, 
das nicht dahin gereift ift, das zu beſtimmen, was im Staate als ent- 
widelt da iſt.“ Anmerk. zu 8. 270. Daraus fümmt aud die Polemik 
Hegels gegen die, welche die göttliche Autorität des Staates bez. Fürften 
von einem Gott außer und über dem Staate ableiten, ftatt im Staate 
jelbft den verwirklichten Gott zu begreifen.. $. 279 Anm. am Schluffe. 

*) Die vulgäre Anffafjung, namentlich aud in den Lehrbichern des 
pojitiven Staatsrechts, geht noch jet — nachdem es mit der rationalifti- 
ihen Bhilofophie zu Ende ift — meift entichieden gegen die Begründung 
des Staates aus Berordnung und Ermädhtigung Gottes. Man wagt 
jedody nicht mehr, ihr die Begründung aus Vertrag, da fie fid) als revo— 
Intionär erwiejen, oder in entichiedener Gottesläugnung die Begründung 
aus Emanation der Weltvernunft (des unperſönlichen Gottes) entgegenzit- 
jegen. Man jetst ihr daher einfach und ohne alle Erörterung des Wie 
und Warum, die Begründung aus der Bernunft („VBernunftpoftulat“, 
„vernünftige Erfenntniß“, „Vernünftigfeit des Staates“) entgegen. Das 
ift ein Proteus; denn Vernunft wird in jo verjchiedener Bedeutung ge- 
nommen, daß man fie fhwer bei einer fejthalten fann. Die Philoſophen 
verftehen unter Vernunft das reine Denkgeſetz, aus welchem, wie fie for- 
dern, das Sittengejet erſt abgeleitet werden fol. Die nichtphilojophiichen 
Schriftfteller dagegen verftehen unter Vernunft ganz umd gar nicht das 
reine Denkgeſetz, ſondern jchlehthin das (uns eingeborene) Sittengeſetz, 
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Fünftes Kapitel. 


DEE LEN RZUN LS. EWAÄNT TR: 


8:58, 
Als fittlich intelleftuelles Neich ift der Staat eine reale 
und freie Macht der Bebherrichung, aber auf dem Grunde 


wobei fi jedoch meiſtens in einem gewiſſen Helldumfel die Rückſicht der 
Zwedmäßigfeit beimifcht, daß nämlich) unfere Bernunft (Verftand?) ums 
jagt, wir fünnen nur im Staate ein gefichertes, befriedigendes, unferer 
Beftimmung entjprehendes Dafeyn führen, und wir uns deßwegen mora- 
fh und vehtlih gebunden erkennen, den Staate anzugehören und zu 
- gehorchen. Bei aller der Bagheit des Begriffes der Vernunft ift aber 
do der Kern überall derfelbe: ein vein menſchliches, von Gott unab— 
hängiges Prineip, ein dem Menſchen jelbft innewohnendes und der menſch— 
lihen Natur entjpringendes (alfo nur immanentes nicht tranfcendentes) 
Geſetz, das auch grade jo befteht und bindet, wenn es feinen Gott gibt, 
bei deffen Zugrundelegung man daher eine neutrale Stellung zu Glauben 
an Gott oder Gottesläugnung einnehmen kann. Es ift das Intereffe, die 
menschliche Ordnung von Gott zu löfen, die Obrigfeit auf bloß menjch- 
liches Bewußtfeyn und bloß menſchliche Beziehungen zu gründen, als Beruf 
des Staates nur die Vervollkommnung (Bernunftmäßigfeit) menfchlicher 
Zuftände, nicht den Gehorfam gegen Gott zu betrachten. Deßhalb ſtellt 
man ſich eben in Gegenſatz gegen die „religiöfe Begründung“, und gegen 
Alles, was „nur Sade des Glaubens, nicht des vernünftigen Erfennens“ 
jeyn kann, freilid) ohne zu prüfen, was für den Staat nod übrig bleibt, 
wenn Alles, was Sache des Glaubens ift, aus ihm getilgt wird. Folge— 
richtig müßte man auch den Tilel „König von Gottes Gnaden“ umwan— 
dein in „König Fraft dev Vernunft“ (oder „der vernünftigen Weberzeugung 
der Staatsbürger“), und die Eide, die den Staat zufammenhalten (Huldi- 
gungs-, Berfaffungs-, Amts-Eid) ftatt bei Gott bei der Vernunft ſchwören 
laffen. Es macht dabei feinen wejentlichen Unterfchied, ob man die „ve 
ligidfe Begründung“ einfach und grade beftreitet, oder ihr effeftiich eine 
gewiffe Anerkennung zollt als „einer jehr würdigen Anficht über das 
Berhältniß der Staatsgewalt zu den Unterthanen“ und als einem „Beleg“ 
für die Nothwendigfeit einer „vernünftigen Nechtfertigung des Staates 
über dem bloßen Faktum“, dabei aber doch den wirklichen Grund des 
Staates und der Obrigkeit nicht in der Verordnung Gottes, fondern in 
der „Berniünftigfeit“, „VBernunftnothwendigfeit“ findet (Zöpfl und ähn— 
ih ſchen Maurenbrecher). Solche Emanceipation der menschlichen 
Lebensordnung von Gott und ſolche Neutralität zum Gottesglauben ift 
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fittlich verftändiger Ordnung. Seine Herrichaft hat darum 
ein doppeltes Clement: die Obrigkeit oder Staats— 


dom religiöjen Standpunkt aus an ſich unzuläffig, aber diefe Bernunft- 
begrüindung ift auch vom wiffenihaftlichen Standpunkt aus nit haltbar. 
Aus der menschlichen Bernunft läßt fih nicht der Staat felbft, feine Voll— 
macht und Gewalt über die Menſchen, ableiten; jondern nur eine Auf- 
forderung (ein „Boftulat ) für die Menſchen, den Staat zu errichten, bez. 
ihm zu geboren. Es bedarf danach immer erft noch, daß fie fich (ein 
Feder) von der Aufforderung überzeugen ımd zu ihrer Erfüllung frei 
entihließen. Begründung des Staates aus der Vernunft ift daher nicht 
möglich ohne die Bermittelung des Vertrages. So haben es auch 
alle gründlichen Denker (Kant, Rouſſeau) angefehen, Vernunft poftufive 
den Staat, aber daß der beftimmte Staat die beftimmten Menfchen binde 
und zwingen dürfe, dazu bedarf es erſt ihrer freien That, des Bertrages, 
durch welchen fie jenes Poftulat erfüllen. Ohne das bleibt der Zwang, 
den der Staat über die Menjchen auch dann, wenn fie dev Vernunft— 
forderung nicht entjprechen wollen, übt, immer ungerechtfertigt, eine bloß 
thatſächliche Gewalt, ein gefhichtliher Zuftand. Vollends gibt die Ab- 
leitung des Staates aus der menschlichen Vernunft nicht die Erklärung 
für diejenigen feiner Befugniffe und feiner fittlihen Eindrüde, die grade 
das Bereich der Berhältniffe unter Menſchen überragen, wie das Gericht 
über Leben und Tod, die Majeftät der Obrigkeit, noch auc gibt fie die 
Erfärung für feine thatſächliche Macht, daß er troß der Unvernunft der 
Menſchen dennoch fich über ihnen erhält. Es ift aber iiberhaupt undenkbar, 
daß ein Gebot oder das bindende Anjehen einer Inftitution fi auf unfere 
Bernunft gründe. Unfere Vernunft kann wohl Zeugniß geben von einem 
Gebote und von dem bindenden Anfehen einer Inftitution, aber fie kann 
nicht jelbft der Grund dieſes Gebotes nder Anfehens, nicht ſelbſt das 
Bindende jeyn. Nur eine Macht über ums, die zugleich die fittliche und 
reale Urmacht ift, fan uns ein Gebot auflegen, fanı einer Inftitution 
ein Anfehen über uns verleihen il. $. 34). Man muß daher entweder 
Gott läugnen und den Staat auf die unperſönliche Weltmacht — Materie, 
Subftanz, Bernunft in dem Sinne der das Univerfum bildenden Macht — 
gründen (und auch von diefer kann in der That nur eine Nöthigung, nicht 
eine fittliche Aufforderung kommen); oder aber, wenn man an den lebendigen 
perfönlichen Gott glaubt, jo muß man die fittlihen Gejege als Seine Gebote 
erfennen, und muß man das Anjehen des Staates auf Seine Sanftion grün— 
den. Was in der Mitte liegt, jedes Dritte ift ein Ungedanfe. Darum wenn 
gefagt wird: „auf das religiöfe Gebot jeid unterthan der Obrig- 
feit läßt fich jo wenig die Rechtslehre vom Staate als auf das Gebot 
die Sünde zu meiden eine Strafrechtstheorie gründen“; jo gilt davon 
in Wahrheit grade das Gegentheil. Eine Nechtslehre vom Staate läßt 
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gewalt (imperium)*), d. t. die Gewalt, die von Menjchen 
geübt wird, und das Gejet (lex). Jene iſt die Macht per- 
jönlichen Willens (jey es einer natürlichen Perjönlichfeit, eines 
Fürften, oder einer künſtlichen Perjönlichkeit, einer konſtituirten 
Berfammlung), dieſes die dauernde Gefinnung, die dem wahr: 
haft perfünlichen Willen zu Grunde liegen muß (1. $. 7), „das 
Ethos“ des Staates (Niebuhr), wie ed aus der nationalen 
?ebenswürdigung hervorgeht ($. 3), das fi) aber für den 
Staat vermöge jeiner Natur als äußere Anftalt auch nur in 
äußerlich abgegränzten Negeln fund geben fann. Durch beide 
vereint hat denn die Herrichaft des Staates den vollen 
Gharafter perfönlider Herrſchaft“. 


fih im Leßten auf gar nichts Anderes gründen als auf das Gebot: „feid 
untertban der Obrigkeit“ und eine (philojophijche) Strafrehtstheorie auf 
nichts Anderes als auf das Gebot: „Sünde zu meiden.“ Ohne jenes 
Gebot wäre fein Unterthan zum Gehorfam gegen die Staatsgewalt ver- 
bunden, ohne diefes Fein Verbrecher ftrafbar. — Es ift aud das fein 
Ausweg, daß man die „auf vernünftiger Erfenntniß beruhende gemein- 
fame Ueberzeugung der Glieder des Gemeinwejens” die „wandelbare 
Kechtsiberzeugung“ zur Grundlage „wie des Nechtes überhaupt“ fo auch 
der Obrigkeit macht (Zahariä), und jo gleihjam dem Prineipe der ra— 
tionaliftiihen Philofophie, der Vernunft, das Princip der hiftorifchen Ju— 
riftenshule, das Volksbewußtſeyn („nah Puchta“), hinzufügt oder ſub— 
ftitwivt. Das genügt weder für das Recht überhaupt (Il. 8. 20), nod) 
für die Obrigkeit insbejondere. Denn die Frage ift eben die, was dev 
Grund diefer „gemeinfamen Ueberzeugung“ ift Hinfichtlich der Obrigkeit, 
des Eigenthums, Erbrehts u. ſ. w. und welches die richtige Rechtsüber— 
zeugung ift, ob 3. B. die „wandelbare Nechtsiberzeugung“ des franzöft- 
schen Volkes, daß es über den König Gericht halten dürfe, die richtige 
war. Bertrag oder Bernunft find eine faljhe Begründung der 
Obrigkeit, Volksbewußtſeyn ift gar feine Begründung. 

*) Obrigfeit und Staatsgewalt bedeuten dafjelbe, erſtere mehr von 
der perjönlichen und fittlichen, Teßtere mehr von der anftaltlichen und 
mehanifhen Seite. Nach der Aufgabe diejes Kapitels ift deßhalb die 
letstere die angemeffenere. 

**) Das ift nicht, daß eine menschliche Perfon die Herrſchaft führe und 
diefe auf der Gefinnung diefer menſchlichen Perſönlichkeit ruhe; jondern 
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Geſetz und Staatögewalt verhalten fich demnach zu ein- 
ander wie im einzelnen Menjchen (1. $. 39—41) die Gefinnung 
(Charakter) und der Wille (Kraft des Entichluffes). Das 
Geſetz iſt Grund und Vorausſetzung der Staatsgewalt, durd) 
welches fie Staatsgewalt tft (Geleße über Negierungsform, 
Thronfolge), und tft theils Schranfe, theils poſitiver Beſtim— 
mungsgrund ihrer Ausübung, fie darf e8 nicht überichreiten 
und muß es vollziehen. Auf der anderen Seite ift die Staats: 
gewalt wieder Grund und Vorausjeßung des Geſetzes — es 
gilt durch ihr Anjehen, und ſie hat Macht e8 abzuändern und 
fortzubilden, und herricht die Staatögewalt in weiter Sphäre 
frei innerhalb des Geſetzes. Es beiteht zwiichen Gejeß und 
Staatögewalt, wie in der Perfönlichkeit (1. F. 4) und in dem 
Organiſchen, wechjeljeitige Borausjeßung und Wechſelwirkung, 
und doch hat jedes jein eigenes jelbititändiges Bereich. Da— 
gegen führt ed nothwendig zum Staatsabjolutismus (Hobbes, 
Rouſſeau, ſ. o. $. 41), wenn man bloß die Staatögewalt, 
wäre die auch Das ſouveräne Volk (volonte generale), als 
das Erſte und das Geſetz ald Produkt deſſelben betrachtet, 
ftatt letzteres al8 eine ebenſo uriprünglich vorhandene Macht 
anzunehmen. 


$. 54. 


Die Staatsgewalt iſt ihrem Wejen nach untheilbar Eine, 
wie jede Periönlichkeit, jeder Wille. Sie fann nicht zertheilt 
werden in mehrere Gewalten und an mehrere Subjefte, ſon— 
dern fie muß Ein Subjeft, Eine Perjönlichfeit jeyn (Fürft, 
oder organifirte Verſammlung, oder beide zuſammen als Ein 
Subjekt). In dieſer Einheit it fie die Souveränetät 
daß die Herrihaft des Staates eine perjünliche jey und daher auf einer 
Gefinnung des Staates ruhe. 
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(Staatshoheit, Machtvollfommenheit). _ Aber ihrer Ausübung 
nach unterliegt fie verichiedenen Bedingungen und hat verichte- 
dene Dryane unter dem Souverän, mehr oder weniger Telbit- 
ftändig gegen ihn. Dieſe Berichiedenheit beruht auf dem ver: 
ichtedenen Verhältniß ihrer Berrichtungen entweder zum Geſetz 
als der anderen Macht im Staate, oder zum Nechte des In— 
dividuums. Nämlich die Staatsgemalt ändert oder erläßt das 
Geſetz — Gejebgebung, oder jte herricht nach dem Geſetz 
und bez. innerhalb des Geſetzes — Negterung, oder fie greift 
in den Nechtsfreis des Individuums zur Miederheritellung 
des verlebten Geſetzes — Gericht. Hierauf gründet fich die 
Gintheilung der Staatsgemwalt. Doc, find dieß immer 
nur DVerrichtungen einer und derſelben Staatsgemwalt, die im 
Souverän ihren Sit hat, und es ift unangemeffen, fie als 
eigene Gewalten zu behandeln. 

Der Eintheilungsgrund der Staatögewalt kann aber nur 
diefer innere Gehalt ihrer Thätigkeit ſeyn. Dagegen eine Ein- 
theilung nach ihren verjchtedenen Drganen (bei welcher man 
eine Gewalt des Könige, pouvoir royal, der Miniſter, der 
Stände, der Gemeinden, der Gerichte, des Militärs unter: 
jcheiden müßte), oder nach der äußeren Form ihre Thätigfeit 
(wo man eine vegelgebende, bejchließende, berathende, verhin— 
dernde, ſubſumirende, ausführende, beauffichtigende, mittheilende, 
wählende Gewalt unterjcheiden müßte) ift im Allgemeinen nicht 
ausführbar, da fich dieß Alles nur an die beſtimmten Einrich- 
tungen anjchließt, und wäre müßig und zwecklos. 


$. 55. 


Die Souveränetät iſt ſonach die erfte, urſächliche und 
oberite Gewalt, die alle Drgane und VBerrichtungen bedingt 
und umschließt, fie alle entweder pofitiv bejtimmt oder doch 
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wenigſtens negativ begrängzt*). Sie iſt der Herricherwille, der 
im ganzen Bereiche des Staates gegenwärtig und wirkſam ift, 
feine innerfte Perfönlichfeitt. Der Souverän vepräfentirt 
deßhalb den Staat nad innen und außen. Er allein ver 
anlaßt alle Verrichtungen der Staatögewalt und ernennt 
deßhalb die Drgane, wenigſtens die oberften, für diefelben ; er 
allein extheilt ihnen die Geltung und Autorität; er führt 
die oberste Aufiiht über Sie. Cr beitimmt aber nicht 
minder auch den Inhalt derjelben, ſoweit ihm nicht beiondere 
Schranken gejebt jind**). Eine Souveränetät, die in der leeren 
Macht der formalen Veranlaſſung und Autorifirung beftände 
(3. B. Sieyes’ Großmähler des Reichs), ift ein Unding, 
gleihwie ein Wille, der nichts Beſtimmtes wollen könnte. 
Jene Schranken fönnen darin beitehen, dab er an eine Zu— 
ftimmung gebunden tft, daß er beitimmte Organe zur Aus— 
führung gebrauchen (Beamte), ja ihnen die Anwendung auf 
den einzelnen Fall ohne eigene Einmiſchung überlaffen muß 


*) Die Sonveränetät ift alfo nicht bloß die oberfte Gewalt, die hö— 
here Macht über den anderen (das wäre 3. B. auch das Obergericht über 
dem Untergerichte, der deutihe Bund über den Bundesftaaten), jondern 
auch die urfächlihe Gewalt, welche die anderen bedingt und beftimmt. 
Sp 3. B. nad) der Sardicenfifhen Synode und deren Beftätigung durch 
Balentinian hatte dev Papſt die oberfte Gewalt (primatus jurisdietionis) 
in der Kirche, weil von den Provinzialfoncilien an ihn appellivt werden 
fonnte, aber noch feinesweges die Souveränetät. Denn die Biſchöfe und 
Provinzialfoncilien ruhten noch nit auf feiner Vollmacht und Ein- 
ſetzung n. ſ. w. Diefe erlangte er erft viel fpäter. 

**) In der Monarchie übt dies Alles der Monarch in der Perſon, in 
der Republik übt es die Volksverſammlung, jo weit dieß möglich ift. Daß 
hier Manches, was zur Souveränetät gehört, von ihr nicht felbft geübt 
werden kann (3. B. die Initiative, die Oberaufficht, dann vor Allem die 
Regierung felbft), ift eben ein Mangel der republifanifhen Verfaſſung. 
Es ift hier die Souveränetät, die ihrer Natur nah untheilbar feyn fol, 
dennoch in gewiffen Grade zwifchen der Bolfsverfammlung und den Ma- 

giſtraturen getheilt. 
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(Nichte). Er jelbft aber Fan zu Nichts gezwungen werden, 
und nie kann ed eine Gewalt neben dem Souverän geben, 
die poſitiv Etwas für das Ganze ded Staates be- 
wirfen fünnte*). 


$. 56. 


Die Gejeßgebung ift die Feſtſtellung der Rechts— 
grundjäße (Normen für den Nechtszuftand, eigentlichen Ge— 
jeße). Sie ift feinesweges die erite Aeußerung der Staats- 
gewalt der Zeit oder dem Begriffe nad), die den anderen 
vorausgehen müßte. Die Gejege zwar müſſen diefen voraus- 
gehen; aber die Gejete find auch ohne und längit vor der 
Sejeßgebung durch Sitte und Herfommen als ein gegebenes 
Net. Sm Gegentheil, die Geſetzgebung jet den Rechts— 
zultand und jeßt die anderen Berrichtungen der Staatögewalt 
in voller Hebung ſchon voraus und tritt erſt ein, wenn für 
dieſe die rechte Unterlage gewichen iſt. Allein ſie ift die erſte 
der Macht und Wirkung nad): fie bejtimmt dieſe, ohne von 
ihnen beſtimmt zu werden, fie ilt die höchſte Neuerung der 
Staatsgewalt””). Debhalb ift fie nur vom Souverän jelbit- 
zu üben. In der Nepublif ift unmittelbar die Volksverſamm— 
fung (nit die Magiftratur), im der Monarchie ift nur der 
Fürft in Perſon (nicht die Beamten) der Gefeßgeber. — Die 
Geſetze (Rechtsgrundſätze) als das Ethos des Staates haben 
aber (materiell) ihren Uriprung und Sitz im nationalen 


*) Die Stände beihränfen bloß den Souverän (negativ), können nicht 
(pofitiv) Etwas gegen den Willen des Königs ausrihten (3. B. in England 
das unbedingte fünigliche veto), und die Richter haben feine Gewalt fir 
das Ganze des Staates. So aud in Athen fonnten die Gerichte den 
Schluß der jonveränen Bolfsverfammlung breden, ihr aber nicht einen 
andern aufdringen. 

**) Weßhalb fie auch Kant mit der Souveränetät jelbft verwechſelt. 
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Bewußtſeyn, wie fie (formell) ihre Geltung durd den Sou— 
verän haben (vergl. I. $. 23). Sie find gemeinfame Bafıs 
der fittlich geijtigen Gemeinfchaft und der herrſchenden Autorität. 
Darum ift die Gejetgebung nicht bloß Sache des Souveräng, 
jondern auch des Volkes. Im der Demokratie fällt ohnehin 
Beides zufammen. In der entwidelten Monarchie aber bedarf 
ed aus diefem Grunde der Zuftimmung der Landesvertretung 
zu den Geſetzen, in der abjoluten Monarchie wenigftens der 
Berüdfichtigung der Bolfsgefinnung. Der Fürft ald Souverän 
bleibt zwar immer das Subjeft der geießgebenden Gewalt, 
aber er joll die Geſetze am öffentlichen Bewußtjeyn erproben. — 
Meberhaupt aber unterliegt die Gejebgebung um jener ihrer 
Wichtigkeit willen meiſtens auch ftrengeren Bedingungen ihrer 
Ausübung, jowohl um die Reife des Beichluffes zu erzielen, 
als um das Anjehen der überlieferten Gelete und die Intereſſen 
am beftehenden Nechtszuftande zu ſichern. Dabin gehört vor 
Allen jene ſtändiſche Zuſtimmung jelbit, dann in mehreren 
Staaten die vorgängige Vernehmung des Staatsrathes, in 
Athen die Bertheidigung der beitehenden Gejeße vor ven 
Nomotheten. 


$. 57. 


Die Negierung ift die wirkliche unmittelbare und 
reale Verjorgung der Zuftände. Sie tft deßhalb auch 
die Werrichtung der Staatsgewalt, welche ſtets und ununter— 
brochen wirkfam ſeyn muß, in der ihre normale Thätigfeit 
befteht, die anderen werden nur durch beiondere Beranlafjung 
hervorgerufen, das Gericht Durch begangenes Unrecht, die Gejeb- 
gebung durch Unübereinftimmung der Gejeße mit dem Leben. 
Als die unmittelbare Verforgung der Zuftände bedarf fte vieler 

Drgane und einer Abſtufung derjelben vom Mittelpunfte der 
1102, 13 
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fouveränen Gewalt aus — der Beamtenhierarchie, umd 
erfordert fie in jeglihem Falle fonfrete Würdigung und kon— 
centrirte Thatkraft, tft daher Sache der Perſönlichkeit, nicht des 
öffentlichen Bewuhtjeyns. Deßwegen übt fie der Fürft, und in 
der Nepublif die oberite Magiltratur, nach eigenem Ermeſſen 
ohne Volkszuftimmung, und thut wohl, auch den Beamten 
bis hinunter einen geeigneten Naum der Selbititändigfeit zu ges 
statten. — Sie ilt ihrem Begriffe nach beichranft durch das 
Geſetz, und die Drgane ihrer Ausübung werden daher füglich 
auch auf das Geſetz verpflichtet, Art und Grad diejer Verpflich- 
tung aber richtet ſich nach dem Berhältnik der Subordination. 

Die Versorgung des Staates beiteht nun aber darin: 
für’ Erfte, die beftehenden Gejege auszuführen (Handhabung 
der Verfaffung wie der anderen Gejeße mit Ausſchluß der 
Rechtspflege) — Vollziehung; fürs Zweite, Zwecke anzus 
Streben, die im Geſetze nicht worgezeichnet find (z.B. Erlaffung 
eines Schulplanes, einer Poſt-,Paß-Ordnung) — Regierung 
im engeren Sinne. Sene ilt durch das Geſetz pofitiv be= 
Stimmt, diefe nur negativ begrängt. Die Unterlaffung begründet 
daher bet jener, nie aber bei diejer eine rechtliche Beichwerde. — 
Für beide Arten befteht die Regierung ſowohl darin, Beichlüffe 
zu falfen, als fie auszuführen; jowohl darin, vorübergehende 
und partikuläre Maaßregeln zu ergreifen, als dauernde und 
allgemeine Anordnungen zu geben. Sie Aufßert fid) deßhalb in 
Bornahmen, in Beihlüffen, in Verordnungen. 

Es ergibt ſich hieraus der für die Staatslehre und das 
Staatsrecht fo folgenreiche Unterichied zwiſchen Gejet (laws, 
statutes, lois) und Verordnung (proclamation, ordonnance). 
Er iſt im Weſen des Staates begründet und findet fich deß— 
halb unter allen Negierungsformen, wenn er gleich erſt in der 
ausgebildeten Monarchie zu der vollen Klarheit und großen 
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Wichtigkeit gefommen it. Die Verordnungen nämlich, die 
bloße Afte dev Negierungsgewalt find und deßwegen feiner 
ftändiichen Zuſtimmung bedürfen, find zwar auch allgemeine 
Regeln jo gut als die Geſetze. Dennoch find fie von dieſen 
wejentlich unterichteden; denn diefe enthalten Rechtsgrund— 
jäße, fie aber nur eine Leitung der gemeinſamen Tchätigfeit 
für Zwecke. In's Bereich des Gejeßes gehört deßhalb, was 
in fich jelbit als nothwendig gilt, ſey es als integrirender 
Theil des öffentlichen Nechtszuftandes, ſey es als zugeſichertes 
Recht der Perſonen; dagegen in's Bereich der Verordnungen, 
was bloß als Mittel zum Zwecke beſteht und jo in fich jelbft 
den Trieb hat, anders gehandhabt zu werden, wie nad) den 
Umftänden die Zweckmäßigkeit fich ändert. Die Beitimmungen 
in der Sphäre der Verfaffung und der Nechtspflege müfjen 
daher großentheild Gejete, dagegen die Beſtimmungen in der 
Sphäre der Polizey, der Finanzen, des Militärweſens großen- 
theil8 Verordnungen jeyn*). Demgemäß find auch gewöhnlich 
die Gejete dauernd, die Verordnungen mehr wechjelnd. Denn 
die Dauer entipricht der inneren Nothwendigfeit, die Charakter 
des Gejebes, die Beweglichkeit aber jenem fteten Streben nad) 
dem Befjeren, Zuträglicheren, das Charakter der Regierung ift. 
Die Verordnungen find aber feinesweges darauf beichränft, 
zum Vollzuge der Geſetze zu dienen, wie die gewöhnliche Lehre 
it. Denn das ift nur eine Seite der Regierung; dad Weſen 
der eigentlichen Negierung aber ilt es im Gegentheil, unab- 
hängig vom Geſetze etwas Neues, Pofitives in freier, ſchöpfe— 
riicher Thätigkeit hervorzubringen, die Zuftände nach Zweden 


*) Dieß ift das Motiv der Ausjcheidung; die nähere Beftimmung 
fällt natürlich hier wie überall dem pofitiven Rechte (Herfommen, Staats- 
praris und Analogie) anheim. Hinfihtlih des deutſchen fonftitutionellen 
Staatsrechts vergl. unten Kap. 12. 
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zu fördern. Ihre Leiftungen find (die VBollziehung im engeren 
Sinne ausgenommen) nicht Mittel für das Gefeb, ſondern für 
Zwecke außer dem Gejeße. Der erite unbefangene Blid auf 
den Inhalt der meiſten Verordnungen, wie fie für die För— 
derung des Landbaues, der Induftrie, des Handels, für He— 
bung der Bildung, für Sicherheit, für Gejundheit, für Waffer- 
und Feuersgefahr, fir Bequemlichkeit, Verſchönerung u. ſ. w. 
gegeben werden, muß davon überzeugen, daß fie durchaus nicht 
zur Erfüllung eines vorausgehenden Gejeßes dienen jollen, 
fondern auf em Ziel und einen Erfolg im bewegten Leben 
gerichtet find, und auf Mittel dafür, wie die Umftände fie 
heiſchen, und daß grade in dieſen Zweden die eigenthümliche 
Aufgabe, in diefer freien Wahl die eigenthümliche Thätigkeit 
der Regierung beiteht. 


8§. 58. 


Das Gericht (richterlihe Gewalt) ift die Wieder- 
herftellung des verleßten Geſetzes gegen das In— 
dividuum dur Eingriff in feinen Nechtsfreis, jey es 
für Aufrechthaltung der Rechte Anderer, oder des Anjehens des 
Geſetzes jelbit. Dieſe eigenthümliche Berrichtung hat bloß im 
Weſen der Gerechtigkeit ihre Wurzel; fte iſt deßwegen geleitet 
einerjeit8 durch die Anforderung der unverbrüchlichen Geltung 
des Geſetzes, andererſeits durch das unantaftbare jelbititändige 
echt der Perſon, an der e8 zu erfüllen ift, ohne alle Rückſicht 
auf öffentlihes Wohl. Im Wejen des jelbititindigen Nechts 
liegt aber notwendig die Macht eigener Geltendmachung. 
Die Stantögewalt kann daher als Gericht nicht allein und 
bloß nah ihrer Erwägung der individuellen Berechtigung 
verfahren, jondern nur unter eigener Vertheidigung deffen, 
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gegen den verfahren werden fol”). Dieb ift der Proceß, 
der fich nur beim Gericht und feiner anderen VBerrichtung der 
Staatsgewalt findet. Das Gericht beiteht demnach in der 
Abwägung des Gejeßes und der perfönlichen Berechtigung, die 
alſo jelbit ich geltend macht, d. i. dem Urtheil und der Voll: 
ſtreckung; dieſe zuſammen bilden jeinen Begriff *). Es iſt nicht 
ein Mittelglied zwiſchen Geſetz (oder Geſetzgebung) und Voll— 
ziehung, ſondern eine eigene ſpecifiſche Verrichtung neben der 
Vollziehung. Dieſe gehen auf das Oeffentliche (Staat 
und Gemeinwohl); das Gericht aber auf Erfüllung des Geſetzes 
am Individuum nad der Gerechtigkeit. Dieſer ſeiner Natur 
nach iſt dad Gericht immer nur gegen eine beftimmte einzelne 
Perſon (phyſiſche oder moraliiche) gerichtet und für einen ver: 
gangenen Fall, nämlich immer um gegen eine Nechtöverlegung 
wieder herzuftellen. Ausführungen und Anordnungen für das 
Ganze, Feititellung und Auslegung eines Rechtsſatzes für 
künftige Anwendung gehören nicht in fein Bereich. Cs 
it ferner immer gegen die Perfon in der Sphäre ihrer jelbit- 
jtändigen Berechtigung gerichtet, ihre körperliche Freiheit oder 
ihr Vermögen, jo weit fie als unantaftbar auch den öffentlichen 
Rückfichten gegenüber verbürgt find. Die Heritellung des 
Geſetzes gegen einen Ungehorſamen oder Verleßenden, wo ſolche 
Berechtigung nicht anerkannt ift, gehört nicht zur richterlichen 
abe auch nicht die Subjumtion des einzelnen 


9 Ob das Verfahren des Gerichts von Staatswegen oder auf Auf— 
forderung einer anderen — eintritt (Kriminal- oder Civilgericht), iſt 
hiefür einerlei. 

**) Man kann ſich wohl die Subſumtion unter das Geſetz getrennt 
von dem Reellen der Proceßleitung (Zwang gegen das Individuum, ſich 
zu vertheidigen, und Anweiſung der Bahn) und der Vollſtreckung denken 
(wie in Nom ungefähr für jenes der praetor, für dieſes der judex beſtand), 
aber nur Beides zufammen ift der vollftändige Begriff des Gerichts. Es 
ift daher Subſumtion; aber nicht bloß logiſche, fondern reelle. 
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Falles unter das Gejeß für diefe Heritellellung oder für ſonſtige 
Geſetzvollſtreckung. Das Gericht hat deßhalb auch ſeine eigent- 
liche Stelle bloß im Gebiete der Rechtspflege. — Als Aft 
der Gerechtigkeit fann das Gericht nur durch die unwandel- 
bare Negel des Gejeßes beſtimmt jeyn, nicht durch freie per- 
jönliche Herrichaft, und bedarf, da fie gegen die perjönliche Be— 
vechtigung gerichtet tft, einer unparteiiihen Macht zwilchen 
diejer und ter Staatögewalt. Deßhalb muß es unabhängig 
vom Souverän geübt werden durd Organe, die bloß auf 
richtige Anwendung des Gejetes verpflichtet find. Das iſt 
nicht gegen die Einheit der Staatsgewalt, weil dad Gericht 
ſich immer auf den einzelnen Fall und die einzelne Perjon 
beichränft *) und eime untergeordnete VBerrichtung tft, nämlich 
abhängig und beitimmt von der Gejeßgebung. 


$. 59. 


Die erite und Schon völlig umfalfende Unterfuchung über 
Eintheilung der Staatögewalt, um danach die Berfafjung zu 
beurtheilen, findet fich bei Ariſtoteles*). Nach der An— 
Ihauung griechiſcher Verfaſſungen theilt er fie in die berath- 
Ihlagende (Berfammlung des Volkes oder reſp. der Ariftofratte), 
die vollziehende (Magiftratur) und die vichterliche, zählt dabei 
die Entſcheidung über Kapitalverbrechen nod zur erſteren und 
betrachtet die vollziehende Gewalt als der berathichlagenden 
völlig untergeben. — Die Unterfuchung erhielt in der neueren 
Zeit ihre große praftiiche Wichtigkeit, ſeitdem Locke und nad) 


*) Sind die Gerichte befugt, die Verfaffung auszulegen fir die Zu- 
funft, jo ift dieß allerdings eine Verlegung der Souveränetät und gegen 
die Natur der richterlichen Gewalt. Ebenſo beſchwerte fich in älterer Zeit 
das engliihe Parlament mit Recht darüber, daß die Könige Verfaſſungs— 
grundſätze duch die Nichter feftftellen ließen. 

**) Politik IV. 14ff. 
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ihm Montes quieu die Lehre von der notwendigen Tren- 
nung der gejeßgebenden und vollziehenden Gewalt als Funda- 
ment der politiihen Freiheit verfündeten und jo jene von 
Aristoteles der Republik abitrahirte Theorie auch dev Monarchie 
unterstellten. Nach ihnen hat ſich dann als Schultheorte die 
Eintheilung in die gefeßgebende, rihterlihe und voll- 
ztehende Gewalt gebildet. Dieje Eintheilung ift in vieler 
Hinſicht irrig. 

Sie bezeichnet ſchon die Begriffe nicht ſcharf genug, indem 
ſie die äußere Form der Thätigkeit — Regel, Subſumtion und 
Ausführung zu Grunde legt, ſtatt ihren Inhalt; denn der 
innerſte Begriff der geſetzgebenden Gewalt iſt nicht, daß ſie 
Regeln gibt, ſondern daß ſie den Rechtszuſtand beſtimmt; der 
richterlichen nicht, daß fie ſubſumirt, ſondern daß fie Rechts— 
ſtreitigkeiten entſcheidet). Sonſt müßte man z. B. ein Gebot, 
nicht an öffentlichen Orten Taback zu rauchen, in gleicher Weiſe 
zur geſetzgebenden Gewalt rechnen wie die Strafgeſetze über 
die Tödtung; man müßte die Repartition der Steuern, die 
Lokation bei der Prüfung der Amtskandidaten oder die Beur— 
theilung eines Polizeybeamten, ob er gemäß den allgemeinen 
Verordnungen in dem ſpeciellen Falle einen Paß ertheilen 
dürfe, ebenſo ſehr zur richterlichen rechnen als einen Kriminal— 
prozeß oder die Lokation beim Konkurs-Prozeſſe, man müßte 





*) Der engliſchen Eintheilung in geſetzgebende und vollziehende Ge— 
walt liegt der allerdings einfache und unläugbare Unterſchied zu Grunde 
von der idealen Macht der Regel und der realen der wirklichen Ausführung. 
Dieß iſt aber nichts Anderes als der oben angegebene Unterſchied von 
Geſetz und Staatsgewalt; in der Anwendung auf die Gliederung der 
Staatsgewalt ſelbſt iſt er aus den erwähnten Gründen nicht erſchöpfend 
und genau bezeichnend. Locke nimmt außer der geſetzgebenden und voll— 
ziehenden Gewalt noch ein federative power an, d. i. die Macht des 
Krieges, Friedens und Bündniffes, die er aber jelbft wieder für gleichartig 
mit der exefutiven erklärt. 
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die Vollſtreckung einer richterlichen Sentenz als Aeußerung der 
erefutiven Gewalt im Staate betrachten und konſequent te 
nicht den Gerichten, fondern dem Souverän und den Miniiterien 
zutheilen. — Man tit bei dieſer Dreitheilung, bewußt oder 
unbewußt, durch die Parallele zum logiichen Schluffe (Oberſatz, 
Unterfaß und Konflufion) geleitet‘) Aber dann müßten fich, 
wie bei jedem Schluffe die drei Säße, jo aud bei jedem 
öffentlichen Afte die drei Gewalten in dieſer Ueber: und 
Unterordnung einftellen, d. i. überall das Geſetz durch Das 
Medium der Gerichte zur Vollſtreckung fommen, während ſie 
in der That, die Nechtöpflege ausgenommen, überall nur neben 
einander laufen, nämlich alle Geſetze (z.B. die Verfaſſungsgeſetze) 
ohne Gericht angewendet werden, und die meilte Vollziehung 
(Adminiftration) ohne ein Geſetz vor fid) geht. Die Einthei— 
fung der Stantögewalt kann unmöglich aus der Logik (Der 
Natur des Denkens), jondern nur aus dem Staate und jeiner 
jpecifiichen Natur gefunden werden, daß er ald ein Reich nad) 
Regeln und durch Perjönlichkeit herrſcht und jelbftitändige 
Perjonen unter ich hat”). 

Sie überjieht ferner die eigentliche freie Negierungsgewalt 
und läßt fie in der exefutiven, d. h. der bloßen Vollſtreckung 
gegebener Gejete, aufgehen. Diet hat in der jeßigen Praris 
fonftitutioneller Staaten die nachtheilige Folge, daß man jede 
bleibende Anordnung, die nicht in Folge eines vorausgegangenen 


*) Bewußt und ausdrüdlid findet es fih bei Kant, Nechtslehre 
©. 165 ($. 45). 

**) Derjelbe Einwurf trifft deßhalb auch Hegel’s aus feiner Logik 
entnommene Eintheilung in gejeßgebende, vollzichende und fürftliche Gewalt, 
als Allgemeinheit, Belonderung und Einheit Beider. Dieſe Theorie hat 
zwar den großen Vorzug vor der älteren, daß fie die Einheit der Sou— 
veränetät wieder herftellt; aber dafür enthält fie nicht die jo wejentliche 
Unteriheidung vihterlicher und vollziehender oder adminiftrativer Gewalt. 
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Gefeßes erlaſſen wird, alfo nicht bloße Erefution ift, 3. B. eine 
Schulverordnung, jelbit als ein Gejeß betrachtet und daher 
Zuftimmung der Stände fordert. Der Staat ericheint danach 
als eine große Geſetzmaſchine, und das ganze Näderwerf greift 
nur in einander, um Gelege zu machen und die gemachten 
anzuwenden. Es gibt dann Verordnungen entweder für die 
Gejeße, oder gegen diejelben, keineswegs jelbititändig innerhalb 
der Gejete. Dieje Vorſtellung ſpricht ſich deutlich aus ſogar 
in deutſchen Berfaffungsurfunden, wenn in denjelben dem Könige 
das Recht der „zur VBollftredung und Handhabung der Geſetze 
erforderlichen Verordnungen“ beigelegt wird *). 

Sie hebt endlich die Einheit der Staatögewalt auf, indem 
ſie den Begriff der Souveränetät völlig aus ihrem Bereiche 
laßt und jofort die gejeßgebende und die erefutive Gewalt an 
zwei verjchiedene Subjekte, die Volfsrepräjentation und den 
König, vertheilt. Lebterer ift dann, ftatt der Souverän, nur 
der Inhaber, richtiger dad Drgan, der erefutiven Gewalt. Dieb 
it der Kern der Jogenannten Eonftitutionellen Theorie, 
Die etwas ganz Anderes iſt als wahre Eonftitutionelle Berfaffung. 
Montesguien, der fie auf dem Kontinente zur Hereichaft 
brachte, hat jo viel praktische Einficht, nach dem Muſter der 
engliichen Berfalfung dem Fürften doch noch einen negativen 
Antheil an der Gejeßgebung zu gewähren. Aber das evicheint 
in jeiner Lehre nur ald eine Außerliche Zugabe, während der 
Begriff des Fürſten mit der Gefeßgebung Nichts gemein hat, 





*) 3.9. Würtemb. V. U. 11. 8. 89. Heſſiſche 8. 95. Selbft in der 
Konftitution von 1814 wird dem Könige nicht wie billig die Negierungs>, 
fondern nur die exefutive Gewalt als fein ausjchließliches Recht zuge- 
ſchrieben. Die Prozefjualiften dagegen haben immer den Juſtizſachen die 
Negierungsfahen richtig entgegengejegt. Bon neueren Staatslehrern ift 
nun mit Necht der Begriff der Negierungsgewalt an die Stelle der exefu- 

tiven Gewalt gejett worden. 
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fondern als erefutive Gewalt grade den Gegenjaß gegen fie 
bildet. Die Konjequenz diefer Lehre ging daher weiter fort 
zur völligen Ausſchließung des Fürſten von der Gejeßgebung. 
So ift e8 von jpäteren Staatslehrern als Ideal aufgeftellt 
(3.8. Behr's Dyarchie), und von der franzöſiſchen Revolution 
(mit Abficht 1795, dev That nach ſchon 1791) und den ſpaniſchen 
Kortes (1812) in der Wirklichkeit verfucht worden. Nun iſt 
in Wahrheit die Trennung nicht möglich, indem die erefutive 
Gewalt, von der gejegebenden völlig entfleidet, aufhört, eine 
Gewalt zu ſeyn, und bloß dienendes Werkzeug der leßteren 
wird. Bet der fonjequenten Durchführung der Theilungslehre 
wird daher grade ihre urfprüngliche Abficht, durch das Gegen- 
gewicht zweter jelbititändiger Gewalten den Staatsbürger 
zwiſchen ihnen ficher zu ftellen, vereitelt. Was fie bewirkt, ift 
ganz dafjelbe, was Noufjeau, der erklärte Gegner der Theis 
lungslehre, will. Denn er fordert nicht minder die Theilung, 
daß das Subjekt der Erefution (Gouvernement) und das der 
Legislation (Souverain) verjchteden jeyen, nur will er nicht, 
daß eriteres auch eine Gewalt ſey. Der thatjächliche Erfolg 
it alſo zuleßt nur einfach Umwandlung der Monarchie in 
Demokratie — und dieß ilt implieite |hon von Anfang damit 
gegeben, daß man die VBolfsdeputirten als geſetzgebende Gewalt 
betrachtet. Spätere franzöfiiche Politiker (Clermont Tonnerre, 
Benjamin Gonftant) juchten dem Uebelſtande dadurch abzu= 
helfen, dab fie noch ein pouvoir royal, eine Macht der lebten 
Entſcheidung (des Ja und Nein) dazufügten, aber das iſt auch 
wieder nur eine Gewalt neben anderen Gewalten, nicht die 
Einheit der gefammten Staatsgewalt. Dagegen hatte Hobbes 
dieſe Einheit der Staatögewalt oder den Begriff der Souve— 
ränetät in ganzer Sicherheit und Klarheit ausgeiprochen, ob— 
wohl mit der irrigen Beimiſchung abjolutiftiicher Gewalt. Ihm 
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folgt hierin Roujfeau (unter Bekämpfung der inzwiichen auf- 
gekommenen Lehre von der Theilung). Allein Rouſſeau, hierin 
an Einficht tief unter 9 obbes, ſchreibt die Souveränetät nicht, 
wie diejer, dem geordneten Stante („rex* oder „concilium“), 
jondern der unfonftituirten Maſſe, höchſtens der Majorität*) 
zu. In jeinem Sinne jpricht die Nevolution die Einheit und 
Untheilbarfeit der Souveränetät aus, die dem Volfe zukomme. 
Das iſt denn ein unbejtimmter Begriff, auf deifen Unterlage 
man ebenjo jehr die Nationalvepräjentation zur ungetheilten 
Gewalt machen, als eine Theilung in der Weile Sieyes' 
verfuchen Fann, immer aber den Nachtbeil hat, daß bei allen 
Verfaſſungen die revolutionäre Mafle als ein Höheres über 
der verfaſſungsmäßigen Autorität ftebt. 

Die große Wahrheit aber iſt durch Locke und Montes- 
quieu gewonnen worden, und das it ihr uniterblicher Ruhm, 
daß die Theilnahme verichiedener Elemente (des Volkes, der 
Beamten, der Nichter) an der Ausübung der Staatögewalt je 
nad) ihren drei VBerrichtungen wirfli das Fundament der 
bürgerlichen und bez. der politischen Freiheit ift, und umgekehrt, 
wo nur ein und dafjelbe Subjekt (Fürft oder Volksverſammlung) 
allein alle Funktionen verfieht, Deipotismus die unvermeidliche 
Folge ift. So in orientaliichen Staaten, wo der Fürſt Geſetze 
gibt, vegiert und richtet, Alles wenn er will in Perſon, und 
nicht beifer, wenn dieß etwa eine Demofratiiche Volksverſammlung 
übernähme. Fälſchlich aber machen fie das, was bloß Theilnahme 
und Mitwirkung verjchtedener Subjefte an der Ausübung der 


*) Aehnlich Schon Locke two treatises of government $. 149. Nad) 
ihm kann der Inhaber der erefutiven Gewalt, der einen Antheil an der 
Gefetsgebung hat, in gewiffem Sinne zwar supreme power genannt wer- 
den, aber nur als Erefutor der Gejete, acted by the will of the society, 
declared in its laws, and thus he has no will no power but that of 
the law. 
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Staatsgewalt unter dem Souverin (oder allenfalls Eolleftiver 
Beſitz der Souveränetät) ift, zu einer Vertheilung der Staats— 
gewalt ſelbſt unter verichtedene Subjefte, deren der Fürft nur 
eines neben, ja gewilfermaaßen unter den andern tft. Jenes 
it organische Entfaltung und Gliederung der Staatögewalt von 
uriprünglicher und fortdauernder Einheit aus, dieſes mechantjche 
Zufammenjeßung derjelben. Noch mehr aber als das, die 
Freiheit wird in der ächteſten Weiſe dadurch gefichert, daß nicht 
bloß andere Subjefte an den genannten VBerrichtungen der 
Staatögewalt Theil nehmen, jondern dab dieſes auch wirklich 
verichiedenartige Elemente jeyen. Beltehen fie alle aus 
einem gleichartigen Glemente, jo iſt die Freiheit minder 
geichüßt. Sogar da wo daſſelbe Volkselement (wie 5. B. in 
Nordamerika) die gelegebende VBerfammlung, den Senat, die 
Jury und die öffentliche Meinung bildet, ift der Einzelne oder 
die Minorität der Unterdrückung ausgeſetzt (Toqueville). 
Darin liegt eben der unvergleichliche Werth ächter Fonititutio- 
neller Berfaflung, daß verichiedenartige Elemente — Königthum, 
Srundariftofratie, jelbititändige Nichte, unumgehbare Beamte, 
Bolf und öffentliche Meinung — in die Macht und den Einfluß 
fich theilen. Grade deßhalb verfehlt aber die fogenannte kon— 
Ititutionelle Theorie ihr eigenes Ziel dadurch, dat fie fein ächtes 
Königthum und bez. feinen ächten Grundadel annimmt, jondern 
den König bloß zu einem mit der erefutinen Gewalt betrauten 
Individuum, die Pairie bloß zu einem Gegengewicht in der 
gejegebenden Verſammlung macht; denn damit werden wieder 
alle Theilnehmer an der öffentlichen Gewalt zu Einem gleich: 
artigen Elemente. 
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Sechſtes Kapitel. 


Staatsverfafjung und Staatsvermwaltung. 


$. 60. 

Als ein Neich, als Anſtalt für die Beherrichung der Menschen 
bat der Staat zwei Seiten — Verfaffung und Berwaltung. 
Die Gliederung der menjchlichen Gemeinfchaft, durch welche 
der Staat als Anftalt beiteht — alfo der Zufammenhang der 
Einrichtungen, die Austheilung der Beruföitellungen, die Bil- 
dung der Drgane für Beherrichung — ift die Verfaſſung; 
die Herrschaft, welche fie von diefer Gliederung aus über die 
menſchlichen Zuftände übt, it die Verwaltung. Sene it 
daher ein Beitand, dieſe eine Wirkjamfeit und ein Kreis von 
Verrihtungen. Im jener ericheinen die Menichen als ergän- 
zende Theile des Staates — er ift aus ihnen gebildet — in 
dieſer als Gehorchende ihm gegenüber. — 

Der Inhalt der Verfafjung ift demnach die Bildung der 
verschtedenen Gemeinjchaften nach den ſämmtlichen Beziehun— 
gen des öffentlichen Lebens zu rechtlich geordneten Anstalten 
der Herrichaft über den Menichen, und Bildung diejer Ge- 
meinjchaften jelbft wieder zu der Einen umfallenden Herrichaft 
des Staates. Sie ordnet: 

1) die Herrichaft der allgemeinen (nationalen) Gemein- 
ichaft des Staates als ſolchen — (die Beltimmungen über 
Negierungsform, über Staatögebiet, über Errichtung des Heeres, 
über die Grundeinrichtung der Gerichte und Behörden) ; 

2) das Verhältniß des einzelnen Menjchen zum Staate — (Die 
Beftimmungen über Indigenat, Stantsbürgerrecht, Auswande- 

rungsrecht, die Garantien der perlönlichen Freiheit und Berechti- 
‚gung, als da find Gewiffensfreiheit, Habeas corpus-Akte u. |. w.); 
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3) die räumlichen und Berufsgemeinichaften (Beftim- 
mungen über die Bildung dev Gemeinden und Korporationen 
und ihre Stellung zum Staate, über Adel, Bürgers, Bauern: 


itand) ; 
4) die religiöſe Gemeinschaft in ihrem VBerhältniffe zum 
Staate — (Beitimmungen über Staatsreligion, Duldung, 


Anerkennung der Verfafjung der öffentlichen Kirchen, Schuß: 
und Auffichtsrecht über die Kirche). 

Die Berfaffung des Staates hat ſonach mehrere unter: 
ichtedene Elemente, nämlich ein eigentlich politiiches Element, 
ein Element der perjönlichen Freiheit und Berechtigung, ein 
ſtändiſch-korporatives und ein religtössfirchliches Element. Sie 
bedingen und durchdringen fich jedoch wechielfeitig, jo 3.8. ift 
das politiihe Element (Volksvertretung, Lofalverwaltung) be- 
dingt durch das ſtändiſch-korportive u. |. w. 


8. 61. 


Der Inhalt der Verwaltung ift die Nealifirung der fitt- 
lihen Ideen und verftändigen Zwede in und mitteljt der 
Thätigfeit der gehorchenden Menjchen. Ihre Zwede und damit 
ihre Gebiete find: 

1) Die phyſiſche Macht des Staates, welche jene 
Drdnung gegen Widerltand und Angriff von Außen oder 
Innen ſchirmt — das Militär. | 
| 2) Die VBermögensmittel des Staates, ihn in 
jeinem Beltande und jeiner Wirkſamkeit zu erhalten — die, 
Finanzen. 

3) Das Gemeinwohl, d. i. die Förderung der Zus 
ſtände und Beltrebungen der Menschen (nicht bloß der An— 
ftalt), jo weit fie gemeinfam find — die Polizey. 

4) Die Geredhtigfeit, die Wiederheritellung des ver- 
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fetten Nechts des Einzelnen oder des verleiten Anjehens der 
Rechtsordnung ſelbſt gegen den Verleger — die Juftiz*). 
Es find diefe Gebiete beftimmt und beherricht durch die 
Ideen der Macht, der Weisheit, der Gerechtigkeit, ihre vechte 
Verſorgung iſt die Offenbarung diefer Ideen im menjchlichen 
Gemeinleben, und es ilt darum die Bedeutung (TEAns) der 
Verwaltung beides, ſowohl dat die beftimmten Erfolge in allen 
Diefen Sphären erreicht, als dat diefe Ideen und die Erfülltheit 
der menschlichen Gemeinschaft von denſelben befundet werben. 
Es iſt die Bedeutung des Militärs nicht bloß, daß Feinde oder 
Aufrührer abgehalten werden, die Drdnung umzuſtürzen, ſondern 
auch an fich, daß die Nation in ihrer Macht, als ein Held, fich 
bewähre. Es iſt die Bedeutung der Polizey nicht bloß, daß 
Landbau, Induſtrie gefördert, die Sanität geſchützt, Elementar— 
Ihäden verhütet werden u. ſ. w., fondern auch daß die Idee 
der Weisheit fich realifire, die Gemeinschaft in diefer Verſorgung 
ih als Eine Intelligenz daritelle. Es iſt die Bedeutung der 
Nechtspflege nicht bloß, daß dem einzelnen Menichen ſein Necht 
werde, Jondern dab die menſchliche Gemeinjchaft eine fittliche 
Macht ſey, die nach der Idee der Gerechtigkeit herrſcht. Der 
Staat joll nicht bloß einzelne Zwecke außer ihm erreichen, er 
ſoll ſelbſt ein Reich dev Macht, der Weisheit, der Gerechtigkeit 
jeyn. Das tft die wahre objektive Erkenntniß feines Weſens. 
Macht, Weisheit, Gerechtigkeit find aber die ewigen Ideen des 
jittlihen Neiches, d. i. des Neiches, durch welches die menſch— 
liche Gemeinschaft ein vollendetes Ganzes in fich ift, ſohin des 


*) Noch ein eigenthümliches Gebiet der Thätigfeit ift für den Staat 
begründet durch fein Berhältniß zu anderen Staaten. Diejes gehört aber. 
nicht mehr der eigentlichen Verwaltung an, wie wir ihren Begriff gefaßt 
haben, weil es feine Leitung der Unterthanen und ihrer Zuftände ift oder 
bezwect. Es ergibt fich überhaupt nicht aus der Beftimmung des Staates, 
‚fondern aus der der Staatengemeinjchaft. 
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Staates; während Glaube, Hoffnung, Liebe die Ideen des 
veligiöfen Neiches find, d. 1. des Reiches, durch welches die 
menschliche Gemeinjchaft auf Gott bezogen, perſönlich mit 
Gott geeinigt jeyn foll (J. $. 25). 


$. 62. 


Uebrigens find Berfaffung und Berwaltung nur zwei Seiten 
und Beziehungen in dem Daſeyn des Staates, fie find nicht 
zwei völlig gejonderte Gebiete, jondern bei den meilten Ver— 
hältniſſen gehen fie beide ohne beftimmte Gränze in einander 
über und durchdringen fih. So 3. B. ift die Errichtung des 
Heeres — (ob Miethötruppen, Vaſallen, Konikription, allgemeine 
Theilnahme der Bürger) — ein Theil der VBerfaffung, dagegen 
die Einrichtung des Heeres — (die Abtheilung, Bewaffnung, 
Kriegsübung, Verpflegung) — Sache der Militär: Berwaltung *). 
Es it die Steuerpflichtigfeit der Unterthbanen ein Theil der 
Berfaffung, dagegen die Anordnung der bejtimmten Steuern 
und ihre Vertheilung Gegenftand der Finanzverwaltung. Die 
Beitimmungen über das Gewerbwejen gehören eimerjeitd der 
Berfaffung an, injofern auf ihnen die Einrichtung des Gewerb- 
ftandes beruht, andererjeits ſind es Aeußerungen der Polizey— 
verwaltung. Die Einrichtung der Aemter gehört in einer Be- 
ziehung der Berwaltung am, indem in ihr zugleich die Bejorgung 
der bejtimmten Verwaltungszweige beitebt, und in der That 
deßhalb der Organismus am deutlichiten bei der Betrachtung 
diefer DVerwaltungszweige jelbit wird, für deren Bedürfniß jte 
bejtehen; aber auf der anderen Seite gehören fie Doch auch 
nothwendig zum Beltande des Staates, bejonders in ihren 


*) Gewöhnlich wird denn auch jene von dem Minifterium des Innern, 
das überhaupt die Vollziehung der Verfaſſung hat, beiorgt, diefe vom 
Minifterium des Krieges. 
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Grundzügen, fte gehen den wirklichen Verrichtungen als Theile 
des Organismus voraus und find zum Theil von allgemeiner 
Natur, daß fie viele Verwaltungszweige zugleich umfaffen, ja 
zum Theil von der Art, daß fie nicht bloß für die Verwaltungs- 
zweige, ſondern jelbft zum Vollzug der Verfaffung dienen, z. B. 
die Minifterien, fte gehören daher ebenfo, ja noch viel weſent— 
licher der Verfaffung an. Es kann deßhalb die Wiffenjchaft 
nur das Weſen der Verfaffung und Verwaltung klar machen, 
nicht aber eine Icharfe Scheidewand ziehen, wo im Leben jelbft 
eine Solche nicht ift. — Im pofitiven Rechte kann fich auch der 
Begriff der Verfaffung enger begränzen, nämlich auf die Be— 
ftimmungen, welche unter die jtrenge Garantie des Grund» 
geſetzes geitellt find, und zugleich als ein unverbrüchliches Necht 
derer, welche fie betreffen, betrachtet werden. Dahin gehören 
gewöhnlich die Negierungsform, die Staatreligion, die ftän- 
diſchen Privilegien u. |. w., dagegen nicht immer die Verfaffung 
der Behörden. Endlich verfteht der Sprachgebrauch unter der 
Verfaſſung im engiten Sinne häufig bloß die Negierungsform. 
Niemals iſt aber dann ein Begriff gemeint, der neben dem 
der Verwaltung den ganzen Staat erihöpfen joll. — 

Die Definition, welche man häufig von der Verfaffung 
gibt, bezeichnet fie ald das Verhältniß zwiſchen dem Subjefte, 
welches herricht, und denen, welche gehorchen. Die VBerfaffung 
ilt aber nicht ein bloßes gegenfeitiges Verhältniß unter den 
Menſchen (den Herrichenden und Gehorchenden), ſondern das 
Verhältniß einer Anstalt über ihnen, der Zuſammenhang diefer 
Anſtalt in ihr ſelbſt, von dem exit folgeweiſe auch das Rechts— 
verhältniß zwiichen Negenten und Unterthanen fich ergibt. Dieſe 
. Definition von Berfaffung ift auch viel zu enge. Sie würde 
3. B. die Beitimmungen über Stantsreligion, über das Verhältniß 
ber Stände unter einander nicht in fi) Schließen, Die doch ent- 
1152: 14 
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ichteden in diejelbe gehören. Zu diefen ungenügenden Begriffs- 
beftimmungen fommt man, weil man den ganzen Inhalt des 
Staates als etwas Willführliches betrachtet, wo fich dann der 
angebliche erſte Akt, durch welchen überhaupt nur einmal eine 
nöthigende Macht hergeſtellt wird (Konftitution), wejentlich 
untericheidet von allen Einrichtungen und Grundgeſetzen des 
Staates. Allein die Staatöreligion, das Verhältniß der 
Stände u. |. w. find hiſtoriſch und rechtlich ebenfo uriprüng- 
(ich al8 die Einrichtung oder das Beſtehen einer oberften Ge— 
walt. Die Obrigfeit iſt allerdings das Gentrum der Ver— 
fafjung, aber fie ift doch nicht die ganze Verfaſſung und fie 
it e8 nicht bloß in den Beltimmungen über die perjönliche 
Zuftändigfeit des Herricherrechts, jondern auch in denen über 
die ſächlichen Gränzen und Aufgaben defjelben. 


Dritter Abfchnitt. 
Die Berfaffung des Staates. 





Erftes Kapitel. 
Die Formen der Verfaſſung. 


g. 63. 


Da Begriff und die oberfte Unterfchetdung der Verfaſſungs— 
formen beruht auf dem Subjefte der Souveränetät 
(der höchiten Obrigfeit). Dieb iſt entweder ein Menſch bez. 
eine Famile (Dynaftie) — Monarkhie; oder ein beitimmter 
Stand — Ariſtokratie; oder die Gejammtheit des Volkes 
— Demofratie. Iſt nun die Souveränetät bei einem 
Stande oder dem geſammten Volfe, jo muß exit ein künſtliches 
Subjekt für fie an der Verſammlung deſſelben gebildet wer- 
den, und ed entiteht das Cigenthümliche, daß diejelben Men— 
ichen als Glieder diefer Verfammlung die Herrihenden und 
einzeln wieder die Gehorchenden find. Dadurch bilden Arifto- 
fratte und Demofratie zufammen einen Gegenjab gegen die 
Monarhie — die Nepublif. Doc, haben wieder Monarchie 
und Ariſtokratie das miternander gemein gegemüber der Demo- 
fratie, dat dem Subjefte der Herrichaft eine bloß gehorchende 
Maſſe gegenüberfteht. 
14* 
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Die Monarchie ift zweierlei Art. Der Monarch hat die 
Souveräinetät entweder ald Haupt der Dynaftie aus ihrem 
Rechte, oder durch Webertragung einer republifaniichen Ver— 
fammlung — Erbmonardie und Wahlmonardie. Im 
leßteren Fall ift die Wahlverfammlung, die ihn zur Herrſchaft 
beruft, infofern eine höhere Macht über dem Fürſten. Die 
Wahlmonarchie it deßhalb ein Mittelding zwiſchen Monarchie 
und Nepublif, es tft die Souveränetät bei ihr der Zeit und 
dem Gegenftande nach getheilt, jo daß fie bet und für Bes 
jegung des Thrones der Wahlverfammlung, nachher dem Für: 
ften zufteht, die Wahlmonarchie ift ebendeßhalb auch im All: 
gemeinen eine nicht naturgemäße Regierungsfform. Cine 
Miihung von Erb: und Wahlmonardhie ift die (germantjche) 
Beftätigungsmonardhie, wie man fie nennen fönnte, 
daß nämlich das Geblütsrecht auf den Thron beruft, aber der 
Berufene dennoch auch der freien Anerkennung des Volkes be— 
darf. Die Ernennung des Fürften durch den Vorgänger oder 
durch das 2008 find ebenso feltene ald unangemefjene Surro- 
gate der Erbmonardjie. 

Die Ariftofratie ift verjchteden je nad) dem Stande, welcher 
die Herrichaft hat. Dieß ift entweder der hiſtoriſche Stand, der 
Adel, der, gleich der Dynaſtie in der monarchiſchen Verfaffung, 
durch Geburt fein Necht fortpflanzgt — eigentliche Arifto- 
fratie; oder der Stand des Vermögens — Timofratieu.f.w. 
Daß der herrichende Stand ein anderer Volksſtamm iſt, der 
fi den dienenden unterworfen und jelbit demofratiich verfaßt 
it, enthält nur eine andere Bafis der Ariftofraite, nicht eine 
andere VBerfaffungsform. Nur wenn der dienende rechtlos, eine 
Sklavenmaſſe ift, wie z.B. in Sparta, ift das nicht Ariftofratie, 
denn bier ift diefer fein Theil des Volkes mehr, daher auch der 
herrichende Stand fein Stand, jondern felbft ein ganzes Volk, 
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Die Demokratie ift Herrſchaft des Volkes unter gleich- 
mäßiger Theilnahme aller Stände und Stlaffen, doch auch immer 
nur in geordneter Berfammlung*). Sie ift unmittelbare 
Demokratie, wie in den griechiichen Staaten, daß alle ein=. 
zelnen Bürger in Einer VBerfammlung verbunden die oberften 
Negierungsrechte, namentlid) die Gejeßgebung und die Beftellung 
der Magiftraturen, üben; oder repräjentative Demo— 
fratie, daß fie nur Nepräjentanten wählen, die an ihrer Statt 
dieſe Nechte üben, wie in der heutigen jchweizeriichen oder 
nordamerifaniichen Berfaffung. Derjelbe Unterfchied gilt auch 
für die Ariſtokratie. Das Verhältniß unmittelbarer und re= 
präjentativer Demokratie ijt ein ähnliches wie das der Erb— 
und Wahlmonarchie. 


$. 64. 


Diejes ift die Verichiedenheit der Negierungsformen nad) 
dem Subjefte der Souveränetät, und damit find deiwegen die 
Hauptformen erjchöpft. Aber in Hinficht auf die Elemente, die 
unter dem Souverän an der Ausübung der Gewalt Theil 
haben ($. 54), ergeben ſich unter diefen Hauptformen jelbit 
wieder verjchiedene Arten, und find Miſchungen ſowohl ala 
Uebergänge bis zum Unmerflichen unter ihnen möglich. Die 
Unterarten find nun zwar jo mannigfach, daß fie nicht eine er= 
ſchöpfende Eintheilung, ſondern nur eine individuelle Charak— 
teriſtik zulaſſen, doch laſſen ſich namentlich für die Monarchie 
in Rückſicht auf jene Funktionen der Staatsgewalt (F. 54 
folg.) gewiſſe allgemeinere Begriffe feſtſtellen. Es ſind danach 
zu unterſcheiden: 

1) Die Monarchie im eigentlichen Sinne von der 





*) Der griechiſche Sinn der Demokratie iſt Herrſchaft der ärmeren 
Klaſſe im Gegenſatze gegen die Reichen. 
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Deſpotie. Ihr Begriff ift, daß die rihterliche Gewalt 
durch unabhängige Richter geübt wird. 

2) Die ftändiiche oder repräjentative Monarchie 
von der einfachen. Ihr Begriff ift, dab die geſetzgebende 
Gewalt an die Zuftimmung eines volfsvertretenden Körpers 
gebunden ift. 

Es iſt nämlich das Weſen der Monarchie im Unterjchiede 
der Dejpotie: die Unverletlichfeit der PBrivatrecdhte*), und 
diefe wird durch Unabhängigkeit der Nechtöpflege erreicht; und 
das Weſen der ſtändiſchen Monarchie im Unterjchiede der ein- 
fachen: die politiſche Berechtigung des Volfes, der Einfluß 
jeines Urtheils auf den öffentlichen Zuftand, und das wird be— 
ſonders durch Mitwirkung bei Aenderung der Gejebe erreicht. 

Damit find aber immer nur die äußerſten Abjtraftionen 
diejer Staatsformen gegeben. Die beitimmte Geftalt derjelben, 
ja ſogar der allgemeine Typus, 3. B. der älteren landitändijchen 
und neueren fonjtitutionellen, bleibt immer hiſtoriſche Indivi— 
dualität. Namentlich dieß ganze Negilter von Einrichtungen, 
dad man gewöhnlich) als zum Begriffe der konſtitutionellen 
Staatöverfaffung gehörig aufzählt: Miniſteranklage, Preßfrei— 
heit, ſtändiſche Initiative, Geſchwornengericht, Trennung der 
Juſtiz und Adminiſtration u. ſ. w. iſt durchaus nicht geeignet, 
eine Gattung oder Kategorie von Verfaſſungen zu bezeichnen. 

Unter gemiſchter Verfaſſung ſollte man nicht diejenige 
verſtehen, in welcher die verſchiedenen Elemente, die an der 


*) So beſtimmen den Begriff der Monarchie z. B. Boehmer introd. 
in jus publ. pag. 250 und Maximes du droit publ. franc. p. 84 und 
andere. Falſch ift die Beftimmung bei Montesquieu 1. 2. ch. 4, welcher 
lois fundamentales ımd ein depöt des lois an den corps politiques 
fordert. Erfteres ift zu weit, auch die orientaliihen Dejpoten find durch 
fundamentale (3. B. religiöfe) Geſetze befhränft, nur nicht durch Unter- 
thanenvechte. Letsteres zu enge; man kann die einfache Monardie ohne 
Landesvertretung doc nicht Dejpotie nennen. 
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Gewalt Theil haben, bloß durch ihre Zahl (Einzelner, Kollegium), 
nicht durch ihre ſpecifiſche Art (erblicher oder lebenslänglicher 
Herricher — bevorzugter Stand) verichieden find, wie z. B. in 
der nordamerifaniichen Verfaffung, vollends wenn dieje Elemente 
nicht einmal eine wirkliche Berechtigung an der Gewalt, jondern 
bloß eine Funktion haben, wie 3. B. die Feldherren in Athen. 
In diefem unpalfenden Begriffe von gemijchter Verfaſſung findet 
Gicero an den römischen Konſuln ein monarchiſches Element, 
und findet Stdney an der engliſchen Staatseinrichtung unter 
Cromwell das Speal der gemilchten Verfaffung. Im diefem 
Sinne werden wenigitens alle republikaniſchen Berfaffungen 
mehr oder weniger gemilcht jeyn müffen, indem das Volt un— 
möglich alle Funktionen der Gewalt jelbft ausüben kann. 
Sondern unter gemijchter Verfaſſung veriteht man füglicher nur 
die Einrichtung, dab verichiedene ſpecifiſche Elemente, ein wirf- 
licher König, ein wirklicher bevorzugter Stand, einen rechtlichen 
Antheil an der Gewalt haben. So 3. DB. ift die römiſche 
Republik zwiichen Ariltofratie und Demokratie, die mittelalterliche 
Lehnsverfaffung zwiichen Monarchie und Ariftofratie, die heu— 
tige deutſche Konftitutionelle Monarchie zwijchen Monarchie, 
Ariftofratie und Demofratie gemischt. Man kann nun aber 
gemiſchte Berfaffung in einem noch engeren Sinne veritehen, 
für die Berfaffung nämlich, in welcher nicht blos unter einem 
jouveränen Elemente noch andere Elemente an der Gewalt 
Theil haben, fondern die Souveränetät jelbit diejen ver- 
ſchiedenen Elementen gemeinjam iſt. Sp war das deutſche 
Reich eine gemifchte Verfaffung in dieſem jpecifiihen Sinne, 
denn die Souveränetät ſelbſt war bei Kaijer und Reich. Katjer 
und Stände hatten das condominium au derjelben, und der 
Kaiſer war dennoch wirklich ein Monarch, was von den römi— 
ihen Konſuln nicht gejagt werden kann. Daſſelbe tjt heutiges- 
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tages in der engliichen Verfaffung der Fall, wenn auc) vielleicht 
den Geſetzen nach nicht in gleichem Grade wie im deutjchen 
Reiche, fo doc der That nad). In diefem Sinne jpricht aud) 
die alte Verfaffungsurfunde der Stadt Hamburg als Funda— 
mentalfaß aus: „daß in diefer Stadt das xüupıov oder Das 
höchite Necht und Gewalt bei einem edlen Rath und der erb- 
gejeffenen Bürgerſchaft inseparabili nexu conjunctim und 
zujammen, nicht aber bei einem oder anderen Theile privative 
beſtehe.“ Die Souveränetät ift im einer gemilchten Verſaſſung 
dieſer Art feinesweges getheilt, denn das kann fie nie werden, 
Sondern fie hat nur ein zujammengejeßtes Subjelt. 


$. 69. 


Dieje Eintheilung der VBerfaffungen, deren Grundlage ſchon 
von den Griechen, namentlich) von Ariſtoteles herrührt, ſcheint 
nun erjichüttert zu werden durch die neuere Lehre von der 
Volfsjouveränetät. Denn wenn die Souveränetät überall und 
nothwendig bei der Geſammtmaſſe tft, jo kann es nicht ver- 
Ichiedene Verfaſſungen je nach der Zuftindigfeit der Souverä— 
netät geben. So behauptet denn der Bollender diejer Lehre, 
Rouſſeau, wirklich, dak man Monarchie, Ariitofratie, Demo 
fratie nicht ald Formen der Berfaffung, jondern nur als Formen 
der Negierung (Gouvernement) unterjcheiden könne, d. ti. je 
noch dem Subjefte, welches vom ſouveränen Volke zur Admi— 
niftration beauftragt jey. Nimmt man die Lehre der Volks— 
jouveränetät ftreng im Sinne Rouſſeau's, dat nämlich das 
Volk die Souveränetät auch nothwendig ausüben müffe, d. i. 
dab es die gejeßgebende Gewalt jelbjt in Gejammtmaffe, nicht 
durch) Nepräjentation, und uneingejchränft ohne ein Veto aus— 
üben müffe, und daß es feinen Auftrag zum Gouvernement 
jederzeit widerrufen könne, dann hört in der That alle Unter: 
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ſcheidung von Staatöverfaffungen auf, und es fallen dann aber 
auch Volfsfouveränetät und Demokratie als Eind und Daffelbe 
zufammen, denn die zufällige und proviforiiche Form der Ge— 
ichäftsverwaltung (ded Gouvernements) iſt von jo geringem 
Belang, daß fie feine Negierungsform bildet. Nimmt man aber 
die Lehre der VBolfsiouveränetät in dem Einne, in welchem fie 
gegenwärtig (1846) in Frankreich verwirklicht ift, jo dab das 
Bolt auch nicht den geringſten Aft der ihm zugejchriebenen 
Souveränetät ausüben darf, und jede Gewalt, König, Kammer, 
Richter gejeßlich über jeinem Willen erhaben fetgeftellt it, dann 
bedeutet fie überhaupt nicht eine Beichaffenheit der Verfaſſung, 
jondern nur ein Prineip, das Richtſchnur für die Beftrebungen 
der Stantögewalt und Norm für die Enticheidung im äußerſten 
Kollifionsfalle ſeyn ſoll; fie bedeutet dann nicht ein Verhältniß 
des Staates in ihm jelbit, was alle Verfaſſung ift, jondern 
das Verhältniß des Volkes (der aufgelöft unkonftituirt gedachten 
Mafje) zum Staate. 

Ebenſo würde unlere Syitematif der Staatsverfalfungen 
fallen, wenn Montes quieu's Lehre richtig wäre, nad) der 
die Souveränetät überhaupt und überall unbeachtet bleibt, und 
die Stantsgewalt nur nad ihren zwei völlig getrennten Bes 
itandtheilen, der gejeßgebenden und vollziehenden Gewalt, in 
Betraht fommt. Nach diefer Montesquieu’schen Auffaffung 
unterjeidet Kant *) von der Form der Regierung (Monarchie, 
Ariftofratie und Demokratie) die Form der Beherrichung, näm— 
ih: ob die Staatsgewalt ihrem Inhalte nach getheilt jey, 
was er Nepublif, oder ungetheilt (jey es bei einem Menſchen 
oder bei einer VBerjammlung), was er Deipotie nennt; und 
Andere, 3. B. Behr, theilen dann die Berfalfungen völlig nad) 


*) Zum ewigen Frieden ©. 25. 
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feßterer, nicht nach erſterer Rückſicht ein. Dieß ift eben nur 
die folgerichtige Anwendung der irrigen Yehre von der Theilung 
der Staatögewalt. Es fallen dann Die Regierungsformen 
unter zwei ganz gejonderte, in feiner Verbindung jtehende Ge— 
fichtspunfte ihrer Untericheidung. 

Die Unterjcheivung der Staaten nad) der Standesbeihäf- 
tigung, die vorherrichend das Leben des Volkes erfüllt und Die 
hauptſächlichſten Hülfsquellen des Staates enthält — alſo nad) 
der Baſis des Staates ftatt nach ſeiner Beherrihung — in 
Nomaden-, Aderbaus, Handel, Militärs, Priefter-Staaten, und 
die Unterfuchung über den Einfluß dieſer Baſis im Volksleben 
auf die politiichen Einrichtungen, wie Leo fie durchführt, it 
von großem wiſſenſchaftlichem Werthe und kann mit Recht die 
„Naturlehre des Staates" genannt werden *). Es wird durd) 
fie eine neue Seite im Weſen des Staates beleuchtet, aber 
als der volle Gelichtspunft der Stantslehre und als die 
wilfenschaftliche Klaſſifikation der Staaten kann fie nicht be= 
trachtet werden und jcheint fie auch von ihrem Urheber nicht 
gemeint zu fein; denn fie enthält nur einzelne Potenzen im 
Volksdaſeyn, durch die ſich deßhalb auch nur einzelne Züge der 
Einrichtung, nicht die Berfaffung nach ihrer ganzen Anlage 
erklärt, was ſchon deßhalb natürlich ift, weil diefe eben weit 
mehr auf der fittlichen Wirdigung als auf der natürlichen 
Bafis beruht. — Ebenjo verhält es ſich mit der, überdieß ganz 





*) Leo Studien und Skizzen zu einer Naturlehre des Staates. Nur 
paßt die „Ideokratie“ meines Erachtens nicht in diefes Syftem. Die 
Nihtung der Aufopferung für einen höheren Gedanken gehört nicht zu den 
natürlichen Elementen, jondern enthält eben jelbft den Charakter ihrer 
fittlihen Geftaltung, auch ift der Begriff des Ideenſtaates, welcher in 
gleicher Weife den jüdischen Tempelftaat, den Lykurgiſchen Kriegsftaat und 
den Nobespierrefhen Bernunft- und Tugendftaat enthalten joll, viel zu 
allgemein, als daß irgend Fruchtbares für die Inftitutionen daraus ab» 
geleitet werden fünnte. 
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willführlichen, Eintheilung der Staaten auf einer pſychologiſchen 
Grundlage nach dem Lebensziele der Völker, wie fie bejonders 
Mohl verſucht hat (unbefangenes Daſeyn — Patrimonialftaat; 
finnliher Genuß — Deipotie,; Vorbereitung für jenes Leben — 
Theofratie; vernünftige Entwidelung des Menſchen — Nechts- 
ftaat). Es find auch dieſe Yebensziele nicht der erichöpfende, 
ja gar nicht der richtige *) Grund der angegebenen Verfaſſungen. 
Am wenigften dürften jolche Sintheilungen an die Stelle der 
alten natürlichen Eintheilung nach der Regierungsform treten. 
Die Berfaffung iſt etwas in fich Selbitftändiges, und muß 
daher im ſich jelbjt ein Princip der Eintheilung für ihre ver- 
Ichiedenen Arten haben, dieſes ilt, wie gezeigt worden, die 
Souveränetät. Die VBerfaffung tft aber jo jehr das Weſen des 
Staates ald Staates, dab die Grundeintheilung der Staaten 
ichlechterdings die nach den VBerfaffungsformen bleiben muß. 
Allerdings wird die Verfaſſung ſelbſt durdy die tiefer liegende 
Nichtung der Völker beſtimmt; allein diejes Beſtimmende tft 
nicht eine vorherrichende Thätigfeit, ein vorherrichender Yebens- 
zweck, jondern die Totalität des Volksbewußtſeyns nach jeinem 
ganzen beitimmten Inhalt und die Totalaufgabe des Volkes 
in dem Plane der Weltgeſchichte. Will man daher die Staaten 
nad) dem tieferen Principe der Berfaffung betrachten, jo muß 
man fie nicht nach ſolchen Abitraftionen von „Jinnlichem Genuß“, 
„Vorbereitung für jenes Leben“, Jondern eben nad) dem be= 
ftimmten Eonfreten Bildungsgange der Menichheit betrachten, 


*) 3. B. das jüdiihe Volk war befanntlich nicht auf jenes Leben 
gerichtet und doch war feine Verfaffung theofratiih; man kann nicht be- 
haupten, daß die orientalifhen Bölfer, daß die Römer unter der SKaijer- 
herrfchaft, alfo die Völker der Defpotie, mehr und in anderer Art den 
finnlihen Genuß zum Lebenszwece gehabt hätten als die Gegenwart oder 
als die älteren Zeiten der Germanen, oder daß die Yeßteren von unbefan— 
generem einfacherem Dajeyn und Urtheil über Leben und Staat gewefen 
als die altorientalifchen deſpotiſch regierten u. dergl. 
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man muß den orientaliihen (darunter ald eine ganz bejondere 
Species den jüdiichen), den antifen, den mittelalterlihen und 
den neuen Staat, ſodann in jedem derjelben jelbit wieder ver- 
ſchiedene Bildungsitufen und nationale Charaktere unterjcheiden; 
das iſt aber dann nicht eine Cintheilung der Staaten und 
Betrachtung des Staates für fi, ſondern eine Eintheilung der 
Geihichte und Betrachtung des Staates in jenem Zuſammen— 
hange mit der geihichtlichen Entwidelung der Menjchheit. Die 
bildet dann allerdings den Schlußitein der wiljenichaftlichen 
Darftellung des Staates, weil überhaupt der Wifjenichaft. 
Jede andere Eintheilung aber als dieje, außer der einfachen im 
ſich geichloffenen nach der Negierungsform, ift mehr oder we— 
niger willkührlich *). 


*) Schleiermader’s fcharffinnige Unterfuhung „über die Begriffe 
der verfchiedenen Staatsformen“ (Abhandlungen der Berl. Afad. 1814) 
enthält höchſt ihätbare Beiträge zur Naturgeihichte der Staaten, nämlich 
über die thatfächlihen Zuftände und die Stadien der Staatenbildung, unter 
denen Demokratie, Ariftofvatie, Monarchie möglich oder bez. nothiwendig 
find. Aber feine dialektiſche Auflöjung diefer (helleniihen) Begriffsbeftin- 
mungen ift durchaus ungegründet. Daß ein Staat diefe Formen wechſeln 
fann und dennoch derjelbe Staat bleibt und feine Grundneignung zu der 
einen oder anderen behält, daß unendliche Mifchungen und Uebergänge 
unter ihnen möglich find, ja naturnothwendig eintreten, das Alles ift fein 
Einwand gegen die Begriffe jelbft. Es geht durd die ganze Abhandlung 
eine Vermengung deffen, was thatlächlicher Einfluß und Erfolg, und defjen, 
was Berfaffungsform und vechtlihe Befugniß oder innerer Zwed ift. So 
wenn er das als eine Entfernung von der reinen Demokratie, ja als wirk— 
lihe Ariftofratie betradhtet, daß Einige durch „Sachkenntniß und Gewalt 
der Rede“ die „Wortführer” werden, und etwa gar diefe „Volfsleiter“ 
an „ihren Schülern ihnen ähnliche Nachfolger“ haben. Deßgleichen, wenn 
er, um zu beweifen, daß es nur zweierlei Gewalt gibt (gejetßgebende und 
vollziehende), die Civilgerichtsbarfeit als einen bloßen Beftandtheil (eine 
Ergänzuug) der gefegebenden Thätigfeit erklärt, weil fie wie dieſe „zweifel- 
haftes Recht beftimmt”, wie denn „die Berhandlungen und Kefultate der 
Rechtspflege überall die Grundlage geben zu Erläuterungen und Berbeffe- 
rungen des Koder“ (aljo alles Charakfteriftiiche der Civilgerichtsbarfeit, die 
Anwendung in einem einzehten konkreten Falle, die Einwirkung auf eine 
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weites Rapitel. 
Der Maaßſtab der Berfaffung. 


8. 66. 

Die Berfaffung tft nur Eine Seite im Dafeyn eines Volfes 
und muß fich im Einflange mit den übrigen befinden. Es muß 
deiwegen jeder Staat nad) feinen eigenthümlichen Beziehungen 
verfaßt jeyn, die Verfaffung muß den Bedürfniffen, den herz 
gebrachten Verhältnifien, der Sitte und Sinnesart der Nation 
entiprechen, und daß Diejes geichehe, tft die nächte unerläßliche 
Anforderung an diejelbe, fie darf nicht einem Ideal von an ſich 
vollfommener Verfaſſung aufgeopfert werden. Es muß ferner 
die eigenthümliche Staatenbildung, welche jedes Zeitalter je nach 
jeiner Bildungsitufe und feiner geiftigen Richtung hervorgebracht 
bat, 3.8. das Mittelalter, als etwas in fich Nothwendiges und 
Vollkommenes anerfannt werden, wenn gleich das folgende 
Geichlecht auch ſeinerſeits von ihr abzugehen und die ihm felbft 
wie für das gefammte Leben jo auch für die Verfaſſung gelebte 
Aufgabe zu erfüllen hat. Allein da die Beltimmung der 
Menichheit in höchſter und letter Weile doch nur Eine und 
diejelde ijt für alle Menjchen und Völker und Zeiten, da das 
Weſen des Staates ein allgemeines ilt, jo muß es für die 
Verfaſſung aud eine gemeinjame johin abjolute Bollfommenheit 
geben, zwar nicht ein beftimmtes Verfaſſungsgeſetzbuch, welches 





beftimmte freie berechtigte Perfon, die Gebundenheit an eine beftehende 
gefetzliche Norm — gänzlich überſehend). Bollends aber ift e8 eine Her- 
vorhebung abftrafter irrelevanter Beziehungen ftatt des konkreten entſchei— 
denden Charakters der Sache, wenn ev zu demjelben Zwede die Straf- 
gerichtsbarfeit mit der Kriegführung zufammenftellt. „Was aber die 
Strafgerihtsbarfeit betrifft, jo ift fie als Kriegführung gegen den inneren 
Feind ebenfo weſentlich ein Theil der vollziehenden Gewalt wie die Krieg- 
führung gegen den äußeren Feind“ u. dgl. 
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das vollfommenfte wäre, aber gewilfe Grundverhältniffe und 
Charaktere, in welchen die Bollfommenheit der Verfafjung be- 
fteht. Wir müffen deßhalb einen dreifachen Maaßſtab der 
Verfaſſung unterfcheiden: einen abjoluten, einen relativen 
und einen individuellen. 

Der abfolute beiteht eben in diefen Verhältniffen und 
Prineipien, welche dur das Weſen des Staates und feine 
überall gleiche Bedeutung für das menschliche Leben, abgejehen 
von jeder Befonderheit, gegeben find. Gr iſt theils (negativ) 
abjolute Anforderung, theils (pofitiv) abjoluter Vorzug. 
Der relative befteht in der Angemeffenheit an die gegebenen 
Bedingungen, welche über die Ausführbarfeit jener Prineipien 
und namentlich jener Vorzüge enticheiden. Er geht deßhalb 
dem abjoluten vor; denn das an ſich Vollkommene fann grade 
das Verderbliche ſeyn, wo feine Vorausſetzungen fehlen. Der 
individuelle bezieht fich auf die beftimnite Weile der Durch— 
führung der allgemeinen VBerfaffungsprineipten, er tft nicht wie 
der relative ein Gegeniab gegen den abjoluten, jondern nur 
deffen andere Seite (1.8.11). Denn diefe Durchführung geht 
aus dem Innerſten der Bolfsindividualität hervor, für 
fie gibt es daher fein Urtheil, was das Höhere, Beſſere, und 
feine Bergleihung mit den Erzeugniſſen anderer Individualität. 
Es hat fo der eine Staat einen Vorzug vor dem anderen 
durch jeine Verfaffungseinrichtungen, die in dieſem entweder 
nad) den relativen Bedingungen nicht ausführbar find, oder 
auszuführen unterlaffen wurden; aber es hat auch jeder Staat 
eine Seite ſeines Berfaffungszuftandes, nach welcher er mit dem 
des anderen Staates Ichlechterdings gar nicht verglichen werben 
fann. Schon der allgemeine Unterſchied von Monarchie und 
Republik läßt faum ein Urtheil zu, welches das Höhere und 
Bollfommenere; fondern wenn auf der einen Seite die Mo- 
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uarchie wohl die normale, die allgemein angemeffene Berfaffungs- 
form iſt, jo gibt es auf der anderen Seite Staaten, die ent: 
ichieden den Beruf zur republifaniicher Form haben und dann 
Vorzüge entwideln, die wieder die Monarchie nicht erreichen 
fan, und es iſt dann das Eine wie das Andere jo jehr der 
bloße Ausdrucd der innerften Eigenthümlichfeit, daß jchlechter: 
dings die Vergleihung und Nangordnung ausgefchloffen ift. 
Diefe individuelle Seite der Berfaffung tft aber das Erzeugniß 
nicht bloß der urſprünglichen Eigenthümlichfett der Volks— 
anlage, jondern nicht minder auch feiner ganzen Geſchichte 
bisher. Auch lettere ilt eine Macht von unwiderruflicher Wir- 
fung, die ſowohl der Sinnesart des Volfes als jeinem ſocialen 
Zustande ein bejtimmtes individuelles Gepräge aufdrückt. 
Schon aus diefem individuellen Maaßſtab ergibt fich die 
Unhaltbarkeit jener Theorieen, die einen vollftändig durchgeführten 
Derfaffungsentwurf (das jogenannte Fonftitutionelle Syſtem) 
als Norm und Ideal für alle Staaten oder vollends als ein 
bereits wirklich geltendes Staatörecht aufitellen, oder die von 
fremden Verfaffungen, 3. B. der engliichen, nicht bloß gewilfe 
allgemeine Prineipien, Jondern ihre ganze Beftimmtheit auf die 
eigenen Staaten übertragen ; deiigleichen die Unhaltbarfeit der 
jo häufigen Frage, ob das oder jenes Volf reif ſey für Die 
Verfaſſung des andern, wobet immer nur der relative Maaßſtab 
mit Sgnorirung des individuellen umtergelegt wird. Aber aud) 
der abjolute Maaßſtab der Verfalfung, den wir anerkennen 
müljen, darf durchaus nicht als eine abjolute Verfaſſung 
betrachtet werden, wie das diefer Theorie immer zu Grunde 
liegt, d. i. als eine Verfaffung, die in ihrer Form die ſchlecht— 
hin wahre, einzige, vollendete wäre und als ſolche won allen 
Staaten angeftrebt werden müßte. An eine ſolche zu glauben 
it eine Verfennung der Bedingungen des menjchlichen Daſeyns. 
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Da fich auf Erden der Staat immerdar auf einen unvoll- 
fommenen Zuftand lehnt, jeine Verfaſſung immerdar auf einen 
ſolchen berechnet ift und berechnet jeyn muß, jo fann fie auch 
jelbft nie ein Bild abjoluter Vollkommenheit ſeyn. Die abjolute 
Verfaſſung könnte nur der Ausdrud eines abjolut vollfommenen 
?ebenszuftandes ſeyn, diefer aber liegt jenſeits der irdiſchen 
Gränze. Nur gewiffe Züge der Vollkommenheit, die durch 
mannigfache Mittel in mannigfacher Weile angeftrebt werden 
fünnen, follen fich je mehr und mehr als allgemein herausftellen, 
und defiwegen wird auch, je höher die‘ Bildungsftufe eines 
Zeitalters ift, jo auch deſto mehr die grelle Verichiedenheit der 
Derfaffung abnehmen. Man vergleiche Die Gegenſätze von Sitte 
und Einrichtung, wie die antife Welt oder der Drient fie zeigt, 
mit dem Zuftande des chriltlichen Europa: in demſelben Maaße 
werden auch die Verfaffungen der neueren Zeit unter ſich über- 
einftimmender ſeyn müffen als die des Mittelalters, ohne dab 
deßhalb die Sndividualität der Völker aufhören dürfte fich im 
ihnen zu charakterifiven. Es folgt dieß 'nicht bloß aus einem 
Mangel an Kraft der Hervorbringung, die allerdings auch ab- 
nimmt, fondern ebenjo nothwendig aus der Sammlung der 
Völker zu einer höheren innigeren Gemeinjchaft. Sit doch auch 
in den Gebilden der Natur die Uebereinſtimmung um jo größer, 
je höher das Reich ift, bis zuleßt zu dem Menjchen. So weit 
jedoch geht aus dem angeführten Grunde hier für das Gebiet 
des öffentlichen Lebens nicht die Vollendung und daher aud) 
nicht die Gleichmäßigfeit, daß Eine Art der Verfaſſung als die 
- allgemeine eintreten dürfte und könnte. Hiernach hat denn 
auch die Staatslehre Die Aufgabe, nicht eine in fich geichloffene 
Verfaſſung aufzuftellen, jondern nur die Bedeutung der ver- 
ſchiedenen VBerfaffungselemente — Königthum, Yandesvertretung 
(bez. für die Nepublif Magiftratur, Volksverſammlung), Gerichte, 
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Beamten und ihr gegenſeitiges Verhältniß zu beſtimmen, und 
ſelbſt das nur in dem Sinne, daß dieſe Bedeutung und dieſes 
gegenſeitige Verhältniß derſelben ſich in jeder beſtimmten Ver— 
faſſung doch wieder individuell geſtaltet, und dieſe individuelle 
Geſtaltung — 3. B. das Uebergewicht des Parlaments in 
England, des Königthums in Preußen — nicht tadelnswerthe 
Abweichung von einem Normalen, ſondern vielmehr die in— 
nerſte Seele, das Leben und die Kraft dieſer Verfaſſung iſt. 
Endlich iſt die Trefflichkeit der Verfaſſung noch nicht daſſelbe 
mit der Trefflichkeit des öffentlichen Zuſtandes. Geſinnung und 
Sitte haben noch eine höhere Bedeutung als die Staatsform. 
Iſt es irrig, an eine abſolute Vollkommenheit der Form auch 
nur an ſich zu glauben oder ſie für den letzten Zweck zu halten, 
ſo iſt es nicht minder irrig, zu erwarten, daß mit einer ſelbſt 
wirklich gegründeten Verbeſſerung der Form nothwendig auch 
der Inhalt des öffentlichen Lebens ſich verbeſſern müſſe, daß 
etwa durch eine beſſere Volksrepräſentation auch die materiellen 
und geiltigen Intereffen nothwendig gefördert werden, daß 
drücenden Uebelltänden (3. B. dem Pauperismus) durch eine 
Berfaffungsreform abgeholfen werden könne. Zur Hebung 
jolcher Uebelſtände namentlich fehlt es bei weitem in der Regel 
nicht am guten Willen der Machthaber, jondern an der Einſicht 
des Zeitalter, und es iſt nicht die Folge, dab etwa Erweiterung 
der Wahlberechtigung auch dieſe Einficht in ihrer Begleitung 
haben werde. Ueberhaupt tft alle That von höherem Werthe 
als die bloße Einrichtung. Ein Staat, in welchem das wahre 
(ebendige Geje der Gerechtigkeit und der Weisheit bewahrt 
wird, erwirbt ſich eine größere Ehrfurcht, feine Unterthanen 
find glücklicher, er felbft ift eine höhere würdigere Erſcheinung, 
ald ein Staat von vollendeterer Form, der aber an diejen 
Vorzügen zurückſteht. Allein die Aufgabe tft beides: die Ein- 
11.23 15 
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richtung und die That. Es iſt unvollfommen, wenn in dem 
wohlverfaßten Stante der Sinn der Regierung oder des Volkes 
nicht der rechte ift, es tft aber auch unvolllommen, wen der 
auf's Beſte regiexte Staat nicht auch eine wohlausgebildete 
Berfaffung hat. Und die Einrichtung hat allewdings den be= 
fonderen Werth, daß fie, wenn ſie einmal vom wahren Geifte 
durchdrungen ift, als die unverwüſtliche Grumdlage der vechten 
Erfüllung diejelbe auch für die Zukunft verbürgt, während eine 
treffliche Negterung, die nicht auf Inftitutionen ſich gründet, in 
gewiffem Grade von Zufälligfeit abhängt, jo daß fie in Kurzem 
vergehen kann, wie fie in Kurzem beiteht. Gegenftand der 
Staatölehre kann jedenfall nur die Einrichtung jeyn. | 
Aus den beiden hier gewonnenen Wahrheiten, daß die 
Vollkommenheit der Verfalfung nicht in einer abjoluten Ver— 
faffung, fondern nur in gewilfen Charafteren und Grund: 
verhältniffen beiteht, und daß jede Verfaffung eine Seite der 
Sndividualität, die nicht vergleichbar und meßbar ilt, haben 
muß, zum mindeiten von ebenio großem Umfange ald die 
prineipiell nothwendige Seite, ergibt fich, daß der Fortgang 
der Berfaffung zu einer höheren und vollfommeneren Geftaltung 
nicht anders ald auf dem Wege der fontinuirlichen ge— 
ſchichtlichen Entwidelung geichehen joll, nicht auf dem 
Wege des Abbrechens von dem Beitehenden und des Neubegin- 
nens. Beſtände die Vollkommenheit der Berfaffung als etwas 
Fertiges in ich, als ein bloßes Syftem von Grundiäßen („Fonfti- 
tutionelles Staatsrecht“), trennbar von allen beitimmten, durch 
freie That und durch Schickſale gebildeten Zuftänden, dann 
wäre ed die Möglichkeit und die Aufgabe, Alles, was da be- 
fteht, aufzugeben und diejes Vollkommene herzuitellen. Beſteht 
aber die Vollkommenheit der Verfaſſung nur in gewiffen Cha- 
rakteren und Grundverhältniffen, die.ein beftimmter individueller 
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Zuſtand fich je nach jeiner Weiſe aneignet, und die erft in ihm 
eine wirkliche Eriftenz haben, dann darf gewiß nicht diefer 
zernichtet werden, um fie herzuftellen. Die abbrechende, a priori 
beginnende Konftitutrung vernichtet das, was fich aus dem in- 
nerſten Geifte und der Geſchichte der Nation gebildet hat, und 
daran eben den Stoff jelbit, der durch die wahren Charaktere 
jeine wahre Geſtalt erhalten ſoll. Iſt doc fogar für den ein- 
zelnen Menjchen das vollendete Ethos nicht ein bloßes Syſtem 
von Lebensregeln, das Jemand unter Zernichtung feiner ganzen 
Individualität heritellen joll, jondern die Zucht und MWillens- 
richtung einer Individualität, die daher diefer ſelbſt eingebildet 
werden joll, und joll deßhalb ein Menſch, der fich befehrt, nur 
das neue Lebensprincip im fih aufnehmen, nicht aber feine 
Individualität aufgeben, um aus jenem Principe fich erft eine 
jolche zu geben. Die überfommene VBerfaffung muß danach 
immer das Subjeft bleiben, das da fortgebildet wird, auch 
neue Ideen und Principien müſſen in ihr als in ihrem realen 
Stoffe realifirt werden, nicht außerhalb ihrer eine neue Ber: 
fafjung beginnen. Das gilt wie für die ganze VBerfaffung, jo 
auch für jeden einzelnen Beſtandtheil. Mit diefer Einficht 
verbindet jich dann wohl, und bejonders im Widerftande gegen 
eine zu vevolutionärem Umfturze geneigte Zeit, eine gewilfe 
Vorliebe für das Beitehende und ein Streben nad) langſamerem 
Gange der Veränderung. Dieß iſt dad fonjervative Prin- 
cip. Es iſt nichts weniger ald Stabilität, es ſchließt Die 
grünplichiten Neformen, da wo fie gezeitigt find, und die höchite 
Energie gegen Mißbräuche und Uebel in feiner Weije aus, und 
es können die verichtedenften politischen Tendenzen, die nach 
Erweiterung politiicher Freiheit wie nad) Befeſtigung der Au— 
torität, gleichmäßig ihm huldigen. Es beiteht nicht darin, daß 
die alten Prineipien beibehalten werden, fondern daß der Stoff 
19° 
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erhalten bleibe. Sein Gegenſatz iſt nur die Nenerungslüftern- 
heit, der Radikalismus und die Dejtrultion. Die deftruftiven 
Kichtungen find von der Art, dab ihr letes Ziel ſelbſt eine 
bloße Zerftörung und Verneinung tft, z. B. Gleichmachung ftatt 
organifchen Baues. Aber auch wo das nicht der Fall, wo 
ein wirklich gegründetes Ziel verfolgt wird, iſt es verwerflich, 
vorerst das Vorhandene zu zeritören, um dann erit das Gute 
aufzuführen. Chriſtus hat nicht zuerit die jüdiſchen Ge— 
jeße abgeschafft und dann feine reine geiftige Lehre gegeben, ſon— 
dern er lief erſtere beſtehen und gab letere; fie hat dann von 
jelbft das Faliche abgeftoßen. Luther würde ähnlich verfahren 
ſeyn, wenn nicht die römische Kirche ihn außgeltoßen, alſo ihn 
eben des vorgefundenen Stoffes beraubt hätte. Wenn die 
ichon für die geiftige Sphäre der Religion gilt, wie viel mehr 
für die politifchen und foctalen Snftitutionen. Die engliſche 
Verfaſſung bat den vorhandenen mittelalterlihen Stoff nad) 
den neuen wahren Principien geitaltet, die franzöfiiche Revo— 
Iution hat Alles vernichtet, um num ohne einen gegebenen Stoff 
aus bloßen abftraften Gedanken eine Welt aufzubauen; wo 
aber tft ein befierer, haltbarerer Bau geworden? So verdie- 
nen auch Diejenigen um unjern deutichen Zuftand wenig Dan, 
die es fich zur Aufgabe jeßen, nur um allen Preis das Mittel: 
alterlihe aus ihm abzuthun, gleichviel was danıı nachkommen 
werde, das werde ſich ſchon geben. 

Das konſervative Princip beruht auf der wahren ethi=- 
Ihen Gefinnung, nämlid auf der Hingebung an die höhere 
göttliche Fügung, die durd) die Zeiten geht und jede Generation 
nur dazu beruft, Theil am Werke zu nehmen, während der 
Radikalismus auf der Ueberhebung beruht, daß die jeßige 
Generation für ſich allein aus fich heraus und für immer den 
Gemeinzuftand in jeiner Gangheit geftalten will, und es führt 
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zu dem wahren politiſchen Erfolge, daß die Nation eine 
Identität ihres Zuftandes und Bewußtſeyns bat durch ihre 
ganze Geſchichte, einen vollftändigen Befig ihrer Vergangenheit 
in der Gegenwart, während nach dem radifalen Principe die 
Nation von heute eine ganz andere ift als die von geftern oder 
von morgen. Wenn der Staat ald ein fittliches Reich erfannt 
wird, jo ift damit auch das konſervative Prineip gefichert; denn 
die gegebene reale Macht und die gegebene fittliche Ordnung 
über dem Wolfe enthalten in fich eine Kontinuität durch die 
Zeiten, wird er aber ald bloß auf dem Willen der Menjchen 
ruhend betrachtet, jo löſt fich der Zuftand des Augenblid3 von 
der Vergangenheit wie von der Zukunft. 


$. 67. 


Als abjolnte Anforderung an die Verfaffung ergeben 
ſich aus dem Weſen des Staates: die feite Autorität und 
Herrichaft, d. i. eine gejiherte und ftarfe Regierung, 
ihr Gegenfaß iſt die völlige oder annähernde Anarchie, — eine 
beftimmte gejeßlihe Drdnung, ſey fie in eimem grö— 
ßeren oder geringeren Grade durchgebildet, habe fie ihre Macht 
in einer organifirten Vertretung des Landes oder bloß in der 
öffentlichen Gefittung und Meinung — und die bürgerliche 
Freiheit, d. i. der Schuß und die Unabhängigkeit der 
Staatsbürger in der Sphäre des individuellen Lebens, aljo 
der Schuß der Nechte, der allgemeinen Menjchenrechte jowohl 
ald der erworbenen Nechte. Diefe und ähnliche Anforderuns 
gen können an jede Verfafjung geftellt werben, es gibt feinen 
Zustand, der ihren Mangel entjchuldigte. 

Abſolute Vorzüge der Verfaſſung find die äußere Zweck— 
mäßigkeit, die plaftiiche Vollendung und die politische Freiheit. 

Die Zweckmäßigkeit beſteht in der mechaniſchen Wohl- 
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angemefjenheit der Einrichtungen für einen äußeren Erfolg und 
hat auch in diefem äußeren Erfolge, für den fie bloßes Mittel 
ift, allein ihren Werth, z.B. die Koncentrirung der Regierung, 
_ er igfeit der — Wi Eh Verfügbarkeit über 

e plaftiihe Bollendung befteht in der reichen 
Entfaltung der Verfalfungselemente und dadurch dem reichen 
Ausdruck der Idee des Staates: daß die Majeſtät des König— 
thums, daß geichichtliche Geſchlechter mit traditioneller politifcher 
Haltung, daß ein Stand juriftiicher und adminiſtrativer Intelli- 
genz, dab eine feitgezeichnete gejeßliche Drdnung für die ver- 
ichtedenen WVerwaltungszweige, daß ein ſtarkes gefichertes 
Staatsbürgerthbum, zur jelbitthätigen Theilnahme am öffent- 
lichen Zuftande berechtigt, beſtehe u. ſ. w. Dieſe plaftilche 
Vollendung ift wohl zu unterſcheiden von der äußerlichen 
Zweckmäßigkeit, ſie hat ihren Werth in ihr ſelbſt, in der Ent— 
faltung dieſer Elemente an ſich, nicht in einem Erfolge außer 
ihnen. In dieſem Sinne fordert Platon Schönheit des 
Staates, nämlich daß mannigfache Kräfte entfaltet und har— 
moniſch geordnet ſeyen; in demſelben Sinne findet Schelling 
den Werth der Verfaſſung in der „Energie der rhythmiſchen 
Bewegung und der Schönheit des öffentlichen Lebens“, und 
bekämpft den Maaßſtab der bloß äußerlichen Zweckmäßigkeit. 
Es iſt aber nicht der bloße Anblick der Schönheit, worin der 
Vorzug ſolcher Entfaltung beſteht, ſondern ſie iſt gleichzeitig 
auch nicht minder die Entfaltung der ſittlichen Motive, welche 
jenen Elementen und Ideen entſprechen, der Hingebung an die 
perſönliche Autorität und Majeſtät, des geſchichtlichen konſer— 
vativen Sinnes, der Amtstreue, der Heiligkeit des Geſetzes und 
der erworbenen Rechte, des Bewußtſeyns der Freiheit und der 
Sicherheit in der privaten Sphäre, des korporativen Sinnes. 
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Um wie viel veicher iſt hierin 3. B. der europäiſche Zuftand 
vor dem nordamertfantichen! Der Reichthum aber der fittlichen 
Elemente und Miotive iſt, wenn wir den Staat nicht als Ge- 
jellichaft, jondern als fittliches Neich auffaffen, der erhabenfte 
Borzug der Verfafjung ($. 38). 

Die politiſche Freiheit im engeren Sinne befteht in der 
eigenen wohlgeordneten Theilnahme des Volkes an Ausübung 
der öffentlichen Gewalt, ift alfo unterjchteden von der bürger- 
lichen Freiheit, d. i. dem Schuße der Bürger in der Sphäre 
des Eingellebens und in ihrer Einzelberechtigung. Die bürger- 
liche Freiheit ift eine abiolute Anforderung an die Verfaffung, 
die politiiche it ein Vorzug. Um dehwillen tft 3.8. die ftän- 
diiche Monarchie eine höhere Verfaſſungsform ald die einfache, 
und die jtändiiche des neuen ftaatsrechtlichen Charakters wieder 
eine höhere ald die des älteren privatrechtlichen Charakters. 
Dagegen ilt es irrig, auch die politiiche Freiheit und zwar in 
einem beitimmten, nämlich dem höchſten Maaße derjelben und 
in beitimmter Form für eine abjolute Anforderung zu halten, 
wenn auc ein gewiller Grad derjelben in der oder jener Form 
zur Sicherung der bürgerlichen Freiheit wohl unentbehrlich ift. 
Die politiiche Freiheit bat nun aber ihre wahre Realifirung 
nur da, wo fie naturgemäß den Schuß der bürgerlichen Frei— 
heit und des gejeßlichen Zuftandes zu ihrer Wurzel und ihrem 
Motive hat, nicht da, wo fie lediglich um ihrer jelbft willen 
eingeführt ift. Denn das Volt hat die Aufforderung, jeine 
Rechte und feine ethiiche Ordnung zu fichern, nicht aber den 
Anſpruch, fich die Negierung ald Negierung zuzueignen, nicht 
zu herrſchen bloß um zu berrfchen. Dort hat aud) die poli— 
tiiche Freiheit ihren beftimmten Inhalt und Zwed, hier iſt fie 
abftraft. Der Achte „männliche Freiheilsfinn (Burke), der 
Ehrfurcht und Theilnahme abnöthigt, den die Poeſie zu allen 
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Zeiten gefeiert hat, beiteht deßhalb in der Vertheidigung reeller 
Güter des Lebens, des Eigenthums, der Heiligkeit der Familie 
und des Haufes, des beftimmten religtöfen Glaubens, der be— 
ftimmten vorhandenen Sitten und Geſetze, die Gegenftand der 
Anhänglichfeit find, er beiteht in dem Widerſtande gegen Will- 
kühr der Strafrechtöpflege, der Beſteuerung, gegen Eingriffe 
in Familtenbande, gegen Glaubensunterdrüdung, gegen Ab— 
ihaffung der beitehenden Gejeße und Einrichtungen, die der 
Nation theuer find. Dagegen ilt das ein eitler und inhaltlojer 
Freiheitsfinn, der die Freiheit bloß als ſolche, die Herrichaft 
feines Willens (bez. des Volkswillens) als ſolche jucht, over 
den Schuß von religtöjen, ja vollends antireligtöfen Ueber— 
zeugungen, die etwa in der Folge entitehen könnten, und von 
Geſetzen, die exit gegeben werden jollen, für die noch feine 
Liebe beitehen fan. Unſere Zeit täuscht fich auch in diejer 
Hinſicht mit einem angeblich jpiritualiftiichen Freiheitöfinne, 
als welcher auf die geiltigen Güter des Denfens und Sprechens 
und Regierens als ſolcher gerichtet jey, während er in der That 
nur ein abitrafter Freibeitsfinn ift (I. $. 4). 


$. 68. 


Das Ergebnig dieſer Prineipien für die äußere Staats- 
form ift im Allgemeinen der Vorzug der gemiſchten Ber- 
faſſung (diefen Begriff im richtigen, obwohl nicht im engjten 
Sinne verftanden, $. 64) oder bezeichnender ausgedrüdt, der 
veichgegliederten Verfaſſung. Im ihr find am meiften 
die verjchiedenen Elemente und Ideen des Staates verwirklicht, 
die verichiedenen Zuftände und Intereſſen geihüßt, die ver- 
ſchiedenen fittlichen Motive belebt. Dieſe Einfiht erfüllt von 
jeher alle tieferen Beurtheiler des Staatsweſens. Merkwür— 
digerweile erflärt ſich die ganze Staatsweisheit des Alterthums 
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gegen jeine Demokratie, welche ſpäter Gegenftand der Bewun- 
derung und zum Theil des Wunjches der germaniichen Völker 
geworden ilt, und preilt die gemiſchte Verfaſſung. Platon’ 
monarchiſch-ariſtokratiſchen Staatsideals nicht zu gedenken, be- 
zeichnet Ariftoteles als die vollfommenfte Verfaffung die 
„Politie“ im Gegenlage der „Demofratie”, d. h. wie er 
jelbit fich erklärt, es Toll die Geſammtheit herrſchen und im 
Wahrheit herrſchen, in der Demokratie herriche aber nur dem 
Namen nach die Gefammtheit, in der That die Mehrzahl der 
Armen. Sein Gedanke ift alfo, daß die Jaämmtlihen Lagen 
und Intereſſen jo viel Einfluß auf die öffentliche Lenkung 
baben jollen, um fih zu ſchützen. Dieſer Gedanfe bedarf 
allerdings einer weiteren Anwendung, als Ariitoteles von ihm 
macht, indem nicht bloß der Bermögensunterichied ein verjchte- 
denes Intereſſe begründet, Tondern auch der Unterjchted des 
Standes, der Zebensbeichäftigung, der Bildung, der Religion, 
und indem nicht bloß die verichiedenen menjchlichen Zuftände, 
jondern auch die verjchtedenen Elemente des Stantenbaues 
jelbft ihre Entwidelung und ihren Schuß finden jollen ; aber 
es iſt doch derjelbe Gedanfe, wie wir ihn hier ausfprachen. 
Auch die Art, wie die Berfaffung eine gemiſchte ſeyn ſoll, tt 
von Ariſtoteles jehr unvollfommen aufgefaßt, denn ihm iſt die 
Miſchung, die er in feiner Politik aufitellt, viel mehr ein 
Mittendurchgehen zwiichen den beiden Gegenſätzen der Ariltofratie 
und Demokratie, denn eine organische Verbindung derielben. 
Es joll nämlih z. B. der Zutritt zur Bolfsverfammlung an 
ein mäßiges Einkommen ‚gebunden werden, es jollen die 
Magiſtraturen nicht nach dem Vermögen, aber auch nicht nach 
dem Looſe, ſondern durch Wahl beſtellt werden, es ſollen die 
Reichen für das Wegbleiben aus der Verſammlung eine Geld— 
ſtrafe, die Armen für ihr Erſcheinen eine Geldbelohnung er— 
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halten, damit beide Klaffen ſich zahlreich einfinden. Dadurch 
wird alio ein Element als die entjchetdende Macht des Staates 
erzielt, das weder ariftofratiich noch demfratiich, ſondern ein 
Wittelding zwijchen beiden ift, während die ächte gemtichte 
Berfaffung darin beiteht, jedes der verichtedenen Elemente (und 
zwar für und Königthum, Grundariitofratte, Bürgerthum u. ſ. w.) 
in ihm jelbft zu ftärfen und auszubilden, aber fie in ihrer 
Wirkſamkeit wechjelleitig zu bedingen. Gicero, der gleich 
Ariitoteles die gemiſchte Verfaflung für die befte erklärt, faßt 
diejelbe Schon in dieſer vichtigeren Bedeutung auf, er findet fie 
in einer angemeljenen Verbindung der Demokratie, Ariitofratie 
und ſelbſt monarchiſcher Beſtandtheile als gejonderter jelbit- 
ſtändiger Elemente, dazu führte ihn dev Anblick des römischen 
Zuftandes. Daß die ganze mittelalterliche Literatur fich nad) 
Ariitoteles Autorität für die gemilchte Verfaſſung enticheidet, 
it natürlich. Sie preift auch nad) diefer Autorität die Politie, 
ohne grade fie überall in dem jpecifiichen Sinne des Ariſtoteles 
zu verftehen ; ſo 3. B. ift e8 offenbar feine genaue Anwendung 
dieſes Begriffes, wenn Fortesfue die engliihe Verfaſſung 
für eine Politie erklärt. 

Der äußerſte Gegenjaß gegen unſere Yehre, dab die ge- 
miſchte, d. i. veich gegliederte Verfaſſung den Vorzug verdiene, 
ift die Lehre Rouſſeau's und Sieyes'. Ihnen tft das 
oberite Poftulat der VBerfalfung grade die abjolute Ein- 
fachheit, d.t. daß fie durch und durch nur aus Einem Ele— 
mente beftehe, nur Ein und diejelbe Allen gleiche Lage des 
menichlichen Lebens ſchütze, nur Ein ethifches und politiſches 
Motiv entwicele, und das Ideal der Verfaffung tft ihnen da— 
nad) die ununterſchiedene wüſte Demokratie. Wenn es wirklich 
nicht verschiedene menichliche Lebensftellungen gäbe, nad) Ver— 
mögen, Art des Vermögens, Standesbeſchäftigung, wenn wirklich 
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das Königthum nicht eine ewige Idee des Staates wäre, ſon— 
dern bloß ein Mißverſtändniß des mechaniichen Bedürfnifies 
nach einem Träger der exefutiven Gewalt, wenn wirklich nur 
Ein Motiv die Menjchen erfüllen follte, die Hingebung an den 
numeriich ermittelten Willen der Mehrzahl der Mitbürger, 
nicht auch ein forpovatives, nicht auch ein Firchliches, nicht auch 
eine Liebe zu den ganz beitimmten Einrichtungen um ihres 
trefflichen Inhaltes willen, ftatt blos um ihrer Majoritäts- 
ſanktion willen, nicht auch eine perlönliche Anhänglichfeit und 
Pietät gegen Obrigfeiten; wenn das Alles ſich wirklich jo ver- 
hielte, dann wäre die abjolut fimple Berfaffung, wie Rouſſeau 
und Sieyes fie lehren, die vechte und das Ziel der Menjchheit, 
das dann freilich jehr leicht zu erringen wäre. Sind aber jene 
verjchiedenen Zuftände, Intereffen und Elemente im Weſen der 
Nation und des Staates begründet, dann it ſolche Verfaffung 
vielmehr eine Zerftörung des öffentlichen Zuftandes. Das darf 
nicht befremden, daß jenes Eine einfache ethiſch-politiſche Motiv, 
das Motiv des fih Eins Willens und Gleih Wiſſens, dem 
die Wahrheit in feiner Sphäre feinesweges abzujprechen ift, 
wenn ed mit Zernichtung aller anderen Motive und Elemente 
hervorgehoben und zum Impuls des öffentlichen Zuftandes 
gemacht wird, für eine kurze Periode, in der es fich jelbit in 
jeiner ganzen Kraft und Intenftvität fennen lernt und den 
Widerſtand zu bewältigen angefacht ift, Wunder der Begei— 
fterung wirft. Aber es hat feine geftaltende Kraft in fich, 
und für die Dauer, wenn die Begeijterung mit dem auf- 
gezehrten Stoffe erfaltet, iſt es nichts Anderes als eine Ver— 
armung ded Lebens. 
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$. 69. 


Es liegt im Weſen des Staates, als jittlichen Neiches, 
dab eine fittliche Macht in ihm aufgerichtet jey über dem Volke 
mit innewohnendem Anſehen, und daß diefe Macht eine ihrer 
ſelbſt bewußte und ihrer jelbjt mächtige, dab fie eine perſön— 
liche jey. — Dieß ift die Beftimmung (zeios) des erb- 
lihen Königthbums. Es iſt eingefeßt, damit eine Herrichaft 
über den Menſchen beitehe, perlönlich, im ſich einig, in ſich 
gegründet, die fie fich nicht gegeben, dadurch erhaben und 
majeltätiich über ihnen, mächtig, te in Ordnung zu halten und 
zu lenfen, heilig, fie mit Ehrfurcht zu erfüllen. Die Herrichaft 
des Staates, John der Staat jelbft, wird perfönlid 
im König. 

Die Monarchie hat darum vor Allem den Vorzug der 
Einheit und Perſönlichkeit der Herrichaft, daß fie 
ih in Einem Manne foncentrit, der beitändig zu handeln im 
Stande ift, und nicht in ſich jelbit zerfallen kann, dadurch die 
Uebereinftimmung und Aufeinanderberechnung in der Anordnung, 
die Energie in der Ausführung. 

Sie hat aber den noch viel bedeutenderen Vorzug der 
Urſprünglichkeit und Erhabenheit der Herrichaft, 
daß der Herrichende in feiner Hinficht Unterthban oder von den 
Unterthanen abhängig, jondern immer und überall über ihnen 
it, daß jeine Gewalt nicht von den Unterthanen kommt, ſondern 
von ſich jelbit befteht, Dadurch die Unbedingtheit des Anſehens 
und der Ehrfurcht und die Freiheit von den Intereffen, welche 
die Unterthanen zertheilen und befangen. 
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Den Vorzug der Einheit der Gewalt haben jchon die 
älteren Schriftiteller an der Monarchie hervorgehoben und fie 
begründen ihn durch Die Analogie eimerjeitS der göttlichen 
Herrichaft, andrerfeitS dev Vorbilder der Natur in den Bienen 
und Vögeln”). Den anderen Vorzug der Monarchie dagegen, 
den der Erhabenheit der Gewalt, überjehen fie und darum 
erflären fie fich meiltens (z.B. Thomas) für die Wahlmonarchie, 
wozu auc das Vorbild des chriſtlich-germaniſchen Kaiſerthums 
fie beitimmt. 

Es find diefe Züge zwar das allgemeine Erforderniß aller 
Staatöformen. Auch in der Nepublif wird Einheit der Be— 
berrihung durch Abftimmung und Grrichtung ſelbſtſtändig 
bandelnder Magiftraturen angeftrebt, und ruht eine Erhaben- 
beit auf den jeweiligen Trägern der öffentlichen Gewalt und 
auf der Volksverſammlung. Allein die verjchtedenen Abitim- 
mungen einer Verſammlung geben nicht den Zufammenhang 
wie die verichtedenen Entichlüffe eines Mannes, und die Ma- 
giftrate, die doch auch wieder Unterthanen find, haben nicht 
die Erhabenheit eines Königs. Dort find diefe Züge in Fünft- 
licher, hier dagegen in natürlicher, lebendiger, daher auch ftär- 
ferer Weile realiſirt. 


*) So Thomas von Aquin fowohl in feiner Summa theol. als 
in feinem Buche de reg. prineip. Dann Salmafius gegen Milton, 
Mariana u. ſ. w., es geht überall durd. Anders bei Dante (de 
Monarch. 1. D. Nah ihm verhält fih das menschliche Gefhleht am 
beften, quando, secundum quod potest, Deo assimilatur. Sed genus 
humanum maxime Deo assimilatur, quando maxime est unum. Unum 
aber ift e8 am meiften, wenn es Einem Fürften unterworfen ift. Hier 
alfo der Gedanke, daß das Volk (bez. für das Kaiferthum das Menfchen- 
geſchlecht) nicht bloß einheitlich beherricht werden, fondern felbft Einheit 
und gewiffermaaßen Perfönlichkeit erlangen ſoll. 
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8. 70. 

Die Monardie it darum ihrem Weſen nad Erb- 
monarchie. Die Macht des Königs muß von ſich jelbit ſeyn 
(aseitas), fein Zuthun der Unterthanen, feine Wahl, feine Er- 
nennung durch den Vorfahren, fein Loos joll fie gewährt ha= 
ben. Der König muß von felbjt König jeyn durch ſein Daſeyn, 
feine Geburt. Die füniglihe Qualität muß untrennbar in der 
Perion des Königs liegen. Darum erbt er den Thron und 
hinterläßt ihn feinem Erben. Die Dynaftie aber iſt dann eine 
ununterbrochene und unabjehbare Einheit. „Der König ftirbt 
nicht!” So iſt er die Macht im Staate, die feine Urjache 
hat und feinen Anfang und fein Ende. Die erite Thron- 
befteigung der Dynaltie zwar ift ein Aft der Zeitz iſt fie jedoch 
auf den Thron gelangt, jo ift es mit der Bedeutung, ale 
wäre fie es von jeher gewejen und jollte es für immer jeyn. 
Nur dadurch, daß der König es von ſelbſt ift durd) jeine Gebt, 
und daß die Neihe der Fürſten fich aus ſich heraus fortießt, 
ift die füritliche Gewalt ſchlechthin erhaben über den Unterthanen, 
und nur dadurd erlangt auch der Staat im Fürften Perſön— 
lichfeit, denn zum Begriff der Perjönlichkeit gehört es, ur— 
ſprünglich und ohne Aufhören in ſich jelbit zu beitehen. Die 
Untheilbarfeit und gejeßliche Drdnung der Thronfolge aber tft 
aus Doppeltem Grunde geboten, ſowohl durch die itaatliche 
Bedeutung der füniglihen Gewalt, als jelbit zu dem Zwecke 
eben diejer Sicherheit und jelbitijtändigen Berechtigung des 
jeweiligen Herricherd. Wie die Alles aus der tieferen ethiſchen 
Bedeutung des Königthums folgt, jo betätigt es fich auch im 
Erfolge. Nur der König durch Erbrecht hat jene Unabhängigkeit 
und Unbefangenheit, bloß den Staat zu verforgen und Nies 
mandem zu Willen feyn zu müffen, der ihn auf den Thron 
gehoben oder jeinen Nachkommen darauf erheben foll, nur er 
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bat das Anjehen, dem man als einem nothwendig vorhandenen 
ohne Wahl, ohne Zweifel, ohne Reue gehorcht; den Frieden, 
der das Unabänderliche begleitet; nur er verhindert den Kampf 
um den Thron, der da entitehen muß, wo er durch Wahl ver- 
geben wird, oder wo er ftreitig ſeyn fann unter den Spröß— 
(ingen der Dynaſtie. Ber dev Wahlmonarchie find die Unter: 
thanen die Urjache der Gewalt des Königs, daher hierin ein 
Höheres über ihm, und hat der Staat feinen ununterbrochenen 
Träger jener Perjönlichleit, daher feine wahre Perfonififation. 
Der Vorzug, dab bei ihr jedesmal der Fähigite ausgewählt 
werden könne, ift nicht entjcheidend; denn das Hauptmoment 
der Monarchie ift nicht die Fähigkeit des Fürſten, dafür be- 
ftehen ja auch andere Organe und Einrichtungen, jondern die 
Erhabenheit feiner Stellung und die Stärke jeined Anſehens. 


RL 


Der Fürit hat jene Gewalt als der Souverän des 
Staates, indem er diefen reprälentirt, d. i. ſich mit ihm 
identificirt, deſſen Perſonifikation tft. Sie tft darum 
ein Recht des Fürften, aber dennoch eine öffentliche 
Gewalt. Denn damit diefe Identificirung fich vollbringe und 
dadurch der Staat wirklich im Fürsten perjönlich werde, muß Die 
Gewalt und Majeftät des Staates dem Fürften bez. der Dynaſtie 
als ein feiner Perſon jelbit innewohnendes uriprüngliches Necht 
und unzerſtörbare (indefeasible) Qualität zufommen. Der 
Fürft hat deßhalb nicht ein bloßes Amt, Funktion, oder Dienft 
für den Staat, diefem ald einem anderen Subjefte gegenüber- 
itehend, jondern den innerit= eigenen Belit der Gewalt und 
Majeſtät gleich wie der Staat jelbit. Das unteriheidet König: 
thum und Priefterthum, daß diejes nicht eine Spentififation mit 
der Kirche enthält und darum immer nur ein Dienft für die Kirche 
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bleibt. Selbit die Päpſte haben niemals die Kirche, ähnlich wie 
der König den Staat, als ihr Neich (oder ihre Kirche) bezeichnet. 
Aber andererfeits iſt um derjelben Sdentififation mit dem Staate 
willen dte Gewalt des Fürften durchaus nach den Principten des 
Stantes beftimmt. Er befitt fie nicht für jeine Privatzwede 
und Sntereffen und fann fie nicht nad) jeinem Privatwillen ge— 
brauchen. Dekhalb richtet Fich die ganze Einrichtung der fürftlichen 
Gewalt, Vererbung, Umfang und Inhalt der Befugniffe, Maaß 
und Gränze und Art ihres Gebrauches und ihrer Verfügbarkeit, 
rechtliche Pflichten derjelben nach der Anforderung des Staates, 
nicht nach der perfönlichen Berechtigung. Es iſt nicht darauf 
abgejehen, daß am Fürſten eine menschliche Perjönlichfeit über 
den Staat herriche (ſ. o. $. 53 Note), ſondern dab der Staat 
im Fürften perfönlich werde”). Gott hat die Menjchheit nicht 
einzelnen Menjchen übergeben zur Herrichaft bloß auf ihre jen- 
jeitige Verantwortung, Jondern er hat eine Drdnung und Anftalt 
gejeßt und in diefer die einzelnen Menjchen als Häupter. Das 
unterjcheidet die wahre Itaatliche Monarchie von der patrimonta= 
fen, die nur ihr erfter noch unentfalteter Anfang iſt. Insbeſondere 
aber liegt in dem öffentlichen Charakter der fürftlichen Gewalt 
die Möglichkeit, ja Nothwendigfeit ihrer Beichränfung. Der 
Ausipruh Ludwig XV.: „Vetat C'est moi* drückt diefe Iden— 
tifietrung von Staat und Fürft aus umd iſt deßhalb an fich 
völlig wahr. Allen Ludwig ALV. meinte ihn falſch. Er zieht 
nämlich nur die eine Reihe der Folgerungen aus ihm, daß 
der Staat in der Perion des Königs aufgeht, nicht auch die 
andere, daß der König in der Anitalt des Staates aufgeht. 


*) Dieß verwechjelt Schubarth „über die Umvereinbarfeit der Hegel- 
ſchen Staatslehre“ u. ſ. w., da er den preußiihen Staat auf der Per- 
ſönlichkeit der fürftlichen Dynaftie beruhend erklärt und hierin das proteftan- 
tiihe Prineip finden will. 
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Herricht hiernach dev König als der Souverän des Staates, 
fo iſt doch feine Herrichaft zugleich eine väterlihe. Der 
geborene Herrscher, deſſen Perſon Anjehen und Gewalt über 
die Unterthanen und die Verpflichtung, für ihr Wohl zu forgen, 
innewohnen, hat väterliche Stellung und Beruf”). Das geſetz⸗ 
mäßig-Oeffentliche der Einrichtung ſchließt nicht das Perſönliche 
der Gefinnung and. Der König ift danach zur Liebe und 
Theilnahme für jein Volk, und die Unterthanen find ihm nicht 
bloß zu Gehorfam, jondern auch zu perfönlicher Treue und 
Pietät verpflichtet, und der Patriotismus enthält nicht bloß 
die Anhänglichfeit und Aufopferung für den Staat, fondern 
auch für das Fürftenhaus und die Perſon des Königs. Deß— 
halb wird aber das Königthum in der Negel auch nur da 
jeine beften Früchte tragen, wo der angeitammte König herricht. 


8. 72. 


Der Inhalt der fürftlichen Gewalt ift demgemäß die 
Spuveränetät, wie fie oben ($. 55) erörtert wurde. Der 
König ift Souverän, das ift fein Begriff, und ein König, der 
nicht Souverän ift, it ein Abſurdum *). Alle Herrfchaft und 
alles Gefeb geht danadı vom Könige aus und befteht durch 
jein Anjehen; er beruft zu den Aemtern, er vereinigt in fich 
die verichiedenen Zweige der Gewalt, und es fteht ihm Alles 
zu, was überhaupt im Bereiche der Staatögewalt liegt, fo 
weit es ihm nicht beſonders durch die Verfaſſung entzogen it 
(in dubio pro rege). Er ſelbſt aber kann zu Nichts ges 
zwungen werben, und es beiteht feine Macht und Fein Gericht 


*) „L’autorite royale est paternelle, et son propre caractere c’est 
la bonte“ (Bossuet). 
**) Bergl. unten Kap. 18. ©. 536. 
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über ihn, weder über feine Perſon noch über fein Fünigliches 
Rechth. 

Die Macht der Verhinderung und zwar der unbe— 
dingten Verhinderung (Veto) iſt die ſchlechthin unerläßliche 
Attribution des Königs, ohne ſie hat der Begriff des Souve— 
räns, ſohin auch des Königs aufgehört. Der Souverän kann 
beſchränkt, er kann aber nicht gezwungen werden. Der König 
muß eine erhabene und ſelbſtſtändige Macht ſeyn über der 
Nation und muß als ſolche jeden poſitiven ſeinen Ueberzeu— 
gungen widerſprechenden Akt ablehnen können, auch gegen ihren 
entſchiedenen Willen und erregteſten Andrang. Dieß will der 
modernen Anſicht nicht einleuchten. Soll der Wille Eines 
Mannes jo viel gelten als der Wille von fünf und zwanzig 
Millionen Menſchen? Das ift gegen dad Ginmal Eins! So 
Sieyes: ſeine politische Einficht ging auch nirgend weiter als 
auf das Einmal Eins. Es iſt hier nicht Ein Menich gegen 
zwanzig Millionen, jondern eine Stellung, eine Iuftitution, die 
Stellung eines über alle Unterthanen-Intereffen unbefangenen 
Herrichers, eines Mittel- und Einheitspunftes der Nation, die 
Inſtitution, die da aufgerichtet ift, grade damit die Menſchen 
ein höheres Anſehen als ihren eigenen Willen über ſich haben. 
Dieje Stellung und Inftitution it von nicht geringerem Ge— 
wicht als zwanzig Millionen Individuen. König zu jeyn und 
fein Veto zu haben, wäre auch eine Jittliche Vernichtung der 
Perjönlichfeit, wie fie fich ſonſt in feiner menfchlichen Lage 
findet. Der Beamte, der zu einer pofitiven Handlung gegen 


*) Bon einer Aufzählung der königlichen Befugniffe kann denn auch 
nit die Rede feyn, da der König die gefammte Staatsgewalt befitst; es 
hieße das die Wirkfamfeit des Staates aufzählen. Die Art ihrer Aeuße— 
rung wie ihrer Beihränkung für die verichiedenen Gebiete des Staates 
(3. B. rückſichtlich der Volksvertretung, der Strafrechtspflege, der Beamten, 
der Kirche u. |. w.) ergibt ſich erſt bei dieſen. 
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feine fittlihe Ueberzeugung genöthigt wird, kann fein Amt 
aufgeben; aber das Königthum tft nicht auf eine fortwährende 
Abdankung bevedjnet, daß der König die Krone niederlege wie 
der Miniſter jein Portefenille. Verfaſſungsmäßig muß deßhalb 
das Veto des Königs ohne Gränze ſeyn, ſonſt ift er nicht 
mehr König, thatfächlich hat es immer eine Gränze an der 
Nothwendigfeit der Dinge, an der unwiderftehlichen Macht 
des geichichtlichen Fortganges*). 

Aber auch eine Macht der pofitiven Herrihaft 
muß der König innerhalb der Schranfe des Geſetzes und der 
Mitwirkung der berufenen Drgane beſitzen. Es iſt ein faljches 
Beitreben, welches, damit der Staat nicht von der zufälligen 
Beichaffenheit des Königs abhänge, den Einfluß feiner Perſön— 
lichkeit auszuſchließen jucht, ihn darauf einſchränkt, das von 
Andern Beichlofjene zu beftätigen, „den Punkt auf das J zu 
ſetzen“, fo daß er, jelbit willenlos, nur durch fein unentfernbares 
Daſeyn den äußerſten Halt gewähre, gleichlam ein bloßer 
Pfoſten, an welchen der Staat befeftigt wird. Much das tft 
gegen den Sinn und die Stiftung ded Königthums. Soll der 
König der Herrichaft des Staates den Vorzug der Perfönlichkeit 
ertheilen, jo muß er fie auch als Perſon, d. i. in feiner Freiheit 
gebrauchen fünnen. Allerdings wird dadurch ein beträchtlicher 
Theil von Wohl und Wehe des Volfes in die Hände eines 

Renichen gelegt. Allein dieß iſt nicht etwa ein Fluch des 
Königthums im Gegenſatz anderer VBerfaffungen, fondern es iſt 
der allgemeine Fluch des zeitlichen Daſeyns im Gegenſatze des 


*) Weber das ſuſpenſive Veto vergl. die betr. Abhandl. in meiner 
Schrift: „Die Nevol. und die fonft. Mon.“ Mirabeau’s berühmte Rede 
für das königliche Veto beruht bei aller Meifterichaft doch felbjt auf der 
mechanischen Auffaffung des Königs als erefutive Gewalt, und enthält deß— 
halb weder die entjcheidenden Argumente noch ein genügendes Nejultat. 


16. 


244 111. Abſchn. Die Verfaffung des Staates. 


ewigen, daß die Menjchheit nicht in Gott ift und von Ihm 
jelbft beherricht wird. So lange dieſes dauert, müſſen Men— 
ichen über Menjchen herrichen, jo lange wird und muß es ein 
Glück bleiben, wenn eim edler und weiſer Regent, und ein 
Unglüd‘, wenn ein unfähtger oder unwürdiger den Scepter 
führt. Macht man in jener Weile den König zum bloßen 
Schattenkönig, jo verfchwindet damit ſchon das .Anfehen und 
die lebendige Ehrfurdt, die nothwendig zum Königthum ges 
hören. Es wird aber dadurch nicht die Gewalt, wie man 
vielleicht fich taucht, dem Gele oder der wahren Weisheit in 
der Zeit verichafft, fondern nur anderen Perfönlichkeiten, Ein- 
zelnen oder Waffen, und es wird überdieh das, was man vom 
Königthum doch immer noch fucht, die Erhaltung der Ruhe 
und Ordnung und Einigfeit, nicht mehr erreicht *). 


*) Hegel hat felbft zuerft den Gedanken ausgefprochen, daß der Fürft 
„die Subjektivität“ oder die „Perfünlichfeit des Staates“ ift (Rechtsphil. 
8. 279), und es jollte deßhalb von feiner Yehre eine würdige und freie 
Stellung des Fürften zu erwarten ſeyn. Aber ihm ift eben Perjönlichkeit 
überhaupt nur das inhaltlofe Ich, das feinen Inhalt durd etwas 
Anderes, durd eben die Idee, von der diejes Sch bloß als eines ihrer 
Momente geſetzt wird, erhält (Nechtsphil. $. 5 und 8. 15), fie ift daher 
nur die „abftrafte infofern grundlofe Selbftbeftimmung des Willens, in 
welcher das Letzte der Enticheidung liegt” (ſ. auch I. 8.5 ©. 19),. und 
hieraus erklärt fi folgerichtig jene vielbefprochene, ohne alle Zweifel 
achte Stelle (Nechtsphil. $. 280): „er hat nur das Sa zu fagen und den 
Punkt auf das J zu feßen“, und „dem Gefeße allein kommt die objektive 
Seite zu, welchem der Monarch nur das fubjektive „„Ich will““ hinzuzu— 
jetsen hat.” Denn nad jener Grundanſchauung Hegel's muß der Fürft, 
grade weil ev die Perſönlichkeit (nicht die Subftanz) des Staates ift, ohne 
Einfluß auf den Inhalt des Staates feyn, ſondern diefer lediglich aus 
dem jubjtantiellen unperfünlichen Momente des Geſetzes fommen, und ift 
auch die Bedeutung diefer perfünlichen Kraft gar nicht das Aufeinander- 
berechnen, Zufammenfaffen und Durchdringen in Eins, fondern lediglich) 
die „formelle Spitze der Entſcheidung“, „das Letzte, was das Abwägen 
der Gründe und Gegengründe, zwiſchen denen fih immer herüber- umd 
hinüberſchwanken läßt, abbricht und fie durch das: Ich will, beſchließt.“ — 
Während nad) Hegel die unperfünliche Weltidvee überall das Moment der 
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Solche Herrihaft des Königs beruht aber auf feinem 
eigenen perjönlichen Anfehen, nicht darauf, daß fie ihrem In— 
halte nad nur Vollſtreckung des Geſetzes wäre. Es find, wie 
oben ($. 53) auseinandergejeßt, zwei Autoritäten im Staate, 
die perjönliche der Stantögewalt, und das tft in der Monarchie 
des Königs, und die fächliche des Geſetzes, beide zwar unauf- 


Perfönlichkeit abjett, um in fi als Subftanz zurüczufehren, fo erkennen 
wir umgekehrt die Perfünlichkeit als das A ımd das Q, als das Urfeyn, 
welches die Subftanz jelbjt im fich ſchließt umd Alles, was es entläft, 
wieder auf fi, die Perſon, zuriicbezieht, als das, in welchem und durch 
welches aller Inhalt iſt. Nun ift es wohl richtig, daß „die Perfönlichfeit 
des Staates“ nicht von der Art ift wie die Perfönlichkeit des Menfchen 
oder die Perjünlichfeit Gottes, daß hier die unmwandelbare ſubſtantielle 
Bafis nicht in der Perfon, dem Fürften jelbft, ſondern in geſetzlichen In— 
ftitutionen außer ihm liegen joll. Eben deßhalb halten wir auch den 
Staat nicht, wie Hegel, für die „vollfommene konkrete Objektivität des 
Willens“, jondern diefe finden wir nur am Reiche Gottes, deffen Perjün- 
lichkeit, Subjeftivität, Gott, auch als jolche zugleich die Objektivität und 
Subftanz ift. Aber deifenungeachtet liegt im Weſen der Perfünlichkeit fo 
undertilgbar die Produftion des Inhaltes, die materielle Determini- 
rung, nicht bloß formelle Entfheidung, daß fie auch dem Fürften im 
Staate im weiten Umfange zufommen muß. So viel über Hegel’s philo- 
ſophiſche Auffafjung des Königthums. — Nein als politifches Reſultat be— 
trachtet, Kiegt denn in jenem Ausſpruche Hegel's die unbeftreitbare Wahr- 
heit, daß bei höherer Ausbildung des Staates das beftehende Geſetz und 
der geregelte Gang der Verwaltung die größere Sphäre einnimmt, und 
jo die fürftlihe Individualität von ihrer früheren Bedeutung verlieren 
joll und muß (f. u. S. 77 am Schluß). Allein diefe völlige Abforbirung 
ihrer Bedeutung ift ein gründlicher Irrthum. Die Perfönlichkeit des Für— 
ften ift und bleibt überall auch fiir den Inhalt ein höchſt wefentlicher 
Faktor, nicht bloß da, wo das monarchiſche Princip Fonfervirt wird — 
und daß alle Berfaffungen der engliihen glei) werden follen, ift eine 
falihe Annahme — fondern ſelbſt in der englischen Verfaſſung. Selbſt 
hier ift die Gefinnung und Fähigkeit des Königs von großem Einfluß auf 
den Fortgang der Verfaſſung wie des Nationalgeichides, und was ihr an 
Einfluß abgeht, wächſt nicht bloß dem Geſetze, fondern auch wieder an— 
deren Berfünlichkeiten, Miniftern, Volksführern zu. Niemals wird der 
Staat jo durch und durch Berfaffung und Berwaltungsgang (Subftanz) 
werden, daß feine Geſchichte aufhörte; die Geſchichte aber wird‘ durd) 
Perjönlichkeiten gemacht. 
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(58lich verbunden, aber dennoch jede jelbititändig mit eigener 
Stärfe geltend. Es iſt daher nothwendig, daB das Geſetz auch 
eine Macht im Staate jey, die der König nicht unterdrüden, 
fich nicht von ihr losfagen kann, aber das Geſetz kann umd 
darf nicht die einzige Autorität jeyn. Dazu macht fie jener 
Grundjaß der Konftitution von 1791: 
„Der König regiert nur durch das Gejeß und nur im 
„Namen des Gejebes kann er Gehorſam verlangen.“ 
Sondern der König iſt nicht minder eine Autorität, und er 
vegiert kraft diefer jeiner Autorität, nicht im Namen des Ge— 
ſetzes, und die Unterthanen find nicht bloß dem Gejeße, jondern 
auch dem perſönlichen Willen des Königs (in der Schranfe 
des Geſetzes) als ſolchem, Gehorſam Ihuldig. Ste haben ihm 
zu gehorchen, nicht weil er befiehlt und vollſtreckt, was das 
Geſetz vorjchreibt, ſondern weil er der König ilt, und es gilt 
jelbit das Gejeß nicht minder durch das Anſehen des Königs, 
als das Anjehen des Königs ſich auf das Geſetz gründet. 
Der Begriff der Souveränetät im der beftimmten 
Bedeutung, die er in Frankreich erhielt, und mit der er aud) 
in Deutichland bei Auflöfung des Meiches an die Stelle der 
?andeshoheit trat, it allerdings der wahre Ausdruck der 
föniglichen Gewalt. Er bezeichnet, daß dieſelbe in der ftttlichen 
Drdnung des Gemeinweſens nicht an einem Eigenthum ihren 
Grund, und daher auch nach jener, nicht nach zufälligen Vor— 
gängen und Erwerbgründen ihren Inhalt hat. Er ftellt die 
Untheilbarfeit der Staatsgewalt ber, daß, wie fie nicht ein In— 
begriff zufällig erworbener Befugniffe tft, jo auch nicht Zweige 
derjelben, 3. B. Gerichtöbarfeit, Beſteuerungs-, Geleitsrecht, an 
fremde Herren oder an Unterthanen zu eigenberechtigter Verwal— 
tung zuftehen fünnen. Ex enthält auch die völlige Erhabenheit 
des Füriten über den Unterthanen, daß fie nicht wegen jeiner 
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Negierungshandlungen ihn vor Gericht belangen, oder vollends, 
wie in älteren Zeiten, mit gewaffneter Hand felbft ihre Rechte 
wahren können. Dagegen hebt er die Einjchränfung der fürft- 
lichen Gewalt durch Geſetz und Verfaffung und durd Stände 
und durch erworbene Rechte feinesweged auf. Wohl haben 
die Publiciſten des Rheinbundes die Souveränetät als eine 
unumſchränkte Gewalt (potestas legibus haud restricta) be- 
zeichnet, und die Fürlten fie thatjächlich alfo geübt, allein mit 
Unrecht. Das allerdings konnten die deutſchen Souveräne mit 
Recht behaupten, daß die Ausnahmsgewalt (potestas eminens) 
des Staates, die bis dahin dem Neiche über die Yandes- 
verfaffungen zugeitanden und mehrfach geübt worden war (3.8. 
im Verbot eigenmächtiger Verſammlung der Stände und be- 
waffneten Wideritandes, im Gebot, von der Steuerfafle den 
Fürften Einficht nehmen zu laffen u. dal., durch welches Alles 
bisherige verfaflungsmäßige echte der Stände gebrochen 
wurden), auf fie übergegangen ſey und in einer ohne allen 
Vergleich ausgedehnteren Weije bei der großen Kataftrophe der 
Gegenwart von ihnen geübt werden müffe. Das reicht aber 
immer noch nicht am jene grumdfäßliche Nichtanerfennung aller 
erworbenen Nechte, welche die Nheinbundsperiode charakterifirt. 


——— 


Ihre natürliche Unterlage hat die Gewalt des Kö— 
nigs vor Allem an der Heeresführung. Wenn ſie ſelbſt 
gleich ſittlich-rechtliche Gewalt iſt, ſo ruht ſie doch auf dieſer 
thatſächlichen Gewalt. Der König iſt der erſte Krieger im 
Lande, er iſt der Oberfeldherr. Der Schutz des Volkes, die 
Stärke ihm denſelben zu verleihen nach Innen und Außen, iſt 
der natürliche Urſprung für das Recht es zu regieren. Aus 
der Stellung, in der Schlacht der Erſte (the first), der Führer 
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(Herzog, dux) zu feyn, bildete fich geichichtlich die fürftliche 
Gewalt, und von diefer ihrer Wurzel kann fie niemals gelöft 
werden. Denn wenn auch nachher andere Aufgaben ald der 
friegeriiche Schuß überwiegend den königlichen Beruf ausfüllen, 
fo bleibt doch er immer die unerläßliche Bedingung für alle 
anderen. Das Königthum hat hierin eben dafjelbe natürliche 
Fundament wie der Adel. Es war nicht natürlich, wenn in 
einigen Staaten des Drientd (3. B. Aegypten) abweichend 
von der Negel der König der Priefterkafte angehörte Itatt der 
Kriegerkalte. Der das Volk irdiſch jchüßt, nicht der es himm— 
liſch belehrt, it für den irdiſchen Zuftand der geborene Herricher. 
Pur wo Gott in unmittelbar theofratiicher Weiſe, durch Wunder, 
jelbit das Volk auch irdiſch ſchützt, da find füglich die Werk— 
zeuge jeiner außerordentlihen Einwirkung, wie die Beichüber, 
jo auch die Negierer. Es it eben überall die Macht, welche 
zur Herrichaft beruft, ſey es die natürliche oder die über- 
natürliche. So finden wir im jüdischen Volfe in der Periode 
der Nichter, dat Gott fich abwechſelnd bald Krieger bald Pro— 
pheten, Führer des Schwertes oder DVerfünder des Wortes, 
Gideon oder Samuel, zu feinen Werkzeugen erfor. Als 
aber das jüdische Volk auf fein Verlangen in den allgemeinen 
natürlichen Zuftand der Staaten trat, in Verzicht auf Gottes 
unmittelbare Regierung einen König erhielt, „wie alle Heiden”, 
da mußte e8 ein Krieger ſeyn, — Saul, David. Es tft darum 
unnatürlich, wenn in der Theorie der fünigliche Beruf bloß 
als Negentichaft, der König als der oberite Civilbeamte auf: 
gefaßt wird, gleich als handle es fich bet der fortgejchrittenen 
Sivilifation nur noch um vernünftige Negierung und gar nicht 
mehr um die Macht. Der König ift nicht der bloße „oberite 
Diener des Staates", er ift vor Allem der oberfte Schutzherr 
deſſelben. Friedrich Il. definirte wohl den König in jener Weiſe, 
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aber er jelbit ift in feiner Perſon die glorreichite Widerlegung 
jeiner Definition. Der Präfident einer Nepublif allerdings tft 
nicht nothwendig Soldat, er ift aber auch nicht Souverän, er 
trägt nicht den Grund der Staatögewalt in fich. Damit ift 
nicht gejagt, dab der König die perſönliche Gabe des Feld- 
herein haben müſſe, er braucht ja auch die Gabe der Givil- 
regterung nicht zu haben, das liegt in der Erblichfeit. Aber 
er muß militäriſch gebildet werden und muß fich als das Haupt 
der Armee, als Soldat willen. Es iſt eines der einleuchtenditen 
Kennzeichen von der Unhaltbarfeit der fonftitutionellen Theorie, 
dab fie nach ihrer Auffaffung der Minifter-Verantwortlichkeit 
die perlönliche Kriegsanführung des Königs ausſchließen muß. 
Seit Georgs II. Sieg bei Dettingen (1743), aljo jo lange in 
England dieſe Art Minifter-Verantwortlichkeit in voller Geltung 
it, hat auch fein König mehr die Truppen befehligt. 

Die andere natürliche Unterlage der königlichen Gewalt tft 
(gleichfalls wieder dem Adel analog) der Grundbeſitz, die 
große Begüterung im Territorium. Nicht daß das 
Recht am Territorium der Nechtsgrund der fürftlichen Gewalt 
wäre. Denn ein Eigenthum des Fürften am ganzen Grund 
und Boden des Landes hat in den größeren Staaten Europa’s, 
ja Deutichlands, niemals beitanden, und das eigentliche Terri— 
torialrecht (das nicht ein Eigenthum, jondern eine politiiche 
Gewalt iiber den Boden ift, $. 44) ift nicht Grund der obrig— 
feitlichen Gewalt, jondern vielmehr Ausfluß derjelben. Aber 
dad große wirklich private Grundeigenthbum innerhalb des 
Territoriums tft eine thatfächliche Unterlage für die Berufung 
zur fürftlichen Gewalt. Denn auch diefes gewährt, ähnlich 
wie die Heeresführung, eine thatſächliche Macht als Stüße der 
vechtlichsfittlichen Macht der Obrigkeit. Auch dieſes war daher 
geichichtlich ein wefentliches Moment für die Entitehung der 
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Fürftenhäufer in Europa und namentlich in Deutjchland, und es 
ift naturgemäß, dab es immerdar eine Unterlage derjelben bleibe. 
Die Dynaltie joll zu den alten hervorragenden Gejchlechtern der 
Grundherren gehören, ja joll diejenige jeyn, welche vorzugsweiſe 
durch die ganze Gejchichte herab dem Lande aus ihrem Ver— 
mögen Mittel gewährt hat und ſoll der König immerdar 
Eigenthümer jeiner Domänen, immerdar der dem Staate Ge- 
währende, nicht der von ibm Empfangende, bleiben. 

So werden bei der monarchiſchen- Verfaffung, dem Bil- 
dungsgeſetze der Natur entiprechend, die früheren Stufen der 
Staatsherrihaft — die patriarchaliiche Familiengewalt ($. 71), 
die Gewalt des Gefolgäheren, die grundherrichaftliche Gewalt 
— in der höheren, der eigentlichen Staatsgewalt bewahrt, 
während fie bei der republifaniichen Verfaffung aus ihr ver- 
ſchwinden. 


Se 


Die Gewalt des Königs iſt „von Gottes Gnaden“, 
it ein „göttlihes Nedht“ Das gilt jchon von aller 
Staatsgewalt, auch in der Republik ($. 48). Aber das 
göttliche Anjehen und die Majeltät der Staatögewalt ftellt 
jich bei einem perjönlichen Träger derjelben, der in feiner Be— 
ztehung Unterthan ift, fichtbarer und lebendiger heraus, und es 
fommt in der Erbmonarchie noch das hinzu, daß der Inhaber 
der Staatögewalt ohne menschliches Zuthun in ihrem Befſitz ift 
durch göttlihe Fügung, welcher fih die Menjchen in Ehr- 
furcht unterwerfen jollen. Hier ruht alfo das Anjehen des 
Herrſchers nicht bloß auf einem allgemeinen Gebot und Ord— 
nung Gottes, wie bet aller Obrigkeit, jondern zugleich auch 
noch auf einer fpectellen (wiewohl feinesweges einer unmit- 
telbar perjönlichen, die Natur durchbrechenden) Veranftaltung 
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Gottes. Dieß ift das Princip der Legitimität, wie es 
der Erbmonarchie eigenthümlich iſt. Es hat nicht bloß den jurt- 
ſtiſchen Sinn der rechtmäßigen Nachfolge gegenüber der Ufur- 
patton, jondern auch den religtöjen der Anerkennung der gött- 
lichen Sanktion und Scheu (sacrosanctitas) des durch Gottes 
Fügung auf den Thron Berufenen. Das unterjcheidet den von 
Gott gelöften und den an Gott gebundenen Menſchen. Sener 
will nur anerkennen, was er durch jeine eigene That bewirkt 
bat, diefer hält grade das für das Heiligite, was ohne jein 
Zuthun dur ein höheres Walten über ihm geworden: ift. 
Es iſt darım ein charakteriftiicher Zug der Zeit, dab ihr die 
Staatsform um jo höher und befriedigender erſcheint, je mehr 
die Obrigkeit durch Wahl der Unterthanen beftellt wird, und 
je mehr die Gewalt in der Hand Derer liegt, die man wählt, 
der Abgeordneten im Gegenjaße des Erbkönigs. Es iſt derjelbe 
charakteriiche Zug, dab fie das Königthum bloß als eine 
ſociale und nicht als eine legitime Imftitution betrachtet, 
d. h. bloß als eine Anftalt, welche die Menschen (namentlid) 
die Bourgeoisie) aus veritändiger Beurtheilung ihrer Sntereifen 
und der Zweckmäßigkeit halber über fich geſetzt haben, nicht als 
eine Anstalt, welche durch eine übermenjchliche Macht ihr An— 
jehen hat und eine im fich heilige Ordnung aufrecht halten joll. 
Daher fommt die Zuftimmung zu jeder Demüthigung des 
Königthums, daher die feititehende Vorftellung, daß der König 
dem Volfswillen und der Volksmeinung nicht wideritehen dürfe. 
Das göttlihe Recht Vollmacht) und die Le gitimität find 
Danach verjchtedene aber zufammenhängende Begriffe; jenes be— 
deutet, daß die Autorität, kraft der der König herrſcht, dieſe, daß 
jeine Throngelangung von Gott tft. Sie jind das hriftlide 
Prineip des Staates. Als ſolches find fie weltgefchichtlich 
dem Princip der Nevolution, der Volksſouveränetät, gegen— 
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übergetreten. Sie geben der Staatsherrfchaft jene fpecifiiche 
Feftigkeit und Erhabenheit und jene überivdiiche Weihe, wie fie 
fich nur in der Monarchie findet. Diejes Princip ftellt fich 
aber in feiner Wahrheit und Neinheit exit dann heraus, wenn 
der patrimoniale Charakter überwunden ift, wenn der Fürft 
die Gewalt nicht mehr als jein menjchliches Eigenthum und 
darum nach Willführ, Jondern als feine göttliche Miſſion und 
darum nach der Nothwendigfeit des Staates befitt und vererbt”). 


*) Zahariä in feinem deutjchen Staats- und Bundesrecht 11. Aufl. 
1. ©. 73 erklärt das Princip der Yegitimität für „ebenfo heillos und un- 
vernünftig, wie jein Extrem: das Prineip der Bolfsfouveränetät“, und 
meinen „Verſuch, e8 als ein dem Erbfönigthum eigenthümliches zu recht— 
fertigen und mit „„dem göttlichen Rechte““ zum „„chriſtlichen Princip 
des Staates” * avanciven zu laffen, für einen verunglücten.” Seine Be- 
weife find der rationelle, daß „das Chriftenthum gav nichts weiß von 
einem in diefer Hinfiht privilegirten Erbkönigthum“, und dem „feiner 
Natur nad) wandelbaren menſchlichen Rechtsbewußtſeyn im feiner Weife 
eine Zwangsjade anlegt”, und der hiftorifche, daß der „deutiche Kaifer, 
obwohl durd Wahl berufen, dod nad) dem Rechte des Mittelalters als 
der allerlegitimfte Monarch von Gottes Gnaden betrachtet worden ift.“ 
Nun habe ich im eben diefem Paragraphen, den 3. beftreitet, damit be- 
gonnen, daß „Gewalt von Gottes Gnaden und göttlihes Recht von aller 
Staatsgewalt auch in der Republik gilt“, defgleichen vorher ($. 66) die 
Freiheit zu allen Staatsformen und ihren individuellen Werth gegen jed- 
wede Rangordnung vindieirt, ja jelbft das Princip der Legitimität in einem 
allgemeineren Sinne auch auf die Republik angewendet (meine Schrift: 
„Die Revol. und die fonft. Mon.“ ©. 20). Es war alſo feine Veranlaffung 
zu diefer Entgegnung vom „privilegirten Erbkönigthum“ und vonder, Zwangs- 
jacke.“ Sondern obige Stelle befagt nur das: das im Chriftenthume 
geoffenbarte Gebot, der Obrigkeit als von Gott verordnet zu ge 
horchen, obwohl für alle Staatsformen gültig, bewährt fih in der Erb— 
monardie in eminenter Weife, weil hier auch die Berufung der beftimmten 
Perfon zum obrigfeitlihen Amte auf göttlicher Fügung beruht, und das 
Princip der Legitimität, das eben thatſächlich geſchichtlich faſt nur fiir die 
Erbmonarchie geltend gemacht wurde, bedeutet nichts Anderes als dieſe 
Hingebung unter den rechtmäßigen Fürften als von Gott verordnete und 
gefügte Obrigkeit. Wenn nun aber 3. grade dieje meine Bezeichnung der 
Legitimität, daß fie „das Necht göttliher Fügung im Gegenſatze menſch— 
licher That, die gegebene Autorität gegenüber der gemachten“ fey, für 
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Die Nemefis in der Geichihte unterbricht nun die Legitimität 
und ftraft jo das Unrecht durch Unrecht, damit das Menfch- 


eine „nihtsjagende Spielerei mit Worten“ erklärt, weil „ein 
Wahlakt fo gut auf Gottes Fügung beruht wie ein Zeugungsaft”, fo be— 
ruht allerdings an ſich Alles auf Gottes Fügung, nicht bloß ein Zeu- 
gungsakt und ein Wahlakt, fondern auch das Gelingen einer Empörung 
oder eines Meuchelmordes; allein in Beziehung auf die betheiligten 
Menfhen ift dev Wahlakt, durch den fie fi den beftimmten König ſetzen, 
ihre That, und der Zeugungsakt, der ihnen diefen König gab, eine veine 
Fügung über ihnen. Aber fir eine Spielerei mit Worten wenigftens 
follte man nad den Sahre 1848 das nicht erklären, was in jener Kata- 
ftrophe der Kern der Sahe war. Denn worin anders beftand damals 
der Gegenſatz zwifchen den Anhängern der legitimen Souveräne in Deutfch- 
land und den beharrlihen Anhängern dev „endgültig befcdloffenen 
deutichen Keichsverfaffung“, als darin, daß jene mit Freuden der Ber- 
faffung und der Obrigkeit gehorchten, welche ohne ihre That durch Gottes 
Fügung über ihnen geworden, diefe dagegen nur der Berfaffung und 
Obrigkeit gehorchen wollten, welche fie felbft durch ihre That nad) ihrer 
Weisheit beftellt, daß jene der „gegebenen Autorität”, diefe „der ge- 
machten“ anhingen, und war diefer Gegenfat, der die Welt bewegte, ein 
nichtsfagendes Spiel mit Worten? Wenn ich denjelben in obiger Stelle 
klar und Scharf gezeichnet vor der Kataftrophe, welche ihn in Deutichland 
weltgeſchichtlich herausftellte, follte denn mein Gegner nicht wenigftens 
nad) der Kataftrophe auf ihn eingehen? Die Berufung auf den deutfchen 
Kaifer würde ſchon deßhalb nichts beweifen, weil die Wahl des Kaifers 
durch erblihe Fürften und durch Erzbifchöfe nicht im Entfernteften nun— 
mittelbar oder mittelbar auf Volfswahl fich gründete. Aber fie befeitigt 
ſich völlig durd) die Idee des deutschen (richtiger römischen) Kaiferthums. 
Daffelbe ift nicht anderen Staaten gleich zu ftellen, da e8 fein National» 
reich, ſondern ein hriftliches Weltreihh war und als jolches vielmehr in 
Analogie zu dem geiftlihen Neiche der Kirche geftellt wırde. Danach 
betrachtete man die Kaiferwilrde, ähnlich der päpftlichen, als ein Amt, 
und nur dadurch ift es dem Bapft md den deutichen Fürften gelungen, 
fie aus ihrem ursprünglichen Erbcharakter in den Wahlcharafter umzu— 
wandeln. Defhalb wurde fie auch grade nach der Borftellung der Periode, 
aus der das Anſehen des Kaifers als „der allerlegitimfte Monarch von 
Gottes Gnaden“ ftammt, nicht fofort ſchon durch die Wahl, jondern erft 
durd) die Beftätigung und Krönung des Papftes als irdifchen Vertreters 
Ehrifti erworben. In der That geht aber die Polemif Zachariä's nicht 
fowohl gegen das angebliche Privilegium der Erbmonardie, als gegen das 
göttliche Aecht der Obrigkeit überhaupt, gegen die „Theorie von Gottes 
Gnaden“ (57—59). Der jo achtbare und bedeutende Staatsrechtsiehrer 
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liche und Zeitliche nicht für eigenfräftig und unendlich gehalten 
werde. Dann wird auch die tllegitim entſtandene Dynaftte im 
Laufe der Zeit, wenn die Generationen darüber hingegangen, 
zur legitimen. Denn was Gott zugelaffen und Durch die Zeiten 
erhalten bat, das ziemt der jeßigen Generation, die es ohne 
ihr Zuthun überfommen hat, nicht vor ihr Gericht zu ziehen, 
den Gang der Begebenheiten auszutilgen und noch einmal die 
Enticheidung zu beginnen. Wann diefe heiligende Kraft "der 
Zeit eintrete, darüber gibt es feine Kegel, ebenſo wenig darüber, 
inwiefern der unrechtmäßigen aber bereits jicher geordneten 
Herrihaft Gehorſam gebühre, oder der Abfall von ihr zu 
Gunften des rechtmäßigen vertriebenen Königs geboten ſey. 
Das hängt von der bejonderen Yage der Dinge und von den 
bejonderen Aufforderungen der Individuen je nach ihrer Stel- 
(ung ab. Es iſt dieß fein Widerſpruch im Princip der Legi— 
timität ſelbſt, ſo wenig als die Kolliſion der Pflichten ein 
Widerſpruch im ſittlichen Gebot iſt. Alle jene Kaſuiſtik, bei 
welcher ſich die Unmöglichkeit, ein Princip folgerichtig durch— 
zuführen, ergibt, beweiſt nicht die Unrichtigkeit des Princips, 
jonderu nur die Unvollfommenbeit der irdiſchen Zuftände. Das 
Prineip der Legitimität ſelbſt aber bezeichnet nichts Anderes 
als das Recht göttlicher Fügung im Gegenjfage menjchlicher 
That, die gegebene Autorität gegenüber der gemachten. 


$. 75. 


Wenn hiernach im Weſen des Königthums die Urjprüng- 
lichkeit und Selbftitändigfeit der Gewalt liegt, jo doch feinesweges 


nimmt für den leßten Grund des Staates, da er die Vertrags- und 
Volksſouveränetätslehre ebenſo entſchieden verwirft, feine Stellung gleichſam 
zwiſchen Himmel und Erde auf dem neutralen Boden der Luft (vergl. 
Anm. zu 8. 52). 
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ihre Unumſchränktheit. Unumfchränfte föniglihe Gewalt 
wäre gegen die Ordnung der Natur; denn unter gleichartigen 
Weſen kann eines über das andere nicht aus perfönlichem Nechte 
bereichen, jondern nur vermöge eines Berufes in einer Anftalt, 
und dann eben nur bis zu der Gränze, welche dieſer Beruf 
enthält. Ste wäre gegen das Weſen des Staates, welches 
jowohl eime durchgängige Geſetzmäßigkeit als eine geficherte 
Thätigfeit mannigfacher Drgane mit Nothwendigteit in fich 
ſchließt. Ja fie wäre gegen die Weihe des Königthums felbit, 
denn dieß fordert eine ethiiche Baſis der Macht, gleichwie die 
Perlönlichfeit und Freiheit des Menſchen eine ethiſche Baſis 
des Willens (1. $. 40), und eine ſolche hat fie eben an den 
Geſetzen (dem Ethos) des Staates. Es enthält aber die 
Beichränfung der füniglihen Gewalt durchaus feinen Wider: 
ſpruch mit dem göttlichen Necht und der Legitimität. Dadurch 
dab der König jene Vollmacht von Gott hat, tft noch nicht 
nothwendig gegeben, dab er diefe Vollmacht über Alles habe. 
Würde gelagt, der König ſey Stellvertreter Gottes (in theo— 
fratiicher Weiſe), ed gebühre ihm alfo derjelbe Gehorfam wie 
Gott, dann allerdings wäre jeine Gewalt ohne Schranfe. 
Aber es wird nur gejagt, jein Beſitz der füntglichen Gewalt 
jo wie die Nechte, die fie verfaſſungsmäßig in ſich ſchließt, 
gründen ſich auf göttliche Fügung und göttliche Ordnung, nicht 
auf den Willen des Volkes, und daraus folgt nur, daß dieſe 
Gewalt ihm nicht vom Bolfe genommen werden fan, nod) 
nad dem Willen des Volkes gebraucht werden muß, nicht aber, 
da fie feine Schranfe habe oder auch jenjeits ihrer Schranfe 
Unterwerfung erheijche. 

Es hat denn auch nie eine völlig unumſchränkte Monarchie 
(als VBerfaffungsform) gegeben. Selbit in den angeblich will: 
führlichen Deipotieen des Orients befteht eine unendliche ftarfe 
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und ausgedehnte Schranfe an den Grundgedanken und Ein- 
richtungen der Neligton, die der Herrſcher nicht zu überfchreiten 
wagt, die ex nicht überjchreiten kann, ohne die Macht, die ihm 
dient, gegen fich gefehrt zu jehen. Der Charakter der euro- 
päiſchen Monarchie aber befteht darin, daß der Fürſt durch 
Nechte der Unterthanen und des Volkes bejchränft ift, umd 
dadurch eben it fie Monarchie im Unterichtede der Deſpotie. 
Hier ift die Schranfe der fürftlichen Gewalt allgemein und 
nothwendig das Geſetz und die unabhängigen Richter; . bei 
höherer Verfaffungsentwidelung auch nod ‚die Staatsämter 
als nothwendige Mittelorgane, und endlich die Landesvertretung. 
Durch dieſe Elemente wird die fürftlihe Gewalt zur vollitän- 
digen Staatdeinrichtung ergänzt, alle Ergänzung aber ift zu— 
gleich Schranfe; denn nur dad Ganze tft unumjchränft. Man 
ſollte deßhalb die pofitive Bedeutung ſolcher Verfaffung, die 
Ergänzung, nicht außer Acht laffen, und man dürfte fie mit 
demſelben Nechte die entwidelte, die ausgebildete Monarchie 
nennen, wie die beſchränkte. Doch iſt auch die Beichränfung 
als ſolche nicht ein geringer Zweck, dab der menfchlichen (fünd- 
haften) Perjönlichfeit die Verſuchung entzogen, nicht die ganze 
Anstalt ihrer Willkühr überlaſſen werde. 

Das Geſetz joll demnach dem Könige nicht blos eine innere 
Anforderung jeines Gewiſſens jeyn, wie die Abjolutiiten wollen, 
londern eine Aufßere ftaatsrechtlihe Schranfe. Hierzu wird es 
durch jeine beftimmte Ausbildung und gleichmäßige Hebung — 
ein gewiſſes und immer beobachtetes Geſetz zu verlegen gehört 
jeltene Dreiftigfeit —, durch den Eidſchwur des Königs es zu 
halten, durch die Verpflichtung und Verantwortlichfeit der 
oberiten Beamten, je nach der Verfaffung durch die Nüge und 
Anklage der Stände. — Neberjchreitet num dennoch der König 
die gejeßlihe Schranke, geht er auf Umfturz der Verfaffung 
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aus, jo darf feine Herrichaft ihm deßhalb nicht genommen 
werden, es gibt fein Gericht über ihn: aber fein Gebot foll 
feine Vollziehung finden. Denn der Unterthan darf zwar nicht 
richten über feinen Negenten, allein ev darf und muß richten 
über jein eigenes Gewiljen, und da muß irgendwo eine Gränge 
des Gehorfams und der Willfährigfeit fich finden. Sie findet 
fi auch in der unumſchränkten Monarchie da, wo der. Befehl 
des Königs gegen Gottes Gebot oder gegen das allgemeine 
Gefühl von Recht und Ehre ift. Iſt aber das Geſetz aus— 
gebildet und als Schranfe des Königs anerfannt, fo werden 
auc die pofitiven Beftimmungen defjelben und die beftehende 
Berfafjung zur Gemifjensfahe, daß fein Wohlgefinnter zu 
ihrem Umſturz ſich hergeben darf. — Die Alles ift nun 
freilich feine vollitändige Außere Sicherung, denn es können 
fich genug Werkzeuge finden, die dennoch gehorchen; jo beruht 
die Schranke gegen den König zuleßt Doch nur auf der fitt- 
(ihen Macht der öffentlichen Denkart und der Stärke, die fie 
den Snftitutionen verleiht. Die ift auch hinreichend. - Die 
Scheu vor dem entjchteden Schlechten und vor dem Urtheile 
der unparteiiihen Menjchen ift die unterite Grundlage aller 
gelelligen Einrichtungen, und bei Allem muß man zuleßt in 
dem Glauben ſich beruhigen, daß, der die Gewalt hat, nicht 
das Aeußerſte wagen, daß, wenn er es wagt, er gegen den 
Widerſtand der öffentlichen Gefinnung nicht durchdringen werde. 
Die Berfaffung muß das leilten, Daß der König das Geſetz 
nicht überjchreiten fanın, ohne daß dieſes bei ihm: ſelbſt und bei 
dem Volfe zum entſchiedenen Bewußtſeyn und zum öffentlichen 
Ausspruch fomme. Das wird ihn zurüdhalten und im anderen 
Falle jene Macht ſchwächen. Dagegen eine Einrichtung, welche 
mechaniſch ihm die Uebertretung unmöglich machte, alio eine 
Macht einjette, die ihn jofort mit Gewalt in die Schranfen 
1l. 2 17 
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wieje oder vollends entthronte, joll und kann es nicht geben. 
Eine ſolche Macht würde immer ſelbſt wieder eine höhere er— 
fordern, die über ihren rechten Gebrauch wachte, und jo in’s 
Unendlihe*). Es muß eine Autorität geben, über die hinaus 
feine andere ift, prima sedes a nemine judicatur. 

In der alfo ausgebildeten Monarchie ericheint dann der 
König nicht als ein Herrſcher über dem Staate, ähnlich 
wie Gott ein Herricher iſt über jeinem Reiche, fondern als ein 
Herriher im Staate. Wäre er ein Herricher über dem 
Staate, jo wäre er ded Staates nicht bedinftig zu feiner 
Macht, und jene Macht wäre unumschränft. Nun er aber ein 
Herricher im Staate iſt, jo tft fie beichränft durd das Ganze 
des Staates. Durch den Staat hat er die Macht, nur in 
der Schranfe des Staates kann er fie gebrauchen. Der Köntg 
it über den Staat gejeßt, ähnlich wie das Haupt über den 
Leib, und jo tft umgefehrt wieder der Staat über dem König, 
wie der ganze Leib und fein Gele über dem Haupte iſt. Es 
iſt der Bau des Yeibes, in den er gefügt iſt gleich den anderen 
Gliedern, aus dem er nicht heraustreten, den er nicht auflöjfen 
fann. Alſo verhält fi der König zum Staate; das Volk 
aber ift in jeder Beziehung unter dem Könige. 

Auch in der eingeichränften Monarchie ift vem Begriffe der 
Spuveränetät gemäß feine Macht gejebt, die den König zwänge, 
ſondern nur eine Macht, die der König nicht zwingen kann. 
Es eritreckt fich deihalb auch die Schranfe nur auf das be— 
ſtimmte Gejeb, innerhalb deſſelben muß feine Herrichaft frei 


*) Zuerft meint man, e8 fey genug, wenn die Charte unter Garantie 
dev Kammern geftellt ift. Wenn aber die Kammern felbft dem Könige fie 
verlegen helfen? Deßhalb foll fie gegen König und Kammern unter die 
Garantie dev Nationalgarde geftellt feyn! Wir müſſen aber weiter fragen: 
„wenn and die Nationalgarde untreu wird“, wie ihr dieß doch wirklich 
von den „ächten” Männern der Julius-Nevolution vorgeworfen ward ? 
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bleiben. Wo nicht mehr das Geſetz gebietet, Sondern nur 
Menichen mit ihren perfönlichen Urtheil enticheiden Können, 
da hat der König zu gebieten, nicht andere Menschen (Miniſter, 
Stände). Die Beamten, dierihm hierbei zur Ausführung ferner 
Befehle dienen, dürfen, wenn anders noch Monarchie beftehen 
ſoll, nicht dafür verantwortlich ſeyn, ſonſt wäre die fünigliche 
Macht nicht beichränft, ſondern vielmehr einer höheren, die 
über ihren Gebrauch (pofitiv) urtheilt und zur Verantwortung 
zieht, unterworfen. Dagegen iſt der Sinn der bejchränften 
Monarchie feinesweges der, daß der König durd Einhaltung 
des Geſetzes abgefunden ſey mit jeiner Pflicht. Die äußere 
Schranke feiner Macht reicht nur auf das Geſetz, aber die 
innere Anforderung der Berufstreue und Gemiljenhaftigfeit 
durchdringt jein ganzes Fünigliches Amt. Es ift die Ehre des 
Königs, daß alles Geſetz als von ihm ausgegangen durch fein 
Anſehen gültig ericheint, gleichlam als das Bild des Stantes, 
das ihm innewohnt und von ihm aus zur Auberen Geſtalt ſich 
entfaltet. Ihr entipricht die Pflicht, daß der König auch die 
lebendige Duelle des Geſetzes in fi) bewahre, daß die Gefin- 
nung, welche das Gejel erzeugte, auch bei dem, was nicht 
gejelich beftimmt ift, die Triebfeder ferner Regierung ey. 
Dieß iſt das göttliche Geje jeiner Sendung, für welches zwar 
feine Verantwortlichkeit und feine verhindernde Macht auf 
Erden befteht, für das aber doch auch ſchon hier das Urtheil 
der Welt und Nachwelt und der Erfolg der Negierung ein 
fitttliche8 Gericht bildet. 


$. 76. 


Alſo ift der König der perfönliche Mittelpunkt allev Gewalt. 

Sr ift der geborene Herricher von innewohnender Majeität. 

Er iſt der Nichtöbedürftige, der von den Unterthanen nicht 
Le 
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empfangen hat und nicht zu empfangen braucht, dev bloß da 
ift und bloß zu ftreben hat, daß er ihnen gewähre, in deſſen 
Stellung fein Anlaß it zu Eiferfuht und Neid und Mißgunſt 
gegen Andere, weil er Alles zut Genüge hat. Er ift der 
perſönliche Nepräfentant der Fürforge des Staates, das Gefäß, 
welches die göttliche Fürjorge, die den Staat gegründet, in 
fich aufnehmen und mit eigener Gefinnung offenbaren joll. Es 
ift hier die Kuppel des iwdiichen Baues und ein Abglanz von 
oben ruht auf ihm. Gr wird zur Glorie, wenn die Perſön— 
ftchfett des Monarchen ihm empfangend entgegenfommt. Gin 
gettesfürchtiger und von Gott erleuchteter König ift das Herr- 
lichte, was e8 auf Erden geben fann. 

Dieß iſt die Bedeutung des Königthums. Es iſt eine 
der uralten heiligen Grundlagen des menſchlichen Daſeyns, 
wie Grundbeſitz, wie Ehe. Wie ſie, beſteht es von Anfang 
an, ſeit die Völker in dauernden Wohnſitzen ein geordnetes 
Daſeyn des Friedens und der Bildung führen, geprieſen als 
Einrichtung der Gottheit, als Wohlthat des Menſchengeſchlechts, 
und es wird wohl auch wie ſie beſtehen immerdar, ſo lange 
es Staaten gibt, ſo lange die Geſchichte dauert, bis einſt Gott 
die Menſchheit wieder unter ſeine eigene Herrſchaft aufnimmt 
und das ewige Reich an die Stelle des zeitlichen tritt. 

Der liberalen rationaliſtiſchen Staatslehre fehlt der Be— 
griff des Königs. Es iſt dieß eines der deutlichſten Dokumente 
ihrer Dürftigkeit. Sie beſitzt allenfalls „ein Individuum, das 
die exekutive Gewalt bekleidet“, einen erblichen höchſten Staats— 
beamten. Aber die Urſprünglichkeit und Fülle der Macht, die 
innewohnende Majeſtät, die Vollmacht eines Höheren, Unficht- 
baren, kurz alles Specifiſche des Königthums iſt Ichlechterdings 
mit ihrem Standpunkte nicht zur vereinigen. 

Keine Einrichtung aber ift gut für fich allein, feine erfüllt 
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ihre Beitimmung für ſich allein. Ste fann es nur, wenn die 
Menichen fie begreifen und ihr nachkommen. Ia fie tft ohne 
dieje rechte Windigung gar nicht mehr diefelbe Einrichtung. 
It. doch jelbit die Ehe eine fümmerliche Anftalt, kaum mehr 
Ehe zu nennen, wenn die Gatten fie bloß als Mittel zu ge- 
ordneter Befriedigung des Gefchlechtätriebes, nicht zugleich als 
Band der fittlichen und religiöfen Lebensgemeinſchaft anfehen. 
Sp erfüllt denn auch das Königthum feine Beſtimmung nicht, 
wenn nad) dem Sinne der neueren Bildung bloß die mecha- 
niihe Sicherung in ihm gejucht wird. Der König wird dann 
genug gethan zu haben glauben, wenn er das Gefet hält, das 
Volk, wenn es nicht aufiteht und Gewalt braucht. Bald aber 
wird das Köntgthum den Meiften als ein nothwendiges Uebel, 
den Kurzfichtigiten als eine überflüſſige Laſt ericheinen. Selbit 
bier, wo der Geiſt aus ihr gewichen tft, übertrifft die Monarchie 
die anderen Staatöformen durch die Cinigfeit und Stärke ihrer 
Herrichaft, jelbit bier bewährt fie ſich als die Grundſäule der 
öffentlichen Ordnung, außer der es feine andere gibt. 


8.7, 


Das germaniiche Königthum bat urſprünglich mehr den 
Charakter einer freiwilligen Unterwerfung, der König mehr die 
Stellung eines Eriten unter Gleichen. In diefem Geiſt entitand 
dann die Feudalmonarchte als ein Band wechjeljeitiger Treue, 
privatrechtlicher Art, als eine Abitufung gleichartiger Herrſcher. 
Sn demjelben Geiſt ift auch jene germantiche Miſchung von 
Erb- und Wahlmonarchie, die Berechtigung zur Nachfolge und 
doch zugleich das Erforderniß freier Anerkennung und Huldigung. 
Dagegen durch die römischen Begriffe von Gewalt und Majeſtät 
des Staates und durch die chriltliche Erkenntniß der von Gott 
gelegten Obrigkeit bildete ſich das eigentlihe Königthum als 
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eine über den Unterthanen ſchlechthin erhabene öffentliche 
Macht‘). Beide entgegengejeßte Elemente erfüllten nun fort- 
während die Gejchichte. Man könnte auf fie die Weiffagung 
Daniel’S beziehen von dem aud Thon und Erz gemtjchten 
Neiche; denn jenes germaniiche tft ein Element der Weichheit 
und Beweglichkeit, während das römische dem Staate die 
eherne Feftigfeit verleiht. So weit jener privat: und lehn- 
rechtliche Charakter galt, war der König vom Adel nicht wejentlich 
und der Art nach verichieden. Seder Große herrichte auf jenem 
Grund und Boden Ahnlid wie der König. Sp weit dagegen 
der Begriff der achten königlichen Gewalt wirkſam war, mußte 
ſich der Adel zu ihm verhalten wie Unterthanen zum Herricher. 
Daher entitand der Kampf des Königthums mit der Ariftofratie, 
der durch das Mittelalter durchgebt, jenes getrieben von dem 
Bewußtſeyn der rechtmäßigen Obergewalt, dieſes vom Bewußt— 
ſeyn rechtmäßiger Gleichheit und Selbititändigfeit. Das König— 
thum ging fiegreich aus den Kampfe hervor. Die Herrichaft 
des Staates, die pflanzenähnlich vom Boden aus in unzähligen 
Grundherrſchaften fich erhoben hatte, erhielt nun, wie im ani— 
maltichen Leibe, die Einheit des Hauptes (8. 10). Wollends im 
achtzehnten Jahrhundert wurde der leßte Reſt ariſtokratiſcher 
Macht gebrochen, und ftieg das Königthum zu nie gelannter 
Höhe empor. An dem europäiihen Königthume fand jofort 


*) Die neueften hiſtoriſchen Streitfragen über die Entftehung und ältefte 
GSeftalt des germaniihen Königthums, ob es Ausfluß der Gefchlechts- 
verfaffung (dev Uebereinanderichihtung herrſchender Familien, Gefchlechter, 
Hundertſchaften) oder ein urſprüngliches Volkskönigthum (die Stellung einer 
Familie zur Gefammtheit des Volkes) war u. dergl. kommen hier nit in 
Betracht. Wenn man fih auch davon nicht überzeugen kann, daß die 
Germanen ein wirkliches Volkskönigthum erft von den Römern (oder Kelten) 
erhalten haben, jo bleibt doch das feftftehen, daß die germanische Würdigung 
der königlichen Gewalt eine andere war als die römische, und auch fpäter 
ſich nur mit der vömischen durchdrungen, aber nicht aufgehört hat. 
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auch die deutiche Landeshoheit, nachdem fie allmählig die 
Selbſtſtändigkeit errang, ihr Vorbild. Nicht minder bildete fich 
in der inneren Einrichtung der fürftlichen Gewalt der ftaatliche 
Charakter je mehr und mehr aus: die geordnete Erbfolge, die 
Untheilbartett und Unveräußerlichfeit des Landes, die Gentra- 
Ijatton der Negterung. Allein mit dem Sturze des Lehnadels 
war die einzige Macht dem Fürſten gegenüber gefallen, fo 
wurde Die Monarchie, wenn nicht iberall rechtlich, doch faktiſch 
unumſchränkt. 

Hiergegen iſt nun das politiſche Streben der Gegenwart 
gerichtet. Es ſoll aber jetzt eine ſtaatliche Macht, die innere 
Nothwendigkeit des Gemeinweſens — durch das Mittel der 
entſprechenden Organe, und auf dem Grunde der öffentlichen 
nationalen Würdigung — die fürſtliche Gewalt ermäßigen und 
bez. beſtimmen, gleichwie ehedem die mehr zufällige Macht 
einzelner Stände und ihres Rechts. Dieſes Streben iſt zu 
läutern von der irrigen Beimiſchung der Volksſouveränetät, der 
Demokratie, der mechanischen Theilung der Gewalt u. |. w., 
aber keinesweges abzulehnen, am allerwenigiten um den privat: 
rechtlichen Charakter, den die fürftliche Gewalt anfänglich hatte, 
wieder berzuftellen, und zwar jet mit Grtödtung der damals 
Ihon in ihm liegenden und nun entfalteten Keime jtaatlicher 
Gejtaltung. 

ie in jenen Zeiten die Macht des Königs unumſchränkt 
war, jo war auch ihre Verehrung ungeläutert. Site überitieg 
das menschliche Maaß, der König war nicht ein Bevollmäd)- 
tigter, jondern ein Stellvertreter oder Stunbild Gottes. Sie 
dehnte fih nicht blos auf das Privatleben des Königs aus, 
was fie allerdings joll, jondern auch auf das Nichtsbedeutende, 
oft jogar auf das Unwürdige diejes Privatlebend, auf Eingang 
und Ausgang, Aufitehen und Stiederlegen, auf Spiel und Jagd, 
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ja bis zur Huldigung gegen fittenloje Neigungen. Seine Gunft 
galt fin das höchſte Glüd und die erfte Ehre, jein Urtheil 
wurde das Maaß, fein Wohlgefallen das Ziel auch für alle 
geiftigen Beltrebungen in Kunft und Wiſſenſchaft und Sitte. 
Sp war er nicht blos Haupt ded Staates, jondern Haupt— 
und Mittelpunkt des ganzen Lebens, für das doch der Staat 
jelbft nicht mehr ald bloß Träger ſeyn joll. 

Dieje Uebertreibung und Unlauterfeit, die Schladen der 
Monarchie, muß man willig dem Untergange preisgeben. Das 
alfo geläuterte Königthum entipricht der frommen und heiligen 
Auffaſſung nicht etwa minder, ſondern mehr. Es bleibt immer 
eine von Gott eingejeßte Autorität, in Seinem Namen herr: 
ihend und nur Ihm verantwortlich, es bleibt immer eine perjön- 
liche Majeftät, eine perfönliche, nach Freiheit zu gebrauchende 
Gewalt. Wenn aber die Majeſtät mehr als ein Ausfluß des 
göttlichen Amtes denn jeines menichlichen Trägers ericheint, jo 
wird das Volk Dadurch nicht von der Heiligkeit des Königthums 
abgezogen, jondern ed wird nur von dem Menjchen, der dieſe 
Heiligfeit empfängt, hingewieſen auf den, von welchem fie aus— 
geht. Und wenn der König nicht mehr jeinen Fuß über den 
Staat jeßt, gleich als ein irdiſcher Gott, ſondern ihm jelbit 
verwachlen ift als ein Glied, als das auserwählte Haupt, fo 
geichteht dadurch, daß menschliche Größe ihr Maaß nicht über- 
jteige, und es wird die Weisheit Gottes Klar, der die Menjchen 
durch ſolch wunderbar veich gegliederte Anſtalt beherrſcht, nicht 
fie einem Menjchen zutheilt zur Beherrichung nach feinem 
Gutdünfen. 

Es it der Fortichritt im Geifte der Neformation, die 
Realiſirung ihres Princips auf dem politiſchen Gebiete, daß 
die bloß menjchlicheperjönliche und damit willführliche Herrichaft 
weiche und das menjchliche Gemeinleben unmittelbar unter eine 
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ethiſche ſohin göttliche Drdnung trete, die zugleich im Bewußt— 
jeyn der Nation (der polittichen Gemeinde) niedergelegt iſt. Das 
it etwas ganz Anderes, als daß der Wille der Nation Duelle 
der füniglihen Gewalt und Richtſchnur ihres Gebrauches ſey, 
dieß lebte ift nicht das Prineip der Neformation, jondern des 
Nationalismus und der Revolution. Es ift im Geifte der 
Reformation, daß der König ein Staatskönig, aber nicht 
daß er ein Bürgerfönig werde. 


$. 78. 


Nach dem Weſen der Erbmonarchie und insbeſondere nach 
dem Princip der Legitimität ift das Succeffionsrecht der Dynaſtie 
(der Agnaten) unentziehbar, e8 kann nicht vom gegenwärtigen 
König bez. mit den Neichöftäinden durch einen Souveränetätsaft 
oder ein Geſetz rechtsgültig aufgehoben werden — natürlid) 
die Fälle der Negierungsunfähigkeit ausgenommen. Denn diejed 
Necht iſt Fein Necht, das unter der Staatsgewalt ſteht und 
deßhalb der Allmacht derjelben (Omnipotenz des Parlaments) 
unterliegt, gleichwie die Rechte der Unterthanen, der Korpora— 
tionen, der privtlegirten Klaſſen; jondern es ift ein Moment, 
das jelbit die Staatsgewalt mit fonftituirt, analog dem 
Nechte des Souveräns ſelbſt. Wenn daher die Aufhebung er— 
worbener Nechte der Untertanen, des Adels u. ſ. w. durch die 
volle Staatsgewalt nur (materiell) ungerecht, nicht aber (formell) 
unrechtmäßig ſeyn kann ($. 41), jo ift die Aufhebung des 
agnatiſchen Thronfolgerechts unrechtmäßig und unrechtöbeftändtg, 
ähnlich wie die Entthronung eines Königs, und jtirbt Der gegen- 
wärtige Souverän, jo wird der Ausgeſchloſſene nichts deſto 
weniger ipso jure Souverän, und iſt es Daher nicht Empörung, 
iondern Behauptung feines föniglichen Nechts, wenn ev um die 
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Krone fampft‘). Nur unter Geltung dieſes Grundſatzes iſt der 
König wirflih König durch die Geburt ($. 70), und iſt die 
perſönliche Staatsgewalt eine jelbititindige Macht und Auto— 
vität neben dem Gejebe, jo daß das Geblütsrecht zwar auf dem 
Succeſſionsgeſetze ruht, aber umgekehrt das Succeſſionsgeſetz 
auch wieder nur Ausdruck des Geblütsrechts ift. ES kann nun, 
wie ſich von jelbit verfteht, in dev pofitiven Verfaſſung nach 
Geſetz oder Herfommen ein Anderes gelten, das iſt eben dann Aus— 
fluß entweder des mehr deſpotiſchen Princips, dab der jeweilige 
Regent feine Gränze feiner Gewalt hat, wie z. B. in Rußland und 
in orientalischen Reichen, oder des mehr republifantichen Princips, 
dab das Gejeß, wie ed durch Fürſt und Stände zu Stande 
fommt, die jelbititindige perjünliche Berechtigung abſorbirt. 
Aber das Prineip der Erbmonachie nach ihrem vollftändigen 
Begriff erbeiicht es, daß das Geblütsrecht jo unzeritörbar ſey 
wie das Necht des regierenden Königs. — In England wurde 
bei der berühmten Verhandlung über die bill of exelusion im 
Oberhauſe der Grundiat der Ungeritörbarfeit des Geblütsrechts 
feierlich befundet, und die act of settlement ift fein Widerruf 
deffelben; denn wenn auch wirklich durch fie nähere Ansprüche 
als die des Hannöverichen Haufes, namentlich die von Savoven, 
verlegt wären, jo würde dennoch ein Gejeg nicht entſcheiden, 
das nur die Fortjeßung der Entthronung Jakobs I. iſt und 
auf demjelben Motiv, den Proteftantismus zu fichern, beruht 





*) Dagegen wird zwar eingewendet, daß die Agnaten fein jus quaesi- 
tum haben bis zum Momente des Anfalles der Krone, fondern die beftehende 
Succeſſionsordnung ihnen bloß die Möglichkeit eines künftigen Nechts ge- 
währe, die nach befannten Rechtsgrundſätzen durch ein neues Gejet entzogen 
werden darf. Allein das wäre nur richtig, wenn es fih um römische 
Civilſucceſſion handelte, nicht aber bei einer successio ex pacto et provi- 
dentia majorum, was ja unftveitbar auch jetst noch die Thronfolge ift, 
und eben am wenigften fpeciell bei der Thronfolge aus den oben ausge- 
führten Gründen. 
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wie dieſe, eines Aktes, Den die Engländer jelbit als eine Revolution, 
ſey es auch als eine rechtzeitige Mevolution, betrachten. Eine 
Erihütterung jenes Grundjages iſt allerdings das Gejeß unter 
Anna, weldes zur Stüße der act of settlement allgemein die 
Behauptung, daß König und Parlament nicht Macht haben, 
Geſetze über die Thronfolge zu geben, als Hochverratl; erklärt. 
In Spanien ift die Sache jehr verwidelt, weil die jeßige 
Aufhebung des ſaliſchen Gejeßes zugleich ſich darauf gründet, 
daß die Einführung diejes Gejeßes unter dem eriten Bourbon 
bedeutenden (materiellen und formellen) Zweifeln der Necht- 
mäbigfeit unterliegt. Für Deutichland aber muß die Unger: 
Itörbarfeit des agnatiſchen Rechts behauptet werden, und it 
deiwegen das Hausgeſetz bei und immer von der VBerfaffung 
wohl zu unterjcheiden, auch wenn es eim ergängzender Theil 
derjelben it, indem es der Fürft dann zwar nicht ohne die 
Stände, aber doch auch nicht mit den Ständen ohne Zuftimmung 
der Agnaten abändern kann. Häufig zeigt ſich das auch Schon 
in der Form, daß nämlich das Hausgeſetz abgelondert von der 
Verfaſſung promulgirt und in dieſer nur beftätigt und verbürgt ift. 

Haben danach die Agnaten in der eigentlichen Erbmonarchie 
ein unentziehbares Recht auf die Succejfion, jo haben fie doc) 
ein jolches feinesweges auf die unabänderliche Erhaltung der 
beitehenden Verfaſſungs- und ſonſtiger Staatsverhältniffe. Der 
Erwerb der Krone tft in der Erbmonarchie ein perjönliches 
(privates patrimontales) Recht der Dynaſtie, aber die Landes— 
regierung iſt eine Öffentliche Sache, das tft durd) die Ausbildung 
der Primogenitur und der Souveränetät zur Entjcheidung ges 
bracht. Die Vornahmen der Yandesregierung und ihre Rechts— 
beitändigfeit und Nechtsverbindlichfeit können deßhalb nicht von 
Zuftimmung der Agnaten abhängen. Zur Yandesregierung ges 
hört aber nicht blos Ertheilung von Rechten an Einzelne 
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(Verleihung von Privilegien, von unwiederruflichen Aemtern, 
Kontrahtrung von Staatsihulden), ſondern auch Ertheilung 
von Rechten an das Land und Volk, Gewährung neuer Yandes- 
freiheiten, Einführung einer neuen Verfaſſung. In dem Allen, 
wie es zum Begriff der Staatslenfung gehört, hat der Sou- 
verän vollfommene Macht und iſt nicht an den Willen des 
Nachfolgerd gebunden. ine Gränze beiteht nur darin, daß die 
wejentlichen Nechte der fürftlihen Gewalt nicht verfürzt werden 
dürfen, denn damit würde der Gegenstand bed Geblütsrechts 
entzogen, daher dem Erfolge nach diejes felbft vereitelt. Solche 
echte darf deßhalb der Souverän ohne -agnatiichen Konjens 
jo wenig aufgeben, als er ohne denjelben republifaniiche Ver— 
faffung einführen darf. Diefe Gränze mag nun im konkreten 
Falle jchwer zu ermitteln jeyn, und ſchon deßhalb tft die Ein- 
holung des agnatiſchen Konjenjes rathſam, in Deutjchland it 
ihre Ermittelung erleichtert durch die Ausbildung der Kriterien 
des monarchiſchen Princips. Don einer Verfaſſung, welche das 
monarchiſche Princip nicht verlegt, kann man nicht jagen, daß 
fie den Agnaten das Objekt ihres Geblütsrechts entzieht. Auch 
dieß kann nach pofitivem Geſetz und Herkommen anders gelten, 
aber dann beiteht eben nicht die Souveränetät und beiteht nicht 
die vollftändige Primogenitur. Daß die Ertheilung von Landes— 
freiheiten, die Einführung neuer Verfaffungen auch innerhalb 
des monarchiichen Princips an die Zuftimmung der Agnaten 
gebunden ſeyn folle, wäre Ausfluß des patrimonialen Princips, 
nach welchem auch die Yandesregterung mit ihren Emolumenten 
und Annehmlichkeiten ein Privatrecht des Fürſten und der 
Dynaftie ift und deßhalb gleich einem Lehn- und Fideikommißgut 
nicht belaftet werden darf ohne Zuftimmung dev Agnaten, und 
müßte dann konſequent nicht bloß für eine neue Landesverfaſſung 
jondern auch für Ertheilung definitiver Staatsämter, für Kon- 
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trabirung von Staatsfchulden agnatiſcher Konjens erfordert 
werden”). Dagegen dab das Succefftonsreht der Agnaten 
nicht aufgehoben werden fann ohne ihre Zuftimmung, das tft 
nicht Ausfluß des patrimontalen Princips, ſondern der Erb- 
monarchie als jolcher. Jenes widerspricht dem Weſen der 
Souveränetät und dem Itaatlichen Charakter, nicht aber diefes. 
Daß nun die Handlungen, welche der Fürſt als Fürft, 
d. i. von Staatöwegen vornimmt, den Nachfolger binden, ſey 
dieß ein Agnat, em Kognat, oder ein ganz Fremder, das folgt 
aus der Einheit und Ununterbrochenheit des Staates ald einer 
öffentlichen Ordnung und Inſtitution und aus der Einheit und 
Ununterbrochenheit der fürftlihen Gewalt, deren ganze Be— 
vechtigung und Wirkſamkeit fich auf diefe Inſtitution bezteht. 
Denn um deßwillen ilt der Nachfolger Nepräfentant des Vor— 
gängers in feiner füritlihen Stellung, er ift in dieſer Hinſicht 
ein und daſſelbe Subjeft mit ihm, namlich die oberite Staats- 
autorttät, die immer diejelbe bleibt, wenn auch die Menjchen, 
die fie innehaben, wechleln. Vorausgeſetzt wird aber dabet, wie 
ſich von ſelbſt verfteht, dab die Handlung für den Urheber ſelbſt 
verbindlich war, Anordnungen, die er jelbit zurücknehmen fonnte, 
kann nothwendig auch der Nachfolger zurücdnehmen, grade wegen 
der Einheit Beider. Ebenſo wird vorausgejeßt, daß die Handlung 
nicht dem Nachfolger jelbit ein unentziehbares Recht ohne feine 
Zuftimmung entzog. Dahin würde nad) obigen Erörterungen 
der Fall gehören, daß ihm das Succeſſionsrecht verfürzt, nicht 
aber der Fall, daß eine neue Verfaſſung eingeführt wäre. 


*) So findet e8 fi) in früherer Zeit wirklich, daß z. B. in Lippe 
die Nachgeborenen die Aemter mit befegen, daß in Anhalt der primo- 
genitus nur commissorio nomine für das ganze Haus bloß zum größeren 
Lustre der Familie vegiert, dagegen bemerkt ſchon Moſer (Hamilien- 
ftaatsreht 1. 463), daß man die Primogenitur entweder recht einführen 
folle oder gar nicht. 
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8. 79. 

Für die Erhabenheit der füritlichen Stellung iſt es erfor— 
derlich, dah das Einfommen zur Suftentation des Königs wie 
zur Erhaltung des Glanzes der Krone das eigene Mecht des 
Königs Ten, nicht eine Gewährung und vollends eine willkühr— 
fihe Gewährung des Volkes. Das ältere Inftitut des 
Kammergutes löfte dad, aber in der patrimontalen Weile. 
Der Fürft erhielt den Staat aus dem Kammergut, gleichjam 
ald aus feinem Privateigenthum, und verfügte nach Privat: 
belteben, was daraus fir die Landesregierung, was für feinen 
verlönlichen Gebrauch verwendet werden ſolle, fonnte auch 
daffelbe frei veräußern. Beitimmungen im Staatlichen Eharafter, 
die es namentlich vom Chatoullgut untericheiven, finden fich 
jedoch Schon beim Kammergut in feiner uriprünglichen Geftalt 
und mehren fich im Laufe der Zeit. So die vom Chatoullgut 
gefonderte Verwaltung durch öffentliche Beamte, die untrennbare 
Annerität am die Staatsfuceeifton, und ſpäter das häufige Er- 
forderniß theils agnatiſchen theils landftändiichen Konjenjes zur 
Veräußerung. — Das engliſche Inſtitut der Civilliſte 
dagegen ſteht rein auf dem ſtaatlichen Boden, aber mit Einbuße 
der wahrhaften königlichen Stellung. Der König erhält dort 
ſein Einkommen gleich einem Beamten, und es iſt bei jedem 
Succeſſionsfall in der Macht des Parlaments, das Einkommen 
des Königs zu kürzen, ihn auf geringeren Sold zu ſetzen. Er 
iſt ſo der Bedürftige, Empfangende, ſtatt der Gewährende, 
ohne die nothwendige königliche Erhabenheit dem Willen derer, 
die unter ihm ſtehen ſollen, am Beginne ſeiner Regierung und 
bez. auch ſpäter im Hinblick auf feinen Thronerben preisgegeben. 
In England iſt das hiſtoriſch gerechtfertigt, weil die Könige 
ihr Kammergut verichleuderten, und ift um Einiges ermäßigt, 
indem bis zur beitimmten Summe, fo weit nämlich die dafiir 
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eingeworfenen Kronrevenüen reichen, die Givillifte als Eigenthum 
des Königs gilt, oder bez. jene widerruflich find, jo wie die 
Givillifte verweigert würde. In Frankreich aber tft e8 vollends 
— unter Umwandlung der vorhandenen füntglichen Domänen 
in Nationaleigentbum — yprincipiell aufgeitellt, dal das Em: 
kommen des Königs nicht in Krongütern, ſondern nur in Civil: 
fifte beitehen darf. Das Inititut der Givillifte, welcdes die 
neueren deutſchen Konftitutionen eingeführt haben, tft 
von wejentlich anderem Charakter als das englische. Hier gelten 
nämlich die Krongüter wie ehedem als das Eigenthum der Krone, 
fie oder bez. ihre Neveniten werden dem Staat überwiejen 
und dafür dem Fürften ſeine regelmäßige Summe jährlich ent- 
richtet, immer als Erſatz und Cntgeltung jenes feines ur— 
Iprünglichen Anſpruchs auf die Krongüter. Das ilt der Gedanfe, 
der fich in den mannigfachen Formen immer als derſelbe heraus- 
ttellt, jey ed dab die Givillifte „permanent“ (oder was daſſelbe 
lagt: „ohne Zuftimmung des Fürften nicht zu vermindern“) 
und dabei auf die Domäne radicirt oder das Eigenthbum an 
dev Domäne dem Fürften vorbehalten ift, oder dat erklärt ift, 
die Domäne gehöre dem Fürften, aber der Ertrag werde nur 
bis zu der beftimmten Summe für jeinen Hof verwendet, das 
Hebrige fliege in die Staatsfaffe, oder dab der Fürft Rück— 
nahme der Domäne fich vorbehalten hat für den Fall, daß die 
Givilliite vermindert würde (Bayern, Baden, Kurheſſen, Sachjen 
u.).w.). Das ilt nun in der That nichts Anderes als das alte 
Institut des Kammergutes im zeitgemäßen Staatlichen Charakter 
geläutert. Es ift nämlich dadurd bewirkt für's Exfte die Un— 
veräuberlichfeit des SKammergutes, für's Andere die gefehlich 
feſtſtehende Ausſcheidung, wie viel für den Staat, wie viel für 
den fürftlihen Haus: und Hofhalt verwendet werden foll. 
Dieß und nur die ift der Unterſchied des jetzigen fonftitutionellen 
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deutichen Staatsrechts vom alten Nechte des Kammergutes. 
Dagegen der Gedanfe eines Empfangend und Bewilligens 
durch das Volk oder die Stände, und die Möglichkeit einer 
Entziehung, einer Minderung, was das Gharafteriftiiche der 
engliſchen Givillifte ift, hat in den deutjch = fonftitutionellen 
Staaten feine Anwendung. Site entipriht denn auch voll- 
fommen dem deutjchen Fonititutionellen Prineip, nämlich der 
vollen Souveränetät des Fürften, feiner unabhängigen erha— 
benen Stellung, zugleich mit der ftaatlichen Nothwendigfeit 
und Ordnung. 


Viertes Kapitel. 
208. Staats grtuuduneren 


$. 80. 


Die Ordnungen über die wejentlichiten Theile der Ver— 
faffung — Regierungsform, Thronfolge, Rechte des Regenten, 
der Stände, der Gemeinden, der Staatsbürger, Staatsreligion — 
jondern fie) naturgemäß von den anderen Ordnungen, indem 
fie die Grundlagen des ganzen Staates, die Vorbedingung 
aller Regierung, die theueriten Nechte der Nation enthalten. 
Sie find es zunächſt und vor Allem, welche den Fürften be- 
Ichränfen. Der Inbegriff diefer Ordnungen ift das Grund— 
gelet des Staates. Es hat eine bejondere Ehrwürdigfeit 
und möglicherweiie auch bejondere Bürgichaften. In neuerer 
Zeit wird es gewöhnlich nach jeinem Inhalte Konftitution, 
Berfaffungsgeiet, Verfaſſung genannt. Im einem 
engeren und zwar dem jebt üblicheren Sinne begreift man aber 
unter Grundgejeß oder Konftitution jene Drdnungen nur 
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injoweit fie im gefchriebenen Geſetz niedergelegt, urkundlich 
verbrieft find *). 


$. 31. 


Das Grundgeleß beitand in früheren Zeiten vorherrſchend 
aus Einzel-(Privats)rechten, nämlich dem fürftlihen Haus- 
gejeß, das in der Regel bloß von der Webereinfunft der 
Agnaten abbing, und den Landesfreiheiten, ihrem Haupt: 
beftandtheil nad) Zugeftändniffen für die einzelnen Stände, über 
welche dieſe, jeder für ftch, verfügen, d. 1. mit dem Fürften 
tranfigiven fonnten. Im neuerer Zeit dagegen hat fich das 
Grundgeieß, der Idee des Staates entiprechend, zu Einem 
Ganzen geltaltet. Es fann in feinem jeiner Beltandtheile bloß 
von den Betheiligten (die Thronfolge bloß durch die Glieder 
des fürftlichen Haufes, die Adelsprivilegien bloß durch Verzicht 
des Adelsitandes u. ſ. w.), jondern überall nur durch die ge= 
jammte Macht des Staates, durch den Fürften und die ganze 
Landesvertretung zufammen, abgeändert werden. Das ift der 
Begriff der Konftitution nad jeiner wahren Auffalfung. 
Er bildet den Gegenſatz gegen jene ältere Art der Berfaffungs- 
gejeße, die „Landesfreiheiten“, „Landesprivilegien“, nicht minder 
aber auch gegen die Verfaffung, die nicht in bejtimmten Rechts— 
jagen fixirt, noch durch ftändische Körper vertreten, darum une 
beſtimmt und innerhalb der Außerften Gränze in's Ermeſſen 


*) Es entfteht dadurd ein formaler Begriff von Verfaſſung, den 
man mit ihrem materiellen nicht verwechleln darf. Er bedeutet die 
Gejete, welche in die Urkunde aufgenommen oder, auch ohne Urkunde, 
welche als unverbrüchliche Rechte des Landes gelten, und welche, wo be— 
fondere Bürgihaften gegeben find, unter diefe geftellt find. „Darunter 
kaun manches jeyn, was nicht der Verfaffung im materiellen Sinne an- 
gehört. Der Gegenſatz dazu ift denn and nicht die Berwaltung, jondern 
die gemeinen Geſetze (leges fundamentales und civiles). 


1.00% i 18 
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des Fürften geftellt iſt). Dagegen die Aufzeichnung des ganzen 
Staatsrechts in Einer Urkunde, oder vollends die Nteugeftal- 
tung defjelben in Einem Zeitpunfte mit Annullirung alles 
Früheren, liegt durchaus nicht im Begriffe der Konftitution, 
fondern bezeichnet nur eine Art devjelben, und zwar grade Die 
verfehlte. Unjere Auffafjung dieſes Begriffes beftätigt der 
weltgejchichtliche Uriprung defjelben: die englische Konftitution, 
in welcher unlaugbar nur jene eriteren, nicht dieſe leßteren 
Charaktere fich finden. 

Der Widerwille gegen feitbeitimmte, vollends aufgezeichnete 
Verfalfungen, der jetzt jo häufig bei Wohlmeinenden herrſcht, 
hat jeinen Hauptgrund darin, daß man diefen falichen Begriff 
von Konftitution zu Grunde legt. Außerdem iſt er ein Ber: 
fennen grade der biftoriichen Entwidelung. Waren doch auch 
in der älteren Zeit die öffentlichen Verhältniſſe nicht ohne Ver- 
faffung, d. i. nicht ohne Geſetz und nicht ohne Vertretung 
deffelben gegenüber dem Landesheren. Nur dab es damals 
jene iſolirten und in ihrem Inhalte zufälligen Sonderrechte der 
Stände waren, welche die Verfaſſung bildeten. Wie nu die 
Landeshoheit jelbit, dieſes Aggregat königlicher Befugniffe, fich 
zum Einen wahren Königthum ausbildete, jo müfjen auch jene 
Sonderrechte fi zu einem Ganzen aneinanderichließen und 
überall das dem Verhältniß innerlich Entiprechende das Zu— 
fällige verdrängen. Es tritt nicht die beſchränkte Herrichaft an 
die Stelle der unbeſchränkten, jondern vielmehr die Ordnung 
des ganzen gegliederten Staates an die Stelle der unzujammen- 





*) Man kann z.B. (1856) nicht jagen, daß Oeſterreich ohne Verfaſſung 
ſey, daß die fürftliche Beftenerungsgewalt dort ohne Gränze ſey, allein diefe 
Gränze ift nicht ausgejprocdhen, wird nicht von den Ständen vertreten, 
daher hat fie der Fürſt zu beftimmen und ift in feinem Necht, fo weit ex 
fie nicht in's Unfinnige ausdehnt. 
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hängenden Gerechtiame der Stände Der Souveränetät 
entipricht fo nothwendig die Konftitution, als der Pandes- 
hoheit die ſtändiſchen Freiheiten. Da zuerit die oberite Gewalt 
ihren ftaatlichen Charakter erhielt, jo mußte zwar eine Ueber- 
gangsepoche eintreten, in welcher bei Ermangelung irgend einer 
bedeutjamen Landesvertretung aud das Verfaſſungsgeſetz der 
Beſtimmtheit und Unverbrüchlichfeit entbehrte, und die Sitte 
und Negierungspraris haben diefen Mangel erjeßt oder nicht 
fühlbar gemacht. Aber es ift gegen das Geſetz der natürlichen 
Entwidelung, dab ein Zuftand der Unbeltimmtheit, der durd) 
Sitte bloß thatlächlich erhaltenen Ordnung für immer fort: 
beſtehe; er mußte fich entweder zu der eigentlichen Deſpotie, 
wie unter Ludwig XV., oder zu einem viel beſtimmteren ge— 
jeglichen Charakter entjcheiden. 


$. 82. 


Die Verfaffung tft wie alles Recht zuerſt nicht aus Abficht 
und Ueberlegung hervorgegangen, ſondern mit dem Staate jelbft 
von Anfang an gegeben. Es iſt num dad Nechte und Natur- 
gemäße, dab fie auch als eine gegebene fi fortbilde, 
d.h. aus ihren bereits vorhandenen Elementen weiter entwickelt 
werde, und nur in den Theilen, wo durch Vorgänge oder 
umgewandelte Würdigung ein Bedürfniß der Nenderung fich 
deutlich einstellt. Sie wird dann auf einzelne Akte aus den 
verschiedenen Zeiten ſich gründen und in den einzelnen Urkunden, 
die dieſe begleiten, niedergelegt jeyn. Das find die hiftoriichen 
Verfaſſungen, zu ihnen gehört namentlich die engliiche. — 
Der äußerſte Gegenſatz hierzu find die revolutionären oder 
fonftituirenven Verfaſſungen (Franfreih, Spanien, 
Portugal u. |. w.), welche den ganzen bisherigen Verfaſſungs— 
zuftand, ja ſelbſt jeine oberjte Autorität annulliven, um die 

18* 
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Berfaffung, ſohin den Staat, von jebt an erft neu zu errichten, 
und aus Clementen, die mit denen der früheren Verfaſſung 
feinen Zufammenhang haben. Diefe find frevelhaft und unfinnig. 

In der Mitte Stehen die vefleftirten Verfafjungen, 
die zwar auf den gegebenen Berfafjungszuftand bafiren, aber 
einmal (materiell) in den vorhandenen Elementen tiefe neu- 
geitaltende Reformen vornehmen, und jodann (formell) in Einer 
Haupturfunde, die fich über den ganzen öffentlichen Nechtszuftand 
eritrect, niedergelegt werden. Ste find angezeigt, wo im Leben 
jelbft tiefe Ummwandlungen vor fih gegangen und die alten 
Berhältnifie vielfach aufgelöft, abgeitorben oder ſchwankend ge— 
worden, neue Zuftände und Anforderungen gereift find. Ihre 
Nechtfertigung und Eriprießlichfeit hängt aber davon ab, dab 
fie in der Weile und dem Sinne der biltorischen und nicht 
der revolutionären gegeben und veritanden werden, als Stei— 
gerung, nicht als Gegenſatz hiftoriicher Fortbildung. Nämlich: 

1) Sie müfjen von der beftehenden Autorität im 
Staate ausgehen; ſey es, daß der Fürſt fie bloß aus eigener 
Machtvollfommenheit gibt — oftrovirte Verfaffungen, 
oder daß er dazu Die Zuftimmung der beitehenden oder der hiefür 
bejonders gebildeten Landesvertretungen einholt — paciſcirte 
Berfajjungen Im lebten Falle ift denn feineöweges die 
beitehende Verfaſſung jo lange jujpendirt, bis die neue vertrags- 
mäßig zu Stande gefommen, jondern die beitehende Verfaſſung, 
ſohin die fürftliche Gewalt in ihrer bisherigen Stellung dauert 
fort, wenn die Vereinbarung nicht erfolgt. Die oktroyirten 
Berfaffungen und die pactjeirten in diefem allein zuläffigen Sinne 
bilden deßhalb zuſammen den Gegenjab gegen die konſti— 
tuirenden Verfaſſungen. Das natürlich fommt hier nicht in 
Betracht, ob der Fürft aus eigenem inneren Antrieb, oder aus 
Drang der öffentlichen Meinung, oder durch Volksgährung und 
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Unruhen zur Gewährung der Berfaffung beftimmt ward; es 
handelt fich hier nicht um die thatlächlichen Beweggründe, 
ſondern um die rechtliche Würdigung. 

2) Sie müffen den vorhandenen Nechtszuftand nicht an= 
nulliven, ſondern ihm, jo weit er nicht durch fie geändert ift, 
die Geltung laffen und auch im Inhalte die beftehenden Elemente 
und Rechte konſerviren und mit den neuen Principien vereinbaren, 
nicht fie zeritören (II. $. 21). So namentlich in Deutjchland 
find die aus älterer Zeit ftammenden Normen über politifche 
und firchliche Verhältniſſe, wenn fie von der Negierung als 
bindend amerfannt werden, eine gewiß nicht minder gute 
Bürgichaft der Rechte und der Freiheit, als wenn die Regierung 
einem neuen jetzt gegebenen Geſetze für die Zukunft fich zu 
unterwerfen veripricht, Dagegen über jene, die man nicht erft 
einzuführen nöthig hätte, fich hinwegſetzt. Es iſt deßwegen in 
den deutſchen Konftitutionen jehr zu vermiffen, daß fich in ihnen 
nicht das ausdrückliche Zugeltändniß findet: in Allem, was durch 
die neuen Gejeße oder den veränderten Zuftand nicht aufgehoben 
it, Jollen die Älteren Grundſätze des Staats- und Kirchenrechts 
ihre unverbrüchliche Geltung behalten”). Cs läßt ſich gar 
nicht abjehen, wie viele der wichtigiten Berhältniffe für Einzelne 
und Korporationen noch in Frage fommen fönnen, wo ed davon 
abhängt, ob die alten Bürgichaften gelten, oder Nichts, was 
nicht in der Charte fteht. Ia dadurch erhalten jelbft die neuen 
Grundgeſetze exit ihre rechte Befeltigung und Zuverficht, wenn 
man fie im Zuſammenhange mit den alten ald Erweiterung 
und Fortbildung, nicht als einen völlig neuen Bau betrachtet. 


*) Hiervon hat ſeitdem die preußiiche Berfaffungsurkfunde eine rühm— 
fihe Ausnahme gemacht, die in Art. 109 wirklich die Beftimmung, die 
ih an den übrigen vermißte, enthält. Außerdem freilih hat auch fie dei 
ſyſtematiſch erichöpfenden Charakter. 
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3) Die Konftitution darf nicht den Anspruch machen, dab 
fie als fjoldhe der Grund alles Rechts und die Duelle der 
Heiligkeit ſey, ſondern das find vielmehr die vechtlichen und 
fittlichen Bande, die fie zum Inhalte hat. Königthum, erwor— 
bene Nechte, Nechte der Konfelfionen find von felbititändiger 
Geltung und an fich heilig und verleihen der Konftitution 
vielmehr die Heiligfeit, als fie diejelbe von ihr empfangen. 
Es find darum namentlich ſolche Sätze in der Konftitutton fo 
bedenklich, welche den Anſchein haben, als wenn die oberite 
Autorität im Staate und die oberiten Nechtswahrbeiten exit 
durch Die Konftitution feftgejeßt würden und nur fraft der 
Konftitution gälten, und daher auch durch Die Konftitutton 
wieder aufgehoben und abgeändert werden fünnten*). 

4) Die Konftitutton, das geſchriebene Gejeb, ſoll deßhalb 
auch nicht als das Centrum des Lebens feitzehalten werden. 
Ihre Autorität Toll im Laufe der Zeit zurücktreten hinter die 
der verjährten Hebung. Bon einzelnen Grundjäßen des öffent: 
lichen Nechts läßt fich dieß ſchon jebt jagen, 3. B. von der 
Unabhängigkeit der Nechtöpflege, bei der Niemand an den 


*) Die Konservativen haben deßhalb einen bejonderen Anftoß grade 
an den Beſtimmungen genommen, welche jcheinbar zu Gunften des König- 
thums find, z. DB. „der König ift das Oberhaupt des Staates, feine 
Perſon ift heilig und unverletlih.” Andererſeits wurden diefe Beftint- 
mungen aud vom monachiichen Standpunkt aus (v. Radowitz) verthei- 
digt, man ftelle dadırd das Königthum unter den Schuß der Macht, 
vor welcher die Zeitrichtung Achtung trage, der Konftitution. Es ift nun 
nicht zu läugnen, daß das Necht des Königs, fo weit e8 angefochten wor- 
den, ebenjo gut als das der Unterthanen in der Konftitution neu ver— 
bürgt und befräftigt werden fanı. So 3. B. der Sat: „Der König ver- 
einigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt“, befeitigt die ganze Doftrin 
bon der Theilung der Gewalten. Es fümmt eben darauf an, ob foldhes 
nah Haltung der Konftitution im Ganzen und nad Inhalt und Faffung 
des betreffenden Sates als Abwehr vor Anfechtung oder aber als neue 


Inſtituirung des Königthums und erſchöpfende Aufzählung feiner Rechte 
ericheint. 
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Paragraphen denft, der fte ausſpricht. Dadurch eben ericheint 
das Geſetz als ein Höheres über den Menschen, nicht als ihr 
eigenes Werk; als eine innere Negel der Verhältniffe, nicht als 
eine Norm ihnen von Außen gegeben, und es ift begleitet von 
dem Bewußtſeyn der Nothwendigfeit, das ihm Stärke, und 
von der langen Anwendung, die ihm Deutlichfeit gibt. Da— 
gegen die gejchriebenen Konftitutionen als ſolche find von der 
ſteten Reflexion begleitet, ob es nicht anders beffer wäre und 
mit Nächitem anders werden müſſe, und find von zweifelhafter 
Auslegung, weil nur die That, die Praris, nicht aber das 
Wort unbeitreitbar deutlich ift. — Eine ſolche, durch das ge- 
ichriebene Gejeß getragene verjährte Praris iſt die Achte Er— 
mäßigung der füritlichen Gewalt. Dieſe joll nicht dadurd) 
ermäßigt werden, daß die Meinung der Kammern, der Mintiter, 
der Journale höheren Einfluß erhalten, oder ein plößlich gege— 
benes todtes Gejeß; ſondern daß die ganze Staatslenfung 
einen geordneten, gleichmäßigen, duch Geſchichte und Ueber: 
lteferung befeitigten Gang erhält, alſo die Grundprincipien, 
unabhängig vom Fürften wie von diefen anderen Clementen, 
durch Necht und Sitte von felbit beftimmt find. 

5) Die Konftitution ſoll nicht die Form ſyſtematiſch 
erihöpfender Nedaftion haben, die nur allenfalld als 
Ausnahme hier und da etwas unvorhergejehen läßt, für das 
dann im günftigften Falle (wie nach Art. 109 der preußi— 
ihen V. U.) die früheren Geſetze in Kraft bleiben follen. 
Sie mag immerhin über alle Verhältniffe des öffentlichen Nechts 
fich erſtrecken, und für jedes derſelben neue und wichtige Be— 
ftimmungen treffen; aber fie ſoll nicht die Stellung einnehmen, 
daß fie das betreffende Verhältniß erit neu errichte oder im 
Ganzen beftimme, fondern überall defjen rechtliche Drdnung 
als beftehende, geichichtlich gegebene vorausſetzen, die ſie nur 
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in den betreffenden Punkten abändert oder nen bekräftigt. Eine 
neue möglichit vollitändige Aufzeichnung des öffentlichen Nechts 
fann nun auch Bedürfniß jeyn. Aber dieſes Bedürfniß wird 
weit erfprießlicher befriedigt durch eine wifjenichaftliche Arbeit 
(wie z. B. Gratian's Dekret), oder auch durch eine amtlich) 
veranstaltete aber nicht mit geſetzlichem Anſehen befleidete Auf: 
zeichnung. Denn dann kann fih die Praris an ſolche Auf- 
zeichnung lehnen ohne durch fie gebumden zu jeyn, und wird 
weder das Nichtaufgenommene annullirt, noch das Aufgenom— 
mene zu einem Erzeugniß der Aufzeichnung gemacht. 

6) Ueberdieg wäre es auch fir ſolche reflektirte Ver— 
fafjungen meift der naturgemäßere Gang der Gntwidelung, 
daß fie nicht durch Einen legiölativen Akt, durch Eine Urkunde, 
jondern in einer Neihbenfolge fortlaufender Akte ge 
bildet würden, fo daß fie fich auch hierin den hiftoriichen Ver— 
faffungen nähern. So wäre e8, wo man die Umwandlung 
der Verfallung in den neuen Typus als nothwendig erfannte, 
der erſte Aft gewejen, eine Landesvertretung zu bilden, und 
ihre Befugnifie feitzufeßen. Dann erſt mochten die Feſtſetzungen 
über erweiterte Prehfreiheit, über das Necht zu religiöſen Ver: 
bindungen, über Suftizverfaffung in Zwilchenräumen je nach Be— 
dürfni und nach reifer Vorbereitung für eine jede erfolgen *), 
während bei dem entgegengeſetzten Verfahren, wie e8 jeit 1817 
in deutichen Staaten befolgt worden iſt — abgejehen von allen 
anderen beregten Nachtheilen — in höchſter Eile und ohne 
genügende Umficht eine jchwer wieder abzuändernde Feſtſetzung 
faft des ganzen öffentlichen Nechtszuitandes getroffen wird. 

2) Diefer Kath (den ich in meiner Schrift: „Das monarchiſche Princip“ 
1845 gab) kann, wie fi) von felbft verfteht, thatſächlich nicht befolgt werden, 
wenn die neue Berfaffung durch Aufftand des Volkes herbeigeführt wird, 


das fi) nicht geduldet, fondern feine gegenwärtige Uebermacht benutst, um 
jofort und auf einmal das Zugeftändniß aller feiner Forderungen durchzufetzen. 
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Es it biernah mit Einem Worte der Charakter der 
Kopdififation (I. 8. 21), welchen auch die in Einer Ur- 
funde abgefaßten Konftitutionen zu meiden haben. Ihn ent- 
Ichuldigt auch nicht etwa die Verzögerung in Gewährung der 
Konftitution — eine Entichuldigung, mit der die fonftitutionelle 
Partei den Vorwurf, den man ihrer Charte macht, zurückzu— 
geben pflegt: denn abgejehen davon, daß das Verlangen nad) 
Konftitution, wie ſie es ftellte, mit Recht verweigert wurde, 
liegt jelbft in der Nothwenpigfeit, plöglich eine umfalfende und 
wejentlich umgeftaltende Kunftitution zu geben, noch nicht die 
Notwendigkeit, fie in der Form der Kodififation zu geben. 


8. 83. 


Die neueren Konftitutionen haben nun aber außer den 
allgemeinen Uebelſtänden der Kodifikation meiſt noch einen 
beſonderen, der ſelbſt der Kodifikation gar nicht weſentlich iſt. 
Das iſt die Aufnahme von Beſtimmungen in die V. U., die 
gar nicht Gelege, jondern bloße politiiche Kundgebungen oder 
theoretiiche Ausſprüche find. 

Dahın gehören einmal die allgemeinen Grundjäße, 
Tendenzen, ja oft bloße Sentenzen. (3. B.: „Die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei." „Standesvorrechte find 
abgefchafft." „Alle Deutichen find vor dem Geſetze gleich.“) 
Sie find oft völlig nichtöiagend, aber auch, wo fie etwas jagen, 
in folcher Allgemeinheit feiner rechtlichen Anwendung fähig jo 
wenig ald das fogenannte Naturrecht (I. $. 12. Note). So- 
dann gehören dahin die Anfündigungen und Verhei— 
"Bungen fünftiger Gefebe (3. B.: „Es ſoll für das 
ganze Königreich ein und daſſelbe bürgerliche und Strafgeſetzbuch 
beitehen." „Die Minilter find verantwortlich, die Fälle der 
Berantwortlichkert und ihre Beltrafung wird in einem Gejeße 
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näher beftimmt werden.“) Auch dieſe Verheißungen find feiner 
rechtlichen Anwendung fähig, fie haben feine bindende Kraft. 
Ste fünnen, wie fich von jelbft verfteht, nicht die Unterthanen, 
Nichter und Behörden binden, daß fie diefelben befolgen, da fie 
ja eben ihren Inhalt noch nicht als gegenwärtiges Geſetz 
ſondern nur als Gegenftand eines fünftigen Geſetzes aus— 
Iprechen. Site fünnen aber auch nicht den Gejeßgeber (Regie— 
rung und Landesvertretung) binden, dab fie das verbeißene 
Geſetz geben, und zwar aus einem zwiefachen Grunde. Für’ 
Erſte kann überhaupt der Gejeßgeber ſelbſt nicht durch ein 
Geſetz gebunden ſeyn. Er fteht als der Urheber des Gejebes 
immer über dem Gejete, er kann die Ankündigung ſelbſt wieder 
aus der B. U. bejeitigen, er hat jedem Geſetze gegenüber in 
jedem Augenblicke die Macht es zu geben und nicht zu geben, 
und gibt er es, jo ilt das deßhalb auf's Neue jene That und 
jeine Verantwortung. Er kann nie als bloßer Crefutor eines 
vor ihm gegebenen (Berfaffungs-) Geſetzes betradytet werden. 
Regierung und Kammern dürfen daher auch ein verheißenes Geſetz 
nach Gewiſſen nicht bejchließen, wenn fie im Momente, wo es 
zu beſchließen ilt, es als verderblich erfennen*). Für’s Andere 
enthalten ſolche Ankündigungen oder Verheifungen nicht die 
Präcifirung, ja meilt nicht einmal überhaupt die Modalitäten 
des zu erlaffenden Gejetes, und fünnen deßhalb nicht zu Er— 





*) Damit fol nicht behauptet werden, daß der Fürft an Verheißungen, 
die er dem Volk in ſchwerer Lage zu defjen Beruhigung oder Anfeuerung 
gegeben, nachher nicht weiter gebunden ſey. Allein fie begründen dod) 
immer nur eine moralifche Pflicht und eine Pflicht der Ehre, gegen welde 
im äußerſten Falle die andere moralifhe Pflicht, den Staat nicht ſehend 
in den Abgrund zu ftürzen, immer auch einiges Gewicht hat, und die 
Aufnahme in die V. U. gibt ihnen feinen anderen rechtlichen Charakter. 
Sedenfalls aber fünnen fie die Mitglieder der Kammern, die felbft das 
Volk, alfo den Empfänger der Verheißung vertreten, weder moralisch 
noch rechtlich binden. 
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faffung eine beftimmten, d. i. grade dieſes Gejetes ver- 
pflichten. König oder Kammern Fönnen, auch wenn fie fi an 
die Verheißung überhaupt gebunden erachten und fie aufrichtig 
erfüllen wollen, dennoch den bejtimmten vorliegenden Entwurf 
(3. B. des verheißenen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs, 
des verheißenen Geſetzes über die Miniſterverantwortlichkeit) 
ablehnen, und können das Gleiche bei jedem künftigen Entwurf, 
und ſo wird die Verheißung ſelbſt ohne entgegengeſetzte Abſicht 
thatjäachlich erfolglos"). Die einzige rechtliche Wirkung, die 
ſolche Verheißungen haben können, tft die, daß nicht ein neues 
ihnen wideritreitendes Gejeb gegeben werden darf. Auch Diele 
Wirkung kann aber nur da Plaß greifen, wo überhaupt der ” 
Grundſatz gilt, daß die Verfaffungsurfunde nicht indireft durch 
abweichende Geſetze abgeändert werden darf, und fie tft nicht 
von großem Belang, denn wenn die legislative Gewalt Tich zu 
einem folchen Geſetz entichließt, fo entſchließt fie fich wohl auch 
zu der erforderlichen Abänderung der VBerfaffung. — Sp find 
dieſe Verheißungen und Ankündigungen in der That ohne 
rechtliche Rolge, darum faum etwas Anderes als „Monologe 
des Geſetzgebers“ (v. Gerlad). 

Die Aufnahme jolcher theoretiichen Ausſprüche und poli- 
tiichen Kundgebungen in die B. U. iſt deßhalb gegen die 
Würde des Grundgejeßes, dem ed grade vor allen 
Anderen zufommt, daß jeine Beitimmungen ficher und unver: 
brüchlich binden. Site führt aber auch zur Rechtsunſicher— 
heit, da häufig die Gränze ſchwer zu finden ift, inwiefern 
durch fie (beionders wenn fie bloß im Abſchaffen beitehen) wirklich 

) Deßhalb würden folhe Verheißungen felbft dann die fegislative 
Berlammlung nicht binden, wenn man nad der Lehre der Nevolution die 


Berfaffung als das Werk des fouveränen Bolfes und der fonftituirenden 
Verſammlung und die Legislative nur als Exekutor derjelben betrachtet 


(ſ. folg. Kap.). 
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und Sofort ein bindendes Gejeß gegeben ift oder nicht‘). Sie 
bewirkt nicht minder politiihe Unzufriedenheit, weil 
in diefe Sentenzen. und Verheißungen von der Bevälferung, 
und zwar verſchieden je nach den Parteien, Erwartungen ge— 
fett werden, die dann nicht in Erfüllung geben, und deren 
Täufchung, obwohl fie in der Nothwendigfeit der Sache liegt, 
der Unredlichfett der Negterung zur Laſt gelegt wird. — Bor 
einem Sahrhundert war ed noch etwas Unbekanntes, die Grund» 
ſätze und die Vorſätze dev Gejehgebung ſelbſt als Geſetze zu 
verfünden. Daß dieß jetzt jo zur allgemeinen Sitte geworden 
ift, hat jenen Grund nicht zum mindeſten in der Auffaffungs- 
weile, welche den Staat nicht auf poſitives hiftoriiches Necht, 
fondern auf die Vernunft und die jeweilige vernünftige Auf- 
faffung baut, wonach denn minder nach beitimmten Gejeßen 
als nach politiichen Tendenzen regiert werden ſoll. Die Ber: 
faffung von 1791, mit der dieſe Sitte beginnt, zeigt auch am 
deutlichiten diefen ihren tieferen Uriprung. 

Nun ſoll nicht verfannt werden, daß Grundgelege, hierin 
unterichieden von anderen Gefeßen, zugleich auch die Aufgabe 
der moralifchen Beftärfung und Zuſicherung haben. 
Deßhalb hat fih die Aufnahme in das Grundgeſetz oder in 
die Kategorie der Grundgeſetze nicht rein nach der wiſſenſchaft— 
lichen Abgränzung zu richten, welche Gegenftände ver Verfaſſung 
und welche dem Civil-, Kriminalrecht u. ſ. w. angehören, ſon— 
dern weit mehr danad), was Gegenftand der Anfechtung, des 
Mißbrauches, des politischen Kampfes war. Deßhalb wird 
oft in dem Grundgeſetz nur die Inftitution im Ganzen zu 


*), So z. B. die Unficherheit, ob die „Gleichheit vor dem Geſetze“ 
und „Abihaffung der Standesvorrehte” auf die Nechtsverhältniffe der 
Mediatifirten einen Einfluß habe, und welchen? ob die „Abſchaffung der 
Zodesitrafe” jofort, oder erſt wenn ein Gejeß eine andere Strafe an die 
Stelle gejest hat, in Wirkfamfeit trete, 
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verbürgen ſeyn, während ihre Ausführung der anderen Gefeb- 
gebung anheimfällt. Deßhalb wird das Grundgejeß oft Be- 
ftimmungen enthalten, welche ſchon beftehendes Necht nur ein- 
ichärfen, verbürgen, gleichlam betheuern. Aber doch kann auch) 
bet dem Allen das Grundgejeß niemals die wejentlichen Züge 
des Gejeßes entbehren: beitimmten Inhalt und bindende 
Kraft. Es ſoll alfo durch diefe Rüge gegen die Verirrungen 
des Chartenweſens nicht der wahren Natur der Grundgeieße 
zu nahe getreten werden. ES jollen nicht Inftitutionen, welche 
eine Gewähr der Freiheit und des Rechts enthalten, bloß in 
die Spectalgejeßgebung verwiejen, und ihnen die feterliche Ver— 
bürgung durd das Grundgeſetz entzogen werden. Es ſoll 
jelbit nicht mit doktrinärer Aengitlichfeit gefichtet und ausge— 
merzt werden, wenn fich bier und da in der Konſtitution ein 
Ausſpruch findet mehr in der Weiſe der moraliihen Sanftion 
als des Geſetzes. Allein Verbürgung beftimmter Snftitutionen 
it etwas Anderes als VBerbürgung bloßer Gemeinpläße, Be- 
jtatigung beitehenden Rechts etwas Anderes als Verheißung 
und Ankündigung zufünftiger Gelege, politische Kundgebung 
als vereinzelte Ausnahme etwas Anderes als Durchgängiger 
Zug der Konftitution. Endlich betrifft alles das allerdings nur die 
Form des Nehtszuftandes und Steht deßhalb an Wichtig: 
feit weit zurücd hinter dem Inhalte defjelben, den wirklichen 
Beitimmungen und Nechtögrundfäßen. Aber auch die rev o- 
(utionäre und doftrinäre Form tft ein großer Uebel— 
Stand und auch von ihr muß Zeit und Einficht Heilung bringen *). 


*) Es ift befonders Herr v. Gerlad, welder in der preußijchen 
Kammer jhon vom Beginne der Revifion der Berfafjung an und fort- 
während den Kampf gegen die Kodififation führte, j. dejjen Nede vom 
8. Sept. 1849 und viele jpäteren. 
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Fünftes Kapitel. 
Bon der Unterfheidung fonftitutioneller und anderer 
Geſetze. 


8§. 84. 


Die Unterſcheidung der Grundgeſetze (lois fondamentales) 
oder konſtitutioneller Geſetze und der anderen Geſetze iſt, wie 
ausgeführt worden, in der Sache gegründet und deßwegen ſeit 
lange in der Wiſſenſchaft gangbar, ſie wird unter Anderem 
von den großen Staatsrechtslehrern des deutſchen Reiches ge— 
braucht*). An Heiligkeit ſtehen wohl andere Geſetze oft den 
Grundgeſetzen nicht nach, z. B. das Geſetz über die Monogamie, 
über das Erbrecht der Kinder. Aber die Grundgeſetze ſind 
zugleich die Vorbedingung und die Gewähr für alle übrigen, 
und ſie beſtehen im Charakter nicht bloß des Geſetzes, ſondern 
zugleich der Berechtigung des Landes. Darum gebührt ſich 
für ſie eine beſondere Verbürgung und Hochhaltung und eine 
beſondere Stetigkeit. Das iſt das Ziel der Unterſcheidung. 

Allein es iſt der gedeihlichſte Zuſtand, daß dieſer Unter— 
ſchied nur im allgemeinen Rechtsbewußtſeyn und der lebendigen 
Würdigung, nicht in einer verſchiedenen rechtlichen Behandlung 
ſich geltend mache; denn es iſt ſowohl zwiſchen fundamentalen 
und anderen Geſetzen nur eine fließende Gränze, als auch unter 
den fundamentalen Geſetzen ſelbſt eine nicht geringe Abſtufung 
an Wichtigkeit und Dignität. Das iſt die ältere Weiſe. So 
beſtand es im deutſchen Reiche, ſo beſteht es in England. Es 
gibt in England rechtlich keinen Unterſchied konſtitutioneller und 
anderer Geſetze. Geſetz iſt Geſetz. Die Geſetze aller Art 


*) J. J. Moſer deutſches Staatsrecht I. 51. Puetter inst. jur. 
publ. cap. 5. 
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unterliegen den gleichen Bedingungen der Abänderung, und der 
König beihwört nicht die Verfaſſung ſondern die Geſetze des 
Königreichs. Aber im Rechtsbewußtſeyn der Nation tft doch 
ein wejentlicher Unterichted. Man fteht die Beitimmungen der 
Magna Charta, der Deklaration der Nechte, das Neprälenta- 
tionsrecht. der betreffenden Grafichaften und Städte u. |. w. 
gewiß nicht für ebenjo leicht abänderlic an, als ein gewöhn— 
liches Givil- oder Polizevgejeß. Und dieſe verschiedene Wür— 
digung im Nechtsbewuhtieyn leiftet daſſelbe wie eine fürmliche 
Erſchwerung der Abänderung, und leiltet es naturgemäßer, 
weil an den Grad der Dignität Des beftimmten Gejetes fich 
anschließend"). — Im älteren deutſchen ZTerritorialftaatsrecht 
iſt allerdings der rechtliche Unterſchied, daß Gejete über die 
Landesfreiheiten der Zuſtimmung der Stände, andere Gefeße 
nur ihrem Beirath unterliegen. Allein dieſer Unterjchted ſchließt 
fich in Abgränzung und Folgen nicht ſowohl an den Gedanken 
der Grundgejeße als an den Gedanken der Sonderberechti— 
gungen (jura singulorum) der Stände, und er hat jedenfalls 
feine Stätte, wo auch Die anderen Geſetze der Zuftimmung 
der Landesvertretung bedürfen. 





*) Das engliihe Staatsreht Fennt wohl aud Erjchwerungen der 
Abänderung. So z. B. nad) Reſolutionen des Haufes der Gemeinen fol 
in Sachen der Religion oder des Handels oder der Befteuerung ſchon die 
Einbringung einer Bil nicht geftattet werden, bevor die Motion von einem 
Kommittee des ganzen Haufes geprüft und genehmigt ift. Königthum und 
Pärie find durd ein Geſetz unter Karl 1]. fo verbürgt, daß ſchon die Be- 
hauptung ihrer Entbehrlichkeit fapital ift. Aber diefe Erſchwerungen gelten, 
wie hieraus erhellt, nur für einzelne fpeciell bezeichnete Gegenftände und 
folgen gar nit der Abgränzung Fonftitutioneller und anderer Geſetze. 
And die römischen leges sacratae, die fid) fowohl durch den feierlichen 
Eid, den alle Bürger auf fie leifteten, als durch die auf ihre Lebertretung 
gejetste Aechtung von den anderen Gejegen unterſchieden, waren ganz be— 
ftimmte Feſtſetzungen, nicht eine Kategorie von Gefegen und namentlid) 
nicht der Inbegriff dev Grundgefege. 
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Die ſeit 1817 in Deutichland gegebenen Verfaſſungen da: 
gegen verordnen meiltens auch einen Unterjchied in der förmlich 
rechtlichen Behandlung zwijchen fonftitutionellen und anderen 
Geſetzen. Derjelbe gilt dann, wie fid) von jelbit verſteht, nicht 
bloß von der zuerit gegebenen Verfaffungs= Urkunde, ſondern 
auch von allen jpäteren Gejeßen, welchen man bei ihrer Er- 
laffung den Charakter Eonftitutioneller Gelege beilegt. Die 
gewöhnlichiten Anordnungen dieſer Art find die folgenden: 
Daß nur die Verfaſſung, nicht auch die anderen Geſetze, be= 
\hworen wird, — daß die Abänderung dev Berfaffung größeren 
Erſchwerungen unterliegt (zwei Drittel Stimmen oder wieder- 
holte Abjtimmung erforderlich ift, der Vorſchlag nur von der 
Krone ausgeben fann u. ſ. w.), — dab fein anderes Geſetz 
gegeben werden darf, das der Verfaffung widerſtreitet, derogirt, 
fie indireft abändert. Der Zwed diefer Anordnungen ift jene 
Verbürgung, Ehrwürdigfeit und Stetigfeit der Verfaſſung. Die 
naturwüchſigen Berfaffungen tragen dieje in fich ſelbſt, den neu— 
gemachten jucht man fie aljo durch Gejeß zu verleihen. Es tft 
denn auch an ih und im Allgemeinen nichtd gegen ihre An— 
gemefjenheit einzuwenden. Aber unter den gegebenen Umständen 
oder in dieſer Art der Ausführung unterliegen fie Bedenken. 

Für's Erſte find Erihwerungen der Abänderung nur dann 
eripriehlich, wenn die Verfaſſung, jo wie fie ift, Erhaltung ver: 
dient; dagegen grade für diefe neuen, auf doftrinärem oder 
gar auf revolutionirem Wege entitandenen Verfaſſungen jollte 
die Abänderung weit eher erleichtert werden, um das viele 
Unpaffende, ja Verderbliche, das fie enthalten, — „den breiten 
Stempel ihres Urſprungs“ — bevor es feinen Schaden ans 
gerichtet, wieder ausjcheiden zu fünnen. Man bat die Er- 
Ihwerungen in der Periode von 1817 mit gutem Grunde 
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angeordnet, um dem Borwärtädrängen der politiichen Bewegung 
eine Schranfe zu ſetzen; jett aber gilt e8 weit mehr umgefehrt, 
einer heilenden Reaktion freien Yauf zu laffen. Für's Andere Jebt 
die förmliche Untericheidung der beiden Kategorieen immer eine 
Konſtitutions-Urkunde voraus, da außerdem gänzliche Unficherheit 
beftände, was fonftitutionelles Geſetz iſt, was nicht, fie firirt 
deßhalb die Form der Kodifikation des öffentlichen Rechts für alle 
Zeiten, und enthält von vornherein eine Herabſetzung des Her: 
fommens, ſelbſt wenn die wichtigften Verfaſſungsgrundſätze auf 
ihm beruhen, gegenüber dem gejchriebenen Rechte. Dieſes Be- 
denfen würde befeitigt, wenn die Erjchwerung der Abänderung 
nicht für die „Eonftitutionellen Geſetze“ als eine Kategorie, 
londern für beitimmte Geſetze oder beitimmt bezeichnete Ge- 
genſtände (3. B. Gejete, welche die Rechte der Krone und der 
Kammern oder der Kirche u. ſ. w. betreffen) ausgeiprochen 
würde, wofür England ja bereits ein Beilpiel bietet ($. 84 
Note). Ueberdieß wird der Zwed nur wenig erreiht. Man 
kann wohl Verfaſſungen oktroyiren, man kann ihnen aber nicht 
ebenſo auch die Ehrwürdigfeit und Stetigfeit oftroyiren. Dieſe 
fünnen ſie nur durch ihren Inhalt und deffen Bewährung im 
Yeben und darum verichteden je nach ihren Beftimmungen er= 
halten. So z. B. würde in Preußen der Antrag auf Abjchaf- 
fung des erblichen Königthums nicht an dem Erforderniß zwei- 
maliger Abſtimmung, jondern an dem jofortigen Ausbruche der 
Entrüftung Scheitern; dagegen der Antrag auf Aufhebung der 
ganzen Verfaffungs-Urfunde wurde 1852 und 1853 mit völliger 
Ruhe und Umficht debattirt. Möge man immerhin die Berfafjung 
rechtlich als eine „bloße Nummer im Gejetblatte" behandeln, in 
demjenigen, was wirklich die Ehrfurcht und Anhänglichfeit der 
Nation für fich hat, wird fie dennoch ihre Auszeichnung behaupten, 
und für das Uebrige find auch alle jene Kautelen vergeblich. 
IL. 2. 19 
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Was insbelondere die Beſtimmung anlangt, daß fein an— 
deres Geſetz der Verfaſſungs-Urkunde derogiren darf, jo it fie 
gegen das in der Natur begründete lebendige Ineinanderwirken 
der Geſetze, wonach das neue Gejeß unzählige Beziehungen zu 
den verjchtedenartigiten anderen Gejeßen hat, fie theilweiſe 
berührt, einſchränkt, anders artet. Sie ftellt deßhalb einerjeits 
dem Gejeßgeber die mißliche Aufgabe, das Verhältniß Des 
neuen Gejeßes zu dem betreffenden der V. U. das ſich im der 
Anwendung natürlich ergeben würde, künſtlich im Boraus zu 
formuliven, und iſt andererſeits eine Hemmung für Geſetze, 
deren dringendes Bedürfniß man erfennt, die man aber mit 
den Beitimmungen (befonders Sentenzen) der B. U. nicht jo 
leicht in ſyſtematiſche Einheit zu jeßen vermag”). Ueberdieß 


*) Die Sade, um die e8 fi handelt, ift diefe: Es heißt z. B. in der 
B.1.: „Die Gemeinden haben gewählte Obrigfeiten.” Nun joll in einem 
Gefet über die Gemeindeordnung für gewifje Gegenden das Amt der Erb- 
ſchulzen wiederhergeftellt werden. Da ſoll denn diefes Gejet nicht von 
jelbjt als (indirekte) Abänderung und Einſchränkung jenes Saßes der V. U. 
gelten, fondern als Widerfpruch gegen ihn und deßhalb gar nicht bejchlofjen 
werden dürfen, jelbft nicht unter den Bedingungen der Verfaſſungsabän— 
derung (zwei Drittel Stimmen oder wiederholte Abjtimmung). Sondern 
man müſſe, um es beſchließen zu dürfen, die Berfaffung in ihr felbft da- 
hin abändern, daß es ihr nicht mehr widerſpricht. Damit ftößt man ent- 
weder auf Schwierigkeiten, die mitunter kaum zu löfen find (z. B.: „Die 
Gemeinden und Provinzen haben gewählte Obrigfeiten, ausgenommen 
die Erbſchulzen in einigen Gegenden der Provinz X. und die Gemeinden, 
welche aus bloßen Tagelöhnern beftehen, und ausgenommen den jelbitftän- 
digen Antheil der Nittergutsbefiger an den Kreistagen”), oder man greift 
zu dem beliebten allgemeinen Vorbehalt, durch den die Anordnung jelbft 
nichtsfagend wird („Die Gemeinden und Provinzen haben gewählte 
Obrigfeiten. Ausnahmen beftimmt das Geſetz.“). In England 
dagegen unterliegt e8 gar feinem Anftand, durch ein neues Geſetz 3. B. 
das Schwurgericht für gewiffe Fülle zu befeitigen, ohne daß man deßhalb 
die allgemeine Zufiherung des Schwurgerichts in der Magna Charta umd 
Deklaration der Rechte abändert. — Den Grundjat von der Unzuläffigkeit 
indirekter Abänderung der V. U. habe allerdings ich jelbft am allererften 
und bevor noch irgend eine Anwendung vorlag, für Preußen ausgeſprochen 
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it man bet diefem Berfahren meiltens zugleich von dem Be— 
ſtreben geleitet, die Verfaſſungs-Urkunde als eine ungeſchichtliche, 
zeitlofe, in ſich geichlofjene feitzuhalten, während die übrigen 
Geſetze ſich lebendig veränderlich weiter bilden, wonad man 
denn Abänderungen der V. U. nicht als ein neues fonftitutio- 
nelles Geſetz, als Verfaſſungsnovelle erläßt, ſondern fie rück— 


(Sitzung der I. Kammer 29. Januar 1850), aber nicht aus politiſchem 
Prineip, ſondern nach der preußiſchen V. U. Für beftimmte Gefeße 
(©. 289) wäre er auch unverfänglid. Die Technif der Behandlung, die 
nad demjelben erforderlich ift, habe ich in dem Berichte zu dem Gefet 
über die Meinifterverantwortlichkeit (Situng 9. April 1851) ausgeführt. 
Es muß eben die Beftimmung des neuen Geſetzes, die gegen die Ver— 
faffung ift, und die Abänderung der Verfaſſung durch Eine Abftimmung, 
alfo gleichzeitig befehloffen werden. Viel weiter aber” geht noch die 
fonftitutionelle Partei (Sitzung 23. Febr. 1852). Sie forderte (in aus— 
drüclicher Bekämpfung meiner Behauptung der Gleichzeitigfeit), daß die 
Abänderung der B. U. vorhergehen müſſe, bevor ein ihr widerftreis 
tendes Geſetz auch nur debattirt werden dürfe Ob unter diefer vorher- 
gehenden Abänderung ein Akt der gefetgebenden Gewalt oder nur ein Be- 
Ihluß der betreffenden Kammer gemeint fey, blieb im Unflaren. Das Er- 
ftere allein ift das Folgerichtige. Denn jo lange die B. U. in Kraft ift, 
ſoll es ja ein Attentat feyn, ein ihr widerftreitendes Geſetz zu bejchließen, 
ja nur zu bevathen. Aber in beiden Fällen ift die Forderung unausführ- 
bar, weil man danach Gefahr läuft, eine Abänderung der Berfaffung zu 
votiren, ohne daß nachher auch das Geſetz, für defien Zweck und in deffen 
Borausfegung man fie votirt, die Annahme findet. Sch habe das im jenem 
Beriht an einem vorgefommenen Beilpiele nachgewieſen. — Uebrigens 
verfteht fih das von jelbft, daß, wo ein jpäteres Geſetz nicht bloß eine 
Beftimmung der B. U. abändert, jondern das betreffende Verhältniß 
normlos macht, gleichzeitig auch) für diefes wieder eine Norm gegeben wer— 
den muß. Wenn 3.B. die V. U. jagt: „Die Kammer befteht aus 90 Mit- 
gliedern, nämlich den Bürgermeiftern der 20 Städte u. |. w.“ und nad) 
der neuen Gemeindeordnung follen 5 Städte ihr Stadtrecht und ihre Bürger- 
meifter verlieren, jo muß gleichzeitig auch über die Mitglieder der Kammer 
eine Anordnung getroffen werden. Das müßte es aber auch, wenn jene 
Beſtimmung nicht in der V. U., fondern in einer bloßen Wahlverordnung 
ftände, folgt alfo allgemein aus dem gegenfeitigen Berhältniß der Geſetze, 
nicht aus dem bloßen PBerhältniffe zwifchen VBerfaffungs- und anderen 
Gefegen. Die Unmöglichkeit einer vorherigen Abänderung der V. U., 
bei der es noch ungewiß ift, ob nachher die Gemeindeordnung angenom— 
men wird, leuchtet auch an diefen Beiſpiel ein. 


19° 
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wärts in die Verfaſſungs-Urkunde ſelbſt hinein Forrigirt: „Die 
ss. 3—25 der V. U. find aufgehoben, an ihre Stelle 
treten folgende Beitimmungen." 


$. 86. 


Etwas ganz Anderes als die Untericheidung Fonftitutio- 
neller und anderer Gejeße in den bier bezeichneten Sinn iſt 
diejenige, welche die Revolution aufgebracht hat. Hier wird 
nämlich die Konftitution als der Urakt gedacht, durch welchen 
das Wolf den Staat jelbjt erit errichtet und feine Obrigfeiten 
und Gewalten einjeßt, und die anderen Gejeße als diejenigen, 
die dann erſt von diefen Obrigfeiten und Gewalten ausgehen. 
Sp bedeutet denn Konftitution nicht Grundgeſetz, Verfaſſungs— 
geſetz (Fonftitutionelles Gefeß), Sondern fonftituirendeß, di. 
ftaatserrichtendes Geſetz. Im dieſem Sinne ftellt man 
dann auch konſtituirende (d. i. ftaatserrichtende) VBerfammlungen 
den legislativen Verſammlungen entgegen. Es iſt das bie 
Ausführung der Naturrechtstheorte über die Errichtung des 
Staates: Eintritt in den bürgerlichen Zuftand aus dem Natur— 
Itande durch einen Vertrag Aller mit Allen. Nach diejer Unter— 
iheidung beruht die Konftitution auf einer ganz anderen 
Autorität als die übrigen Gefeße, dieje auf der Autorität 
der beitehenden Staatsgewalt (König, Nationalvepräjentation), 
jene auf der Autorität der Volksmaſſe, welche dieje jelbit erit 
einjeßt. Die Abficht der Untericheidung iſt darum auch eine ganz 
andere als dort: nicht dem Verfaſſungsgeſetz größere Dignität 
und Stetigfeit zu verleihen, fondeın dem Subjekte, welchem 
allein die Errichtung des Staates und Feftjeßung der Verfaſſung 
zukommt, dem Volke, fein Necht zu fichern. Und es leiten fich 
daraus auch ganz amdere Folgerungen ab als jene bloßen 
Erſchwerungen der Abänderung. Nämlich die Konftitution fol 
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nicht durch die beitehende Staatsgewalt, König und Landes- 
vertretung, abgeändert werden, Sondern nur durch das Volk, 
ſey ed in unmittelbarer Abjtimmung in den Primärverſamm— 
lungen, jey ed (bei abgeijchwächter Ausführung des Princiys) 
mittelft Abgeordneter, denen es dazu Inſtruktion mitgibt, oder 
die es wenigſtens befonders biefür wählt”). Sp forderte man 
es Shen im Gahter von Paris 1789, ebenſo in den ſpäteren 
Verhandlungen der Nationalverfammlung, ja jelbit die Roya— 
liſten beriefen fich auf dieſe Prineipien, um dadurch die Be— 
Ihlüffe der Nationalverfammlung zu vereiten (Maurice). 
Und umgekehrt joll für die Abänderung oder doch jedenfalls 
für die Errichtung der Konftitution das Volf nicht an Zuſtim— 
mung oder Wideripruch der beftehenden Staatögewalt gebunden 
jeyn, wie es Mirabeau in jeiner Rede über das Veto klar 
ausiprach, daß daſſelbe dem Könige nur für die Yegislation 
zufommen ſolle, dagegen die Verfaffung, welche das franzöſiſche 
Volk im Begriff fen fich zu geben, fünne, wie ſich von jelbit 
veritehe, nicht von einem Veto abhängen. Den gleichen Stand- 
punkt wie Mirabeau nahm die Eonftitutionelle Partei in der 
deutichen Nationalverfammlung ein. Sie gedachte dem Kaiſer 
für die fünftige Legislation ein Veto zu; aber für die Kon— 
ftituirung Deutſchlands erfannte fie fein monacchiiches Veto 
an. — Die Untericheidung fonftitutioneller und anderer Gejete 
in diefem Sinn ilt, wie einleuchtet, nichts Anderes als die 


*) So 3. B. nad) der Berfaffung Belgiens fann die gejetsgebende 
Gewalt (dev König umd die beiden Kammern) feine Veränderung im der 
Verfaſſung beichließen, fondern nur erklären, daß eine Beftimmung der- 
jelben der Reviſion bedarf. Iſt das erklärt, jo find die beiden Kammern 
ipso jure (de plein droit) aufgelöft, und erſt die neugewählten (die aljo 
die Wähler ad hoc mandiren) fünnen zufammen mit dem Könige durd) 
zwei Drittel Stimmen» in jeder Kammer die vorgefhlagene Abänderung 
beichließen. 
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Anwendung der Lehre von der Volksſouveränetät. Folgerichtig 
durchgeführt, tit fie deiwegen die Auflöfung des Staates, aber 
auch in der abgejchwächteften Durchführung, wie z. B. in 
Belgien, it fie doc) immer eine Verkündung des faljichen 
Princips, und dadurd ein Verderb der öffentlichen Gefinnung, 
dab die Staatsuntertbanen fich als ftantsfonftituirende Macht 
anfehen. Die Aufregung des Volkes bei Wahlen zu Fonitis 
tuirenden Verfammlungen (zu denen auch die für Reviſion 
oder Abänderung der VBerfaffung Berufenen gehören) bat ung 
in Deutichland die lebte Erfahrung gezeigt. 

Wenn nun gleich hiernach jene in den deutjchen Konitt- 
tutionen übliche Unterjcheidung der Verfaſſungs- und der ans 
deren Gejeße von diejer revolutionären Untericheidung völltg 
verichieden it, jo tft fie doch in Urſprung und Auffaflung 
nicht frei vom Einfluffe derjelben. Die Entrüftung über jede 
Abänderung und die jo weit gefteigerte Forderung, dab vor— 
her das Grundgeſetz geändert jeyn müſſe, bevor ein abweis 
chendes Geſetz beichloffen werden kann, ift Doch bewußt oder 
unbewußt mit von der Theorie beftimmt, dab die Konititution 
den Staat errichte und deßhalb ganz anderer Art jey ald an— 
dere Gejeße. Dem Allen gegenüber erjcheint es doch als ein 
Vorzug, wenn, wie in England, gar fein förmlicher Unterſchied 
beiteht zwiſchen fonftitutionellen und anderen Gejeßen. Es 
wird dadurch das wahre Verhältnib klar berausgeftellt, daß 
der Staat eine uriprüngliche und in fich geichloffene Inſtitution 
ift über. dem Bolfe, und die Stantögewalt, als eine und die— 
jelbe nur auf fich ſelbſt ruhende Autorität, alle Geſetze gibt, 
die über die anderen Zuftände wie über die Verfaſſung, d. i. 
jogar über fich felbit. 
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SHOT; 

Fir den Staatenverein (Staatenbund, Bundesstaat) ift 
die Untericheidung von Eonftituwirenden und anderen Gefeßen, 
fonftituivender und legislativer Verſammlung, völlig am Orte 
und dort (in Amerika) ift fie auch geichichtlich zuerft entitanden. 

Der Stantenverein wird gebildet durch Staaten, die ur- 
Iprünglich ſouverän find, und auch nachher noch bis zu gewiffer 
Gränze jouverän, der Bundesgewalt ununterworfen bleiben. 
Er iſt darum nicht wie der einfache Staat ein urjprüngliches 
und nur auf fich ſelbſt beftehendes Ganzes, ex tft wirklich 
durch vertragsmäßigen Zufammentritt (zwar nicht der Indi— 
viduen aber der Staaten) und durch das Bundesgejeß (Unions— 
afte) exit errichtet. Beim Staatenverein it es darum wirklich 
ein anderes Subjekt, auf deffen Autorität die Bundesverfaflung 
und auf deſſen Autorität die von dieſer ausgehenden Gejete 
ruhen, jene auf der Autorität der ſouveränen Staaten, dieſe 
auf Autorität der Bundesgewalt. Es fann darum nah Recht 
und Natur der Sache die Bundesverfaffung nicht abgeändert 
werden durch die Bundeögewalt, jondern nur durch die unab- 
hängigen Staaten, welche fie errichteten. Namentlich Abän— 
derungen, durch welche die Bundesgewalt weiter auögedehnt, 
die Selbititändigfeit der Einzelftanten weiter eingejchränft wer- 
den ſoll als bis zu der Gränge, in welche fie bei Errichtung 
des Bundes gewilligt, fünnen unmöglich dev Bundesgewalt zu— 
jtehen. Für den Staatenverein tft ed Daher angemefien, ja 
nothwendig, dat Abänderungen der Bundesverfaffung nur durch 
Zuftimmung aller betheiligten Staaten, johin in konſtitui— 
vender nicht in legislativer Weile, gegeben werden *). 


*) So z. B. in Deutſchland beſchließt (beſchloß) die Bundesverſammlung 
in konſtituirender Weiſe, d. i. nur auf Einhelligkeit aller Staaten, wo es 
ſich um Grundgeſetze, jura singulorum, Religionsangelegenheiten, organiſche 
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Die Unterjcheidung zwiſchen fonftituivenden und anderen 
Gejeten, fonftituirenden und legislativen Verſammlungen bat 
alfo ihre Wahrheit allein für völkerrechtliche (internationale) 
Berhältniffe. Indem man fie in Frankreich für die innere 
Staatsverfaffung anmendete, machte man eben damit jeden 
Franzofen zum fouverinen Staat und Franfreih zu emer 
völferrechtlichen Union diefer zwanzig Millionen Franzoſen. 


Sechſtes Rapitel. 


Der Berfafiungs-Eid und die Heilung deftruftiver 
Berfafjungen. 


$. 88. 

Eine Verbürgung der gejeßlihen Drdnung im Staate 
befonders durch diejenigen, von denen ihre Aufrechthaltung ab— 
hängt, Liegt im natürlichen Bedürfniß, und hat deßhalb von 
jeher beftanden. Dahin gehören die urfundlichen Beftätigungen 
der Yandesfreiheiten beim Negierungsantritte, die Berficherung 
bei füritlihem Wort und Ehre. Der Eid tft nur der Gipfel 
unter dieſen Verbürgungen. Diejen Eid bejonders auf das 


Bundeseinrihtungen und gemeinnützige Anordnungen (als durch welche 
gleichfalls eine neue Einfhränfung der Souveränetät eintritt) handelt, über 
alle anderen in legislativer Weile, d. i. durch die rdnungsmäßige Stim- 
menmehrheit. In Nordamerifa, wo der Staatenverein mehr den Trieb 
nad) der Einheit hat, wurde der Grundfag in etwas ermäßigt aber doc) 
auch feftgehalten. Für Abänderungen der Unionsverfaffung muß fchon der 
Antrag von zwei Drittel Stimmen in beiden Hänfern des Kongreffes oder 
von zwei Drittel der gejegebenden Körper der Staaten ausgehen, und 
bedarf es, um fie zum Gejeß zu erheben, der Genehmigung von drei 
Viertel der Staaten (in ihren gefetgebenden Körpern oder befonders dazu 
berufenen Berfammlungen). Das gleiche Stimmrecht der Staaten im 
Senat aber ift dev Bundesgewalt gänzlic entzogen. 


6. Kapitel. Der Berfaffungs-Eid u. d. Heilung deftruft. Verfaffungen. 297 


Grundgejeß zu leiften, ijt unter allen den Auszeichnungen, die 
man demfelben wor anderen Gejeten zugumenden pflegt, ſicher 
die umverfänglichite. Denn mittelbar jchlieht das ja die Beob— 
achtung aller anderen Gejeße ein, und ftellt fi) im Leben 
überall dabei die Bedeutung heraus, daß man vor Allen die 
Drdnung der Autoritäten, von welchen die Geſetze ausgehen, 
und demzufolge auch die von ihnen ausgegangenen Gejeße 
nicht verlegen wolle. Das iſt unftreitig der Sinn des auf die 
Geſetze überhaupt geleiteten Eides in England, da der 
König ſchwört, er wolle „das Volk dieſes Königreichs nach den 
im Parlament vereinbarten Statuten und nach den 
Gejegen und Gewohnheiten defjelben (d. i. des Königreichs) 
regieren." Und gewiß feinen anderen Sinn hat der auf die 
Verfaſſung allein geleiftete Eid, der in deutichen Staaten 
nad) neuen Konftitutionen geletitet wird. Selbit die Frage, 
ob man die Verfafjungs-Urfunde oder die Berfailung 
beichwöre, it im rechtlichen Erfolge niht von Belang, wenn 
anders die Verfaſſungs-Urkunde auch das ältere Necht, jo weit 
es nicht durch ſie beionders aufgehoben iſt, al$ fortdauernd 
anerfennt. Denn in welhem Verhältniß diefe Urkunde zu den 
anderen Theilen der Verfaſſung ftehe, beitimmt fich in beiden 
Fällen nothwendig nad ihr ſelbſt als dem oberiten oder doc) 
dem neueſten Gejeße. Die Verfaſſung im Ganzen und nicht 
bloß die Urfunde zu beichwören, hat nur das Intereſſe, daß 
man nicht jener Mißdeutung Raum gebe, ald wenn das Necht 
nur in und fraft der Urkunde beitände ). 


*) Es ift das befanntlich ſeit 1849 ein Parteiftreit in Preußen. Von 
der einen Seite wird mit Nachdruc geltend gemacht, daß man nicht die 
Berfaffungs-Urkunde, fondern die ganze Verfaſſung (alfo auch ältere ftän- 
diſche Rechte u. dgl.) beſchwöre, von der anderen (der liberalen) Seite wird mit 
demfelben Nachdrude dem widerſprochen. Sch äußerte gleich) am Beginne 
des Streites, daß er die Bedeutung, die man ihm beilegt, gar nicht hat, 
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Dem älteren Typus entipricht ed, daß nur der Fürft den 
Eid auf die Verfaffung leiftet, das Land dagegen dem Fürften 
Treue und Gehorſam ſchwört. Der Staat ericheint hier ald Band 
gegenfeitiger perlönlicher Nechte, daher verfichert das Yand dem 
Fürften feine Hoheit, der Fürft dem Lande ſeine Rechte. So beichwor 


und daß der Grund, ans welchen die Konfervativen den Eid auf die Ver— 
faffung mit gutem Gewiffen und ohne Widerſpruch gegen ihr politifches 
Glaubensbekenntniß leiften fünnen, nit daran liegt, daß man die ganze 
Berfaffung und nicht bloß die Urkunde beſchwört, jondern vielmehr dariı, 
daß man nur die Gefeße der Berfaffung, nicht aber ihre wirklichen oder 
vermeintlichen Tendenzen und Motive beſchwört (Situng der I. Kammer 
vom 17. Dez. 1849 u. 29. San. 1850). Der Erfolg hat das, wie mir 
jcheint, beftätigt. Als ſpäter (1850) über die Nechtmäßigkeit der Wieder- 
herftellung der Kreis: und Provinzialftände verhandelt wurde, deren die 
Urkunde nicht erwähnt, da wäre der Fall der Anwendung gegeben ge- 
wejen, ob diejelben mit zu der beihworenen Berfaffung gehören oder nicht. 
Dennod war dieß bei jener Verhandlung ohne Einfluß. Sondern die 
Entſcheidung konnte nur darin beftehen und wurde auch von beiden Par- 
teten nur darin geſucht, ob die Urkunde von 1850 die früheren Provinzial- 
ftände aufgehoben habe oder nicht. Im erfteren Falle konnte es nicht 
helfen, daß man auch fie als Theil der preußischen Verfaffung mit be- 
ihwor, denn die Berfaffung von 1850 blieb immer das neuere und 
ftärkere Gefeß; im letteren Falle beftanden fie zu Necht, aud) wenn man 
nur die Urkunde beichworen hatte, grade nach diefer jelbft, da fie die älteren 
Gefege beftätigte (Art. 109). Nur in dem Falle, wenn die eine Partei 
behauptet hätte, die Urkunde von 1850 hätte jelbft — ſey es im Ganzen 
oder in einigen Punkten — nicht erlaſſen werden dürfen wegen des ent- 
gegenftehenden Rechts der Provinzialftände, d. h. fie habe dieſe allerdings 
aufgehoben oder hätte fie nicht aufheben dürfen, würde ſich die Sache an— 
ders geftellt haben. Dann aber hätte es nicht genügt, den Berfaffungs- 
Eid auf die ganze Berfaffung aud außerhalb der Urkunde zu erftrecden, 
fondern es hätte der Eid auf die Urkunde von 1850 felbft als auf eine 
unrechtmäßig erlaffene überhaupt nicht geleiftet werden dürfen. — Wo 
num aber in einem Staate die Charte das öffentliche Necht außer ihr für 
aufgehoben erklärt, da allerdings ift ein diametraler Gegenſatz zwiſchen 
dem Schwur auf die ganze (gefchichtlih überfommene) Berfaffung und 
dem Schwur auf die Charte. Da ift e8 aber eben deßhalb nicht möglich, 
die Charte als einen Theil der Berfaffung zu beſchwören, jondern man 
beihmwört entweder die ganze geſchichtlich überkommene Berfaffung mit 
Ausſchließung der Charte, oder aber die Charte mit Ausichließung dieler 
Berfaffung. 
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im dentichen Neiche nur der Kaiſer die Wahlfapitulation und die 
Nechte des Neiches, und die Reichsſtände, und zwar nur diejenigen, 
welche ein Neichslehen hatten, Ichwuren ihm den Eid der Treue. 
Sp beitätigte in den deutichen Territorien nur der Fürſt die 
Derfalfung (Landesfreiheiten), das Land dagegen leiftete die 
Huldigung. In eben diefem Sinne wird noch jetzt in England 
die Verfaffung (die Gefeße) nur vom Könige beichworen, nicht 
von Unterthanen, Beamten, Parlamentömitgliedern. Dieſe leiten 
vielmehr den AllegianzEid. Wie es nun aber ein wirklicher 
Fortſchritt it, den Staat ald eine gemeinfame höhere Drd- 
nung und Aufgabe über Fürſt und Volk zu erkennen, jo tit es 
angemefjen, dab jett auch Yandesvertreter, Beamte, Unter: 
thanen nächſt der Treue und dem Gehorſam gegen den Fürften 
zugleih die Beobachtung ‚ver Verfaſſung geloben*). Dieſer 
Eid auf die Verfaffung enthält nun allerdings eine Einſchrän— 
fung des Huldigungs-Eides — wehhalb auch das Militär ihn 
nicht Leisten Soll —; allein nicht anders als auch der ältere 
Huldigungs-Eid in den deutichen Territorien (und nod) jet in 
England) fie ftillichweigend enthält durch die Beziehung, in 
welcher immer die Huldigung zu der landesherrlichen Beftätigung 
der Freiheiten ftand. Er gibt denn auch den Schwürenden 
feinesweges eine andere Stellung zur Verfaffung als te ohne— 
dieß in ihrem Berufe liegt, alfo namentlich den Beamten nicht 
das Necht zur Beurtheilung der Berfalfungsmäßigfert über 
dem Fürſten oder ihrem Vorgeſetzten (d. folg. Kap.). 


*) Daß die Reichsfammergerichtsmitglieder beſchworen, nad den 
Reichsgeſetzen wie auch den betreffenden ländlichen Ordnungen „zu rich— 
ten“, liegt in der Natur des Nichtereides; dagegen kann man e8 als einen 
Uebergang zum neueren Berfaffuggs - Eid der Beamten anfehen, daß die 
Neihshofräthe beihworen, ... „neben den gemeinen befchriebenen Rechten 
die kaiſerliche Wahlfapitulation .... in aht zu nehmen .... und Ihrer 
Majeftät das beit und mitglichfte zu rathen.“ 
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Wenn hiernach der Verfaffungs- Eid überhaupt gerecht- 
fertigt ift, fo ift Damit doch noch nicht der Eid auf jedwede 
Berfaffung gerechtfertigt, namentlich nicht auf Verfaſſungen, 
wie fie in neuerer Zeit meilt gegeben wurden. Wenn ehedem 
der Fürſt die alten oder die eben exit bewilligten Yandesfrei- 
heiten beichwor, fo war das ohne alles Bedenken. Cr fonnte 
unfehlbar feinen Schwur halten, wenn er es nur gewifjenhaft 
wollte. Nicht jo aber verhält es fich bei Verfaſſungen, welche 
dem Staat auf einmal eine völlig neue Geftalt nach neuer 
Lehre geben, einem bis jeßt nicht gefannten und nicht be— 
währten Elemente die überwiegende Macht verschaffen. Sie 
find ein bloßes Experiment, von dem fein Menſch weiß, ob 
es gelingen werde. Insbeſondere gilt das von DVerfaffungen, 
welche die Kopfzahlwahlen, die jährliche Steuer- und Budget— 
verweigerung der Kammern, das unbegrängte Vereins» und 
Rerfammlungsreht und ähnliche Beltimmungen enthalten. 
Man bat feine Sicherheit dafür, dab mit einer vadifalen Volfs- 
vertretung und unbegrängten individuellen Freiheit noch ein 
Staatöwejen vereinbar jey, jondern eher für das Gegentheil. 
Es ift aber gegen die Gotteöfurdyt, Gott zum Zeugen und 
Rächer für eine Verbindlichkeit aufzurufen, für die man jchon 
im Augenblicke der Uebernahme zweifelhaft tft, ob man fie 
werde erfüllen fünnen. Se weniger Bürgfchaft für Ordnung 
und DObrigfeit eine Verfaſſung gewährt, deito mehr ift ed Ver— 
mefjenheit, fie beſchwören zu laffen. Das Vernünftigfte und 
Sittlichite, was von der Revolution feit 1789 bis jetzt geichah, 
it, dab man die WVerfaffung von 1848 — den Präfidenten 
der Republif ausgenommen — von Niemandem beſchwören 
ließ. Welch eine Unzahl von Eidbrüchen ift dadurch evipart 
worden! 
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Iſt aber eine jolhe Verfaſſung dennoch beichworen, fo 
ſteht auch fie unter der Heiligkeit des Eides gleich jeder an- 
deren. Die Unbeiljamfeit einer Berfaffung macht fie nicht 
ungültig, daher auch den Eid auf fie nicht unverbindlich. Wenn 
ſie anders ſonſt zu Necht beiteht, kann fie, auch unbejchworen, 
nicht umgeltoßen werden ohne Nechtöverleßung, und jo fie be- 
ſchworen iſt, überdieß nicht ohne Eidesbruch. Es iſt eine irrige 
Lehre, nach welcher der Eid auf Verfaſſungen, wie fie das 
Jahr 1848 erzeugte, unverbindlich ſeyn ſoll, weil jte Gottes 
Gebot und Ordnung („den Pflichten gegen Gott“) wider: 
jtreiten. Denn es gibt fein unmittelbares und unbedingtes 
Gebot Gottes über VBerfaffungsformen. Wenn gleich die po- 
litiſchen Wahrheiten in Gottes Gebot und Drdnung gegründet 
find und ihre Verlegung im Jahre der Nevolution aus gottwidri= 
gen Gefinnungen — Unglaube, und Unluft des Gehorjams und 
der Zucht und der Unterordnung — hervorging, jo tft doch 
immer ihre Erkenntniß vermittelt durch menjchliche Auffaffung, 
und ihre Anwendung bedingt durch die Beichaffenheit der Zu— 
ſtände. Es ſteht nicht in gleicher Weiſe gejchrieben: ihr ſollt 
nicht Kopfzahlwahlen, jährliche Steuerverweigerungen, Theilung 
der legislativen und exekutiven Gewalt haben, wie geſchrieben 
ſteht; „ihr ſollt nicht falſche Götter haben, ſollt nicht morden, 
ehebrechen“ u. ſ. w. und dieſelbe politiſche Einrichtung kann in 
Amerika rechtmäßig und gut, und in Europa empöreriſch und 
zerſtörend ſeyn. Darum iſt es Sünde, eine ſolche Verfaſſung 
einzuführen, aber nicht Sünde unter ihr zu leben, und beſteht 
eine Pflicht, mit allen zuſtändigen Mitteln auf ihre Abänderung 
zu wirken, aber nicht eine Befugniß gegen Recht und Eid ſie 
zu beſeitigen. Der Beruf der Obrigkeit geht nicht weiter, als 
ihr Recht, ihre geſetzliche Gewalt geht. Ueberdieß würde bei jener 
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Lehre auch ferne Gränze zu finden jeyn, wo eine Verfafjung 
Gottes Gebot gemäß und daher bindend ſey. Kopfzahlwahlen, 
preußiiche Vermögenstlaffen, halbitändiiche Verfaſſung vor 1848, 
Haller Gent’iches Ständeſyſtem — desgleichen echte der 
Kammern in engliichzbelgiicher Weiſe, in der Weiſe der Deutichen 
Konftitutionen von 1817, bloß berathende Kammern, gar Feine 
Kammern — wo ilt, wo beginnt bier die Gottgemäßheit? 
Kann man feine Verfaſſung als em Dogma allgemein vor- 
ichreiben, fo fann man auch feine als ſchlechthin ketzeriſch für 
unverbindlich erklären. Wohl may im außerften Fällen, da die 
Verfaſſung zu Anarchie, Unmöglichkeit aller Regierung, Gefahr 
des Unterganges nach außen oder innen geführt hat, der Fürſt 
nad dem oberiten Gejeße der Selbiterhaltung des Staates zur 
einfeitigen Aufhebung derjelben fich gedrungen finden, wo denn 
auch meiftens Schon Eides- oder Treubruch von der anderen 
Seite vorausgegangen ift. Aber da geichieht es Doch nur auf 
den wirklich eingetretenen Erfolg der Verfaſſung, nicht auf das 
Urtheil über ihre Beichaffenbeit an fich und nach bloßer, wenn 
auch noch jo trefflicher politischer Lehre, und geichteht als ein 
Nothſtand und niemals ohne Wunde des Gewilfens, nicht als 
Anwendung eines planen fittlichen Grundjaßes*). 


*) Die Eidesverlegung bei Aufhebung einer Berfaffung dadurd gut 
zu machen, daß der Fürſt vorher einen öffentlichen Bußakt begehe für die 
Sünde, eine ſolche Berfaffung zugeftanden zu haben, ift fein genügendes 
Auskunftsmittel. Es muß ſchon Bedenken erregen, daß das ein Mittel 
iſt, deſſen man ſich nad) perfünlihem Ermeſſen aud) zur Löfung von wohl- 
begründeten VBerbindlichfeiten bedienen Fünnte. Aber das Mittel an fich 
beruht auf einer ungenügenden Auffaffung dev Buße Buße ift nicht das 
bloße Eingeftändniß begangener Sünde, fondern auch die innerlihe Durch— 
drungenheit von diefer Erfenntniß und damit die Entichloffenheit, die Folgen 
der Sünde für fich jelbft willig zu tragen und in der Welt durch An— 
ftrengung und Aufopferung zu befeitigen. Ein Fürft, der eine vadifale 
Berfaffung befhworen hätte und dafür wirklich Buße thäte, müßte die 
Buße nicht durch ein Öffentliches Bußſchauſpiel bethätigen, ſondern dadurch, 
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Die Schäden der aus der Nevolution hervorgegangenen 
Berfaffungen find daher nur durh Abänderung (bez. Auf- 
bebung) aufgejeglihbem Wege zu beilen. 

Dieje aber hat — auch bei beichworener Verfaſſung — 
fein Hinderniß und Feine Gränze. Sie verlett nicht die über- 
nommene Verbindlichkeit und den auf fie geletite- 
ten Eid. Denn Ste tft nicht gegen die Verfaſſung, jondern 
gemäß der Verfaſſung, und wo Alle, die über die Berfaffung 
des Landes zu beftimmen ein Recht haben (König und beide 
Kammern) einveritanden find, kann feine Verbindlichkeit verleßt 
ſeyn. — Sie verlett nicht die Pietät gegen die Ver— 
faſſung als ſolche. Denn Pietät ſchuldet man nur Rechts— 
verhältniffen und fittlichen Banden, nicht aber einer Urkunde, 
Nie fie jelbit nur etwas äußerlich Juriſtiſches tt, steht 
fie auch nur unter äußerlich juriltiichen Rückſichten. Dem In— 
halte nady aber kann eine Verfaſſung nicht Gegenitand der 
Pietät jeyn, deren Weſen es grade tit, rückſichtslos gegen alles 
Beſtehende und deſſen Ehrwürdigfeit den Staat nad jebigem 
Plane der Menfchen völlig umzuordnen, die jelbit ganz und 
gar auf die Impietät gebaut it. — Gejeßmäßige Abände- 
vung verlegt auch nicht die Treue gegen das Volk; denn 
die Verfaffung iſt nicht eine Zuficherung an das Volk außer: 


daß er in fteter Sammlung unter innerlichem Gebet fein ganzes Thun 
und Streben daran wendete, die Schäden der Berfafjung allmählich auf 
loyalem Wege zu befeitigen. Durch das Beiſpiel tadellofen Wandels und 
gewifjenhafter Erfüllung der Negentenpflichten, durch Erprobung eines 
Sinnes, der an Gott gebunden nicht nach menſchlichem Beifalle fragt, durd) 
Nachdenken und Sorgfalt in Maaßregeln und Wahl der Diener foldem 
mühevollen Werke nachzuringen, ıimverdroffen durch Schwierigkeiten und 
Bereitelungen, das wäre wahre Buße. Das aber ift nicht eben Buße, 
eine bejchworene Berfaffung, jo leicht als fie durch einen Federzug gegeben 
worden, ebenſo leicht wieder durch einen Federzug zu befeitigen. 
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halb feiner. gefeßlichen Bertretung und die Treue gegen das 
Volk gebietet die Heilung, nicht die Erhaltung ſchädlicher Ein— 
richtungen. — Sie verlet endlich nicht die Redlichkeit 
gegen die der Verfafjung ergebene Partei, indem 
fie nad) einer engegengejeßten Tendenz geht ald die bei der 
Einführung war. Denn die Berfalfung iſt ein Geſetz und nicht 
ein Friedensichluß der Parteien über zu befolgende Tendenzen, 
die Nedlichfeit verbindet Daher nur zu ihren Anordnungen, nicht 
zu ihren Tendenzen, und diejelbe Freiheit, welche die Damals 
übermächtige Partei hatte, ihre Tendenz bei Einführung der 
Verfaſſung zu verfolgen, dieſelbe bat auch die andere Partei, 
die jeßt an der Macht iſt, bei der Abänderung ihre entgegen— 
gejete zu verfolgen. — Wie demnach die geſetzmäßige Abän— 
derung der Verfaſſung keinerlei Nücficht der Pflicht verleßt, 
jo auch verftößt fie feinesweges gegen die politiſche Weis— 
heit, daß man Grichütterung des öffentlichen Rechtsbewußt— 
ſeyns meide, und die „junge zarte Pflanze erit Wurzel ſchlagen 
laſſe.“ Denn Erihütterung des Rechtsbewußtſeyns wirft nur 
die Abänderung der gejchichtlich gebildeten altbefeftigten Ord— 
nung, nicht die Abänderung einer neuen fünftlichen Konftituirung 
des Staates, am allerwenigiten wenn fie grade auf Wiederher— 
ftellung der alten naturgemäßen gejchichtlichen Ordnung gebt. 
Das Ausbrechen der natürlichen Zähne erichüttert, die fünftlich 
eingejeßten fann man ohne Erichütterung wieder ausnehmen. 
Noch aud wird ſolche neue Konftitution mit der Zeit jelbit 
Wurzeln Schlagen gleich der, welche fie verdrängt. Es liest 
nicht in dem Unterjchiede von Alt und Jung, jondern im 
Unterichiede von Naturwüchſig-Geſchichtlich und Gemacht. Ein 
Pfahlwerk may nod) jo lange ftehen, es wird nicht zum Walde. — 
Die einzige wirkliche Schranfe der Abänderung find die er— 
worbenen Nechte, welche die neue Konftitution begründet hat. 
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Doch darf man dabei nicht die Freiheiten und Fähigkeiten, die 
bloß im Charakter der öffentlichen Einrichtungen und politi— 
ſchen Grundſätze ohne beſtimmte Zuſicherung an beſtimmte 
Betheiligte angeordnet ſind, als erworbene Rechte anſehen. 
So iſt es namentlich eine irrige Auffaſſung, daß das allge— 
meine Stimmrecht und vollends das gleiche Stimmrecht aller 
ſelbſtſtändigen Landes-Einwohner als ein erworbenes Recht 
nicht aufgehoben werden könne. 

Die Abwehr jeder Abänderung aus reiner Konſtitutions— 
Ehrfurcht, wie ſie der eigenthümliche Zug der Feuillants 
(amis de la constitution 1791) war, beruht auf der irrigen 
ſittlichen Auffaſſung, die menſchlich gemachte Urkunde als ſolche 
ſtatt der in der Natur gegründeten Bande für das Heilige zu 
halten, und auf der irrigen politiſchen Auffaſſung, daß es nur 
darauf ankomme, eine was immer für welche geſetzliche Ord— 
nung im Gegenſatze zu arbiträrer Gewalt des Fürſten zu ha— 
ben, endlich auf der thatſächlichen Täuſchung, daß man eine 
Konſtitution, wie ſie immer ſey, wenn man nur wolle, behalten 
könne. Letztere Täuſchung war bei dem erſtmaligen Verſuche 
1791 natürlich, und die Konſtitutions-Ehrfurcht der Feuillants 
auch gewiß aufrichtig gemeint. Sie vertheidigten die Verfaſſung 
gegen alle Parteien. Jetzt iſt das Programm der heilig un— 
abänderlichen Verfaſſung meiſt nur ein Vorwand, die liberale 
Errungenſchaft gegen die monarchiſch-konſervative Strömung 
zu ſchützen, und würden die Anhänger deſſelben zu Abände— 
rungen der Verfaſſung für Durchführung des liberalen Princips 
willig die Hand bieten. 

Die geſetzmäßige Abänderung bietet aber ſelbſt wieder 
verſchiedene Weiſen: Die ganzlihe Aufhebung der Kon— 
ftitution (auf gejeglichem Wege) iſt freilich da geboten, wo 
diejelbe völlig den Grundſätzen der Revolution verfallen ift. 

1.2 20 
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Sp z. B. mit der von 1791 wäre nichts Anderes zu thun 
gewejen. Außerdem fragt es ſich aber, ob überhaupt auf 
Landesvertretung und die unter den Schuß derjelben geitellten 
Garantien verzichtet werden ſolle, und dieſe Frage fällt unter 
die Beurtheitung der abjoluten Monarchie (ſ. d. betr. Kap.). 
Die Reviſion der Verfalfung, d. i. die wiederholte Disfuf- 
fion der ſämmtlichen Artikel zum Zwede der Heilung oder 
Verbefferung iſt eine Kontrefodififation, daher jo un- 
rathſam als die erite Kodififation. In eben dieje Kategorie 
gehört aber auch der Plan, die Konftitution durch Einen legis- 
lativen Akt in einzelne Zuficherungen (Yandesfreiheiten) um: 
zuwandeln. Die richtige Weile der Heilung ift daher die 
Abänderung im Einzelnen, wo das Bedürfniß fühlbar 
ilt, und darunter insbejondere die „gelegentlihe Abän— 
derung”, d. 1. die hervorgerufen wird, um ein als nothwendig 
erfanntes Specialgefeß erlaſſen zu können. 


Siebentes Kapitel. 
Den era — 


Sa 

Die Staatsäimter find dem Fürſten theils Rath, theils 
Mittel der Ausführung bez. der Verjorgung der öffentlichen 
Zuftände unter ihm, und fie find Das nicht als bloße perjön- 
liche Gehülfen deffelben („in partem sollieitudinis ejus vocati“), 
ſondern als die anftaltlichen Glieder des Staates, deſſen oberites 
herrſchendes Glied der Fürſt ſelbſt it. Denn der Fürſt als 
Souverän gewährt nur die Macht der oberiten Entſchließung, die 
innerſte Perjönlichkeit des Staates, die Aemter dagegen gewähren 
die Kräfte der Einficht und Sachverftändigfeit, in dem Gemein- 
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weſen ſelbſt als Drgane ausgebildet, um die rechte Entihliegung 
zu finden und fie zur ſpeciellen Berwirklihung zu bringen, auf 
daß den verichtedenen Verhältniſſen ihrenothwendige und geregelte 
Pflege werde. Als folche ergänzen fie den Fürften zur vollitän- 
digen Staatsherrichaft, aber nicht in abgetrennter Weiſe, daß 
der Fürſt nur das Anſehen und die Sanktion, fie Dagegen die In— 
telligenz und damit den Inhalt der Herrichaft gewährten, jondern 
in organtjcher Durchdringung nur feine Intelligenz erweiternd; 
denn ohne eigene Einficht kann ja der Souverän nicht den Rath 
der Beamten prüfen umd fich enticheiden. Deßhalb find der Fürft 
und jeine Beamten zuſammen die Eine ungetheilte „Negierung” 
(Gouvernement). Der Fürft ift der oberſte Herricherwille im 
Staate, die Beamten (Nichter ausgenommen) fünnen deßhalb 
nur nad) jenem Befehle tyätig jeyn und müſſen dieſem, wollen 
fie anders im Amte bleiben, gehorchen. Aber wie die Ergänzung 
durch Beamte im organiſchen Baue des Staates liegt, jo iſt 
aud der Fürit wieder an ihre VBermittelung gebunden. Gr 
fann in der ausgebildeten Verfaffung nicht anders als nad) 
Vernehmung des Rathes der Beamten (Minifter, Staatsrath) 
und nur durch das Medium verjelben, d. i. durch Befehl au 
das geeignete Amt, vegieren, er kann es eben nur als Souverän, 
nicht als Privatherricher. So hat denn namentlich der Grundſatz 
der nothwendigen Miniſterkontraſignatur die Bedeutung, nicht 
bloß gegen die Berleßung der Verfaſſung, jondern nicht minder 
auc gegen umberatyene Entichlüffe des Fürſten und gegen 
Unordnung im Gebrauche der Verwaltungsorgane (unmittelbare 
fürftliche Befehle an untergeordnete Yemter) zu wahren. Auch 
in den nicht Eonititutionellen Staaten iſt deshalb die Kontra— 
fignatur Nechtöform geworden um der lebteren Bedeutung 
willen. — Die Aemter fteheh denn zu dieſem Zweck in einer 
Stufenfolge der Ueber: und Unterordnung und in einer Ver: 
20° 


308 II. Abſchn. Die Berfaffung des Staates. 


theilung nad) Bezirken, Geſchäftsmaſſen und nad) Gejchäfts- 
zweigen als eine ineinandergreifende Gliederung, deren oberite 
beherrjchende Einheit eben der Fürſt tft. 


$. 98. 


Die Beamten find demgemäß fürftliche Diener; denn 
fie find nur Drgane des ſouveränen Willens, und find dem 
Fürften zu perfönlichem Gehorfam und Treue verpflichtet. Allein 
fie find nicht jene perfönlichen Diener, Jondern Diener dejjelben 
als Souveräns, alſo jo weit er mit dem Staat identisch ift 
($. 71), jobin Staatödiener. Dieß ift es, was Haller 
und feine Schule beitreiten. Nac ihrer Auffaſſung find die 
Beamten bloß fürftliche Diener, unterfcheiden fich daher von 
den Hofdienern oder den Privatbedienten des Fürften nur da= 
dureh, dal der Finft dem Einen diefe, dem Anderen jene 
Arbeit (Eriterem die Sorge für die Polizey u. ſ. w., Letzterem 
für Stall, Küche, Feſte) zugetheilt hat, ähnlich wie in dem 
Hauſe eines Bangquiers dev Kuticher und der Buchhalter. Von 
einer anderen Verpflichtung kann danach auch feine Rede jeyn 
als von der gegen den Willen des Fürſten, und das Geſetz 
kann für fie feine andere Bedeutung haben als die einer Dienft- 
inſtruktion, die ihnen der Fürft gibt. In Wahrheit aber dienen die 
Deamten dem Fürjten als organische Glieder des Gemeinwefens, 
defjen Gedanfe ein Höheres iſt auch über dem Fürften, daher. 
nicht für jeine privaten Bebürfniffe und Zwecke und nach feinem 
Privatwillen, jondern für das Beſte des Gemeinwejens und 
nach) dem Geſetze deſſelben. Wie der Wille des Souveräns 
und das Geſetz zufammen die oberfte Macht im Staate find 
($. 53), To und in demfelben Berhältniffe find die Beamten 
auch Beiden zugleich dienftbar. Das Gejeß namentlich haben 
fie jowohl ohne bejonderen fürftlihen Befehl unmittelbar in 
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einem weiten Bereich ihrer Amtsthätigfeit anzuwenden, als 
auch gegen fürftlichen Befehl zu vertreten, und zwar je nach 
ihrer Stellung durch Nemonftration, Verweigerung, Abdanfung. 
Denn der einzelne untergeordnete Beamte ift zwar zuleßt nad) 
dem Prineip der Subordination zur Befolgung verpflichtet, 
aber der Organismus der Nemter ald Ganzes, daher in feinen 
oberiten Gliedern, wie er eine Ergänzung des Souveräns ift, 
jo muß er auch eine (negative) Selbitftändigfeit gegen ihn, eine 
Pflicht der Weigerung haben, wo Gejeß und Necht verleßt 
werden follen. Solche Verpflichtung der Beamten auf das 
Geſetz befteht überall von ſelbſt). Eigenthümlich der heutigen 
(Eonititutionellen) Ausbildung der Verfaffung ift nur — abge- 
jehen von der größeren Ausdehnung des Geſetzes — die aus— 
drücdliche Beeidigung der Beamten auf Gele und Berfaffung 
und bez. ihre Werantwortlichfeit vor den Ständen. Es wird 
durch dieſe Beeidigung auch nicht das Subordinationsverhältniß 
unter den Beamten mit feinen Folgen aufgehoben. In diejem 
(tegt jedoch nur der Gehorfam bei Gejegesüberfchreitung im 
Einzelnen, nicht bei Aufhebung der Verfaffung im Ganzen. 
Als eine Garantie gegen dieje iſt allerdings der Eid in den 
Verfaffungsurfunden überall gemeint. 


$. 9. 
Die Beamten find nad) der Fähigkeit zu berufen, denn 





Officier u. ſ. w. Etwas befiehlt, davon man weiß, daß es gegen die Kandes- 
Berfaffung ſey? Wer Gott mehr fürchtet als Menſchen, oder aud nur 
fonft ein recht ehrlicher Mann ift, der lehnt es mit Bejcheidenheit ab und 
thut es nicht, ſondern leidet lieber dariiber, was er nicht ändern fann. 
Weil aber Wenige jo denken, jo geht e8 halt wie es geht, jo wird es aber 
aud an dem großen Weltgerrichte dem, der e8 befohlen, und dem, der 
es befolget hat, gehen wie e8 gehen wird.” — Moſer, von der deutſchen 
Keihsitände Landen ©. 1157, 
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das enticheidende Moment für das Stantsamt ift die Eimficht 
und Sachveritändigfeit, wie das für den Thron die Stärfe 
und Erhabenheit des Anfehens. So wenig daher der Fürſt 
nach der Fühigfeit zu berufen iſt ($. 70), ebenio wenig der 
Beamte nach der Geburt. Aber in der unteren Stufe der 
unmittelbaren Ausführung verbindet ſich das Amt jehr paſſend 
mit einer jächlichen Stellung, der Angehörigfeit an die zu 
verjorgenden Zuſtände. 

Soll die Uebernahme des Amtes als Bürgerpflicht gelten, 
jo muß fie alle gleich treffen und daher nur temporär über: 
nommen werden, jo meiltens in den Nepublifen, weil bier die 
Magiftratur als Mitträiger dev Souveränetät nicht ohne Gefahr 
permanent gemacht werden fann. Beiteht Dagegen das Amt als 
dauernder Zebensberuf, ald Stand, dann muß die Uebernahme 
vom freien Willen abhängen. Das nun muß in monarchtichen 
Staaten die Negel bilden. Diejelbe Stetigfeit der Negierung, 
welche das Königthum auszeichnet, fordert auch eine Stetig— 
feit der Staatsämter. Periodiſche Ernennung derjelben tft 
deßhalb gegen das Weſen der Monarchie, iſt aber überhaupt 
eine geringere Stufe der politiichen Einrichtungen. 

Berufung und Entfernung der Beamten muß dem Sou— 
verin zufommen vermöge der Ginheit (Perfönlichkeit) der 
Staatsgewalt. Au eben dem Grunde fann der Beamte fein 
unentziehbares Necht (jus quaesitum) auf das Amt jelbit, 
d. 1. die Funktionen deifelben, haben’). Wohl aber gebührt 
ihm ein unentziehbares Recht auf die zugewiejene Bejoldung, 
ganz oder theilweiſe, und auf den Rang, d.t. die Anerkennung 
der Fähigkeit zu dem Amte, die jofort zu jeiner perſönlichen 


*) In vielen deutſchen Staaten haben ſelbſt die Nichter fein Recht 
auf ihre Funktion, ſondern bloß auf Rang und Gehalt. Anders bei den 
englifchen Oberrichtern. 
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Dualität wird und ihn gegen Verſetzung in geringere Dienft- 
fategorie ſchützt. Dieß tft der Grundfaß der Unentfernbar- 
feit der Beamten. Er tit geboten Sowohl durch die Rückſicht 
auf den Beamten, der jene Ausbildung und Lebensthätigkeit 
mit Berzicht auf anderen Erwerb dem Staate gewidmet bat, als 
durd) die Rückſicht auf das öffentliche Wohl, daß der Beamte durch 
gelicherte Stellung auch feine Unabhängigfeit behaupte, ſowohl 
nach unten gegen Beitechung ald nach oben gegen gejeßwidrige 
Befehle. Zum Herricherberufe gehört die Nichtsbedürftigfeit, 
die Unabhängigkeit. Wie dieß fir den Füriten im höchiten 
Grade gilt, jo in geringerem auch für die Beamten. Auch die 
ſtändiſche Verfaſſung ſchließt dieſen Grundjat nicht aus, wenn 
anders das monarchiſche Princip in derjelben berricht. Aber 
eine Gränze muß derjelbe (Richter immer ausgenommen) haben, 
jelbft in der Monarchte ohne Stände. Sonft ift auf der an- 
deren Seite die Einheit und Energie der Negierung gefährdet. 
Der Souverän muß freie Gewalt haben, den Beamten zu 
verjegen, ihn der Funktion zu entheben, in Ruheſtand zu feßen, 
ja jelbit einen beitimmten Theil der Einnahme ihm für diejen 
Fall zu entziehen. Die bayriiche Ausſcheidung eines Standes- 
und eines Dienftgehaltes (wenn nur leßterer nicht wie dort 
über das Maaß geht), kann ich nicht umhin ald eine vichtige 
Mitte zu loben. Beſteht die Unentfernbarfeit in der Aus— 
dehnung, daß ohne Schuld und Richterſpruch der Beamte nicht 
verjeßt, nicht von den Geſchäften bejeitigt werden, feinen Theil 
jeines Ginfommens verlieren fann, fo ift einmal feine Hülfe 
gegen Unfähigfeit oder doc nicht gegen Mittelmäßigkeit der 
Beamten, dann aber find die mittleren und unteren Stellen 
immer in der Lage, die Abfichten der Gentralregterung zu ver— 
eiteln, wäre es auch nur durch energielofe Vollziehung, denn 
wie laßt ſich darüber ein Proceß, wäre es aud nur ein dis— 
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eiplinarer, durchführen? Da it jedes Amt eine unüberwind— 
(iche Burg, dem Souverän zu troßen, ähnlich wie ehedem die 
Vaſallen. Eine Beamtenftellung diefer Art ift auch bis jebt 
in der Geihichte nicht dageweſen. Nach älterer deuticher Ein— 
vichtung fonnten die Aemter auf Kündigung oder unauffündbar 
verliehen werden, je nachdem fich der Fürſt dazu verftand; 
aber auch bei unauffündbarer Verleihung hatte der Beamte 
nur ein Necht gegen ntziehung feines Gehaltes und gegen 
unehrenvolle Entlafjung, nicht aber gegen beliebige Entlaffung 
überhaupt, das ift unzweifelhaft nach den reichögerichtlichen 
Erkenntniſſen). Nach der franzöfiihen (gewiſſermaaßen auch) 
nach der englilchen) Einrichtung find die Beamten völlig nad) 
Belieben zu entfernen. Vollends eine politiihe Monitrofität 
iſt e8, ſolchen abſolut unentfernbaren Beamten auch noch den 
unverhinderlichen Eintritt in die Kammern zu fihern. Das 
heißt in der Verwaltung jelbit eine Oppofition gegen die Ver— 
waltung errichten, Die fie neutralifirt, und die Beamtenherr- 
ichaft, die man durch ſtändiſches Velen ermäßigen will, in einer 
anderen viel bedenklicheren Weiſe wiederbringen. 

Durch den Grundiat der Unentfernbarfert hat das Staats— 
dDienerverhältniß eine privatrehtlihe Seite. Aber es ift 
doch feinesweges ein bloßes Vertragsverhältniß (locatio ope- 
rarum)“*); jondern es iſt uriprüngli und im Ganzen ein 
öffentliches Verhältniß, daher nicht bloß die Art der Amts— 
verwaltung, Jondern auch die Anſprüche des Beamten fich nad) 


*) 3. B. R. Hofr. von 1761 (Mofer von der Pandesh. im Welt. 
129) R. €. ©. von 1762 (Cramer Nebenft. Thl. 383 ©. 81). 

**) Dieß war die ältere Auffaffung, ihr gemäß wurde auch die Un- 
entfernbarfeit bloß als Sache der Uebereinkunft angefehen, und der Streit 
über diejelbe bewegte fih daher nur darum, ob die Auffündbarkeit oder 
Unauffündbarkeit im Zweifel beim Kontrakt anzunehmen (Moſer, 
Cramer, Struben u. f. m.) 


7. Kapitel. Die Staatsämter. 313 


öffentlichen Gejeten richten, die feine vertragsmäßige Abände— 
rung zulaffen, 3.8. der Grundſatz der Unentfernbarfeit jelbit, 
auf den nicht verzichtet werden kann. Die privatrechtliche Seite 
äußert fich nur darin, daß jene erworbenen Nechte des Beamten 
den privatrechtlichen Charakter haben, der gerichtlichen Verfol— 
gung unterliegen u. ſ. w., und daß innerhalb der verfaffungs- 
mäßigen Grundbeitimmungen Privatitipulationen zwiſchen Re— 
gterung und Beamten zuläſſig find. 


8. 95. 


Durch den Drganismus der Staatsämter ift exit die Sou— 
veränetät (Einheit und SKoncentrivung) vealifirt; denn nur 
durch ihn wird die ganze Verwaltung dem oberiten Einen 
Willen dienitbar. Auf der anderen Seite aber beruht nicht 
minder auf ihm der publietitiiche Charakter des Staates, die 
Garantie deifelben als Anftalt, daß die objektive Intelligenz 
und die objektiven Motive, Bedürfniß und Nothwendigfeit der 
Sache, überall die Staatsregierung bejtimmen. Damit ift 
denn die Perjönlichfeit der Staatsregierung als folcher vollendet. 
Der Fürſt herrſcht als perfönlicher oberiter Wille, aber auf 
der Baſis des Gejebes als des Ethos des Staates und durd) 
das Medium der Staatsämter ald Träger des in der Ver: 
waltung jelbit, je nach ihren Sphäxen, liegenden Verſtandes 
und Bedürfniſſes. Die Perjönlichkeit des Fürften wird dadurd) 
zu einer objektiven Perfönlichkeit, zur Perfönlichkeit des Staates”). 


*) Wenn hiernad die Berfönlichfeit fih als Typus des Staates her- 
ausftellt (1.8.6), was ſchon Platon erkannte, da er den gerechten Staat 
mit dem gerechten Manne parallelifirt, jo bei Hegel nad feinem Stand- 
punfte der Syllogismus oder das dialeftiiche Geſetz: Allgemeinheit, Beſon— 
derung und Einheit beider. Daraus ergibt ſich ihm gejeisgebende Gewalt, 
die das Allgemeine feftfetst (Fürft und Stände), Negierungsgewalt, die das 
Geſetz auf die befonderen Sphären anwendet (Subjumtion), und die fürftliche 
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Das Element der Verfaſſung, weldyes jeßt die Staatsämter 
bilden, wurde zur Zeit des Feudalweſens durch die Grundherren 
(Vaſallen) erfüllt. Danach war die Verſorgung der öffentlichen 
Zuftände unter dem Füriten Anhang des Grundergenthums und 
Folge einer perfönlichen Gewalt über die Bewohner des Bodens, 
daher eine Privatberechtigung ihrer Träger, unentztehbar, unter 
bloßer Privatverpflichtung gegen den Fürften. Dieje Einrichtung 
bat zwar den Vortheil, daß der Negierende (Grundherr) ein 
eigenes Intereffe am Wohlftande der Untergebenen hat, was 
freilich auch nur jo weit eine Bürgichaft ift, als dieſe Gemein 
Ichaft des Intereſſes reicht. Dagegen leidet fie an den tiefen 
Gebrechen: Es wird die öffentlihe Gewalt nicht nach 
öffentlichen Beſtimmungsgründen verſorgt (daher 
auch keine Theilung nach Geſchäften, ſondern nur nach Bezirken, 
und keine integrirenden Organe der Sachverſtändigkeit, denn die 
zugezogenen Räthe u. ſ. w. find bloß perſönliche Gehülfen); — 
es fehlt die Einheit und Sicherheit der Herrſchaft (die 
Anordnungen des Fürſten finden ſchlechte Befolgung, wo nicht 
gar Ungehorſam und Widerſetzung); — es leiden die Unter— 
thanen, alſo einer bloß perſönlichen privatrechtlichen Gewalt 
unterworfen, an Recht und Würde Das Beamtenweſen 
it darum ein großer Fortichritt in der Entwickelung der Staaten. 
Durch fie wird die Regierung überall eine berechnete, beabfichtiate, 
intelligente, der Sache jelbit adäquate. Die Begünſtigung des 
Beamtenitandes gegenüber dem Adel, wie fie in der Ausbildung 


Gewalt (Konklufion und Einheit beider). Die Negierungsgewalt nun ift 
die Bedeutung der Beamten. Allein das trifft darin nicht ein, daß die 
Beamten bei weitem in der Regel nicht das Geſetz anzuwenden, jondern 
die freien Befehle und Anordnungen des Firften auszuführen haben, da- 
her nicht jowohl die Anwendung des Allgemeinen auf das Bejondere als 
die Ausführung vom Centrum in die Peripherie zur Aufgabe haben, und 
da fie Überdie auch noch der Nath des Fürften find. 
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der Souveränetät lag, tft denn auch überall von der Zeitmeinung 
gebilligt *). Aber es enthält auf der anderen Seite die Gefahr, 
daß die Regierungsthätigkeit von den Zultänden felbft und den 
Bolfselementen gelöft wird, d. h. die Ausüber derjelben bloß 
den Standpunkt darüber, nicht darin haben, die Interefien 
nicht perfönlich theilen (fte haben fein Grundeigenthum, treiben 
nicht Gewerb und Handel). Dadurch entitebt leicht, den 
wirklichen Intereſſen entgegen, ein Geichäftsformaltsmus und 
Mechanismus, jo daß der Dienft jelbit zum Zwed wird ftatt 
der Sache, welcher gedient werden joll, und Einhaltung der 
ordentlichen Geichäftsführung, Aktenvollendung höher erachtet 
wird als reale Hülfe. Ueberdieß bildet fih wohl aud ein 
Kaftengeilt des Beamtenftandes, und wird der Schwere Gang 
der Maſchine, vertreten durch den Stand, zur unüberwindlichen 
Scheidewand und Hemmung zwiſchen Fürſt und Volf. Dem 
wird durch ſtändiſche Vertretung allein nicht abgeholfen. Diele 
durchbricht nur unregelmäßig den Geſchäftsmechanismus, ohne 
ihn im Ganzen umzumandeln. Sondern es find auch die Träger 
der Intereſſen vielfach gleich bei ver Verwaltung jelbit zu be— 
theiligen, jo zwar, daß die oberſte Yeitung immer den fürftlichen 
Beamten verbleibt, aber die unmittelbare Verſorgung ganz oder 
theilwetie diefen zufommt. Auf diefem Wege wird auch Die 
Vertretung zugleich in die Negterung jelbit verlegt in organticher 
Durchdringung. Das fann in mannigfacher Weile geichehen, 
je nach dem Zultande des beitimmten Yandes. Dahin gehört 
die Selbitverwaltung der Gemeinden und Korporationen, die 
Zuziehung ftandiicher Deputirten zur Regierung (meclenburgiiche 


*) In Frankreich ift der Durchbruch der Feudalverwaltung durch das 
Beamtenwefen dem Zuftande der Nation nicht zu Statten gefommen, da die 
Aemter Fäuflih und erblih wurden und an ihnen fich wieder eine Kafte 
(noblesse de robe) bildete. 
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Landräthe), die Bildung der Negierungsfollegien aus ftändiichen 
Mitgliedern unter Leitung des fürftlichen Gouverneur (befgiiche 
Provinztalverwaltung), die Uebertragung der Adminiftrationg- 
gejchäfte dev Provinz oder des Bezirkes an angejehene Grund» 
befier (englischer Lordlieutenant, Sheriff, preußiicher Landrath), 
die qutsherrliche und fommunale Polizey. Dem deutichen Zu— 
ftand und deutichen Sinn entipricht nun grade die Verforgung 
der öffentlichen Gejchäfte durch einen Stand, der unpartetijch 
über dem Konflifte der Intereffen fteht und bloß Wahrheit, 
Recht, Gemeinwohl zum Motive hat; aber die Ermäßigung 
des Beamtenwejens durch Verbindung mit jolchen ftändiichen 
Elementen ift auch für Deutichland heilfam (8. 31). 

Demjelben Princip des bloßen Gejchäftsmechantsmus, aus 
welchem die Beleitigung aller ftändiichen Elemente aus der 
Verwaltung entipringt, gehört auch die übertriebene Vorliebe 
für die follegiale Berfafiung der Aemter an. Die Per- 
Jönlichfeit ift energiicher, jchöpferiicher, und gibt zufolge der 
ungetheilten Berantwortlichfeit in gewiſſer Hinficht jelbit grö— 
Bere Bürgichaft als das Kollegium oder vielmehr als das un— 
persönliche Weſen ver Kollegialabitimmung. Wo es bloß gilt, 
feitftehende Grundſätze rechtlich anzuwenden, über deren An— 
wendung die eine Perfönlichfeit nothwendig ebenſo urtheilen 
muß wie die andere, da ift die Kollegialabitimmung am Drte, 
jo für die höheren Gerichte. Deßgleichen ift die Kollegialbe— 
rathung am Drte, wo bleibende Grundſätze für die Zukunft 
feitgeftellt werden follen. Außerdem aber tft überall der Einzel- 
beamte von höherem Werth. Sp durchgehends für die Ver— 
waltung, nicht minder auch für die unterfte Inſtanz der Ge— 
richte, die nicht bloß Rechtsſprüche zu thun, ſondern Proceffe 
zu inſtruiren und mit den Parteien zu handeln bat. 
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Achtes Kapitel. 
Die reichsſtändiſche Verfaſſung. 


$. 96. 


Die Beitimmung (TEkos) der reichsſtändiſchen Verfaſſung 
iſt — die politifche Freibeit. 

Liegt ed in der Natur des Staates, weil er ein fittliches 
Reich ift, daß ſeine Macht als eine jchlechthin erhabene über 
den Untertbanen aufgerichtet jey, wie die im Königthum am 
entſchiedenſten erreicht ift, jo auf der anderen Seite nicht minder, 
dab der Gehorſam gegen diefe Macht frei, jelbftitändig, innerlich 
ſey, wie dieß perjönlichen fittlichen Weſen entipricht. Die und 
nichts Anderes iſt der innerite Sinn der politischen Freiheit. 
Die politische Freiheit beiteht deshalb nicht Darin, dab das 
Bolf die jouverine Gewalt habe, oder ſich jelbit vegiere (Volks— 
jouveränetät, Demokratie), jondern fie befteht darin, daß das 
Volk nad ſeinen Rechten regiert werde, d. i. in Anerkennung 
beftimmter Befugnifie und einer beftimmten Sphäre der Unab- 
hängigfeit für die Ginzelnen und für das Ganze, und daß es 
auf der Grundlage jeiner eigenen Yebenswürdigung 
(Ethos) regiert werde, d. i. daß die Gejeße und bez. Die 
oberiten Principien der Megterung, wie fie urſprünglich aus 
dieſer hervorgingen, jo auch in ihrer Fortbildung mit ihr im 
Bande bleiben. Es iſt aber die höchſte Steigerung dieſer 
Freiheit und ihre ausgebildetite Bürgſchaft, dab das Volk die 
Alles jelbft durch eigene That (perfönlih) der Regierung 
gegenüber zu vertreten Zug und Macht habe. Solche 
Vertretung wird denn nothwendig zur Theilnahme und Mit- 
wirkung bei Ausübung der Staatsgewalt. 
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Das allgemeine Geſetz der fittlihen Welt ift es, dab der 
Gehorſam ein innerlicher jeyn ſoll, das moraliſche Geſetz joll 
den Menichen primär als der Wille Gottes, jodann aber auch nicht 
minder als jein eigenes innerites Weſen und Wollen bejtinnmen 
(1. $. 32). Ebenſo ſoll auch das Gejeß des Staates beitehen 
zugleich als eine Macht über dem Volke, ald ein Gebot, das 
von höherer Autorität (König) ausgeht, und ald eine Macht im 
Volke, als ein Poſtulat feines eigenen Wollens und Erkennens. 

Das berufene Organ jener Vertretung und Mitwirkung 
nun find die Reichsſtände. Denn als die Verſammlung der 
Auserlejenen (die Elite) aus allen Ständen find fie die wahre 
und reine Darftellung (Meprälentation) des Volkes nad) 
jeinem ganzen Weſen, nach allen jeinen Nechten, Intereſſen und 
Vermögen, die ächten Zeugen nationaler Yebenswürdigung, 
und find fie zugleich die Koncenteirung des Volkes zu Einem 
handelnden, der Selbitverftändigung und bewußten Entſchließung 
fähigen, aljo jeiner ſelbſt mächtigen Subjefte. Es iſt jo in ihnen, 
kann man jagen, die innerite Idee (Urbild) des Volksdaſeyns, 
der Prototypus, der ihm im feiner maſſenhaften Ausdehnung 
zu Grunde liegt, lebendig perfünlich geworden. Hierdurch find 
fie eine Macht und Autorität über dem gefammten Volke und 
doc zugleich Eins mit ihm, im der es nur fich jelbit erkennt, 
daher berufen in jeinem Namen zu handeln‘). 


*) Wo wirklich Nepräfentation ift, da gebührt aud) Gewalt. Weſſen 
Weſen (Qualitäten und Intereffen) ih in voller gefteigerter Weife in mir 
trage, für den habe ich Vollmacht zu handeln und zu ordnen. Das Ver— 
hältniß zwifchen Fürft und Ständen beruht denn auch auf der verfchiedenen Art, 
wie fie die Nation vepräfentiven. Der Fürſt vepräjentivt den Staat, die 
ethiiche Ordnung, die über den Menſchen bejtehen joll, alfo die Nation in 
ihrem Beruf, jolde Ordnung zu handhaben. Die Stände repräfentiven das 
Bolt, d. i. die Nation in ihrem Berufe, diefer Ordnung zu gehorchen, die 
Menſchen in ihren mannigfachen jocialen Stellungen, wie fie der Staats- 
lenkung unterworfen find und die Staatslenfung förderlich oder nadıtheilig 
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Damit ift dann aber zugleich ein Band zwiſchen Negierung 
und Volk hergeitellt. Denn der Fürft eben als jchlehthin er— 
habene Macht über dem Volke theilt nicht jeine Yage. Er mag 
fie aus Mitgefühl und Fürſorge erfennen; aber es iſt doc 
nicht feine eigene, er erfennt fie nicht aus eigener Empfindung, 
es iſt hierin eine Kluft zwilchen ihm und dem Volfe. An den 
Ständen nun ift eine Macht zur Mitwirkung berufen, die, dem 
Volke jelbit angehörig, ſein ganzes Intereſſe in fich trägt. Sie 
vereinigen beide Lagen, die der Unterthanen, indem fie den Erfolg 
aller öffentlichen Maaßregeln mit ihnen empfinden, und die Der 
Regierung, inden fie an der Feſtſetzung dieſer Maahregeln Theil 
nehmen*). Sie haben alfo das eigene Intereſſe und die Mittel, 
das Volk zu vertreten, und dennoch, da fie jelbit auf den Stand— 
punkt der beberrichenden Macht geitellt find und ihre Anforde- 
rungen theilen, auch wieder das Intereſſe und das Einjehen für 
die bejtimmenden Rückſichten der Negterung. Sie machen es 
der Negierung möglich, fich in die Lage des Volkes, dem Volke, 
ſich in die Yage der Regierung zu verjegen. Durch fie iſt Daher 
jene Kluft ausgefüllt, und ift das Volk derſelben Herrſchaft, der 
es mit Ehrfurcht gehorchen ſoll, zugleich auch verbrübdert. 
über fi empfinden. Sie vepräfentiven daher auch nicht die Klaffen, welche 
jelbft Organe diejer Lenkung find, als ſolche (das Heer und die Beanten). 

*) „therefore in well ordered commonwealths ..... the legislative 
power is put into the hands of divers persons, who duly assembled 
have by themselves, or jointly with others. a power to make laws, 
which when they have done, being separated again, they are themselves 
subject to the laws, they have made, which is a new and near tie 
upon them ......“ Locke treat. of gov. II. $. 143 „... being of a 
middle nature between subject and government.“ Burke thoughts 
on the cause ete. „As vermittelndes Drgan betrachtet, ftehen die 
Stände zwiſchen der Negierung überhaupt einer Seits, und dem in die 
befonderen Sphären und Individuen aufgelöften Volke anderer Seits. 
Shre Beftimmung fordert an fie jo jehr den Sinn und die Gefinnung 


des Staates und der Negierung, als der Iutereffen der befonderen Kreife 
und der Einzelnen.“ Hegel Phil. d. Rechts 8. 302. 
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Die reichsſtändiſche Inftitutton it darum der Ausbau der 
Monarchie. Ste befeitigt der Perfönlichkeit (Koncentrirung) 
der königlichen Herrichaft gegenüber die Perſönlichkeit (Freiheit, 
Innerlichkeit, Selbitthätigfeit) des Gehorſams, und der Erha— 
benheit der füniglihen Gewalt gegenüber ein Band lebendiger 
Durchdringung und Einigung zwiſchen Negterung und Volk. 
Dur fie tft daher die Idee eines fittlichen Neiches, einer 
durch und durch perjünlichen Herrichaft ($. 36), jo weit es die 
Form betrifft, vollitändig und in höchſter Weile realifirt. Die 
politiiche Freiheit und zwar im diefer Unterordnung und Ge— 
bundenheit zur höheren füniglichen Autorität ift ein Ausfluß 
des chriftlichen Prineips nicht minder als das göttliche Necht 
des Königs und die Yeyitimität, jene jedoch nur als Ziel oder 
Gut, dieſe ald Grundſatz und Gebot. 

Die Bedeutung der Neichsftände it demnach eine Vers 
tretung des Volkes in dem Sinne, daß fie die Rechte und 
Intereſſen deſſelben wahren, nicht in dem Sinne, daß jte als 
Stellvertreter eine Macht übten, die uriprünglich und eigentlich 
dem Volke jelbit zu üben zukäme, und eine Nepräfentation 
des Volkes in dem Sinne, dab fie jein wahres Weſen, die 
Idee der Volfseriftenz lebendig darftellen, nicht daß fie Das 
Volk, d. i. die Mafle der einzelnen Menjchen, aus denen es 
beiteht, darstellen. Die Volksvertretung iſt daher ihrer wahren 
Bedeutung nach Nichts weniger als eine Folge des Gedanfens 
der Bolfsfouveränetät, jondern tft ihm grade entgegengefeßt, 
indem fie das Volk als den gehorchenden Theil vorausjeßt, der 
eines Schubes gegenüber dem jouveränen Fürften bedarf. 
Ebenſo wenig find die Neichsftände nach diejer ihrer Bedeutung 
Beauftragte des Volkes, dem Willen ihrer VBollmachtgeber ge— 
bunden, weder der betreffenden Klaffen und Bezirke, von denen 
jte gejendet find, noch der gefammten Nation, die fie ald Ganzes 
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vertreten; Jondern fie find eine höhere Macht über dem gefammten 
Volk, deren Einficht als die höchſte und Achte Einficht des Volkes 
gilt, und deren Handlungen darum das Volk binden. Allerdings 
jollen fie nach ihrer Perfon und Gefinnung das Vertrauen des 
Volkes befigen und daher zum überwiegenden Theile durch fein 
Vertrauen bezeichnet ſeyn, nur Dadurch find fie Eins mit dem 
Bolke, aber ihre Handlungen und Beichlüffe dürfen nicht durch 
den Willen des Volfes bezeichnet jeyn, ſondern durch ihre eigene 
ſelbſtſtändige höhere Einſicht. Wahl der Perſon und Auftrag 
zu den Handlungen find wohl zu untericheiden. Auch bejeitigt 
ji) vermöge diejer Bedeutung der reichsftändiichen VBerfaffung 
der Einwand, der gegen diejelbe erhoben worden ilt, daß es 
jedem einzelnen Menfchen gleichgültig ſeyn könne, ob er einen 
Milliontheil, dazu noch nur indirekten, Einfluß auf die Gejeß- 
gebung durch jeinen Wahlakt habe oder niht (Vollgraff). 
Es iſt hier gar nicht darauf abgejehen, dem einzelnen Menjchen, 
jondern dem Volfe als einem geiitigen Ganzen dieſen Einfluß zu 
ertbeilen. Oder mit anderen Worten, die Menſchen jollen an der 
Herrichaft des Staates Theil nehmen, nicht nad) ihrer finnlichen 
empirischen Exiſtenz (homo phaenomenon), jondern nach ihrer 
fittlich geiftigen Eriftenz, und von diefer Seite find ſie Ein 
Ganzes, das jeine Aeußerung und Wirkſamkeit auch nur im 
einer gegliederten Einrichtung, nicht an der Summe der Indi— 
viduen hat. Es ilt deßhalb gar nicht der mechaniſche Grund 
der jchwierigen Ausführung, um deſſen willen ein Repräſen— 
tativförper und nicht das geſammte Volk an der Gejeßgebung 
Theil nimmt, fondern der fittlih politiiche Grund, daß nicht 
die Maſſe, Sondern nur die Auserlefenen aus dem Volke den 
öffentlichen Zuftand beſtimmen jollen. 

Als das rechtliche Verhältni der Reichsſtände folgt hieraus: 
Sie find dem König gegenüber Unterthan, nicht bloß einzeln 

172 21 
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fondern auch als Verfammlung, aber fie haben Nechte und vecht- 
lichen Widerspruch gegen ihn, und find dem Volfe gegenüber Amt, 
Anfehen, Obrigkeit, aber nur unter dem König und durd) ihn. 


8. 97. 


Die Konftituirung der reihsftändiichen Verſammlung 
beruht hiernach auf dem Gedanken einev Nepräjentation 
der wahren Volfseriften;z. 

Das Volk ift nun nach Seiner wahren Exiſtenz eine Gliede- 
rung von Ständen und bat zu feiner Unterlage den Grund 
und Boden des Landes. Stand in politiicher Bedeutung ift 
der Zebensberuf nur injofern ev auch eine Einheit des politiichen 
Sntereffes und der politiihen Stellung bewirkt, daher nur in 
jenen jeinen großen Gruppen (Landbau — Gewerbe und Handel 
— geiftliche Pflege), und nır im Zuſammenhange mit dem 
örtlichen und obrigfeitlihen Verbande. Die großen obrigfeit- 
lichen Verbände, welche auf Dertlichkeit und Berufsgemeinjchaft 
gegründet find, und unmittelbar unter der höchſten Landes— 
obrigfeit ftehen find die Stände in politiicher Bedeutung. Es 
find daher folgende: Grundariftofratie, Städte, Landgemeinden, 
und je nad bejtimmter Verfaſſung aud die Geiftlichfeit der 
Nationalkirche. Dagegen find Kaufleute, Bäder, Schneider 
u. ſ. w. als ſolche wohl bürgerliche aber nicht politiiche Stände. 
Diefe Stände in ihrer Unterichiedenheit und allgemein der 
Grundbeſitz find deßhalb die Grundlage für die ächte Konſti— 
tuirung aller Landesvertretung. Das Volk iſt nicht unter: 
ichtedlofe Mafje, Geſammtheit der Einzelnen, und auch die 
Gefinnung des Volkes beiteht deßhalb nur in den wentgeren 
Fällen in der gleichmäßigen Gefinnung der Einzelnen, ſondern 
für die meiften Dinge entwicelt fie ſich verichteden aus jenen 
verichtedenen Lebensitellungen und bat dann als Totalität nur 
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in der gelfammten Gliederung ihren Sit. Es werden, indem 
das Volk repräjentirt wird, nicht bloß Menſchen fondern auch 
und vor Allem Sachen, d. i. objektive Zuftände und Anftalten, 
menschliche Lebensftellungen, vepräfentirt, und die Abficht (TEAos) 
der Vertretung iſt es nicht, den Willen der einzelnen Menschen 
im Staate, ſondern das innewohnende Intereſſe jener Stände 
und Beruföftellungen und die aus ihnen hervorgehende Eine 
Gejammtgefinnung zur Geltung zu bringen. — Die Landes— 
vertretung Toll darum nicht aus der unterſchiedloſen Maſſe des 
Bolfes hervorgehen, jondern aus jenen feinen beftimmten unter: 
Ichtedenen Ständen; und fie joll-auch zugleich darauf berechnet 
jeyn, jedem derjelben feine bejondere Bedeutung und jeine Vor— 
theile im Einklange mit dem Ganzen zu erhalten. Einen Stand 
um deßwillen unbeſchützt zu laffen, weil er von viel geringerer 
Zahl ift als die anderen, ihn, grade weil er die Miinderheit tft, 
der Mehrheit preis zu geben, ift gewiß eine Verkehrtheit. 
Wenn einem Stande das gleiche Gewicht feiner Vertretung mit 
den übrigen verweigert werden fol, jo genügt nicht der Nach— 
weis, daß er weniger Menjchen in fich falle, womit Sie yes 
die gejonderte Nepräjentation des Adels und der Geiftlichkeit 
als abfurd dargethan zu haben meint, fondern nur der Nach— 
weis, dab derjelbe gar feine bejondere materielle, politiiche oder 
jittliche Bedeutung babe, die der Erhaltung wert) iſt. Das 
Sieyes’iche Natfonnement gegen Adel und Geiftlichfeit, daß 
200,000 Menſchen nicht eine gleiche Stärfe der Bertretung 
(Veto) haben können mit 20 Millionen, würde auch Dazu 
führen, daß die jelbftitändigen Eigenthümer nicht eine gleiche 
Bertrtetung haben dürfen mit den Proletariern, Tagelöhnern, 
Gejellen, Bettlern u. |. w., da dieje die Mehrzahl find. Die 
Art der Nepräfentation richtet ſich demnmach auch nothwendig 
nad) dem gegebenen Zuftande der Stände, denn fie joll nur 
le 
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die im Volke vorhandenen Elemente und je nad) ihrem vor— 
handenen Verhältniß daritellen und zur Wirkſamkeit bringen. 
Immer aber muß das Grundeigenthbum zwar feinesweges das 
einzige, wohl aber das bedeutendite Moment der Vertretung 
bilden; denn es ilt Träger der ganzen Volfseriftenz, jein Stand 
die Vorbedingung aller anderen Stände, es ift das haupt: 
jächlichite Element, von dem der öffentliche Wohlitand abhängt, 
und ift die ftetige Seite des öffentlichen Zuftandes. — Ferner 
jollen die Menschen nicht Ichlechthin als jolche an der Vertretung 
Theil haben, ſondern nur inſofern fie eine ftändiiche Qualität, 
ſey dieß auch im weitelten Sinne, d. i. eine Bedeutjamfeit für 
den Gemeinzuftand und eine feite Stellung in dem Organismus 
defjelben haben, nur injofern fie identiſch find mit den ſächlichen 
Intereffen und Berufszweigen, in denen fi) das Leben der 
Nation entfaltet. Mit Unrecht fordert man deßhalb einen An— 
theil an der Vertretung für die jogenannten Kapacitäten ; denn 
dieſe, wenn fie anders nicht ein öffentliches Amt befleiden (3. B. 
Mitglieder der Univerfitäten und Akademieen), find nicht mit 
Träger der Volksexiſtenz, jondern bloße Einzelnexiitenzen *). 
Dehgleichen für die Proletarierz; denn ihre Arbeit iſt zwar ein 
integrivended Moment im Drganismus der VBolkswirtbichaft, 
aber ſie haben perſönlich feine beſtimmte, geficherte, gleichmäßig 
eingreifende Stellung in demjelben. Debgleichen für die bloßen 
Kapitaliiten; denn ihr Intereſſe it nicht an das Land gebunden, 
ihre Perſon identifieirt ſich deßhalb nicht mit den Sachen, die 
vertreten werden jollen. Ueberall aber iſt für das Necht zur 
Bertretung, da fie Theilnahme an der Herrichaft iſt, eine ges 
wife Unabhängigkeit und eine Betheiligung an der Erhaltung 

*) Etwas Anderes find Einrichtungen zu Gunften: der Intelligenzen 


in den organifchen Volksſtänden ſelbſt, z.B. daß eine Kaffe ihre Vertreter 
auch aus einer anderen Klaffe oder einem anderen Bezivfe wählen fünne. 
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der öffentlichen Ordnung überhaupt erforderlich. Menfchen, 
die durchans von eimem anderen Staatsbürger abhängen, oder 
deren Iutereffe nicht bei dem Fortbeftande der geficherten Eigen— 
thums- und Erwerbverhältniſſe, ſondern eher gegen denſelben 
betheiligt iſt, haben keinen Beruf, mit Geſetze zu geben und 
mit zu regieren. Der Beſitz iſt darum in doppelter Hinſicht 
die regelmäßige Qualifikation für die Landesvertretung, einmal 
weil er je nach feiner Art mit einem gewiffen Stand oder einer 
Korporation (Grundbeſitz, ftädtiicher Verband) verbindet, ſodann 
weil er die Unabhängigkeit und das allgemeine Intereſſe an 
der beſtehenden Ordnung verbürgt. Die entgegengejette Lehre, 
welche allgemeines Wahlrecht ohne Nüdficht auf Stand und 
Beſitz fordert (Chartismus), beruht eben auf dem Gedanken, 
dab die Bedeutung der WVolfsvertretung die ſey, den Willen 
der einzelnen Menjchen zur Geltung zu bringen. Die Kon- 
jequenz dieſes Gedanfens aber wäre dann nicht das allgemeine 
Wahlrecht, ondern die unmittelbare Ausübung der geſetzgebenden 
Gewalt durch die Säimmtlichen, wie Rouſſeau bewußter e8 
fordert; denn mein Wille kommt in feiner Weiſe dadurch zur 
Geltung, daß ich mittelit eines Wahlrechts auf einen Anderen 
fompromittive, über den ih von da an feinen Einfluß mehr 
üben fan. Oder fie beruht auf der Anficht, die Menichen, 
welche die numeriſch größere Klaſſe bilden, Die Aermeren, zu 
begünstigen auf Koften der Sicherheit des Rechtszuſtandes. 
Das allgemeine Wahlrecht läht fi) mit nichten aus 
Nechtsgrundfäten, dem angeblichen Urrecht des Menſchen, be— 
gründen, weil die Theilnahme an der Vertretung überhaupt 
wie alle Theilnahme an Herrichaft und obrigfeitlicher Gewalt 
fein Recht der Perſon (Urrecht), Sondern ein Recht des Berufes 
it, und weil fie insbeſondere ein Schuß oder Necht innerer 
Aneignung nicht für die Menjchen als Einzelne, jondern für 
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das Wolf als Ganzes iſt und daher Jeder die Betheiligung au 
derfelben nur jo weit anſprechen kann, als er eine Bedeutung 
für dieſes Gange hat und eine Gewähr für daffelbe bietet. 

Allen auf der anderen Seite ift das Volk ungeachtet 
feiner Gliederung aus Ständen dod) eine nationale und ftaats- 
bürgerliche Einheit. Daher foll die Landesvertretung die ganze 
Nation umfaffen. Es follen nicht die höheren Stände abge- 
trennt von dem übrigen Volke, noch die Hervorragenden im 
einzelnen Stande abgetrennt von jenen übrigen Gliedern die 
Nepräfentation bilden. Es follen die Stände, ſowie ſie ſelbſt 
aufhören, abgeichloffene Körper unter autofratiichen Obrig— 
fetten, dem Staate jelbit ähnlich, zu feyn, jo auch nicht mehr 
ausſchließlich durch dieſe Obrigfeiten vertreten ſeyn. Es joll 
auch dem perſönlichen Vertrauen ein Einfluß geöffnet ſeyn, 
in höherem oder geringerem Grade, nur immer in der Gränze 
der nothwendigen Bürgſchaften für die ſächlichen Anforderun— 
gen. — Ferner ſoll die Landesvertretung, wiewohl auf die 
unterſchiedenen Stände gegründet, dennoch immer als Ein 
Ganzes handeln. Möge ſie in mehrere Abtheilungen (Kurien, 
Kammern) ſich abtheilen oder nur Ein Kollegium bilden, 
mögen ihre Beſchlüſſe durch Ueberſtimmung (nach Kurien oder 
Köpfen) oder durch wechſelſeitiges Voto zu Stande kommen, 
immer muß ſie der Regierung als Ein ungetheilter Körper 
gegenüberſtehen, der nur Geſammtbeſchlüſſe faßt. — Endlich 
ſoll die Landesvertretung als die wirkliche Repräſentation der 
Nation auch eine höhere Macht über derſelben ſeyn, unab— 
hängig in ihren Beſchlüſſen, nur auf ihre eigene Einſicht ge— 
wieſen. 

Das unterſcheidet wirkliche Landesvertretung (oder 
auch VBolfsvertretung in einem richtigeren Sinn als dem 
bisher üblichen) von bloß ftändifcher Vertretung. Nach 
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ihr find nicht bloß die Gliedmaaßen der Bolfseriftenz, ſondern 
auch die Einheit, nicht bloß ſächliche Lagen und Intereffen, 
jondern auch die in denjelben befindlichen Menichen vertreten. 
Dagegen das Syſtem ver Nevolution, das man jet gewöhnlich 
vorzugsweile unter „Repräſentativſyſtem“ verfteht, läßt die 
Einheit des Volkes ohne die Grundlage feiner ſtändiſchen 
Gliederung, und läßt die Menjchen ohne die Grundlage der 
jächlichen Zuſtände vertreten. Das tft nicht mehr Landes- 
vertretung, ja tft nicht wirklich Volksvertretung, fondern bloße 
Menihenvertretung. 

Das Prineip organiicher ſtändiſcher Vertretung tft das, 
welches zuerft in der Geſchichte evjcheint, weil es auch das 
erfte, unerläßliche der Sache nach it. Daffelbe gilt auch für 
alle Zeiten und unter allen Umständen. Ein Zuftand, in welchem 
die Menſchen eine bloße geiftige Gemeinschaft bilden ohne ſäch— 
liche Unterlage und verichiedene materielle Beichäftigungen und 
Ziele, in der deßhalb die unterſchiedloſe Vertretung des Volkes 
als bloßen Iubegriffes von Perjönlichkeiten das Entiyrechende 
wäre, kann thatlächlich nie eintreten. Der Fortichritt in der 
Gejchichte befteht nicht in der Abwerfung des ftändiichen Prin— 
cips, ſondern er befteht darin, dat die bloße Ständevertretung 
zugleich nationaleinheitliche Vertretung wird, und er beiteht 
darin, daß die Neichöftände aus bloßen Mandataren ihrer 
Wahlbezirfe zur höheren enticheidenden Macht über dem ge— 
jammten Bolfe, zum wahren Gentrum (gewiffermaaßen zur 
Persönlichkeit) deffelben werden, im welchem die Nation fich als 
Eins weiß. Es iſt die Alles ein Fortichritt zur höheren 
Einheit und geiltigen Gemeinjchaft und zur größeren Bewußt— 
heit und Selbftthätigfeit der Nation, john zur höheren Reali— 
ſirung der Sdee des fittlichen Reiches. Der materielle organtiche 
Zufammenhang des Bolfslebens, der die ftändiiche Gliederung 
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bildet, Soll zu ſolch höherer geiftiger Einheit fich fteigern, aber 
er darf nicht verichwinden, nicht aufhören die Grundlage für 
dieſe zu ſeyn. 


$. 98. 


Die Wirkſamkeit der Stände aber hat nach der dargelegten 
Bedeutung derjelben ($. 96) ein doppeltes Ziel: den Schuß 
der Nechte und die Erprobung der neuen Geſetze an 
der Geſinnung des Volkes, vder, bei weiterer Ausdeh— 
nung, die Sicherung, daß die Regierung tiberhaupt auf der 
Gefinnung des Volkes ruhe. Dafür beiteht nach der einen 
Seite das Recht der Steuerbewilligung (bez. des Budgets und 
der Kontrole des Staantshaushaltes), der Beſchwerde, der An— 
flage; nach der anderen das Recht des Nathes und der Zu— 
ſtimmung für Gefeße, der Petition, der Defiderien, der Beſpre— 
hung über Regierungsmaaßregeln. 

Als das Inititut der Bertretung haben die Stände 
ihre Macht nur durch und in dem Kürten, von dem, als 
Souverän, alle Macht und alles Anjehen im Staat allen 
ausgehen kann. Ste haben feine direfte Gewalt über das 
Volk oder die Beamten, fie fünnen Niemanden Vorſchriften 
geben, Niemanden vor ſich laden; jondern was fie ausrichten, 
das richten fie nur dur den Fürften aus. Ia ihre eigene 
Wirkſamkeit gründet ſich nothwendig auf die Autorifirung des 
Fürſten, fie werden durch ihn berufen, verſammelt, verabjchiedet. 
Deßgleichen beiteht ihre Macht nicht darin, felbit die Zuftände 
zu verforgen, jondern, während die Negierung fie veriorgt, die 
Rechte und die Gefinnung des Volkes bei ihr geltend zu 
machen, und fie reicht dem entiprechend auch nur jo weit, den 
Fürften an Etwas zu hindern und ihm Etwas mit dem Nach— 
druck ihres moralifchen Einfluffes zur Berüdfichtigung vorzu— 
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legen, nicht aber ihm irgend Etwas pofitiv vorzuſchreiben. 
Ihre Macht iſt überall nur Abhaltung und Anregung, nicht 
pofitive Anordnung und Geftaltung. Namentlich haben fie 
keinesweges die geſetzgebende Gewalt, wie das die gewöhnliche 
Theorie ift, daß fie entweder vorzugsweiſe das Subjekt diejer 
Gewalt wären, oder dal fie zwiichen dem Fürlten und ihnen 
gleichmäßig getheilt wäre, jondern der Fürft als Souverän hat 
die gejeßgebende Gewalt, damit die Sanftion, die Verfündigung 
und regelmäßig auch die Abfafjung (Smitiative) der Gefeke, 
die Stände nur Nath, Zuftimmung, Petition. Ihre Stellung 
zu den öffentlichen Angelegenheiten ift danach eine ganz andere 
als die der Regierung. Die Negierung ift das herrichende und 
bildende Princip im Staate, die Yandesvertretung das ſchützende 
und anregende. Jene gibt darum der Anordnung die beitimmte 
‚ausgebildete Geftalt, diejer gebührt nur die allgemeine Vor: 
zeichnung; Sache der Regierung tft Plan und Zufammenhang 
der ganzen Staatslenfung, Sache der Landesvertretung haupt: 
jächlih nur der Erfolg der einzelnen Vornahmen für die be= 
ftimmten Nechte und für den nationalen Zuftand. Dieß tft das 
Normale Ein Hmüberjptelen der ſtändiſchen Wirkſamkeit in 
die eigentliche Sphäre der Negterung je nach der Individualität 
der Verfaffung, wie das namentlich in England fidy findet, iſt 
damit weder ausgeichloffen noch eine Widerlegung dieſes eigent- 
lichen Begriffes reichsftändischer Verfaſſung. Je mehr dieß der 
Fall iſt, Deito mehr neigt fich eben die reichsſtändiſche Ver— 
falfung zur republifaniichen. Gibt es Doch allenthalben Ueber— 
gänge, warum joll es nicht eine reichsftändiiche Verfaſſung 
geben, die zur republifantichen gravitirt ? 

Dieje Stellung der Yandeövertretung zum Könige liegt 
unveränderlich im Begriffe reichsſtändiſcher Verfaſſung. Der 
gebotene Fortgang in der Geſchichte iſt deßhalb auch hier nicht 
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der zur Weberwältigung der königlichen Souveränetät, Sondern 
nur zur Koncentrirung des Staatsweſens. Das Recht der 
Landesvertretung verwandelt ſich aus der willführlichen Ver— 
fügung über eine abgejonderte private Sphäre in die- geordnete, 
an gejeßliche Schranfen gebundene Konkurrenz für die öffent: 
liche Lenkung felbit (itaatsrechtlicher Charakter). Die Yandes- 
vertretung wird dadurd ein nothwendig integrivendes, ſtets 
wirfiames Element der Staatsherrichaft, und dieſe erhält um— 
gekehrt durch fie die Garantie ihrer inneren Notlwendigfeit 
und Geſetzmäßigkeit. Der ganze öffentliche Zuftand, der bis 
dahin unter zwei gefondert handelnden Subjeften ftand, tritt 
damit unter Eine ungetheilt handelnde Macht. Wie alio in 
Beziehung auf die Bildung der reichöftändischen Verſammlung 
der geichichtliche Fortichritt nach ungetheilter Einheit der Nation 
in ihrer Vertretung geht, jo in Beziehung auf ihre Nechte 
nach ungetheilter Einheit und Aufeinanderberechnung der Staats— 
lenfung. Es iſt eine und diejelbe Idee des fittlichen Reiches, 
die in beidem ſich beurfundet. 

Von dieſem gejchichtlichen Fortgange wird das nächſte 
Kapitel umftändlicher handeln. 


8. 99. 


Dieß iſt der Grundgedanke reichsſtändiſcher Verfaſſung. 
Sie läßt die mannigfachſten Arten der Ausführung zu. Es 
kann die Wirkſamkeit der Landesvertretung verſchieden nach 
Art und Umfang ſeyn, von der Geltendmachung einzelner be— 
ſtimmter und ſogar ſehr eingeſchränkter Rechte an bis zur 
völligen Durchdringung der königlichen Gewalt und dadurch 
Mitbeſtimmung des ganzen öffentlichen Zuſtandes (England). 
Alle dieſe Stufen ſind recht und gut nach Zeit, Land und 
Rechtmäßigkeit der Entſtehung. Nur die Bedeutung der Grund— 
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elemente darf nicht aufgehoben werden, e8 darf die Macht der 
Vertretung weder felbft zur oberften (fouveränen) Gewalt 
werden (jo die revolutionären Konftitutionen), ſonſt zerfällt 
dieſe Berfaflung in ſich; noch zum Schattenbild herunterfinfen, 
ſonſt tft ihr Leben zu Ende Defgleichen fann die Bildung 
der Landesvertretung mannigfach ſeyn, es fann der eine oder 
der andere Stand mehr präponderiren, e8 kann der oder jener 
Stand fehlen, 3. B. Geiftlichkert, Univerfitäten, ed fann die 
Wahl einen größeren oder bejchränfteren Antheil haben, es 
kann bei großer Ausdehnung des Wahlrechts die Wählbarkeit 
auf die höheren Stände fich beichränfen (England), es kann 
die Landesvertretung in Kurien, Kammern, in der mannigfachiten 
Meile eingerichtet, dev Geſchäftsgang von der oder jener Art 
jeyn. Nur die Grundprineipien müſſen eingehalten jeyn. Es 
dürfen ihr die Hauptelemente nationaler Exiſtenz nicht fehlen, 
fie darf nicht ein bloßes Aggregat ohne ftändiihe Grundlage 
ſeyn, noch auch in jeßiger Zeit umgekehrt in geionderte Stände 
zerfallen und den Charakter der Einen Volfsvertretung einbüßen. 


$. 100. 


Die liberal-konſtitutionelle Theorie (Lo de, Blad- 
ftone, Monteösquien, Delolme, NRoufjeau, Aretin, 
Rotteck u.}. w.) beruht auf dem Princip der Volksſouveränetät 
(Rouſſeau), d. i. daß die oberſte Gewalt der Geſammtheit 
der Einzelnen zuſtehe, und iſt nur zum Theil (je nach der 
politiſchen Fraktion) modificirt durch das konſtitutionelle Princiy, 
d. i. das Poſtulat eines mechaniſchen Gleichgewichts der Ge— 
walten (Montes quieu). Nach ihr iſt die repräſentirende 
Verſammlung Volksvertretung im Sinne der Stellvertretung, 
d. i. die Rechte, die an ſich der Geſammtmaſſe zuſtehen, an ihrer 
Statt ausübend, ſie bildet ſich daher aus der unterſchiedloſen 
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Gejammtmaffe, alle Staatsangebörigen haben gleiches Wahl- 
recht und gleiche Wählbarfeit, e8 wird nach bloß numerischen 
Abtheilungen ohne Nüdfiht auf Standesklaffen gewählt, und 
die Gewählten in Eine Verſammlung mit Abitimmung nad) 
Köpfen vereinigt. Das Necht aber, welches der Geſammtmaſſe 
zufteht und das deßhalb dieſe Nepräfentation ausübt, iſt Fein 
geringeres als die Souveränetät jelbit. Site hat daher die 
gejeßgebende Gewalt als die höchſte Ausübung der Staats— 
gewalt, der Fürſt nur die erefutive, und diefe nur in ihrem 
Dienite. Diek iſt die Konjequenz aud dem Princip der Volks— 
jouveränetät. Modifikationen erhält die Theorie durch das 
fonftitutionelle Prineip vorzüglich zwei: das Veto des Königs, 
jey es ein abjolutes oder ein proviſoriſches, und die Abthei— 
lung in zwei Kammern, aber nicht aus verjchtedenen Ständen 
und mit innerer Verschiedenheit der Elemente, jondern nur 
äußerlich, um ein mechaniiches Gegengewicht, ein Equilibrium 
zu erhalten. Dieje Theorie iſt nicht eine Verfaſſung des 
Staates, jondern Auflöfung des Staates; denn fie vertilgt 
dasjenige, was den Staat zum Staate macht, die höhere Au— 
torität über dem Einzelnen und der Maffe. Wie dieß durch 
fie Schon dem Gedanken und Princip nach geichteht, fo muß 
es auch in der Ausführung überall erfolgen, und die Gejchichte 
hat das beftätigt. Als Cazalez einmal den Keim der Selbit- 
zeritörung, der in der vepublifaniichen Verfaffung liegt, bevedt 
schilderte, vief man ihm entgegen: auch in der Nepräjentativ- 
verfaſſung? So täuſchte man fih! Eine Achte Republik hat 
immer noch ein Element der gegebenen Einheit und Autorität, 
das dieſer Verfaffung gänzlich mangelt. 

Die Theorie, welche im Gegenjate hierzu von der Schule 
Haller’3*) aufgeftellt ward, beruht auf einer völlig privat: 
NR ollgraff, die Täufhungen des Repräſentativſyſtems; (Jarke) 
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rechtlichen Auffaſſung des Staates. Nach ihr iſt der Fürſt In— 
haber der Landesregierung als eines Privateigenthums, er übt 
ſie deßwegen unumſchränkt ohne allen Einfluß, ohne Mitſprache 
der Landſtände. Dieſe aber haben ihrerſeits auch wieder private 
Berechtigungen, im die der Fürſt nicht eingreifen darf, und dieſe 
ihre privaten Berechtigungen gegen ihn zu vertreten oder darüber 
mit ihm fich zu vergleichen, ift die Bedeutung der verfammelten 
Stände. Diefe Nechte beitehen vorzüglich in der Freiheit des 
Nermögend von Abgaben und in den bejonders erworbenen 
Privilegien u. ſ. w. Von Rechten des Volkes ald eines Ganzen, 
namentlich dem Nechte, nach jeinen traditionellen Gejeßen und 
Sitten regiert zu werden, it dabei nicht Die Rede. Eben daher 
vertritt audy jeder Stand fein Necht für fi), in Kurien, die 
ganz unabhängig von einander mit dem Fürften handeln und nur 
zum Zweck ihrer Kräftigung fich vereinigen. Dieje Theorie zer— 
jtört alle Embeit wie alle höhere Ordnung und Nothwendigfeit 
im Staate, fie macht aus ihm ein Aggregat tjolirt nebeneinander: 
ftehender abjoluter Privatrechte. Der heutige geregelte Gang 
der Werwaltung und die Anforderungen an fie find damit un- 
vereinbar. So find die Nechte, welche fie den Ständen zugelteht, 
3. B. unbedingte Steuerverweigerung, nicht mehr möglich, und 
die, welche fie haben müßten, eine Mitwirkung für den öffentlichen 
Zuſtand, Spricht fie ihnen ab, der Erfolg in der Mirklichkeit 
wäre daher Vernichtung der ſtändiſchen Inſtitution, abgejehen 
davon, daß die Stände, die fie vorausfeßt, nicht mehr beitehen 
oder doch nicht mehr die natürliche Macht beiten, auf der 
ehedem ihre Wirkſamkeit ruhte. Es iſt dieſe Theorie eine Ver— 
zerrung der deutſchen landſtändiſchen, gleichwie die konſtitutio— 
nelle Theorie eine Verzerrung der engliſchen Verfaſſung. 


die ſtändiſche Verfaſſung und die deutſchen Konſtitutionen; überhaupt das 
Berliner „Politiſche Wochenblatt.“ 
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Beide Theorieen find denn auch nicht fähig die Wirklichkeit in 
fich aufzunehmen, beide müſſen eine weite Klaſſe Verfaffungs- 
formen, die fi) im Leben und in der Geichichte bewährt haben, 
als gedanfenlos oder ald bloßen Mißbrauch von fich ausftoßen. 
Die liberale Theorie fann die ältere reichsſtändiſche Verfaffung, 
ja im Grunde aud) feine der wirklich beitehenden Verfaſſungen 
als Acht anerkennen, denn es iſt in feiner die Konſequenz ihres 
Princips vealifirt und kann es auch nicht jeyn. Die Hallev’iche 
Theorie kann feine Verfaſſung als Acht anerkennen, außer die 
der alten deutſchen Landſtände, namentlich die engliiche iſt ihr 
eine bloße Korruption der ftändiihen Verfaffung *). 


*) Hegel’s Auffafjung der „Eonftitutionellen Monarchie” enthält den 
wejentlihen Fortichritt vor Montesquien u. f. w., daß fie die Einheit 
der Staatsgewalt (Souveränetät) im Fürſten („fürftlihe Gewalt“) be- 
hauptet und die Sphäre der Stände in die Mitwirkung, namentlich (fub- 
jeftive) Aneignung der (objektiv) von der Regierung ausgehenden Geſetze 
jetzt umd dieß durch treffende Auseinanderjegungen beleuchtet. Wie nun 
Hegel das ganze Inftitut nicht aus dem realen Verhältniß von König- 
thum und Volk entwicelt, fondern aus dem abftraften Begriffe der Gewalt 
und ihrer Funktionen, jo hat feine Auffaffung auch in ihren Nefultaten 
einen formaliftiichen Charakter. Er faßt nämlich nur die eine Seite in 
der Bedeutung der ftändifchen Berfaffung auf, die Erprobung der Geſetze, 
ignorivt dagegen die andere, den Schub und die Geltendmachung der Rechte, 
danach laſſen ſich Beſchwerde, Anklage, Petition, ja Steuerbewilligung und 
Berwendungsfontrole nicht begreifen, wie fie diefem bloßen integrivenden 
Momente der gefesgebenden (vegelgebenden) Gewalt zufommen follen. Einen 
jolhen Schuß nur für nöthig zu halten gegenüber der Regierung, ift ihm 
ſchon „die Gefinmung des Pöbels“, und felbft jene Erprobung der Geſetze 
ift ihm minder eine wofentliche Einwirkung auf diefelben, als eine Einvich- 
tung bloß, daß das fubjeftive Moment zur Eriftenz komme, daß der in 
den Maafregeln der Regierung ſchon „an ſich“ feyende Wille auch „für 
ſich“ werde; ähnlich etwa wie nach deutihem Grundſatze die geſetzlich 
nothwendigen Steuern doc immer bewilligt werden müſſen. Er beſchränkt 
demnach wie die Bedeutung des Fürften auf die bloße formale Autorifirung 
(8.280), jo die Bedeutung der Volksvertreter auf die bloße formale Aneig- 
nung ($.301), und man muß fragen, von wen denn das Geſetz — defjen 
höheres Anfehen über beiden auch wir anerkennen — die Fortbildung feines 
Inhaltes erhalte, und von wen die entjeheidenden Thaten des Augenblicks 


9. Kapitel. Das ältere und das neuere Ständeweien. 335 


Neuntes Kapitel. 


Das ältere und das neuere Ständemefen. 


SL 

Die reichsſtändiſche Snititution der älteren und die der 
neueren Zeit haben einen verichtedenen Grundcharakter; es tft 
deßhalb ein vergebliches Unternehmen fich auf den Boden des 
älteren Ständeweſens zu ftellen, jein Prineip feſtzuhalten und 
bloß andere Anwendungen deijelben je nach den veränderten 
Verhältniſſen zuzuſtehen. Jede neuere VBerfaffung muß nad) 
dem neueren Princip eingerichtet und muß nad) ihm aufgefaßt 
und gehandhabt werden. Es kann dieſer Unterichied Älteren und 
neueren Ständewejens bezeichnet werden als der Unterjchted 
des ſtändiſch-patrimonialen und des nationalsitaatlichen Principe. 
Das erite ilt e8, das bis auf die Zeit der frangöfiichen Revo— 
lution mehr oder minder den Charakter der europäiichen Reichs— 
verfammlungen und am ftärkiten den der deutichen Landſchaft 
bildete, das letztere ijt zuerit in dev Verfaffung des englischen 
Parlament3 verwirklicht worden. Dieje beiden Grundcharaftere 
jolfen einander gegenübergeftellt und zur Deutlichfeit gebracht 
werden. 

Die, ältere reichsſtändiſche Verfaſſung der germaniſchen 
Staaten iſt monarchiſch-ariſtokratiſch, bez.-feudaliſtiſch. Die 
großen (unmittelbaren) Vaſallen des Königs bilden ſeinen Rath, 
allerdings als Vertreter der Gebiete, denen ſie vorſtanden oder 
die ihnen gehörten, aber nicht im modernen Sinne, um den 


ausgehen? Etwa vom Begriffe, der ſich ſelbſt Realität gibt? Nichtsdeſto— 
weniger hat Hegel das große Verdienſt, zuerſt das wahre Verhältniß 
zwiſchen Fürſt und Ständen im Allgemeinen und Weſentlichen ausgeſprochen 
zu haben. 
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Willen der Bevölferung dieſer Gebiete geltend zu. machen, 
jondern in dem Sinne, wie ein Fürſt jein Land vertritt. An 
fie ſchließt ſich die hohe Geiftlichfeit, theil$ wegen des Anſehens 
der firchlichen Winde, theild wegen ihrer Belehnung mit 
Grundbefi. Später wurden in allen Neichen Europa's auch 
die Städte zugezogen, aber mit untergeordneter Stellung, die 
erit allmählig zur gleichen emporwuche, auch fie haufig in dem 
Charakter als Lebenträger der Krone. Das find die Feudalitände. 
Die Aufgabe diefer Neichsftände iſt Rath und Hülfe (conseil 
et aide). Was aber in der eriten Zeit, da noch Unabhängigfeit 
und Umverpflichtung die Negel bildet und fich von jelbft verfteht, 
als VBortheil des Königs, als Hülfe und Wohlwollen Seitens 
der Stände ericheint, das evjcheint in. der Tpäteren Zeit, nach— 
dem Verbindlichkeit und Auflage gewöhnlicher geworden, als 
Schuß der Stände und Schranfe des Königs, als das Necht 
der Bewilligung oder Verſagung. Für Beides jedoch, für 
Rath und Hülfe, war das Verhältniß zwilchen König und 
Ständen ohne genaue Feftitellung, Ichwebend, mehr durd) die 
jeweilige faktiſche Uebermacht als durch fichere Nechtsgrund- 
ſätze bejtimmt, und ſelbſt wo es fich genauer feititellte, war 
für beide Theile Alles mehr perjönliche (private) Berechtigung 
und Gewalt als anftaltliche Drdnung und Nothwendigfeit. 
Am ftärkiten trat diefer privatrechtliche Charakter heraus 
bei der den europätichen Neichsverfammlungen nachgebildeten 
deutichen Landſchaft, aus ganz natürlichen Gründen. Die 
deutiche Yandeshoheit jelbit hatte ja damals noch feinesweges 
den Charakter eigentlicher voller vobrigfeitlicher Gewalt, fie 
bejtand vielmehr in einigen von der eigentlichen Obrigkeit, dem 
Kaiſer, in patrimontaler Weile erworbenen Herricherbefugniljen 
und hatte deßhalb den Untertanen gegenüber eine Beimiſchung 
privatrechtlicher parteilicher Stellung. Nur daraus erklärt e8 
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ſich auch, dab der bewaffnete Widerftand gegen den Landesheren 
weder in den Augen des Landes nody auch in jeinen eigenen 
für ſchlechthin unerlaubt galt, während er gegen die eigentliche 
Dbrigfeit, d. 1. gegen den Kaiſer geübt, damals jo gut als 
heutigestags für Empörung gehalten wurde. So z. B. einigte 
fich der Yöwenbund zu bemwaffnetem Schuße gegen Sedermann 
(d. i. auch den Landesheren) mit Ausnahme von Kaiſer und 
Papit. Inöbejondere aber beruht die Entftehung der Landſchaft 
vein auf dem Motiv einer jolchen privatrechtlichen parteilichen 
Sicherung. Ihre Unabhängigkeit und ihre Gerechtfame zu 
behaupten gegen Eingriffe des Landesherrn, namentlich gegen 
Beitenerung, bildeten fich die Einigungen, aus denen dann die 
Landſchaft erwuchs, dieß wurde darum auch ihr bleibender 
Charakter. Während die europäischen Neichöverfammlungen 
und die früheren Placita der deutichen Territorien vorherrichend 
die Bedeutung des Nathes für die Reichs- bez. Landesregie— 
rung hatten, fo die Landſtände vorherrſchend die Bedeutung 
der Wahrung ihrer Rechte, des Schußes gegenüber dem Fürften. 
Ihre Stellung gleicht, um eine Parallele zu gebrauchen, nicht 
jowohl der des Parlaments im alten Sinne, d. i. der Lords 
und Biſchöfe, als vielmehr der des Hauſes der Gemeinen zur 
Zeit feiner Entſtehung. Hier tritt deßhalb der priwatrecht- 
liche Typus in einem Grade hervor wie ſonſt nirgend. Hier 
ericheinen die Gewalt des Füriten und die Nechte der Stände, 
und zwar eines jeden Standes für fi), mehr als Sonder- 
berechtigungen, die zufällig entitanden find und zu willkühr— 
licher gefonderter Verfügung zuftehen und auf das perjönliche 
Intereffe des Landesfürſten und bezüglich der betreffenden 
Stände abzielen, ohne auf den öffentlichen Zuftand als höhere 
Einheit bezogen und injoweit auch durch eine höhere Noth- 
wendigfeit beitimmt zu jeyn. 
1.2: - 22 
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$. 102. 

Danach hat die ältere Yandeövertretung den feudaliſti— 
ihen Charakter. Wie der ganze Bau des Staates eine Stufen- 
folge eigenberechtigter Dbrigfeiten zwijchen dem oberiten Herrn 
und der Bevölferung ift, alfo beiteht auch die Kandesvertretung 
aus lauter ſolchen Obrigfeiten, die fich ſelbſt und ihre Unter- 
thanen gegen den oberiten Herrn Ichügen. Die höchite Obrigkeit 
des Landes beräth und ‚vereinbart mit den Unterobrigfeiten 
(superioritas subordinata). Das iſt die Bedeutung der älteren 
Landſchaft. So namentlich ſaßen in den deutichen Yandjchaften 
die Nitter als die eigenberechtigten Obrigfeiten — die Patri- 
monialherrrn — des Yandes und die Magiftrate ald die eigen- 
berechtigten, auf ihrer eigenen Stooptation ruhenden Obrigfeiten 
der Städte. Die Yandtagsmitglieder vertraten aljo die Bevöl— 
ferung weniger als ihren Stand und ihre Genofjen denn als 
ihre Unterthanen, als ihre Herrjchaft, ahnlich wie die Reichs— 
ftände ihr Territortum auf dem Neichötage vertraten. 

Die ältere Landesvertretung hat aber auch den privat- 
rechthichen Charakter, insbefondere in den deutichen Terri— 
torien. Er zeigt fich für's Erfte in der Konjtituirung der 
Yandichaft. 

Die Sit und Stimme in derfelben haben (Ritter, Prälaten) 
ſchützen bloß fich jelbit, oder ihre Untergebenen (Hinterfaljen) 
bloß für ihr eigenes Intereſſe, die unmittelbaren fürftlichen 
Grumdunterthanen find deßhalb auch ganz unvertreten. Das 
erleidet feine Ausnahme da, wo Abgeordnete von Korporationen 
in der Landſchaft figen (Bürgermeiiter, ritterichaftliche Deputirte); 
denn in der That jhüben und vertiteten ſich doch auch bier nur 
dieje Korporationen ſelbſt, weil ihre Deputirten nur fo ftimmen 
dürfen, wie fieihnen Mandate geben. Es fiten kraft diefer Mandate 
eigentlic) die Städte (Mtagiftrate) u. |. w. in der Landichaft und 
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nicht die Bürgermeifter. Ferner bildet jeder Stand eine ge- 
ſonderte Kurie und kann als ſolche nicht bloß nicht von den 
anderen überjtimmt werden, was ganz in der Ordnung ift, 
jondern auch für fi) allein ohne Zuftimmung der anderen mit 
dem Fürften unterhandeln, ihm bewilligen, fich mit ihm ver- 
gleichen. Nicht das iſt der hervoritechende Charakter der 
altern Berfaffung, was die Haller'ſche Schule als ſolchen be- 
zeichnet, dab fein Stand in den Beutel des andern verwilligen 
fann, Jondern vielmehr das Umgefehrte, dat jeder Stand in 
jeinen Beutel bewilligen fan ohne die anderen”). Endlich 
kann der Fürſt beliebig die Stände berufen, oder es unterlaffen, 
je nad) jeinem Bedürfniß und Vortheil, und fünnen dafür 
auch wieder umgekehrt die Stände fich eigenmächtig verſam— 
meln ohne fürjtlihe Berufung. 

Es zeigt ſich der privatrechtliche Charakter für's Andere 
in ihrer Wirkſamkeit, daß der Staat getheilt it in eine Sphäre 
fürftlihen und eine Sphäre ftändiichen Beltebens ohne höhere 
Einheit und Nothwendigfeit. Der Fürft verfügt über Domänen 
und Regalien (Später in manchen Kindern auch über indirekte 
Abgaben) als über fein Eigenthbum ohne alle ftändiiche Mit- 
Iprache und Kontrole, dagegen fünnen ihm die Stände, wenige 
Ausnahmen gejeglich nothwendiger Steuern abgerechnet, die 
Steuern willführlich verfagen, oder auc fie an beliebige Be— 
dingungen knüpfen, gleichwie Privatleute ihre Gejchäfte mit 
einander abichließen. Die Stände ihrerſeits beſorgen Die Er— 
hebung, die Verwaltung, ja häufig auch die VBerausgabung der 
von ihnen bewilligten Steuern. Sogar eine Einfichtnahme 
und Ueberwachung der ſtändiſchen Steuerverwaltung fam den 
Fürsten nicht zu, und exit ſpäter machten fie das Necht hierauf 


*) Selbft durch reichsgerichtliches Erkenntniß für Mecklenburg beftätigt. 
22” 
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geltend, in welchem fie auch von den Reichsgerichten unterftüt 
wurden. So hatte jeder Theil das Seine rein für fich, und 
es ftellt fi) damit der eigenthümlichite Zug des deutſchen Stände— 
wejens heraus, daß der Stantshaushalt durch zwei verſchiedene 
Subjefte beftritten wird: die landesfürftliche Kammerfafje und 
die ſtändiſche Steuerfaffe. Dieſe find jede für fich eine juriftiche 
Person, fünnen mit einander Geſchäfte abſchließen, Nechtsitreite 
führen, fontribuiren jede je nad) ihrer Uebernahme für das oder 
jenes Bedürfniß des Yandes, und die Anſprüche an den Staat 
(Bejoldungen, Darlehen u. dgl.) haben entweder dieje oder jene 
zum Schuldner, und die Schuld der einen berührt nie die andere. 
Im gleichen Geilte beichränft ſich die Zuftimmung zu Geſetzen 
ganz gewöhnlich, wenigitens in ſpäterer Zeit*), auf die jura 
singulorum, d. t. die bejonderen im privatrechtlichen Charakter 
erworbenen Nechte der betreffenden Stände, zujammen oder 
einzeln. Sind ed die Nechte eines einzelnen Standes, jo kann 
diefer wirffam zuftimmen, verzichten, ohne die anderen. Selbft 
die Veräußerung des Landes wurde erit allmählich und feines- 
weges allgemein, und die der Domänen nur mitunter an ihre 
Zuftimmung gebunden. Auf der andern Seite iſt die Landichaft 
nicht bloß eine Inſtitution, d. i. ein ergänzendes Glied der 
Staatögewalt, daher mit öffentlichen auf den Staat bezüglichen 
Funktionen, wie das englische Parlament bloß eine joldhe In— 
jtitution tft, ſondern Ste ift zugleich auch eine Korporation, 





*) Wenn im früherer Zeit die Stände oft zur allen Gefeten zuftimmen, 
jo beruht das nicht auf einem ftaatsrehtlihen Princip, wie etwa in Eng- 
land oder in unferer heutigen Verfaffung, ſondern bloß darauf, daß die 
Landeshoheit eben das Recht der Gefeßgebung nicht an ſich ſchon enthielt 
und daher nur auf dem Wege der freien Vereinbarung der Landesherr 
diejelbe üben konnte. Seitdem dagegen die Gefetsgebung als wejentlicher 
Theil der Landeshoheit betrachtet wird, verſchwindet meiftens das Zuftim- 
mungsrecht der Stände, jo weit e8 nicht ihre jura singulorum betrifft. 
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eine Kommune, d. i. ein vom Staate völlig verschtedenes 
Subjekt, mit Zwecken, Thätigkeiten und Befugniffen, die ihr 
in dieſer Unterichiedenheit vom Staate zufommen, daher ohne 
Konkurrenz des Fürften vein von ihr allein vorgenommen, be- 
züglich geltend gemacht werden können; fie hat die Nechte einer 
moralifchen (d. i. aljo privaten) Perfon: gelondertes Eigenthum, 
Fäahigfeit Proceffe zu führen, ſowohl financielle, getrennt vom 
Fiskus, als dem Vertreter des Staates, ja diefem gegenüber, 
als auch politiihe. Das „Land“ ift durchaus ein gejondertes 
Rechtsſubjekt gegenüber dem Fürften, und die höhere Macht 
über Beiden find die Gerichte, die Reichs- bez. Landesgerichte *). 

Deßhalb war auch die Yandichaft ein immer vorhandenes 
Rechtsſubjekt, während jegt nach Auflöfung der Kammer, ja 
nah Schluß des Landtags fein zur Pandesvertretung legiti- 
mirted Subjeft mehr beiteht. 

So Scharf ift der privatrechtlihe Typus der Altern land— 
ſtändiſchen Verfaffung durch und durch aufgeprägt. Ihr Weſen 
ift aber deſſenungeachtet keinesweges mit demjelben erjchöpft. 
Eine Wirkfamfeit für das Deffentliche ift fo tief in diejer In— 
ftitution begründet, daß fie niemals fehlen kann. Auch damals 
wurde das gemeinjame Intereffe des Yandes von den Ständen 
gewahrt, und gab es gemeinjame Nechte des Landes, nur daß 
dieß bei weitem die eingejchränftere Sphäre ausmachte; fo 
3. B. in dem Schuß gegen Neligionsbeeinträchtigung, gegen 


*) Am meiften ftellt fi) das, wie eben gezeigt worden, hinfichtlicd des 
financiellen Haushaltes heraus, aber es geht durch alle Rechtsverhältniffe. 
So z. B. traten die Hurfähfiihen Stände als Principal - Intervenienten 
gegen den Churfürften und den Grafen von Schwarzburg in Betreff der 
Landfäffigkeit der Letteren bei dem R. E. ©. auf, um einen zwiſchen diefen 
geihloffenen Vergleich umzuftogen. Dann ſchickten damals die Stände 
Deputationen nit bloß an Kaifer und Neid, jondern aud) an andere 
Fürften (3. B. wenn einer das Land drüdte). 
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Theilung und Veräußerung und Aehnlichem vepräfentirten die 
Stände wirklich das Volf. Auch war e8 grade das innerite 
Streben des geichichtlichen Fortgangs, diefen Typus, den die 
Schule Haller’s für den allein Achten ausgibt, abzuftreifen. 
Sp z. B. finden fich theild allgemein, ja ſogar reichsgeſetzlich, 
theils wenigſtens in mehreren Landen Aufhebung der eigen- 
mächtigen VBerfammlungen, Beichränfung der Separatabichlüffe 
der einzelnen Stände mit dem Fürften, periodiſch nothwendige 
Berufung, geregelte Konkurrenz des fürftlichen Kammergutes 
und der ſtändiſchen Abgaben, und grade die Verfaffungen, 
welche am meilten diele publteiftiiche Korreftur annabmen, vor 
Allen die medlenburgtiche, haben am längiten ihre Bedeutung 
behauptet. 

Seit dem Ende des ſechszehnten Jahrhunderts aber ging 
in dieſer Hinficht eine wejentliche Veränderung vor fih. Won 
dieſen beiden Elementen, die aus ihren Privatmitteln und ge- 
wiſſermaaßen für ihren Privatzwed den Staat verforgten, erhielt 
nämlic das eine, die fürftliche Gewalt, um dieſe Zeit je mehr 
und mehr den Staatlichen Charakter. Sie galt von da an als 
die Macht zur Verjorgung des Staates und des Gemeinwohles, 
während die Stände ihren Charakter als Privatklaffen, die gewiffe 
Nechte zu ihrem gejonderten Vortheil haben, fortwährend be— 
hielten. Der Fürft identificirte ſich deßhalb in der öffentlichen 
Meinung mit dem Staate, grade wie jeßt umgefehrt, und auch 
nicht mit größerem Rechte, Bolt und Staat jo häufig für Eins 
genommen wird. Es bildete fic) jo jenes Kandesherrenthum 
(Zerritorialismus), das am grellften Thomaſius ebenjo jehr 
den Ständen als der Kirche gegemüber vertritt. In Folge deifen 
wurde es den Fürſten beſonders der größeren Länder leicht, die 
ſtändiſchen Nechte zu brechen, als unvereinbar mit den höheren 
Rückſichten des Staates; fie hatten dabei die Meinung und die 
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Zeitrichtung für fich. Gleichzeitig bildete fich das Beamtenweſen, 
welches die Verwaltung an ſich zog, und das ftehende Heer, 
das einerjeits die thatſächliche Gewalt von der Nitterichaft johin 
auch der Yandichaft auf den Füriten verlegte, und andererſeits 
für den Fürſten eine Aufforderung, ja eine Nöthigung enthielt, 
die ſtändiſche Steuerverjagung, diejen Kern des privatrechtlichen 
Ständeweleng, nicht zu achten. Es näherte fich der Zuftand 
im raschen Wachsthum jener Souveränetät, an der alles ftän- 
diſche Necht wie an einem ehernen Felſen („rocher de bronze“) 
fich brechen jollte. In der That eine Ständeverfaffung diejes 
ältern Charakters konnte ſich nicht erhalten, fo wie der Ge- 
danfe des Staates ald Einer ungetheilten öffentlichen Anftalt 
in’s Leben trat. Nichts Anderes als dieß aber tft die Fort- 
bildung der Landeshoheit zur Souveränetät. Der Zeitpunft, 
mit welchen die Souveränetät gereift war und, mit Auflöfung 
des Neiches, die legten Schalen, die fie umhüllt hatten, ab- 
werfend, vollendet und ausgeprägt daftand, war daher noth— 
wendig auch der Zeitpunkt, mit dem fürmlich und rechtlich die 
alte deutiche Landſchaft aufhörte. 


$. 108. 


Das Gegenbild zu diefem privatrechtlichen Typus, der Die 
deutſche Landichaft und ebenfo, wenn auch in geringerem Grade, 
alle europäiſchen Reichsverſammlungen vor der Revolution aus— 
zeichnet, gewährt uns die reichsſtändiſche Verfaſſung in England. 
Dort erhielt ſie auf Grund ſchon urſprünglicher dahin neigender 
Anlage durch eine theils in gewaltſamer Umwälzung, theils 
unmerklich vor ſich gehende Neugeſtaltung den ſtaatsrechtlichen 
öffentlichen Charakter, welcher die Reife der Inſtitution iſt, und 
zwar ohne ihre ununterbrochene geihichtliche Einheit einzubüßen. 
Wir fünnen dieß auch ald den Fonftitutionellen Charakter 
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bezeichnen, diefen Begriff dann in einem andern Sinne ges 
nommen ald in dem jeßt üblichen, nad) welchem er eine Thei- 
fung der Staatögewalt und Beichränfung des Königs auf die 
bloße Exekutive bezeichnet. Hierin iſt England Träger eines 
weltgeichichtlichen Fortichrittes und wir zeichnen daher in dem 
Folgenden die Umriſſe folcher ſtaatlichen reichsſtändiſchen Ver— 
faſſung nach dem Vorbilde Englands. 

Der ſtaatliche konſtitutionelle Charakter der engliſchen 
Verfaſſung beſteht, was die Bildung und Stellung des Par— 
laments anlangt, darin, daß ſie Nationalvertretung im 
Gegenſatze partikular ſtändiſcher Vertretung iſt. Nicht 
daß die ſtändiſche Gliederung derſelben aufgelöſt wäre in ein 
bloßes Aggregat, ſind doch die Lords, Prälaten, Landeigen— 
thümer, Städte, und letztere als geſchloſſene Korporationen, 
vertreten, ſondern daß dieſe aus Ständen und Korportionen 
gegliederte Repräſentation dennoch zuſammen Eine vollſtändige 
und ungetheilte Nationalrepräſentation iſt. 

Es iſt nämlich die geſammte Bevölkerung, alle Klaſſen des 
Volkes an ihr betheiligt, d. i. Alle die durch irgend ein ſäch— 
liches Intereſſe, einen Beſitz, dem Lande verbunden ſind. Die— 
jenigen, welche nicht ſelbſt im Parlamente zu ſitzen fähig ſind, 
nehmen wenigſtens an der Wahl für daſſelbe Theil. Es bildet 
ferner die Vertretung der ſämmtlichen Stände ein Ganzes, das 
nur als Einheit handelt, indem fein Haus Etwas für fich aus— 
vichten, namentlich Etwas bewilligen kann ohne das andere, 
und Ste ſteht endlich al8 nationale Vertretung über der Ges 
jammtheit des Volkes ſowohl als über den Kreifen, aus denen 
fie hervorging, indem ihre Glieder an feinerlei Aufträge ge— 
bunden find, fondern nur nach eigener Ueberzeugung ftimmen. 
Diefer letter Grundſatz, der ſchon unter der Königin Elifabeth 
anerkannt war, ertheilt exft dev Neichsverfammlung den wahrhaft 
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ftaatlichen Charakter. Bei den Mandaten der Altern Einrich— 
tung steht fie unter dem Willen der abgejchloffenen Stände und 
ariitofratiich vegierten Körperichaften, bei den Mandaten, wie 
man fie während der Revolution mitunter anſprach, fteht fie unter 
dem Willen der ſämmtlichen Einzelnen je nach numerischen Ab- 
theilungen, durch jenen Grundſatz aber tft fte eine anftaltliche 
Macht, als. ſolche über der Geſammtmaſſe wie über den ein- 
zelnen Ständen, die Nation als Ein geiſtiges Ganzes dar- 
jtelfend, und dieß eben iſt das ftaatliche Princip im Gegenjabe 
des privatrechtlichen ſowohl als des volfsherrichaftlichen. Da: 
mit wird denn die Neichöverfammlung, oder die einheitliche 
Nation, die durch fie vertreten iſt, nothwendig die einzige und 
die vollftändige Disponentin über alle politische Rechte. Sie 
fann unter Zuftimmung des Königs über die Nechte eines jeden 
Standes, einer jeden Korporation verfügen, und zwar formell 
unumfchränft, wenn fie auch materiell Schranfen anerfennen 
muß (Dmnipotenz des Parlaments) und umgefehrt kann fein 
Stand, Klaffe, Stadt über feine politiichen Rechte verfügen 
ohne ihren Willen. Die alte Landichaft war bis zum gewilfen 
Grade nur eine politiiche Börfe, auf der jeder Stand für fich 
gejondert jeine Gejchäfte mit dem Fürften oder den übrigen 
Ständen abichloß, das Parlament ift eime höhere nationale 
einheitliche Inftitution, durch welche die Nation ihren Zultand 
im Ganzen wie für ihre einzelnen Klaſſen feſtſetzt. 

Auch das Inſtitut der beiden Häufer (Zweikammerſyſtem) 
iſt ein ſolcher Fortichritt zum ftaatlichen Charafter. Nach dem 
Kurienſyſtem Stehen fich die Stände als privatrechtliche Korporas 
tionen gegenüber, darauf angewieſen ihr partikuläres Intereſſe 
gegen einander zu wahren”); nad) dem Syſtem des Parla- 


) Wo dieß nicht der Fall, wie in der deutjchen Reichsverſammlung, 
da exfcheinen fie als Mächte, gewiffermaaßen als völkerrechtliche Subjekte. 
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ments ſtehen ſich die beiden Häufer als politiſche Inftitutionen 
gegenüber, darauf berechnet, ihre öffentliche Bedeutung zu ver 
treten, es ericheint das Haus der Lords als dasjenige, welches 
erbliche Herrenftellung und dadurch beionders die Seite des 
hiſtoriſchen Zuſammenhanges der Nation und der (objektiven) 
Staatögründe vertritt gegenüber den fubjeftiven und momen— 
tanen SIntereffen der großen Volksmehrheit im Unterhaufe. 
Deßhalb find nad) dem Kurienſyſtem nicht leicht mehrere Stände 
in einer Kurie vermilcht, dagegen in den beiden Häufern werden 
verichtedene Stände verbunden, die eben jene öffentliche Be- 
deutung mit einander gemein haben, Jo namentlic im Oberhauſe 
der hohe Adel, die oberiten Würdenträger der Kirche, und nad) 
einer Ausdehnung, die Schon in England möglid und ander: 
wärts mehr ausgebildet it, die Notabilitäten ded Heeres und 
des Staatödieniteds. Deßgleichen gehört es nothwendig zu 
diefem Spitem, dab auch im Unterhaufe ein ariltofratijches 
Element (gentry) vertreten jey. Kurien als ſtändiſche Körper 
ſondern ſich Scharf, Häuſer als politiiche Körper erfordern Ueber: 
gange und Vermittelungen. — Man betrachtet häufig das 
engliiche Oberhaus als einen Neft des mittelalterlichen Feuda— 
lismus, es ift aber, in Verbindung mit dem andern Haufe, 
als das Syſtem der beiden Häufer, vielmehr der Durchbruch) 
der neuern Zeit, die Ummandlung des privatrechtlichen Kurien— 
weſens in die ftantliche Geitalt. Im den größeren Neichen 
Europa's bildet daher von num an das Syſtem der beiden Häuſer 
die Regel, ebenjo wie eheden das Syitem der drei Kurien. Wenn 
e8 auch auf den eriten Blick organiicher zu ſeyn jcheint, daß die 
jpecifiichen Stände (Adel, Geiitlichfeit, Bürger, Bauern) fich als 
bejondere Körper gegenüberitehen, jo fommt es doch bet einer 
durchgreifenden verfaſſungsmäßigen Sonderung nicht auf jene 
ſpecifiſchen Standesintereffen an, jondern auf das allgemeine 


9. Kapitel. Das ältere und das neuere Ständemwefen. 347 


politiiche Intereſſe, und dieß jcheidet fie in die beiden Abtheilungen. 
So wie in der republifantjchen VBerfaffung die Staatsregierung in 
die beiden Hauptgegenfäße, Ariitofratie und Demokratie bez. 
Bürgertum, fich jcheidet, jo in der reichsitändischen Verfaſſung 
die Yandesvertretung. Daß bei diefem Syſteme nach welchem in 
einem Haufe, namentlih im Unterhaufe, mehrere Stände foyf- 
weise ſtimmen, jeder Stand durch die Mehrheit der übrigen in 
jeinem wejentlichen Snterefje verkürzt werden kann, iſt theoretiſch 
nicht zu laugnen. Es ftellt fi) aber praktisch anders heraus, 
indem die mannigfaltige Verſchränkung der Intereſſen bei 
mehrerlei Ständen, dann die Schonung aus dem Beweggrunde 
der Wechjeljeitigfeit, endlich auch der unpartetiiche Schuß des 
Fürften Solches verhindern. Dagegen betreffen jet die ſtän— 
diſchen Verhandlungen jo überwiegend gemeinſam nationale 
Angelegenheiten (namentlich die Gejeßgebung), daß eine Schei— 
dung von Stadt und Yand und Geiftlichfett unnatürlich und ein 
wechjeljeitiges Veto unmöglich tft. Darum verjchwindet die 
Kurienverfaffung allgemach völlig aus der Zeit, und jelbit wo 
fie erhalten iſt, 3. B. in Schweden, da tft Doc) wenigſtens das 
Kurtenprineip aufgegeben; denn als ſolches muß man doch 
jedenfalls das gegenjeitige Veto betrachten, nad) der Berfalfung 
Schwedens aber findet Ueberſtimmung ftatt, entweder durch die 
Majorität der drei Kurien gegen die vierte, oder, wo zwei 
gegen zwei ftehen, mittelft Zufammentretens von Ausfchüffen, 
welche die Entjcheidung geben. Uebrigens ein Widerjpruchs- 
recht der einzelnen Stände für einzelne beitimmte, gejetslich mit 
diefev Wirkung zugeichriebenen Nechte wäre auch mit dem 
neueren Ständewejen unter allen Formen wohl vereinbar”). 








*) Ein wohlbezeihnender Ausdrud folder Einen Nationalvertretung 
im Unterſchiede des älteren Partifularismus der Stände ift der Eid auf 
das Nationalwohl, den mitunter neuere Verfaſſungen den Vertretern vor— 
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Mit diefer einheitlichen Nationalrepräientation hat denn 
auch jener ältere Feudalzug, die Vertretung des Landes bloß 
durch eigenberechtigte Dbrigfeiten aufgehört. Es find nicht 
mehr die ritterfchaftlichen Gerichtsherren die ausjchlieflichen 
Vertreter aller ländlichen Bevölkerung und die Bürgermeifter 
und Rathsherren eines mittelft Kooptation von der Stadt 
unabhängigen Magiftrats die ausschließlichen Wertreter der 
ſtädtiſchen Bevölferung. In England tft der leßte Meberreft 
dieſes Zuges in der ſtädtiſchen Nepräjentation (die vier Sy— 
fteme) durch die Neformbill befeitigt worden. Damit tritt denn 
nothwendig ein neues Moment in die Vertretung: die Ab - 
ordnung, Die periodiihen Wahlen. Die Einrichtung 
der periodiichen Wahlen enthält dem Gedanfen nad eine Fort— 
bildung der Inftitution der Yandesvertretung. Hterdurch nämlich 
wird fie eine Vertretung der Genoffen durch Genofjen, der 
eigentlichen Unterthanenlage, und die nicht mehr auf die bloße 
ſächliche Gemeinschaft der Intereffen und des Berufes, fondern 
zugleich auch auf Die perjönliche Gemeinjchaft des Vertrauens 
gebaut, und an der die ganze Bevölferung thätig betheiligt ift. 
Ste ilt aber auch thatſächlich kaum zu vermeiden mit dem 
größern Umfange heutiger Staaten und mit dem Eintritte des 
zahlveichern Standes der Landwirthe in die Vertretung, da doch 


ſchreiben. Durch denjelben joll Feinesweges die Geltendmahung der eigen- 
thümlichen Nechte und Intereffen ihres Standes ihnen verwehrt werden; 
denn fie werden ja im Gegentheil bloß zur diefem Zweck aus den verjcie- 
denen Ständen gewählt, fondern es ſoll nur die frühere advofatenartige 
Stellung befeitigt werden, daß jeder Stand bloß feine Intereſſen, nicht 
auc zugleich die der anderen, und daß er jene jelbft bei dem Bewußtſeyn 
ihrer Gemeinfhädlichfeit verforge. Das Nationalwohl ift nicht ein ab- 
ftraftes Wohl außerhalb der verſchiedenen Klaffen der Nation, fondern es 
ift nichts Anderes als das harmonishe Wohl der fümmtlichen Klaffen, 
einer jeden nach ihrem befonderen Bedirfniffe. Der Eid auf das National 
wohl jhließt daher das Standeswohl ein und nicht aus. 
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nicht alle Bauern, ja nicht alle Schulzen in der Kammer fiten 
fünnen, und Bauerndeputirte, die ihre Stellung, wie in Tyrol, 
auf Zebensdauer und vollends durch Kooptation erhalten, wird 
Niemand anpreifen. Findet fi) doch auch Schon nach älterer 
Berfaffung überall, wo der Bauernitand vertreten war (3. B. 
Ditfriesland, Würtemberg) Abordnung und Wahl. Im Erfolg 
dagegen hat die Aboronung durch Wahlen unläugbar ihre 
großen Gefahren: Aufregung, Umtriebe, Erhebung über die 
Dbrigfeit. Dennoch kann, wenn überhaupt Yandesvertretung 
in neuerer Zeit beitehen joll, die Einrichtung der Wahlen nicht 
wegfallen; aber e8 find Sicherungen und Grmäßigungen nöthig: 
längere Wahlperioden, öffentliche Stimmgebung, jolide Wahl: 
förper, Verleihung eines Theild der Wahlrechte an gege- 
bene Stellungen. Solche Ermäßigungen beitehen in England 
theils rechtlich theils faktiſch und beftanden in noch veicherem 
Maaße vor der Reformbill. Das macht die Einrichtung der 
Wahlen in England möglich. Ein anderes Mittel der Ermä— 
ßigung brachte man in Frankreich auf: die vermittelte (in— 
direkte) Wahl. Diele ift an ſich unnatürlich. Wohl tft eine 
vermittelte Wahl durch mehrere Vertretungsitufen (Kreis-, 
Provinzial- und Landesvertretung) naturgemäß, nicht aber 
eine vermittelte Wahl bloß durch mehrere Wahlafte. Nun 
mildert ſich wohl der Anſtoß an folder Doppelwahl einiger: 
maaßen, wenn man von dem Gedanfen ausgeht, daß nicht die 
einzelnen Menschen repräjentirt, ihr Wille zur Geltung gebracht 
werden fol, jondern das Volk als eine geiftige Einheit. Denn 
wenn auch bei der indirekten Wahl einzeln betrachtet das lebte 
Ergebniß häufig ein jolches iſt, das die eriten Wähler nicht 
beabfichtigten, im Ganzen und Großen wird eö doch auf ihrer 
Gefinnung ruhen. „Die öffentlihe Meinung bleibt immer 
Großwähler“, und die Aechtheit und Volksthümlichkeit der 
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Vertretung darf niht in der Mechanif der Wahl, jondern 
vielmehr in der öffentlichen Moral gejucht werden. Darum 
ift die indirefte Wahl doch nicht grundſätzlich verwerflich und 
wenn auch die einfahe Wahl, wie fie in England beiteht, 
gewiß gejunder und wirdiger tft, jo ift fie doc auf dem Feit- 
lande faum zu wagen. Allein man darf, wie fi von jelbit 
veriteht, diele indirefte Wahl bei uns nur für einen unent- 
behrlihen Schuß gegen das Aeußerſte der Crichütterung und 
Auflöfung, nicht für eine pofitive oder gar eine ausreichende 
Bürgſchaft der Landesvertretung halten. 

Der ſtärkſte Einwand gegen die neuere Art der Repräſen— 
tation iſt die ſyſtematiſche Korruption, die ſie zu be— 
gleiten pflegt. So lange die Korporationen des Landes ſelbſt 
beſchloſſen, habe von Beſtechung keine Rede ſeyn können, jetzt, 
da wenige Menſchen für das geſammte Land beſchließen, be— 
ſteche man fie und regtere durd fie willführlic das Land. 
Nun muß man Schon für das ältere Ständewejen die Frage 
aufwerfen, ob es etwas Anderes als die heutige Beftechung 
war, daß die Fürften (3. B. in Sachen) die Steuerfreiheit 
der Nitter, nach Aufhören der Nitterdienfte und gegen bie 
wohlbegründeten Ansprüche der Städte, dennoc aufrecht hielten, 
damit dieſe dafür zu Beſteuerung ihrer Hinterjaffen fich willig 
finden ließen; oder ob ed damals an Anwendung ähnlicher 
Mittel bei den einflußreichen Bürgermeiftern, Nathsherren (da 
ja dieſe, nicht die gelammte Gemeinde, bejichloffen), bei den 
Mitgliedern der landichaftlichen Ausichüffe gefehlt haben mag? 
Dann aber trägt auch das heutige Ständewejen jenes Kor: 
ruptionsſyſtem nicht mit Nothwendigfeit in fich. Für England 
fann man das faum Beftechung nennen, dab die Partei, die 
zur Gewalt fommt, die Aemter (und es find das meiſt nur 
die oberiten Aemter im Staate) mit den Ihrigen bejeßt, zumal 
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da dort Seder mit feiner Partei fteht und fallt. In Frankreich 
allerdings jcheint die Korruption ein unvermeidliched Uebel zu 
jeyn. Denn die Miinifter find dort nicht Führer einer Parla- 
mentspartei, die eigentlich regiert und verwaltet, jondern Vor— 
jtände einer von der Kammer getrennten jelbitftändigen Ad- 
mimiltration, und find dennody von den Abftimmungen der 
Deputirten völlig abbangig. Im Deutichland dagegen, wenn 
anderd das monarchiiche Princip in der Berfallung (Kap. 12) 
berricht, bedarf die Negterung zwar auch einer Partei, aber 
das iſt nur Männer, die überhaupt fonjewvativ, loyal, zu 
Gunften der beitehenden Drdnung gefinnt find, nicht folcher, 
die alle ihre Anmuthungen und Vorfchläge bewilligen. Wenn 
bier ein Korruptionsſyſtem eingerichtet wird, jo iſt das nur 
die Schuld der Menſchen und nicht der Einrichtung. 

Auch auf die Geihäftöformen eritrect fich die Umwandlung. 
So lange die zu Bertretenden ſelbſt in der Landſchaft ſaßen, 
(ag die Bürgschaft ihres Rechts in der Heimlichfeit, daß fie 
bloß unter fich über ihr Intereffe beriethen, ihre Maaßnahmen 
und deren Urheber nicht öffentlich, namentlich nicht dem Fürften 
befannt wurden. Nachdem aber, die auf dem Landtag fien, 
nicht mehr fich jelbit, Jondern die gefammte Bevölferung, und 
zwar jelbftftändig, nicht nach Mandaten vertreten, liegt die 
Bürgschaft der Berechtigten (und das iſt eben diefe Bevölke— 
rung) in der Deffentlichfeit; denn dieſe gewährt einerjeitö den 
Vertretern einen moraliichen Smpuls für ihre Handlungsweile, 
andererjeitö den Wählern die Nichtichnur für ihre fünftige 
Wahl. Wejentlich der neuern Landesvertretung iſt deßhalb 
die Veröffentlichung der Beſchlüſſe und der Abjtimmungen der 
einzelnen Mitglieder. Gewählte Repräſentanten, von deren 
Benehmen die Kommittenten feine Kunde erhalten, it etwas 
Unvollitändiges. Dagegen die Deffentlichfeit durch den raschen 
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gleichzeitigen Drud der Verhandlungen und durch Gegenwart 
von Zuſchauern auf den Tribimen gehört zwar auch zu einer 
regen entwicelten Landesvertretung, kann aber nicht gleich 
jener als wejentliches Erforderniß gelten und mag daher voll- 
ftändig erſt als das Ergebniß einer längern veichöftändtichen 
Thätigkeit, der politiihen und moraliihen Critarfung der 
Charaktere und der Feftigfeit der verfaffungsmäßigen Nechts- 
begriffe und Formen eintreten. Die Deffentlichfeit, bejonders 
die unmittelbare leibliche Gegenwart der Zufchauer, hat auch) 
ihre großen Gefahren; es gehört heutigestages weniger Muth 
und Selbitverläugnung dazu, der Regierung gegenüber zu 
treten, als der Tyrannei der öffentlichen Meinung. Auch in 
England tft die letzte Art der Deffentlichfeitt neuer und iſt 
bloß eine VBergünftigung der betreffenden Käufer, die jedes 
Haus in jedem Augenblide für die beftimmte Verhandlung 
oder auch für immer Durch einfache „Nejolution” zurücnehmen 
fann, wenn es will. Auf der andern Seite iſt bei dem ftaat- 
lihen Charakter der Landesvertretung die Gegenwart und 
Mitiprache föniglicher Beamten (Minifter) in der oder jener 
Form nothwendig. Mit der Heimlichkeit der Verhandlungen 
hängt es in älterer Zeit zujammen, daß die Stände dem Für: 
ften jedesmal nicht bloß ihre Beichlüffe, jondern auch die 
Motive derjelben in Denkſchriften mittheilten, während nad) 
englilcher Weiſe dieſe Motive aus den Debatten erhellen. Nur 
bei bejonderen Gelegenheiten fünnen auc jet noch Denk— 
ſchriften (Adreſſen) ein Bedürfniß jeyn. In diefen Punkten 
erfordert das neuere Ständewejen auch neuere Gejchäftsformen, 
außerdem aber iſt fein Grund vorhanden, die älteren deutichen 
ftändiichen Gejchäftsformen gegen die englischen und franzöfi- 
ſchen zu vertaufchen. 
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Die Nechte aber, welche den Reichsſtänden nach dem 
englijchen ftaatlihen Charakter zufommen, find von der Art, 
daß durch fie die ganze Beherrichung des Staates eine gejeh- 
liche Drdnung und öffentliche Nothwendigfeit erhält. Die 
Reichsſtände find namlich bier nicht Wächter ihrer Sonderrechte, 
jondern ein integrivendes Element der Staatögewalt jelbit, ſie 
haben deßhalb überall eine regelmäßige und nothwendige Kon- 
furrenz mit dem König und dafür nirgend Nechte und Wirk— 
ſamkeit für fi) allein gleich Kommunen oder Korporationen. 
Damit ift der Staat in feiner Sphäre dem Fürften oder den 
Ständen für ihren Privatzwed und Willen überlaffen, ſondern 
durch Beide untrennbar nad) jeinen ihm als Staat innewoh- 
nenden Zweden verjorgt, er Steht, ungeachtet die Stände eine 
berechtigte Macht neben dem Fürften find, dennoch unter Einer 
ungetheilten. Herrichaft. 

Diefe Umwandlung zeigt ſich für die Form darin, daß 
die Stände regelmäßig periodiſch gewählt, regelmäßig periodiic) 
berufen werden. Sie äußert ſich noch viel bedeutender für die 
Sache jelbit. 

In diefem Geifte iſt Schon das Grundgeje eine öffentliche 
Drdnung, welche den geſammten Berfaffungszuftand als Ein 
untrennbares Ganzes, als Ein Recht der gefammten Nation 
enthält, jo daß weder Thronfolge und Hausgeſetz von Der 
dynaſtiſchen Familie ohne das Parlament, noch die verfaffungs- 
mäßige Stellung irgend eines Standes ohne den Fürften und 
das gefammte Parlament abgeändert werden fan. 

In demfelben Geifte ift aber auch außer dem Grundgeſetze 
der gefammte gejetliche Zuftand unter den Schuß der Landes— 
vertretung geitellt, fie hat nämlich nicht bloß für die Sonder: 
rechte (jura singulorum), jondern für alle Gejeße eine ent: 
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icheidende, d. 1. verhindernde Stimme. In England tft diejes 
Precht der Zuftimmung zu Geſetzen in einem noch bedeutendern 
eingejchloffen, daß nämlich alle Gejege vom Parlament pro- 
ponirt werden müfjen (Initiative), das Allgemeine der neuern 
andesvertretung aber ift eben die, daß fein Geſetz ohne den 
Willen derjelben gegeben werden fann. Ein Zuftand, daß die 
Regierung die Stände bloß dann, wenn fie es für angemefjen 
hält, gutachtlich vernimmt, kann faum als eine ſtändiſche Ber- 
faffung gelten, Stände diejer Art find vielmehr bloße Notabeln. 
Bedeutender ſchon iſt e8, wenn jedes Geje den Ständen zur 
Berathung vorgelegt werden muß, wie das z. DB. in Mecklen— 
burg binfichtlich der „gleichgültigen Geſetze“ der Fall ift. Aber 
reichsſtändiſcheVerfaſſung desneuern ſtaatlichen Charakters jchließt 
ihrem Gedanken nach die verhindernde Stimme der Reichsſtände 
in ſich. Das eben iſt ihr Princip und ihre innerſte Bedeutung, 
daß die Nation ein Recht hat auf ihre beſtehende Ordnung und 
keine willkührliche Neuerung in den Grundlagen ihres Zuſtan— 
des hinzunehmen braucht, daß der Staat nicht nach Ermeſſen 
des Regenten zu einem andern gemacht werden kann. Grade 
durch dieſes Zuſtimmungsrecht wird auch die Landesvertretung 
zu einer konſervativen Macht im Staate. Die Vertretung iſt 
aber ihrer Natur nach vorherrſchend konſervativ, und alle Kon— 
ſervation ift wahrhaft vertretend und Ichüßend. So wenig der 
Yandesvertretung der Spielraum zur erweitern ift, wo fie gegen 
das Beſtehende andrängt, jo jehr tft ihre Macht zu befeſtigen, 
wo ed gilt, gegen die Regierung das Beſtehende zu jchirmen. 

Am entichiedeniten aber zeigt Jich der Geilt des neuern 
Ständewejens im Bereiche des Staatshaushaltes an der In— 
ititution de8 Budgets. Statt der Bewilligung einzelner 
Steuern und Aufficht über die Verwendung diejer Steuern 
durch die Stände erfolgt hier die Steuerbewilligung auf den 
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Grund des Voranſchlags aller Einnahmen und Ausgaben des 
Staates, ſie erfolgt ald ergängendes Glied eines Geſetzes für 
den Staatshaushalt der nächiten Periode, und die geſammte 
Berwendung, die Einhaltung dieſes Gejebes, unterliegt der ftän- 
diſchen Ueberwachung. Der ganze Stantshaushalt ericheint fo 
als ein ſyſtematiſch-einheitliches, gejeßlich geordnetes Ganzes, 
und er wird nicht mehr aus zwei generiſch verjchtedenen Quellen, 
gewiſſermaaßen zweit verjchiedenen Nechtsjubjeften (Kammergut 
und Steuerfafje) bejtritten, jondern Sammergut und Steuern 
treten unter den gemeinſamen höhern Begriff der Staatömittel 
und haben nur Ein Subjekt der Verfügung, die Staatsgewalt. — 
Zum Begriff des Budgets gehört aber danach nothwendig die 
Specialität, d. i. daß die Negierung die im Budget auf- 
gejtellten Hauptpofitionen einhalten mul. Gin Voranſchlag 
bloß um ungefähr die Gefammtjumme des Staatsbedarfs zu 
bemeijen, ohne bindende Wirkung, ift ſchon an fich etwas 
Nichtiges. Denn wenn er überall nicht befolgt zu werden 
braucht, jo fehlt ja die Vorausſetzung, unter welcher er über- 
haupt ein Voranſchlag war. Wenn z. DB. die Regierung im 
Budget als Bedürfniß für Schulen 100,000 Rthlr. anjekt, 
ſofort aber diefelben nicht für Schulen, Jondern für die Armee 
verwendet, jo war Doch das Budget hier in der That kein 
Boranichlag. Noch weniger it eine Ueberwachung der gejeß- 
lien Verwendung möglich, wenn die Verwendung überhaupt 
unter feinem Geſetze ſteht. Es liegt aber die innerfte Bedeu— 
tung diejer Inftitution grade darin, daß nicht mehr die Yandeö- 
vertretung das Volt gegen gewifje Abgaben und Bedrückungen 
beim Staatshaushalte ſchützt, ſondern vielmehr dev Staatö- 
haushalt jelbjt unter eine gejeßliche, Durch die Yandeövertretung 
verbürgte Nothwendigkeit tritt. 

Wie in der Inititution des Budgets und jeiner Spectalität 
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vorherrſchend fich der Staatliche Charakter äußert, jo iſt fie auch 
mehr als Anderes von den Anhängern des alten privatrecht- 
lichen Charakters angefeindet. Der Einwand, daß durch fie 
die Stände den Staatöhaushalt jelbit feitiegen, hierin an die 
Stelle der Negierung treten, trifft aber nicht die Inſtitution 
als folche, jondern nur ihre individuelle Geſtaltung in Eng- 
land, und felbft diefe nicht durchaus. Denn er ift nur ge— 
gründet, wenn die Specialität (diefe Echranfe der Regierung) 
zu weit in's Detail geht, und wenn auf der andern Seite die 
Stände das Budget beltebin abändern und die Steuern durch 
dieſe Abänderungen bedingen dürfen. Daß dieß aber nicht 
nothwendig zu der Inftitution des Budgets gehört, wird unten 
(Kap. 12) gezeigt werden, und es ift gewiß eine andere Frage, 
ob die Stände ein Necht haben das Budget zu machen, oder 
ob fie ein Necht haben, daß Die Regierung das gegebene 
Budget einhalte.. 

it der Inftitution des Budget? muß aber notwendig 
das ältere Necht willführlicher Steuerverweigerung 
weichen. Budget und unbedingte Steuerverweigerung gehören 
zwei ganz verjchiedenen Prineipien und Syſtemen an, jenes 
dem Staatlichen, dieſes dem yprivatlichen. Werden die Ber- 
träge der Untertanen als Sache ihrer bloßen Willkühr und 
abjoluten Verfügung betrachtet, jo müfjen die öffentlichen Ein— 
nahmen (Domänen, Regalien) ebenjo ald Sache fürftlicher 
Willkühr und abjolut freier fürftlicher Verwendung gelten. 
Soll dagegen der Stantshaushalt einen gejetlich geordneten 
Gang gehen, was eben die Bedeutung des Budgets ift, fo 
muB die Landesvertretung ebenſo nothwendig fein Bedürfniß 
decken, ald die Negterung ihn einhalten. Ehedem war es das 
Intereffe des Volkes, nicht mehr zu zahlen als es Luft hatte, 
dem entiprach die unbedingte Steuerverweigerung jetzt iſt es 


9. Kapitel. Das ältere und das neuere Ständewefen. 357 


das Intereffe des Volkes, eine Bürgichaft zu haben, daß die 
ſämmtlichen öffentlichen Mittel für den öffentlichen Zweck ver- 
wendet werden, dem entipricht die Konkurrenz für den Staats- 
haushalt, die Bewilligung auf den Grund des Budgets und 
die Prüfung der gefammten Verwendung. Damit ift Beiden, 
der Negierung und den Ständen die Willführ abgeichnitten 
und der Staat und fein Bedürfnis als eine höhere Macht über 
Beiden befeftigt. Die unbedingte Stenerverweigerung ift alfo 
mit dem neuen Inftitute des Budgets an fih und der Sache 
nah in Widerſpruch. Die „Eonftitutionelle Theorie”, welche 
fie al3 einen Fundamentalſatz feithält, weit ihr feinen innern 
Grund aus der Natur des Staatshaushaltes unterzulegen, 
jondern fie betrachtet fie jelbit und eingeftandenermaafen bloß 
als ein äußerliches Mittel für einen Zwed außer dem Staats— 
baushalte, nämlich als ein Mittel für die Macht der Landes— 
vertretung gegenüber der Negierung. Solche Behandlung einer 
Sache nach einer völlig außer ihr liegenden Rückſicht ift nun 
an fich Schon unangemefjen und flach, e& würde aber überdieß 
dadurch die Landesvertretung nicht etwa bloß eine Macht des 
Schutzes gegen die Regierung erhalten, fondern eine Macht 
der abioluten Herrſchaft; es ift nicht das Gleichgewicht dadurch 
hergeftellt, fondern aufgehoben, denn die Negierung hat fein 
ähnliches Mittel gegen die Landesvertretung als diefe an der 
Steuerverweigerung gegen die Negierung. Die Steuerverweis 
gerung war daher im der neuern Zeit überall die Handhabe 
der Nevolutionen. In England hat fi ohne Theorie durch 
den unbeabfichtigten geichichtlichen Verlauf die Verbindung von 
Budget und Steuerverweigerung hergeſtellt, und auf die Wir- 
fung hiervon werden wir zurüdfommen; der Gebrauch des 
Rechts der Steuerverweigerung als Mittel für andermeite 
Zwede gilt aber heutzutage in England bei beiden Parteien 
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als ungebührlich und revolutionär. Merkwürdig ift es übri— 
gend, wie im den Initruftionen (cahiers), welche 1789 den 
Deputirten für die Generalſtände mitgegeben wurden, das alte 
Recht, Stenern als Privatbeiträge (aides) zur föniglichen 
Revenüe zu willigen oder zu weigern, und das Princip der 
Bolfsfonveränetät, nach welchem alle öffentliche Einnahme 
und Ausgabe nur auf Willen und Beſchluß des Volkes ſich 
vehtmäßig gründen muß, gleich als wären fie eins und daſſelbe, 
fich ineinanderſchieben. 

Diefe Umwandlung der frühern Bewilligung einzelner 
Steuern in die Mitwirfung für den geſammten Staatshaushalt 
wirft num aber wieder zurüd auf die ganze äußere Stände- 
einrichtung und gibt ihr Schon mit äußerer Nothwendigfeit die 
andere Geftalt, die fie auch, wie gezeigt worden, aus inneren 
Gründen nach nenerem Charakter haben muß. Es find da— 
durch regelmäßige Verfammlungen der Stände nöthig, es ift 
die gejonderte Verhandlung des Kurienſyſtems nicht mehr 
ausführbar, es find die Mandate nicht mehr möglich. 

Das alfo find die Züge des neueren Ständeweſens: Ver— 
tretung aller Klaffen der Nation und zum großen Theile durch 
Abordnung, einheitliches Handeln der reichsſtändiſchen Verſamm— 
(ung und Unabhängigkeit von ihren Kommittenten, vegelmäßtge 
Berufung, Untheilbarfeit des Grundgeſetzes, Zuſtimmung der 
Stände zu allen Gefeßen, Budget und Prüfung des Staats- 
haushaltes. Es iſt die Vollſtändigkeit und Einheit der Volfs- 
vertretung und ift die Einheit und gejeßliche Negelung der 
Stantölenfung, Beide bedingen fich gegenjeitig und fie find zu— 
fammen der Ausdruck der Idee des Staates ald einer über 
Fürſt und Volk ftehenden öffentlich-nothwendigen Ordnung, die 
ihre Gejeße und ihre Beitimmungsgründe in fich jelbit trägt. 
Dieſer Charakter der reichsftändiichen Verfaſſung ift es, durch 
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deffen Ausbildung England Träger eines weltgefchichtlichen 
Fortichrittes und klaſſiſches Vorbild für Europa iſt. Es bat 
ihn aber nicht von vorn herein aus einem bloßen Princty, 
jondern in Geftaltung und daher Konſervirung der gegebenen 
Elemente ausgebildet, und hierin, in diefem Geiſte fonfervativ- 
geichichtlicher Entwidelung, tt es nicht minder das klaſſiſche 
Vorbild. Dagegen iſt die Individualität der engliichen Ver: 
faffung in feiner Weile Gegenftand der Nachahmung. Zu 
diefer Individualität aber gehört namentlicd auch die Weber: 
macht des Parlaments gegenüber dem König, von der wir in 
einem eigenen Kapitel ausführlicher zu handeln haben. 


Behutes Rapitel. 


Die Konftitutionen der franzöfiihen Revolution. 


8.105. 

Wenn hiernach eine innere Fortbildung der reichsftändt- 
ſchen Verfaſſung als einer und derielben Snititution in der 
Geſchichte fich zeigt, und die engliihe Berfaffung es iſt, in 
welcher dieje Fortbildung vor ſich ging, jo fällt dagegen das 
Berfaffungswerf der franzöftihen Nevolution völlig aus dieſer 
Inſtitution heraus, it nicht eine Art veichsftändiicher Verfaſ⸗ 
ſung, ſondern gradezu ein Gegenſatz gegen ſie. 

Nachdem in Frankreich die alte reichsſtändiſche Verfaſſung 
durch die Könige unterdrückt worden war, entſtand durch die 
Revolution von 1789 eine neue, völlig abbrechend von allem 
Beſtehenden (a priori). Dieſe Verfaſſung bat daher nicht, 
gleich der engliſchen, hiſtoriſche Gründe und Elemente, ſondern 
iſt ausſchließlich die Folge der herrſchenden Theorie und der 
herrſchenden Stimmung jenes Momentes. Die politiſche oder 
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vielmehr ftantsrechtliche Anficht, welche die Zeit erfüllte, war 
vor Allem die Lehre Rouſſeau's, d. 1. die Lehre von der Sou— 
veränetät des Volkes und die Auffaſſung des Volkes als unter- 
ſchiedloſer Mafje nach bloß numeriſchem DVerhältniffe. Dazu 
fam noch die fonititutionelle Theorie Montesquieu's, die Lehre 
von der Theilung der Gewalten und Errichtung eines mechani- 
ſchen Gegengewichts. Dieje beiden Theorieen, obwohl in der 
That einander widerftreitend, hatten, ebenjo wie in dieſem 
Augenblicke bei und, eine gewiſſe Verſchmelzung in der öffent- 
(ihen Bildung, die erſtere jedoch überwog ohne alles Ver— 
hältniß. Die Stimmung aber, welche die Gemüther erfüllte, 
war eine wohlbegründete aber leidenjchaftliche Erbitterung gegen 
den lange gelibten Deipotismus der Könige und noch mehr 
gegen die empörende Ueberhebung des Adels. Alles das fand 
denn noch ſeine tiefſte Grundlage an dem Verfall der Sitten 
und des Glaubens, dem herrſchenden Materialismus. Da war 
nicht, wie zur Zeit der erſten engliſchen Revolution, ein Be— 
wußtſeyn des Volkes, daß es von Gott zum Träger der 
Gewalt berufen jey, Die es deßhalb auch nad Seiner Ord— 
nung führen müſſe, ſondern daß es ſelbſt die abjolute fittliche 
Macht auf Erden jey und Niemandem Rechenſchaft jchuldig 
jey von jeinem Willen; da war nicht, wie in der engltjchen 
Revolution, eine Empörtheit über die freien Sitten der Vor: 
nehmen, jondern nur über ihre höhere Stellung; da war fein 
Streben, dab der Menſch feiner ewigen und zeitlichen Beftim- 
mung genüge, jondern nur daß fein Necht gelte. So entitand 
die Verfaffung von 1791; wie hätte fie ein geficherter Bau 
der Freiheit und Ordnung werden jollen ? 

Als König Ludwig XVI. die Neichsitände berief, da war 
beveitS die Nevolution im nationalen Bewußtſeyn vollftändig 
vollbracht. Die Aufträge der Wahlkörper an ihre Abgeordneten 
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(eahiers) lauten großentheils dahin: was die neue Verfaffung 
anlange, jo jey das Volk ſouverän, es beichließe aber, daß 
?udwig XVI. auch fortan erblicher König ſey. Es wurde alfo 
das Königthum gar nicht mehr als beftehende Autorität be- 
trachtet, jondern als eine ſolche, über die man fich enticheibet, 
ob man fie exit einjeßen oder aber auch nicht einfeßen wolle. 
Wie war da eine Ausgleihung möglich, da der König ver- 
meinte, fraft jeiner königlichen Gewalt Neichsitände zu beru— 
fen, und das Bolf ihm Nepräfentanten feiner eigenen Sou— 
veränetät jchickte, die ihn jelbit erit zum Könige machen follten, 
und natürlich unter den ferneren Beftimmungen, die es jelbit 
jeßte? Daß aber eine das ganze Nationalbewußtfeyn erfül- 
(ende Lehre den Sieg behalten mußte, jo wie der Nation 
irgend ein Organ und Mittelpunft fi) zu äußern und zu 
jammeln gegeben wurde, lag in dem nothwendigen Gange ber 
Dinge. Ber dem Streit über die Bollmachten verwirflichte 
ih der Grundſatz, daß das Volk eine unterjchiedlofe Mtaffe 
ſey, bei dem Wideritande gegen die königliche Auflöfung der 
Verſammlung der Grundjag, daß das Volk eine höhere Macht 
über der Verfaſſung und der verfaffungsmäßigen Autorität ſey. 
Es fragte fih bloß, ob die Militärmacht, die der König als 
Ueberreſt der Altern politiihen Vorſtellung beſaß, gegen die 
veränderte Vorſtellung objtegen werde. Da aber diefe, von 
ihrer Wurzel gelöft, ſelbſt nicht nachhielt, blieb dem Könige 
nichts übrig, als fich der neungewordenen Macht zu beugen. 
Die Frage, ob die evolution hätte vermieden werden fünnen, 
it nicht müßig, aber faum zu beantworten. Jedenfalls hätte 
dazu der König eine Verfaſſung geben müſſen, bevor er die 
Neichsitände berief, eine Verfaſſung von reihen Zugeſtänd— 
nilfen, aber mit genauer Feltfeßung über Bildung und Rechte 
der Reichsſtände. 
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$. 106. 

Die Prineivien, welche die Revolution machten, erfüllen 
auch die Verfaffung, die von ihr ausging. 

Die Bildung der Nationalrepräfentation berubt nach ihr, 
unter völliger Nichtbeachtung von Stand und Forporativer 
Gemeinſchaft wie von Grundbeſitz, bloß auf numeriicher Ab— 
teilung. Die Neyräfentanten werden nämlich nad) Rückſichten 
des Alächenraumes, des Steuermaaßes und der Seelenzahl, 
ſpäter bloß der Seelenzahl, vertheilt, nach einem ganz gering- 
fügigen Genfus für Wahlrecht und Wählbarkeit gewählt, und 
dann im Ein unabgetheiltes Kollegium vereinigt, in welchem 
Stimmenmehrheit gilt. Sie tft in feiner Weiſe mehr Landes-, 
daher in Wahrheit auch nicht mehr Volks-, fondern bloß 
Menichen-Vertretung. 

Die Nationalrepräjentation hat dem Ausdrude nach die 
geleßgebende, in der That aber die ſouveräne Gewalt. Sie 
iteht und handelt auf ihre Autorität, verlammelt, Eonftituirt, 
vertagt fich jelbit, beitimmt die Ordnung ihrer Sitzungen, Alles 
ohne Ermächtigung des Königs, kann nicht aufgelöft werden 
und tft permanent. Ste hat die vollftändige Legislative Gewalt, 
namlich die Gewalt, die Geſetze abzufaffen und zu defretiven, 
der König dagegen hat nur die Publikation der Gejete, nicht 
die Sanftion, nur die Anregung (Vorjchlag) derjelben, nicht 
ihre Abfaſſung (Propofition), und jein Necht der Verhinderung 
it nur vorläufig. Sie bat allein und unumſchränkt die Feft- 
jeßung des Staatshaushaltes, fie hat die Beichlüffe über Krieg 
und Krieden, Eriteres mit dem Könige, Letzteres allein. Der 
König iſt bloß exefutive Gewalt, und zwar nicht als eine jelbit- 
ftändige Macht im Staate, jondern bloß als dienendes Werf- 
zeug der Nationalverfammlung. Als ſolchem fann ihm denn 
auch nicht die Unverantwortlichfett zufommmen, als welche ihrer 
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Natur nah nur Begleiterin wirklicher Souveränetät ift. Die 
Unverantwortlichkeit, welche die Konftitution von 1791 dem 
Könige beilegt, it nur Scheinbar, indem er nad) jeiner Abdan- 
fung für jeine föniglichen Akte verantwortlich ſeyn ſoll umd 
zugleich die Vergehen bezeichnet find, in Folge deren feine 
Abdanfung gelehlich angenommen wird. Dazu kamen noch 
jene ophiſtiſchen Unterſcheidungen, daß der König nur eine 
adminiſtrative, nicht eine abſolute Unverantwortlichkeit habe, 
daß er nur als König, nicht als Menſch unverantwortlich ſey 
(Brifſot), oder daß er nicht als König, ſondern als Feind 
gerichtet werde (Nobespierre, St. Juſt). Es iſt durch 
dieſe Verfaſſung von 1791 die Lehre Rouſſeau's im Weſent— 
lichen verwirklicht. Außer einigen minder bedeutenden Ab— 
weichungen ſteht ſie nur darin hinter dieſem Urbilde zurück, 
daß das Volk nicht, wie Rouſſeau es ſchlechterdings forderte, 
unmittelbar ſelbſt in ſeiner Geſammtmaſſe, ſondern durch Re— 
präſentanten ſich ſeine Geſetze gibt. Auch dieſes hat die Ver— 
faſſung von 1793 noch dazugethan, indem ſie die Urverſamm— 
lungen über Geſetze ſtimmen läßt, freilich nur nominell, da 
ſie nie verwirklicht worden iſt. 


8. 107. 


Diefe Berfaffung iſt offenbar nicht eine Species oder 
Gattung der reichöttändiichen Inititution, gleichwie Die älteren 
oder neueren deutichen Verfaffungen oder die engliiche, ſondern 
ihr im Aeußerſten entgegengeſetzt. Sie gehört, wie ſchon das 
Wort befundet, nicht unter den Begriff reichsſtändiſcher Ver— 
faffung, da fie grade ein Volk, das nicht aus verjchiedenen 
Ständen beiteht, zur Grundlage nimmt, und es fehlt ihr der 
innerfte Charakter derielben, die Vertretung des Volkes gegen- 
über dem Fürften als Souverän, da ſie das Volk und bez. 
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die vertretende Verſammlung felbft zum Souverän madt. 
Der einzige monarchiſche Zug, den fie Stehen läßt, die Erblich- 
feit, hat im ihr feine Rechtfertigung; denn ihn erheifcht nur 
die erhabene Stellung der Obrigfeit, des Souveräns ($. 70), 
nicht aber die der bloßen erefutiven Gewalt. Sie tft aber 
auch an fich ihrem Grundprincip nach ohne Möglichfeit des 
Beltandes. Der König hat nach ihrem Princip Feine Macht 
gegenüber der Nationalrepräfentation, aber nad demjelben 
Princip auch diefe feine Macht gegenüber der Volksmaſſe, ja 
das Geſetz ſelbſt ſteht unter dieſer als ihr eigenes Werk. 
Indem ſie ſo die Volkswillkühr zur oberſten Gewalt erhebt, 
bewirkt ſie eine Permanenz der Revolution, daher der fortge— 
ſetzte Umſturz der Konſtitutionen bis zum Deſpotismus des 
Kaiſerreichs, dem endlich nicht durch innere Entwickelung, ſon— 
dern durch äußere Macht die Neftauration der alten Monarchie 
folgte. Es ift das große Zeichen und Gericht über die Ptenos . 
lutionstheorie, daß ihre Verfalfungen nicht bloß feine Dauer 
hatten, fondern fast alle gar nicht einmal zur Realifivung kom— 
men fonnten. Cs ift feine Konftitution Frankreichs, um den 
celebren Ausdruck zu gebrauchen, eine Wahrheit geworden. 
Mas aber aus all jener Verkehrtheit und Zerftörung als 
Wahrheit herausleuchtet, das ift die Anerfennung des Menichen- 
vechts (II. $. 19) und die Embheitlichfeit des Wolfes und die 
Würde, die es in diefer Einheit dem Könige gegemüber hat. 
Das Alles ift exit bier zur bewußten und energiihen Macht 
geworden. In England it dad Recht des Bürgers mehr 
pofitiverechtlich, in Frankreich ericheint die abjolute Berechtigung 
des Menſchen ald ewige Ordnung der Dinge In England 
hat ſich die ſtändiſche Gliederung erit allmählig zur Einheit 
ausgeglichen und verbunden, bier tritt die Einheitlichfeit der 
Nation und ihrer Vertretung als ſelbſtſtändiges erites (fälſchlich 
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freilich auch ald alleinige) Prineip auf. Daß das Volf als 
jolches, die Periönlichfeiten, nicht bloß die ſächlichen Lagen 
vertreten werden jollen, it in England annähernd und zum 
Theil ohne Abficht erreicht, hier iſt e8 der enticheidendfte Ge- 
fichtspunft. Die Würde der Nation beiteht in England that- 
ſächlich, hier ift fie ausgeiprochenes Princip. Diefe Wahrheit 
freilich tft nur eine grauenvolle Verirrung, wenn fie, wie hier, 
gelöft tt von dem höhern vollen harmonischen Ganzen, dem 
fie angehört, ald Recht des Menichen ohne Band zur gött- 
lichen und menfchlich = hiltoriichen Drdnung, ald Einheit der 
Nation ohne ftändiihe Gliederung, als Würde ohne höheres 
Ansehen über ihr. Aber fie iſt eine Errungenfchaft, jo wie 
fie als Ein Glied in die Totalität der fittlichen Ordnung ein— 
gefügt ilt. In folder Eingliederung gewährt fie, dab das— 
jenige, was in England hiltoriih und pofitiverechtlich beiteht, 
zugleich jeine tiefere fittliche, damit bleibende Bedeutung er— 
halt, und das, was dort Ichwanfend tft, entjchieden und un— 
wandelbar beftimmt wird. 


Elites Kapitel. 


Ständiſche und Repräjentativ-Berfaflung. 


$. 108. 

Es ift im Gegenſatze gegen dieſe franzöſiſchen Konftituttonen, 
gegen den Umſturz der Monarchie und den Umſturz der reichs— 
ſtändiſchen Verfaſſung, daß in Deutſchland ſich jene reaktionäre 
Theorie ausgebildet hat, die wir oben ausführten. Von dieſer 
Schule rührt denn auch die Entgegenſetzung von ſtändiſcher 
und repräſentativer Verfaſſung ber, die jetzt in Deutſchland zu 
den Schlagworten der politiſchen Parteien gehört. Zuerſt war 
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e8 Genz, der bei den Karlsbader Konferenzen die Verheißung 
landftändiicher Berfalfungen in der Bundesafte gegen Dad 
Mißverſtändniß veprälentativer Verfaſſung ficher zu ſtellen 
unternahm und die offciellen Erklärungen in dieſem Sinne 
veranlaßte. Später in Folge der Bewegungen nach der Sult- 
vevolutton haben Vollgraff und Iarfe eine vollitindige 
wiffenichaftliche Durchführung des Gegenſatzes gegeben, in ber 
fie das Bekenntniß der Schule geworden tft. Sofern dieje 
Lehre bloß darauf gerichtet it, die Repräſentativ-Verfaſſung 
im Sinne der franzdfiichen Revolution von uns abzuhalten, 
muß man ihr den lebhafteiten Dank zollen. An fich aber it 
jene Entgegenjeßung ebenfo wenig logilch als ge= 
ſchichtlich. Während fie nämlich unter „repräſentativ“ 
das Princip und die Verfaſſung der Nevolution verfteht, ver— 
iteht fie auf der andern Seite unter „ſtändiſch“ bloß die 
altdeutſch landſtändiſche Berfaffung, und unter dieje zwei Be— 
griffe, die feinesweges kontradiktoriſche, ſondern bloß Fonträre 
Gegenjäße find, will fie alle möglichen Formen der Verfafjung 
unterbringen und dadurd richten. Allein außer einer Vertretung 
des Volkes als bloßer Menichenmaffe und mit jouveräner 
Gewalt auf der einen Seite, und einer Vertretung der iſolirten 
Stände für ihre Privatgerechtiame auf der andern Seite gibt 
es noch ein ſehr bedeutendes Drittes, was bier völlig feine 
Stätte mehr findet. Im dieſes gehört vor Allem die englifche 
Verfaſſung, der man gewiß die biltoriiche Exiſtenz und ohne 
eigene Oberflächlichfeit auch den logischen Gedanken nicht ab: 
Iprechen fan. Tiefe wenigitens ift es nicht, wenn man dieſe 
eigenthümliche in ſich gejchloifene Verfaſſung, die alle deutichen 
landitändiihen Berfafjungen an innerem Zuſammenhange wie 
an Dauer und Nachhaltigkeit übertroffen hat, als eine bloße 
„Korruption der ſtändiſchen Berfaffung“ bezeichnet. Mit ihrem 
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Dilemma umfaßt daher dieje Lehre bloß eine Verfalfung, die 
verwerflich, und eine andere, die unmöglich ift, und ſchließt 
damit die wahre eripriehliche zeitgebotene aus. 

Schon Genz zeichnet die ſtändiſche Verfafſung ſo ſpeciell 
nach älterem Vorbild, daß eine Umwandlung im neuen Cha— 
rakter nicht mehr unter ihrem Begriffe Raum hat, indem er 
überall Repräſentativ-Verfaſſung findet, wo nicht ausſchließlich 
„durch ſich ſelbſt beſtehende Körperſchaften“ repräſentirt ſind, 
wo die Vertreter nicht „ausſchließend“ die Gerechtſame und 
das Intereſſe einzelner Stände vertreten, wo Volkswahl 
fich findet, und deßhalb ohne Weiteres die englische Berfaflung 
als Repräſentativ-Verfaſſung bezeichnet; vollends aber ift das 
der Fall bei jenen Nachfolgern, namentlich Jarke und veffen 
Anhängern. Da it eine Verfaſſung repräfentativ in ihrem 
Sinne, d. t. alſo franzöfiih revolutionär, wenn nur irgendwo 
von dem Typus der alten deutichen Landichaft abgegangen 
wird. Wo gewählte Abgeordnete zum Yandtage fommen jtatt 
der Häupter der Korporationen ald deren geborene Vertreter, 
wo zwei Kammern beitehen jtatt drei Kurien mit ihrer geſon— 
derten Beichlußfaffung, wo feine Mandate beitehen, wo die 
Verhandlungen öffentlich find, wo die Stände die Steuern 
nicht einzeln jondern auf Grund des Budgets bewilligen, wo 
fie für Gejeße, die nicht ihre Jura singulorum betreffen, eine 
Zuftimmung haben, da bericht das Nepräjentativprineip und 
das joll ausgemärzt werden. In dieſer Art geht namentlich 
Jarke die deutihen SKonjtitutionen durch und bezeichnet nad) 
dem Maaße diejes allein wahren Syitems der alten deutichen 
Zerritortalverfaffung, was an denjelben orthodox, was dagegen 
feßeriich jev. Es iſt das ein Verfahren ganz von derſelben 
Art wie das der Konftitutionellen, die auch eine beitimmte 
pecielle Verfaſſung (zwei Kammern mit geſetzgebender Gewalt, 
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Veto des Königs, Verantwortlichfeit der Minifter, Nichtein- 
miſchung des Könige, Trennung der Suftiz und Adminiftration, 
Preßfreiheit mit Jury u. ſ. w.) als das allein vernünftige 
Staatörecht aufitellen und jede Verfaſſung in ihren einzelnen 
Theilen danach loben oder verwerfen, je nachdem fie mit dieſem 
abjoluten Maaßſtab übereinſtimmt. Man kann fchwer jagen, 
was verftändiger it, die allein zuläſſige Verfaſſung, wie Diele 
fie aus logtjchen Prineipien ableiten, oder die allein zuläſſige 
Berfaffung, wie jene fie aus einem Abjchnitte der Gejchichte 
und von einem peciellen Yande hernehmen, dazu von einem 
Lande, das zur Zeit diefer Verfaſſung gar nicht Staat im voll- 
Iten Sinne des Wortes, deſſen Yandesvertretung nicht Reichs-, 
jondern gewiffermaaßen nur Provinzial-Vertretung war. 
Wenn Sarfe findet, dab die deutichen Konftitutionen noch 
bedeutende ſtändiſche Charakterzüge enthalten und man fte nur 
von der Beimifchung des Neprälentativipftems (das freilich die 
Geſammtanlage bildet) zu reinigen brauche, jo iſt ihm entgegen= 
zuhalten, daß aud die Staaten, welche eine jolche rein ſtändiſche 
Derfalfung mit Bewußtſeyn und Abficht anftrebten, dennoch 
dad, was er Neprälentativfoftem nennt, nicht zu bejeitigen 
vermochten. Man vergleiche z. B. die Bildung der Stände- 
verfammlung nach der bayrischen Konftitution 1817, die im 
Weſentlichen vepräjentativ ſeyn foll, und nach dem preu— 
Biihen Edikt über die Provinzialftände, das im hiſtoriſch 
ſtändiſchen Geiſte jeyn joll und das deßhalb Haller mit Lob 
begrüßte, und man wird wohl die Frage aufwerfen müſſen, 
mit welchem Nechte jene jo und dieje Jo angejehen wird? Wahl 
und Abordnung ift da wie dort, ja jogar die abgeitufte Wahl. 
Der bäuerliche Deputirte bedarf in der preußiichen Provinz 
dreier, der ſtädtiſche Deputirte meilt zweier Wahlafte (wird 
nad DVollgraff durch drei Netorten getrieben) jo gut, als in 
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Bayern. Nicht minder wählen auch in Defterreich die Fleineren 
Städte gemeinfam Abgeordnete mittelit der vorherigen Wahl 
von bloßen Wahlmännern. Die Abitimmung erfolgt da und 
dort nad) Köpfen, und die Hülfe des Separatvotums fir einen 
durch die Majorität benachtheiligten Stand, das feine Folge 
hat als bloß die Möglichkeit föniglicher Berücfichtigung, würde 
auch in Bayern durch eine Adrefje der Abgeordneten dieſes 
Standes mit demjelben Erfolge erreicht werden. Daß bier die 
Wählbarfeit in der Klaffe der Städte und Bauern nicht bloß 
von einem ftädtiichen und bäuerlichen Belige, ſondern auch von 
ſtädtiſcher und bäuerlicher Beſchäftigung abhängt, ift allerdings 
ſtändiſcher; fieht man aber auf den Erfolg, fo ift der Bürger: 
meifter, der als jolcher in Preußen wählbar ift, faum ein an- 
dered Clement ald der ein Grundftüd oder Haus befitende 
Advofat und Regierungsrath, die in Bayern wählbar find. 
Dafür ift im repräfentativen Bayern ein Adelsitand und im 
ſtändiſchen Preußen bloß ein ritterichaftlicher Beſitz vertreten. 
Es ſoll diefe Parallele weder Lob noch Tadel enthalten, fon- 
dern bloß gegen Borftellungen und Klaffiftkationen verwahren, die 
in der Wirflichfeit gar feinen entiprechenden Gegenitand haben. 


$. 109. 


In Wahrheit ift die Miſchung der beiden Charaktere, welche 
ſich jett überall in neueren ſtändiſchen Einrichtungen findet und 
welche die Schule Haller's zu Austheilung von Preis und 
Derwerfung veranlaßt, grade das unabweisbare Postulat der 
Zeit, wenn auch Die Art der Mifchung da beffer, dort fchlechter | 
und vielleicht überall noch nicht genügend gelöft ilt. Was die 
Rechte der Stände anlangt, jo ift diefe Miſchung unvermetdlich, 
weil die jeßige reichsitändiiche Verfaſſung mit dem Nepräfentativ- 
ſyſtem den Staatlichen Charakter und mit dem altlandjtändiichen 

II. 2. 24 
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Syſtem den Charakter des Volksſchutzes und der Volksmitwirkung 
im Gegenſatze der Bolfsjouveränetät gemein haben muß. Was 
die Bildung der Neichsitände anlangt, ift die Miſchung unver: 
meidlich, weil die jegige reichsſtändiſche Verfaſſung mit dem 
franzöſiſchen Repräſentativſyſtem die nationale Einheit, mit dem 
altlandftändiichen Syftem die Gliederung aus Ständen gemein 
haben muß. In Beziehung auf die Rechte der Neichsitäinde iſt 
von diejer Bereinigung der beiden Charaktere im nächiten Kapitel 
ausführlich die Rede. Ihre Bildung aber, die uns bier mod) 
beichäftigt, muß jeßt nothwendig auf zwei Principien beruhen, 
die fich überall durchdringen: der Unterichted der Stände und 
die Einheit der Nation, die Vertretung der ſächlichen Lagen 
und Berufsitellungen und die Vertretung der Menfchen, die fich 
in ihnen befinden. Was daher jene Schule ald Ausfluß des 
franzöfiichen Nepräfentativprincips bezeichnet, wäre das nur, 
wenn ed allein ftände, dagegen in dieſer Durchdringung ilt ed 
vielmehr nur Ausflug des nationalen oder Itaatöbürgerlichen 
Prineips im Unterichtede des Itändiichen, alſo nur die Eine 
von zwet gleich wejentlichen Seiten im Volksdaſeyn. In dieſer 
Durchdringung es als franzöfiich (revolutionär) vepräjentativ 
zu bezeichnen, iſt deshalb völlig unwahr. Es gibt nur ſehr 
bedeutende Züge, Für welche das nattonale oder ſtaatsbürgerliche 
Princip, und ebenſo andere, für welche das ſtändiſche Prineip 
mit Nothwendigfeit gelten muß. So 3. B. haben wir als 
nothwendigen Ausflug des nationalen Princips die Abjchaffung 
der Kurienjonderung und der Mandate u. dgl., und als noth— 
wendigen Ausfluß des ftändiichen Princips die Wahl je nach 
den beſtimmten verichiedenen Ständen erkannt. Allein inner— 
halb diejer feit bezeichneten Gränze für die nothwendige Aeuße— 
rung des einen und des andern Prineips liegt noch ein weiter 
Raum, für welchen das eine oder das andere vorherrichen 
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kann, umd ſich nicht jagen läßt, wie weit dieſes oder jenes 
gehen dürfe, oder welches das beſſere ſey. So z. B. ob bloß 
der bäuerliche und ftädttiche Beſitz oder auch bäuerliche und 
ſtädtiſche Lebensbeſchäftigung Erforderniß für die Wählbarfeit 
in diejen Klaſſen ſeyn jolle? ob aus demjelben Bezirfe gewählt 
werden müſſe? ob ein Stand jeinen Vertreter auch aus einem 
andern landtagsfähigen Stand jolle wählen fünnen? ob die 
Städte nur als Korporationen und dann aud nur einige Städte 
im Lande Vertreter jchiefen follen wie in England, oder ob die 
ſtädtiſche Bevölferung und daher unter Theilnahme aller Städte 
fie ſchicken ſoll wie jett überall auf dem Feftlande? In diefem 
ganzen Bereiche gibt es fein Urtheil, dab das Kine das 
ichlechthin Wahre oder das Zeitgemäße, das Andere das Ver— 
werfliche jey. Es ift nur ein geyenjeitiges Mehr oder Minder 
von zwei gleich nothwendigen Seiten. Im Allgemeinen wird 
deßhalb hier eine gemäßigte Haltung (juste milieu), wie 
Aristoteles fie Jonft als Nichtichnur aufzuftellen pflegt, am Orte 
ſeyn. Sm Bejonderen aber werden Rückſichten enticheiden müffen, 
die nicht prineipieller Art, Sondern von den Zuſtänden her: 
genommen jind, ob z DB. ſich unter den Männern der ſtändiſchen 
Beihäftigung eine hinreichende Intelligenz finde u. dgl. Der 
hiſtoriſche Fortgang, den man ſich worzeichnet, iſt übrigens 
naturgemäß von Der ſtändiſchen Gliederung zur nationalen 
Einheit und nicht umgekehrt, man kann jene je mehr und mehr 
erweitern, man kann von dieſer aus nicht wohl zu jener, wenn 
man ſie einmal aufgegeben, zurückkehren. Das allgemeine 
Ziel aber iſt nach allen bisherigen Erörterungen das, daß die 
nationale Einheit ſich nicht bloß als äußerliches Reſultat 
aus der Vertretung der ſämmtlichen Stände ergebe, ohne die 
Stellung und das Bewußtſein jedes einzelnen Standes zu 
beſtimmen; ſondern daß ſie das innerlich beſtimmende 
24* 
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Princip der ganzen Ständeeinrichtung jey, exit auf ihrem 
Grunde die Stände fich fondern, un dann doc wieder in fie 
zufammenzufchließen, und das iſt der unmittelbare Gewinn der 
weltgefchichtlichen Ereigniffe in Frankreich. — Wenn wir ſo— 
nach die Lehre von und ablehnen, die ängitlich und einjeitig 
nach altem Typus an dem Princip ftändiicher Abgejchloffenheit 
fefthält, fo erkennen wir doch das wohlbegründete Motiv der- 
ſelben, das fie darin hat, daß die herrichende öffentliche Mei- 
nung großentheild von der Vorſtellungsweiſe der franzöfiichen 
Revolution erfüllt ift, nad) welcher die nationale Einheit und 
Gleichheit nicht in der vollitändigen Vertretung aller Klafjen, 
fondern in dem unterichtedlofen Zufammenftrömen aller Men— 
ichen, in der Klaffenlofigfeit, gejucht wird. 


Bwölftes Kapitel. 
Das monarchiſche Princip”. 


$. 110. 


Der deutihe Bund hat als die oberite Regel des deutichen 
Ständeweſens die Erhaltung des monarchiſchen Princips auf- 
geitellt. Auch haben die heutigen deutichen Konititutionen, 


*) Diefe Ausführung über das monarchiſche Prineip erſchien zuerft 
1845 mit einer Vorrede als bejondere Flugſchrift, und ift dann als ein 
Kapitel in die 11. Aufl. der Staatslchre (die Gedanken enthält ſchon die 
1. Aufl., nur zerftreut und weniger eindringlich) aufgenommen. Man möge 
daher zu ihrem Berftändnig in allen Staaten den Zuftand von 
damals vorausfegen. Vervollftändigt ift fie durch meine jpäteren Dar- 
legungen: „Die Revolution und die Fonftitut. Monarchie“ (Herbft 1848), 
Rede vom 16. Oft. 1849, Einleitung zur Sammlung meiner Reden (j. 
jeßt aud) Stahl, Parteien in Staat und Kirche 1868). 
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wenn man fie mit denen auswärtiger Staaten vergleicht, mehr 
oder weniger einen gewiſſen gemeinfamen Charakter, den man 
nicht anderd denn als einen Ausflug jenes Princips betrachten 
fann. Allein eine deutliche und vollftändige Erörterung, was 
unter dem monarchiſchen Prineip zu verftehen fen und mas es 
in fich Schließt, ift bis jeßt weder von Amtswegen noch von 
der Wiffenschaft gegeben. Begriff und Inhalt des monarchiſchen 
Prineips wird nun am ficherften dadurch ſich aufbellen, daß 
man vorerft den Gegenſatz deffelben aufjucht und beleuchtet. 

Als ſolchen bietet fich zunächſt dar das Princip der Volks— 
jouveränetät und das Princip der Theilung der Gewalt mit 
Beichränfung des Königs auf die Vollziehung, wie dieje Prin- 
cipten von der franzöfiichen Nevolution in ihren verjchiedenen 
Phafen verwirklicht worden find. Ihnen ftellt ſchon die Charte 
von 1814 entgegen, dab alle öffentliche Drdnung vom König 
ausgeht und dab der König die gefammte Staatögewalt in 
fich vereinigt, und nach ihrem Beilpiel haben auch die deutichen 
Konftitutionen dieſe Sätze meiltens aufgenommen. In dieſem 
Allen aber möchten wir vielmehr nur die Souveränetät des 
Königs ald das monarchiiche Prineip finden; denn die Sou— 
veränetät des Königs Ichließt die Volfsfouveränetät und Schliekt 
die Theilung der Gewalt aus. Sollte nur das darunter ver- 
ftanden werden, fo wäre Die Hervorhebung des monarchiſchen 
Princips nicht erforderlich gewejen. Daß aber nicht bloß das 
darunter veritanden wird, zeigt die Thatſache, indem theils 
von Bundeswegen theils in den Konftitutionen eine Reihe 
von Snitituten ausgeichloffen tft, die feinesweges gegen bie 
Souveränetät des Fürften, ſondern nur gegen das monarchiiche 
Prineip veritoßen. 

Der eigentliche und jpecifiiche Gegenjaß gegen das monar— 
chiſche Princip ift deßhalb vielmehr das parlamentariſche 
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Princip, wie wir ihm diefen Namen geben wollen, d. i. die 
überwiegende Stellung des Parlaments gegenüber dem Könige, 
die fih in England ausgebildet hat und natürlich in den auf 
Volksſouveränet gegründeten Berfaffungen nicht im geringerem, 
fondern in höherem Grade angeltrebt wird. Die Beleuchtung 
diefer Stellung des engliihen Parlaments wird daher die fichere 
Erkenntniß des monarchiſchen Prineips vorbereiten. 

Sie befteht, um fie von vorn herein zu bezeichnen, darin, 
daß das Parlament Schon rechtlich eine Art Mitſouverä— 
netät mit dem Könige hat, und daß es thatſächlich, d. i. 
dem Erfolge nach, ohne allen Vergleich mächtiger, ja die ent- 
ſcheidende Macht für den öffentlichen Zuftand ift. Sie be- 
ruht num theils auf gejeglich Feitgeftellten Nechten, theils auf 
bloßer Sitte und herrichender Anficht, die aber, wie fich zeigen 
wird, die unausbleiblihe Folge jener Nechte find. Es find 
die folgenden: 

Das Parlament hat für die Geſetzgebung nicht bloß die 
Petition, Sondern die Initiative (Bil), d. i. die Abfaſſung 
der Gefeße, Die detaillirte Ausführung der Gefeßvorichläge, der 
König bat dagegen nur die Annahme oder Verwerfung der ihm 
vorgelegten Entwinfe Die Krone als joldhe legt feine Geſetz— 
entwürfe vor. Statt dab aljo der König der Gefeßgeber tft, 
wie das im uralten Begriffe des Königthums lieat, die Stände 
zuftimmen, verweigern, antragen, it hier umgefehrt das Par- 
lament Gejeßgeber, d. i. es iſt die geitaltende Macht für den 
Nechtszuftand, der König bloß beitätigend oder verweigernd. 
Es iſt dem inneriten Weſen nach die Petition nur Ausdrucd 
des Volkswunſches gegenüber einer höhern Autorität, die Pro- 
poſition (Initiative) dagegen die Thätigkeit einer legislativen 
Autorität. Aber ſelbſt das königliche Necht der Verhinderung 
(Veto) muß thatjächlich durch die Initiative des Parlaments 
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bedeutend geſchwächt werden. Die bloße Petition um ein 
Geſetz kann frei abgelehnt werden, aber wenn das Parlament 
jeine Sitzungen mit der Ausarbeitung eines durchgeführten 
Geſetzentwurfes zugebracht, vielleicht Monate lang die Auf- 
merfjamfeit des Yandes auf denſelben gefeffelt hat, wird es 
der Krone jchwer werden Nein zu jagen, wie denn aud) wirf- 
ih in England jeit dev Königin Anna von dem Königlichen 
Veto fein Gebraud; gemacht worden tft. — Dazu kömmt 
nun aber no der enorme Umfang, den in England 
Der Begriff des Geſetzes und damit der parlamentarischen 
Zuftimmung und Initiative hat. Alle allgemeinen Anordnungen, 
auch die polizeilichen, die adminiftrativen überhaupt, gelten dort 
als Gejeße, jo daß außer der bloßen Bollziehung diefer Geſetze 
nur einige jpärliche Anordnungen für die Sphäre der „Pro- 
klamation“ (Drdonnance), d. i. der königlichen Erlaſſung ohne 
Parlament, übrig bleiben. Ja ſogar die Verfügung für ſpe— 
cielle DVerbältniffe, die man auf dem Feftlande überall der 
Verwaltung zuzählt, ale z. B. Bewilligung eines Monopols 
für den Erfinder, einer Straße für eine Gemeinde oder Graf— 
ſchaft, Ermächtigung zur Auflöfung des Ehebandes, zu Ber: 
fügungen bei gebundenen Gütern u. dgl. fallen unter dem 
Titel der Privatbills (hervorgegangen aus der Stellung 
des Parlaments ald Gerichtshof) in die Sphäre des Geſetzes 
und werden deßhalb vom Parlament verjorgt bloß unter Zu: 
ftimmung oder Verwerfung des Königs. Das Parlament hat 
dadurch zwar nicht die erefutive Funktion, wohl aber in den 
wejentlichiten Zügen die adminiftrative Funktion im Staate. 
Es verwaltet den Staat gleihjam wie ein Magiltrat die Ge— 
meinde, bloß unter Genehmigung ded König. — — Mit 
diefem Nechte des Parlaments, jelbit die Geſetze zu verfaffen 
und ſelbſt zu adminiftriven, wozu überall eigene detaillixte Er— 


376 111. Abſchn. Die Berfaffung des Staates. 


hebungen erforderlich find, fteht denn im Zuſammenhange, daß 
es auch ohne Vermittelung der Krone aus eigener Macht 
Unterthanen und Beamte vorladen und vernehmen fann. 
Das Parlament hat fir den Staatshaushalt das Necht 
der unbedingten Steuerverweigerung. Dieje altmittel- 
alterliche, privatrechtliche, willführliche Befuguit in Berbindung 
mit der neuern Snititution des Budgets (durch welche das 
Weigerungsrecht auf den ganzen Stantshaushalt als ein un— 
theilbares Ganzes ſich ausdehnt) hat mittelbar den Erfolg, 
daß bei jeder Aufßeriten Veruneinigung zwilchen König und 
Parlament der König nothwendig unterliegt, daß er deßhalb 
Forderungen, welche das Parlament, namentlich das Geld be- 
willigende Unterhaus mit Entichiedenheit ftellt, nie abichlagen 
fann, auch wenn er will. Allerdings ift e8 jeßt die öffentliche 
Meinung und politiiche Sitte, dab von dem Rechte der Steuer- 
verweigerung fein Gebrauch gemacht werden dürfe, folches als 
eine revolutionäre Maakregel gilt; allein dahin ift es exit ge- 
fommen, nachdem es bereits auf der andern Seite öffentliche 
Meinung und politiiche Sitte geworden, daß überhaupt und 
ohne das der König dem Parlament und namentlich dem Unter- 
haus nichts abichlagen dürfe, ja daß er, worauf wir zurück— 
fommen müfjen, fein anderes Regierungsſyſtem befolgen fann, 
als das ihm das Unterhaus angibt. Außer diefem mittel- 
baren Erfolg, welchen die Verbindung von unbedingter Steuer: 
verwergerung und Budget herbeiführt, hat fie aber ſchon 
den unmittelbaren, daß der Staatshaushalt vom Parlament 
feitgejeßt wird. Die Specialität des Budgets hat dort Feine 
Gränze, und das Unterhaus kann nicht bloß im Ganzen die 
Abgaben mindern, jondern es kann für jeden Poſten Min- 
derungen bejchließen und zwar bis in's Detail herab die 
Art und dem Gegenftand derjelben beftimmen, und die Krone 
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muß das Alles genehmigen, weilfie außerdem feine Steuern 
hat*). 

Eine nicht minder wirfungsreiche Befugniß als die Budget- 
bewilligung iſt die Bewilligung des Militärgefeßes (bill of 
mutiny). Das Gejeb der Subordination, ohne das feine 
Armee beitehen fann und das anderwärts von jelbft als ein 
immer vorhandenes gilt, lauft in England jährlich ab, und 
wenn ed nicht vom Parlamente wieder bewilligt wird, jo gibt 
es feine Armee mehr, denn die Soldaten find damit aller mi— 
litäriſchen Pflichten entbunden. Wie auch diefe Einrichtung noth— 
wendig dahin führt, daß beim Außerften Konflikte dev König 
dem Parlament feinen Widerſtand entgegenjegen fann, ift ein- 
leuchtend. Sie tft aber an ſich Schon ein Ausfluß der Mit- 
jouveränetät ded Parlaments; denn fie enthält zwar nicht eine 
gemeinfame Befehligung des Heeres (dab das Parlament die 
Führer ernenne und dieſe feinen Befehlen folgen müffen, wie 
das lange Parlament das hinfichtlih der Milz anftrebte), wohl 
aber eine gemeinjame Autorifirung deifelben. — Aehnlich ift nun 
auch die Stellung des Parlaments zu den oberften Richtern. 
Durch die Act of settlement find dieje in ihren Stellen 
gefichert, jo lange ald fie nichts verjchulden (quam diu se 
bene gesserint), der König fann fie daher für fich nicht ent- 
fernen, wohl aber fann das auf Antrag des Parlaments ge: 
ihehen**). — Auch die Befugniß eines jeden Haufes, ſowohl 
jeine eigenen Mitglieder als jeden Andern wegen ihm zuge— 


*) Die Ausiheidung von perpetuellen (unmweigerlichen) Steuern in jo 
großer Summe hat ihren Grund nit in der Rückſicht auf die Krone, 
fondern in der Rückſicht auf die Staatsgläubiger, ebenſo die Schranke, 
die das Haus der Gemeinen fich für die eigene Beantragung von Steuern 
und Ausgaben fett, in der Rückſicht auf die Steuerbaren. 

**) „But upon the address of both houses of parliament it may 
be lawful to remove them.“ (Hallam const. hist. III. 262.) 
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fügter Beleidigung zu beitrafen, gibt dem Parlament eine Art 
ſouveräner Stellung. 

Das Parlament hat endlich vechtlich über die Perſonen 
der Minifter umd dadurch thatſächlich über die Staats— 
vegterung im Ganzen eine Gewalt, die falt ohne Gränze 
it. Daß das Parlament in jeinen beiden Häufern die Nolle 
des Anflägerd und Nichters über die Miniſter vereinigt, daß 
die Strafen fapital find, daß die Verbrechen, um derentwillen 
ein Beamter verurtheilt werden fann, gar nicht gejeglich be- 
grängt find, fondern durch die weite Klauſel des Hochverrath- 
gejeßes von Eduard II. und durch die exrorbitante Einrichtung 
des Nechtungsantrags (bill of attainder) Alles zum Verbrechen 
geitempelt werden fann, dieß Alles zufammengenommen verjeßt 
die Mintfter in eine unbedingte Abhängigfeit vom Parlament, 
während fie vom Könige gar nichts mehr zu fürchten haben. Der 
König kann aber nicht die geringite Verfügung treffen, ja nicht 
die geringite Aeußerung fund geben, ohne Kontrafignatur eines 
jolchen vom Parlament völlig abhängigen Minifters. 

Aus dieſer unbedingten Abhängigkeit der Minifter vom 
Parlament geht dann, bejonderd im Zuſammenhange mit den 
ſonſtigen Rechten des Parlaments, nad einer thatlächlichen 
Nothwendigkeit das hervor, was man die parlamentarilde 
Negierung zu nennen pflegt. Sie beiteht in nichts Anderem 
als eben darin, daß die Minilter die geſammte Regierung in 
ihre Hände gelegt befommen und diejelbe ohne alle Rückſicht 
auf den Willen des Königs und mit unbedingter Rückſicht auf 
den Willen des Parlaments führen. Es it namlich wor Allem 
eine politische Marime, dat die Minilter feine Einmiſchung des 
Königs dulden, weder im Einzelnen noch im Princip, und ilt 
ſodann eine andere politiſche Marime, dab die Miniſter nicht 
im Amte bleiben, jo wie fie das Vertrauen des Parlaments, 
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insbejondere des Unterhaufes, nicht mehr befiten, möge das 
durch ein ausprüdliches Votum fich fund geben, oder dadurch, 
daß fie bei einer Abitimmung nicht die gehörige Majorität für 
ihre Vorschläge haben. Dabei ift der thatfächliche Zuftand der, 
dab das Parlament in zwei große politiiche Parteien fich theilt, 
deren jede ihre beftimmten, durch eigene Würdigung bezeichneten 
Führer (leaders) bat. Der König kann daher nicdyt anders, 
als die Führer der im Haufe überwiegenden Partei zu Miniftern 
machen, und kann nicht anders, als diefen die Negierung über: 
laffen. Seine Ueberzeugung, ſein Wille fommt gar nicht in 
Betracht, es erzeugt das Parlament aus fich heraus die Mi- 
nifter, und diefe regieren auf der Baſis der parlamentarischen 
Gefinnung als die gewählten Führer des Parlaments, nicht als 
die Diener des Königs, oder mit anderen Worten, die im 
Parlament überwiegende Partei regiert jedesmal mittelit ihrer 
Führer das Neih. Man wird es darum auch faum als einen 
wahrhaften Einwand gegen unlere bisherigen Auseinanderjeguns 
gen betrachten dürfen, daß ja der König gleichfalls ein Mittel 
gegen das Parlament befiße an dem echte, das Unterhaus 
aufzulöfen, jo gut ald das Parlament gegen ihn an der 

inilteranklage und Steuerverweigerung. Der Erfolg diejes 
Mitteld liegt ganz außer feiner Gewalt. Die politiiche Partet, 
welche durch ihre „Konnerionen” überwiegt, stellt ihm wieder 
die gebietende Majorität gegenüber. Das wohl ift eine allge 
meine, naturgemäße Anforderung, daß den Miniſtern ald den 
Sahverftändigen der Verwaltung der große Zufammenhang 
derielben im Wefentlichen jelbititändig überlaffen werde, fie 
gilt jelbft für die abjolute Monarchie, und auch das Parlament 
beicheidet fich in den einzelnen Fragen feinen Führern gegen- 
über, verzichtet auf jein eigenes Urtheil, wenn fie Die fordern. 
Aber das Gharakteriftiihe dev engliichen Einrichtung tft, daß 
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auch an der ganzen Richtung der Negierung der König feinen 
enticheidenden Antheil hat, daß ev nicht bloß von der Admini— 
ftration, jJondern auch von dem Gouvernement ausgeichloffen ift. 
Der König kann nun allerdings einen gewilfen Einfluß üben: 
da die vorherrichende Partei doch nicht immer fo feit geichloffen 
und ihres Sieges gewiß ift, auch in ihr jelbit wieder die Führer 
nicht jo genau bezeichnet find, endlich die einzelnen Fragen 
nicht überall logiicher Ausfluß eines Principe find, jo haben 
immer jowohl die Parteien als die Minifter auch einigen Grund, 
ſich mit dem Könige zu halten, und ift dadurch fein eigener Wille 
von einigem Gewicht. Aber es ilt doch bei weitem die Pegel, 
daß der König ſich mißliebige Minifter und eine mißliebige 
Regierungsweiſe ohne eigenen Einfluß gefallen laffen muß, und 
jedenfalls kann er einen Einfluß nur durch die zufälligen Um— 
ſtände und deren fluge Benntung oder durch die bejondere 
Feltigfeit jeines Charakters gewinnen, er hat nicht einen Einfluß 
von jelbft und überall kraft feiner füniglichen Stellung. Man 
Ipricht in England von Prärogativen der Krone; außer der 
Ernennung der oberiten Beamten ift namentlich) die Nepräfen- 
tation nad außen, ſohin die Stellung des Yandes in den 
großen Weltverhältnilfen, eine Prärogative der Krone. Nechtlich 
it das auch lediglich dem König untergeben. Allein unterjucht 
man näher, in welcher Hand fich thatfächlich dieſe Prärogative 
befindet und befinden muß, fo find das auch hier wieder die 
Minister, und ſohin diejenigen, welche die Miniiter bezeichnen 
und von welchen fie abhängen. Ja es wird jelbit die Aus— 
wahl der Perfonen für Gefandtichaften ein Gegenftand der 
Diskuſſion im Haufe und dadurd Sache einer moralilchen 
Nothwendigfeit, und fommt vor, dat die Minifter dem Könige 
gegen jeinen Willen die Hofämter bejegen. 

Damit fteht denn in engitem Zuſammenhang und Ueber: 
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einftimmung, daß feine Negierungshandlung dem Könige zuge: 
ichrieben werden darf, Jondern nur dem fontrafignirenden Miniſter. 
Selbit die Thronrede, die der König mit eigenem Munde Ipricht, 
wird als von den Miniltern ihm eingegeben behandelt, und den 
König irgendiwie im Parlamente zu nennen, tft auf das Strengite 
ausgefchloffen, Scheinbar aus Ehrfurcht vor dem Könige, in der 
That aus Eiferſucht auf die Allgewalt des Haufes, das dem 
Könige perjönlich Unverantwortlichfeit zugeiteht, aber zugleich 
feinen Schritt der Negierung jeinem jouveränen Nechenichaft 
fordernden Gericht entziehen laffen will. Jene Fiktion: „Der 
König kann nicht Unrecht thun“ klingt wie ein ttefmonarchiicher 
Grundjaß, er kann aber nur deßhalb nicht Unvecht thun, weil er 
überhaupt nichts thun fann. Die Erhabenheit, die ihm bier 
eingeräumt wird, tft nur die Erhabenheit des Knopfes am 
Kirchthurm, um den fein Menſch fich fümmert. Das tft nun Alles 
von der Theorie, und namentlich in Frankreich, noch viel weiter 
getrieben worden, es hat fich dadurch ein jogenanntes „Eonftitu- 
tionelles Staatsrecht" ausgebildet, das vom Könige die abjolute 
Neutralität fordert. Als eine Verletzung derjelben wurde es be- 
zeichnet, dak Louis Philipp feine Freude über eine im Sinne 
jeines Miniftertums gefallene Wahl bezeugte, und Aehnliches. 
Der König ſoll nicht bloß feine Macht, er joll auch feinen Willen, 
feine eberzeugung, feine Neigung in politiichen Dingen haben. 
Dieſes ganze Syitem, das man die parlamentariiche Negierung 
nennt, hat ſich zwar erft feit den Negenten aus dem Haufe 
Hannover vollftändig ausgebildet und beruht unmittelbar nur 
auf Sitte, Marime, Vorftellung ſtaatsmänniſcher Ehre, nicht auf 
Geſetz, und grade um defjwillen, weil eö nicht auf Geje beruht, 
fann der König noch einen Grad von Einfluß bei demfelben 
üben. Aber es ift doch nach einer Naturnothwendigfeit die un— 
vermeidliche Folge der Nechte, welche dem Parlament nad) dem 
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Geſetze zukommen, und durch die es die höhere Gewalt über 
dem König bat. Wo im Falle der Außerften Entgegenjegung 
das Parlament rechtlich die Mittel befitt, welche den König 
unbedingt ihm nachzugeben, fih ihm zu unterwerfen zwingen: 
die unbedingte Steuerverweigerung, Militärverweigerung, ums 
bedingte Minifterverurtheilung, da tft es rechtlich, d. i. nicht " 
nach dem Ausdrucke, wohl aber nad der unausbleiblichen 
Wirkung des Gefeßes, die oberfte Macht im Staate, und daß 
fich dann die geſammte Regierung nach jeinem und nicht nach 
des Königs Willen richte, iſt jo nothwendig, als daß der Stein 
abwärts und nicht aufwärts fällt. 

Fakt man dieß Alles zufammen, jo läßt ſich die. heutige 
engliihe Verfaſſung dahin bezeichnen: Der König it dem 
Rechte nach der Souverän; denn er bat rechtlich die Macht 
der abfoluten Verhinderung, fann zu nichts gezwungen werden, 
er ertheilt allen Geſetzen die Sanktion, iſt erhaben und uns 
verantwortlich; aber das Parlament hat jchon vechtlich eine 
Mitjouveränetät, indem es mit jeinem Nechte nicht bloß das 
geſammte Gebiet der Negierung durchdringt, jondern auch ſogar 
an der Autorifirung derjelben in vielen Stüden Theil nimmt. 
Dem entipricht auch die jebt häufige Sprechweile, unter Par— 
lament den König und Die beiden Käufer als Eine ungetheilte, 
ununterichiedene Macht, als die Eine oberite Staatsautorttät 
zu bezeichnen, gleichwte auch im der deutſchen Reichsverfaſſung 
das: ähnliche Verhältniß im dem ähnlichen Ausdruck „Kaiſer 
und Reich“ fich darftellte. Noch mehr aber it dem thatjäch- 
lihen Erfolge nach nicht der König die entjcheidende und die 
geitaltende Gewalt für die geſammte Staatölenfung (Gejeß- 
gebung, Verwaltung, Staatshaushalt), jondern dieß it das 
Parlament. Die Nation in ihrer parlamentariichen Vertretung 
vegiert fich jelbit, und der König fteht nur darüber, indem er 
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diejer Regierung (formell) die Sanftion ertheilt und bez., jo 
weit die Umftände ihn unterjtüßen, fie ermäßigt. Dieß ift es, 
was wir dad parlamentariihe Princip nennen. Es tft 
das ganz unverkennbar ein Gravitiren zur Nepublif. Denn 
im weiten Sinne zwar muß jeder Staat eine Nepublif fein, 
d. 1. ein gejeßlich geordnetes, nach jeinen eigenen Bedingungen 
und Zweden beitehendes Gemeinweien, aber im engern Sinne 
beiteht die Nepublif eben darin, dat die Nation, die den Staat 
bildet, gleich einer Gemeinde nur fich jelbft regiert und feine 
jelbititändige, für den öffentlichen Zuftand enticheidende Macht 
über fich hat, denn eine ſolche Macht ift der Begriff des Königs”). 


8. 111. 


Im Unterjchiede dazu werden wir naher das monarchiicde 
Princip darin finden müljen, dab die fürftliche Gewalt dem 


*) Nicht viel anders als in England ift die Stellung des Königs aud) 
in Frankreich, was die Inſtitutionen betrifft. Hier hat er zwar eine viel- 
fach freiere Bewegung. Er übt die Gejetspropofition zugleich mit den 
Kammern, ev hat in einem weitern Bereiche die Adminiftration ohne Mit- 
wirfung der Kammern, dazu in einem centralifirten Staate, ihm wird 
nicht alljährlich die Armee bewilligt, und die Anklagbarkeit feiner Minifter 
ift nicht jo unbegränzt. Dafitv aber fteht hier dev König mit feiner ganzen 
Berfafjung auf dem Krater der Volfsjouveränetät, und wenn es auch leichter 
ift, ein fonveränes Volk in guten Tagen unter fih zu bringen, als ein 
halbjonveränes Parlament, jo ift es doch — abgejehen von der geringern 
Sicherheit des Beftehenden — auch nad) franzöfiihen Verfaffungsprincip 
nicht zuläffig, daß der König einen Willen habe. In England ift dev 
König dem Volkswillen hörig in thatfählicher Folge jener Einrichtungen, 
in Frankreich ſoll er ihm hörig feyn unmittelbar nach ethiſch politiſchem 
Grundſatz. Deffenungeadhtet hat der König der Franzoſen einen Willen 
und einen mädtigen Willen. Das beruht aber nicht auf der Konftitution, 
fondern e8 beruht (außer den bekannten Fonftitutionellen Mitteln) auf der 
PBerfönlichkeit des Königs, auf der Ungejchloffenheit der Parteien und 
Koterien und vor Allem auf der Furcht vor neuen Erfhütterungen, dem 
jetigen Grundmotiv der begüterten Bevölkerung, die in den franzöftfchen 
Kammern nit die Garantie findet wie im englifchen Parlament und deß— 
halb nad) dem ewigen Naturgefeg um das ſchirmende Banner des Mo— 


narchen ſich ſchaart. 
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echte nach undurchdrungen über der Volfövertretung Itehe, und 
daß der Fürſt thatfächlich der Schwerpunkt der Verfaſſung, die 
pofitiv geftaltende Macht im Staate, der Führer der Entwide- 
fung bleibe. Hierin zeigt fi, daß das monarchiſche Princip 
etwas Anderes und zwar ein Mehreres iſt ald die Souveränetät 
des Königs. In England beiteht die Souveränetät des Königs 
im Gegenfaße zur Volksſouveränetät und zur Theilung der Ge- 
walt, aber nicht das monarchiſche Prineip. Umgekehrt in den 
deutichen Territorien zur Zeit des Neichsverbandes beftand feine 
Souveränetät des Fürften, auch nicht nach innen, indem der 
Fürſt jeinen Unterthanen gegenüber für feine Regierungshand— 
(ungen vor höheren Gerichten zu Rechte ftehen mußte; wohl aber 
beitand das monarchiſche Princip, denn der Fürſt war der Schwer— 
punft der Verfafjung und die Stände hatten feine Mitlandes- 
hoheit. Die Souveränetät des Königs tft ein reiner und un— 
mittelbarer Nechtsbegriff, das monarchiſche Princip dagegen be= 
zeichnet eine thatfächliche Stellung, die jedoch Ausfluß, Wirkung 
von Nechten ift. Dieb alfo ilt der Begriff des monarchiichen 
Princips. — Im jener alten deutichen Territorialverfaffung nun, 
nach welcher die Stände nur einzelne privatrechtliche Gerechtiame 
in einer von der Gejammtlenfung des Staates abgetrennten 
Sphäre ausübten, veritand und erhielt fi) das monarchiſche 
Prineip von jelbit und unterlag feiner Anfechtung, für den 
Staat als ſolchen hatten ja die Stände danach eine geringe 
Bedeutung. Die Schwierigfeit und das Problem für Deutich- 
land iſt es aber: jetzt bei dem Staatlichen Charakter des Stände- 
wejens, die eben eine Kofurrenz der Stände für wejentliche 
Sphären des Staates und als integrivended Element der 
öffentlichen Berfaffung in fich Schließt, die monarchiſche Gewalt 
in diejer ihrer Bedeutung zu erhalten. Es liegt der Schein 
jehr nahe, daß die Annahme jenes Staatlichen (konftitutionellen) 
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Charakters des Ständeweiens, wie er in England ausgebildet 
worden, nothwendig und unaufhaltiam auch die Annahme diefer 
überwiegenden Stellung des Parlaments mit fich führe, daß 
demnach die deutschen Fürlten in der Alternative fich befinden, 
entweder die neuere Entwidelung des Ständewejens abzulehnen 
bez. zu hemmen, oder aber auf ihre ächt monarchiiche Stellung zu 
verzichten und in die untergeordnete Lage herumterzufteigen, in 
welcher der König von England ſich unläugbar befindet. Es tft 
dem aber dennoch nicht jo: der ftaatliche (Fonftitutionelle) Cha- 
vafter der Ständeverfalfung, der eine gebotene Forderung der Zeit 
üt, und das parlamentariiche Prineip find feineöweges untrenn= 
bar, und es ift, um das monarchiſche Prineip zu wahren, Feines- 
weges nöthig, die Stände bloß auf iſolirte Nechte (Bewilligung 
einzelner Steuern, Zuftimmung bet Eingriffen in jura singu- 
lorum) zu beichränfen und fie von aller Mitwirkung für die 
Gejammtlenfung des Staates auszuſchließen. ben jene In— 
jtitute, auf welchen in England die Uebermacht des Parlaments 
als auf ihren Fundamenten vuht, zeigen und auch, auf welche 
Inſtitute im Gegentheil das monarchiſche Princip ſich gründet, 
und es wird ſich herausftellen, daß dieje feitgehalten werden 
fünnen, ohne jenen ftaatlichen Charakter aufzugeben. 


8. 112, 

Nach monarchiſchem Princip hat der Fürſt nicht bloß die 
Bollziehung der Gejete und die hiefür erforderlichen Verordnun— 
gen, worauf der Konftitutionalismus ihn beſchränkt, ſondern er 
hat auch allein die ganze Sphäre der Admintiftration. 
Polizeiliche und ähnliche Anordnungen, dienicht den Nechtszuftand 
feitießen, oder vollends adminiltrative Verfügungen und Ent— 
ſcheidungen für einzelne Fälle (Privatakte) können daher der 
Zuftimmung dev Stände nicht unterliegen. Deßgleichen kommt 
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nach monacchiichem Princip dem Füriten allein die Abfaſſung 
der Geſetze (Initiative, Propofition) zu, den Ständen nur die 
Petition. Diek Alles ift aber nicht im Widerſpruche mit dem 
ftändischen Nechte ver Zuftimmung zu den vom Fürsten entworfenen 
Geſetzen, das ein Ausfluß des Fonftitutionellen Prineips ift. 
In diefer Hinficht iſt es eine der wichtigften Aufgaben des 
deutſchen konſtitutionellen Staatsrechts, die Sphäre des ſtän— 
diſchen Zuſtimmungsrechts bei der Geſetzgebung, oder mit anderen 
Worten die Gränze des Geſetzes und der Verordnung 
näher zu beſtimmen. Die meiſten deutſchen V. U. bezeichnen 
als die Sphäre der ſtändiſchen Zuſtimmung (in Preußen des 
ſtändiſchen Beiraths) die Geſetze, welche „Freiheit oder 
Eigenthum der Staatsangehörigen betreffen." 
Das iſt eine ſehr ſchwankende Beſtimmung. Verſteht man ſie 
von allen Vorſchriften, welche die Freiheit der Unterthanen 
beſchränken, ſo ſteht die ganze Verwaltung unter den Stän— 
den. Wie wenig adminiſtrative Anordnungen giebt es, die nicht 
die Freiheit beſchränken! Daß die Unterthanen nicht ohne Paß 
reiſen, die Handwerker nicht das oder jenes Land beſuchen, die 
Eigenthümer nicht ſo oder ſo bauen dürfen, daß feuersgefähr— 
liche oder ſanitätswidrige Vornahmen, daß Tanzbeluſtigungen 
an gewiſſen Tagen oder für gewiſſe Alter verboten find u. ſ. w., 
Alles das beichräntt, ſohin betrifft in diefem Sinne die Freiheit. 
Beriteht man dagegen jene Beltimmung nur von den Gejeßen, 
welche die Freiheit im engern Sinne, d. 1. die Freiheit der 
räumlichen Bewegung (vis locomotiva nach jurilttichem 
Sprachgebrauch der Engländer) aufbeben, fo eritrect ſich 
das Zuftimmungsrecht dev Stände in diefer Hinficht bloß auf 
die peinlichen und polizeilichen Strafen, entzogen tft ihm da— 
gegen z. B. ein Geſetz über Cheicheidung, über Beitellung und 
Erziebungsgewalt der Wormünder u. dergl., und das ift auch 
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wieder unnatürlih. Der Gedanke, der jener Beltimmung zu 
Grunde liegt, tft nun gewiß fein anderer ald der: Die Geſetze, 
welche die Nechtsiphäre des Individuums berühren, 
jolfen der ſtändiſchen Zuftimmung bedürfen. Dieje umfaßt 
aber ein Doppeltes. Für's Erſte umfaßt fie den ganzen 
Privat-Nehtszuftand, und diefer Begriff ift ein ganz 
anderer als der ältere über jura singulorum, er enthält nicht, 
wie diejer, bloß die Geſetze, welche das Objekt eines bereits 
erworbenen Nechts entziehen, jondern auch die über künftigen 
Erwerb, Inhalt, Verluſt von Privatrechten, und die perjönliche 
Integrität, alfo nicht bloß Geſetze, welde Grpropriationen, 
Aufhebung von Privilegien u. dergl. ausiprechen, jondern auch 
die ganze Givil- und Kriminalgefeßgebung und die Procek- 
normen in beider Hrnficht als Annerum. Für's Andere ums 
fabt die Nechtsiphäre des Individuums aud feine Freiheit 
gegenüber der Staatsgewalt, joweit diefe als ein 
Rechtsverhältniß beſteht. Im diefer Hinficht unterliegen 
der ſtändiſchen Zuſtimmung alle Normen, welche Unterthbanen- 
laiten auflegen, jo die Geſetze über Militärpflicht, Einquar— 
tirungslaft, Schulpflicht, Pflicht ald Geihworner zu fungiven. 
Das kann ſich ausdehnen auch auf bloße Beihränfung der 
Untertanen, wo eine joldye der Art nach bis jeßt weder geſetzlich 
noch herkömmlich beftand, namentlich in ihrer Erwerbthätigkeit, 
3. B. neues Verbot des Haufirhandels. Dagegen die Anord- 
nungen der Medizinal-, Bau-, Sicherheitspolizey u. ſ. w. find 
feine Gejeße; denn fie legen dem Unterthanen nicht pofitiwe 
Yalten, die er ald Individuum zu tragen, auf, jondern nur 
Berhinderungen in Folge Öffentlicher Einrichtung und in einer 
Sphäre, in welcher die Befugniß öffentlicher Anordnung und 
dadurch Beichränfung der imdividuellen Freiheit an fich bereits 
rechtlich feititeht. Sie beichränfen daher die Freiheit zwar 
25” 
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thatfächlich, aber fie ändern fie nicht als Nechtöverhältuig. So 
ift auch Maaß und Gränze der Polizeyftrafen Sache des 
Geſetzes, dagegen die Polizeyftrafverbote im herkömmlichen 
Wirkungskreiſe (gegen Hazardſpiele, geheime Berbindungen) 
find nicht überall nothwendig Geleke. 

Außer diefen Geſetzen über die Nechtsiphäre des Indivi- 
duums gibt es aber noch eine Klaſſe allgemeiner Anordnungen, 
welche vor die Stände gehört, d. i. die Gejeße über Die 
Berfaffung jelbit, die fonftitutionellen Gejeße. 
Dieß iſt die Sphäre, welche heutiges Tages der Altern Sphäre 
der jura singulorum forrejpondirt. Für Gejeße über den 
Privatrechtszuftand, 3.8. ein neues Givilgejeßbuch, pflegte man 
damals in der Regel feine ſtändiſche Zuftimmung (nur Beirath) 
zu fordern, das Waren die „gleichgültigen Geſetze“, jo jetzt 
noch in Mecklenburg. Dagegen die adlige Gerichtöbarfeit oder 
die Privilegien der Städte oder die Smmunitäten des Klerus 
zu nehmen oder zu ändern, bedurfte es der Zuftimmung. - In 
den Jura singulorum bejtand alſo nicht etwa der bürgerliche 
Nechtszuftand, jondern die Verfafjung des Landes. Das it 
nun jet anders. An die Stelle joldyer Jura singulorum tft 
die Konftitution als Inbegriff öffentlicher ſyſtematiſch zuſammen— 
gehöriger Grundfäße getreten. Im den deutſchen V. U. find 
deßhalb außer den Gejeten, welche die Freiheit und das Ei- 
genthum betreffen, auch noch die Abänderungen der Verfaſſung, 
die fonftitutionellen Gejeße der Zuftimmung unteritellt. Dem- 
nach Steht denn im Allgemeinen feit: 

Nach deutjch-fonftitutionellem Staatsrecht unterliegen der 
ftändifchen Zuftimmung für's Erſte die Normen, welche die 
öffentlihe Nedtsgeftaltung des Staates betreffen, 
d. i. die Verfaſſungsgeſetze, für's Andere die Normen, welche 
die Nehtsiphäre des Individuums (di. die gerichtliche 
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Beitrafung, die Privatrechtöverhältniffe und das Rechtsverhältniß 
der Unterthanenfreiheit gegenüber der Staatsgewalt) betreffen. 
Dagegen unterliegen ihr nicht die Verwaltungsnormen, d. i. die 
Normen der öffentliben Funftionen im Gebiete der 
Polizey, der Finanzen, des Militärs u.).w. Diefe ſämmtlich 
bilden vielmehr das Bereich der Verordnungen, während nad) 
engliichem und franzöſiſchem Staatsrecht auch fie zum großen 
Theile der Zuftimmung bedürfen. Es gehören ſohin nach deut- 
ſchem Staatsrechte nur die Normen der Geſetzgebung an, welche 
ein eigentliches Rechtsverhältniß (ein privates oder öffentliches), 
Dagegen nicht die, welche bloß eine geſetzliche Ordnung der 
Negierungsthätigfeit begründen. Daß überdieß auch im Bereiche 
des Gejeßes die Iuftruftionen zum Vollzug ald Verordnungen 
erlaffen werden fünnen, veriteht fich von ſelbſt. Diefe Princi— 
pien wird man auch — der Verſchiedenheit in der Durchführung 
unbejchadet — im Wefentlichen durch die Praxis der deutjchen 
Staaten jelbft bei ungleichem Ausdruck der V. U. betätigt finden. 


$. 118. 


Nach monarchiichem Princip kann eine unbedingte Steuer= 
verweigerung, welde die Regierung ſelbſt in Frage ftellt, 
welche den Fürſten nöthigt, den Ständen überall zu willfahren, 
nicht beitehen. Nach monarchiſchem Princip ferner muß auch 
der Staatshaushalt felbit vom Fürften umd nicht von 
den Ständen feſtgeſetzt werden. Das Alles ijt nicht im 
Wideripruch mit der fonftitutionellen Inititution des Budgets 
und deijen Specialität. Das monarchiſche Princip er— 
heiicht bier vor Allem, daß die Spectalität nicht bis in die 
Detailö heruntergehe, jo daß etwa budgetmäßig mit den Stän— 
den vereinbart werde, welches Gebäude aus dem Yandbauetat 
beitritten, wieviel vom Militäretat auf Infanterie, Kavallerie 
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u. |. w. verwendet werden folle. Das iſt Adminiltration. Das 
ichließt aber nicht aus, dab die Hauptpofitionen — das Mehr 
und Weniger natürlich beruht nicht auf einem Princip — ges 
ſetzlich unüberſchreitbar feſtgeſtellt ſeien ). Für's Andere fordert 
das monarchiſche Princip, daß die Stände nicht beliebig das 
vorgelegte Budget ändern können durch Abſtreichung auf 
der einen und Zuſätze auf der andern Seite, ſo daß der Fürſt 
gleichwie bei einem Geſetzentwurf dieſe Abänderungen (Amen— 
dements) annehmen oder das ganze Geſetz für den Staats— 
haushalt, ſohin auch alle Steuern, fallen laſſen muß. Solche 
Diktatur der Stände für den Staatshaushalt iſt mit dem 
monarchiſchem Princip ſchlechterdings im Widerſpruch. Das 
ſchließt aber nicht aus, daß die Stände, wenn auch keine Dik— 
tatur, ſo doch einen Einfluß auf den Staatshaushalt haben, 
und zwar nicht bloß auf die Quantität, die Größe der öffent— 
lichen Abgaben, ſondern theilweiſe auch auf die Qualität, die 
Gegenſtände der Verwendung. Das kann mannigfach geordnet 
ſeyn. Sie können das Recht der Reduktion bei einzelnen be— 
ſtimmten Poſten haben, um die Steuerverminderung, die das 
alte Recht der Stände iſt, auf den beſtimmten Gegenſtand zu 
richten. Es kann die Erhöhung der Einnahmen oder kann die 
Erhöhung der Ausgaben ihrem Zuſtimmungsrecht unterliegen. 
Es kann zwiſchen nothwendigen und freiwilligen Ausgaben 
geſchieden ſeyn. Auch die Einrichtung würde dem ſtaatlichen 
Charakter der neuern Zeit entſprechen, daß das geſammte 
Budget, wie es ſich nach einer gewiſſen innern Nothwendigkeit 
traditionell gebildet hat, in Einnahme und Ausgabe, als eine 
geſetzliche Baſis feſtgehalten würde, an der die Stände Nichts 


*) Vorlage der Details als Belege und als Anhaltpunkte des Ueber— 
Ihlags, und Vorlage derjelben als geſetzliche unabänderliche Poften ift na- 
türlic) zweierlei. Nur das Lebte, nicht das Erfte ift auszujchließen. 
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andern Fönnen, aber auc der Fürft nichts ohne Zuſtimmung 
der Stände, daß alſo jede Abänderung in Einnahme ſowohl 
als Ausgabe, aber auch nur die Abänderung, das Objekt 
ihres Einfluſſes, ihrer Verhinderung wäre. Das iſt freilich 
nicht ausführbar oder nichts nütze, wo die Specialität des 
Budgets in's Detail heruntergeht, denn im Detail iſt der 
Staatshaushalt zu ſehr in ſteter Veränderung begriffen. Dieſe 
Einrichtungen ſtehen eben in einer nothwendigen Wechſelbedin— 
gung, wie fie Ausfluß Eines Princips find. Haben die Stände 
den Staatshaushalt mit zu admimifteiren, was eben in der 
durchgängigen Spectalität befteht, jo it es nicht abzuhalten, 
dab fie ihn auch diftiven. Dagegen ift es ausführbar, wo die 
Spectalität fih auf die Sauptpoften bejchränft. Hier bleibt 
eine breite Bafis der Gleichmäßigkeit, Abänderungen werden 
nur allmälig, jetzt am diejer, jebt an jemer Poſition nöthig. 
Der Erfolg iſt dann nad dieſer Einrichtung der: Die Stände 
werden nicht in die Lage fommen, dev Negierung den Staats— 
haushalt oder vollends andere Wünſche diktatoriſch vorzu— 
ichreiben, indem fie außerdem die Steuern, das Budget nicht 
bewilligen, denn der Fürſt kann fortregieren, wenn ihm auch die 
jet eben gebotene Abänderung nicht zugeitanden, die jeßt eben 
ausfallende Summe nicht evießt wird; aber auf der andern 
Seite werden den Ständen nicht die Steuern abgefordert für 
ein Ausgabeiyftem, das die Regierung aus eigner Machtvoll: 
fommenbeit ohne ihren Willen jedesmal feitjeßt, und erhalten 
fie auch mittelit des finanziellen Haushalts ein Gewicht, nur 
nicht eine Diktatur, für ihre ſonſtigen Wünſche, da es der 
Regierung immer auch wieder daran liegen muß, aud) für dieje 
einzelnen Abänderungen ſie bei gutem Willen zu erhalten. 
Das eben tft die vechte reichsſtändiſche Verfaſſung, daß der Fürft 
nicht dem Willen der Stände gehorchen muß, daß er aber aud) 
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nicht fo geftellt ift, nichts nah dem Willen der Stände zu 
fragen. Solche fihernde Einrichtungen find alſo auf mannig- 
fache Art möglich, wo es fih noch um Einführung einer Ver- 
faffung handelt. Nach dem beitehenden fonftitutionellen Staats— 
vecht dagegen haben die Stände das Recht, die Steuern in 
jeder Finangperiode neu zu bewilligen und, jo weit es nicht 
nothwendige Steuern find, fie zu verweigern, und dieſes Necht 
ift dem monarchiſchem Prineip nicht wideriprechend. Das aber 
muß im Zweifel angenommen werden, daß die Stände nicht 
die Ausgaben, fondern daß fie die Steuern auf Nachweiſung 
der Erforderlichfeit der Ausgaben bewilligen. Daher können 
fie, wenn dieſe Nachweilung nicht geleiſtet ift, die geforderte 
Stenerfumme verweigern und können auch den Etat bezeichnen, 
fir welchen die Minderung eintreten joll, 3. B. Landbauetat, 
Kultusetat, indem grade für ihn das Bedürfniß ſolchen Auf- 
wandes nicht gezeigt jei. Dagegen können fie nicht die ſpe— 
ctelle Ausgabe des Etats bezeichnen, welche zum Zwecke 
der Stenerminderung wegfallen joll, 3. B. das oder jenes 
Gebäude auf dem Landbanetat, die Koften eines geiftlichen 
Seminars auf dem Kultusetat. Sondern die Regierung bat 
die Wahl, welche von den nicht gejeßlich nothiwendigen Aus— 
gaben fie fallen laffen will, wenn ihr der Etat verfürzt wird. 
Dieß tft Die juriftiiche Folgerung aus dem hiſtoriſchen Steuer- 
bewilligungsrecht deutjcher Yanditände in Anwendung auf die 
neue Einrichtung des Budgets (Etatwirthichaft), das am die 
Stelle der einzelnen Verwendungsgegenftände trat, Die Unter: 
Iheidung von Etat und |peciellem Gegenftand bezeichnet 
den Hebergang vom alten Staatsrecht in das neue, fie ift das 
Wichtigite ſowohl für die Verwilligung der Steuern als für 
die Prüfung der Verwendung (Ginhaltung der Pofitionen). 
Sie dürfte in dieſer ihrer durchgreifenden Wirkung noch mehr 
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berückfichtigt werden als bis jeßt geſchieht. Jedenfalls alfo haben 
nach monarchiſchem Princip die Stände nicht das Budget zu 
bewilligen, jondern fie bewilligen nur die Steuer auf den 
Grund des Budgetö oder bewilligen etwa die Abänderungen 
eined als traditionell feitgehaltenen Budgets. 

Auch entipricht es dem monarchiſchen Prineip, dab das 
Budget auf eine längere Periode feſtgeſetzt werde, wie das die 
deutjchen Konftitutionen anordnen, nicht jährlich wie in England. 
Ueberhaupt hängen die Intervallen der ftändiichen Verfammlung 
weientlich mit dem beftimmten Prineip zuſammen. Sit die 
volfsvertretende Verſammlung jouverin, der eigentliche Gejeß- 
geber, wie 1791, jo muß fie permanent ſeyn; ift zwar der 
König jouverän, fie aber die präponderivende Macht im Staate, 
die Details der Adminiftration beftimmend, wie in England, 
dann kann fie zwar nicht permanent fein, muß aber in dem 
fürzelten Zwifchenraume berufen werden. Regiert aber der 
König wahrhaft, und ift fie, was ihr Begriff jagt, nur Yandes- 
vertretung, nur die Geſetze u. |. w. mit beftimmend, jo bedarf 
e8 ihrer nur im größeren Zwiſchenräumen. Auf der andern 
Seite, wenn fie feine öffentliche Bedeutung hat, jondern nur 
zum Schuß der ftändiichen Sonderrechte der fürftlichen Patri— 
monialgewalt zur Seite fteht, To it ihre Berufung gar nicht 
periodiſch, gefetlich, Tondern von Willführ und Bedürfniß des 
Füriten abhängig. 


$. 114. 

Das monarhiiche Prineip erfordert endlich vor Allem 
und beiteht vor Allem darin, daß der Fürſt Recht und 
Nacht habe ſelbſt zu vegieren. 

Das Schließt eine Verantwortlichfeit der Minilter von der 
Art und dem Umfange, wie fie in England beiteht, aus. Die 
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Minifterverantwortlichfeitt in den deutſchen konſtiutionellen 
Staaten hat denn auch in der That einen ganz andern Cha— 
rakter. Das Gericht iſt nicht den Ständen, ſondern auf ihre 
gemeinſame Anklage einem Gerichtshofe außer ihnen übertragen 
(dem oberſten Yandes= oder einem eigenen Staatsgerichtshofe), 
die Strafen find nicht Fapital, und die Anklage beichrankt ſich 
auf Verlegung, ja häufig auf abfichtlihe Verlegung der Ver: 
faffung. Dazu ift bet dem bis jeßt einzigen Vorgange einer 
Minifteranklage in Deutjchland der Grundſatz entſchieden wor- 
den, daß der Minifter auf die bloße ſtändiſche Anklage bin 
(vor dem Spruche) fein Amt nicht niederlegt, jondern es be— 
hält, wenn ihm das Vertrauen des Fürlten bleibt. Diet Alles 
it nicht bloß eine ohne allen Vergleich verringerte Gewalt der 
Stände über die Mihifter, jondern es iſt eine Einrichtung von 
ganz anderem Princip. Es beiteht hier die Mtinifterverant- 
wortlichfeit bloß zum Zwede der Berfaiiungsmäßigfeit, 
nicht wie in England zum Zwede der yarlamentariichen 
Negierung. Das heikt: fie beiteht zur Sicherung, daß jede 
Maahregel dev Verfalfung gemäß ſey, nicht zur Sicherung, 
dab jede Maaßregel dem Willen der Stände gemäß fen, die 
nachherige Billigung der Stände erhalte. Der Minifter haftet 
für unzweckmäßige Verwaltung, für Schaden, den er den Yande 
anrichtet, nicht wie dort dem Parlamente, jondern nur dem 
Fürften. Hier kann denn fein Mintjter des königlichen Auftrags 
fich weigern aus dem Grunde, dab er die Verantwortung vor 
den Ständen trage, es ſey denn, dieſer Auftrag wäre ver: 
falfungswidrig. Dem entiprechend ertheilen auch die deutichen 
Konftitutionen den Ständen neben der Anklage meiftens noch 
das Recht der Beſchwerde. Eine ſolche hat im engliichen 
Syſtem feine Anwendung. Wo die geſammte Regierung der 
Verantwortung vor den Ständen und ihrer Verurtheilung unter: 
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ftellt ift, was follte da die Beichwerde beim König für einen 
Sinn haben? Sit das Parlament mit irgend Etwas unzu— 
frieden, jo kann es ſich ſelbſt Hülfe und Rache Schaffen ohne 
Widerſtand, es bedarf Dazu nicht des Königs. Dagegen be- 
Ihränft fih die Anklage bloß auf Verfaffungs-, ja abfichtlicdhe 
Berfaffungsverlegung, jo bleibt eine weite Sphäre übrig, in 
der Abhülfe vom Füriten zu bitten tft. Die Beichwerde ſetzt den 
Fürften als einen Höheren, Mächtigen, frei Handelnden voraus. 
Wo fie feine Anwendung mehr findet, da ilt das Zeichen, dab das 
monarchiſche Princip aufgehört hat. Daß auch in diejer Be— 
Ihränfung die Miniſteranklage gegen das monarchiiche Princiy 
ſey, läßt ſich nicht behaupten. Es liegt darin feine Mitſou— 
verämetät, es wird der Fürſt zu nichts pofitiv gezwungen, ja 
jelbit die (negative) Abhaltung von Wiederholung der Maaß— 
regel, welche die Anklage hervorrief, tft nur indirekt. Es 
werden durch fie die Stände nicht nothwendig übermächtig, 
denn die Miniſter haben, VBerfaffungsverleung nusgenommen, 
immer noch mehr Grund, ſich an den Fürften als an die 
Stände zu halten. Auf der andern Seite fann man die Mi: 
nifteranflage auch in diefer Geltalt nicht für überall uner- 
(ablich, vollends nicht für das erſte Moment in der Fort: 
bildung des Ständeweiens ausgeben. Es fommt überhaupt 
darauf an, den ſtändiſchen Einfluß zu eröffnen und die gejeß- 
liche Drdnung unter ihre Kontrole zu Stellen; aber nad) dem 
äußerſten Schuße der Verfaſſung ſieht man ſich naturgemäß 
erſt dann um, wenn fich gezeigt hat, daß man feiner bedarf. 
Dieſer Schuß iſt zuleßt immer in der Macht der Gefinnung, 
denn was geichieht Dann, wenn der Fürft die VBorgerichtitellung 
des Minilters gegen die Verfaſſung verweigerte? Defgleichen 
find bier viele Abſtufungen möglich; das ſtändiſche Necht, bloß 
beim Fürften auf die Norgerichtftellung des Miniſters anzu= 
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tragen, ift ein uraltes, e8 wurde von den franzöſiſchen General- 
ftänden von jeher geübt, es tft vielleicht auch der Urſprung 
und die früheſte Form der engliichen bill of attainder, ale 
noch für eigentliche Anklage (impeachment) feine Befugniß 
beftand; jo fünnen denn auch Bedingungen geſetzt und in man 
nigfacher Weile gejeßt ſeyn, unter denen allein dem Anklage— 
antrag Folge gegeben werden muß. Auch fann der Schuß, 
der in der Minifteranflage gefucht wird, vielfach in anderer 
Art gewährt werden ; für finanzielle Streitigkeiten durch gericht: 
liche bez. jchiedsrichterliche Enticheidung*), für Unternehmungen 
gegen die Verfaflung durch Geriht oder Wermittelung des 
deutichen Bundes. Das äußerſte Mittel, die ftändiichen Rechte 
geltend zu machen, iſt der ſchwierigſte Punkt, es iſt die Schneide, 
auf der die Verfaffung fteht und auf der fie fich nicht halten 
fann, ohne nad der einen oder andern Seite umzujchlagen. 
Iſt dieſes Mittel ein mit völliger Sicherheit ausreichendes, ſo 
ift e8 nothwendig auch ber Mißbrauch defjelben jo gewaltig 


%) Die Beihlüffe von 1834 verwerfen es, daß die Stände in den 
fonftitutionellen Staaten ungeſetzlich verausgabte Summen als in Kaffe 
befindlich betrachten und für das Stenerpoftulat (das ja nur ein Komple— 
ment ift) in Anrechnung bringen, als wenn das nicht loyaler und alt- 
landftändifcher wäre als die Anklage des Finanzminifters. Es ift das die 
einfache Folge: wenn den Ständen Rechnung gelegt werden muß, fo haben . 
fie das Recht, umbudgetmäßigen Ausgaben die Anerkennung zu verfagen, 
fie anzufehen als wenn nicht Rechnung über fie gelegt wäre. Das Wei- 
tere gibt fi von felbft oder bleibt dahingeftelt. Was die Stände, na- 
mentlich die bayeriichen, denen es gilt, damit wollten, ift nichts Anderes 
als hierin nicht auf dem Wege der Beichwerde fi) dur die Behörde 
(Staatsrath) vihten zu laffen, jondern, wo es dem eigenen Beutel gilt, 
auch nur das eigene Urtheil (oder das eines Gerichts) gelten zu laſſen. 
Man fragt dabei: was joll gejhehen, wenn die Summe nun doc) veraus- 
gabt ift? Nichterliche oder fchiedsrichterliche Entfcheidung würde feftitellen, 
ob fie je nad ihrem Gegenftände der Kivillifte zur Laft füllt, oder im 
andern Falle, ob fie an dem beftimmten Posten, den die Stände in Antrag 
bringen oder den die Negierung vorſchlägt, erſpart werden foll. 
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und daher überhaupt jo bedrohlich, daß die fürftliche Macht 
Dadurch gebrochen wird; tft ein ſolches Mittel überhaupt nicht 
gegeben, jo iſt Gefahr, daß die ſtändiſchen Rechte illuſoriſch 
werden. Eine detaillirte Durchbildung der verichtedenen Wege 
für die verſchiedenen Arten der Verleßungen fünnte wohl zu 
einer annähernden Löſung des Problems führen. Im Zweifel 
aber muß nad) monarchiichem Prineip befonders in einem großen 
Reiche die Erhaltung des königlichen Anjehens die enticheidende 
Nücjicht jeyn, und zwar um jo mehr, als die Stände auch 
bei minder ausreichenden gejeßlichen Befugnilfen immer an 
ihrer moralilchen Wirkung eine Sicherung von unberechenbarer 
Stärke haben, "während der Fürſt bloß in Gejeß und Necht 
jeine Macht findet. Haben z. B. nicht die preußiſchen Pro— 
vinztalftände, denen gejeßlich nur eine berathende Stimme zu= 
kommt, ein viel wirfjameres Veto als der König von England, 
dem das Gejeß eine verhindernde Stimme zugelteht? 

ie fih nun die Minifteranklage nad monarchiſchem 
Prineip nicht weiter eritreden kann als auf Berfaffungsverlegung, 
jo die Kontrafignatur nicht weiter al8 auf Anordnungen und 
Derfügungen, alſo nicht auf fünigliche Erklärungen. Diefe, 
mündlich oder jchriftlich, öffentlich oder privat, Fünnen feiner 
Schranfe unterliegen. Wer da regieren darf und foll, der 
muß auch jene Gefinnung, in der er vegiert und die er bei 
jeder einzelnen Maaßregel hat, ausiprechen dürfen‘). 


*) Ein deutſcher Souverän ſah ſich veranlaßt befannt zu machen, daß 
die Auflöfung der Kammer nicht, wie die Oppofition es ıterftellte, das 
Anftiften feiner Minifter, jondern fein eignev Wille gewejen jey. Diefe 
Bekanntmachung wurde von der Oppofition angefochten, weil fie ohne 
Kontrafignatur erjcienen war. In dem konkreten Fall erinnert dieſe Be- 
kämpfung jhon an jenen biblifhen Ausſpruch: „wir haben euch gepfiffen“ 
1. |. w.; denn wenn die Oppofition darauf provocirt, des Fürften eigene 
Gefinnung zu vernehmen, wie kann fie es tadeln, daß er fie num auch 
fund gebe? Aber überhaupt und überall fan eine jolhe Erklärung, die 
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Das Necht des Füriten, jelbit zu regieren, das dieſe vecht- 
fihen Einſchränkungen der Minifterverantwortlichfeit und ver 
Kontrafignatur mit fich führt, äußert fich nicht minder auch) 
in Beziehung auf ſtaatsmänniſche Sitte und Marime. 

Sit e8 nach parlamentariichem Princip verpönt, m den 
Verhandlungen den König zu nennen und dadurch einen Aft 
ihm zugufchreiben, jo muß es nach monarchiſchem Prinetp ums 
gefehrt verpönt jeyn, Die Regierungsakte To zu bezeichnen, ale 
wenn fie bloß von den Miniftern ftatt vom Könige ausgingen, 
wo dieß nicht jpeciell im der Natur der Sache liegt. Damit 
iſt die freimüthigite Widerſetzung gegen Negierungsalte nicht 
ausgeichloffen. In den früheren europäiſchen Reichsverſamm— 
(ungen und in den deutſchen Landſchaften war der Fürlt gewiß 
jo hoch geehrt als gegenwärtig der König von England; den- 
noch beitand feine Fiktion, weder daß Der Fürſt nicht Unrecht 
thun fünne, noch dab Alles von jeinen Miniſtern gethan ſey, 
und war nichts deſto weniger Tadel und Ablehnung der Pro— 
pofitionen, Beſchwerde über Maaßregeln und Geift der Regie— 
rung ohne alle Einſchränkung zuläſſig und gewöhnlich. Selbit 
perjönliche Handlungen des Fürften können ohne Verlegung 
jeined Anſehens angefochten werden, wenn die Stände nicht 
als eine Autorität über der Negterung ſtehen, ſondern als Un— 
terthbanen Abhülfe dagegen ſuchen. Das auch im deutiche 
Kammergeſchäftsordnungen eingedrungene Verbot, den Fürften 


nicht jelbft eine Verfügung ift, nach deutſchem Staatsreht feiner Kontra- 
fignatur bedürfen und feine Minifterverantwortung nad) fic ziehen. Der 
Minifter, der fie vertheidigte, berief fi darauf, daß es in Deutſchland 
anders jey als in England, daß hier nod die „Souveränetät des 
Fürſten“ gelte, und mußte darauf die Replik hören, ob denn der König 
von England etwa nicht Souverän ſey? Hätte er dagegen vielmehr ein- 
gewendet, daß im Dentjchland das monarchiſche Prineip verfaffungs- 
mäßig gelte, jo wäre der wahre Grund aufgededt gewejen. 
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zu nennen, it eine Verkümmerung des monarchiichen Principe. 
Scheinbar dient e8, feine Erhabenheit zu fichern, in der That 
ihn zu bejeitigen. Damit befimpfe ich nur jene abjolute Aus- 
ſchließung des füniglichen Namens. Im der Negel wird am 
füglichiten die „Negierung” genannt, Fürſt und Minifter zu— 
ſammen, denn das entipricht der Wahrheit, und wo es fich 
um Gejegverleßung und Schuld handelt, natürlich nur der 
Ninifter. Es muß aber auch möglich jeyn, für Maaßregeln, 
die nicht von Eeite der Geſetzmäßigkeit beftritten find, einen 
föniglichen Willen zu erklären, der dann nur als föntglicher 
behandelt werden darf. Gewiß ift es für die Monarchie ſelbſt 
höchſt förderlich, daß die Majeſtät noch über den Negierungs- 
bandlungen fteht, daß zunächſt Alles als von den Miniftern 
oder auf Rath der Miniſter ausgehend erjcheine, damit Ge- 
häſſigkeit nur auf dieje falle und von der unparteiiichen fünig- 
lichen Enticheivung noch Hülfe erwartet werde. Aber dazu 
gehört eben, dab der Monarch die Möglichkeit habe felbit zu 
entjcheiden, wenn er es auch in der Wirklichkeit zumächit nicht 
thut, daß die legte Enticheidung wirklich von ihm in Perſon 
ausgebe. Das iſt nun in England nicht der Fall und foll 
durch die Verpönung des Föniglichen Namens auögeichloffen 
werden. Allerdings Fällt dort der Haß nur auf die Minifter, 
aber es wird nicht Hülfe vom König gelucht, der ja nie hans 
delt, fondern das Parlament hilft fich ſelbſt. — Deßgleichen 
kann es nach monarchiichem Prineip nicht zuläſſig ſeyn, daß 
die Stände votiren, die Miniſter beſäßen nicht mehr ihr Ver— 
trauen; deßgleichen nicht, daß die Miniſter ihr Amt niederlegen, 
wenn ſie eine Ueberſtimmung in der Kammer erfahren haben. 
Sogar auf ſtändiſche Anklage hin, wie erwähnt, hat ein deutſcher 
Miniſter keine Ehrenverpflichtung, abzutreten, bevor das Gericht 
geurtheilt. — Hier iſt der entſcheidende Punkt des neuern 
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Ständewejens und der deutſchen Berfalfungszufunft. Es fragt 
ſich: ſoll der Fürft regieren oder die Kammermajoritäten? Es 
ftellt fih nun leicht jo dar, daß jene engliiche Sitte, gemäß 
welcher die Minifter nach einer Togenannten Niederlage abtreten, 
nur eine nothwendige Folge aller entwidelten reichsitändiichen 
Berfaffung ſey; denn haben die Stände die Verhinderung gegen 
Geſetze, jo tft e8 einfach, dab feine Gejeße durchgehen, wenn die 
Majorität der Stände gegen die Minifter it, ſomit können Diele 
Minister nicht fürder regieren. Allen das it nur richtig unter 
der Vorausſetzung, daß die Stände außer diefem Verhinderungs- 
rechte gegen neue Gejeße noch andere Mittel haben, der Re— 
gierung Verlegenheiten zu bereiten, namentlic) für die Finanzen. 
Derweigern die Stände die Steuern, die geheimen Fonds u. dal., 
dann allerdings läßt fich nicht weiter regieren, und muß der 
König die Minifter nehmen, welche die Stände wollen. Sit 
dagegen der Staatshaushalt in feinem bisherigen Gange ge— 
fichert, unabhängig von ftändischer Willführ, jo kann die bloße 
Derwerfung der Gejetpropofitionen die Minifter nicht zum 
Nüctritt zwingen. Denn es läht fich ohne neue Gejeße unter 
Belaſſung der beitehenden fortvegieren, und fragt fi) dann, ob 
nicht die Nation ein größeres Interefje hat an dem neuen Gejete 
als die Negierung, und demgemäß die Kammeroppofition nach— 
zugeben genöthigt tft. Ja es wird eben deßhalb den Ständen 
gar nicht beifallen, die Verwerfung der Geſetze als ein Mittel 
zur Entfernung der Minifter zu gebrauchen. Bei jeder reichs— 
ſtändiſchen Verfaffung wird der Fürſt auf die Stände Rückſicht 
nehmen müflen, ev wird nicht mit Miniſtern regieren, die den 
ertremften Gegenja gegen die Volksgefinnung, ja gegen den 
Geiſt der Verfaſſung bilden, aber er wird nicht für die oder 
jene politiſche Partei und noch weniger für die oder jene Schat- 
tivung derjelben, für die oder jene Koterie, vollends für das 
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oder jenes Individuum in der Wahl feiner Minifter beftimmt 
werden, er wird jelbjt die Principien der Minorität durch fein 
Anjehen aufrecht halten können und der Majorität nur Mo- 
derattonen derjelben zugeitehen, nicht ihr die Regierung jelbft 
in die Hand geben müſſen. Er wird im Stande jeyn, den 
Parorismen der Zeit den unerjchütterlichen Widerſtand feiner 
beifern Einficht entgegenzufegen und einen jelbitftändigen Plan, 
wenn er nur die tieferen Intereſſen wirklich befriedigt, durch 
alle Anfechtungen zulett zur Erfüllung zu bringen. Bet allen 
achten reichsſtändiſchen Verfaſſungen ift der Fürſt genöthigt, 
Nücdficht zu nehmen auf die Stände, aber fie find es nicht 
minder auf den Fürften; ed find zwei Subjefte von jelbit- 
ftändiger, wenn auch verichiedenartiger Macht. Nach parla= 
mentariichem Princip hört der Fürft auf, ein ſolches zu ſeyn. 
Die Ericheinung der engliichen Verfaſſung, daß die Minifter 
und das Megierungsipftem von der Majorität des Unterhaufes 
beſtimmt werden, ftatt durch den König, iſt danach nicht die 
naturnothwendige Folge des ftändiichen Zultimmungsrechts zu 
Gejegen und zum Budget, fondern fte ift nur die naturnothe 
wendige Folge der Itändiichen Diktatur über den Staatshaus— 
halt, über die Perjonen der Minifter und ähnlicher Beſtim— 
mungen, fie gehört daher nicht der reichsſtändiſchen und zwar 
fonftitutionellen Verfaſſung überhaupt an, jondern nur den 
jpeciellen Einrichtungen des parlamentarifchen Principe. 


$. 115. 


Fallen wir nun das Alles noch einmal zujammen, jo beruht 
das monarchiſche Princip darauf, daß der Fürft allein die 
Abfaffung der Geſetze (Initiative) hat, die Stände nur Zus 
ftimmung und Petition, daß er allein die Adminiſtration bat, 
daß nicht administrative Anordnungen, noch weniger adminiftrative 
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Verfügungen (private bills) als Gejeße gelten und der ſtändiſchen 
Zuſtimmung unterliegen, daß er ſowohl fein eigenes fürjtliches 
Ginfommen als aucd die Mittel des Stantshaushalts unab- 
hängig von ftändifcher Willkühr mit Sicherheit befißt, nur für 
fafultative Ausgaben oder für Erhöhungen oder bez. für Ab— 
änderungen im bisherigen traditionellen Eyitem des Staatshaus- 
balts der Stände bedarf, endlich, dal er alle diefe Nechte wirklich 
und nicht jcheinbar übt, und zu diefem Ende die Kontrafignatur 
und Verantwortung der Minifter oder ſonſtige Schutzmittel 
der Stände fich nicht weiter eritreden als auf Einhaltung der 
Verfaſſung. Diefe Einrichtungen find, wie überall gezeigt worden, 
wohl verträglich mit der Fortbildung des Ständewejend im 
neueren Staatlichen (Konitituttonellen) Charakter, fie erfordern 
weder eine abgeichwächte, noch eine in privatrechtlichem Typus 
eingerichtete Neichsverfammlung. Es find zufolge derjelben die 
Stände feinesiweges darauf beſchränkt, nur iſolirte Befugniffe 
geltend zu machen, jondern e& bleibt ihnen die große mächtige 
Bedeutung, den gefammten öffentlichen Nechtszuftand zu Schüßen, 
fie find die Wächter und Garanten für Erhaltung und Beob— 
achtung der Gefeße, für Ordnung und geſetzmäßige Verwen— 
dung im Stantshaushalte und üben eine moraliiche Macht der 
Anregung und Fortbildung. Während fie nach engliſchem 
Prineip Die gefammte Staatslenfung ſelbſt beitimmen, find fie 
hier davanf beſchränkt, nur die gejeglichen Grundlagen zu er- 
halten und bez. mitzubeftimmen, auf welchen die Staatslenkung 
vor fich geht. Die und nur dieß ift ihre geringere Stellung. 

Dagegen drängt fich die Frage auf, ob diefe Einrichtungen 
denn aud) geeignet find, die monardiiche Gewalt wirklich zu 
erhalten. Wird nicht die verbundene Macht der Volfsberathung 
und Volksbewegung über dieje Bollwerke der Monarchie in Kurzem 
Meijter werden, befonders in einer Zeit, in welcher die öffentliche 
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Meinung durchaus mehr für die Oppofitton als für die Autorität 
Partet nimmt? Führt nicht hier, gleichwie auf glattem Abhange, 
der erſte Schritt vom Gipfel herab unaufhaltiam zur Tiefe? 
Die geichichtlihen Erfahrungen geben bier feinen Anhaltspunft. 
Das mißlungene Unternehmen der Neftauration, konftitutionelle 
Verfaſſung und monarchiſches Princip zu vereinigen, tft fein 
Beweis gegen die Möglichkeit, da die Reftauration gegen alles 
das, was wir hier erörterten, verſtieß und bier überhaupt die 
wideriprechendften Einrichtungen neben einander ftellte: Aus- 
Ihließung ftändiicher Initiative und unbedingte Steuerverwei- 
gerung, enormen Cenſus und bloß numerisches Nepräjentations- 
ſyſtem, Rückſichtsloſigkeit bei Wahl der Minifter und unbejchränfte 
Preßfreiheit, politiihe Emancipation ohne Freiheit der Kulte, 
Ebenſo wenig aber find die -deutichen fonftituttonellen Staaten 
ein Beweis für die Möglichkeit ſolcher Bereinigung, da bier die 
monarchiiche Gewalt an den nichtfonftitutionellen Großmächten 
Deutſchlands eine Stüße hat. Die Gefahr, daß durch Reichs— 
ſtände, aller jener Sicherungen ungeachtet, die monarchiſche 
Gewalt übermeiltert werde, ift nicht in Abrede zu Itellen. Eine 
reichsſtändiſche Verfaffung, bei der die Bewältigung der Mo— 
narchie unmöglich wäre, gibt es eben nicht. Es ijt aber über: 
haupt jeßt für die Monarchie eine Sicherheit unter allen Um: 
jtänden, aljo gleichviel wie vegiert werde, faum mehr möglich; 
jelbit die unumjchränkte Dionarchie kann durch Mißgriffe in der 
Regierung derjelben Macht erliegen, die man an den Ständen 
fürchtet. Die Sicherheit ift darum nicht bloß in der Verfaſſung, 
jondern zugleich in der Art der Regierung zu fuchen. Sit 
dieſe nicht Stark, energiich, auf feiten, wenn auch gemäßigten 
Prineipien ruhend, jo wird in demjelben Maahe thatjächlich in 
Widerſpruch mit der Verfaſſung, bejonderd wenn dieje exit neu 
eingeführt der ſichern Grundlage verjährter Uebung entbehrt, 
ehe 
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die Gewalt an die Stände kommen, parlamentarijch werden. 
Sie folgt nach dem Naturgejeß dem Stärferen. Die Verfaſſung 
fann nicht mehr leiften, als daß die Monarchie nicht von jelbit 
und in dem ordentlichen Gange bewältigt werde, wie dieß in 
den weitlichen Staaten in den Inftitutionen mit Nothwendigkeit 
begründet ilt. Sie fann nur leiften, daß es nicht einer bejondern 
(die Snftitutionen neutralifirenden) Lift bedarf, um ſich ftarf 
zu erhalten, daß e8 nur gilt jeine Stellung zu behaupten, nicht 
erit den Ständen im glüdlichen Falle eine Stellung abzu- 
gewinnen. Das fann nicht Stark genug herorgehoben werden, 
e8 iſt der Mittelpunkt der Frage, wenn es ſich um die lebte 
Entſcheidung handelt. Dhne in fich gerüftet zu jeyn, ohne ein 
geichloffenes, des Zieled wie der Mittel ficheres Syſtem der 
Verwaltung fann eine Negierung nicht neu hervorzurufenden 
Reichsſtänden gegenübertreten, will fie nicht einen Wurf um 
ihre Eriftenz thun. Wir behaupten, dab man fich vor der See 
nicht zu fürchten bat, wenn man ihr nicht einen leichten Kahn 
(und das iſt die englische und franzöſiſche Verfaſſung für die 
Monarchie), ſondern ein wohlbemaftetes Cchiff entgegengejett. 
Aber wir behaupten nicht, daß es mit einem guten Schiffe zur 
See jey wie zu Lande, oder daß ed nur der richtigen Konftruftion 
des Schiffes bedürfe, nicht auch feiner richtigen Führung. 

Hiemit ift denn der Grundgedanke der beftehenden deut— 
ſchen fonftitutionellen Monarchie gezeichnet. Sie ift 
eine reichsſtändiſche Verfaffung im ftantlichen (publiciftiichen) 
Charakter unter monarchiſchem Princip. 

Wo deutſche Berfaffungen ein Abweichendes bereits enthalten, 
da joll ihnen hierdurch in feiner Weiſe Abbruch geichehen. Die 
Unverbrüchlichfeit des beftehenden Nechts darf durch fein Raiſon— 
nement und feine politijche Ueberzeugung angetaftet werden. 
Aber im Zweifel, wo pofitive Beftimmungen fehlen, muß für 
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deutiche Verfalfungen jenes Prinetp zur Anwendung fommen, 
und wo es fih um eine neue Einführung oder fünftige Fort- 
bildung handelt, da iſt es die Richtſchnur. Dabei veriteht es 
fih von felbit und ift überall bereits angedeutet worden, daß 
das monarchiſche Princip nicht bloß in verfchiedener Art vealifirt 
ſeyn, jondern auch in größerem oder geringerem Grade die 
Berfaffung beftimmen kann. Es fann die Sphäre des Gelebes 
und ſohin der ftändiichen Zuftimmung, defgleichen das ſtän— 
diiche Recht der Bewilligung und Mitjprache für den Staats: 
haushalt mehr oder minder ausgedehnt, es fann die Specialität 
des Budgets mehr oder minder heruntergeführt, die Verantwort- 
(tchfeitt der Minilter mehr oder minder ſchwer, mehr oder min— 
der vom Willen des Fürften abhängig ſeyn. Es fann, wenn 
die Stände reale Rechte haben, dafür jenfeit derjelben auch ihr 
Petitionsrecht und ihre fonjultative Stimme (Diskuſſion) genau 
eingejchränft ſeyn. Es fünnen die Gejchäftsformen den Eindrud 
der ftändiichen Debatte erhöhen oder ermäßigen u. dal. 


$. 116. 


Eine noch ftärfere Bürgichaft des monarchiſchen Princips 
wird num darin gefunden, dab die Stände auf bloßen Beirath 
ftatt Zuftimmung beichräntt ſeyen. Namentlich für Preußen 
war die Berfaffung, welhe Friedrich Wilhelm II. im 
Auge hatte, unausgeſetzt im Auge hatte, feine andere als: 
Stände in Bildung und Wirkjamfeit vom neuern Typus, 
aber mit bloß berathender Stimme. Schon im Edikte 
vom 27. Oftober 1810, zur Zeit der höchſten Drangſale des 
Krieges, ift nichts Anderes in Ausficht geftellt ale 

„der Nation eine zweckmäßig eingerichtete Nepräfentation 
„Sowohl in den Provinzen als für das Ganze zu geben, 
„deren Rath Wir gern benüßen, und in der Wir 
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„nach Unfern landesväterlichen Gefinnungen gern Unfern 
„getrenen Unterthanen die Weberzeugung fortwährend 
„geben werben, daß der Zuftand des Staates und der 
„Finanzen ſich beſſere.“ 

Ebenſo beſtimmt heißt es in der berühmten und ent— 
ſcheidenden Verordnung vom 22. Mat 1815: 

F. 4. „Die Wirkſamkeit der Landesrepräſentation erſtreckt 
„ſich auf die Berathung über alle Gegenſtände der 
„Geſetzgebung, welche die perſönlichen und Eigen— 
„thumsrechte der Staatsbürger mit Einſchluß der 
„Beſteuerung betreffen.“ 

Deßgleichen iſt in allen Beſitzergreifungspatenten ſo wie 
in allen Erklärungen Hardenberg's ausnahmslos nur von 
berathenden Ständen die Rede, und Preußens Entwürfe bei den 
Wiener Verhandlungen zur Errichtung des deutſchen Bundes 
ſtimmen im Weſentlichen damit überein. Es iſt alſo überall nur 
der Beirath, der hier den Reichsſtänden zugedacht wird. 
Deſſenungeachtet iſt eine feſtgeordnete Verfaſſung und „Urkunde“ 
über dieſelbe, eine Konſtitution beabſichtigt, welche ſonach 
die Regierung unter öffentliche ſtaatsbürgerliche Grundſätze ſtellt, 
und iſt den Ständen eine fortdauernde und vollſtändige Einſicht 
in den Staatshaushalt zugeſichert und eine Berathung für alle 
Geſetze des bürgerlichen Rechtszuſtandes, nicht bloß die fo jura 
singulorum betreffen. So iſt es denn auch gegenwärtig die 
Meinung Bieler und der Achtbariten, daß in Preußen für den 
Fall der Berufung von Neichsftänden diefen nur Beirath zu— 
fommen dürfe, und das Gegentheil den Fortbeitand der Monarchie 
gefährbe. Bei berathenden Ständen, jcheint es, bleibt die Gewalt 
ungejchmälert in der Hand des Königs und wird der Energie 
und Uebereinftimmung in allen legislativen und administrativen 
Maahregeln fein Hinderniß bereitet. Sie haben überdieß noch 
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den Vorzug, daß eine freiere Wirrdigung der in ihnen fund 
werdenden Anſicht möglich ift, und nicht nach formeller Strenge 
wegen Mangels einiger Stimmen ein Gejeßentwurf aufgegeben 
werden muß, der vielleicht lebendiger und einleuchtender ver- 
theidigt als angegriffen worden tft. Wir verfennen nicht das 
Gewicht diejer Anficht, und unter der Vorausſetzung, dab bloß 
berathende Stände wirklich jo viel mehr Sicherheit für die 
Monarchie gewähren, ſtimmen wir ihr jogar bei. Daß diefe 
eine noch entjcheidendere Rückſicht tft als die Erhöhung ftän- 
diicher Wirkjamfeit, ift der Standpunkt, von dem auch wir 
ausgehen. Aber wir müffen jene Vorausſetzung nod) in Zweifel 
ziehen. Sit die Regierung im fichern Beſitz der finanziellen 
Mittel und im fichern Beſitz der (wenn auch verfaffungsmähtg 
begrängten) Polizeigewalt, wie wir dieß fordern, iſt fie nicht 
abhängig von den Ständen um die nöthigen Steuern, nicht 
abhängig um „Geſetze“ gegen politiiche Gefellichaften u. dal., 
jo kann das ftändiiche Zuftimmungsrecht zu den eigentlichen 
Geſetzen wahrlich die Monarchie nicht wohl gefährden, jondern 
Gefahr wäre nur von der moralischen Wirkung der ftändtjchen 
Petition und der Volksagitattion zu bejorgen, und dieſe find 
bet berathenden Ständen nicht anders als bei zuftimmenden. 

Auf der andern Seite aber haben wir gegen berathende 
Stände für jede größere Monarchie (und deßhalb denn auch 
für Preußen) große Bedenken, und zwar — ganz abgejehen 
davon, daß uns die Zultimmung an fich die naturgemäße Stel- 
(ung der Stände ſcheint — grade im Interefje der Monarchie 
ſelbſt: 

1) Das Inſtitut der berathenden Stände iſt ein Anlaß zu 
ſtetem Verfaſſungskampf. Die Gewährung des Beiraths ent— 
hält kein Anerkenntniß der Berechtigung, die Stände haben 
kein Bewußtſeyn, daß ſie etwas ausrichten, zu Etwas nütze 
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find, und haben darum das Streben nad) Erweiterung ihres 
Rechts, und Doch gibt ihnen der Beirath eine thatſächliche Macht 
an der moralifchen Wirkung ſtändiſcher Meinungsäußerung, 
welche jenes Streben unterftügt. Es möchte darum überall 
gerathener feyn, den Ständen beftimmte Nechte zuzugeitehen, 
als ihnen eine Stellung einzuräumen, in der fie verfucht find, 
fie) Nechte jelbft zu erringen. Sie fünnten bier der Beute 
mehr machen, als womit man fie von vorn herein befriedigt 
hätte. Ja ſchon an ſich und unmittelbar ift der ſtändiſche 
Beirath durch eben den Wideripruch jeiner rechtlichen Unbe— 
deutendheit und thatlächlichen Wichtigkeit oft ein größeres 
Hemmniß als die Zuftimmung. So 3.9. fann man bei ver: 
weigerter Zuftimmung den Vorschlag in nächfter Berfammlung 
wiederholen, man fann die Kammer auflölen; das Alles wäre 
ungereimt bei einem ftändilchen Votum, dad man zu befolgen 
nicht verpflichtet ift, und dennoch fann man fich oft über ein 
ſolches nicht hinwegſetzen. 

2) Das Inſtitut der berathenden Stände ſetzt die Regierung 
in moraliſche Verlegenheit. Sie befindet ſich durch daſſelbe un— 
endlich oft in der üblen Wahl, entweder durch Nichtberückſich— 
tigung der ſtändiſchen Stimme das Land zu erbittern, oder aber 
durch Berückſichtigung derſelben ein Zeichen der Schwäche zu 
geben. So namentlich Geſetze, die ihrer Natur nach mit der 
Ankündigung einer principiellen, vollends einer ſittlichen Noth— 
wendigfeit vorgelegt werden, läßt die Negierung zuftimmenden 
Ständen gegenüber vermöge rechtlicher Notwendigkeit, daher 
mit Ehren fallen, berathenden Ständen gegenüber kann fie 
diejelben, wenn fie mißfällig find, nicht durchſetzen, ohne ihre 
Popularität, und nicht aufgeben, ohne ihr Anfehen einzubüßen. 

3) Das Inftitut der berathenden Stände führt zu beftän- 
diger Aufregung des Landes. Da fie nämlich feine rechtliche 
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Macht haben, mißliebige Geſetze und Anforderungen zu hindern, 
jo find fie nach Nothwendigfeit der Sache darauf angewiefen, 
fie durch Aufbieten moraliſcher Macht zu hindern. Haben die 
Stände Zuftimmung, jo wiffen fie, daß ihr bloßes noch fo ru— 
higes „Nein!“ hinreicht; haben fie nur Beirath, fo fönnen fie 
fi) von ihrem bloßen „Nein !” gar nichts verjprechen, fondern 
bloß von der Energie diejes Nein, fie müffen der Negierung 
zeigen, wie ſtark fie durch die Propofition verlegt find, fie 
müffen die Stimmung der Bevölkerung zu Hülfe rufen, fie 
müffen tagtäglich mit moraliſchen Effeften puffen, ja fie müffen 
den Sturm, den fie erregen, jogar fortwährend unterhalten, 
weil, wie er fich legt, auch die Regierungsabſicht zur Erfüllung 
zu fommen droht). Sp 3. B. wurde 1837 in Bayern ein 
Geſetz zur Einführung der Prügelftrafe von den Ständen mit 
großem Unmillen aufgenommen und deßhalb ſofort verweigert, 
aber damit war die Sache abgethan ohne alle Nachwirkung. 
In der preußischen Nheinprovinz wurde gegen ein ähnliches 
Geſetz die ganze Benölferung in Erregung gebracht und in 
Erregung erhalten. — Allerdings müfjen die Stände überall, 
wenigftens nach monarchiichem Princip, zuleßt auf die mora- 
liſche Macht gewiejen ſeyn, allein die moralifhe Macht foll 
nur anerfannte Nechte derſelben verbürgen, nicht aber ftatt 
ſolcher Rechte dienen. 





*) Man könnte einwerfen, dieſer und der vorige Uebelſtand gelte 
ebenſo gut bei zuſtimmenden Ständen hinſichtlich der Petitionen. Allein 
eine Petition nicht zu gewähren, gilt nie als Unterdrückung, gleichwie ein 
neues Geſetz gegen die öffentliche Stimme einzuführen; es gehört deßhalb 
auch beſondere Stärke der Regierung zu Letzterem und ſehr wenig zu 
Erſterem, und können bei der gewöhnlichen mittlern Beſchaffenheit der 
Regierung die Stände hoffen, durch Agitation die Einführung eines Ge— 
fetzes abzumenden, nicht fo die Gewährung einer Petition zu erwirken. 
Bloß hinfihtlih der Beſchwerde über verlette Nechte findet wieder ein 
ähnliches Verhältniß ftatt. 
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4) Berathende Stände haben bei guten aber unpopulären 
Gejeten eine größere Berfuhung zu verneinen, weil ihr Nein 
die Negterung doch nicht bindet, und daher ihre Verantwor— 
tung geringer jcheint. Umgekehrt, wenn fie jchlechte aber po— 
puläre Geſetze ablehnen, fo ift das für die Regierung feine 
Ableitung der Ungunft, weil fie dieſelben troßdem erlaſſen 
fünnte. Sie erjegen der Negierung alfo nicht, gleich ſtimmen— 
den Ständen, die Hemmung wieder durch Stärfung. 

5) Berathende Stände find endlich ihrem Weſen nad) 
nichts Naturgemäßes. Guten Rath fordert der König von 
ſeinen Beamten, feinen Miniſtern, jeinem Stantsrath, oder von 
Notabeln. Eine Landesvertretung dagegen hat Zultimmung 
oder Verſagung zu geben, oder fie hat überhaupt feinen Grund 
zu eriltiren. Alle Landesvertretung tft nur möglich auf dem 
Boden der Anerfennung, dab das Yand gewiſſe Rechte habe, 
namentlich ein Necht auf den beitehenden Nechtszuftand, die 
ohne ihre Zuftimmung ihm nicht entzogen werden fünnen. Eine 
periodilche Abordnung aus dem ganzen Lande und periodiiche 
Berufung großer Neichöverlammlungen bloß zum Zwecke mo— 
valiiher Kundgebungen tft denn auch thatjächlih ein Miß— 
verhältniß zwiſchen Stärfe der Zuficherung und Geringfügigkeit 
ihres Gegenitandes, zwilchen Aufwand und Erfolg. Der Nach— 
theil ijt aber zuleßt auf Seite der Regierung, daß fie bei 
wirklich großer Eingeichränktheit doch den Schein der Uneinge— 
ihränftheit hat. Es iſt, wie wenn jemand ein Geſchenk macht, 
das viel foftet und wenig gleich fieht. Die Löſung des Pro- 
blems fann auf feinen Ball in den berathenden Ständen ge— 
jucht werden. Denn Alles, was die Yandeövertretung bei und 
überhaupt problematiich macht — der Mangel einer geichichtlich 
hergebrachten Nepräfentation, die im Bewußtſeyn der Nation 
wurzelt, die oppofitionelle Stellung der Beamten ald Abgeordnete 
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gegen die Negierung und die Verfuhung der Negierung zur 
Korruption diefer und der übrigen Kammermitglieder — alles 
das findet fich ebenjo auch bei berathenden Ständen, wenn fie 
anders nicht ganz bedeutungslos jeyn jollen, wo fie füglich 
beffer gänzlich wegfallen. 

Freilich fonımt man über alles das hinaus, wenn eine 
Negierung, wie das Manche von ihr wünjchen, jo viel Energie 
hat, überall nur ihrer Einficht zu folgen und die Stimme der 
Stände nicht weiter zu beachten, als wenn fie jelbjt durch fie 
überzeugt wird. Feſtigkeit und Energie wünjchen wir num zwar 
aud) der Regierung, aber eine ſolche Nichtbeachtung, auch wenn 
die Macht dazu gegeben wäre, ift nicht die Bedeutung der 
Stände, auch nicht der bloß berathenden, auch durch fie ſoll die 
öffentliche Meinung an ſich und als ſolche der Regierung gegen- 
über einen Einfluß erhalten. Die Meinungen und Wünjche fann 
man allenfall$ auch auf anderem Wege, jedenfalls ohne jolch 
geordnete Inſtitution, erfahren, und wäre es faum weile, den 
Willen der Nation, dem man als ſolchem nicht gebunden ſeyn 
will, dennoch mittelft einer regelmäßigen Einrichtung zur Hund» 
gebung aufzurufen. Es gibt darum in dieſer Hinficht nur zwei 
Arten von Einrichtung, die ohne allen Zweifel in fich überein- 
ſtimmend und dauerhaft find. Die eine tjt die rein monarchiiche, 
bei welcher alle letzte Enticheidung bloß beim Fürften ift, für fie 
paßt fich feine Zuftimmung der Stände, aber ebenjo wenig eine 
regelmäßig nothwendige Berufung und Befragung derjelben. Wie 
dürfte der Monarch, der feinen rechtlichen Wipderftand gegen 
jeine legiölative Gewalt anerkennt, fich gegenüber ein Element 
ausbilden und janftioniven, das ihm, wenn auch ohne Necht 
doch einen thatjächlich oft unüberwindlichen Widerſtand entgegen- 
jet! Die andere Einrichtung ift die ſtändiſche oder Fonftitutio- 
nelle, bei welcher die Stände als ergänzendes Clement der 
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Regierung anerkannt find, und da ift ihr Zuftimmungsrecht 
wejentlich. Dagegen für Stände von regelmäßig nothwendiger 
Berfammlung und Befragung, aber mit bloßem Beirath, ift es, 
wenigftens in einer größern jelbitftändigen Monarchie, zweifel- 
haft, ob fie eine mögliche Inititution ſeyen, d. i. die für die 
Dauer befteben kann, ob dieje Inititution nicht vielmehr ent- 
weder in Ohnmacht oder in Uebermacht der Stände übergehen 
müffe. Mit der ehedem wohl häufigen Stellung der Stände 
fönnte eine jolhe Einrichtung nicht verglichen werden. Jene 
war ein Helldunfel von Beirath und Zuftimmung (nicht Ent- 
Ihiedenheit des eriten), fette feine regelmäßig nothwendige 
Berufung voraus und erhielt fich eben in einer harmlojen und 
juriltiich umdeterminirten Zeit. Auch wäre noch in ſpäterer 
Zeit joldye regelmäßig geordnete reichsitändiihe Verfammlung 
mitbloßem Beirath (obwohl fienie vorfam) eher möglich gewejen, 
fo lange nämlich als die abjolute Gewalt des Monarchen die 
herrihende Meinung und moraliihe Macht im Volke war. 
Damals war von felbit alle ſtändiſche Rede gleichſam an den 
Fürften gerichtet, ihn zu überzeugen und zu bewegen (wie im 
engliihen Haufe der Gemeinen ftet$ der Sprecher angeredet 
wird), jeßt dagegen ilt fie überall an das Volk gerichtet, die 
öffentliche Meinung zu gewinnen. Das tft eine Thatiache, und 
dabei ift eine vollftändige Entwidelung veichsftändijcher Thätig- 
feit ohne veichöftändiiches Necht unter durchgängiger abfoluter 
Enticheidung des Fürſten faum ausführbar. 

Wir fuchen deßhalb die Sicherung der Monarchie nicht in 
dem verringerten Gewichte der ftändiichen Wirkfamfeit, ſondern 
in ihrer Stellung. Wir juchen fie in der richtigen Verſchränkung 
von Negierungsgewalt und ftändilcher Berechtigung, dab die 
Regierung den Gang des Ganzen allein beitimme, die Stände 
nur die beftimmte Frage mit enticheiden, jene vom Boden der 


12. Kapitel. Das monarchiſche Princip. 413 


beitehenden Nechtsordnung aus völlig frei handle, dieſe die 
beftehende Nechtöordnung zu behaupten Fug haben; daß die 
Bahnen der gouvernementalen Bewegung (polizeiliche Anordnung, 
Staatöhaushalts-Feftitellung u. |. w.) und die Bahnen der Un— 
terthanenbewegung (Eigenthum, Freiheit gegen Strafgewalt, 
Steuern, Erhaltung der Berfaffung) wohl ausgeſchieden, jene der 
Regierung vorbehalten, dieje den Ständen eingeräumt feyen *). 


ST 


Das monarchiſche Prineip, wie es bier gezeichnet worden 
— wir wiederholen es — tft das Fundament deutſchen 
Staatsrechts und deutſcher Staatsweisheit. 

Daß die engliiche Berfaffung ein Vorbild der europäiſchen 
Zukunft ift, darf nicht geläugnet werden; aber fie ift das nur 
von der Seite jenes Itaatlichen Charakters, nicht von der Seite 
diefer Hebermacht des Parlaments. Lebtere ift eine Folge nicht 
bloß beionderer geichichtlicher Vorgänge, ſondern auch befonderer 
fortdanernder Zuftände: der beiden Nevolutionen, der wieder- 
holten Thronfolge auswärtiger Dynaltieen, die feine Wurzel 
im Lande hatten, dev Konfolidirung und Macht der beiden po— 
Iitiichen Parteien, der Berichleuderung der Krondomänen. Sie 

*) Hier folgte in der zweiten Auflage eine Ausführung, „daß Preußen 
für den Kal veihsftandiiher VBerfaffung in einem ohne Vergleich höhern 
Maaße als die Eleineren deutichen Staaten das monarchiſche Princip be- 
haupten müßte für die Einheit feiner Provinzen und für feine Stellung 
nad außen“, „feine Gleihftelung mit den jetigen deutſchen Konftitutionen 
für Preußen in Anfprud genommen werden dürfe“, und wurde „ftatt der 
Ausſchließung aller ftändifchen Zuftimmungs- und Bewilligungsbefugniffe” 
vorgeſchlagen, ſolche zuzugeftehen, aber vorzubehalten, „daß der König der oberfte 
Kihter über Streitigkeiten wegen Anwendung der Berfaffung bleibe”, fo 
daß alſo die „immer zweifelhafte Gränze“ durch ihn beftimmt werde. Die 
dort gegebene eingehende Darftellung und Nechtfertigung hat aber jett 
fein Intereffe mehr. Das unter 4 und 5. ©. 410. ift in der dritten 
Auflage nahgetragen. 
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gehört deßhalb der innerften Individualität der engliichen Ver— 
faffung an, iſt darum für England jelbit rechtmäßig, großartig, 
wohlthätig, aber außer aller Vergleihung und aller Nach- 
ahmung für andere Staaten. Und jelbit für England iſt es 
nicht gewiß, ob nicht bei der ftets finfenden Bedeutung des 
Oberhauſes und dem Nachrüden der unteren Klaffen noch die 
Zeit fommen werde, in der das Bedürfniß eines ſtärkeren Kö— 
nigthums allgemein empfunden wird. 

Es läßt fich gar nicht behaupten, dab dieje parlamentarische 
Mebermacht an fich der höhere VBerfaffungszuftand ſey, jo wenig 
als dab fie der geringere ſey, ebenjo wie fih auch zwiichen 
Monarchie und Nepublif feine allgemeine Enticheidung des 
Vorzuges geben läßt. Die Frage zwiſchen dem monarchiſchen und 
parlamentariſchen Princip iſt im Grunde nur in engerer Sphäre 
die Wiederholung der Frage zwiſchen Monarchie und Republik. 
Zu allen Zeiten hat es verſchiedene Formen der Regierung gegeben 
für die verſchiedenen Staaten, es war bei dem oder jenem Volke 
das monarchiſche, das ariſtokratiſche, das demokratiſche Element 
das vorherrſchende; jede konnte in ihrer Art und für ihre 
Zuſtände trefflich ſeyn, und dieſe Mannigfaltigkeit und Indivi— 
dualität ſoll und muß auch für alle Zukunft gelten, hierin kann 
nichts Allgemeines und Gleichmäßiges angeſtrebt werden. So 
kann denn auch jetzt innerhalb des Kreiſes reichsſtändiſcher Ver— 
faſſung nicht die Präponderanz des Parlaments über den König, 
alſo des republikaniſchen Elements über das monarchiſche, eine 
allgemeine Aufgabe ſeyn, ſondern nur die Herſtellung deſſen, 
was über allen jenen Elementen ſtehen ſoll: der innern Noth— 
wendigkeit und Geſetzmäßigkeit in der Inſtitution des Staates. 
Nur hierin und nicht weiter, gibt es für unſere Zeit ein allge— 
meines Maaß der Verfaſſung. Der Geiſt und Wille der Nation 
kann nicht regieren, weil er keine Perſönlichkeit iſt, man wird 
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alfo immer entweder vom Könige, oder von Miniftern, oder 
von einer mächtigen oder energiichen Partet regiert werden, und 
ob das oder jenes das Beſſere, darüber gibt e8 feine allgemeine 
Entjcheidung. Der Geift und Wille der Nation Kann aber die 
gejeßliche Ordnung des Staates ſtützen und die Bafis für die 
Regierung bilden, und das iſt unter dem monarchiichen Princip 
ebenfo gut zu erreichen als unter dem parlamentartichen. Wäre 
nicht die innere Gejeßmäßigfeit und Nothwendigfeit, fondern 
vielmehr die größtmögliche Erweiterung der ſtändiſchen Macht und 
Herunterdrücung des Königthums ein Gut und eine allgemeine 
Aufgabe, dann müßten die Engländer ſelbſt ihre Berfaffung abthun 
und die nordamertfaniiche annehmen. Das parlamentarische 
Prineip, wenn ed nicht als englische Eigenthümlichfeit, Sondern 
als allgemeines Berfaffungsztel betrachtet wird, gleichwie der 
ſtaatliche Charakter der engliſchen Berfaffung wirklich ein jolches 
allgemeines Ztel it, Führt unvermeidlich zur Verfaſſung Nord- 
amerifa’s, und daß dieje fruchtbarer, befriedigender, großartiger 
jey als die engliiche oder als die unfrige, das dürfte wohl fein 
Unbefangener behaupten. Das alſo muß man fich deutlich 
machen: will man das parlamentarische Princip, da wo es nicht 
hiſtoriſch Schon von ſelbſt befteht, jo will man nichts Anderes als 
die Republik mit oder ohne monarchiſchen Schein. Sa im Gegen 
theil, es ift Das monarchiiche Prineip zwar auch feinesweges 
das abjolut Beifere, Höhere, wohl aber das Normale, d. 1. das 
in der Negel und unter den gewöhnlichen Berhältniffen Nechte 
und Angemefjfene. Wie nach dem Zeugniß aller Sahrhunderte 
die Monarchie die normale Staatöverfaffung ilt, die Nepublif 
nur ein individueller Beruf beitimmter Staaten, jo auch iſt die 
innerhalb der reichsſtändiſchen Verfaſſung das Verhältnig von 
monarchiſchem und parlamentariichem Prineip. Sm Zweifel 
ift immer die Stärfe der Centralmacht im Staate das Erite, 
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Unentbehrliche, Vorzüglichere, gegenüber der Stärfe der Peri— 
pherie, und daß die legtere nicht auf einmal, jondern nur in 
ftetem Wahsthum ihre Thätigfeit bis zu dem ihr gebührenden 
Punkt entwicele, die geſunde Weile des FKortichrittes. Es ift 
auch eine Täuſchung, dab das Intereffe des Volkes am meilten 
zur Geltung fomme, je geiteigerter die Nechte der Neichsftände 
find. Im Gegentheil, ein gewiſſes Maaß der ftändiichen Rechte, 
fo daß der Negierung ihre Unabhängigfeit und Erhabenheit 
verbleibt, fichert jenes am meilten; denn wie die Negierung 
diefer Stellung beraubt wird, jo wird fie in die Nothwendig- 
feit verjeßt, die Stände zu Forrumpiren, man iſt dann der 
Gewalt des Fürften (os, aber fommt in die Gewalt der her— 
vorragenden Stadtömänner, die, um fi) im Minifterium zu 
halten, die Mittel und Aemter des Landes an die Deputirten, 
die Straßen und Brüden u. ſ. w. an die Wahlbezivfe ver- 
geben. Man wird von Parteten beberricht, jtatt von der un- 
parteiiichen Macht des Füriten. 

Wie für das parlamentarische Princip feine allgemeine 
Anforderung beiteht, jo auch feine allgemetme Befähigung. Die 
Engländer beiten biefür nicht etwa bloß bejondere politische 
Gaben, den Sinn für Selbititändigfeit, Gemeinthätigfeit und 
zugleich für beitehendes (nicht bloß jelbitgemachtes) Geſetz und 
erworbene Rechte — Gaben, die freilich jedes Volk, wenn es 
bloß um fie fih handelte, in gleichem Grade fich zujchreiben würde, 
ſey es mit Necht oder Unrecht, jondern fie befien auch die 
durch Sahrhunderte allmählig erlangte Gewöhnung und Hebung 
des Regierens, und was noch bei weitem mehr ijt, die durch 
Sahrhunderte befeftigten Formen der VBerfaffung, welche gegen 
die eigene Meberichreitung einen Damm bilden und die offenbar 
fein Volk fih geben kann. Dazu kommt noch ein anderer ent- 
ſcheidender Umſtand. In England find es die beiden politiichen 
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Parteien, welche jowohl durd) große Verbindungen (connexions) 
der hervorragenden Familien ald durch ihre Organiſation als 
Partei die thatlächliche Macht befiten, welcher die rechtliche des 
Königs ſich unterordnen muß. Es it in Wahrheit nicht ſowohl 
die Macht des Parlaments, ald die Macht der zwei Födera— 
tionen im Lande, die ihn verdrängt. Eben diejes thatächlich 
vorhandene Element, welches das Königthum Ichwächt, gibt 
aber auch eine Bürgichaft der Ordnung, welche eö eher entbehren 
läßt. Diele Bündniffe find nämlich ſelbſt eine Macht der Einheit 
und der Ordnung wie des höheren Anſehens, der ſich die Ein- 
zelnen und die Koterien mit ihren Anfichten und ihrem Ehr— 
geiz unterordnen müfjen; bejteht num eine andere Autorität 
und Gewalt als die fünigliche und von derjelben Energie, ſo 
mag man diefe minder vermiſſen. Ein ſolcher Zuftand ift nun 
aber anderwärts weder zu finden noch herzuftellen. Wenn daher 
anderwärts der Einheitspunkt der Krone weicht, jo zeriplittert 
fich die bloß in der Widerfegung einige Nation in eine Unzahl 
von Parteien und Verbindungen, die fi) gegenfeitig in ihren 
Unternehmungen durchfreuzen. Sp fieht man in Frankreich 
beftändig die Erjcheinung, daß, um ein Miniſterium zu ſtürzen, ſich 
eine große Mehrheit findet, aber dann ohne königlichen Einfluß 
feine, um ein anderes Miniſterium zu halten; dab Miniſter, 
die eine Niederlage in der Kammer erlitten, dennod im Amte 
bleiben müfjen, weil jedes denkbare Miniſterium nad ihnen 
noch geringere Unterftüßung finden wiirde. Es ift darum nichts 
unnatürlicher als die Forderung der franzöfiihen Dppofition, 
daß der König nicht vegieren (gouverner), jondern nad) Enge 
lands Borbild die Kammermajoritäten regieren laſſen ſolle. 
In England tjt es eine vorhandene Macht, die dem König das 
Scepter entwand; in Frankreich fordert man, er jolle e8 fallen 
laſſen, ob vielleicht eine Macht, von der bis jetzt feine Spur 
0,2. 27 


418 III. Abſchn. Die Verfaffung des Staates. 


fich gezeigt, es aufgreife. Wäre nicht den Franzoſen das Glüd 
geworden, das regierungsklügſte Haupt Europa's zum Könige 
zu befommen, jo möchte man jeben, wohin dort die parlamen— 
tariiche Negterung führen würde. Es hat aber diefer König 
dort die enorme Aufgabe, nicht bloß jelbft zu vegieren troß 
des Miderftandes, ſondern auch noch den Schein zu behaupten, 
als regiere er nicht. 

In Deutichland nun insbejondere iſt das monarchiiche 
Princip das rechtlich begründete; denn die Kürten waren immer 
in diefem Nechte, und die neueren Erweiterungen des Stände— 
wejens find ihnen nicht abgenöthigt, Jondern ihre freien Zu: 
gejtändnilfe. Es it aber auch das politiich Eriprießlichite für 
Deutichland. Denn abgejehen von der Verwirrung, die über— 
haupt und überall aus jeiner Beeinträchtigung droht, kommt 
in Deutichland noch hinzu, daß bei der ganz zufälligen Zer— 
Iplitterung und Songlomeration des Territoriums in Staaten, 
die gar feine Stammgemeinfchaft und feine hiſtoriſche Gemein- 
ichaft haben, dev Schwerpunft der Verfaffung und der Geift 
der Negierung im Fürften und nicht in der Ständeverſammlung 
jeinen Sit haben muß, joll anders Einheit und Zuſammenhang 
und joll Energie nad außen bewahrt werden. Es find ferner 
in Deutichland außer dem ſtändiſchen Einfluß noch andere Ga— 
rantieen gegeben, die man nicht geringer anſchlagen darf als 
dieſen jelbft, und die nur bei Aufrechthaltung des monarchiſchen 
Prineips fortbeitehen fünnen. Dahn gehört vor Allem der 
intelligente, ehrenhafte und unentfernbare deut- 
ſche Beamtenſtand. Die Unentfernbarkeit der Beamten tit 
von angejehenen und grade liberalen Politifern für unvereinbar 
mit fonftitutioneller Verfaſſung erklärt worden. Man muß 
aber untericheiden: fie ift unvereinbar mit reichsſtändiſcher Ver— 
fallung nach parlamentariichem, nicht aber mit veichsftändiicher 


12. Kapitel. Das monarchiſche Princip. 419 


Verfaſſung nad) monarchiichem Prineip, d. b. fie tft unvereinbar 
mit Miniftern, welche das Parlament, wie es will, verderben 
kann, und die für den poſitiven Werth ihrer Verwaltung in 
allen Maaßregeln dem Gerichte des Parlaments unterliegen; 
fie iſt aber in einem bedeutenden Grade vereinbar mit Mintitern, 
die für ihre Verwaltung allein dem Fürften untergeben find 
und den Ständen nur für Einhaltung der Verfaſſung einftehen. 

Die vorherrichende oppofitionelle Richtung der Zeit iſt num 
aber in Deutichland wie überall grade, bewußt oder unbewußt, 
gegen das monarchiſche Princip gefehrt. Sie ilt von dem Bilde 
erfüllt, daß, wie in England, die ganze Verwaltung, ja jelbit 
die Stellung nad) außen durch die Nation, d. i. die Kammer: 
majoritäten und allenfalls die Preſſe, beitimmt werde, und von 
dem Artom, dab dieſes der einzig vernünftige Zuftand ſey; daher 
Ichretbt fich die Ungenügſamkeit bei allen Zugeſtändniſſen, da 
dieſe unmöglich jo weit fortgehen fönnen, jo wie in Stände: 
verfjammlungen die Mebertragung der englischen Parlamente: 
fitten und Marimen auf deutſche Berfaffungen, als verſtehe fich 
ihre Geltung von jelbit. Ein vorherrſchend ariſtokratiſches 
Parlament wie in England will man freilich nicht, man fombinirt 
eben zweit Dinge, die bis jetzt nirgend vereinigt beftehen, eine 
vorherrjchend demokratiſch gebilpete Reichsverſammlung, wie fie 
in England nicht beitebt, und das parlamentariche Princip, wie 
es bloß in England und ſonſt nirgend bejteht, und das iſt das 
Ideal. Ueberdieß tit in England nad) feinem mittelalterlichen 
Charakter jenes Verhältniß zwiſchen König, Miniftern und Par— 
lament ohne genaue rechtliche Feſtſetzung thatſächlich ſchwankend, 
ſchwebend, auf dem Feſtlande dagegen wird es mit der modernen 
mathematiſchen Schärfe gefaßt. Ein engliſcher König von per— 
ſönlicher Energie könnte im Nothfall ein Miniſterium gegen 
die Majorität halten, hier wird das von vorn herein für eine 
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apodiktiſche Verlegung des „konſtitutionellen Staatsrechts“ aus— 
gegeben. In dieſer Weiſe aufgefaßt, bleibt dem Fürſten zuletzt 
keine andere Funktion, als bloß die Stimmen zu zählen, danach 
den Beſchluß zu ziehen, welches Syſtem gelten und welche Führer 
ſofort in's Miniſterium zu treten haben, eine Funktion, die 
füglich auch ohne einen König der Dirigent der Kammer, vielleicht 
ſogar ihr Schreiber beſorgen könnte. Was man von dieſer 
Seite dem Fürſten zumuthet, iſt daher deutlich ausgeſprochen 
nichts Anderes als Abdankung dev Krone. Unter allem Schein, 
daß er ja das Veto, daß er die Wahl der Miniſter behalte, dab 
er mit einem Parlamente nur noch kräftiger regieren könne, iſt 
nichts Anderes als dieß das Ergebniß im der Sache. So lange 
aber die Welt ſteht, hat Fein Fürst, Fein ariftofratiicher Körper, 
feine Volksverſammlung ſich jelbft politiich entleibt, ohne Noth- 
wendigfeit einen Schritt gethan, der ihre Gewalt nicht bloß 
einichränfe, Tondern abichaffe Eine joldhe Umwälzung der 
beitehenden Verfaſſung haben die Völker fein Necht zu fordern, 
die Fürften fein Necht zu gewähren. Sie dürfen die Macht, 
die Gott ihnen anvertraut, nicht aus der Hand legen zu Gunſten 
einer unbefannten und unerprobten Macht, die erit in der Zukunft 
erwachlen joll. Sa vor Allem dem Volke ſelbſt find ſie nicht 
minder Ichuldig, die ficherite Bürgichaft feines Wohls und feines 
Rechts, das Königthum, zu erhalten, als fie ihm einen geficherten 
öffentlichen Nechtszuftand und eine breite Sphäre eigener Mit- 
wirkung und öffentlicher Thätigfeit gewähren jollen. 

Diefe verbreitete Boritellungsweije und politiſche Richtung 
it darum grade eine der größten Schwierigfeiten, die der Be— 
lebung ſtändiſcher Inititutionen entgegenitehen. 

Auf der andern Seite beruft man ſich zur Ablehnung 
ſtändiſcher Nechte und ftaatsrechtlicher Garantieen auf die Ge- 
wiljenbhaftigfeit des Fürften und die Pflicht des Vertrauens. 
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Dieſe Argumentation tft nicht von Gewicht. Man könnte ihr 
mit demjelben Nechte eine Berufung auf die Treue des Volfes 
und die Zumuthung des Vertrauens in dafjelbe entgegenftelfen, 
um die Garantieen des monarchiichen Princips abzulehnen. Das 
Vertrauen jowohl des Füriten zum Volfe ald des Volkes zum 
Fürften ift immer unentbehrlich für das öffentliche Gedeihen, und 
alle mechanische Sicherung iſt vergeblich bei böſem Willen oder 
Unverftand, oder bei Mißtrauen. Das aber jchließt nicht aus, 
daß die Stellung beider Theile in ihren wejentlichen Zügen durch 
eine rechtlich unverbrüchliche Ordnung gefichert jey. Das Ber- 
trauen it unbefangener, wenn man nicht in jeiner ganzen Lage 
vom Andern abhängt, und es tft feine unbillige Forderung, das— 
jenige, was Einem gebührt, nicht dem guten Willen des Andern 
zu danfen, jondern dem eigenen Recht und der eigenen Macht. 
Eine viel bedeutendere Argumentation gegen ftaatsrechtliche Ga— 
rantieen, als die Berufung auf die perjönliche Gewifjenhaftigfeit 
des Fürsten, ift die Berufung auf die traditionelle Negierungs- 
weile. Sitte und Hebung find überall beffer und feiter als das 
geichriebene Geſetz. Sp wenn es in einem Künigsgeichlecht 
ein erprobtes Herfommen ilt, nicht nad) Yaune, jondern nad) 
Staatsgründen zu regieren und an dem Gejeße und dem gere- 
gelten Gange der Verwaltung eine Schranfe anzuerfennen, die 
mehr noch als der Bolfswille das wahre Princip dev Negierung 
ift, dann muß ein Abjpringen von folcher beftehenden Garantie 
der bürgerlichen Ordnung und Freiheit zu einer neuen generisch 
andern, mit der man ed erſt zu verjuchen hat, als ein unbe— 
gründetes Wageftüc ericheinen. Aber etwas Anderes als dieſes 
Abipringen tft die Ausbildung und Befeftigung eines bis dahin 
minder gepflegten Elements unter Erhaltung der beitehenden 
Garantieen und deihalb grade nad) dem Maaßſtab ihrer Er- 
haltbarfeit, 
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Mit dieſem politiichen Glaubensbekenntniß treten wir denn 
wieder auf jenen Boden der Unbefangenheit und des ernitlichen 
Willens politiicher Freiheit, auf dem die deutichen Souveräne 
nach dem Befreiungsfriege bet Berathung der fünftigen Bundes- 
verfaffung fich befanden. Es war damals die erklärte Abficht, 
einen feften Nechtözuftand den Unterthanen durch eine land- 
ftändische Verfaffung zu verbürgen, und zwar nicht in der alten 
Beſchränkung auf die bevorzugten Stände, jondern in der Art, 
„daß alle Klaffen der Staatsbürger daran Theil nehmen.“ 
Dagegen hatte man jowohl bei Feſtſetzung des Art. 13. der 
Bundes-Afte, als bei den Verhandlungen, die ihr vorausgingen, 
nie eine Entfernung vom monarchiichen Princip im Sinne. Die 
echte, welche den Ständen als Minimum zugefichert werden 
jollten, find nad den deßhalb vorgelegten Entwürfen von der 
Art, daß fie das nicht erichöpfen, was nach monarchiichem 
Princip noch gewährt werden kann. Die preußiichzöfterreichiichen 
Entwürfe räumen den Ständen bloß Berathung, und bloß für 
nene Steuern Juftimmung ein, die Note des hannöveriichen 
Gejandten vom 21. Dftober 1814 und die der 29 Eleineren 
Souveräne vom 16. November außerdem auch noch Zuftimmung 
zu Gejeßen und Bejchwerde beim Fürſten wegen Malveriatton 
der Staatödiener. Es war deßhalb auch fein Wideripruch. mit 
ihrer urjprünglichen Abficht, daß Die deutſchen Fürſten ſeit 1819, 
da auswärtige Ereigniſſe und inländische Stimmungen bedrohlich 
Ihienen, die Aufrechthaltung des monarchiichen Princips als 
ihre dringendite Aufgabe ſich vorjeßten. Sie wollten zuerſt 
gegen die Territorialdespotie des Nheinbundes die Nechte der 
Unterthanen, und nachher gegen jene ungeläuterte Bewegung 
die Reftigfeit der Monarchie ftüßen, und das iſt völlig im 
Einklang. Nur darin liegt ein Widerjpruch, oder doc) eine 
merkliche Abweichung von der zuerft betretenen Bahn, dab bei 
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der neu hinzugefommenen Aufgabe die alte zurücktrat, daß, wenn 
auch die früheren Intentionen nicht gejeglich zurückgenommen 
wurden, doch Die Energie der Ausführung nunmehr bloß dahin 
ging, Volfsbewegung abzuhalten, nicht aud einen öffentlichen 
Rechtszuſtand zu befeitigen, daß nun bloß ein Marimum 
ſtändiſcher Nechte Feitgejeßt wurde, dagegen die Feſtſetzung eines 
Minimums ftändiicher Nechte, die doch zuerit allein die Abficht 
war, unterblieb, demnach auch jede Einrichtung dem Art. 13. 
gemäß befunden wurde, welcher der Souverän den Namen 
Yandftände gab. Ein unbefangenes Urtheil wird jedoch auch 
nicht außer Acht laffen dürfen, wie e8 damals mit der politiſchen 
Bildung Stand. Als allgemeines Symbolum derjelben fann das 
von einem deutichen Bundestagsgelandten verfaßte „konſtitutio— 
nelle Staatsrecht” betrachtet werden. Nach ihm gilt es unter 
Anderem als eine ausgemachte Sache, dab der Thronfolger 
nicht von feinem königlichen Vater, ſondern von einer Kommiſſion 
der Nolfsverfammlung fonftitutionell erzogen werden müſſe. 
Wohin wäre man gelangt, wenn unter der Herrichaft dieſer 
Yehren Deiterreih und Preußen „Konftitutionen” eingeführt 
hätten? Möge der Zeitpunkt fommen, daß eine Energie nad) 
beiden Seiten hin möglich werde, daß ein deutliches und volles 
Bewußtſeyn fich bilde, was fönigliche und was ſtändiſche Sphäre 
ſey, und damit eine Sicherheit, überall die eine tapfer zu be— 
haupten, ohne die andere zu überjchreiten! Mögen die volfs- 
herrichaftliche und die königliche Partei aufgehen in einer höheren 
Anfchauung des Staates als des fittlich intelleftwellen Neiches, 
in welchem die über dem Volf erhabene fittliche Autorität, die 
der König ift, und das Volk jelbit als fittlihe Gemeinjchaft 
ihre nothwendige und feitbegrängte Stellung einnehmen. 
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Dreizehntes Kapitel. 
Die Landesvertretung nad 1848. 


8. 118. 


In den vorhergehenden Kapiteln, die fat unverändert 
nach der zweiten Auflage (1846) abgedruct find, tft die Ent- 
wicelung der Inſtitution der Yandesvertretung nach ihren ver 
ſchiedenen Stadien und den ihnen entnommenen Principien 
und Streitfragen — privat- und ftantlich, ſtändiſch und reprä- 
jentativ, monarchiſch und parlamentariich — dargelegt. 

Seitdem erfolgte die Kataſtrophe von 1848. Sie war 
ein weltgejchichtliches Gericht zunächft über den liberalen Kon— 
ftituttonalismus, dann über die Demokratie. Eins nach dem 
andern ftürzte in Frankreich zufammen, und über ihnen errichtete 
fih die abjolute Gewalt. Grade durch diefe Kataftrophe aber, 
welche in Frankreich den Abjolutismus herbeiführte, it Preußen 
in die Reihe der „fonftitutionellen Staaten” d. i. der Staaten 
mit Yandesvertretung und mit verbürgten Nechten der Unter: 
thanen eingetreten, und es tft ihm das Problem zugefallen, 
die bis jetzt unhaltbare Inititution im einer haltbaren Weile 
zu gründen. Wirklich gibt Preußen nunmehr das Betjpiel, 
daß im einem großen, jelbitftändigen, nicht von außen geftüßten 
Reiche bei einer Yandesvertretung neuerer Art das monarchiiche 
Princip beſteht, d. h. das Königthum die freie und mächtige 
Stellung behauptet, wie fie im vorigen Kapitel gezeichnet wurde. 
Auch hier wogten zwar zuerft in dem Chaos des Sommers 
1848 die Parteien der Nevolution durcheinander. Der demo— 
fratiiche Konftitutionalismus nach 1791 und der liberale Kon- 
ftituttonalismus nach 1830, den man nur durch vollftändige 
Ausſchließung alles königlichen Einfluffes zur „Wahrheit“ zu 
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machen gedachte, vangen um die Herrschaft. Doch erhob fich 
auch dort ſchon wenigitens in der Preffe, da fie von der Ver: 
tretung falt ansgeichloffen war, die entſchieden monarchiiche 
Gefinnung. Allein mit der „rettenden That“ der Vertagung 
der Nationalverfammlung (9. November 1848) erhob fich die 
Monarchie wieder in ihrer Kraft, und in jchnellem Fortjchritt 
dur die Macht der Gedanken wie der Waffen, nicht bloß 
für die Maafregeln des Augenblicd, ſondern auch für die 
dauernden Principien und Einrichtungen, fiegte fie über beide 
Gegenſätze. Zunächſt ward die Demofratie bewältigt durch die 
Dftroyirung der Verfaſſung aus Föniglicher Autorität, die 
Befeitigung des Berfalfungseides der Armee*), die Abichaffung 
der Bürgerwehr, die Gefeße über Preffe, Vereine, Belagerungs- 
zultand, Einführung der drei Vermögensklaſſen ftatt des gleichen 
Stimmrechts. Aber auch dem liberalen Konftitutionalismus 
wurde der Stachel genommen. Der entjcheidende Schlag hie— 
für war die Abwehr des fonftitutionellen Stenerverweigerumgs- 
vecht8 in der Eriten Kammer (16— 19. Dft. 1849) 9. Die 
Allgewalt, welche friiher die fonftitutionelle Doftrin in Kammern 
und öffentlicher Meinung geübt hatte, der Glaube an ihre 
wiffenjchaftliche Unbeftreitbarfeit war damit gebrochen. Im 
rascher Aufeinanderfolge fielen nunmehr auch andere ihrer für 
unüberwindlich gehaltenen Stellungen. Der Fortbezug der 
beftehenden Ausgaben bis zu neuer Vereinbarung iſt zwar 


#3) V. U. Art. 108: „. . . . Eine BVereidigung des Heeres auf die 
Berfaffung findet niht Statt.” Bergl. Graf Arnim-Boitenburg: 
„über die Bereidigung des Heeres anf die BVerfaffung, gefchrieben im 
Auguft 1849.“ 

**) V. U. Art. 109: „Die beftehenden Steuern und Abgaben wer- 
den forterhoben ..... bis fie durch ein Geſetz abgeändert werden.“ Vergl. 
meine Rede vom 16. Oft. 1849 (I. Kammer). (Siehe Beilage.) 
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nicht gefeßlich, aber durcd) den Vorgang von 185 feitgeftellt.*) 
Das Gefeß über die Minifteranflage, von der Negierung jelbft 
eingebracht und in der Zweiten Kammer von einer Minorität 
vergeblich befänipft, wurde in der Erſten Kammer abgelehnt.”*) 
Zu diejen enticheidenden Zügen des monarchiichen Princips trat 
nun noch eim anderer hinzu: das tit die Anerfennung eines 
Gebietes, in welchem der König allein jeine Gewalt übt ohne 
rechtlichen und ſelbſt ohne moraliichen Einfluß der Yandes- 
vertretung, alfo das Gegenftüd von 1640. Ein jolches ift 
bauptjächlich die Stellung zur evangeliichen Kirche. Während 
in England der König auch jein oberitsbiichöfliches Necht durch 
die verantwortlichen Miniſter üben muß, und es je nach der 
Denfart diefer Miniiter und ihrer Partei geübt wird, jo übt 
es der König von Preußen rechtlich und moralisch unabhängig 
von Kammern und Minilter. Auch die Ausicheidung von 
Gegenitänden des Provinztal=Yandtags, welche, da diejer nur, 
berathend it, ihre letzte Enticheidung durch den König erhal- 
ten, fann man dahin rechnen. Durch alles das, möge es mehr 
oder minder wichtig jeyn, bewahrt Doc der König eine Macht 
perlönlichen Willens, und fann die ganze Fonftitutionelle Vor— 
itellungsweile, nach welcher der König nur anordnet, was die 
Miniſter beichließen, nicht Pla greifen. Zwar find die Aus— 
drucksweiſen von 1848, die in der V. U. ſtehen geblieben, 
feineöweges etwas Gleichgültiges. Auch ſind manche bedenf- 
liche Einrichtungen übrig. So z. B. tit eine engere Begrän— 
zung für das Gebiet des Geſetzes zu vermillen, daß nicht alle 


*) Meber den Antrag, gejeglih einen ordentlichen, nur durch Geſetz 
abänderlihen und einen außerordentlichen Ausgabe - Etat feftzuftellen, der 
bis jetst die Zuftimmung der Il. Kammer noch nicht erhalten, j. die Verh. 
der I. Kammer 14. Febr. 1852. 

**x) Bergl. meinen Namens der Kommiffion erftatteten Bericht und 
die Verhandlungen der I. Kammer von 1851. 
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allgemeinen Anordnungen, auch die nur adminiftrativen, in das— 
jelbe fallen. Die Befugniß, jelbit wirkliche Gefeße vorläufig zu 
oftropiren auf fünftige Genehmigung der Kammern, tft einer- 
jeits dafür fein Erſatz, andrerſeits jelbit eine Unvegelmäßig- 
feit, die man nur für die äußerſte Noth gut heißen fan. Das 
geſammte Ergebniß iſt aber dennoch, daß der König wirklich 
„Necht und Macht hat, ſelbſt zu regieren“ ($. 114). Er wählt 
wirklich frei feine Minifter, und es fommt Niemandem mehr zu 
Sinn, daß fie abtreten werden, wenn fie die Kammern gegen 
ſich haben. Er beitimmt wirklich das Negierungsivftem, ſein 
Wille enticheidet über die innere und äußere Politif, über die 
Anftellung aller Beamten. Die Thronrede tft wirklich jeine 
Rede, der Ausdrud jeiner Gefinnung, nicht der jeiner Miniiter. 
Deffenungeachtet beiteht eine Yandesvertretung des neueren 
öffentlichsitaatlichen Charakters und mit enticheidender Stimme, 
und die mit nichten ohnmächtig it. Wie manches Gejeß, wie 
manche Steuer, und zwar von entgegengeleßter Parteifarbe, 
ift an ihr geicheitert, und wie Manches iſt durch fie möglich 
geworden, was man ohne ihre Stüße nicht gewagt hätte. 
Gebe man diejer gegenwärtigen Verfaſſung Preußens welchen 
Namen man wolle, wenn man den der „Eonftitutionellen 
Monarchie” wegen feiner Mißdeutung Icheut, das bleibt ſtehen: 
Ste iſt en eingeſchränktes Königthum, aber Fein entfräf- 
tetes, fein bloßes Schein- und Namen-Königthum, tft 
eine Unterart der Monarchie, und nicht, wie nach Fonftitus 
tioneller Doktrin, eine Unterart der Nepublif. Der König 
bat nicht, wie dort, das bloße Recht der Souveränetät ohne 
die Ausübung deſſelben (ähnlich dem nudum jus quiritium), 
er hat auch die volle jelbftitändige Ausübung. Und dennoch 
ift es nicht ein eingeſchränktes Königthum im altſtändiſchen 
Sinne, wo die öffentliche Gewalt bloß des Landesherrn war, 
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und die Stände nur Sonderrechte vertraten, ſondern Necht des 
Königs und Recht der Landesvertretung durchdringen fich zu 
einem und demfelben öffentlichen Beruf. Es ift im Weſent— 
lichen, nach Maakgabe der Wiener Schluß-Akte, „die gefammte 
Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staates vereinigt, und 
der Souverän nur in der Ausübung beitimmter Nechte an die 
Mitwirfung der Stände gebunden.” Aber dieſe bejtimmten 
Nechte find eben von der Art, dab fie den Zuftand des Ge- 
meinwejend beitimmen, daß es ein Zuſammenwirken zweter 
Mächte für den Staat ift. Es iſt das der Nechtszuftand, wie 
ich ihn 1845 formulirt und jeine Möglichkeit als ein Poftulat 
geitellt habe (ſ. o. F. 100 und 104). Er tft die thatjächliche 
Widerlegung der Haller-Genz’ihen Auffaſſung, dab es 
feine Landesvertretung monarciichen Charakters gebe auber 
der altlanditändiichen. Nicht minder eine thatlächliche Wieder- 
legung der Auffaffung Macaulay's, dab aus der mittelalter- 
lichen Verfaſſung (dem Itändiichen Königthum) nur zwei Wege 
jenen, entweder zur unumſchränkten Monarchie (Louis XIV.) 
oder zur jeßigen engliichen, das tft unterdrücten Monarchie. 
Nun darf man allerdings einen Theil der Macht, welche 
der König unter der jetzigen VBerfaffung behauptet, der reaktio— 
nären Strömung der Geſinnung nach der Revolution zufchreiben, 
und injofern gibt der jeßige Zuftand Preußens nur einen Beweis 
ihrer Möglichkeit unter ſolcher Verfaſſung, nicht aber ihrer Dauer— 
haftigfeit. Allein der Hauptiache nach beruht die Macht des 
Königs doch nicht auf der bloßen Gefinnung, jondern auf jenen 
Einrichtungen, und beitänden fie nicht, fo würde die Oppofition 
dennoch diefelbe gebrochen haben. Ein großer Theil der Menjchen, 
nicht durch Heberzeugung unverbrüchlich gebunden, oder unklar, 
ſchlägt fich dahin, wo die Macht ift, und wäre der letzte Erfolg 
auf Seite der Oppofition zu erwarten, jo hätte fie vielleicht die 
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Majorität, wie ſie jetst meiftens der König hat. Eben darum 
werden aber jene Einrichtungen auch in einer mehr vevoluttonär 
erregten Zeit ein hinreichend ftarfer Wall jeyn, um die Macht 
der Krone zu behaupten, ja fie find von der Art, daß bei 
einem äußerſten Zuſammenſtoß der Ausgang vielmehr die Auf- 
hebung der Yandesvertretung und nicht die Entkräftnng des 
Königthums ſeyn muß. Wenn ed anders fommt, jo liegt es 
nicht an den Einrichtungen, jondern an Mißgriffen, durch 
welche auch die unumſchränkte Monarchie unterliegen kann, 
oder an weltgeichichtlichen Strömungen, denen feine Verfaſſung 
einen Damm jeßen kann, 

Eine weit größere Schwierigkeit als die richtige Stellung 
zwiichen König und Yandesvertretung aber ift die angemefjene 
Bildung der Yandeövertretung, durch welche ſelbſt wieder haupt- 
jachlich ihr Fortbeſtand bedingt tft. Für diefes Problem, wenn 
es auch noch nicht gelöft iſt, kann doch aus der Erfahrung 
jeit 1848 eine bedeutende Einficht genommen werben, die 
jedoch aufs Neue aus den Principien begründet werden muß. 


$. 119. 


Fragt man, welches gegenwärtig und namentlich in Deutich- 
land die angemefjene Zufammenjeßung der Landesvertretung 
jey, To fteht wor Allem außer Zweifel die Einrichtung der 
zwei Kammern oder Häuſer. Die Einrichtung der drei 
Kurien gehört dem Altern Ständewejen, die der Einen 
Kammer gehört der Nevolution an. Seitdem in England das 
mittelalterliche Kurienivitem durchbrocen und die Landesvertre— 
tung des neuen Staates aufgerichtet ift, geht denn auch die 
Einrichtung der zwei Kammern durd) alle Staaten der gefitteten 
Welt, jo weit fie Landesvertretung haben. Die ſämmtlichen 
Eonftitutionellen Monarchieen Europa’ haben fie in der oder 
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jener Geftalt fich angeeigiet, und die es nicht thaten, fommen 
nicht in Betracht; denn Die franzöſiſche Verfalfung von 1791, 
die Spantiche von 1820, hatten nur ephemeren Beltand, und 
die deutichen Staaten, die zu klein find, um den ſchweren poli- 
tiichen Apparat der zwei Kammern zu ertragen, haben doc) 
die Elemente eines Dberbhaufes, die erblichen Virilftimmen in 
ihre Eine Kammer aufgenommen. Aber auch das vepublifantiche 
Nordamerika ift dem engliichen Vorbilde in jener Weite gefolgt. 
Sowohl die Verfaffung der vereinigten Staaten, als die jedes 
einzelnen Staates, bat neben dem Repräſentantenhaus nod) 
einen Eenat*). Dieſe Geitalt der Yandesvertretung bat deß— 
halb ohne Zweifel ein inneres Geſetz und eine allgemeine 
Nothwendigfeit für unfere Zeit. 

Sp wie’ die Landesvertretung nicht mehr Die Sonderrechte 
je der verjchtedenen Stände wahren, jondern durchaus einen 
öffentlichen Beruf fir das Ganze des Staates erfüllen Jell, 
theilt fie fich auch nothwendig nicht mehr in die drei oder vier 
ſtändiſchen Körper, jondern in die zwei politiihen Inſti— 
tutiomen: dad Dber- und Unterhaus. Sie beruhen ge— 
Ihichtlih wie nach ihrem Weſen auf dem Gegenſatz herr— 
Ihaftliher und gemeiner (db. i. nicht-herrſchaftlicher) 
Stellung. Das Dberhaus bildet uriprünglich der eigentliche 
Herrenftand, die Träger jelbftitändiger und umfafjender 
obrigfeitliher Gewalt über eine Beſitzung, die Barone und 
wegen ähnlicher Nechte die Prälaten. So wie nun mit der 





*) In Pennſylvanien hatte man anfangs nur Eine Kammer errichtet, 
verleitet durch den mehr blendenden als treffenden Spott Franklin's, 
daß ihm das Zweifammerjyften vorfomme, wie wenn man an einem 
Wagen ein Pferd vorn und eins hinten anfpanne, daß fie nach entgegen- 
gejegten Nichtungen gehen. Aber auch hier, wie in einigen anderen 
Staaten, die dafjelbe verjuchten, fand man ſich bald zur Einführung des 
Senats bewogen. 
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Ausbildung des Staates obrigfeitliche Gewalt außer der des 
Souveräns falt aufhört, und der Herrenitand deßhalb an Zahl 
und Gewicht abnimmt, müſſen andere hervorragende Eriftenzen, 
deren Bedeutung in einer thatjächlichen Gewalt befteht, zu ihm 
binzutreten. Immer aber find ed die Größen des Landes, welche 
das Dberhaus reprälentirt, und der geficherte, von wechjelnder 
Wahl unabhängige Ei in dem Haufe gewährt jelbit eine Art 
berrichaftlicher Stellung, auch nachdem die perjönliche obrig— 
feitlihe Gewalt außerhalb vefjelben weggefallen. Solche her- 
vorragende Stellung der Macht und die Stellung der all- 
gemeinen Bevölkerung — das find die beiden Pole, um welche 
fich das politische Yeben des Volkes, im Unterichtede vom ſtän— 
bischen, bewegt, und das Weſen der zwei Kammern it eg, 
beide zu Wirkſamkeit und Einfluß zu bringen, insbeſondere auch 
die evitere, die in einem eminenten Sinne die Nation in ihrer 
Einheit veprälentirt, und die außerdem, von der Mehrzahl 
überwältigt, wirfungslos verſchwände. Dieſe Vollſtändigkeit 
und damit Wohlbeſtelltheit der Landesvertretung iſt der Grund 
und die ächte Bedeutung des „Zweikammerſyſtems.“ 

Der Werth des Oberhauſes iſt denn vor Allem das 
Anſehen und die natürliche und moraliſche Macht, welche die 
Zuſtimmung einer ſolchen Verſammlung den Geſetzen und 
Maaßregeln verleiht, die eminente Erprobung an der Geſinnung 
des Landes, die ſie dadurch finden. Sodann iſt ſein Werth 
auch wieder umgekehrt der Einfluß auf die Geſetze und Maaß— 
regeln, welchen es den Gaben, Anſchauungen und Beweggründen 
der höheren Lebensſtellungen eröffnet. Hierdurch wird eine 
Macht der Erhaltung und Stetigkeit, des geſchichtlichen Sinnes, 
des höheren, freieren, ruhigeren Urtheils, der natürlichen Vor— 
liebe für alle Autorität gewonnen. Das Oberhaus bildet 
darum einerſeits einen Damm gegen den Andrang nach Volks— 
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herrichaft, Gleichheit, Auflöfung; denn jo trrig die Voritellung 
ift, daß folcher Andrang eben Die Natur oder gar der Beruf 
des Unterhaufes ſey, jo kann doch das Unterhaus ihm, wenn 
er in der Bevölferung entiteht, bei jeiner Abhängigkeit von den 
Wahlen der Maffe, nicht den gleichen Widerſtand entgegen- 
jeßen, — andrerſeits gibt ed, wenn es jener Aufgabe entipricht, 
jelbft den Antrieb zu Steigerungen und neuen Echöpfungen im 
Sinne der organischen Bande, der Zucht und der Einigung 
für große patriotiihe Zwede. Inöbejondere bat das Dber- 
baus noch den Werth der VBermittelung zwilchen der Krone 
und dem Unterhauie. Es ilt der Krone näher durch die Ver: 
wandtichaft der Stellung und der Intereſſen, in ihm iſt die 
Seite eines Nathes der Krone, im Unterhauſe die Seite eines 
Schutzes der Bevölkerungs-Intereſſen die vorberrichende. Es 
ſtärkt darum die moraliihe Macht des Unterhaujes gegen die 
Krone, und ift für die Krone bei Wideritand gegen das Unter: 
haus eine Ableitung der Ungunft. Mit diefem Erfolg für den 
öffentlichen Zustand, der fein eigentlichites Weſen iſt, fichert es 
doch immer auch den Klaſſen, die es umfaßt, ihre eigenen 
Nechte und Intereffen, vor Allem eben dieſen ihren politiichen 
Beruf, der ſelbſt ihr oberſtes Necht iſt. Das iſt die organtiche 
und rechtliche Bedeutung des DOberhaufes. Ueberdieß hat es 
noch die mechanische, daß es mittelft des Gegengewichts der 
beiden Kammern die Reife der Berathung fürdert. 

Aus diefer Bedeutung des Dberhaufes kommt es auch, 
dab die Verleihung der Site wenigitens in großem Umfange 
vom König abhängen muß. Denn berrichaftliche Stellung 
fann im monarchiſchen Staate nur vom Fürſten fommen, und 
it darum Berufung durch den König für erbliche und febens- 
längliche Theilnahme an der Landesvertretung ſchlechthin noth- 
wendig, ebenjo wie fie umgekehrt für temporäre Theilnahme 
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ſchlechthin unzuläſſig tft. Insbeſondere aber erheiicht jene Auf- 
gabe der Vermittelung einen ftarfen Einfluß des Königs, und 
joll darum jein Berufungsrecht für die erblichen Mitglieder 
durchaus, unter Umftänden aber auch für die lebenslänglichen 
der Zahl nach unbegrängt ſeyn. 

Das Weſen ded Dberhaujes beiteht hiernach nicht in der 
Sicherung der bejonderen Nechte der in dafjelbe berufenen 
Klafjen, jondern in der Sicherung ihrer Wirkſamkeit für ihren 
öffentlichen Beruf. Jene hat Grund und Rechtfertigung erſt 
am dieler. Der bloße Schuß der Rechte und Intereffen ge , 
hört dem Kurienſyſtem an, und da fonnten denn auch in der 
Regel nicht, wie im Dberhaufe, verjchiedene Klaffen mit ver- 
Ichtedenen Nechten und Intereffen in Einer Kurie vertreten 
ſeyn. Sa das Oberhaus erfüllt vielmehr feine Aufgabe um fo 
befjer, je weniger die ariftofratiichen Klaffen, aus denen es be- 
ſteht, außerdem rechtliche Begünftigungen (Privilegien) genießen, 
wie das Sieyes an dem engliihen Oberhauſe rühmt. — 
Ebenso beiteht danach das Weſen des Oberhauſes nicht in dem 
bloßen mechaniichen Gegengewicht der beiden Kammern, jondern 
in ihrem inneren Gehalt, in der Machtentwicelung der höheren 
Elemente der Nation. Der mechaniſche Erfolg, der Schuß 
gegen Webereilung und Ueberſtürzung it nur eine jefundäre 
Wirkung, wie auch im menjchlichen Leibe die wohlbeftellten 
organtichen Glieder zugleich fi) mechaniſch ftüßen, und auch 
der mechantiche Halt nachläßt, jo wie eine organische Funktion 
geftört iſt. Es ift die Oberflächlichfeit der Nevolutions-Doftrin, 
hierin das Weſen des „Zweikammerſyſtems“ zu juchen. Nur 
diefes wurde deßhalb in den Fonftitwirenden Verſammlungen 
von Nordamerika, Frankreich, Belgien als Grund und Vorzug 
deffelben geltend gemacht‘). Demzufolge kam man denn aud) 


*) Bei der Revolution in Frankreich war man darüber einig, daß die 
11. 2 28 
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zulett dazu, das Gewicht bloß auf Die Zweizahl der Kammern, 
ohne alle Rückſicht auf deren Beſchaffenheit, und namentlich die 
ariftofratiichen Beftandtheile des Dberhaufes, zu legen, und 
daher beide Kammern aus demjelben Stoff der allgemeinen 
Bolkswahlen zu bilden, wie in Frankreich nach der Berfafjung 
von 1795 der Nath der Alten und nach der norwegijchen Ver- 
faffung das Lag- Ding bloß aus der gleichartigen Maffe der 
Deputirten für die Dauer des Reichstages ausgefchieden wird. 
Auf diefe Weiſe aber wird felbft jener mechanische Erfolg nicht 
erreicht; denn zwei Kammern, die aus demjelben Volfselemente, 
aus derjelben Partei zufammengejebt find, werden fich gegen- 
jeitig an Ueberſtürzung wenig hindern. Insbeſondere aud) der 
Schuß der Krone kann nur von einer Kammer, deren Mit- 
glieder nach der eigenen Yebensitellung ihr verwandt find, nicht 
von Errichtung zweier Kammern überhaupt erwartet werden *). 


fonftituivende VBerfammlung nur Eine Kammer jeyn dirfe, weil es gelte, 
ohne Hemmung Mißbräuche abzuſchaffen. Fir naher aber zwei Kammern 
zu errichten, war das Streben einer bedeutenden Partei. Als Motiv hierzu 
führt der Berichterftatter, Erzbifhof von Bordeaur, (27. Juli 1789) an: 
pour prevenir toute surprise et toute precipitation, pour assurer la 
maturite des deliberations, danır: que l’intervention du roi dans la le- 
gislation serait vaine, illusoire et sans force contre la masse irresistible 
des volontes nationales, portees par une senle chambre. Dabei wird 
jedoch befonders hervorgehoben, daß die Theilung des gefegebenden Körpers 
in zwei Kammern doit Etre sans égard aux distinctions d’ordre. Mou— 
nier dagegen erfennt wenigftens das an, que les senateurs et les repre- 
sentants devraient &tre dans une position differente afin de n’etre pas 
animés des m&mes passions. Aehnlich Lally-Tolendal. Die Lebens- 
länglichfeit oder längere Dauer foll den Unterjchied bilden. Das Alles 
feßt eine aggregatiftiihe Volfsrepräfentation voraus. 

*) Mebrigens ift das eine Täuſchung, daß, wenn nur ein wahrhaftes 
und tüchtiges Oberhaus beftehe, die Rechte und Prärogative der Krone 
geringer jeyn dürften. Das beftbeftellte Oberhaus kann feinen Wal gegen 
Andrang bilden, wenn nicht die Krone fhon in ſich ftark und felbftftändig 
ift. Jedes ariftofratifche Element für ſich allein muß in der Gegenwart 
bon dev Mehrheit überwältigt werden, aber das Königthum ift zu allen 
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Das iſt die Bedeutung des Dberhaufes. Aus ihr ergibt 
fich das Richtmaaß für jeine Bildung. Der Stoff des Ober- 
hauſes find danach die Elemente der Macht im Lande. 
Es hat die hervorragenden Exiſtenzen, die Größen des Landes 
zu umfaſſen, Alles, was ald Einzelexiſtenz oder als fleiner 
Kreid oder ald Inftitution an Macht und Anfehen ausgezeichnet 
ilt. In diefem Elemente der Macht fteht oben an das, mas 
der Urſprung der ganzen Inſtitution ift, der alte Herrenftand 
und die hierin zu feiner Stellung erhobenen Häuſer — die 
erblihe Pairie. An fie reihen ſich von Alters her die 
höchſten Würdenträger der Kirche und in neuerer Zeit, da das 
Beamtenthbum unläugbar eine Macht iſt, die Notabilitäten des 
Staatsdienftes, vom König auf Lebensdauer berufen. Die 
erbliche Pairte hat unerjeßbare Vorzüge: das aus der Geſchichte 
überfommene Anfehen der Familie, die Sicherheit der eigenen 
Stellung und damit die Unabhängigfeit nach oben und nad) 


Zeiten fähig, eine Macht in der Meinung zu behaupten, und cs allein 
ift dann im Stande die Pairie zu ftüßen, ebenfo wie es wieder durch fie 
geftütt wird. In England ift Schon der Wendepunkt eingetreten, daß das 
Dberhaus das ſchwächere Glied des Barlaments ift, und es ift Klar, daß 
das Berhältniß fi dem Grade nad) immer fteigern muß; und daß dagegen 
feine Hilfe ift, fommt nur von der geringen Macht des engliichen König— 
thums. So lange nun das DOberhaus der Schwerpunkt der Berfaffung 
ift, gewährt das umnbegränzte königliche Necht, Pairs zu freiven, der Krone 
eine bedeutende Macht. Sft aber das Unterhaus der Schwerpunft gewor- 
den, dann ift auch diefes Recht nur ein Mittel mehr für die Macht des 
Unterhaufes, macht diejes mittelft der Krone ommipotent. Hier ift dann 
umgefehrt die Beihränfung des Kreirungsrechts eine Bermehrung der fü- 
niglihen Macht; denn dann kann fih der König hinter die Ariftofratie 
zurücziehen gegen Andrang des Unterhaufes. Die Bill auf Beihränfung 
des königlichen Pairsernennungsredhts unter Georg 1. fheiterte im Unter- 
haufe, mit aus andern Gründen, do auch aus dieſem. 


28” 
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unten, die Vorbildung der Söhne für die gewilfe fünftige 
Laufbahn, die Aehnlichkeit zur königlichen Stellung und dadurd) 
die befondere Fähigfeit zur Vermittelung zwiichen Thron und 
Volk. Deffenungeachtet ift es jetzt nicht mehr angemeffen, daß 
die erblihe Pairie den alleinigen, ja auch nur den Haupt: 
beftandtheil des Oberhauſes bilde. Denn fie ift nicht mehr 
das Hauptelement dev Macht im Yande. Es beitehen gegen- 
wärtig nirgend mehr einzelne Häufer, die gleich denen des frühern 
Herrenftandes an der Spibe zahlreicher Vaſallen und Unter- 
thanen eine Macht gegenüber der gefammten Bevölkerung böten, 
und dadurch geeignet wären, auch ein Haus gegenüber dem 
Haufe derjelben zu bilden. In England ift das Haus der 
Lords durch ein überliefertes Anſehen von den Zeiten der 
normänniichen Barone her getragen, und ſelbſt dort wird es 
je mehr und mehr machtlos gegen das Haus der Gemeinen. 
Wo nun aber vollends ein Dberhaus neu gebildet wird, find 
die jeßigen erblichen Pairs, Die nichts Anderes vertreten als 
ihre eigene Familie mit einem kleinen Anhange, nicht im Ent- 
fernteften im Stande, das Gleichgewicht gegen die allgemeine 
Bolfsfammer zu bilden. Dazu haben jolhe Höchſtgeſtellten 
häufig grade wegen diejer ihrer Ohnmacht eine Berfuchung 
und Nengitlichfeit, ihre Popularität zu erhalten. Die ehedem 
Reichsſtändiſchen infonderheit find meilt Neulinge im Lande. 
Endlich iſt e8 bei neuer Bildung des Oberhauſes ein Mißſtand, 
wenn alle Mitglieder durch die gegenwärtige Negterung er— 
nannt werden, das beeinträchtigt die Unabhängigkeit und Die 
Anerfennung der Unabhängigkeit, welche ein Hauptvorzug dieſer 
Inftitution iſt. Es ift die Gewöhnung an die Montesquieu'— 
Ihe, England abgezogene Theorie, daß man die erbliche Pairie 
als das Weſen des Oberhaufes betrachtet, und fich darin grade 
im Höchſten konſervativ dünft, obwohl diefe SInititution in 
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England jelbjt bereits in Sinfen ift, und außer England 
überall zu Falle gefommen iſt. Was aber der erblichen Pairie 
an Stärfe mangelt, kann unmöglich durch jene lebenslänglichen 
Mitglieder ergänzt werden. Gegenwärtig müffen daher noch 
andere Elemente der Macht in das Dberhaus eintreten. Das 
it hauptſächlich die Grundariftofratte in einer weiteren Aus— 
Dehnung — die Nitterichaft, und als von der Nitterichaft 
überall untrennbar die beveutenditen Städte. Dieje breiteren 
Elemente können natürlich nicht perjönlich, ſondern nur durd) 
Vertretung im Oberhauſe Pla nehmen, entweder durd) perio— 
diſche Abordnung oder aber durch Präfentation für die freie 
füniglihe Berufung auf Lebenszeit. Die Nitterichaft ift eg, 
welche jeßt falt überall in Deutſchland und bejonders in 
Preußen wirflid; die ariftofratiiche Macht bildet, fie befittt als 
Geſammtklaſſe einen großen Theil des Grund und Bodens, fie 
bat viele Abhängige und viele Anhängliche, fie fteht unter ſich in 
engem Zuſammenhange, fie ift mit der Gejchichte des Landes 
verflochten, umfaßt die ausgezeichneten Namen in Krieg und 
Frieden, und das Bewußtſeyn der eigenen Macht und der eigenen 
Geichichte gibt ihr auch einen Geift der Unabhängigfeit und des 
Miderftandes gegen die Zeitbewegung. Darum muß jebt die 
Nitterichaft im Oberhaufe eine ftarfe, ja wenn fie nicht in der 
zweiten Kammer den Schwerpunft bildet, die überwiegende 
Stellung einnehmen. Gm größeres Maaß des Beſitzes oder 
befondere Eigenschaften deſſelben (Alter, fideikommiſſariſcher Ver— 
band) kann immerhin dabei zum Erfordernig gemacht werden. 
Es Soll nur fein abgejchloffener Stand über der Nitterfchaft ges 
bildet, das Oberhaus nicht von der Gefammtheit derjelben gelöft 
werden. Aber auch die bedeutendſten Städte, ald das Intereffe 
der gefammten ftädtijchen Gemeinden des Landes in fich tragend, 
find ein Element der Macht, und geht das Dberhaus einmal 
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von dem Herrenftand herab zur Nitterichaft, fo können fie nicht 
ausgeichloffen werden, da fie von dieſer nicht gleichwie von 
jenem überragt werden. Ihr Abordnungs- oder Präjentationg- 
recht muß dann entweder von den Magiftraten oder von einer 
ſtädtiſchen Ariftofratie des Neichthums und der Gewerbemacht 
geiibt werden. 

Sp Stehen fi die beiden Weijen entgegen: die erſte 
Kammer, nach bisheriger fonjervativer Theorie und dem Beiſpiel 
der Neftauration, aus erblichen Pairs und perjönlichen, vom 
König auf Lebensdauer berufenen Notabilitäten, — die exite 
Kammer mit ftändischen Beftandtbeilen, hauptiächlich einem ge— 
wichtigen ariftofratiichen Beitandtheil außer der erblichen Pairie, 
durch den Stand ſelbſt gewählt oder präjentirt. Jene fteht 
auf der geringen Macht weniger Familien und auf füniglicher 
Ernennung, diefe hat ihre Wurzeln in den mächtigiten Ele= 
menten des Landes. Dieje allein gewährt deshalb noch jebt, 
was jene in alten Zeiten gewährte, aber jet nicht mehr ver- 
mag: eine ftarfe fonfervative Macht und eine Itarfe Stüße der 
Krone. Dazu fommt nod, dab diefe Elemente (Nitterichaft 
und Städte) und nicht ein neu zu freirender hoher Adel in 
unjeren deutſchen Staaten die geichichtlich berechtigten Stände 
für die Vertretung find, und ihnen aljo auch vom rechtlichen 
Standpunft dieſer ihr politiicher Beruf, der ihnen in der 
alten Gejtalt genommen ift, in der neuen Geftalt gewahrt 
werden muß. 

Es ift hiergegen fein Einwand, daß Nitterichaft und Städte 
ihren natürlichen Sit im Unterhaus haben; denn abgejehen 
davon, dab das jeßt (bejonderd für die Nitterichaft) nicht mehr 
der Fall ift, gehört es grade der Einrichtung der zwei Häufer 
im Unterjchiede von den Kurien an, daß derjelbe Stand, je in 
verichtedener Weiſe, in beiden repräfentirt ſeyn kann. Lebens: 
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länglichkeit, Präfentation und jene höheren Erforderniſſe des 
ritterichaftlichen Befites oder der ſtädtiſchen Stellung machen 
die Vertretung dieſer Stände im Dberhaufe doc) immer zu 
einem andern Elemente ald im Unterhaufe. Nur das Maaß 
der Vertretung, insbejondere der Ritterichaft, muß natürlich im 
Dberhauje geringer jeyn, je nachdem es jtärfer im Unterhaufe 
it, und umgefehrt. — Auch liegt darin fein Verſtoß gegen 
das königliche Necht der Berufung. Durch Präfentation, gleich- 
Jam Gutachten, des Standes wird daſſelbe gar nicht geſchmä— 
(ext. Aber jelbit die Beigabe eined Elementes freier perig- 
diicher Wahl, neben dem der Berufung des Königs, vernichtet 
nicht den enticheidenden füniglichen Einfluß, der ein wejent- 
licher Zug des Oberhauſes ift, und fie hat ihre volle Necht- 
fertigung gegenüber einer ganz unftändiichen zweiten Kammer 
und bejonderd für die erite Errihtung des Dberhaufes, um 
nicht ohne alle Bewährung gleich den lebenslänglichen Sit zu 
verleihen. Es nehmen dann eben mehr die oligarchiichen 
Mähler als die Abgeordneten eine herrihaftliche Stellung ein. 
Noch auc endlich ift zu bejorgen, daß ſolche Kammer durch 
das Gewicht der Nitterichaft eine undurchbrechbare ariftofra= 
tiiche Macht gegen die Krone werde. Dazu it in unferer Zeit 
jowohl die Macht des Bürgerthums und jeiner Bewegung, als 
die Abhängigkeit der Ariftofratie von der Krone zu groß. 
Meberdie findet die ariitofratiiche Macht in derjelben immer 
ihre Korrektur an den anderen Glementen und an dem unbe— 
gränzten königlichen Recht freier Berufung ”). 


*) Die preußiſche Erfte Kammer vom Nov. 1852 bis Mai 1854 be- 
ruhte in beifpiellofem Maaße auf der Vertretung der Ritterſchaft, und 
dennoch wurden die beiden ihrem Intereſſe auf's Höchſte widerftreitenden 
Gefete, das iiber die neue Bildung der I. Kammer und das über die 
Maifchiteuer, von der Negierung durchgejeßt. 


440 | II. Abſchn. Die Berfaffung des Staates. 


Es ift aber die politiiche Aufgabe, der Erſten Kammer 
das moralifche Uebergewicht über die zweite zu verschaffen. 
Nach dem Syftem des Liberalismus geht die Abitufung von 
unten nach oben: das Unterhaus foll die höchite Macht, das 
Oberhaus die geringere, der König die geringfte ſeyn. Das 
vichtige Verhältniß ift das grade umgekehrte. Der König joll 
die oberfte Macht, die größere nach ihm das Dberhaus jeyn. 
Das ift num gar nicht denkbar bei einer Exften Kammer nad) 
der gewöhnlichen Doktrin, die bloß auf königlicher Ernennung 
beruht, es kann dagegen erreicht werden durch eine Erite 
Kammer, die zugleich auf die mächtigen Stände des Landes 
ſich ftüßt, wenn anders aud die Intelligenzen (beider Par— 
teien) ihr nicht fehlen. Auch muß fie hiefür am Zahl der 
Mitglieder, die immerhin für Anſehen und feierlichen Eindrud 
von Belang tft, in einem entjprechenden Verhältni zur andern 
Kammer ftehen*). 


*) Bergl. iiber das Alles meine Neden in der Erften Kammer vom 
22. Nov. 1849 und vom 5. März 1852 (f. jest Stahl's Neden. 1862, ©. 53 ff). 
Unfer Antrag vom 22. Nov. 1849 bei Revifion der Berfaffung enthielt neben 
den erblichen Mitgliedern als Hauptelement 60 Abgeordnete der großen Land» 
eigenthümer und 40 der größeren Kaufleute und Fabrikanten. Der Antrag fiel. 
Uber eine ähnlihe Zufammenfegung wurde ſpäter durch fönigliche Bropofition 
durchgeſetzt: außer den erblichen und einer jehr beſchränkten Zahl lebens— 
länglicher Mitglieder 90 Abgeordnete der Höchftbefteuerten (thatſächlich 
der Pandeigenthitmer), 30 der Gemeinderäthe der größeren Städte. Das 
ift der Art. 65 der B. U. Als nun 1852 ftatt defjen Bildung der 
I. Kammer durch föniglihe Ernennung erblicher und lebenslänglicher Mit- 
glieder beantragt wurde (Antrag Heffter-Koppe, dem Vernehmen nad) 
von der Regierung ſelbſt begünftigt), widerjeßten wir uns dem, aber: wir 
erflärten unſer Einverftändniß mit der durchgängigen Qualität der Erblich— 
feit oder Lebenslänglichfeit und durchgängigen föniglichen Berufung, wenn 
anders letztere zu einem beträchtlichen Theile auf Präfentation der betref- 
fenden Klaffen erfolgte, jo wie unjer Einverftändniß damit, daß ftatt des 
Maafftabes der Steuer der Maafftab beftimmter Qualitäten, „alter und 
befeftigtev Grundbeſitz“ eintreten jolle, endlich mit dem unbegränzten Rechte 
des Königs, lebenslängliche Mitglieder auch ohne Qualifikation zu berufen 
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Die Zweite Kammer vertritt die allgemeine Bevölkerung. 
Wie für die jebige Landesvertretung überhaupt, jo iſt ins— 
bejondere für die Bildung der Zweiten Kammer das Prineip: 
nationaleinheitlihbe Bertretung, aber auf ftan- 
diſcher Grundlage. Die Stände aber bleiben immerdar 
diejelben: Grundariſtokratie, wo eine ſolche beiteht, Stadtge— 
meinden, Yandgemeinden ($. 97). 

Jede Bildung der Zweiten Kammer ohne vdieje ftändiiche 
Grundlage ift eine Zerſetzung und daher vom Uebel, jo: das 
allgemeine Stimmredht — der bloße Cenſus — die ſo— 
genannte Snterejjenvertretung. Das allgemeine Stimm- 
recht, das eigentliche Schibolet der Revolution, durchwühlt den 
Staat in feiner Tiefe und macht aus jeiner Feſte ein fturm- 
bewegtes Meer. Der bloße Cenſus iſt ein Mittel gegen den 
Einfluß der Maffen, ein Surrogat ächter Vertretung, aber er 
ilt doch ohne die Hebel der Standesgefinnung, ohne organische 
und fittliche Beweggründe. Die Interefjenvertretung — daß 
Landwirthe, Schneider, Bäder, Fabrifanten, große und Fleine 
Kaufleute, Aerzte, Gelehrte, Künftler, jede diejer Klaffen ihre 
befonderen DBertreter abordne — ilt ein Gedanke, der erft 
1848 auffam. Man empfand die Verderblichfert der atomifti- 
Ihen Wahlen, und bebte doch zurüd vor ftändiicher Vertretung 
als vor verbrecheriicher Reaktion. Sie tft im Grundſatz uns 
richtig, weil dieſe Beichäftigungen feine unterichtedene politijche 
Bedeutung und feine politiihe Macht haben, und gelangt bei 


(Antrag Graf dv. Alvensleben — Dr. Stahl! — Freiherr v. Gaffron). 
Die jetige Bildung der Erften Kammer nad der Verordnung vom 12. Oft. 
1854 entipriht daher im Welentlichften unferen damals vertretenen und in 
der cit. Rede vom 5. März ausgeführten Principien. 
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der Ausführung zu unendlicher Komplikation und zu völlig 
zufällig=willführlicher Grupptrung. 

Aber audy auf der andern Seite fann eine zweite Kammer 
fich in der Gegenwart nicht bewähren, wenn nicht die ſtändi— 
ihen Elemente in ihr zur nationalen Einheit zuſammenſchließen. 
Daß gejonderte Berathung und Abjtimmung der Stände — 
das Kurienſyſtem — nicht mehr zuläffig ift, Liegt Schon im 
Begriffe der ‚zweiten Kammer. Aber auch das, was man jebt 
ausfchlieglih unter ſtändiſcher Gliederung zu veritehen 
pflegt — daß die Vertreter von einem jeden der drei Stände, 
Nitterichaft, Städten, Yandgemeinden, bejonders (in der Regel 
zu drei gleichen Theilen) und aus ihrer eigenen Mitte ab- 
geordnet werden, wenn fie gleich nachher in der Kammer jelbit 
gemeinfam nach Köpfen ftimmen — dürfte der jeßigen Aufgabe 
nicht allgemein, namentlidy nicht in größeren Reichen genügen. 
Die ſtändiſche Gliederung in diefem Sinne empfiehlt fi wohl 
noch für die Vertretung fleinerer Bezirke (der Kreife, der Pro- 
vinzen), bei welchen es fich wirklich nur um ſtändiſche Angeles 
genheiten (z. B. Wegebau, Armenhäufer, Feuerafjefurang u. |. w.) 
und die Vergleichung der Stände über diejelben handelt, fie 
empfiehlt fi) aber nicht ebenjo für die Vertretung des ganzen 
Landes. Denn bier handelt es fich durchgehends um allgemeine 
politiihe Fragen (Givil- und SKriminalgefeßgebung, Preſſe, 
Verhältniß zur Kirche u. |. w.) und für dieje jollen grundſätzlich 
das Bewußtſeyn der nationalen Gemeinschaft über das des 
Standes und die Principien über die Intereſſen über- 
wiegen. Dem aber ift die ſcharfe Gegenüberftellung der Stände 
ein Hinderniß. Es ilt inöbelondere von Nachtheil, daß die Nitter- 
haft als ein abgejchlofjener Stand die Eiferfucht der übrigen 
veizt und dennoch gegen ihre Mehrheit feine Macht des Wider: 
ftandes hat. Auch ift die Fähigkeit der bäuerlichen Bertreter 
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für diefe Fragen zweifelhaft. Es-hat das wohl vor 1848 in 
mehreren deutichen Yanden annähernd beitanden. Die dama- 
ligen Kammern aber haben fid) grade nicht durch fonfervative 
Macht ausgezeichnet. 

Das Princip der Zweiten Kanımer tft nicht ihre eigene 
ſtändiſche Gliederung, ſondern nur ihre Bafirung auf die ftän- 
diiche Gliederung im Lande, alſo auf ſtändiſche Elemente, und 
Beweggrund hierbei iſt es nicht, die Stände als folche zu 
fichern, ſondern kraft der ſtändiſchen Elemente die Fonjervative 
Gelinnung und Macht aus der Bevölkerung herauszuheben. 
Die beite Bejchaffenheit der Zweiten Kammer in unfrer Zeit 
it daher: eine überwiegend ariftofratiihe Kammer, 
Die jedoch durch vie Art der Abordnung aufs Engfte 
mit der gejammten Bevölkerung zufammenhängt. 
Unter Ariftofratie veritehe ich hier nicht den Geburtsadel, fon- 
dern die Grundariftofratie und die Spiten aller Klaffen, die 
durch ihre Auszeichnung das Intereffe der Erhaltung haben, 
und diefe Ariftofratie joll nicht für fich allein, Sondern nur in 
ihrer Verwachjenheit mit der gefammten Bevölkerung das Ge- 
wicht haben. Eine Majorität der Nitterichaft, abgeichieden 
von den andern Ständen, aus jelbitftändigem Necht, entipricht 
nicht dem Weſen der Zweiten Kammer und nicht dem wirf- 
fihen Machtverhältniß der Stände in der Gegenwart. Das 
it das Problem*). Die jihere und genügende Löſung des— 


*) Die Cinvihtungen hiefür können mannigfacher Art fein. Sch hebe 
einige Züge beifpielsweife als befonders zwedmäßig, nicht als ſchlechthin 
nothwendig heraus: 

1) Gemeinfame Vertretung der ganzen ländliden Be- 
völferung, daß Nitterfchaft und Landgemeinden zufammen abordnen, 
und danach denn vechtsgemäß die überwiegende Zahl dev Vertreter (vegel- 
mäßig zwei Drittel) gegenüber der ftädtiihen Bevölkerung ftellen. 

2) Größeres Recht der höheren Klaſſe in der Wahlver- 
fammlung. Die Nittergutsbefiter jollen (nad 1) ſchon bei der Wahl 
der Abgeordneten, nicht exft in der Kammer, mit den Uebrigen gemifcht 
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jelben fteht noch aus, und fie kann überall nur nad) den 
bejonderen Zuftänden des Landes, daher nur fraft einer ge— 


werden, aber es ſoll ihnen dennod dabei ein höheres Wahlrecht zufommen 
in der Art, daß fie von ſelbſt (geborene) Wahlmänner find, die Landge- 
meinden dagegen nur Wahlmänner abordnen, die dann mit ihnen zufammen 
Eine Wahlverfammlung fir den Abgeordneten zur Kammer bilden. Das 
wird feine volle Frucht bringen, je mehr im Laufe der Zeit die Eiferfucht 
zwijchen diejen beiden Klaſſen mit ihrem Anlaß ſchwindet. Die Ausführung 
geichieht am richtigften in organischer Weife, daß die Schulzen eines Kom- 
pleres von Landgemeinden zufammentreten und die Wahlmänner für die 
Wahlverfammlung aus ihrer Mitte wählen, — dann läßt fich das Zahlen- 
verhältniß zwiichen Bertretung der Nitterichaft und der Landgemeinden 
nad) Maafgabe ihres Antheils am Boden beftimmen; aber fie kann aud) 
in der jetzt üblichen Weife durch Wahlberehtigungen der Individuen ge— 
ihehen, dann muß auch den von der Nitterfchaft abhängigen Tagelöhnern 
als Staatsbürgern ihr Antheil an der Wahl gewährt werden. In beiden 
Fällen ift es angemeffen, auch der Geiftlichfeit der öffentlichen Kirche 
(evangelifcher und Fatholifcher) -ein befonderes Wahlrecht und Theilnahme 
an der Wahlverfammlung zu geben. Sie wiirde namentlich in der länd- 
lichen Wahlverfammlung eine moralische Vermittelung und möglicherweile 
jelbft eine mumerifche Enticheidung zwiſchen Nitterfchaft und Bauernſchaft 
bilden. Für unzujagend dem geiftlichen Beruf mag man wohl die Wähl- 
barfeit aber nicht das Wahlrecht anfehen, und wenn man unter den re- 
präfentirten Klafjen eine bejondere Stelle für die Kapacitäten vermißt, fo 
ift e8 eben die Geiftlichkeit, welcher vorzugsweile diefe Stelle gebührt, da 
fie vor allen das geiftig -fittliche Princip vertritt. — Auch das preußifche 
Syftem der drei Bermögensklaffen, jo wenig es im Grundſatz forreft und 
im Erfolg verbürgt ift, beruht auf jenem Gedanken, indem es der Land- 
ariftofratie außer ihrem eigenen unmittelbaren Stimmrecht in der erften 
Kaffe auch noch einen Antheif in der dritten Kaffe mittelft ihrer Macht 
über die Tagelöhner gibt, und nur dadurd hat es fi) bis jest bewährt, 
jo daß es ohme ſichern Erfaß nicht aufzugeben ift. 

3) Bildung eines ariftofratiihen Wahlelementes in den 
Städten. Ein folhes gewähren entweder lebenslängliche Magiftraturen 
oder: die Hervorragenden des Handels- und Gewerbitandes oder beide zu— 
fammen. Auc hier fan die übrige Bevölkerung oder die Innungen durch 
Deputationen ſich betheifigen, auch hier ift die Theilnahme der Geiftlich- 
feit und allenfalls aud) anderer Notabilitäten (Gymnaſial-Direktoren, Bes 
hördenvorftände) angemejfen. 

4) Befhränfung der Wählbarfeit auf die höheren 
Klaſſen. Das kann jo geichehen, daß zu Abgeordneten für die länd- 
lihe Bevölferung mur ein Nittergutsbefiser (Knight), für die ftädtifche 
Bevölkerung nur eine Magiftratsperfon oder ein großer Gewerbtreibender 
wählbar if. Damit würde jedod) der ftaatsbürgerlihe Gedanfe der Ver— 
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nauen Kenntniß deſſelben gefunden werden. Das Problem 


tretung zu jehr hinter den ftändifchen zuriidigeftellt, und, was die Haupt» 
jahe ift, die Wahl von Kapacitäten zu fehr beengt. Beſſer geſchieht es 
daher dur einen höhern Cenſus der Wählbarfeit und am allerbeften, 
wenn anders das Land reich genug ift, das zur leiften, indiveft duch Ab- 
Ihaffung der Diäten. Dieje erfcheint zunächft als bloß mechaniſches 
Mittel, aber fie ift in der That auch Ausdruc eines Princips und zwar 
des altgermanifchen, daß die gefammte Bevölkerung nur aus den höheren 
Klaſſen ihre Vertreter nehmen darf, und daß im den Diäten ein Haupt» 
hebel der Bewegungspartei liegen kann, bemeift ſchon die ungeftiime For- 
derung ihrer Einführung von Seiten der englifchen Chartiften. Doch ift 
bei Abſchaffung der Diäten, um das Uebermaaß von Wahlen aus den Re— 
fidenzbewohnern zu verhindern, die Einfhränfung erforderlich, daß die Ab- 
geordneten (ſämmtlich oder theilmeife) aus der Provinz ſeyn müffen. Die 
beiden Momente: Präponderanz der Landbevölferung über die Städte und 
ausihlieglihe Wählbarfeit der höheren Klaffen find die enticheidenden für 
den Erfolg. Das beweift die Thatſache, unfere frühere proviforifche Erfte 
Kammer. Sie wırrde von der gefammten Bevölferung, daher unter that- 
ſächlichem UWebergewicht der Ländlichen gewählt, der geringe Cenfus von 
500 Thlen. Einfommen war Bedingung des Wahlrehts, und die Abge- 
ordneten erhielten feine Diäten. Es war eine entichieden fonfervative 
Kammer, eine wahrhafte, die Intelligenzen aller Barteien enthaltende Re— 
präfentation des preußiichen Landes. 

5) Deffentlihe mündlihe Stimmpgebung, als durch welche 
allein ein Einfluß der höheren Claffen auf die niedrigeren möglich ift. 

6) Bildung von Wahlfollegien der Provinz über denen 
der Kreife. In Frankreich hatte man Wahlkollegien der Arrondiffements 
(oder der Kantone) und der Departements. Die Einrihtung war jedoch 
die, daß die Wähler der Departements mit den von den Kantonen ge- 
wählten Wahlmännern zufammen die Deputirten wählten. Aber es könn— 
ten auch die Kreiswahlfollegien und das Provinzwahlfollegium gefondert 
ihre Abgeordneten ſchicken. Letzteres könnte aus den höchftbeftenerten 
Grimdbefieru der Provinz, den Bürgermeiftern der Städte, den höchſten 
Geiftlihen, den Präfidenten der Kollegien u. ſ. w. beftehen. In diefe 
Kategorie fällt auch mein Vorſchlag von 1853. Die Wahlelemente fir 
die I. Kammer nad) Art. 65 (90 von den großen Landbefigern, 30 von 
den erften Städten Gewählte) wollte die Negierung jchlechterdings befei- 
tigen. Ich ftellte daher den Antrag, fie in die II. Kammer zu verlegen, 
hier für die eine Hälfte der jetigen Zahl das Syftem der drei Vermögens— 
flaffen zu belaffen, und ftatt der andern Hälfte jene 120 dazırftoßen 
zu laffen. Diefe beiden Elemente hätten ſich wirklich wie Kreis- und 
Provinzial- Abgeordnete verhalten. Der Borihlag ſchloß ſich eben durchaus 
an Beftehendes an, und wenn er dadurd begrifflich nicht jo eraft war, 
fo hätte er, was doc die Hauptjache ift, den Erfolg gehabt, in der zweiten 
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ſelbſt aber ift nicht zweifelhaft: eine überwiegend ariſtokratiſche 
Kammer eine fonfervative Macht zu fihern, wie fie bis jetst fein anderer 
Plan verheißt. Er mußte fallen, da die Negierung ihm entgegen war. 

Diefe Züge gebe id) blos als einen Beitrag für angemefjene Bildung 
einer zweiten Kanımer. Es können aber auc ganz andere Wege verjucht 
werden (3. B. Wahl durd die Kreisftände). 

Das Wahliyftem der Reftauration fuchte gleichfalls eine ariftofratiiche 
Kammer auf allgemein ftaatsbürgerlicher Bafis. Die Charte 1814 erfor— 
dert fiir die Wahlmänner direfte Steuer von 300 Fr., für die Deputirten 
von 1000 Fr. Nur ift Stadt und Land nicht unterfchieden. Das Projekt 
der Regierung von 1815 ging darauf, dem Minifterium den Einfluß auf 
die Wahlen zu fihern. Auf der erften Wahlftufe (Kanton) wurden ale 
geborene Wahlmänner (electeur de droit) berufen die 60 Höchjftbefteuerten 
und eine große Anzahl von Kapacitäten und Funktionären (Pfarrer, Frie— 
densrichter, Präfidenten von Kollegien), auf der zweiten Wahlftufe (Depar- 
tement) traten zu den Kandidaten der Kantone noch hinzu die 60 direft 
Höchftbefteuerten des Departements, 10 hödyftbeftenerte Kaufleute und hö— 
here Funktionäre GBiſchöfe, Präfidenten höherer Kollegien, General-Profu- 
ratoren.) Die chambre introuvable entrüftete ſich über diefes Wahlgejet 
als itber ein Unternehmen, die parlamentarifche Unabhängigkeit und freie 
Bolksrepräfentation zu vernichten und den adminiftrativen Liberalismus zur 
Herrihaft zu bringen. Sie ihrerfeits unter Führung Villele's ſetzte 
ein Projekt entgegen, nach welchem alle diefe Funktionen und alle gebornen 
Wähler mwegfielen, und die untere Wahl - Stufe alle umfaßte, die eine di- 
refte Steuer von 80 Fr. zahlten. Mit dem letteren gedachte fie die Land- 
bevölferung, die in vielen Provinzen royaliftifch und dem Adel ergeben 
war, zu betheiligen In ihrem grumdfätlichen Widerftand gegen allen mi» 
nifteriellen Einfluß und gegen alle élécteurs de droit hatte fie Unrecht. 
Ein Einfluß der Regierung als folder, ohne Rückſicht auf ihre Prineipien, 
ift eine Nothwendigfeit in unfrer Zeit. Recht dagegen mag fie gehabt 
haben, in ihrem Widerftande gegen die 60 Höchjftbefteuerten. Das gerin- 
gere Landvolf, das mit der Ariftofratie zuſammenſchließt, ift die konſer— 
vative Macht, und jene Mittelflaffe, welche damals minifterielle Partei 
war gegen die Royaliften, ift unter allen andern Umftänden liberale Op- 
pofition gegen das Miniftertum. 

Das engliihe Wahliyftem vor der Reformakte war allerdings unre— 
gelmäßig und bedurfte einer Erweiterung. Aber abjurd und widerrechtlich 
erſcheint es nur nad) dem Grundfage des gleichen Rechts auf Repräfentation. 
Der neuefte, wegen des Kriegs einftweilen zurücigezogene Entwurf Ruſſell's 
fteht hinter dem Doftrinarismus der feftländifchen Liberalen nicht mehr 
zurüc, verbindet aber damit die detaillirtefte Berehnung der Wahlerfolge 
zu Gunften der Wighs. Sollte die Reform wirklich zu diefen Punkt und 
dazu jo raſch fortichreiten, jo ift es ſehr zweifelhaft, ob fich der Parla- 
mentarismus in England noch lange halten wird. 
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Kanmer auf demokratischer (d. i. allgemein ftaatsbürgerlicher) 
Baſis. Daß diefes der wahre Typus der neuen Kandesvertre- 
tung ſey, beftätigt das Beiſpiel Englands. Nur hierdurch hat 
das Haus der Gemeinen fich jo lange bewährt. Es befteht 
nicht jelbft in ftändifcher Gliederung, aber es ruht auf ftändt- 
her Unterlage: Stadt und Land, Freibeſitzer und ritterliche 
Beſitzer. Die Ariftofratie hat feine gelonderte Abordnung, und 
man fann zu feinem Mitgliede des Hauſes jagen: du fiteft 
bier für die Ariftofratie. Dennoch fißen im Haufe nur Männer 
aus den höheren Klaſſen, und hat die Ariftofratie, insbeſondere 
die Grundariftofratie, den überwiegenden Einfluß auf die Ab- 
ordnung. Ihn fichert die Bedingung der Wählbarkeit auf 
dem Lande (ritterliher Beſitz, ſpäter allerdings nur großes 
Grundeinfommen, zulest bloßer Cenſus) und das Wahlrecht 
der Rottenboroughs, und je mehr er aufgehoben wird, wohin 
der jetzige Fortichritt geht, deito mehr wird auch in England 
Landesvertretung unmöglih. So wenig dieje bejonderen Ein- 
richtungen Englands Gegenſtand der Nachahmung find, jo zeigt 
fich doch an ihrem Erfolg, was das allgemeine Problem ift. 
Es iſt wenigſtens für größere Reiche nicht richtig, Das Heilmittel 
und die Korrektur des revolutionären Repräſentativſyſtems in 
der Wiederbringung der ftrengen ſtändiſchen Drei-Gliederung, ftatt 
in dem Uebergewicht des ariſtokratiſchen und mit ihm des kon— 
ſervativen Elements zu ſuchen, und gegen die Macht der Dinge 
die Landesvertretung von politiſchen und religiöſen Principien 
hinweg bloß auf ſtändiſche Intereſſen zu verweiſen, ſtatt ſie 
von der Parteinahme für die falſchen zur Parteinahme für die 
wahren politiſchen und religiöſen Principien zu führen. 

Der Schwerpunft der gefammten Landesvertretung (beider 
Kammern zulammen) foll hiernach die Grundariftofratie (das 
große Grundeigenthum) ſeyn. Vorausgeſetzt ift jedoch dabei, 
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daß fie in der Erften Kammer, wo fie das numeriiche Ueber- 
gewicht bildet, im entjcheidenden Falle von der Krone mit Hülfe 
der anderen Elemente beitanden werden fann, und daß in der 
Zweiten Kammer ihre Abordnung durch die ganze ländliche 
Bevölferung, mit der fie zuſammenſchließt, mit bedingt ift, da— 
mit fie in demfelben Maaße, als fie mit ihrem Interefie ſich 
iolirt, auch an ihrer Macht einbüße, daher wohl im Stande 
ſey, die übrigen Klaffen in der rechten Stellung gegen die 
Krone und den geichichtlichen Nechtszuftand zu halten, nicht 
aber fie ihr felbit dienitbar zu machen. Die Grundariftofratie 
ſoll durch die Emrichtung felbit aus bloß ſtändiſcher zwar 
nimmermehr zu Liberaler aber zu höherer ſtaatsmänniſcher 
Auffaflung erzogen werden. Auch ift dazu erforderlich, daß 
der Adel, der ja jelbit wieder der Hauptbeitandtheil der Grund— 
ariftofratie ift, Sowohl zu der nichtadeligen Nitterichaft als zu 
den höheren bürgerlichen Ständen auch gejellihaftlich in einem 
Bande der Anerkennung und der Gemeinjchaft jtehe. Nur im 
Bolfe, nicht dem Volfe gegenüber fann und darf die Ariſto— 
fratie noch ein Macht fein. Jede politiiche Auszeichnung 
derjelben heiicht eine Verſöhnung in der Sitte, und bet gejell= 
Ichaftlicher Ueberhebung oder Abſchließung des Geburtsadels, 
ftrengerer Anjpannung der Hofetifette ($. 30), iſt vermöge 
des wohlgegründeten Selbitgefühls der anderen Klaffen eine 
ſtark ariftofratische Landesvertretung für die Dauer nicht zu 
halten, noch auch entipräcdhe fie der Gerechtigkeit. Nicht 
alfo eine Dbergemalt, ein numerischer unabwendbarer Aus- 
Ihlag, jondern eine Führerichaft der Ariſtokratie ift es, 
was ich unter Schwerpunft derjelben veritehe. Solche Führer: 
haft der Ariftofratie ift aber wohlbegründet. Sie tjt ihrer 
Natur nach das politiſch-konſervativſte Element, und fie iſt in 
jeßiger Zeit das einzige, das ftändiich - forporativen Charakter 
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bewahrt hat, daher der nothwendige Mittelpunkt für die fon- 
jervativen Elemente auch aus den andern Klaffen. Abgejehen 
von der Kirche jammelt fih um fie in ſpäterer Zeit Alles, 
was der Auflöjung wideriteht. So flüchtete in Nom zu Cä— 
ſar's und Pompejus Zeit Alles, was der alten guten Sitte 
und vaterläindiichen Tradition anhing, in das Lager der Arifto- 
fratie. Wenn es nicht mehr möglich ift, die Grundariſtokratie 
zum Schwerpunft der Landesvertretung zu baben, jo ift es 
überhaupt nit mehr möglic in größeren monardiichen 
Staaten eine Landesvertretung zu haben. 


$. 122. 


Bon erjprießlihem Einfluß auf die Zweite Kammer ift 
auch die längere Dauer der Abordnung. Das mindert 
die Agitation und die Einbildung der Volfsherrichaft, gibt den 
Abgeordneten eine größere Selbititändigfeit gegen ihre Wähler 
und gegen die Tagespreſſe, und gibt der Regierung die Macht, 
eine loyale Kammer lange zu behalten, ohne fie an der Auf- 
löfung einer illoyalen zu hindern. Rathſam iſt es dann, Die 
Auflöfung vor Ablauf der gefeßlichen Friſt auch mitunter in 
friedlicher Zeit vorzunehmen, damit fie überall nicht als Kon— 
flift mit der Kammer und nicht als Appellation an das Bolt 
ericheine, jondern als einfache VBerwaltungsmanßregel und 
Prärogative der Krone, wie fie auch nichts Anderes als diejes 
ursprünglich in England war, bevor die Parteifimpfe dem 
König eine Frift der Parlamentsdauer ſetzten. Minder vath- 
jam find weitere Berufungsperioden. ie find zwar 
förderlich fir Erſparniß an Zeit- und Kraft- Aufwand, aber 
vielleicht nachtheilig für die Bedeutung der Landesvertretung 
und ihr Einwachjen in den Staatdorganismus ($. 123). Für 
jenen Zweck ift vielmehr fürzere Dauer der Sitzungen 
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zu erftreben. Dazu gibt es zwei Mittel, dab im Budget ein 
ftändiger Theil ausgejchteden jet, der nicht wiederholt berathen 
wird, und daß die Regierung nur einzelne Gejeße, nicht Kodi- 
fifattonen vorlege. Beides ift auch aus anderen Gründen ge- 
boten *). 

$. 123. 


Ein Mangel und eine Schwäche der neuern Yandeöver- 
tretung it e8 unverkennbar, daß fie nirgend als ergänzendes 
Glied in die Funktionen des Staatsorganismus eingreift. Sie 
iſt bloß Kontrole ihnen gegenüber, nirgend jelbit ihr Träger 
und Organ. Darum, wenn fie gejeßlidy oder ungejeßlich be- 
jeitigt wird, entiteht gar feine Lücke, die Staatsmaſchine geht 
nad) wie vor ihren Gang, die Untertanen werden nicht davon 
berührt. Es ift denn auch dazu nur die (negative) Anordnung 
ihrer Abjchaffung, nicht die (pofitive) Anordnung eines Erjates 
erforderlich. Ganz anders bei der Altern Landesvertretung. Sie 
hatte jelbjt unentbehrliche Funktionen; hörte fie auf, jo ftanden 
dieje ftill. So widerjtanden in Preußen die Kreisitände Fraft 
diejes Altern Typus der Revolution von 1848. Es war fein 
anderes Drgan da als fie, das Kreisvermögen, die Feuerver- 
fiherung u. |. w. zu bejorgen. Aber auch in England, wenn 
das Parlament abgejchafft würde, träte jofort unjägliche Ver— 
wirrung ein. Für Eheſcheidung, Bewilligung von Gewerb- 
monopolen, von Straßen, für Unteriuhungen und Erhebungen 


*) Der Zeitverfhwendung durch das Uebermaaß der Amendements 
fann vorgebeugt werden theils durch innere Kammer- und Parteidisciplin, 
theils durch die Negierung, indem fie bei unnützen Amendements die Zu— 
rüdziehung der Gejege felbft erwarten läßt. Dagegen der Kammer redt- 
ich die Abänderung zu entziehen und fie auf Annahme oder Verwerfung 
en bloc zu befchränfen, ift gegen die Würde der Landesvertretung, und 
ſchneidet nicht bloß wirkliche Verbefferung, jondern aud) den exjprießlichen 
Einfluß freier Berathung ab (vergl. Montalembert 22. Juni 1852). 
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der mannigfachiten Art, ja für einen graßen Theil oberftrichter- 
licher Entiheidungen gäbe es fein Organ. Diefe Schwäche 
der neuern Landesvertretung beruht nun im Wejentlichen 
allerdings auf dem gefammten Typus unſerer Einrichtungen, 
der Scharfen abftraften Theilung aller Funktionen. Aber wenn 
es deßhalb auch nicht möglich ift, fie jofort und im Ganzen 
zu heben, jo tft doch ein bedeutender Fortichritt zur organtjchen 
Durchdringung der Stellungen, zur Betheiligung der Landes— 
vertretung an den Verwaltungsfunftionen möglih. Es it 
das nicht gegen ihr Weſen ald Vertretung ($. 98), jo fie an— 
ders hierbei nicht vom König gelöft wird. So 3. B. fünnte 
der Staatsratly in eine organiiche Verbindung mit der Landes— 
vertretung, und zwar um das Anfehen der Erſten Kammer zu 
erhöhen hauptjächlich mit diefer, gebracht werden, daß der 
König bloß Mitglieder der Erſten Kammer in denjelben beriefe 
(ähnlich wie er in England bloß Mitglieder des Parlaments 
als Minifter beruft), und zwar nur eine fleine Zahl als eigent- 
lichen Staatsrath ernennte, die übrigen immer abwechjelnd und 
bejonders für beitimmte Berathungen aus der Kammer aus— 
wählte, defgleichen die Behörde für Entſcheidung der Kompe— 
tenzfonflifte nur aus ihren Mitgliedern nähme. Dabei fünnte 
der Kammer, ja beiden Kammern, für eine gewiſſe Zahl diejer 
Mitglieder ein Präfentationsvecht zufommen. Dieje und ähn- 
liche Einrichtungen, die entichieden die Injtitution der Yandes- 
vertretung befeftigen, find jedoch) nur dann am Drte, wenn die 
fichernde Bildung derjelben gefunden ift, jo daß ihre Fort— 
dauer überhaupt als möglich und als heilſam verbürgt ift. 


$. 124. 


Es tft bei diejer Lehre von den Nechten und der Bildung 


der Landesvertretung nicht etwa darauf abgejehen, fie bloß 
29* 
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unschädlich zu machen. Die Abficht ift Feine geringere, als fie 
aus einer Macht der Zerfeßung in eine Macht der Erhaltung, 
aus einer Anftalt der Auflehnung gegen das fönigliche Anjehen 
zu einer Anftalt der Befeftigung des königlichen Anjehens zu 
machen; dab fie wie ſonſt den revolutionären Fortjchritt jo 
den gejchichtlichen Zuftand vertrete und eine Bürgichaft der 
Stetigfeit gewähre, daß fie wie jonft der Nebenbuhler der Krone 
fo der treue Wächter der Nechte dev Krone jey, und dab ſie 
hierdurch auch im Lande eine konſervative Partei hervorrufe 
und ihr als Mittelpunft und Wegweiler diene. Cine jolche 
monarchilch = fonfervative Landesvertretung würde auch nicht 
minder als die liberale ein Schuß für die allgemeinen ſtaats— 
bürgerlichen Nechte und Freiheiten jeyn, und von noch größerer 
Stärfe grade durch das Gewicht, das ihr dieje Haltung verleiht. 
Ste würde diefelbe, ja eine noch größere Unabhängigfeit gegen 
die Krone behaupten, mit nichten zum bloßen willeniojen Werf- 
zeug derſelben herabſinken. Nur könnte ihr Wideritand immer 
nur gegen die Maahregeln, nie gegen die Macht der Krone 
gehen. Ueber Allem aber auch die ſtaatsmänniſche Gewiljen- 
baftigfeit und Ehre, nicht in den oberften Aemtern zu bleiben 
unter Verläugnung der eigenen Ueberzeugung und des öffentlich 
vertretenen Charakters — dieje in England gewonnene fittliche 
Wahrheit, die man füglich ald die „Iriebfeder” (im Mon— 
tesquieu'ſchen Sinne) der neuern Staatlichen (Fonftitutionellen) 
Monarchie bezeichnen könnte — darf durch jolche monarchiich- 
fonjervative Landesvertretung nimmermehr eingebüßt werden. 
Nur wird diejelbe unbedingt bloß auf die Grundfäße, dagegen 
auf die Manfregeln nur bei hoher Evidenz und jchwerer 
Verantwortung und auf die Perjonale und Koteriefragen (aud) 
die Freunde als Amtögenoffen zu erhalten) niemals fich er- 
ftreden. Dadurch kann der König wohl genöthigt feyn, auf 
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den Dienft eines Mannes zu verzichten, deſſen Fähigkeit ex 
gerne nüßen möchte, auch wohl genöthigt jeyn, feinem Minifter 
in Dem und Jenem nachzugeben, und das ift jachgemäß und 
nicht unmonarchiſch, aber er wird nie genöthigt feyn, Principien 
zu folgen, die er nicht als die vechten erfennt, oder Männer 
zu betrauen, zu denen er fein Vertrauen hat. Sache des Königs 
ilt Beides, das Herrichen und das Megieren, nur nicht das 
bloße Befehlen. Die Minifter zuſammen und einzeln veprä- 
jentiren die Nothwendigfeit in der Sache, find darum nicht 
willenloje Werkzeuge für die Ausführung jeines Willens, fon- 
dern feine organiihe Ergänzung, und deßhalb joll er eine 
Scranfe an ihnen haben. Das it das richtige Verhältnik. 
Dagegen das engliiche ift es, daß fte nicht eine Schranke des 
Königs als Werkzeuge, die nur im beftimmten Gange fich 
gebrauchen laſſen, jondern die jelbit beftimmende Macht der 
Regierung find. 

Das iſt die fonftituttonelle Monarchie und Pandesvertre- 
tung, von der ich ſagte: „Sie joll die natürliche Neife der 
Derfaffung germanticher Staaten jeyn, daher die Vollendung 
der alten veichsitändischen Monarchie, nicht ihre Aufhebung.“ 
Borbedingung derjelben iſt freilich, daß die Yoyalität, die überall 
der natürliche Sinn der Bevölkerung tft, nicht durch Lehre 
oder Greignilfe gänzlich zeritört ift. Wenn der Nationalismus 
und Liberalismus im Volke wuchern, jo ilt feine andere Ver: 
faffung möglich als der Abfolutismus, trete er jofort ein oder 
nad) dem Zwiſchenſtadium einer revolutionären Phafe. 
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Vierzehntes Kapitel. 
DER BDBIDLULEI ME ELWULWOT. 6 


8. 125. 

Unter abjoluter Monarchie veriteht man jeßt im 
technifchen Begriff diejenige, in welcher die öffentliche Ordnung 
(Gejetgebung und Staatshaushalt) allein vom Fürſten be= 
ftimmt wird, ohne die Schranfe und Garantie einer Landes— 
vertretung, und demzufolge auch die Verfaffung nicht jo durch— 
gebildet und nicht förmlich befeftigt ift, jedoch immerhin ftrenge 
Beobachtung der erlaffenen Gelege, Unabhängigkeit der Gerichte 
und geficherte Nechte der Unterthanen beitehen. Die abjolute 
Monarchie ift daher gänzlich verichieden von der Deſpotie. 
Hier iſt der Fürft in Perfon Richter, Herr über Leben und 
Vermögen der Unterthanen, Cigenthümer des Landes, alſo 
unumjchränfter Inhaber nicht bloß der gejeßgebenden, ſondern 
auch der richterlichen Gewalt, nicht bloß Ordner in der öffent- 
lichen, jondern auch Gebieter über die Privatiphäre; wenn 
gleih auch da meilt überfommene Geſetze und Sitten, und 
namentlich die Religion und der Priefterftand, feine Gewalt 
einigermaaben ordnen und ermäßigen. Die Defpotie ruht 
auf einem fnechtiichen Geift der Unterwerfung, entiprechend 
dem Geifte der vorchritlichen Neligionen. Cie hat noch jetzt 
ihr Bereich im Drient. Im chriftlichen Europa findet fidh als 
Staatöform nicht die Deipotie, fjondern bloß die abſolute 
Monarchie. ES find bier aber zweierlei Phafen derjelben zu 
unterjcheiden: die abjolute Monarchie auf Grund der Legi- 
timität — die eigentliche abfolute Monarchie, und die 
abjolute Monarchie auf Grund der Revolution — der Im— 
perialismus. 
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Die abjolute Monarchie auf Grund der Legitimität be- 
zeichnet den Fortgang aus dem Mittelalter in Die neuere 
Weltepoche, ihre Gründung fallt in die Zeit furz vor der Re— 
formation und nad) derfelben bis zum weitphäliichen Frieden. 
Es find das hauptſächlich die Ipaniich = öfterreichiiche, die alt- 
frangöfiiche, die däniiche, die preußische Monarchie. Als Er- 
gebnik von Unrecht auf Seite der Stände und von Unrecht 
auf Seite des Königs hat ſie doch zu ihrem weltgejchichtlichen 
Beweggrund die Umbildung der Reiche aus der patrimontalen 
und feudalen in die ftaatliche Form, aus zerftreuter autono— 
miſcher in die einheitlich gefammelte Herrichaft. Ihr Weſen ift 
daher die Dbergewalt des Königs über die ftändiichen, ins— 
bejondere ariftofrattichen Elemente, die Macht durchgreifender 
Umgeftaltung am geichichtlichen Nechtözuftand, die Entfaltung 
der mechanischen Mittel für die Koncentrivung und Energie der 
Staatsregierung — die ftehenden Heere und das Beamtenthum. 

Die abjolute Monarchie auf Grund der Nevolution entitand 
durch die weltgeichichtliche Kataſtrophe in Frankreich als Rettung 
gegen ihre Folgen und dennoch auf ihren eigenen Principien. Ihr 
Weſen ift die Gründung der ganzen Staatsordnung 
auf mechaniſche ftatt organiiche und ſittliche Kräfte. 
Die oberſte Autorität jelbit ift nicht wie dort auf den fittlichen 
Grund, auf das Recht umd die göttliche Sanftion gebaut, 
fondern angeblich auf den Volkswillen, in der That auf die 
Gewalt und die Fügung in das Umvermetdlide. Die alt 
ftändiichen Elemente und ihre Autonomie und das hiltoriiche 
Recht find nicht bloß wie dort dem Souverän untergeordnet, 
fondern von dev Wurzel aus und grumdjäßlich vernichtet. Es 
ift überhaupt fein in ſich ſelbſt unverbrüchliches Recht aner- 
fannt. Die Nücfichten der Staatsgewalt ftehen über allem 
Recht. Die Kirche wird bloß als Mittel und bloß nad Maaß 
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des politifchen Zwedes gepflegt. Das Beamtenthbum dient 
weniger den Zuftänden als der bloßen Befeltigung der oberften 
Gewalt, bildet nicht wie dort einen Stand jelbftitandigen 
Geiſtes und jelbftitändiger Ehre, und ift daher nicht ein Damm, 
fondern grade ein Werkzeug des Abjolutismus*). 


*), Der Zug der Mechanik geht durch die ganze Berfafjung des Kon- 
ſular- und Kaiferreihs. Sie ift das Werk von Sieyes und Buonaparte 
zufammen. Sieyes vertrat Schon innerhalb der Nepublif von Anbeginn 
neben der volfsherrichaftlichen zugleich die mechanische Auffaffung, und 
nachdem zehnjährige Erfahrung feine anderen Illuſionen zerftreut hatte, 
blieb fie ihm allein übrig. Er ſucht die Freiheit nicht mehr in der Herr- 
ihaft des Bolfswillens, jondern, unter äufßerfter Gegnerſchaft gegen diefe 
Herrihaft, in der Theilung und Neutralifivung der Gewalt. In feinem 
Entwurf, welcher der Verfaffung des Jahres 8 zu Grumde liegt, treibt er 
num diefe Theilung, die er immer anftrebte, auf's Aeußerſte. Er vertheilt 
nicht bloß die legislative und erefutive Gewalt an verichiedene Organe, 
fondern theilt diefe beiden Gewalten wieder in ihnen felbft, gibt dem ge- 
jeßgebenden Körper die Gewalt, die Geſetze zu befchließen, ohne die Gewalt, 
fie zu disfutiven, dem Tribunat die Gewalt, fie zu disfutiven, ohne fie zu 
beichließen, dem Großwähler die Gewalt, die höchſten Beamten fir die 
Staatsregierung zu ernennen, ohne allen eigenen Antheil an der Staats» 
regierung, dem Erhaltungsfenat die Gewalt, Geſetze wegen Verfaffungs- 
widrigfeit zu kaſſiren und Perjonen zu abjorbiren, ohne die Gewalt, Gefete 
zu geben oder zu adıniniftriven. Es ift das die Täuſchung, daß eine Staats- 
gewalt, deren Organe einzeln alle entweder machtlos oder völlig abhängig 
find, dod als Ganzes eine wirkliche Staatsgewalt ſeyn könne. Auch ohne 
einen Buonaparte hätte nad einem Naturgeſetz diefe Berfaffung fich fofort 
jelbft aufheben, nämlich entweder die Erefutivfunftionäre den Großwähler und 
abjorbirenden Senat befeitigen oder einer von diefen die Erefutivfunftionen 
an ſich veißen müſſen. Aber auch die Bildung der Organe fiir jene ver- 
ſchiedenen Funktionen ift vein mechanisch, gelöft ebenjo fehr von Volks— 
willen als von allen ftändifchen und forporativen Unterlagen. Die volfs- 
vertretenden Körper werden zuerft von der proviforifchen Negierung (umd 
zwar alle aus einem Material) gemacht, und erhalten und freiven nachher 
ſich jelbft, ähnlich wie eine Wendeltreppe fi trägt. Insbeſondere ift dieſe 
Art ariftofratifcher Kammer, die in dem Erhaltungsfenat angeftrebt wird, 
rein mechanisch gebildet, ohne Unterlage an Geburt oder Befit oder fonftige 
amtlihe Stellung. Dieß der Entwurf Sieyes'. — Bonaparte nun ſuchte 
gleichfalls den Staat auf Mechanik zu gründen, nur hat feine Mechanik 
ein anderes Ziel. Sieyes erftrebt durch fie die Freiheit umd daher die 
wechjeljeitige Paralyfirung, die Ohnmacht der Gewalt, Bonaparte umge- 
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$. 126. 


Die Deipotie hat ihre Nechtfertigung in einer beftimmten 
Kulturftufe der Völker, und fie hat daher eine Zufunft der 


fehrt die Allmacht der Gewalt. Er verwarf daher fofort jede Theilung 
der Erefutive und ſetzte an die Stelle von Großmwähler, Konfuln und 
Abjorptivgewalt den erften Konful, dann den erblichen Kaifer mit ficherer 
voller Exekutivgewalt, und ftärkte diefe Schon wirklich monarchiſche Gewalt 
jpäter noch durch den Einfluß des Kaifers auf die Bildung der anderen 
Organe, namentlich des Senats, und die Befugniffe, welche er diefem bon 
ihm abhängigen Senat beilegen Tieß, die Berfaffung zu erklären, zu er- 
ganzen, den gefeisgebenden Körper aufzulöfen u. |. w. und durch die Be- 
feitigung des Tribumats. Dagegen die wechjelfeitige Zerreibung dev volfs- 
vertretenden Körper ließ er fi gern gefallen, weil es feiner Allgewalt zu 
Statten fam, wenn die BVolfsrepräfentation, die er nach den Anfichten der 
Zeit nit entbehren konnte, in ihr felbft amnihilirt war. Aber auch jene 
Bildung der BVolfsrepräfentation auf mechaniſchem Wege behielt er bei. 
Die jpätere Umwandlung der Notabilitätsliften in die Kandidatenvorichläge 
der Wahlfollegien ändert wenig in diefem Charakter. Ja wie Sieyes es 
unternahm, auf mechaniſchem Wege eine Ariftofratie zu bilden an feinem 
Erhaltungsjenat, jo machte Napoleon einen ähnlichen Verſuch in feiner 
Ehrenlegion. Grade als Gegengewicht gegen das natürliche Band, das 
auf Stand oder traditioneller Gefinnung oder Parteiüberzeugung ruhte, 
wollte ev an diefen Orden ein Band gründen, welches die Regierung 
willführlihd macht und handhabt, indem Alle, denen fie ihn verleiht — 
General, gemeiner Soldat, Gelehrter und Kaufmann, bisheriger Safobiner 
und Royalift — fih als Eine Körperichaft wiffen und von Einem Körper- 
ichaftsgeift befeelt jeyn follen. Vollends aber ift Napoleon’s Einrichtung 
der innern Verwaltung, der Präfekt, Unterpräfeft, Maire, die vom Kaifer 
ernannt unbefchränft durch Neht und Bertretung der Provinzen und Ge- 
meinden regieren, lediglich ein Mechanismus gouvernementaler Allgewalt. 
Sa ſelbſt in der Gefegebung für die innerften privatrechtlichen Berhältnifie 
zeigt fi) diefe Verdrängung der fittlihen Nücfichten durch die mechanischen. 
Sp 3. B. wird in Verlegung des fittlichen Princips die Eheſcheidung aus 
wechjelfeitigen Einverftändniß geftattet, aber diefelbe durch Placdereien und 
Chifane fo jehr erichwert, daß im Erfolge dadurd die Eheſcheidung großen- 
theils abgejchnitten ift, ebenfo gegen das fittliche Prineip auc bei erwie- 
fener auferehelicher Vaterſchaft der Alimentationsanſpruch des Kindes ver- 
fagt, aber eben dadurd im Erfolge das weibliche Geſchlecht von der Preis- 
gebung abgeihredt. In diefer Mechanik fommt aber auch unftreitig den 
imperialiftiihen Inftitutionen die Meifterfchaft zu. 
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Entwidelung zu höherer Bildung und höherer Stantöform 
vor ſich. — Der Imperialismus, wie er durch eine jchwere 
Schuld der Nation und eine Schwere Kalamität in Folge der— 
jelben herbeigeführt ift, jo hat er hierin ebenjojehr jeine Recht— 
fertigung für die Zeit und den bejondern Zuftand als jeine 
Unhaltbarkeit im Grundſatz und als allgemeine bleibende Drd- 
nung. Er ift die Rettung der Gefellichaft aus der Anarchie 
und aus der Zerftörung des demofratiichen Fanatismus, die 
Herftellung der äußern mechanischen Ordnung, er jchüßt die 
erften unentbehrlichiten Güter: Yeben, Eigenthum, Familie, ges 
währt im Geilte der Nevolution die Gewiljensfreiheit, läßt 
die Gerichtöverfaffung, wenn aud etwa der Souverän fie 
im Einzelnen für jeine politiichen Zwede durchbricht, doch im 
Allgemeinen und im Grundſatz beitehen. Dieß gibt ihm einen 
Anspruch auf den Dank der Gefellichaft, und einen Titel der 
Gewalt, wenn gleich nicht dem Rechte der alten Dynaltie, jo 
doch dem wechjelnden Volkswillen gegenüber. Allein das öf- 
fentliche polttiiche Leben hat im Imperialismus jeine fittlichen 
Güter und fittlichen Beweggründe eingebüßt. Im SKatferreiche 
find nicht die Züge monarchiſcher Tugend, die Hingebung und 
Pietät und der gewiffenhafte Gehorſam gegen eine gottgeheiligte 
Autorität, und nicht die Züge republikaniſcher Tugend, der 
Eifer und die Pflihtitrenge für das unverbrüchliche Geje oder 
das unverbrüchliche Hecht des Volkes. Wenn auch die fittlichen 
Anlagen der Nation, namentlich in Frankreich Ehre und Vater— 
landsgefühl, noch auf langen Zeitraum fortwirfen, und der 
Kriegsheld auch eine Nuhmesbegeifterung und eine Hingabe 
aus Bewunderung entzündet; die fittlich-bindenden Mächte find 
aus dem Staatsweien gewichen. Es ruht nur noch auf Noth, 
Nuben und Ehrgeiz. Ueber dem Allen iſt das Bekenntniß zur 
Revolution, insbefondere die Verfündung der Volfsjouveränetät, 
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dab die oberite Macht fich jelbit aus dem allgemeinen Stimm— 
vecht herleitet, eine grundläßliche und permanente VBerleugnung 
des höchften fittlichen Grundes der Staatsordnung. Ein Reich 
der bloßen mechantichen Gewalt und Berechnung, ohne die fittlich 
bindenden Mächte, ift aber nicht im Stande, dauernd das Staats- 
weien zu erhalten, und vollends in dieler Geftalt muß es feinem 
eigenen innern Widerſpruch erliegen: der Verfündung des ſou— 
veränen Volfswillens und der alleinigen Geltung des fatjer- 
lihen Willens, der Feier der Revolution, die da die individuelle 
Freiheit ald Banner aufpflanzte und der gänzlichen Einſchnü— 
rung der individuellen Freiheit. Die Etaatögewalt fanktionirt 
jo ſelbſt das Princip, nach welchem fie bei Unzufriedenheit 
von Rechtswegen wieder abgeworfen werden darf, und janf- 
tionirt jelbjt den Maaßſtab, nad) welchem fie der Unzufrieden- 
heit nothwendig verfällt. In einer Art Staatsichrift von 1852 
iſt mit Geiſt ausgeführt, wie Franfreihs Größe und Wohl 
immer nur auf der abjoluten Monarchie geruht habe und nur 
auf ihr ruhen fünne; aber es tft verichwiegen, wie die alte ab— 
jolute Monarchie, die doch allein Größe und Wohl andauernd 
begründete, jo ganz andrer Art war ald die des Kaijerreiche. 
Der Imperialismus, wenn gleih als folder in ihm jelbit 
einer danernden Eriftenz faum fähig, ift doch eine große Gefahr 
für Europa. Einmal gibt die abjolute Monarchie auf der 
Baſis der Revolution ebenſo wenig ald die Nepublif auf der 
Bafis der Revolution eine Bürgſchaft für den geichichtlichen 
Nechtsbeitand unter den Völkern; ſodann aber ift der glänzende 
mechaniſche Erfolg eine große Verſuchung für die legitimen 
abjoluten Monarchieen, ſich einem ähnlichen Geifte der Einrich- 
tung und Regierung hinzugeben, Alles was noch an ftändiicher 
und forporativer Selbititändigfeit und an geihichtlichem Necht 
in ihrem Lande tft, zu brechen, und die gouvernementale All- 
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gewalt aufzurichten). Diefe Wirkung hat der Buonapartismus 
in den Staaten des Nheinbundes gehabt, und die Indignation 
oder Reue darüber bat fih auf den Wiener Kongreßverhand— 
(ungen fund gegeben. Jetzt iſt die Gefahr, dab etwa ein 
mächtigerer Staat ald jene dem Beiſpiel folge, da die fürzliche 
Ueberwältigung einer furchtbaren Revolution ſcheinbar eine Ver: 
wandtichaft des Zuftandes bietet. Die legitimen abjoluten 
Monarchieen, jo fie dem Imperialismus nachahmen, bedenfen 
nicht, daß fie damit zu Gunften augenblidlichen Erfolges die 
Prineipien untergraben, auf denen fie ſelbſt ruhen, und eine 
Macht zur Geltung bringen, die mit gleichem Necht auch einft 
gegen fie gekehrt werden fann. 


8. 127. 


Die abjolute Monarchie im eigentlichen Sinn tft eine 
allgemeine naturgemäße, darum befriedigende Verfaſſung nicht 
minder ald die reichsſtändiſche Monarchie. Sie ift nicht auf eine 
niedere Kulturftufe beſchränkt wie die Deipotie, Völker von der 
höchſten geiftigen und fittlichen Stufe fünnen dennoch ſehr 
wohl bei ihr beſtehen, und iſt nicht ein bloßer Nothſtand wie 
der Imperialismus, es it ihr Weſen, durchaus auf fittlichen 
Fundamenten und Motiven zu ruhen. Ste fteht zurüc hinter 
der Monarchie mit Landesvertretung durch den geringern Grad 
politiicher Freiheit, aber fie braucht doc, dieje Freiheit nicht 
überhaupt zu entbehren, und fie fann dafür andere Vorzüge, 
namentlich größere Energie der Negierung gewähren. An fich 
it deßhalb die reichöftändiiche Verfaſſung das Neichere, Voll- 
kommnere; aber es kommt je bei einem jeglichen Staate auf 
die ganze Individualität feines Zuftandes und feine Gejchichte 


*) Meine Nede vom 24. April 1855. 
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an, ob die Monarchie ohne oder mit Landesvertretung für ihn 
dad Angemefjene ift, und ift die Monarchie jedenfalls beffer 
ohne Yandesvertretung ald mit einer ſolchen, welche nach ihrer 
Einrichtung oder ihrem Geilt die höchiten Ziele des Staates 
mehr gefährdet ald fördert. 

Die liberalsfonftitutionelle Theorie geht grundſätzlich und 
von der Wurzel gegen die abjolute Monarchie au. Konſtitu— 
tion und Yandesvertretung, leßtere dazu in jener ausgedehnten 
Macht, gelten ihr als unbedingte Forderung des Nechts und 
der Vernunft, die, einmal vom Bolfe geitellt, nicht verweigert 
werden fünnen. Bis 1848 war es deßhalb bei uns die ge- 
wöhnliche und ift noch jeßt eine verbreitete Anficht, daß die 
abjolute Monarchie eine rechtswidrige, unbefriedigende, ja für 
die Dauer unerträgliche Staatöform ſey, die allenfalls als ein 
Mebergang, um die Macht der alten Feudalſtände zu brechen, 
einen weltgejchichtlichen Beruf gehabt, aber mit der Erfüllung 
defjelben auch ihre Berechtigung verloren habe. Bei ſolch 
grundfäßlicher Verwerfung der abjoluten Monarchie wurden 
denn meift auch alle Uebel, die man im gejellichaftlichen Zuftande 
empfinden mochte, lediglich ihr zugeichrieben, und von der Ein- 
führung der Konftitution und der VBolfsvertretung deren Heilung 
erwartet. Dieſe Anficht ift unbegründet und ift durch die Erfah- 
rung widerlegt. Die abjolute Monarchie ift weder im Wider— 
ſpruch gegen Nechtsgrundfäge, Vorenthaltung von Anjprüchen 
des Volks, noch Mangel einer allgemeinen nothwendigen 
Vollendung. Der verderblie Dejpotismus einzelner Herricher 
(Louis XIV.) ift nicht ihr Begriff, und das Unweſen, das eine 
Periode hindurch ſich im ihr findet (Maitreffenwirthichaft, 
Verkauf der Unterthanen in fremden Kriegsdienſt), gehört nicht 
jowohl der Form der abjoluten Monarchie an, als vielmehr 
dem Geiſte der Zeit und dem jonftigen Typus der öffentlichen 
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Einrichtungen. Dagegen find Wohlftand, Bildung, Sitte überall 
auch unter der abjoluten Monarchie gediehen, und insbefondere 
die Macht des Staates tft, mit Ausnahme jenes Inſellandes, 
bloß unter der abjoluten föniglichen Gewalt emporgeftiegen. 
Die Großmächte des Feltlandes — Franfreich, Defterreich, 
Preußen, Rußland — find es nur durch die Einheit und 
Energie, die in diefer Staatöform liegt, geworden *). 

Auf der andern Seite hat aber auch die abjolute Monarchie 
zu verschiedenen Zeiten, in den Epochen, da fie fich über die 
alte ſtändiſche Macht fiegreich feitießte, oder die Revolution 
niederichlug, eine willenichaftliche Vertretung, gleichſam als 
Reflex der Weltbegebenheiten, gefunden, die fie für die allein 
zuläffige Staatöform erklärt, wentgitens für den monarchiſchen 
Staat die Unzuläſſigkeit jeder rechtlichen Schranfe des Fürften 
behauptet. So die Ausführungen von Filmer, Boſſuet, 
MWandelin”). Aucd bei und hat diefe Anficht jeit 1848 
und kurz vorher ihre Anhänger gefunden, und es gibt demnach 
eine Doktrin von der unbedingten Nothiwendigfeit der abjoluten 
Monarchie wie eine Doftrin von der abjoluten Nothwendigfeit 
der fonititutionellen Monarchie. Sie fußt theils auf dem re= 
ligiöfen Grunde, daß der König als die von Gott gejeßte 
Obrigkeit nicht durch Unterthanen rechtlich eingejchränft ſeyn 
fönne, theils auf dem politischen Grunde, daß der Staat einen 
Dualismus der Gewalt nicht ertrage. Beratende Yandes- 


*) Montalembert hat Recht, dag er im Imperialismus feine 
Garantie für die fatholifchen Intereffen findet; aber man kann ihm nicht 
beiftimmen, wenn er fie im Parlamentarismus Franfreihs, in der Kon- 
trole der Gewalten, in der Landesvertretung, ſey fie wie fie fey, findet. 

**) Filmer Patriarchs or from the natural power of kines, 
Joannes Wandelini „juris regii dvurevdbvou et solutissimi cum 
potestate summa nulli nisi deo obnoxia* ete. Bossuet politique 
tiree des propres paroles de la sainte &criture. 
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vertretung ift darum das Höchite, was fie noch für vereinbar 
mit der Monarchie erfennt. — Auch dieje Lehre ift nicht be- 
gründet. 

Aus der göttlichen Sanftion der königlichen Gewalt folgt 
nicht die Unbegrängtheit ihres Umfangs ($. 75) und es ift 
ein Anderes, daß die Unterthanen nicht ihr Necht mit Gewalt 
gegen die höchſte Obrigkeit durchjeßen dürfen, um ein Anderes, 
daß fie nicht ein Necht der Mitwirkung und Verhinderung 
gegen die höchite Obrigfeit haben dürfen. Insbeſondere aber 
it nicht göttlich geboten, wer Obrigfeit jeyn jolle, daß ein Fürft 
und nicht ein Senat oder Komitien, daß der Fürft allein und 
nicht in Ergänzung durch ein mitwirfendes zuftimmendes Parla= 
ment. So gut alfo die Nepublif eine religiös-zuläſſige Staats— 
form ift, ebenjo gut auch die eingefchränfte Monarchie. Der 
Irrthum rührt daher, daß man den Fürsten als Stellvertreter 
Gottes auffaßt*). Gottes Gewalt kann allerdings nicht von 
menjchlicher Zuftimmung abhängen. Aber dadurch, daß die 
Dbrigfeit Gewalt von Gott hat, ilt fie doch noch feinesweges 


*) &o Bossuet livre IV art. 1 prop. 1. 2 „lPautorite Royale est 


absolue . . . . Les jugements souverains sont attribu6s a Dieu m&me, 
Ne jugez point contre le juge.... Il faut done obeir aux 
Princes comme a la justice meme .... . ils sont des Dieux et parti- 


eipent en quelque facon a l’independance divine.“ Dann liv.5 art. 4 
prop. 1: „la majeste est l’image de la grandeur de Dieu dans le 
Prince. La puissance de Dieu se fait sentir en un instant de l’ex- 
tremite du monde à l’autre, la puissance royale agit en m&me temps 
dans tout le Royaume: elle tient tout le Royaume en etat, comme 
Dieu y tient tout le monde. Considerez le prince dans son cabinet. 
De la partent les ordres qui font aller de concert les magistrats et 
les capitaines, les citoyens etc. C’est l’image de Dieu, qui assis dans 
son tröne au plus haut des cieux fait aller toute la nature!* — 
Bouffuet überfieht dabei nır, daß Gott das Alles in Perfon leiftet, der 
König aber mit Hülfe diefes großen Staatsorganismus, der aus vielen 
anderen Berfünlichfeiten befteht und auf Geſetzen ruht, die jedenfalls der 
jetige König nicht gegeben. 
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Stellvertretung Gottes, und jelbft wenn fie es wäre, jo wäre 
fie es doch nur als die ganze Dbrigfeit und als die in ihr 
jelbft geordnete Obrigkeit, ſohin der Fürft in feiner verfaſſungs— 
mäßigen Ergänzung. — Ein Dualiswus der Gewalt aber wird 
nicht dadurch bewirft, daß unter dem Souverän und fraft jeiner 
eigenen Autorität andere Drgane an der Ausübung der Gewalt 
Theil nehmen, wenn er anders durch fie nicht pofitiv gezwungen, 
ſondern nur abgehalten, in jeiner Thätigfeit bedingt wird. Er— 
mäßigungen, ja jelbit unangemefjene Hemmungen der Gewalt 
find noch nicht Vernichtung ihrer Einheit. Solcher Dualismus 
geht durch die ganze Natur, in allem organiichen Leibe wirken 
außer der oberiten mittelpiumnftlichen Kraft noch mannigfache 
Kräfte, haben die Glieder nicht bloß Nemonftration, fondern auch 
Neliftenz, und zwar um jo mehr, je höher der Organismus 
it, und ſolcher Wipderftand im Staate dient grade für die Er- 
haltung und Stetigfeit. Der Vorwurf eines Dualismus der 
Staatögewalt, dur) den fie fich jelbit aufhebt, trifft ſelbſt nicht 
die engliiche Verfaſſung, denn troß der Theorie von Theilung 
der Gewalten ruht fie doch in der That auf Einer alleinigen 
Gewalt, der des Unterhaujes, weldhe Dberhaus und König 
nur ermäßigen. Frankreich allerdings bot in feiner fonftitutio- 
nellen Berfaffung das Schaufpiel, daß ein doch noch nicht be- 
wältigtes Königthum und eine in den Kammern geſetzlich etablixte 
Dppofition mit einander um die oberfte Macht vanyen, und 
gegeneinander entgegegengejeßte Ziele verfolgten. Allein das 
beruht nicht auf dem Weſen einer Landesvertretung und ihres 
Nechts, zuzuftimmen und zu verjagen, ſondern auf den faljchen 
Einrichtungen, welche den Kammern das lebergewicht über den 
König geben, und der falichen Lehre der Zeit, welche ihnen 
dieſes Uebergewicht als Gebot jeßt, und fie in allen Stücden 
nach Zielen treibt, die jede Regierung als jolche befämpfen muß. 
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Sp wie dagegen in den Ginvichtungen die völlige Ausfichts- 
(ofigfeit, dem König die Macht abzuringen, feftiteht, wird die 
Yandeövertretung gewiß nur ein mitwirfendes bejchränfendes 
Drgan, nicht eine zweite entgegengejeßte Gewalt; und je mehr 
die Artome des Liberalismus gejunder Lehre weichen oder die 
Kammern fonjervative Elemente erhalten, deſto mehr fommt es 
auch für die einzelnen Maaßregeln zu einheitlihem Gang zwi— 
ſchen Negierung und Kammern. Läge in dem Zuftimmungs- 
rechte der Landesvertretung wirklich eine Verlegung, jey es 
der göttlichen Sanftion des Königthums, ſey e8 der Einheit 
der Staatögewalt, To läge eine ſolche dann nothwendig auch) 
in der rechtlichen Unabhängigkeit dev Gerichte, in der rechtlichen 
Unantaftbarfeit des Lebens, Eigenthums und der Freiheit der 
Untertbanen, jo dürfte auch hiefür der Wille des Königs nicht 
wetter ald durd Gutachten und Vorſtellung beſchränkt jeyn. 
Einen grundjäßlichen Einwand gegen die Kandeövertretung 
gibt es aljo jo wenig als gegen die abjolute Monarchie, 
Nur laffen ſich für die feitländiichen Neiche Zweifel gegen fie 
aus den gegebenen Zultänden entnehmen. Es iſt nämlich bei 
der fortgeſchrittenen, ſelbſt berbeigeführten Entgliederung der 
Geſellſchaft jchwierig, eine wahrhafte Nepräjentation des Yandes 
zu finden, und tft un jo ſchwieriger bei dem herrichenden Wider— 
willen gegen jedes ariltokratiiche Gewicht in der Landesvertre— 
tung, ohne das diejelbe nun einmal nicht beitehen fann. Ferner 
liegt darin jelbit ſchon der größte Mangel, daß die Landes- 
vertretung, wie man fie auch beftellen mag, ohne geihichtlichen 
Beitand, etwas Neugemachtes ift, und deßhalb weder in ihr 
jelbit eine bindende und Haltung gewährende Meberlieferung, 
noch im Lande ein Bewuhtjeyn der Nothwendigfeit hat. End- 
lic) bedarf e8 nad) den auflöjenden Maaßregeln, zu denen 
man ſich jeit langem Zeitraum und am grelliten 1848 verirrt, 
172. 30 
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vielfach einer fräftigen und im Zuſammenhang überlegten 
MWiederherftellung, die Landesvertretung aber, gleichwie fte 
durch ihr Necht der Zuftimmung ein Hemmniß der Neuerung 
und dadurd eine Macht der Erhaltung ift, kann eben dadurch) 
auch zum Hemmniß dieſer MWiederheritellung werden. 

Dieß iſt das wirkliche Sachverhältnik, und man fann 
deßhalb zwiichen abloluter Monarchie und Monarchie mit Landes— 
vertretung nicht nach politiicher Doftein, jondern nur nad 
richtiger Würdigung der bejtimmten Zuftände in jeglichen 
Staate enticheiden. 


$. 128. 


Dat Defterreich als geſammtes Neid, Feine andere Ver— 
falfung haben kann als die abjolute Monarchie, kann fein 
Unbefangener verkennen. 

Die Zufammenfegung aud den verichtedenartigiten Völkern 
und die noch tiefer ſtehende Entwidelung mehrerer derielben 
macht eine gemeinjame reichsſtändiſche Verſammlung ſchlechter— 
digs unmöglich. Die Freiheit für Defterreich beſteht nicht in 
der allgemeinen Reichsverſammlung, jondern in der Gewähr 
der nationalen Gerechtiame und Sitten je für die verichtedenen 
Kronlande. Much in diefen muß das ſtändiſche Necht, wenn 
gleich nicht in impertaliftiicher Meile niedergehalten, doc nad) 
den Nüdfichten der militäriihen und poliichen Einheit ermäßigt 
jeyn. Insbeſondere in den deutichen Landen muß der Kaiſer 
ſtark ſeyn, um Die nicht- deutjchen zu beherrſchen. Um deß— 
willen braucht aber Defterreich, wie aus unjerer Darlegung 
folgt, feinesweges an Winde und Gefittung und Befriedigung 
hinter anderen Staaten zurüdzuftehen. 

Auch in Preußen find gewichtige Gründe für die abjolute 
Monarchie. Zu jenen allgemeinen Bedenken tritt hier hinzu, 
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daß der preußiiche Staat Uriprung und Einheit nicht gleich 
Englaud und Franfreich durd eine Nationalität, fondern nur 
durch die Krone hat, daß die ganze vaterländiiche Tradition 
und die ganze Nuhmeserinnerung der abjoluten Monarchie 
angehört, und daß die Machtitellung Preußens nah außen 
ohnedieß Schwierig, niht durch Schwächung der Negierung 
irgendwie noch jchwieriger gemacht werden darf. Deſſenunge— 
achtet iſt Abichaffung der Yandesvertretung, auch wenn fie auf 
gejelichem Wege erreicht werden fünnte, nicht gerathen. 

Die preußiiche Bevölkerung bat einen jolden Grad von 
Bildung und geiſtiger Erregung, dab ihr eigene Betheiligung 
am Staatöwejen und ein geordnete Organ für diejelbe ganz 
befonders entipricht. Die ſonſtigen Schäden fonititutioneller 
Verfaſſung find aus der preußiichen der Hauptſache nach aus— 
gemerzt ($. 118). Bon einer foldhen Stellung der Krone, 
wie jet in Preußen, findet ſich fein Beiſpiel in allen den 
Staaten, deren Schiejal als Widerlegung der „Eonititutionellen 
Monarchie" daſteht. Der Einfluß der Kammern hat fid) bis 
jet nicht als deſtruktiv erwieſen. Im Gegentheil, die preußtiche 
Gejeßgebung bat unter den Kammern vorherrjchend reſtaurirt, 
und ehedem ohne Kammern vielfach revolutionirt. So lange 
das ift, befteht auch feine Gefahr, daß ihre Eriftenz die Loya— 
lität dev Bevölkerung allmählig auffauge. Einzelne Uebelitände, 
aus den Sätzen der Verfaffungsurfunde oder ihrer unrichtigen 
Anwendung hervorgegangen, 3. B. die Ausbeutung der Gleich— 
heit, die Verſagung des Schußes der chriftlichen Kirche gegen 
Uebergriffe der Sekten, find fein Beweis gegen dem ganzen 
Typus und zeugen jedenfalls mehr gegen die Charte ald gegen 
die Yandesvertretung. Was da an Noth im öffentlichen Zus 
ftand ſich findet — Proletariat, Konflitte auf dem religiöjen 
Gebiete, Schwierigkeiten der Tagespreffe — hat jeinen Grund 

30 * 
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ſo wenig in den Kammern als ehedem in der abſoluten Mo— 
narchie, und würde daher auch nicht weichen mit ihrer Beſei— 
tigung. Was aber das Land nach der Enttäuſchung vom 
konſtitutionellen Syſtem erſehnt, einfache ſtarke, realen Gütern 
zugewendete Regierung, dem ſind die Kammern kein Hinderniß. 
Die Regierung, die dieſen Weg mit Klarheit geht, wird an 
ihnen ein ergebenes Gefolge finden. Es bedarf, damit die de— 
ſtruktive Oppoſition machtlos ſey, nur, daß die Regierung ſelbſt 
einheitlich konſervativ ſey. Auf der andern Seite möge man 
eine Snititution, die man überichäßte, als fie nicht beſtand, doch 
nicht unterihäßen, nachdem fie beiteht. Für Gewähr der 
Nechtsordnung, für Erprobung der Negierung an dem öffent— 
lichen fittlich-verjtändigen Urtheil ilt die Kandesvertretung natur— 
gemäß das Drgan, und eine gewilfe Befriedigung, ein Selbſt— 
gefühl der Nation wird durch) fie unläugbar gewonnen. Sie 
iſt aber auch eine moraliiche Stärkung für die Regierung. Dieje 
darf auf die Kammern geftüßt Gejeße und Maaßregeln wagen, 
die fie auf fich allein geitellt bei herrichendem Vorurtheil dem 
Lande zu bieten vielleicht Bedenken trüge. Beſonders wo die 
öffentliche Meinung einmal entwicelt ift und von der Regie: 
rung berüdjichtigt wird, wie in Preußen längit vor der Kon— 
ſtitution geſchah, da iſt es eine Wohlthat, ftatt ihrer verwor— 
renen Kundgebung durch die unberufenen, bürgſchaftsloſen 
Stimmen der Tagespreſſe, an der Landesvertretung ein ein— 
heitliches, legitimes und geordnetes Organ derſelben zu haben, 
damit ſie nicht wie ein Geſpenſt überall drohe, ohne irgendwo 
greifbar zu ſeyn. Für viele Maaßregeln (z. B. die Unterdrückung 
der Diſſidentenverſammlungen, den Durchmarſch der Oeſterreicher 
nach Holſtein), welche ehedem die Preſſe zu fortdauernder 
Aufregung ausgebeutet hätte, wurde durch die Beleuchtung und 
Abſtimmung in der Kammer die öffentliche Meinung beruhigt. 
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Ja der ganze Nimbus dev liberalen Doftrin, den fie auf dem 
Gebiete der Tagespreffe durch die Meberzahl ihrer Blätter und 
durch Ignoriren und Mebertönen alles Andern behauptete, 
it geichwunden, feit fie auf dem Gebiete der Kammern in 
gleichem Kampfe Mann gegen Mann der fonfervativen Seite 
gegenübertreten mußte. Nicht der geringite Borzug der Landes- 
vertretung iſt e8 auch, daß fie zwar nicht überall, aber doch 
da, wo fie jo jehr mit ſtändiſchen und ariſtokratiſchen Elementen 
erfüllt ift wie in Preußen, eine bedeutende Ermäßigung und 
Berichtigung gegen büreaufratiiche Nichtung der Negierung 
gewährt. Der Beruf Preukens für Deutjchland iſt es aber 
nicht etwa, das Beiſpiel einer auf rückſichtsloſe Gewalt ge— 
gründeten Energie zu geben, es find die fittlichen Mächte des 
Rechts, der Bildung, der Ehre und der Freiheit, auf die es 
angewieſen tft, und fir die es den kleineren deutichen Staaten 
Vorbild und Stüße ſeyn fol. 

Darum Soll man Berfaffung und Landesvertretung nicht ° 
abichaffen, fondern auf der bejchrittenen Bahn fortbilden. Es 
it die höhere Stantsweisheit, Inftituttonen, nach welchen die 
Strömung der Zeit geht, nicht bloß negativ zu befeitigen, ſon— 
dern pofitiv zum Gewinn zu fehren, fie dienſtbar zu machen 
für die Güter, die fie ihrer Natur nach fördern follen, und 
nur durch ihre Entartung und faliche Geſtalt gefährden. Ob 
das gelingen werde, fann fein Menſch voraus ficher jeyn, aber 
geboten tft es, von dem einmal betretenen Wege nicht wieder 
umzufehren auf die Gefahr, ihn vielleicht aufs Neue wieder 
versuchen zu müffen. Es ift Eigenmacht, aus abjoluter Mo— 
narchie fonftitutionelle, aus fonftitutioneller Monarchie abjolute 
zu machen, und es tft ein Zeugniß der Unfähigteit, immer das 
Terrain zu wechſeln, um die Aufgabe zu löſen, ftatt die Be— 
dingungen des gegebenen Terraind für ihre Löſung zu benugen 
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und zu geftalten. Hie Rhodus hie salta. Am wenigiten darf 
die momentane Gefinnung, die etwa gegen die Kammern tft, 
verleiten. Site ſchlägt um, jo wie fie bejeitigt find, durch das 
geringfte Mißereigniß, ja auch ohne ein ſolches. Das wird 
darum am meiften Segen bringen, daß man in dem Zuftand, 
in welchem man fich befindet, jo er anders nicht ſchlechthin vom 
Uebel ift, als dem providentiell gegebenen, das Nichtige thut. 
Gelingt es nicht, aus den Kammern ein heilſames Element zu 
bilden, jo tft für diefen Fall bei und an dem unverjehrten 
Recht der Krone die Macht der Hülfe und der Wiederheritel- 
(ung aufbehalten *). 


$. 129. 


Iſt hiernach die abjolute Monarchie eine rechtsbegründete, 
oft allein mögliche, jeder andern Staatsform ebenbürtige, fo 
find die Bedingungen ihrer Wohlbeitelltheit ein nicht minder 
weientlicher Gegenitand der Stantölehre als die der konſtitu— 
tionellen Monarchie. Es find die folgenden: 

Die abjolute Monarchie muß für Necht und Freiheit durch 
gleichmäßige Obſervanz und überlieferte Regierungsweiſe die 
Bürgſchaft gewähren, welche in der fonftitutionellen Monarchie 
von der Landesvertretung erwartet wird. Dahin gehört na= 
mentlih: prompte unabhängige Juſtiz, gejeßlihe Schranfen 
und Formen der Polizey, ordnungsmäßiger Gang aller Ber: 
waltung, das Gegentheil des tel est notre plaisir, Anerfen- 
nung der Perjönlichkeit, ihrer Selbititändigfeit und ihrer Ehre 
an den Unterthanen, Nüdfichtnahme auf das begründete öffent- 


*) Bergl. hierüber meine Reden in der 1. Kammer vom 26. San. 1852 
und 24 Febr. 1853 (f. jest Stahl's Reden 1862 ©. 17. 27). Weſentlich 
diefe Anficht über die Stellung Preußens habe ich ſchon in der 1. Aufl. 
diejes Bandes 1837 ©. 302 u. 303 ausgefproden. 
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liche Urtheil, Unverbrüchlichfeit alles Rechts. Insbeſondere 
muß die abjolute Monarchie biftoriiche Zuftände und hiſto— 
viiches Necht hoch halten, da das Königthum ſelbſt nur hier- 
auf ruht. Es iſt eben auch fir die abjolute Monardie die 
Anforderung, das fie aus dem arbitriven Charakter zu dem 
Charakter gejeglicher Ordnung fortichreite *). 

Die abjolute Monarchie, da fie durch den Sieg über die 
ſtändiſchen und ariftofratiichen Elemente entitanden ift, erhält 
Stärfe und Vollendung dadurd, das fie dieje Elemente be— 
wahrt und in ihre eigene Machtglieverung aufnimmt. Der 
Adel joll für den öffentlichen Dienft nicht bevorzugt aber ge— 
wonnen, die ſtädtiſchen Magiitrate bei fommunaler Autonomie 
als Megierungsorgane gebraucht werden. Es ift ein großer 
Vorzug der preußiihen Monarchie, dab von jeher der Adel im 
Staatsdienit und noch mehr in der Armee betheiligt it. Das 
frühere Bajallenverhältni iſt jo naturgemäß in die Officer: 
und Beamtenitellung übergegangen, dadurch iſt dieſer außer 
den eignen fittlihen Zügen zugleich ein Zug feudaler Hinge— 
bung und Treue, jo wie feudaler Selbititändigfeit nnd Ehre 
beigemilcht. Nur gehört dazu Eröffnung gleicher Laufbahn für 
alle Fähigen. Ihr Mangel war das Unglüd in Frankreich. Dage— 
gen ilt es ein Uebelſtand, wenn die Ariitofratie außerhalb des 
fürftlihen Machtorganismus, in Gegenfaß gegen ihn iteht. 

Die abjolute Monarchie fann und joll auch Snititutionen 
ausbilden, welche für die Yandesgerechtiame und den öffent: 
lichen Geilt eine moraliihe Garantie geben, wie die Landes— 
vertretung hiefür eine rechtliche Garantie gibt. Zwar eine 
reichsſtändiſche Verſammlung mit bloßem Beirath, die man zu 


*) Nur in folher traditionellen Aegierungsweife, nicht in dem bloßen 
Gewiſſen des Königs, kann der von Boſſuet aufgeftellte Unterſchied von 
gouvernement absolu und gouvernement arbitraire begründet werden. 
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diefem Zweck vorgeichlagen, ift, wie oben ausgeführt wurde, 
feine Möglichkeit. Einerjeits fann man eine vom Yande ges 
wählte veriodiich tagende Verfammlung nicht auf Nath und 
Gutachten bejchränfen ohne Verletzung des Yandes jelbit, 
und andrerjeit wird eine ſolche Berlammlung nicht hierauf 
befchränft bleiben, ihr Beirat hat ſchon von ſelbſt eine Macht 
der Entjcheidung, und fie wird auch leicht fih das Recht der 
Zuftimmung erringen, aljo der abjoluten Monarchte ein Ende 
machen. Sondern die Injtitutionen einer moraliſchen Garantie, 
die fich für die abjolute Monarchie eignen, find die Vertretung 
der fleinen Kreiſe, Kreis: und Provinzialſtände und 
der Staatsrath. Diefe Drgane find nad) der Natur der 
Sache auf Beirath beichränft, ein Zuftimmungsvecht der Kreis— 
und Provinzialſtände duldet Schon die Einheit der Landes— 
regierung nicht, und der Staatsrath ift jeiner Natur nach dazu 
da, zu rathen, gleichwie die Landesvertretung dazu da ift, zu 
bewilligen und zu verjagen. Es iſt daher feine Verlegung diefer 
Drgane oder des Landes, wenn fie auf Beirath eingeichränft 
find, noch fünnen fie jemals fi) das Recht der Zultimmung 
erringen. Dieje Inftitutionen find deshalb mit der abjoluten 
Monarchie völlig vereinbar und ohne alle Gefahr für ihren 
Beitand. Beide bedürfen aber dann der rechten Pflege. Die 
Kreis- und Provinztalitinde wären außer dem Beirath vorzüglich 
auch mit der eigenen Verwaltung der Angelegenheiten ihres Be- 
reiches zu betrauen, der Staatsrath wäre über die jetzt gewöhn— 
liche Art zu erweitern durch ftändiiche Elemente, indem der 
König außer den Notabilitäten des Staatsdienites auch noch 
Notabilitäten des Grundbefiges und der Induſtrie in denfelben 
beruft. Die Befragung des Staatsrathes kann auch in der 
abjoluten Monarchie die formelle Vorbedingung für die Gül- 
tigfeit der Gefeße jeyn. Außer dem weiten Kollegium des 
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Staatsraths könnte auch noch ein Geheimrath, aus wenigen 
Perionen beftehend, für die höheren ſtaatsmänniſchen Fragen, 
namentlich die äußere Politik, errichtet ſeyn. Dieſe Inſtitutio— 
nen fünnen zwar nicht die eigene Detheiligung des Volfes an 
den großen öffentlichen Fragen und die Belebung feines poli- 
tiichen Selbſtgefühls erjeßen, die eben das Specifiiche der 
Landesvertretung find, wohl aber gibt Die kreis- nnd provinzial— 
itändiiche Vertretung und Selbftverwaltung doch für dieje en— 
geren Angelegenheiten eine Betheiligung und Gewähr, und 
gibt der Staatsrath die öffentliche Beruhigung, dab die Nüd- 
fihten des Staates und die Traditionen der Politik, die bis- 
her das Wohl des Landes gewirkt, erhalten bleiben”). Da: 
gegen eine Bolförepräfentation zum Schein, wie fie der Im— 
pertalismus nicht entbehren durfte, tft für die legitime abiolute 
Monarchie nicht erforderlich und nicht heilfam. 


*) Es ift fogar das mit der abjoluten Monardie wohl verträglich, 
daß jelbft eine Macht rechtlicher Berhinderung gegen die königliche Anord- 
nung beftche, wenn nur dem König vorbehalten ift, fie durch außerordent- 
liche Entſcheidnng zu befeitigen. So 3.8. fonnte in der alten franzöfifchen 
Monarhie das Parlament dem Könige die Eintragung der Gefete, von 
der ihre Gültigkeit abhing, als rechtlich unzuläſſig verfagen; aber es 
ftand dem Könige zu, nach wiederholter Verfagung perſönlich im Parla— 
ment zu erjcheinen und die Eintragung zu befehlen (lit de justice). Zu 
einem ähnlichen Erfolge würde die Deutung, welche die Minifter Karls X. 
dem art. 14 der Charte von 1814 gaben, geführt haben, daß der König 
die „zur Vollziehung der Geſetze und zur Sicherheit des Staates 
erforderlichen Berordnungen“ erläßt. Auch die Difpenfationsgewalt (dis- 
pensing power) des Königs von England, obwohl fie nur eine Ermäßi- 
gung der parlamentariihen Monarhie war, würde in der Ausdehnung 
Safobs 11. eine ermäßigte abſolute Monarchie begründet haben. Alle diefe 
Schattirungen und Uebergänge zeigen, daß abfolute Monarchie und Mo- 
narchie mit Landesvertretung, beide ächt gefaßt und wohl beftellt, nit in 
ihrem inmerften Wefen Kontrafte, jondern nur verichiedene Phaſen der 
Einen europäiſchen Monarchie find. 


474 111. Abſchn. Die Verfalfung des Staates. 


Funfzehntes Kapitel. 
BE a ET 


$. 130. 

Die Republik ift die Staatöform, nach welcher die oberite 
Gewalt (Souveränetät) dev Geſammtheit zufommt, ſey es 
der Geſammtheit einer bejondern Klaffe (Artiitofratie im 
weiteften Sinne) oder des ganzen Volkes (Demokratie). 
Die oberfte Gewalt fommt aber aud im der Republik, jelbit 
der Demofratie, der Geſammtheit nicht als Maffe der Einzelnen, 
ſondern in ihrer anftaltlichen Drdnung zu, fie tjt bei der artito- 
fratiichen oder demokratiſchen Berfammlung, wie und injofern 
fie nach den Gejeßen tiber ihre Zuſammenſetzung, Berhandlung 
und Stellung zur Magiftratur wirkſam tft. Auch die Republik, 
die Demofratie, berubt alfo nicht auf der „Volksſouveränetät.“ 
Auch im ihr ift der Staat über dem Volfe, nicht das Volt 
über dem Staat. Nur hierdurch tft die Nepublif eine mögliche 
Staatsform. Denn es iſt das Naturgeſetz, dab die Einheit 
herrſche und nur durch die anftaltlihe Ordnung wird die Ge— 
Jammtheit zu einem einheitlichen und dauernden Subjekt. Diele 
fünftliche Einheit der Nepublif kann jedoch die natürliche, 

lebendige der Monarchie nicht erſetzen. Für's Erſte find die 
verſchiedenen Beſchlüſſe der Wolfsverfammlung nicht auf einander 
berechnet wie die des Königs, fie beichließt Krieg, Bündniß, 
wählt Feldherren, aber die ihre Stimme für den Krieg geben, 
willen dabei noc nicht, welches das Reſultat der Feldherrn- 
wahl oder der Abitimmug über das Bündniß jeyn werde. 
Für's Andere iſt die Volksverlammlung gar nicht vermögend, 
ihre Souveränetät vollftändig zu üben, fie bedarf der Magi— 
ftraturen, die nicht bloß Beamte find, wie in der Monarchie, 


15. Rapitel. Die Republik. 475 


jondern bis zu gewilfem Grade jelbit Träger der Souveränetät, 
Reprälentanten des Staates. Es fann die Nepublif demnach 
gar nicht beitehen ohne Surrogate der föntglichen Gewalt. 

Die Unterjchtede, die fich in der ausgebildeten Monarchie 
für die Vertretung finden, weil das Volk in ihr das Gehor- 
chende und Vertretene tft, müſſen bier, wo es das Selbft- 
herrichende tft, in der Souveränetät jelbit und der Theilnahme 
an ihr fich zeigen. Wie der Adel dort zuerit allein oder doch 
bauptiächlich den Neichstag bildet und dann erſt die anderen 
Stände zur Theilnahme an demjelben gelangen, aljo ift in der 
Nepublif die Herrihaft zuerit ausichliehlih des Adels und 
geht in ihrer Entwidelung fort zur Theilnahme der anderen 
Stände, es rüdt dem Stande der Gebint ein Stand des 
Neihthums nad, es tritt Die zahlreiche Volksklaſſe in die 
Herrichaft ein unter verichtedener Miſchung, jo entitehen die 
Unterihiede von Ariſtokratie, Timokratie, Demofratie, die 
Unterjchiede der comitia curiata, centuriata, tributa, und 
zeigt die neuere Geichichte in der Nepublif nicht minder als 
in der Monarchie einen „ſtändiſchen“ und einen „repräfenta= 
tiven” Typus”). 
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Die Republik iſt die naturgemäße Staatsverfalfung für 
jonveräne Gemeinden. Die Dertlichfeit und Gemeinde 
fordern gemäß ihren Aufgaben und Interefjen die republifaniiche 
Einrihtung, wie das Land und der Staat gemäß den ihrigen 
die monarchiſche (F. 7). Wo num eine Gemeinde, eine Stadt 
jouverän, ſohin zum Staate wird, tritt die ftädtiihe Ein— 
richtung paſſend und natürlich an die Stelle der politiichen. 


=) Das ijt wohl zu untericheiden von dem, was id oben 8. 63 
reprälentative Demokratie nenne. 
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In der Ausbildung, die fie hierzu noch bedarf und annimmt, 
wird fie dann zur republikaniſchen Staatsverfaffung. Die 
Nepublifen entitehen aus Städten, aus Gemeinden. Da jedod) 
der Staat der Nation angehören ſoll, und nicht der einzelnen 
Stadt, jo erſcheint auch nirgend eine iſolirte Republik, Tondern 
ift in einer Nation die republikaniſche Nichtung, dann ſondert 
fie fi) in einzelne Städte zu Mepublifen; aber dieſe Städte 
haben ein Band unter fich, fie ericheinen ſelbſt wieder als 
Glieder einer größern Nepublit, wenigitens wird dieje Eini— 
gung als ihre Aufgabe von ihnen anerkannt. Die Republifen 
und falt nur die Nepublifen haben den innern Trieb zum 
Föderativſtaat. Dies Alles wird durch die Beiſpiele der an— 
tifen Nepublifen, dev Schweiz, Hollands, vollftändig und uns 
(augbar beftätigt. Aber nicht minder auch durch das Beiſpiel 
Nordamerifa’s. Die republifaniiche Verfaſſung Nord— 
amertfa’® bat ihren Grund und ihre Möglichkeit 
lediglich darin, daß Dort (namentlich in Neu-England, 
dem Multeritant Nordamerifa’d) Die Staaten nicht durch 
Völker, wie in Europa, fondern durch Gemeinden 
gegründet Jind, wie denn auch mod) jeßt eine anderwärts un— 
erhörte Sndependenz der Gemeinde beiteht. Diejer jo ganz andre 
geichichtliche Uriprung der Staaten entichted für die Dauer 
ihren völlig andern Charakter in den beiden Welttheilen. 
Ebenſo zeigt Nordamerika auch den allgemeinen repubikaniſchen 
Zug zum Röperativitant. Daraus leuchtet ein, wie es em 
gänzlich naturwidriger und deßwegen auch mißlungener Verſuch 
war, dab man aus Franfreich, einem Meiche, das von Anbe— 
ginn durch Völker und als Staat gegründet tft, eine Nepublif 
und dazu eine einfache Nepublif in centralifirter Weile machen 
wollte Eine Nepublif Frankreich it ebenſo unnatürlich als 
etwa ein Königreich Nürnberg. 
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8. 132. 

Die Nepublif hat die Vorzüge der entwicelten gejeßlichen 
Drdmung, ohne die fie von vorn herein gar nicht beftehen 
fann, der Selbſtthätigkeit und des Selbitgefühls der Bürger, 
damit ihrer Erweckung zu politiihem Intereſſe, Gemeinfinn, 
Aufopferungsfähigfeit. Darauf beruht namentlich die glän— 
zende Periode der Bürgertugend in den Nepubliten des Alter 
thbums, welche dev Gegenitand der Bewunderung für alle 
Zeiten tft, die man jedoch freilich nicht bloß der republifant- 
ihen Verfaſſung, jondern auch der bejondern Sinnesweiſe 
diefer Völker zujchreiben muß. 

Dagegen leidet die Nepublif vor Allem an dem Mangel 
einheitlicher feiter Autorität und Gewalt. Sie bat darım 
nad außen in der Regel (beionders dazu begabte Staaten 
ausgenommen) weniger übereinſtimmende und nachhaltige Straft- 
entwidelung, und im Innern feine genügende Macht, die 
Stände und Parteien in Maaß und Schranfe zu halten. So 
führten in den antifen Nepublifen Adel und Volf den unaus- 
gejegten Kampf um die Dbergewalt, indem jener Die anderen 
Stände auszuichließen, dieſes den Adel ſich gleich zu machen, 
aljo aufzuheben trachtete. Im Ddiefem Kampf beiteht großen— 
theild das Yeben und die Geſchichte dieſer Staaten, und der 
Ausgang, da er ein für das öffentliche Weſen nothwendiges 
Glied tödtet, pflegte der Untergang oder Verfall der Republik 
zu ſeyn. Parteifampf, Bürgerkrieg, zuleßt Auflöſung der 
Drdnung galten daher als die furchtbaren Gefahren der Re— 
publif. Darum und wegen des natürlichen Triebes der Staaten 
zur Monarchie war bei den hervorragenden Männern ein 
Bewußtſeyn, dab fie und nicht die unfähige Menge zur Herr— 
ichaft berufen jeyen, und die Berfuchung, nach höherer als gejet- 
licher Gewalt zu Itreben, und umgekehrt war im Volke ein 
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Bewuhtieyn von der Leichtigkeit, die Verfaſſung umzuftoßen, 
und daher eine Eiferfuchht gegen jeden Hervorragenden (Ditra- 
ctömus). Es war in diefen Nepublifen immerdar die Angit 
vor dem Königthum ald einem Mächtigeren, dem fie nicht ge- 
wachen find, wenn es fich in ihnen erheben will. Auch in den 
(ombardiichen, niederländilchen, ſchweizeriſchen Nepublifen zeigt 
ſich ſolcher Parteikampf, er führt, wie noch die neuefte Gejchichte 
dev Schweiz zeigt, zu Sturz und Wechjel der Regierung, zu 
Bürgerkrieg, während im monarchiſchen Staate diefer Kampf 
nicht it oder doch durch die höhere Macht des Königthums 
am gewaltfamen Ausbruch verhindert wird und niemals zu der 
Höhe ded Vernichtungsfrieges getrieben werden kann. Aber 
auch abgejehen von diefem Nachtheil im Erfolg tft die Nepublif 
und imsbefondere die Demokratie an ihr ſelbſt eine minder 
reiche, minder vollftändige, daher auch injofern minder vollen: 
dete Staatöform als die Monarchie, wenigitend als die nad) 
allen ihren Elementen entwidelte Monarchie. Das eben, dab 
ihr das Königthum fehlt, ſohin ihr Wejen als Republik, ift 
ihr Mangel; denn es fehlt ihr damit das erhabene Anjehen, 
die fichtbare Majeſtät, der perjünliche Mittelpunft und Träger 
der Einheit und der Ehren der Nation, und dem entiprechend 
die fittlichen Beweggründe der Pietät, der perfönlichen Hin: 
gebung, der auch natürlichen Liebe zur Obrigfeit. 

| Die Nepublif ift hiernach feineswegs die vollfommenfte 
Berfafjung, das Ideal des Staates, die, wenn fie nur aus— 
führbar wäre, überall beftehen follte. Nur der Sinn menjch- 
licher Selbitgenügjamfeit, der Prometheus-Stolz, derjelbe, der 
in der ftoifchen Tugend die fittliche Vollendung fieht, ſieht auch 
in der Republik die politiiche Vollendung. Im Gegentheil, die 
Monarchie ift die natürliche, die normale, und im ihrer vollen 
Ausbildung auch die höher geartete Verfaſſung. Die Nepublit 
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it nur ausnahmsweiſe der Beruf beitimmter Staaten. Aber 
fie tft nicht minder nad Gottes Ordnung zuläffig, nicht min— 
der rechtöbegründet und, wo ein Staat dieien Beruf bat, 
nicht minder eine heilfame und der monarchiichen ebenbürtige 
Berfaflung. 

Ueberdieß iſt aber durch die Republik eine allgemeine 
Wahrheit weltgejchichtlich zu Bewußtſeyn und Griltenz ge— 
fonımen: der anftaltliche (inftitutionelle) Charakter des Staates, 
daß der Staat feinen eigenen Bedingungen und Anforderungen, 
ſeinen innewohnenden Geſetzen und nicht der bloßen Perſönlichkeit 
der Dbrigfeit, jey es monarchiiche oder republifanische, zu folgen 
babe, ja daß dieſe Perfönlichkeit ver Obrigkeit jelbft nur ein Glied 
der Snititution tft. Diejer Charakter fehlte der Monarchte des 
Alterthums gänzlich, er beitand damals nur in den Nepublifen 
oder den Monarchieen, die ſchon den Keim der Republik in fich 
trugen, und wurde daher die Nepublif mit Necht als der hö— 
here, des menschlichen Geſchlechts allein würdige Zultand, als 
Forderung der Gefittung erachtet. Auch in der neuern Ge— 
ſchichte iſt es beſonders die puritaniſche Nepublif in England, 
die ihn zur Geltung brachte. Aber er beſchränkt ſich ſeiner 
Natur nach keinesweges auf die Republik. Er kann und muß 
vollſtändig auch der Monarchie gewonnen werden, und zwar 
nicht bloß der konſtitutionellen, ſondern ſelbſt der abſoluten. 
Und das iſt wirklich geſchehen. Die Monarchieen Europa's 
tragen dieſen Charakter in hohem Grade, und es iſt ein fal— 
ſcher Royalismus, der ihn abwehren wollte. Ja der Ge— 
danke des Staates ſelbſt iſt republikaniſch in die— 
ſem Sinne, und ihn kann die Bildungsſtufe Europa's ſich 
nicht wieder rauben laſſen. Deßhalb beſteht aber auch nicht 
mehr der grelle Gegenſatz von Monarchie und Republik wie 
im Alterthum, wo dieſe beiden Regierungsformen eine ganz 
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andere Art der Gefittung begrimdeten. . Das Befte und Wahrite, 
was die Nepublif enthielt, ift in die Monarchie aufgenommen, 
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Die Triebfeder der Nepublif ift die Liebe für das geſetzlich 
geordnete Staatöwejen, Treue gegen das Geſetz, Hingebung 
für die öffentlichen Zwecke und für die Mitbürger, Beicheidung 
in dem eigenen Streben nad) Macht und Reichthum, und Eifer 
gegen jede Uebermacht eines perjönlichen Willens, jede Ein— 
miſchung ſeiner Gunst und Neigung. Das veriteht Montesquieu 
unter der „Tugend." Das Wefen der republifaniichen Ge— 
finnung ift eben die Erfülltheit von dem anjtaltlihen Bande 
des Stantes, wie das Weſen der monarchiſchen Gefinnung Die 
Erfülltheit von dem perjönlichen Bande. Die neuere itaatliche 
Monarchie, jelbit die ohne Landesvertretung, ſtrebt Beides zu 
vereinigen, wie der vollfommene Staat wirklich auf Beides 
gebaut iſt. 

Die MWohlbeftelltheit der Nepublif erfordert vor Allem 
eine überfommene, geichichtlich befeitigte Verfaſſung. Das ilt 
ein Erforderniß unter allen Staatöformen, aber grade am 
meiften devjenigen, in welcher die Ehrfurcht vor dem Gejeße 
den Mangel ftarfer Obrigkeit erſetzen joll. Die Stetigteit dei 
Entwickelung und die Heiligkeit des geſchichtlichen Nechts war Die 
Stärke der Verfaffung Noms, defgleihen der zur Nepublil 
gravitivenden engliichen Verfaſſung, und was ven nordamerikant- 
ichen Nepublifen am meiften Halt gibt, ift, daß ihre Berfallung 
auf einer von England mitgebrachten Tradition ruht, daß dep: 
halb die drei Faktoren derjelben — governor, Senat uni 
assembly — nicht bloß jo alt find wie die Gründung bei 
Kolonieen, ſondern nach der dortigen Vorftellung jo alt fal 
wie der anglo-normanniſche Stamm jelbjt, und dadurch Di 
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Meinung der Nothwendigkeit, daß der Staat gar nicht anders 
jeyn fünne, für jih haben. Wie fontraftirt dagegen die Re— 
publif Franfreih, wo man jedes Mal die Staatsverfaffung 
neu in diefem Augenblic machte. Das Wejen der Achten Re— 
publik tft die Gebundenheit an eine gegebene, überfommene, ge— 
jegliche Ordnung, an das Gemeinweſen in der beitimmten Geftalt, 
und die Unterwerfung unter dafjelbe. Die Achte Republik ift 
darum der liberalen Gefinnung ebenio entgegen und ebenjo un- 
verträglich mit derjelben als die Monarchie. Was dieje eigentlich 
anftrebt, ilt ein Kollegialſyſtem, aber nicht eine Nepublif, und 
es ilt Täuſchung, wenn fie in dieſer ihre Lehre realifirt wähnt. 

Die Wohlbeitelltheit der Republik erfordert ferner eine 
gute Bildung der fouveränen Volksverſammlung, und bier be= 
jtehen denn für die Nepublif diejelben Probleme und diejelben 
Schwierigkeiten, wie für die Yandesvertretung in der Monarchie, 
diejelbe Aufeinanderfolge ariitofratiiher und demokratiſcher 
Macht, dieſelbe Verlegenheit nad) dem Sturze der Ariftofratie, 
derjelbe Erſatz durch Genus, und wird auch hier wie dort die 
richtige Löſung nur darin beftehen, alle lebenskräftigen, natürlich 
mächtigen Elemente zu bewahren, und in der Volksverſamm— 
lung aus allen eine ariftofratiihye Elite auf demofratifcher 
Baſis, d. bh. im Zuſammenhang mit der ganzen Bevälferung, 
zu gewinnen. 

Die Wohlbeftelltheit der Republik erfordert endlich eine 
ſtarke Magiftratur. Das it, tiefer aufgefaßt, fie erfordert 
einen Erſatz der einheitlichen Souveränetät, Erjaß des König: 
thbums. So hat Schon in den antifen Nepublifen die Magie 
ftratur vom Königthum nicht bloß die Exekutive, jondern auch 
die Sanftion der Gejebe (dad Veto), indem der Volksbeſchluß 
durch Vorſchlag, Vorberathung, Vorgenehmigung der oberften 
Magiſtratur, bez. des Nathes oder Senats (rpoßovAsupa, aucto- 
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ritas senatus) bedingt iſt. Vollends welche jelbftitandige Macht 
der Negterung und welches Anjehen war bei den höchiten 
Magiftraten Roms! Sie unterichieden ſich von Königen nicht 
durch) den Inhalt, ſondern nur durch Die Dauer der Gewalt 
und durch die Mehrheit ihrer Träger. Dagegen iſt es Die 
Schwäche Athens, daß die Exekutive nicht vollitändig und 
foncentrirt genug bei der Magiftratur it, ſondern die Volks— 
verfammlung zu einem großen Theil fie jelbjt ausübt, z. B. 
über Frieden, Bündniß, Plan des Feldzugs beſchließt, die 
fremden Geſandten empfängt und vor ſich und gegeneinander ver— 
handeln läßt, alle Beamten, namentlich Richter, Geſandte wählt. 
In höchſter Weiſe iſt in Nordamerika die Magiſtratur zu einem 
Surrogat königlicher Gewalt ausgebildet. Man hat hier mit 
Bewußtſeyn die Verhältniſſe der konſtitutionellen Monarchie 
Englands nachgeahmt, und der Präſident des Kongreſſes (bez. 
der governor) übt daher alle monarchiſchen Funktionen. Er 
ichließt die Verträge (darunter auch Friedens und Bündniß— 
verträge), ernennt Gejandte, Minifter, Konfuln, Nichte, Bes 
amte, Dfftctere unter Beirathb und Zultimmung des Senates, 
und kann fie allein ohne den Senat beliebig wieder entfernen, 
mit Ausnahme der Nichter. Sa fein Necht für die Gejeß- 
gebung tft zwar in der Form geringer, aber im Erfolg wirk— 
jamer als dad des Königs von England. Sein Veto vers 
hindert nicht das Gejeß unbedingt, aber macht wiederbolten 
Beſchluß defjelben in beiden Häuſern und in jedem mit zwei 
Drittel Stimmen erforderlich. Das kommt in der Wirkung 
der Verhinderung meistens gleich, und dafür übt der Präfident 
von Nordamerika jein Veto wirklich und häufig, der König von 
England übt es nicht”). Gleichwie die Monarchie einen durch 


" Sieht man auf das wirkliche Machtverhäftniß, fo muß man den 
Präfidenten von Nordamerika nicht jowohl dem König als dem Minifterium 
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die Nepublif weltgeichichtlic begründeten Zug: den anftalt- 
lichen Charafter des Staates in fih aufnehmen muß, alfo 
fann die Nepublif nicht ohne den monarchiſchen Zug der ftar- 
fen jelbititändigen Magiftratur beitehben. Autorität über dem 
Bolfe und zugleich innere gliedliche Geſetzmäßigkeit, das find 
die Grundpfeiler alles Stantswejens. 


$.- 134, 


Die Ariftofratie it im der Negel der Anfang, die erſte 
Heftalt der Republif. Cie gibt nad der allgemeinen Natur 
des ariltofratiichen Elements den Staaten eine Gewähr der 
Dronung, Erhaltung und Dignität, kraft deren fie durch 
ZSahrhunderte beftanden und blühten. Die Schattenjeite ift der 
Drud auf das übrige Volk oder doch die Demüthigung, die 
Ihon in der grundſätzlichen Ausichliefung von der Gewalt 
liegt. Montesquieu ſagt daher mit Necht von der Ariſtokratie, 
dab ihre Triebfeder, die Bedingung ihres Beſtandes, die Mä— 
Bigung des berrichenden Standes ift. So hat der Sturz 
des arijtofratiichen Negiments gewöhnlich jeinen Grund darin, 
dab die Artitofratie, Statt ſich am Befite der politischen Macht, 
als ihrem großen und ehrenden Beruf, genügen zu lafjen, die 
jelbe zu niederen pekuniären Vortheilen (3. B. in Nom) oder 
jonft zu Meberhebung benußt. Die ariftofratiiche Verfaſſung 
bedarf aber im Fortgange der Zeit einer Mäßigung auch in 
den Emrichtungen, d. i. dab der Adel ein Band zu den übrigen 


von England vergleihen, und da ftellt fi auch die wejentliche Ueberein- 
ftimmung heraus. Der Präfident hier und das Minifterium dort ver- 
walten, jo lange fie im Amte find, völlig unabhängig mit wirklich mo- 
narchiſcher Stellung, und nur dadurch ift die Republik in beiden Staaten 
möglich. Nur ihr BVerbleiben im Amte fteht unter der höhern Macht des 
Bolfes, die fi dort durch Abftimmen im Parlament, hier durch die pe- 
riodiſche Wahl äußert, und dadurch ift die Berfafjung vepublifaniid. 
35 
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Klaffen (connubium) habe und Zuwachs aus ihnen erhalte, 
und daß den übrigen Klaffen, wenn fie heranreifen und fich 
heben, aud) ein gebührender Antheil an dem öffentlichen Weſen 
gewährt werde. Ein großes Vorbild diejer Art iſt die römiſche 
Genturienverfaffung, durch welche die vermöglichen Klaffen, 
welche durch ihre Ausrüſtung den Kern der Kriegsmacht bil- 
deten, der Schwerpunkt der Volksverſammlung wurden, aber 
der altberechtigte Adel dennoch durch feine beionderen Gen- 
turien, durch den Einfluß ſeiner Klienten, hauptjächlich aber 
durch die worbehaltene Genehmigung des bloß patriciſchen 
Senats jeine mächtige Stellung behauptete. Dagegen Solon's 
Gejeßgebung in Athen vernichtete die Ariftofratie mit einem 
Schlage, ſtatt ſie zu ftüßen, indem fie im allgemeinen Grund: 
jaß die Demokratie heritellte, und was fie an Vorzügen übrig 
ließ, größtentheils von den Gejchlechtern auf den Neichthum 
(ciunuo) übertrug. 

Ein Zug Acht ariftofratiichen Weſens und eine Achte Stüße 
dejjelben iſt es auch, daß die Fleineren Kreiſe im Staate auf 
die perlönliche, nicht auf die jächliche oder lofale Zuſammen— 
gehörigfeit gegründet werden, jo die alten vier Phylen Athens, 
die auf Abjtammung berubten, jo im neuern Europa das 
Bürgerredt, das fid) nach dem Urſprung, nicht nad) dem 
Wohnort beftimmt. Das begründet jelbft im den unteren 
Kreiſen eine Werthſchätzung der Sippichaft, Genofjenichaft, 
ſohin ein ariftofratiiches Gefühl. 
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Die Demokratie ift die ſchwächſte, bürgichaftslofefte unter 
allen Berfaffungen. Außer der Unbeholfenheit und Schwer- 
fälligfeit und dadurch Schwäche der Volksherrichaft entfeffelt 
fie alle Xeidenichaften und unedlen Triebfedern der Maſſe und 
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gibt ihnen den Staat preis. Es handelt fich bier natürlich 
um die Demofratie nicht in „Eleinen einfachen, in alter Sitte 
verharrenden, Aderbau oder Viehzucht treibenden Völkerſchaf— 
ten“ (Bluntichli), ſondern um die Demofratie in wirklichen und 
bedeutenden Staaten. Im Alterthum war ihr Sieg über die 
Artjtofratte wohl mitunter ein momentaner Glanzpunkt, immer 
aber der Vorläufer des nahen Untergangs der Nepublif durch 
Deipotismus oder fremde Eroberung. Die Demokratie Athens 
it in beiderlei Hinlicht das Ichlagendite Betipiel. In Nom war 
auch nach den Gejeten des Licinius die VBerfaffung noch nicht 
demofratiich, ſondern gemijcht, erit mit den Gracchen beginnt 
die eigentlihe Demofratie, aber auch der Untergang der Ver— 
faffung und der Sitte. Welch eine Kette von Gräneln tft die 
römiſche Geichichte von da bis zum Griterben der Republik 
im Kaiſerreich. Die Staatslehrer des Alterthbums, Plato, 
Ariitoteles, Kenophon, Cicero u. ſ. w. find ſämmtlich gegen 
die Demokratie. In den Republiken des chriftlichen Europa ift die 
Epoche des Sturzes der Ariftofratie meiſtens erft in der neueften 
Zeit, jeit 1789, eingetreten, ein Theil derjelben iſt untergegangen, 
bei dem andern tft es die Frage, ob die Demofratie, die an 
die Stelle trat, ficy wird halten fünnen. Nordamerika allein 
iit eine Probe demofratiicher Verfaffung. Aber es find auch 
außergewöhnliche Verhältnifie, welche fie dort jtüßen: der Ur— 
iprung der meilten diefer Staaten aus Handelsgejellichaften 
oder religtöfen Gemeinden, alfo einer gleichheitlichen Bevölke— 
rung ohne ariltofratiiche Elemente, die weiten offenftehenden 
Länderſtrecken bei jpärlicher Bevölkerung, das Prineip der In— 
dependenz im ganzen öffentlichen Weſen, die manntgfache Ver— 
ichränfung der Gewalten durch die Unten, der Halt an 
den überlieferten englischen Einrichtungen und Rechtsformen, 
die ftarfe Drgantiation der Erefutivgewalt, in den jüplichen 
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Staaten andy noch die Ueberweiſung der niederen Beſchäfti— 
gungen an eine Sklavenmaſſe. Dennoch haben aud) dort die 
hervorragendften Männer, vor Allen der größte, Waſhington, 
der Demokratie widerftrebt, und widerftrebt ihr noch jeßt eine 
Partei der Erhaltung, die von ihr die äußerſte Zerrüttung 
bejorgt. Ueber dem Allen aber ift die Dauer der amerifa- 
nischen Verfaffung noch nicht alt genug, um von der Haltbar- 
feit dev Demofratie eine endgültige Probe zu geben. 

Es ift eine Grundfrage der Zeit, ob reine Demokratie 
möglich ift, d.h. eine Verfaſſung, in welcher die Stantsgenoffen 
von jelbit, fraft ihrer Perjönlichfeit, ohne alte Erforderniſſe 
von Geburt, Stand, Grundbefit, Vermögen, und dekhalb 
auch alle glei) an der gejeßgebenden Verſammlung betheiligt 
find. Die Möglichkeit ſoll feinesweges geläugnet werden. 
Sollten denn wirklich nur die äußeren Verhältniſſe und nicht 
die Menjchen ſelbſt als politiiche Werthe gelten? Allein jene 
äußeren Verbältniffe find die natürlichen Bürgichaften 
der Öffentlichen Stellung, und wenn fie fehlen, jo müfjen eben 
dafür jittlihe Bürgihaften gegeben jeyn. Eine folche 
jittliche Bürgichait war in Yacedämon die öffentliche Erziehung 
und Alles Durchdringende Lebensordnung, in Nom die Cenſur. 
Die höchſte fittlihe Bürgichaft iſt der chriitlihe Glaube und 
als Wirkung und Kennzeichen deſſelben die Kirchenzucht. Auf 
fie .ift die Urdemofratie Amerifa’s, die der Staaten von Neu— 
England gegründet, und diefer Grund ift noch feiter als alle 
Erforderniffe von Genjus oder Grundbefit. Die Tradition 
aus dieſem durd Chriftentbum und Kirchenzucht getragenen 
Gemeinmweien, die Gewöhnung an Gejeglichkeit und Gehorſam, 
die von ihr ausging, ift vielleicht ſelbſt jetzt noch der ftärfite 
Kitt der amerifaniichen Demokratie, 

Dagegen die reine Demokratie im üblichen Sinne, dab 
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die Menschen ohne Beides, ohne natürliche und ohne fittliche 
Bürgſchaften, bloß kraft ihres menjchlichen Antlites an der 
jouveränen Vollsverfammlung alle gleich betheiligt feyen — 
dieje reine Demokratie it für die Dauer jchlechtbin unmöglich. 

Alles was hier über Ariftofratie und Demofratie gejagt 
it, hat, wie fich von jelbft weriteht, auch für die monarchiſchen 
Staaten in Beziehung auf Landesvertretung und jonftige 
Macht unter dem Souverän feine volle Anwendung *). 


Sechzehutes Kapitel. 
Die öÖffentlihe Meinung und die Preife**). 
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Als fittlich-intelleftuelles Neich ruht der Staat nothwendig 
auf dem fittlich-intelleftuellen Bewußtſeyn der Nation, das nicht 
beftimmte Organe und äußerliche Abgränzungen derjelben hat, 
ſondern als Ein geiſtiges Element die Gemeinſchaft dDurchdringt. 
Diejes Element ift der nothiwendige Träger des Staatsorganis- 
mus, es kann fein Staat beitehen und hat nie einer beitanden 
ohne daflelbe. Aber dat es zur Aftualität erhoben ſey, d.h. 
daß es nicht bloß den Staat im Ganzen, das Anfehen feiner 
Regierung ftüße und außerdem nur bei bejonderen Stataftrophen 
hervortrete, ſondern beftändig alle einzelnen Maaßnahmen be- 


*) Zur Charafteriftit der verichiedenen republikaniſchen Staatsformen 
vergl. befonders Bluntſchli: Allgemeines Staatsreht 1. Abth. ©. 1697. 

**) Sch gebe diefes Kapitel mit geringen Abweichungen, jo wie es in 
der 2. Auflage von 1846 fid) findet, obwohl damals die Frage über Bei- 
behaltung oder Abjchaffung der Cenfur noch ein Hauptgegenftand ſeyn 
mußte, und dieje jetzt entichieden ift. Nur einen Paragraph am Schluffe 
habe ic in diejer 3. Auflage hinzugefügt. 
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gleite, das ift es, was wir Ipecifiich die Macht der öffent- 
lichen Meinung nennen, und es tft das Eigenthümliche un— 
jerer Zeit, daß dieſelbe bereits in höherm Grade als je früher 
beftebt, und daß ihre Entwidelung und Anerfennung als eine 
Forderung geitellt wird. 

Dieſe entwicelte Macht der öffentlichen Meinung hat eine 
doppelte Bedeutung (tEAos): für's Erfte, dat die Regierung 
genöthigt ift, fich beftändig an ihr zu erproben, und dadurch die 
fittlicheintelleftuelle Kraft und Nichtung der Regierung excitirt 
wird, indem ihre Lage jchwierig wird, wenn fie nicht entweder 
der öffentlichen Meinung genügt, oder ihr moralisch überlegen 
it; für’ Andere, daß das Volf jelbit, deifen freie That der 
Staat ald ein fittliches Neich jeyn joll, mit beitimmend und 
befeitigend für die Staatslenfung wird. In beiderlei Hinficht 
it fie eine höhere Nealifirung der Idee des Staates als eines 
perlönlichen Neiches, daher ein wahrer Fortichritt der Zeit. 
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Allein die Macht der öffentlichen Meinung tft weder an 
und für fich Jelbft und abgejehen von ihrem Inhalte ſchon die 
Erfüllung der Stantsidee, noch darf fie zur ausschließlichen 
oder allen andern übergeordneten Macht werden. Eondern 
dab nad wahrer Sitte und Einficht vegiert werde, tft ein noch 
höherer Zwed, als daß nach oder mit der öffentlichen Meinung 
vegiert werde, und der Staat ald ein Gegebenes, in feiner 
Kontinuität — die verfalfungsmäßige Autorität, das über- 
kommene Geſetz — ilt eine Macht, die, wie der Zeit nad) früher, 
jo der Geltung nach höher ift als die momentane Volksmeinung. 
Der geſunde Zuftand iſt deßhalb, daß die öffentliche Meinung 
entwidelt, rege ſey, dadurch die ereitivende Kraft auf die Re— 
gierung übe, daß fie aber die Regierung nicht überwältige, nicht 
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ſelbſt die Herrichaft am fich veike. Es ift ein gemeinfam Hö— 
heres über dev Autorität und über der gegenwärtigen öffent: 
lichen Meinung, das iſt der wahre innere Bildungstrieb des 
öffentlichen Zuftandes; dab er erfüllt werde, iſt der fette Zweck. 
Er hat aber eben die beiden Drgane, und es ift darıım das 
Ntechte, daß keins das andere unterdrüde, jondern jedes feine 
Stelle behaupte und fie gegenfeitig fich berichtigen. 

Eine Autorität über der Negierung, eine diveft und pofitiv 
beitimmende Macht im Staate zu jeyn, iſt die öffentliche Meinung 
in jeder Hinficht ungeeignet. Ste unterliegt gewiß nicht minder 
der Leidenschaft und dem Unverftand als der Fürft, ja fie ift, 
einmal zur Herrſchaft gelangt, noch weit mehr zur Entartung 
geneigt. Sie tft fein geftaltendes Princip; denn fie hat überall 
nur einen allgemeinen unbeftimmten Drang, nicht eine Anſchauung 
beftimmter Einrichtung und Negierung, und wie fie von der 
Nichtigkeit ihrer Zwecke durchdrungen tft, jo hält fie die zeit- 
(äufigen, meiſt grade entgegenwirfenden Mittel für ebenjo uns 
trüglich. Sie ift ohne irgend ein bejchränfendes Element, das 
jelbft in der deſpotiſchen Monarchie nicht fehlt; denn der Fürſt 
als wirklicher Herricher tft immer durch die öffentliche Meinung 
beſchränkt; was aber beichränft die öffentliche Meinung, wenn 
fie die Herrichaft hat? Ste tft ohne berufene Vertreter und 
Organe; wird fie als politive Richtſchnur anerkannt, fo iſt es 
eben gar nicht die wirkliche, harmonische, bleibende Gefinnung 
der Nation, welche den Ausichlag gibt, Jondern der Choc der 
augenbliclichen Erregung, das Feldgeſchrei der leidenichaftlichiten 
und dadurch energiichiten Partei im Staate, oder im rubhigiten 
Zuftande die Meinung derer, welche die Tagespreſſe verjorgen. 
Darum gibt e8 feinen jchlechtern Grundiaß, als daß die Re— 
gierung der öffentlichen Meinung dienſtbar jeyn Tolle. 

Dagegen fommt es der öffentlichen Meinung zu, eine Schranfe 
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und eine Probe für die Negterung zu ſeyn. Außerdem behan— 
delt fie nicht bloß das Volt, das ſelbſt mitbeftimmend, das der 
Träger des fittlichen Reichs des Staates ſeyn foll, als bloß 
paſſives Dbjeft des Gehorfams, ſondern mißachtet auch die 
wirklich im der Zeit gebotenen Ziele. Denn der allgemeine 
Drang der öffentlichen Meinung, wenn auch im feiner ausge— 
ſprochenen Geftalt irrig, iſt doch nie ohne einen tiefer liegenden 
wahren Beweggrund; Dielen verborgenen Bildungstrieb der Zeit 
muß aber die Negierung als ihr Gejeß anerkennen, wenn fie 
auch ihren fertigen Lehren widerfteht, und ob fie ihm zu Hülfe 
gefommen, das kann ſie nur daran erproben, ob ihre Nefultate 
zuletzt die Gemüther befriedigen. Die herrſchende Gefinnung 
iſt deßwegen nicht bloß Stoff der Regierung, der als ſolcher 
für den Gebrauch der Mittel ein Geſetz auflegt, ähnlich wie die 
Beſchaffenheit des Zöglings dem Erzieher ein Geſetz auflegt, 
ſondern fie iſt zugleich auch eine Duelle, um das Ziel ſelbſt | 
richtig zu erkennen, und die Rückſicht auf fie tft dann nicht 
bloß ein Gebot der Klugheit, ſondern auch der Sitte, nämlich 
der menschlichen Beichetdung, Daß der berufene Herrſcher nicht 
bloß jein eigenes Urtheil über das Wahre und Erſprießliche 
walten laffe, jondern die große (objektive) in der Zeit liegende 
Bewegung als einen Fingerzeig der höhern Macht, der er 
dienen ſoll, bedenke. 

Danach iſt es die Achte Staatsweisheit, daß die Regierung 
keine Scheu habe, in den einzelnen Maaßregeln und Zwecken 
der öffentlichen Meinung entgegenzutreten, ja vorübergehend 
gänzlich mit ihr zu zerfallen, aber nicht im Ganzen und für 
die Dauer ſich von ihr löſe, nicht aufhöre, einen Grund und 
Boden an ihr zu haben, — daß ſie feſt und unerſchrocken ſey, 
wo ſie Beſtehendes gegen ihren falſchen Andrang ſchützt, da— 
gegen behutſam, ja ſich beſcheidend, wo ſie Neues einführen 
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oder Verichwundenes zurücbringen will, — daß fie weniger 
vor der politiichen Mißbilligung als vor dem fittlichen Aergerniß 
fih hüte, — und über Allem, daß fie, wo es Gottes Wort und 
Gebot gilt, Jo fie anders in den Schranfen des Rechts bleibt, 
fich durch kein Toben der öffentlichen Meinung beirren laſſe. 
Selbit wenn der Beifall der öffentlichen Meinung der lebte 
Zweck wäre, was er entjchteden nicht ilt, jo würde er gar nicht 
dadurch erreicht, daß die Negierung das erfüllt, was die lauten 
Stimmen des Tages fordern. Wer ed dem Tadler recht machen 
will, wird immer das Loos jenes Mannes mit dem Sohn und 
Eſel in der Fabel haben. Die Negierung, die fi nach der 
Preſſe richtet, wird fichertich zuleßt am wenigiten ihr Lob er= 
halten. Dagegen die Regierung, die nach Gewilfen das echte 
und Sachgebotene verfolgt, wird der öffentlichen Meinung auch) 
bei Wideritreben Achtung abgewinnen, und endlich das Feld 
behaupten*). — Der rechte Berfalfungszuftand ift aber da— 
nad) der, daß die Negierung eine unabhängige gelicherte Stel- 
(ung babe, welche der öffentlichen Meinung widerſtehen kann, 
dab aber die Hffentliche Memung wirklich eine Macht und 
namentlich eine Macht der Abhaltung ſey. 

Hier iſt der innerite Punkt, in welchem ſich meine politiſche 
Lehre von der der gemäßigtiten und wirdigiten Vertreter des 
liberalen Princips unterjcheidet, mit denen ich ſonſt oft in den 
Reſultaten übereinfomme. Dieſe wollen, dab die öffentliche 
Meinung — d. i. die wirkliche des Volks, nicht die der Jour— 
nalilten, die anhaltende, nicht die augenblickliche — rechtlich 
oder mit thatlächlicher Gewißheit unmiderftehlich ſey; fie wollen 
eine freie Verwaltung, aber nur auf dem Boden völliger Hin- 
gebung an die öffentliche Meinung in den Prineipten, dazu die 





*) Ein Beifpiel dafür bietet die Politif Preußens in der ovientali- 
Ihen Frage. 
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unbedingte Stenerverweigerung für den Notbfall, die parla- 
mentarische Negierung, das Schwurgericht, die möglichite Stär- 
fung jedes Einfluffes der Volfsbewegung und Volksäußerung 
(Unbeſchränktheit der VBolfsverfammlungen, der Affoetationen, 
der Petitton). Ich dagegen fordere für die Autorität Die 
Stellung, der öffentlichen Meinung auch in den Principien 
wideritehen zu fünnen, wo es anders Erhaltung, nicht eigene 
Nenerungsabficht gilt. Dort fommt in der That Alles im 
Staate bloß auf Eine Macht zurüd, auf die Meinung der 
Mehrzahl oder der Agitation; ich will zwei Mächte, die ſelbſt— 
ftändige, ja primäre der verfaffungsmäßigen Obrigfeit, und exit 
als eine zweite die öffentliche Meinung. Jene ſoll durch dieſe 
beichränft, abgehalten, aber nicht beftimmt, gezwungen werden, 
dieje Joll eine wirflihe Macht der Konlervation ſeyn. Dazu 
dienen die Bürgschaften des monardhiichen Princips. Hält man 
die Vergangenheit und den gegenwärtigen äußern Beſtand nicht 
fie berechtigt gegenüber der innern Meberzeugung des jeßigen 
Gejchlechts, jo wird man dieje Berechtigung Doch der Zukunft 
nicht vollig abiprechen fünnen. Wenn aber die jet Yebenden 
ohne Schranfe alles Beftehende vertilgen können, wer büryt 
dafür, daß fie damit nicht dem zufünftigen anders und beffer 
überzeugten Gejchlechte jene Erbichaft unwiederbringlich ver- 
fingen? Soll jede Spanne Zeit die unumſchränkte Berfügung 
haben über Einrichtungen, die als Güter und ald Band für 
alle Generationen beſtimmt find? Wenn dem aber jo tft, Toll 
es nicht wünſchenswerth jeyn, daß auch das Ueberkommene 
und Beitehende eine mächtige Vertretung in der Zeit habe? 
Auf dieſe Weiſe untericheidet fich die Macht der öffentlichen 
Meinung, die aus der Auffafjung des Staates ald eines fittlichen 
Reiches — einer freien fittlichen Gemeinschaft unter einer ge— 
gebenen fittlichen Autorität — und die Macht der öffentlichen 
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Meinung, die aus der Auffallung des Staates als vertrags- 
mäßig verbundener Maffe freier Individuen, die aus der 
Lehre der Bolfsjouveränetät hervorgeht. 


$. 138. 


Mit der Entwidelung der öffentlihen Meinung ift auch 
überall jchon ihre Macht vorhanden, da die reale Macht des 
Staates ja in eben den Menſchen liegt, deren Meinung «8 ift. 
Die Mittel diefer Entwicelung nun find theils von jelbit ge 
geben und unabhaltbar, als z. DB. die größere Bildung und 
der größere Verkehr unter den Menſchen, theils hängen fie 
von politiihen Einrichtungen ab. 

Eine jolche ift vor Allem die Inſtitution der Landesvertretung. 
Sie ift jelbit Schon das bedeutendfte und berufenfte Drgan der 
öffentlichen Meinung, und ihre öffentliche Verhandlung erweckt 
zugleich das politiiche Sntereffe und Urtheil der Gejammtheit 
und nöthigt die Negterung, fich an ihr zu erproben. Hier ericheint 
daher die lebte innerſte Beſtimmung dieſer Inftitution, die aber 
erſt in ihrer neueiten nationalen und Staatlichen Gejtalt klar wird, 
Nicht damit die Landesvertretung oder das Volk den größern 
Einfluß auf die Stantslenfung habe, ſondern damit durch die 
Erprobung an der Landesvertretung und dem öffentlichen Urtheil 
der Verſtand in der Sache jelbit die beitimmende Macht werde, 
damit nur Maabregeln ergriffen werden fünnen, Die eine innere 
Nechtfertigung (nicht grade von dem Princip der Jeitmetnung aus) 
haben, nur Männer an die Gejchäfte fommen (nicht nothwendig 
von der Richtung der Majorität), die ihnen gewachjen find. 

Das ſpecifiſche und das mächtigite Mittel der Entwidelung 
der öffentliche Meinung aber iſt die Preſſe, inöbejondere 
die Tagesprefje. Das völlige Gewährenlaffen derielben 
würde die Macht der öffentlichen Meinung und ihrer Yeiden- 
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haften bis zu einem Grade entwideln, daß feine Negterung 
und feine Ordnung beitehen könnte. Dieſe bedürfen daher 
des Schußed gegen die Preſſe. Das wird nicht beitritten. 
Hinfichtlich der Art aber dieſes Schußes haben fich in der 
Geſchichte zwei Syſteme von entgegengejeßtem Charakter aus- 
gebildet, das. altfeitlandiihe und das engliiche, und die Ent- 
ſcheidung zwilchen ihnen gehört zu den bewegteſten politiichen 
Fragen unſres Zeitalters. 

Die Maaßregeln der Obrigkeit gegen verderbliche Schriften 
entitanden und erhielten ihre Ausbildung uriprünglich zum Schuße 
der Neligion, der Staat bedurfte ihrer noch nicht. Seit das 
Chriſtenthum zur herrichenden Kirche geworden, galt es für 
nothwendig, wie dieß Schon im alten Nom üblich gewejen, res 
ligionswidrige Bücher zu verdammen, zu verbrennen und bei 
Strafe zu verbieten. Geübt wurde das zuerſt durch den Kaiſer 
(Konjtantin gegen Arius), dann durch Die geiftliche Gewalt, 
durch die Koncilien, ſpäter durch den Papſt. Als nun durch 
die Buchdruckerkunſt die Verbreitung jo gewaltig wurde, daß 
das Verbot der Bücher und ihre Unterdrüdung nicht dagegen 
außsreichten, bildete fich — bejonders unter Alerander VI. und 
Leo X. (1515) — die Anftalt der Genjur, daß fein Bud) ge- 
druckt werden darf ohne vorausgegangene Durchficht und Ge— 
nehmigung (imprimatur) des geiltlihen Oben, die auch aus— 
drüdlic dem Buche vorzupruden. Daneben beftanden aber 
die Strafen fort jowohl für die Verfaſſer religionswidriger 
Bücher als für die Leſer der verbotenen, wie bejonders die 
Inquiſition fie handhabte; in leßteren it die Veranlaffung, 
dab von da an von der Kurie ein VBerzeichniß derjelben (index 
librorum prohibitorum) gefertigt und publicirt wird, wie dieß 
auch vom Tridentiniſchen Koncil angeordnet ift. — In Folge 
der Reformation wurde die Genjur auch von der weltlichen 
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Macht eingeführt, doch hauptſächlich für kirchliche Gegenftände, 
nänlich in der Abficht, die erbitterte Schriftliche Befehdung der 
Neligtonsparteien, welche alle künftige Ausſöhnung zu vereiteln 
drohte, zu hemmen. Die Reichsabichiede von Nürnberg (1524), 
Speier (1529), Augsburg (1530) verordnen, daß feine Schrift 
gedrudt werde, ohne daß durch die weltliche und geiftliche 
Dbrigfeit Dazu verordnete Perjonen fie eingejehen, daß der Druder 
und der Drucort genannt ſeyn müffen u. ſ. w. Dieje Anord- 
nungen wurden dann in die jüngfte Polizeiordnung 1577 aufs 
genommen. Die Schriften, auf deren Unterdrüdung die Genfur 
ging, waren Anfangs der angeführten Abficht gemäß bauptjächlich 
Schmähſchriften (dabei hatte man aber die Schmähungen gegen 
die andere Konfeffion und deren Anhänger im Sinne), doc 
erwähnt der NeichSabichted von Augsburg 1548 auch die, welche 
„der Lehre der chriftlichen Kirchen und den Reichstagsabſchieden 
nicht gemäß befunden”, der weitphäliiche Friede verbietet die 
Angriffe auf die Neligionsverträge des deutſchen Reiches, die 
Wahlfapitulation Leopold's I. endlich Alles, was mit den 
ſymboliſchen Büchern beider Meligionen, den guten Sitten, 
der Ruhe und der gegenwärtigen Verfaſſung des Reichs nicht 
vereinbarlih. — Die Meichögejeße wurden häufig von den 
Landesherren nicht vollzogen, daber wiederholt eingejchärft, 
auch oft ohne Erfolg. Häufig erließen fie aber auch felbit 
Verordnungen über die Kenjur. Die Cenſur wurde mitunter 
drückend ausgeübt — fo Elagt Moſer jelbit über Zuſätze, die ſich 
die Cenſoren erlaubten, — mitunter dagegen die Ausſchweifung der 
Preffe, wenn die Landesregierung fein Intereſſe dabei hatte, 
geitattet. Namentlich wurde die Kenjur in verjchiedenem Geiite 
geübt, je nach der Partei des Landesheren, in Fatholiichen 
Ländern gegen proteltantiihe Schriften, in evangeliichen gegen 
fatholiiche, ſpäter in erzbiichöflichen gegen päpftliche Schriften 
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(3. B. mainziſches Verbot der Schriften Bellarmin’s), in päpftlich 
gefinnten Ländern gegen die Schriften der Epiffopaliften. Neben 
der Cenſur beitand natürlich auch, jo weit fie noch nöthig werden 
fonnte, nachfolgende Konfisfation der Schriften und Beltrafung 
der Verfaffer (nicht, wie bei der fatholischen geiſtlichen Cenſur, 
auch der Lefer), namentlich waren die fatjerlichen Fiskale ver- 
pflichtet, wenn die Landesobrigfeiten ihre Schuldigfeit nicht ge— 
than, gegen Bücher und Verfaſſer bei den Neichögerichten ein- 
zuichreiten. Dafür war aber auch Beichwerde gegen ungerechte 
Cenſoren bei den Neichsgerichten ftatthaft. Unter den Proteftan- 
ten entſpann fich der Streit, ob eine Genfur in Beziehung. auf 
Doymen nicht gegen die Glaubensfreiheit jey. Die überhaupt 
die firchliche Aufficht über die Lehre verwarfen (Thomafius), 
mußten um jo mehr die Genfur hierüber verwerfen. Dagegen 
den Druck aufrührerifcher oder fittenwidriger Schriften nicht 
zu geitatten, hielt man allgemein für nothwendig. Erſt in der 
Periode der „Aufklärung“ kam man dazu, ſich gegen die Genjur 
überhaupt zu fträuben. Seit Ende des vorigen Sahrhunderts 
wurden die Stimmen der Schriftiteller und ihnen folgend der 
öffentlichen Meinung immer lauter für Preßfreiheit. Unter 
die wichtigiten Erweiterungen zu Gunften derjelben gehört die 
Ihon damals in manchen Ländern verfügte, daß die Cenſur 
unterlaffen und bloß eine polizeilihe Aufficht über die Ver: 
breitung gedrudter Bücher, ſohin Beſchlagnahme der für 
ſchädlich befundenen geübt wurde. 

In England hatte inzwiichen die Sache einen andern Gang 
genommen. Das Uriprüngliche tft auch dort die Cenſur und fie 
wurde dort grade in beionders gehäſſiger und unterdrücender 
Weiſe geübt. Schon unter den Plantagenets nämlich wurden 
ausnahmsweiſe gegen die Negel der Magna Charta Straffälle 
an den geheimen Rath gezogen. Daraus bildete Heinrich VII, 
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einen eigenen Gerichtshof aus hohen Kronbeamten und Biichöfen, 
der über politiihe und firchliche Vergehen ohne Gejchworene 
richtete — die Sternfammer. Diejer verhaßte exrceptionelle 
Gerichtshof hatte das Preßweſen unter ſich, Die Cenſur wie 
die Beltrafung der Preivergehen, und handhabte Beides in 
ftrenger, ja graufamer Weile. Als Karl I. ihn dem langen 
Parlamente opfern mußte, fielen Prebübertretungen nach ge= 
meinem Necht an das Schwurgericht. Aber die Cenſur beitand 
nichtö dejto weniger unter dem langen Parlament und unter 
Grommellfort. Karl I. bedurfte eines Cenſurgeſetzes, nicht 
um dieſes Inſtitut erſt zu Schaffen, fondern um e8 neu und ftrenger 
zu regeln, und namentlidy um die Organe dafür zu beftimmen, 
da er fich derer der Republik nicht bedienen konnte; die Bezeich- 
nung dieſer Drgane iſt auch Hauptinhalt defjelben. Dieß iſt 
die Licenſing-Akte von 1662. Diejelbe wurde jedoch, da man 
fich der Nejtauration nicht unbedingt hingab, nur auf beſtimmte 
Zeit bewilligt, und nad) wiederholter Erneuerung, jelbft noch unter 
Wilhelm II, wurde diefe endlich 1694 verweigert. Damit 
beitand denn Preßfreiheit, alſo nicht durch direkte Einführung, 
ſondern indirekt durch Nichtbewilligung der Erſtreckung des Genfur= 
geſetzes. Deßhalb wurde in dem Momente, der die Preffreiheit 
gab, gar nicht Bedacht genommen, etwa zugleich anderweite 
Sicherungen gegen Preßmißbrauch zu gründen, jondern die 
Beſtrafung des umerlaubten Angriffes auf Staat und Kirche 
oder auf Private — „Libells“ — blieb in ihrem bisherigen 
Verhältniß. Nun gab und gibt es in England fein Gejet über 
den Begriff und Umfang des Libells, es enticheidet daher Die 
jehr mannigfaltige Doftein und die Prarid. Die überlieferte 
Praris aber, an die die Nichter fich hielten, war meiltens die 
ſtrenge der Sternfammer, bis endlich durdy die Fox-Bill 1792 
die Jury ermächtigt ward, bei Libellproceffen nicht bloß über 
11.2, 32 
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die Thatſache (ob der Angeklagte Urheber der Schrift und 
ihrer Verbreitung), ſondern auch über den Nechtsbegriff, d. i. 
über die Qualififation der Schrift als Yibell zu urtheilen, wo— 
durch denn eine freiere Bewegung der Preſſe entitand. Bon 
da an ift der Charakter der Preßfrerheit in England entichie- 
den. Nur damit die gerichtliche Verfolgung nicht vereitelt 
werde, dient das von Pitt erwirkte Statut (1798) über An— 
gabe und Verantwortlichfeit des DVerlegers, Druders u. |. w. 
bei Zeitungen, das ſeitdem überall nachgeahmt wird. 

In Franfreih war die Preßfreiheit eine der eriten For— 
derungen und Thaten der Nevolution. Aber fie erlag bald der 
Macht der jeweiligen herrichenden Wartet, namentlic Napoleons. 
Erſt die Neftauration legte durch das Gejeß vom 9. Juni 1819 
den Grund dazu, ihr durch angemefjene Vorkehrung gegen 

ſtißbrauch eine dauernde Exiſtenz zu fichern, und die Zuli- 
vegierung vollendete dieſes Werk durch das Gejeh vom 9. Sept. 
1835 *). Die Cenſur ift durch die Eharte von 1830 für immer 
ausgejchloffen, die Preſſe bloß unter die Jury geitellt. Die 
Sicherungen gegen die Preffe aber find gemäß den Geſetzen von 
1819 und 1835 die folgenden: 

Durchgebildete und ftrenge Strafbeitimmungen über Ver— 
brechen, Vergehen und MHebertretungen der Preffe (bei. 1835) 
— jehr bedeutende Kautionen für die periodiichen Blätter (von 
50,000 — 120,000 Fr.) mit der Nebenbejtimmung, daß jeder 
Gerant jelbit Eigenthümer eines Drittel$ der Kautionsſumme 
jeyn muß (weil nur Eigenthum an die beitehende Ordnung 
knüpft) — jolidariihe Haftung aller Betheiligten — Abgabe 








*) Auf diefen beiden verftändigen Geſetzen beruhte das Inſtitut der 
Preffe in Frankreich, bis die Februarrevolution einen Zuftand zuerft der 
Zügellofigfeit, nachher der abfoluten gomvernementalen Beherrſchung der 
Preſſe herbeiführte. 
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eines Exemplars jeder Nummer an die Behörde (Präfekt, 
Maire) bei ihrem Erjcheinen, ohne daß das an fich die Ver: 
breitung aufhalten dürfte — Beichlagnahme der Schrift durch 
den Unterfuchungstichter unmittelbar auf erhobene Anklage — 
definitive Unterdrüdung der Schrift, welche Verurtheilung zur 
Folge hatte, und hohe Strafe auf deren weitere Verbreitung 
— Verpflichtung des Journals, jeden Gegenartifel von Seite 
der Regierung wie von Seite jeder in ihm angegriffenen oder 
genannten Privatperfon ohne Aufihub (lendemain) aufzu- 
nehmen, und zwar von Privatperfonen, joweit er nicht die 
Länge des Angriffsartifels überfteigt, unentgeltlich. — 

Danach find es zwei entgegengejette Wege, dem Mißbrauch 
der Preſſe zu begegnen. Der eine ilt der, die Verbreitung 
ſchädlicher Schriften zu verhüten — Cenſur oder Beſchlag— 
nahme; der andere der, die Verbreitung der Schriften ge— 
währen zu laffen und nur den Schuldigen Urheber zu betrafen — 
Prebfreibeit und Preßgericht. Beſchlagnahme, Unter: 
drüdung der Schrift kann auch bei letzterm Wege eintreten, 
aber nur als Folge der Berurtheilung des Urhebers und nachdem 
die Verbreitung bereits geichehen, alfo ohne daß diefer vorgebeugt 
wird; dagegen jede Hemmung einer Schrift bloß um der Qua— 
lität der Schrift willen (Gemeinſchädlichkeit, Gefährlichkeit), ohne 
daß der Urheber für ſchuldig befunden und beftraft wird, ift 
ausgeichloffen. Bei jenem Wege ift die Prefje ein Gegenftand 
der Verwaltung, der Polizey, nämlich der Fürjorge, dab nicht 
Schaden durch fie geſchehe; bei dieſem ift fie das durchaus nicht, 
ſondern fie ift hier bloß Gegenftand der Nechtöpflege und zwar 
der Strafrechtöpflege; es fragt fich, ob ein Verbrechen begangen 
worden, das muß beitraft werden, ein Erfolg der Preffe kommt 
gar nicht in Betracht. Man bezeichnet den Gegenja auch) 
als Präventiv- und Repreſſiv-Syſtem, was aber nur die äußere 
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Erjcheinung, nicht das innere Princip ausprücdt. Es gehört 
übrigens nicht bloß die Genfur dem Präventivſyſtem an, fondern 
auch die Beichlagnahme, jelbit nach längſt erfolgter Verbreitung, 
fo wie fie felbitftändig und nicht bloß als Folge ftrafrichter- 
lichen Erfenntnifjes gegen den Urheber ericheint. 

Die Charaktere der engliichen und der alten feitländiichen 
Prekeinrichtung ſtehen ſich alſo Scharf einander gegenüber: jene 
ift reines Strafrechtöinftitut, diefe veines Polizeyinftitut. Es 
find num aber nicht bloß mannigfache Beitimmungen innerhalb 
dieſes Grundcharafterd möglich (3. B. ob das Preßgericht der 
Jury oder den Nichterfollegien zufomme), jondern auch Modi— 
fifationen, durch welche das Inſtitut des einen Charafters fich 
dem andern annähert. Solche Modifikationen find in der 
neuern Zeit zur Ausführung gefommen. 

Eine Mtodififation des englischen reinen Strafrechtscharafterd 
der Preffe nämlich ift die franzöſiſche Einrichtung, nach welcher 
die Staatsbehörde vor Allen (au moment de la publication) 
ein Exemplar erhält und durch Anklage mitteljt des Nichters 
die vorläufige Beichlagnahme erwirfen fanıı. Hier verbindet 
fich die polizeyliche Fürſorge mit der ftrafrechtlichen Behandlung. 
Auf der andern Seite ift in neuerer Zeit eine Mopdififatton des 
feſtländiſchen Polizeyſyſtems ausgeführt worden dadurd), daß 
gegen die polizeyliche präventive Thätigkeit Berufung frei ſteht 
an richterlichen bez. adminiftrativefontentiöfen Spruch. Dahin 
gehört die Berufung an den Staatsrat wegen Beichlagnahme 
von Büchern in einigen ſüddeutſchen Staaten und die Berufung 
gegen Cenſurverfügungen in Zeitblättern an ein befonders dazu 
errichtete „Dbercenfurgericht” in Preußen *). 


*) Diefe Einrichtungen, die in der 2. Auflage näher bejchrieben und 
beſprochen waren, haben jett, da fie überall der Preßfreiheit gewichen 
find, fein Intereſſe mehr. 
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Wenn ſonach Modifikationen der beiden Syſteme der Preffe 
möglich find, durch die fie ſich annähern, jo bildet doch immer 
ihr fundamentaler Gegenſatz eine unausfüllbare Kluft zwiſchen 
ihnen: nämlich dort feine Hemmung der Schrift ohne Strafe 
ded Autors, bier Verhandlung bloß um die Schrift. Die 
Drdnung der Preſſe ijt dort immer eine Drdnung über Schuld 
eines Echriftitellers, hier immer eine Ordnung über Zuläffigfeit 
der Berbreitung einer Schrift. Die Entjcheidung zwiſchen 
beiden Wegen kann daher nicht umgangen werden. 

Das ftrafrichterliche Syſtem der Prefje bezeichnet man num 
als Preßfreiheit, das entgegengejeßte als Mangel derjelben, 
und zwar mit Grund; denn wenn auch der Umfang der freien 
Mittheilung bei dem einen wie beim andern Syitem davon 
abhängt, welchen Maaßſtab die gejeglichen Urtheiler über die 
Preſſe (Nichter oder Cenjoren) anlegen, und deßhalb die Preſſe 
oft unter der Genjur zügellos und unter dem Preßgericht 
unterdrückt ſeyn kann, jo gewährt Doch das ftrafrichterliche 
Spitem die beiden großen Begünftigungen: für's Erſte, daß 
eine Kundgebung des Gedanfens und damit eine Wirkung auf 
das Publikum (wenn auch nach Franzöfiicher Einrichtung jehr 
beichräntt) jchlechterdings unhemmbar tft, jo wie der Autor die 
Strafe auf fih nehmen will; und für's Andere, daß im Ver— 
hältniß zur Zeit und Lage der Dinge die Sphäre der Straf: 
barfeit des Autors nie jo weit ausgedehnt werden kann umd 
wird wie die Sphäre der bloßen Unterdrüdbarfeit der Schrift. 


$. 139. 
Die jet feititehende Anficht, daß die Genjur der Tages— 
preſſe ein schlechthin und überall Verwerfliches, ein Unduld— 


bares ſey, gehört zu der Einfeitigfeit des Zeitalter, das überall 
bloß die Freiheit und nirgend die Autorität bedenft. 
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Man gründet die unbedingte Forderung der Preßfreiheit 
einmal vom privatrechtlichen Standpunkt aus auf das angeborne 
echt des Individuums, ſeine Gedanfen überall äußern und 
mittheilen zu dürfen Bladftone — Erklärung der Menſchen— 
rechte von 1789). Allein ein unbejchränftes Necht diefer Art ift 
eine ebenjo willführliche Behauptung als überhaupt die unum— 
ichränfte Freiheit des Menjchen, Alles thun zu dürfen, was nicht 
unmittelbar einem andern Menjchen ſchadet. Es iſt aber auch 
die Preffe nicht eine Gedanfenmittheilung wie andere, ſondern 
eine folche, die fich jener wirfungsreichen Mittel der Verbreitung 
bedient, welche in den Anftalten der menschlichen Gemeinichaft 
liegen. Wenn daher auch der Einzelne ein Necht hätte, zu Iprechen 
was er wollte, auf den Gebrauch diejer Mittel der Gemeinschaft 
bat er doch fein angebornes echt, diefen Gebrauch fann er 
daher nur in Anspruch nehmen unter den Beichränfungen, welche 
die Nücficht auf den Wohlbeftand der Gemeinſchaft mit ſich 
bringt. Iſt das präventive Verbot, Waffen zu tragen, nicht 
auch eine Beichränfung meines natürlichen Freiheits- und Ei— 
genthumsrechts? und wer tadelt es? Sodann gründet man Das 
unbedingte Poſtulat der Preßfreiheit vom politischen Gefichts- 
punkt aus Darauf, daß fie der Schlußſtein des fonftituttonellen 
Syſtems jey. Die Preffe ſey nämlich die fette höchite Kontrofe 
zugleich für die geleßgebende und vollziehende Gewalt, und es 
fen daher widerſprechend nnd ungereimt, fie unter die Aufficht 
der Negierung zu ftellen, als derielben Macht, über welche fie 
die Aufficht führen joll. Das Argument läßt fich zurückgeben: 
es iſt ebenfo wideriprechend, daß Diejenigen, die vegteren follen, 
der Auflicht und Berunglimpfung der Regierten unterliegen 
jollen, ohne Schuß als wieder ein Gericht durch Negierte (Jury). 
Als den nothwendigen Schlußſtein des fonftitutionellen Syſtems 
kann man deßhalb die Preßfreiheit nur dann betrachten, wenn 
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man diejes Syſtem im Sinne der Volfsfonveränetät auffaht, 
wonach die Regierung der öffentlichen Meinung gradezu dienft- 
bar gemacht werden ſoll. In Wahrheit aber ift die Bedeutung 
der Preſſe im Fonftitutionellen Staate nicht die, daß die Journale 
unmittelbar die Regierung fontroliven jollen, Sondern die all- 
gemeine politiihe Bildung, die fie bewirken, wird die von der 
Gejammtnation zu übende Kontrole fördern; das aber hängt 
nicht von einzelnen unrichtigen Genfurftrichen ab. Die Kontrole 
in dem beftimmten Fall ijt vielmehr Sache der Yandesvertretung, 
die Veröffentlichung ihrer Verhandlungen ſoll auch feiner Hem- 
mung unterliegen. Ueber der Regierung und der geordneten 
Vertretung des Volkes das ungeordnete unorganiiche Element 
der Tageöpreffe als eine höhere Macht zu betrachten, tft eine 
Umfehrung des natürlichen Berhältniffes um jo mehr, als die 
Tagesichriftiteller Feinesweges die reinen Nepräjentanten der 
öffentlihen Meinung, d. 1. der Nation in ihren jammtlichen 
Ständen find, jondern jelbit ein einzelner beitimmter Stand 
mit feinen beitimmten Standesintereffen, und grade der am 
wenigjten jächlich der öffentlichen Drdnung und dem öffentlichen 
Wohlbeitande verbundene, der aber durch dieje eigenthümliche 
Thätigfeit den anderen Ständen häufig feine Anficht, wenn 
auch ihrer Stellung fremd, von außen aufdringt und fie mit 
fortreißt. — Dagegen aber fommt in Betracht: die politiiche 
Preffe, namentlich die Tagespreſſe, ift eine Art der öffent- 
lichen Mittheilung, fie bedient fich eines Organs, durch das 
nicht der Einzelne zum Einzelnen jpricht, jondern Einer zu 
Allen, zur ganzen Nation, und zwar, vermöge des täglichen 
Erſcheinens der Blätter, mit gleichzeitig augenblidlicher Ver— 
nehmung Aller gleich als in einer dazu veranftalteten Volks— 
verfammlung; und fie hat nicht die Angelegenheiten des Ein- 
zelnen (des Schriftitellers), jondern den öffentlichen Zuftand, 
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ja nicht bloß diefen überhaupt, jondern die unmittelbar vor 
liegenden beionderen Intereffen und Regierungsmaaßregeln zum 
Gegenftande; die Macht aber, welche fie hiefür beſitzt, ift nach 
allgemeinem Zugeftändniß unberechenbar. Eine ſolche unaus- 
gejetste öffentliche Nede über die öffentlichen Zuftände in ſtets 
bereit gehaltener Volksverſammlung von ſolcher thatlächlichen 
Gewalt fällt jowohl nad) allgemeinen Begriffen als nach der 
Rückſicht auf den Erfolg, wenn anders nicht jene ungeordnete 
Volksmaſſe, jondern die organiich geordnete Negierung herrſchen 
fol, in die Sphäre der beauffichtigenden und vorbeugenden, 
nicht bloß der ftrafenden Thätigfeit des Staates. Die lebte 
fann auch die Nachtheile ihres Mißbrauchs nicht bejeitigen. 
Denn es ilt faum möglich, bei einer allgemeinen Erregung der 
Tagespreſſe den zahlloſen Ueberichreitungen mit Anklagen nach— 
zufommen, und hat eben dieſe Nothwendigfeit, das Meifte un: 
geahndet zu laſſen, noch überdieß zur Folge, daß der Maaßſtab 
für die vichterliche Beurtheilung des Preßmißbrauchs je länger 
je lofer wird. Selbſt aber im Fall der Beltrafung wird (be— 
jonders bei öffentlicher Nechtöpflege) das Anfehen der Regie— 
rung dadurch untergraben, dab jeine Verletzung Gegenftand 
öffentlicher Verhandlung iſt, und wird Die anflagende Regie— 
rung durch die Vertheidigung, der als jolcher weiter Naum 
zufommen muß, meiſt viel härter verunglimpft als durch das 
erſte Vergehen. 

Dazu kommt nun die wirkliche Nichtung der Tagespreffe. 
Es handelt fi) nämlich bei der Genfurfrage gar nicht bloß in 
abstraeto um die möglichen Meinungen, die in der Preffe fich 
geltend machen fünnen und nicht beſchränkt werden jollen, fondern 
um die ganz beitimmten Intentionen, welche die politische Tages- 
prelfe in der Gegenwart vorherrichend verfolgt. Dieſe find 
unverkennbar die Abwerfung der geoffenbarten Neligion und der 
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auf fie gegründeten Kirche zu Gunften der Vernunftreligton ; 
dann die völlige Ungebundenheit der Individuen (Gewerbfreibeit, 
Freiheit dev Gutszertrümmerung u. ſ. w.); endlich die Herrichaft 
des Volkes bez. des befienden Bürgerftandes (bourgeoisie) 
über den König. Auf das Yebtere gehen alle die von ihr ver- 
fochtenen Suftitutionen hinaus, das ſogenannte „konſtitutionelle 
Staatsrecht” (dad etwas ganz Anderes it als wirkliche kon— 
ftitutionelle, jelbit engliiche DBerfalfung), das Schwurgericht 
u.).w. Bor Allem aber beruht hierauf die Art, wie über die 
öffentliche Autorität zu Iprechen unternommen, wie die entgegen- 
gejeßten Anfichten und die Männer, die fie vertreten, beuxtheilt 
werden. Was nun die Genfur zu hindern jucht, ift eigentlich 
nur die leßtere Tendenz, die firchliche Oppofition it in den 
proteltantiichen Staaten jo gut wie unbejchränft, und die Be- 
Itrebungen zu Guniten der individuellen Freiheit läßt man 
überall gewähren. Durd) die Genjur ſucht man nur zu ver: 
hüten, daß die Autorität der Negterung völlig berabgefest 
wird, und dab die Einrichtungen, die man für unverträglic) 
mit der Monarchie hält, oder an welchen man doc jetzt noch 
Bedenken nimmt, wenigitens nicht im Sturmjchritt durch 
die Prefje erobert werden. Die Tagespreife it in ihrer großen 
Mehrheit nichts Anderes als die tägliche gegenfeitige Auffor- 
derung: laßt uns die Zügel der Negierung an uns nehmen, 
laßt uns unſern (des Volks) Willen zur alleinigen Geltung im 
Staate bringen und den König zum bloßen Vollſtrecker defjelben 
machen. Blätter der entgegengejeßten Tendenz können fich 
überhaupt oder in irgend einer enticheidenden Zahl ſchwer halten, 
denn die Leſer und Bezahler wollen lejen, dab fie zu befehlen, 
und nicht, dab fie zu geborchen haben. Num fragt es fich, ob 
das Königthum fich gegen dieſe tägliche Selbftermunterung als 
eine jelbitftändige Macht wird behaupten fönnen ohne Genjur. 
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Wir wollen darüber nicht a priori urtheilen, jondern die Ge— 
ichichte foll zeugen. In England und in Frankreich, rühmt 
man, beftehe die Prehfreiheit ohne Schaden. Allerdings, aber 
feit wann? Eben ſeitdem jene Intention erreicht, der König 
verfaffungsmäßig zum bloßen Diener der Volfsmeinung ges 
macht ift. Da bedarf es freilich Feiner Cenſur mehr. Jetzt 
da die Leſer und Bezahler der Blätter, die Bourgeoiſie, die 
Gentry, ſelbſt die Negierung vorherrſchend befiten, muß die 
Preſſe ſchon nach natürlichem Geſetz (um Abjat und Anklang 
zu finden) die beitehende Ordnung vertreten und nicht fie zu 
ſtürzen fuchen. Sa es it jeßt dieſe herrichende Klaſſe jehr ge— 
neigt, zwar nicht die Freiheit der Preffe im Princip aufzugeben, 
wodurch man um dieſe politiiche Stellung wieder fommen fünnte, 
wohl aber fie in der Ausübung möglichit zu beichränfen. Hat 
nicht der König von Frankreich von der Bolfsrepräfentation 
die Septembergejeße erhalten? und bleibt dort nicht ein Mi— 
nifterium am Ruder, dem man worwirft, durch unverfaſſungs— 
mäßigen Einfluß auf das Schwurgericht die Preffe zu be: 
Ichränfen? Der dortigen Berfaffung fünnte nur von einer 
andern Seite her die Preßfreiheit bedrohlich werden, nämlich 
wenn das Proletariat den Befiern die Herrſchaft entreißen 
wollte und dafür jeine Preffe in Schwung ſetzte. Die Gefahr 
der Chartiſten- und Proletariatsprefle ift aber für die Macht 
der Beliter nicht von derjelben Gefahr, wie die der liberalen 
Preffe für die Macht des Königthums; denn einestheild kann 
das Proletariat jeiner Preffe nicht in demjelben Grade Ein- 
fommen und Anerkennung verschaffen, und andrerjeits find die 
Beſitzer, die überdieß immer auch den König hierin für fich 
haben, jelbit als Maſſe viel geficherter gegenüber dem Prole— 
tariat, ald der Monarch, der dem Bürgerthbum gegenüber nichts 
hat als den Glauben an jeine Autorität. Der jebige Sturm 
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nach Preßfreiheit iſt deßhalb zum Theil nichts Anderes als: 
das Bürgerthum ftreitet mit dem Königthum um die oberite 
Gewalt und ruft Letzterm zu: du ſollſt deinen Harniſch ab- 
fegen, damit ich vortheilhafter ftreite. 

Daß ein gewichtiges Bedürfniß für Erhaltung dev Monarchie, 
nicht etwa in ihrer Unumſchränktheit, ſondern nur in ihrer Selbft- 
ftändigfeit, der Genfur zu Grunde liegt, fann danach nicht be— 
zweifelt werden. Damit find aber ihre Mißſtände nicht verfannt. 

Ein gegründeter Einwand gegen die Cenſur betrifft die Ge: 
fahr für die freie geiltige Entwidelung, die in ihrem Weſen 
als Mittheilung hemmende Anftalt liegt. Die Cenſur hängt 
nämlich in ihrem biftoriichen Urſprung mit der Anficht zufammen, 
daß die Obrigkeit die Gedanfenentwicelung zu leiten, namentlich 
die Entitehung von Irrlehren abzuhalten habe. In dieſem 
Sinne iſt die Genjur von den Päpſten eingeführt worden, in 
demjelben, wenn auch minder deſpotiſch, wurde fie von der 
weltlichen Obrigkeit nachgeahmt. Es jollen die und die Mei— 
nungen, welche der herrichenden Religion oder den Abfichten 
der Negierfing zumwiderlaufen, nicht ausgeſprochen werden, und 
dieje bei ihrer Geburt ihr gegebene Richtung mag der Cenſur 
auch jet noch anfleben; dagegen nun ftraubt fich die Gegen— 
wart, und mit Recht, und von daher jchreibt ſich beionders 
der überlieferte Widerwille gegen fie. Wie die Obrigkeit über: 
haupt es nicht zu ihrer Aufgabe bat, die Gedanfenentwicelung 
zu leiten, fo fann es auch die Aufgabe der Cenſur nicht jeyn, 
in diefem Sinne auf die Preſſe einzumwirfen. Die Bedeutung 
der Cenſur darf deßhalb nicht darin geſucht werden, Schuß 
gegen die Untergrabung der wahren Gefinnung, ſon— 
dern nur Schuß gegen die Agitation und gegen den Angriff 
auf die Fundamente der beitehenden Ordnung zu gewähren. 
Das gilt für Staat und Kirche. Daher muß in jener Hinficht 
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die Vertretung jeder politischen Anficht und jedes Urtheils über 
die täglichen Ereigniffe und Manfregeln frei jeyn, abgehalten 
ſoll nur werden die leidenichaftliche Aufregung und die Unehr— 
erbietung; und muß im diejer Hinficht jede religiöfe und anti— 
veligiöfe Lehre ausgeiprochen werden können, abgehalten joll 
nur werden der frivole Angriff und die Aufregung der niedern 
unbeſchützten Klaffen gegen den Glauben. Es iſt eben Diele 
Marime, um deren willen in Deutichland jet fait allenthalben 
wiffenichaftliche Werke, Bücher, feiner Cenſur unterliegen, und 
die Konfisfation, die gegen dieſelben beiteht, in den jelteniten 
Fällen geübt wird. Kann man über religiöſe Preßbeſchränkung 
Elagen, wenn die Werfe von Strauß und Feuerbad frei 
find? Bücher wirken allmabhlig im Großen und Ganzen den 
Entwidelungsgang der Ideen, der dann wieder Staat und 
Kirche bejtimmt. Diejes wirklich geiltige Element joll nicht 
vorbeugender Einwirkung unterliegen und unterliegt ihr auch in 
Deutichland nicht. Dagegen Tagesblätter wirken augenblicklich, 
äußerlich, nicht Gedanfenbildung, ſondern Leidenichaften und 
Thaten; beugt hier die Obrigkeit vor, Jo überjchreitet fie nicht 
ihr Gebiet. Damit fallt auch der Einwand weg, dab die 
franfhaften und irrthümlichen Richtungen auch ohne Preßfreiheit 
entitehen und fich verbreiten. Das iſt nicht zu läugnen, und 
ihre Entitehung und Verbreitung joll auch gar nicht gehemmt 
werden. Aber fie fommen ohne fie nicht plößlich zu der äußern 
Gewalt, mit der fie die Ordnung erjchüttern oder vollends 
umftürzen, jo daß fie, ohne Zerftörung zu hinterlaffen, auch ebenjo 
mit der Zeit wieder bejeitigt werden fünnen. Es iſt unmöglich, 
durch Arznei die Kranfheitsentwicelung mit allen Ericheinungen 
auszuichließen, wohl aber möglich, fie durch Arznei zu mildern 
und von den edeliten Theilen abzuhalten, damit die Krije nicht 
den Körper zerftört. Aehnlich verhält es fi) mit dev Genjur. 
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Der andere gegründete Einwand gegen die Genjur betrifft 
die Willführ in ihrer Hebung. Meint man damit die 
nothwendige Unbeftimmtheit ihrer Normen, fo dürfte 
der Einwand von geringem Gewicht ſeyn. Allerdings läßt fich 
nicht durch allgemeine Begriffsbeftimmung die Gränze ziehen 
zwijchen zuläffiger Crörterung und unzuläſſiger Aufregung, 
zwilchen ſachgemäßem Tadel und Unehrerbietigfeit, und ift deß— 
halb ſelbſt bei mufterhaften Genforen ein großes Maa von 
Zufälligfeit und daher Ungleichheit der Beurtbeilung unver: 
meidlih. Allein ganz daſſelbe gilt auch bei Preßfreiheit vom 
Preigericht, ja gilt ebenfo von der Privatinjurtenklage. Auch 
das Libellgeſetz, auch der Begriff dev Injurie unterliegt noth- 
wendig derjelben Unbeftimmtbheit und aus demjelben Grunde. 
Die Wirkung und der Sinn einer Nede läft fich nicht Scharf 
begrängzen, wie Sinn und Wirkung einer That. Darum wird 
jeder Nichter über eine Handlung, ob fie 3. B. Diebftahl jey 
oder nicht, dafjelbe Urtheil fällen, nicht jo, ob fie ein Libell 
oder ob fie eine Injurie ſey. Derjelbe Grad von Zufälligfeit 
und Ungleichheit waltet noch in vielen anderen Sphären, fo 
3. DB. bei den Prüfungen für öffentliche Nemter. Die Gränze 
der Fähigkeit und Unfähigkeit oder der Grad derſelben läßt 
ſich nicht begrifflich abgrängen, und iſt es etwa ein größeres 
Uebel, daß ein Gedanfe eines Fournaliften unbillig geftrichen, 
als dab ein Rechts- oder ein Schulamtöfandidat unbillig ab— 
gewiejen wird ?*) Bekämpft man dagegen nicht diefe Zufällig: 
fett in der Anwendung der Genjurnormen, jondern die Willkühr 
in ihrer Zugrumdlegung, findet man den Mißſtand darin, daß 
die Polizey, deren Attribution die Cenſur tft, nad) Dienftin- 


*) Annähernd feſte Beftimmungen und dadurch gleihmäßige Uebung 
wird man fowohl für die Cenfur als fir ein Prefgericht nicht durch bloße 
allgemeine Geſetze, fondern durd Anlehnen an Präcedentien erwirfen können. 
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ftruftionen ftatt nach Gejeßen verfährt, ja der einzelne beftimmte 
Akt des Geniord ſogar von jpecieller Weiſung der oberiten 
adminiitrativen Behörde bez. des Fürften jelbit abhängt, dann 
ilt der Einwand völlig begründet; aber dann kann ihm auch 
abgeholfen werden. Eine Löſung von „der Perfon des Königs“, 
und Unteritellung der Genfur an „jelbititändige Behör— 
den“ habe ich deßhalb ſchon in der eriten Auflage (1837 ©. 230) 
als Ausweg bezeichnet. Dieb iſt ſpäter in Preußen in einer 
durchgebildeten Weile verwirklicht worden durch das Ober— 
cenjurgericht. Indem die Genjur aufhört, bloße Polizey- 
lache zu ſeyn und Adminiſtrativ-Juſtizſache wird ($. 138), 
fann der Vorwurf der Willkühr ihr nicht mehr gemacht werden. 
Eine alſo beftellte Cenſur, deren geleßlich ausgeiprochene Maxime 
nicht Schuß gegen irrige Gedanfenentwidelung, ſondern nur 
gegen Agitation ift, und die nicht polizeylich, ſondern adminiltrativ- 
contentiöß geübt wird, tft deßwegen nichts weniger als eine 
unduldbare Einrichtung. Trotz unzählige Mißgriffe im Ein— 
zelnen, die nicht ausbleiben können, wird ſie dennoch im Ganzen 
die Tagespreſſe in ihrer angemefjenen freien Haltung nicht ver- 
fümmern. Die freifinnigiten Männer früherer Zeiten, ein 
Platon oder ein Luther, würden fie jogar für Die ganz 
natürliche gehalten haben. Sie verhält fi) zu der englichen 
Prefreiheit etwa wie ein mehr antifes zu einem mehr voman- 
tiihen Drama. Dort ift der Staat zum Prineip gemacht, und 
den Individuen innerhalb jeines nothwendigen Baues Freiheit 
gefichert, hier ift die Freiheit des Individuums zum Prineip 
gemacht, unter Schranfen, die bloß nach ihm jelbit (jener Schuld) 
bemeijen find, und es foll Daraus fich dennoch die Harmonie 
des Ganzen erhalten. Das aber ift durchgehends der Unter: 
Ichted des Charakters unferer feftländiichen, namentlich deutichen 
Staaten gegenüber dem engliichen. 
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Ungeachtet dieſer principiellen Nechtfertigung der Cenſur 
ift doch eine gewilfe Dämpfung der Energie in der jchriftitel- 
leriichen Vertretung fonfreter Befugnilfe und Intereſſen und 
Beiprechung fonfreter Ereignilfe und Maaßregeln von ihr un— 
trennbar, und bleibt die Preßfreiheit immer an fich ein Gut, wie 
jeder Zuftand der Unbeichräntheit, dev ungebenimten Thätigkeit 
und Entfaltung. Dieſe tft daher, ſofern fie nicht höhere Interefjen 
gefährdet, ein anzuftrebendes Ziel. Nun jcheint aber die Zeit 
nahe bevorzuftehen, daß jelbit für den Schuß der öffentlichen 
Autorität die Preßfreiheit mit den gehörigen Bürgfchaften den 
Vorzug vor dem Präventivipftem verdient. Der Werth nämlich 
aller Einrichtung beftimmt ſich zugleich nach der Würdigung, 
die fie im Öffentlichen Zeben findet, und hängt im Erfolge von 
derjelben ab. Unter der jetzt herrichenden Stimmung ift es 
nun nahe daran, daß die Cenſur ihre Aufgabe gar nicht mehr 
zu löjen im Stande ift. Während die Genjur jelbit auf eine 
jo breite Bafis gedrängt ift, daß fie die Oppofition jo viel als 
gar nicht mehr behindert, ift es die Vorſtellung des Publikums, 
Daß nichts gegen die Cenſur auffommen fünne und daher das 
Bedeutendfte, was gegen die Negterung und die beitehenden 
Zuftände gejagt werden fünne, nicht geſagt ey. Das Vorhanden- 
jeyn der Genjur gibt darum der oppofitionellen Preſſe eine 
Stärke, die fie ſich jelbft zu geben nicht im Stande wäre, und 
da kann es zulebt wohl das Beſſere ſeyn, den fleinen Reſt von 
Schuß des obrigfeitlichen Anjehens und von Einhaltung ruhigen 
Tones, den die Genfur noch zu erhalten vermag, aufzuopfern 
gegen die Früchte, die aus dem Bewußtjeyn der Ungehemmtheit 
fommen. Es würde das noch die Vortheile mit ſich bringen, 
da durch das Erforderniß von SKautionen die Maſſe der 
kleineren Lofalblätter, welche die VBerflahung aufs Vollſtän— 
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digfte vollbringen, eingehen müßte, und daß der jchlechtere 
Theil der Tagesichriftiteller nicht mehr gegen die wohlverdiente 
Strafe dur die Obhut der Genjur gededt würde. Ja, da 
man lieber etwas innerhalb der Gränze der Sicherheit bleibt, 
würde vielleicht ein ordentlich gehandhabtes Preßgericht beſſere 
Wirkung thun, als es gegenwärtig die Genjur vermag. Sch 
fann danach feine rechtsphilojophiiche Nothwendigkeit der Preß— 
freiheit anerkennen, fondern nur bez. eine politiiche. Während 
vielfach behauptet wird, die Preßfreiheit tft in der Theorie der 
allein zuläſſige Zuftand, aber die Cenſur iſt thatſächlich ein un— 
vermeidliches Uebel, jo jage ich umgefehrt: die Cenſur ift in 
der Theorie ein gerechtfertigter Zuftand, aber die Preffreibeit 
wird thatjächlicdy ein unvermeidliches Wagniß, das aber aller- 
dings, wenn es gelingt, einen ohne allen Vergleich erfreulichern 
Zuftand bringt, als der beitehende der Genfur iſt. 

Die Bürgichaften der Preßfreiheit aber wären die beiden: 
ein möglichft ſcharf beſtimmtes und ftrenges Preßgeſetz (wie 
das vom 9. September 1835) und Nichter über die Tages— 
preffe von ähnlicher Qualität und Stellung wie das preußiiche 
Dbercenjurgericht. Dazu die ſämmtlichen Beitimmungen der 
franzöſiſchen Preßgeſetzgebung. 

Immerhin aber bleibt es der nothwendige Gang, daß die 
Cenſur erſt dann gänzlich falle, wenn die Verfaſſungsverhält— 
niſſe ihre feſte bleibende Ordnung erhalten haben. Man faßt 
gährenden Moſt nicht in ſchlotterige Schläuche, ſonſt zerſprengt 
er ſie. Auch iſt hiſtoriſch die Preßfreiheit der Feſtſtellung der 
Verfaſſungsverhältniſſe überall nachgefolgt, nicht vorausgegan— 
gen; jo in England, in Frankreich. 

So dürften dem deutjchen Verfaſſungszuſtand zwei Weijen 
entiprechen, je nachdem fich die Verhältnifje geitalten, entweder 
Cenſur unter den angegebenen Bürgichaften für die Freiheit und 
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das Necht der Shriftiteller, oder Preffreiheit unter den ange- 
gebenen Bürgichaften für die Ordnung und für die Monarchie. 
Dagegen tjt mit demjelben die Preßfreiheit in englijcher Weife, 
d. i. Preßgeriht dur Jury, nicht wohl vereinbar. Diefe 
Geitalt der Preffreiheit iſt nicht der Schlufftein der konſtitu— 
tionellen Berfalfung überhaupt, ſondern der Schlußſtein der 
engliichen Berfaffung oder des parlamentariſchen Princips, 
nämlich jener völligen Selbftregierung der Nation mit Zurück— 
drängung der Füniglichen Gewalt: eben deßhalb iſt ſie im Wider- 
ſpruch mit dem monarchiſchen Prineip, das bis jeßt das Centrum 
unſerer Verfaffung bildet. Der Schuß der beftehenden Ordnung 
gegen die Preſſe wird füglich bloß in die Hände des Volks 
(Jury) gelegt, wenn das Volk der Schwerpunft Diefer Ordnung 
ilt, dagegen wenn die Regierung der Schwerpunft Derjelben 
bleiben fol, jo müſſen Schußmittel gegen die Macht der Preffe 
beitehen, die nicht vom Belieben der Negierten abhängen. 
Haben dieſe (dad Volk, die Fury) die alleinige und abjolute 
Verfügung darüber, wieweit fie Schmähung der Negierung und 
Aufforderung zu Widerjegung zulaffen wollen, fo iſt offenbar 
eine Negierung, die ſich nicht unbedingt unter den Volkswillen 
jtellt, nicht möglich. Preßfreiheit mit bloßem Schwurgericht 
wandelt die monarchiſche Verfaffung in die volfsherrichaftliche 
oder parlamentarische um, das ift ein unvermeidlicher Erfolg. 
Man: kann der Anficht jeyn, daß die Stellung des Königs 
zum Volt, wie fie in der englischen und franzöfiichen Ver— 
fafjung enthalten ift, die wünjchenswerthe jey, man kann aber 
nicht der Anficht jeyn, dab die Preßfreiheit jener Länder mit 
der Stellung des Königthums in Deutſchland vereinbar jey. 


$. 141. 


Dad waren meine Betrachtungen 1846 bei der damals 
1.2 33 
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ichwebenden Frage über Prekfreiheit und Genjur. Die Ka: 
taftrophe, die ich als Intention und Erfolg der Tagesprefje 
bezeichnete, tft eingetreten. Das Königthum erlag dem Bürger- 
thum oder mittelft des Bürgerthums der Volksmaſſe, und nur 
durch die Gunft bejonderer Umftände hat es fich wieder auf- 
gerichtet. Die Preßfreiheit, damals ein „unvermeidliches 
Wagniß“ ift nunmehr eine beitehende Einrichtung, und es gilt 
von ihr in nod) höherem Grade ald von der Landesvertretung, 
daß es die Aufgabe tft, nicht fie zu bejeitigen, Jondern richtig 
zu pflegen, auf dab fie wirklich em „ohne allen Vergleich er- 
freulicherer Zuftand als die Cenſur“ jey. Auch die Sicherun- 
gen gegen die Prehfreiheit hat man in Deutjchland meiltens 
jo eingeführt, wie ich fie dort an der franzöſiſchen Gejeßgebung 
rühmte, inöbefondere die „vorläufige Beſchlagnahme“, dieſe 
„glückliche Verbindung polizeylicher Fürforge mit der ftraf- 
rechtlichen Behandlung” ift eine Hauptichußwaffe gegen die Preife 
geworden. Das Schwurgericht für Prefvergehen, vor dem ic) 
warnte, beiteht allerdings in Preußen (bis 1854), wenn auch unter 
einigen Einschränkungen. Seine Einführung für das geſammte 
Strafverfahren machte das auch falt unvermeidlih. Die außer— 
dem noch jeit Abjchaffung der Cenſur häufiger gewordenen und 
jelbit von den Kammern bewilligten Zuchtmittel — Verſagung 
des Poſtdebits, Entziehung der Buchhändlerberechtigung, Unter: 
drückung der ganzen Zeitjchrift bet wiederholter Verurtheilung 
—, möge die Vereinbarkeit derjelben mit dem ftrengen Begriff 
der Prehfreiheit auch mehr oder minder zweifelhaft ſeyn, find 
jedenfalls eine Beltätigung, dab die Preßfreiheit wirklich „ein 
Wagniß“ iſt, und daß es nicht möglich ift, „der allgemeinen 
Erregung der Tagespreffe mit (einzelnen) Anklagen nachzu= 
kommen“, ſondern die maffenhafte Erregung des öffentlichen 
Seiltes aud) in Maffe wirkende Waffen der Abwehr erheijcht. 
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Die damalige Abhandlung behält daher ihre unveränderte Gel- 
tung auch für den jeßigen Zuftand. Dagegen muß fich jet, 
nachdem die Prekfreiheit befteht, die Aufmerkſamkeit bejonders 
auf das richtige Verhalten der Negierung ihr gegenüber richten. 
In diefer Hinficht iſt Folgendes hervorzuheben: 

Für's Erite find kleinliche polizeyliche Chifanen, durch 
welche die Zeitblätter auf Umwegen vernichtet werden follen 
(wiederholte Beichlagnahme und Zurücbehaltung der Nummern 
u. dergl.), auch der jchlechteiten Prefje gegenüber zu meiden. 
Grades energiiches Einjchreiten mit den gejeglichen Mitteln 
und dabei ein Starker, gerechter, die Nothwendigfeit der Sache 
verfolgender Gang der Negierung, der auch von dev widerftre- 
benden öffentlichen Meinung ſich wenigſtens die moralische 
Achtung erzwingt, find die allein würdige und auch die allein 
fihere und nachhaltige Abwehr der Uebel. 

Fürs Andere hat die Negierung, nachdem der Kampf ber 
Geilter alſo freigegeben ilt, die Aufgabe: die gute Preſſe 
zu pflegen — durch merfennende Behandlung, Beförderung 
der hierin wirklich verdienten und würdigen Männer, Zuwen— 
dung amtlicher Mittheilungen bei Tagesblättern u. dgl. Man 
bat dem die Frage entgegengeitellt, was denn gute Preſſe ſey, 
ob etwa Die der eigenen Partei, wer darüber Nichter? Ich 
habe darauf geantwortet: „Wo der Glaube an die chriftliche 
Dffenbarung und die monarchiſche Treue den Grund der Ger 
finnung und die lebendige Triebfeder bilden, da tft gute Preffe, 
mag auf diefem Grunde Gold, Silber, Holz, Heu oder Stop: 
veln gebaut werden” (1. 8. 17. März 1854)*). Es iſt aber 


*) Fir Nepublifen gilt natürlich) die Treue gegen die verfaſſungs— 
mäßige Obrigfeit und gegen die Autorität der Iuftitutionen. Aber ein 
Antimonardift, wie Thomas Payne, gehört, aud) wenn er in Nord- 
amerika lebt und fchreibt, zur ſchlechten Preffe. 
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danach die loyale, die fonfervative Preffe zu pflegen, nicht 
die bloß gouvernementale, nicht die Preffe, welche „bie 
einzelnen augenblidlichen Maaßregeln der Regierung ftüßt, 
fondern welche jene Gefinnung fördert, auf welcher die Re— 
gierung zu allen Zeiten doch allein beitehen Tann.“ Das 
oberite Mittel für Pflege der guten Preffe ift darum die Ge- 
währ ihrer Unabhängigkeit. Das erfordert nun freilich Sorg- 
falt und Selbftverläugnung der Negterung, und die Selbit- 
verläugnung tft um fo größer, ald die Negierung bei entgegen- 
gejeßtem Verhalten, d.h. wenn fie die gute Preſſe, die immer 
unpopulär ift, bei Konflikten mit ihr unterdrückt, nicht bloß ihre 
eigene Maabregel fördert, ondern dazu noch grade an Popu— 
(arität gewinnt. Deßwegen will das auch den Negierungen 
am wenigiten einleuchten. Aber dieſe Sorgfalt und Diele 
Selbitverläugnung gehört zu den dringenditen Anforderungen. 
Die unzähligen Blätter, Flugichriften und Bücher, welche die 
tägliche Lektüre der Bevölferung find, deren Gedanken fie wie 
ihre Lebensluft einathmet, find mit wenigen Ausnahmen das 
Gegentheil von dem, was ich eben als die gute Preffe bezeich- 
nete. Sie machen es fich, nach dem euphemiſtiſchſten Ausdrud, 
zur Aufgabe, das Syſtem von 1789 zu realifiren. Es iſt das 
ein allmahlig wirfendes Verderben, und ihm fann und foll 
nicht durch ſtaatliche Maaßregeln — Cenſur, Beichlagnahme, ge— 
richtliche Verfolgung — geſteuert werden, dieſe freien geiſtigen 
Kräfte ſind nicht faßbar für ſo derbe Werkzeuge. Kann man 
den Sirocco durch Schlagbäume aufhalten? Dem entgegen 
bedarf es einer gleich geiſtigen Macht, eines gleich kräftigen 
Hauches, der die verdünſtete Luft reinige. Solcher heilenden 
geiſtigen Macht die Stätte zu öffnen, ihre Entwickelung zu för— 
dern, iſt darum entſcheidend für die Zukunft. Im früheren 
Zuſtande wurde die Preſſe kaum in das Bereich der Regierungs— 
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Angelegenheiten gezählt. Jetzt gilt fie in den größeren Staaten 
allerdings allgemein als eine hochwichtige Angelegenheit. Allein 
ed genügt nicht die bloß polizeyliche und felbft nicht die 
bloß parlamentariihe Behandlung der Preffe, mit 
welcher die Regierungen fich eifrig zu befchäftigen pflegen, in- 
dem fie eine minijterielle (offictelle, officiöſe) Preſſe errichten, 
jondern es bedarf vor Allem der edufatoriihen Behand— 
(ung der Preffe. Sie iſt ein Theil der Nationalerziehung, 
und follte danach nicht als bloßes Mittel für die Negterung, 
jondern ſelbſt als einer ihrer höchſten Zwede betrachtet, nicht 
den Drganen der äußeren polizeylichen Ordnung überlaffen, 
ſondern von den tieferen Staatömännern, die der Pflege der 
Bildung und fittlihen Gelinnung zugewendet find, überwacht 
und geleitet werden. — Es gibt jebt Kabinette, die für ihre 
Zwecke der Macht und des Einfluſſes alle Federn in Deutjch- 
(and in Bewegung zu jeßen veritehen und dadurch ohne Zweifel 
einen großen äußern Erfolg haben. Aber eine Negierung, 
welche ebenſo für die göttliche Ordnung die jchriftitellertichen 
Kräfte hevvorriefe und belebte, würde einen innern und nach— 
haltigen Segen wirfen, der, wie aller wahrhafte Segen, aud) 
den anderen Völkern zu Gute käme. 

Endlich darf die jet eingeführte Preffreiheit, die nur in 
den Mitteln der Handhabung vom frühern Zuftande 
unterschteden ift, nicht ald eine Abänderung des Maaß— 
ftabes angejehen werden. Es darf daher namentlich der 
Meinung nicht Raum gegeben werden, daß zufolge der Preb- 
freiheit alle Neberzeugungen gleiches Necht in der Prefje haben. 
Auch hiefür gilt nur die Freiheit, nicht die Gleichheit. 
Auch die unchriftliche und die republifanifche Anficht ſoll in 
unferen chriftlichen und monarchiſchen Staaten die freie Aeu— 
ßerung in der Preffe haben; aber nicht die gleiche wie Die 
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hriftliche und die monarchiſche, namentlich nicht die gleiche im 
Bekämpfung ihres Gegenſatzes. Man darf nicht meinen: weil 
die Polemik gegen den Demofratismus und Nationalismus 
unbegrängt frei Steht, jo müſſe auch im gleicher Weiſe die Po: 
lemik gegen die monardhiiche Loyalität und gegen den chrift- 
fichen Glauben unbegrängt frei Itehen, oder aber auch jene 
beichränft werden, — es dürfe gegen die Deutichfatholifen 
und Neformjuden nur in dem Tone geichrieben werden, als 
dieſe wieder gegen die chriftliche Kirche jchreiben dürfen —, 
was gegen die Nationalverfammlungen von 1848 erlaubt ift, 
ſey e8 auch gegen die deutjchen Negierungen —, dürfe man über 
das Wahlrecht aller jelbitftändigen Eingebornen ſpotten, fo 
auch über die Heiligkeit und Unverleßlichfeit des Königs. 
Privatmeinungen und Privatbeitrebungen find im Staate und 
in der Preſſe frei. Aber die öffentlichen Inſtitutionen der 
Obrigkeit und der Kirche find nicht bloß frei, jondern gehei- 
ligt. Der Ton der Entrüftung, des Hohnes, die Sprache zur 
Erregung der Maffe iſt gegen jene und unter ihnen jelbft 
wechjelfeitig, aber nimmermehr gegen diefe zuläffig. 


Siebzehntes Kapitel. 
Die Erflärung der Redte. 


8. 142. 

Der Menſch hat dem Staate gegenüber nicht bloß Pflichten 
des Gehorfams und der Leiftung, ſondern auch Nechte, und 
dieje Nechte leiten fich nicht bloß von der Staatsordnung ber, 
jondern fie find in der höhern Ordnung der fittlichen Welt 
begründet, nicht minder als das Anjehen des Staates ſelbſt. 
Die Stantsordnung gibt diefen Nechten ebenio wie der Gewalt 
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der Dbrigfeit nur ihre Beftimmtheit nach Inhalt und Umfang. 
Zum Gegenitand haben diefe Nechte des Menfchen zunächſt die 
Sreiheiten und Güter jeines unabhängigen Da- 
ſeyns, die auch im Staate nicht aufhören dürfen, wie das 
Leben, die natürliche Freiheit, das ganze Gebiet des indivt- 
duellen Yebensberufes; nicht minder aber auch die Freiheiten 
und Güter feines gejellihaftlihen Daſeyns, das 
ift die Wirkſamkeit auf die Gefellfchaft, zu der der Menſch 
berufen, und die jtofflichen und fittlichen Leiſtungen der Gefell- 
ſchaft, auf die er angewieſen iſt, aljo zugleich jeine Wahrung 
im Staate und jein Genuß am Staate ſelbſt. So z.B. 
gehören in ihr Bereich nicht bloß die Freiheit der Ausbildung, 
jondern auch die Freiheit der Preffe und die Fähigkeit zu 
Staatsämtern, nicht bloß die Sicherung gegen Haft, fondern 
auch prompte Juſtiz. Es tit nun eine höhere Ausbildung der 
Staatsordnung, daß dieſe Freiheiten und Güter nicht bloß 
thatjächlich gewährt, ſondern grundſätzlich ald Nechte anerkannt, 
und daß fie, joweit fie in Zweifel gezogen oder verjagt waren, 
ausdrücklich verbürgt werden, namentlich durch Feſtſetzung der 
Gränze, welche die Obrigkeit in ihrer Fürſorge für das Def- 
fentliche ihnen gegenüber nicht überichreiten darf. Das tft die 
Bedeutung der „Erklärung der Rechte“. Es find alſo 
die den Unterthanen anerkannten und ausdrüdlich zugeficherten 
Rechte gegenüber der Staatsgewalt. Sie find eine vechtliche 
Schranfe gegen die Regierung, eine moraliiche jelbit gegen die 
Geſetzgebung. Kraft derjelben it dev Menſch im Staate nicht 
bloß Unterthan, jondern auch Staatsbürger, er hat eine Sphäre, 
in welcher nicht fomohl er dem Staate unterworfen, ald viel- 
mehr der Staat ihm verpflichtet it”). 


*) Im Alterthum bedeutet die Bezeihnung „Staatsbürger“ (civis) 
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Aber auch auf die Inftitutionen, welche dem Staate un— 
terthan find, dennoch aber unverbrüchliche Nechte ihm gegen- 
über haben, jey es Fraft unwandelbarer göttlicher Ordnung, 
wie die Kirche, ſey es fraft natürlich gejchichtlicher Ordnung, 
wie die Gemeinden und Itandiichen Korporationen, hat aus 
gleihem Grunde die Erklärung der Rechte je nach Bedürfniß 
fi) auszudehnen. 

Dem Alterthum it die Erklärung der Rechte fremd. Sie 
war nicht möglich in den Dejpotieen des Drientd wegen der 
unbegrängten Herrichergewalt, nicht möglich in den griechtichen 
Republiken, weil unbegrängte Hingebung an den Staat grade 
ihre innerfte Triebfeder ift. Aber auch in Nom, wo der Bürger 
ein unabhängiges Gebiet von Privatrecht und Privatfreiheit 
hatte, war daffelbe doch nicht als eine Forderung jeines Nechts 
gegenüber der Staatsgewalt anerkannt und ausprüdlich betont. 
Es gab daher dem entiprechende Gelege (wie fie z. B. nad) 
der Seceifion der Plebs auf den heiligen Berg gegeben 
wurden), aber nicht eine Erklärung der Rechte. Das Sakro— 
janfte lag zuleßt doc im Geſetze, das man erwirfte, nicht in 
dem eigenen Necht, das man zur Anerkennung brachte. Es 
war vielleicht Ichon daſſelbe im Erfolge aber nicht im Geiſte. 
Die Erklärung der Rechte in diefem fpecifiihen Sinne, daß die 
Dbrigfeit den Untertanen nicht bloß unter ihr, ſondern als zugleich 
ihr gegenüber und gleichlam außer ihr ein Gebiet der Unverletz— 
lichkeit zufichert gegen fich jelbft, ift ein Erzeugniß des germantjchen 
Geiſtes. Hier ift der Menſch nicht bloß Theil im architefto- 
nischen Bau des Staates, ſondern von abjolut jelbftitändigem 


die eigene Theilnahme an der Staatsgewalt, hier bedeutet es die Berech— 
tigung gegenüber der Staatsgewalt. Dort galt der Begriff nur fir die 
beftimmte Staatsform der Nepublif, hier für den Staat überhaupt in 
jeder Geftalt. 
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Dajeyn, und find die Neiche auf uriprüngliche Independenz 
gebaut, welche fie einjchränfen aber nicht aufheben. Im Chri: 
ftenthum findet die Erklärung dev Rechte ihre tiefere fittliche 
Begründung, da es den Menfchen nach feinem innerften Dafeyn 
über den Staat erhebt und unmittelbar an Gott bindet. Die 
neuere Zeit hat den Gedanken derfelben zu der Bewußtheit 
und Steigerung gebracht, daß es ihr Inhalt und Ziel iſt, 
nicht bloß den Unterthban gegen Mißbrauch der Obrigkeit zu 
Ihüßen, jondern die volle perjönliche Eriftenz des Menjchen 
innerhalb der Staatsordnung zu wahren. Diejer Gedanfe tft 
nur zuletzt in verfehrter Weiſe durchgeführt worden, und 
darum bedarf er jett der Sichtung und Berichtigung. 


8. 143, 


In dem frühern feitländiichen, namentlich deutichen Zu— 
ftande fehlte nicht die Anerfennung der Unterthanenrechte, aber 
fie hatten noch nicht den Umfang, bejonders für die geringeren 
Klaffen, und die Zuficherungen (Landesfreiheiten u. |. w.) wur- 
den mehr den Ständen und der Yandichaft als den Einzelnen 
ertheilt. Es iſt England, von wo aus die „Erflärung der 
Rechte" ihren Zug über die Welt nimmt. 

Die Beranlaffung war aud) in England die allgemein 
germaniiche Sitte, daß der Fürſt das bereits beftehende Necht 
des Landes wiederholt beitätigte, beſonders wenn es Anfech- 
tung erfahren hatte. Allen in England enthielt von Anfang 
an dad Necht des Yandes, mehr als anderwärts üblich war, 
Freiheiten und Sicherungen des Einzelnen (3. B. das Ge— 
noffenichaftsgericht der Magna Charta), und hauptjächlich die 
Beftätigung deſſelben erhielt dort jpäter einen eigenthümlichen 
Charakter. Während e8 nämlich jonft das Gewöhnliche war, 
nur allgemein „die Nechte und Freiheiten”, oder wenn man 
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Beionderes hervorheben wollte, nur die betreffenden Urkunden 
(Freibriefe) zu beitätigen, ftellte das engliiche Parlament eine 
Reihe beftimmter Rechte und Freiheiten aus den Urkunden und 
dem Herfommen zujfammen, und ließ fie fo außerhalb der ur: 
ſprünglichen Verbriefung unmittelbar nach ihrem Inhalt, eben 
damit aber auch in einer neuen, dem Yande gimftigen Aus— 
legung und Feitießung vom Könige beftätigen, zuerit unter 
Karl I. (petition of right 1627), dann unter Wilhelm III. 
Das iſt die berühmte „Erklärung der Rechte“ (bill and 
declaration of rights and Jiberties of the Subjects ete. 
1689), welche in England ſelbſt den Abſchluß macht und das 
Vorbild für andere Neiche wurde. 

Zwei Züge find an diejer Erklärung der Nechte beſonders 
als bezetchnend hervorzuheben: Für's Erſte enthält fie neben- 
einander Nechte des Einzelnen (z.B. Schwurgericht, Petitions- 
recht) und Nechte des Parlaments (z. DB. jeine Zuftimmung 
für Errichtung eines Heeres), Beides zujammen iſt eben die 
Unterthanenftellung gegenüber dem König. Für's Andere find 
es lauter bereits beitehende, meift auch in früheren Urkunden 
verbriefte Rechte, und die feierliche Erklärung derjelben hat nur 
die Veranlaffung und den Zweck, daß fie beitritten oder miß— 
achtet worden, und nun aufs Neue verbürgt oder in zweifel- 
haften Punkten zu Gunſten des Landes entichteden werden 
jollen. Die Verlegungen, welche zu der Deklaration veran- 
laßten, find ſogar jelbit in derielben angegeben, und Nechte, 
die nicht verleßt wurden, 3. B. Verfammlungsrecht, was man 
jett für ein Hauptrecht hält, find auch nicht in die Deflaratton 
aufgenommen. ben dadurch find die zugelicherten Nechte 
durchaus poſitiv-rechtlich (coneret) und die Zuficherung nach 
Sinn und Umfang völlig beitimmt und deutlich. 

Diejes englische Vorbild der Erklärung der Nechte haben 
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num die Nordamerifaner, als fie fi) zu unabhängigen Staaten 
fonftituirten, befolgt, jedoch, vermöge des Einfluffes der philo— 
ſophiſchen Gedanfen der damaligen Zeit, in einer wejentlichen 
Abänderung. Ste haben aus den Nechten des Unterthanen 
und des Parlaments Nechte des Menihen und Bürgers 
gemacht, daher einerſeits ſyſtematiſch richtig das ausgeichieden, 
was Necht des einzelnen Staatsbürgers, von dem, was At: 
tribution des Parlaments iſt, andrerjeitS aber, außer mehreren 
jener fonfreten praftiichen Nechte, die fie nach ihrer angeftammten 
engliihen Natur doc immer vorzugsweile im Auge hatten, 
auch noch ganz allgemeine Lehrſätze oder Deduftionen von 
Staatöwegen ausgeiprochen, ald 3. B.: „Alle Menſchen find 
frei und gleich geboren, und haben gewiſſe natürliche, wejent- 
liche und unveräußerliche Nechte, worunter das Necht gezählt 
werden muß, ſich des Lebens und dev Freiheit zu erfreuen, 
Eigenthum zu erwerben und nad Sicherheit und Glückſeligkeit 
zu trachten." „Die Negierung iſt eingejeßt für das Gemein- 
wohl, zum Schuß, zur Sicherheit, Wohlfahrt und Glückſelig— 
feit des Volks.“ Eine Parallele hierzu bietet das ungefähr zur 
jelben Zeit, wiewohl unter ganz verichiedenen Verhältniſſen, 
abgefaßte preußige Allgemeine Landrecht. Solde allgemeine 
Beitimmungen, obwohl deren nicht jehr viele, und dazu noch 
die engliſchen Rechte — Petitions-, Berfammlungsrecht, Preß— 
freiheit, Jury, Sicherung gegen Durchſuchung der Wohnung 
u. ſ. w. — enthält die Verfaſſungs-Urkunde faſt jedes Staates 
von Nordamerika. Die Unions-Urkunde ſelbſt aber hat alle 
ſolche Rechte zuerſt gar nicht aufgenommen; erſt ſpäter (1791) 
wurden ihr durch Amendements mehrere, die von praktiſcher 
Natur ſind, niemals jene allgemeinen Sentenzen, beigefügt. 
Die Unions-Urkunde in dieſer ihrer gegenwärtigen Geſtalt 
kann deßwegen durch ihre Nüchternheit und Verſtändigkeit und 
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ihr Maaß als mufterhaft in der Art der Feftießung jolcher 
Rechte des Staatsbürgerd gelten. 

In der franzöfiihen Konftituante war man von jenem 
philosophischen Vorgange Nordamerifa’s entzückt und folgte ihm 
mit der ftärfiten Webertreibung. Während man fich unausge- 
jet und feierlich verwahrte, nicht metaphyſiſche, ſondern nur 
praktische Nechte aufitellen zu wollen, ftellte man in der Er: 
klärung der Nechte des Menjchen und Bürgers obenan hohle 
und dazu verfehrte naturrechtliche Deduktionen, z. B.: „Die 
Freiheit beiteht darin, Alles thun zu fünnen, was einem An— 
dern nicht ſchadet. Alſo bat die Ausübung der natürlichen 
echte des Menſchen feine Gränzen als diejenigen, welche den 
übrigen Gliedern der Gejellichaft den Genuß diefer nämlichen 
Rechte fichern." Im den wirklich praftiichen Feſtſetzungen aber 
enthält die franzöfiiche Erklärung Itatt jener geficherten Unter: 
thanenftellung, welche in der englischen gewährt ift, das Syſtem 
der Auflöfung, das die Revolution unter Freiheit und Gleichheit 
veritand: Abſchaffung der Pairte, der Zünfte, Korporationen, 
Lehnsrechte u. ſ. w. Der Titel von den Nechten des Menjchen er— 
hielt nun durch alle die verjchtedenen Eharten hindurch mannig— 
fache Faffungen; zuleßt in der Charte der Neftauration lie man 
den theoretiichen Schwall größtentheild weg und beichranfte fich 
auf wenige praftiiche Beltimmungen, und ihrem Beiſpiele folgten 
dann die deutichen Konltitutionen vor dem Sahre 1848. Sie 
enthalten gleichfalls einige allgemeine oft nichtsjagende Senten— 
zen, 3. B. Gleichheit vor dem Geſetze, und ſodann einige praftifche 
Rechte und Freiheiten, deren Werth großentheild davon ab— 
hing, ob außer dem betreffenden Paragraphen der Konftitution 
noch Geſetze beitanden, diejelben in angemefjener und hinret- 
chender Weile zu fichern, 3. B. die Umverletlichfeit des Eigen- 
thums, die Gewährleiftung des ordentlichen Nichters. Auch 
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die deutſche Bundesafte enthält eine Erklärung der Nechte für 
die Unterthanen in allen deutichen Yanden, zwar von ſehr ein- 
geichränftem aber durchaus praftiich =juriftiihem Charakter, 
3. B. Freiheit der Auswanderung, Sicherung der drei In— 
Stangen, politiiche Gleichberechtigung der chriftlichen Glaubens— 
genoſſen. 

Da kam die Kataſtrophe von 1848. In Folge derſelben 
wurde ſchon in den einzelnen deutſchen Landen die Erklärung 
der Rechte, bez. der Titel in der Verfaſſungs-Urkunde von den 
Rechten der Staatsbürger, durch neue Zugeſtändniſſe oft in's 
Ungemeſſene vermehrt, man befolgte dabei vielfach die belgiſche 
Konſtitution gleich als das neueſte Muſter, vollends aber wurden 
für das geſammte Deutſchland durch die Nationalverſammlung 
zu Frankfurt „die Grundrechte der Deutſchen“ ver— 
kündet, welche ſowohl an Ausdehnung als zum Theil an zer— 
ſetzender Wirkung Alles überbieten, was in dieſer Art bis da— 
hin in der Geſchichte vorhanden war. Es ſind dieſe „Grund— 
rechte der Deutſchen“ eben nichts Geringeres, als die vollſtän— 
dige Durchführung des Princips der Märzbewegung *). 


‘ $. 144. 


Das Ergebniß dieſer vor uns liegenden gefchichtlichen 
Entwidelnng iſt das folgende: 

Es jollen Rechte der Unterthanen gegenüber der Staats- 
gewalt anerfannt und unverbrüchlich gewahrt feyn (3. B. Ge— 
wifjensfreiheit, Schuß des Eigenthums, Freiheit dev Auswan— 
derung, gewilfe Umverleßlichfeiten gegenüber der Kriminal- und 
Polizeygewalt, ein gewiſſes Bereich freier öffentlicher Wirk— 


*) Die ausführlihe Nachweiſung deffen gibt meine Schrift: „Die 
deutſche Neichsverfaffung nad den Bejchlüffen der deutſchen National- 
verſammlung u. |. w.“ (Suni 1849) ©. 62 f. 
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jamfeit von Preffe und Vereinen, deigleichen Nechte der Kirche, 
der Kommunen u. |. w.) 

Es iſt auch eine urkundliche Verbriefung diejer Nechte — 
„Erklärung der Rechte“ — gut und eriprießlich, ſey es ald 
befonderer leyislativer Akt oder ald Titel einer VBerfaffungs- 
Urkunde, ſey es in Beltätigung bereits beſtehender, in anderen 
Geſetzen ypräcilirter Nechte, oder in Erweiterung oder neuer 
Verleihung. Jedoch müſſen immer die Nechte beitimmt (con- 
eret, pofitiv) und deutlich bezeichnet und begränzt und von ge— 
genwärtiger Feftfeßung ſeyn — nicht Doftrinen, allgemeine 
Grundſätze, Verheißungen ($. 83) — und joll die Erklärung 
nur einzelne echte enthalten, die eben bisher angefochten oder 
gar nicht gewährt waren, nicht eine erichöpfende Kodifikation 
aller Nechte der Unterthanen. 

Die Nechte find nicht in dem Charakter zu erklären, dab 
fie ihre Geltung im Staate aus dem „Menſchenrechte“, jtatt 
aus der Gewährung des Staates, und daher auch ohne, ja 
gegen die Gelee des Staates als „unveräußerlich und unver: 
jährbar“ haben, wohl aber in dem Charakter, daß fie Grund 
und Ziel in dem Menfchenrecht haben, d. i. nicht bloß in dem 
Schutze gegen Ungejetlichfeit der Dbrigfeit, jondern in der 
Gewähr der vollen menschlichen Perjönlichfeit innerhalb der 
Staatsordnung. Ste haben daher in der Gegenwart nicht 
bloß die Bedeutung, dab der Fürft fie dem Lande gewährt 
wie. ehedem, jondern auch, daß der Staat fie dem Staatsbürger 
gewährt. Demgemäß hat jest die Erklärung der Rechte füglich 
nur dad zu umfallen, was Recht eines jeden Staatsbürgers, 
nicht gleich der englilchen Deklaration auch das, was Recht der 
Landesvertretung ift. Denn Beides zujammen bezeichnet eben 
das Necht des Landes gegenüber dem König, Erfteres allein 
aber das Necht des Menjchen gegenüber dem Stante. 
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Die Erklärung der Rechte darf die Gerechtiame und 
Freiheiten des Unterthanen nur als Feftiegungen innerhalb der 
Staatsordnung verfünden, jo dab die anderen Feftjegungen 
der Verfaſſung, z. B. über obrigfeitliche Gewalt, Kirche u. ſ. w. 
als gleich fundamental neben, ja über ihnen beftehen, wie in 
England. Es ift eine Verirrung, wenn die Nechte des Staats- 
bürgerd als das Fundament des Staates jelbit verfündet 
werden, jo dab alles Andere — Obrigkeit, Kirche u. ſ. w. — 
feine felbititändige Geltung mehr hat, jondern nur nad) ihnen 
bemefjen wird, wie es in der franzöſiſchen Erklärung beißt: 

„der Endzweck aller politiichen Gejellichaft ift die Er- 

„baltung der natürlichen und unverjährbaren Menſchen— 

„rechte“, 
und dadurch auch wirklich andere Staatsordnungen (z. B. der 
Cenſus für das Aktiv-Bürgerrecht) in Zweifel gezogen wurden, 
ob ſie den Menſchenrechten nicht entgegen, ja der ganze Bau 
der früheren Ordnung für unverbindlich galt, weil er kein 
Poſtulat der Menſchenrechte war. Es iſt ebenſo eine Verir— 
rung, wenn die Erklärung der Rechte die geſammte Staats— 
ordnung jelbit umfaßt und feitjeßt, wie das in den „rund: 
rechten der Deutſchen“ geichehen iſt, welche im Weſentlichen 
die Grundzüge des ganzen Gerichtöwejens, Schulwejens, der 
Landesverfaffungen u. ſ. w. enthalten. 

Shrem Erfolge nad joll die Erklärung der Rechte ein 
Schuß des Menjchen gegen den Staat, aber nicht eine Preise 
gebung des Staates an die Menjchen jeyn. Es müſſen daher 
namentlich die Sicherungen gegen die Kriminal- und Polizey- 
gewalt nur ein Mittel für die Freiheit des einzelnen 
Unterthbanen ſeyn, dab er nicht ungerecht Strafe oder Haft 
leide, nicht in jeinen Beitrebungen von Willkühr und Be- 
ichränktheit der Behörden abhänge; aber nicht, wie die Bewe— 
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gungspartei e8 anftrebt, ein Mittel für die Macht des 
Volkes als Maſſe, dab die Obrigkeit gegen Vereine und 
Perfammlungen nicht einichreiten, den Hochverräthern und Auf- 
wieglern nichts anhaben könne, alſo ein Mittel, ungehindert 
Dppofition, ungehindert Nevolution machen zu fönnen, daß 
das Volt Herr über die DObrigfeit werde. Aber auch auber- 
halb diefes Bereichd der mechanischen Ordnung darf der Schuß 
der perfönlichen Freiheit nicht jo ungemeſſen jeyn, daß dadurd) 
die Gemeingüter der Nation gefährdet werden. Ja dieſe Ge— 
meingüter müſſen vielmehr jelbit gleichfalls als ein Recht des 
Staatöbürgerd betrachtet werden, und eine wahrhafte Erklä— 
rung der Nechte dürfte deßhalb nicht, wie die jeit 1789 bis 
jet, für folche Verhältniſſe die Zerſetzung, Jondern die Erhaltung 
und die gegliederten Bande zufichern, jo 3. B. nicht die unbe— 
gränzte Theilbarfeitt und Veräußerlichkeit des Grundbeſitzes, 
jondern vielmehr die Umeinziehbarfeit gewiſſer Höfe und die 
ausjchliegliche Erbfolge, nicht die Allen gleiche Fähigkeit zum 
Lehramte, jondern die chriltliche Schule u. |. w. Bedurfte fonft 
dad Land der Bürgichaften gegen die obrigfeitlihe Willführ 
und die Enge der Emrichtungen und den Gewiljensdrud‘, jo 
bedarf es derjelben jetzt noch weit mehr gegen die Gefahr der 
Anarchie, der Deftruftion, dev Entchriftianifirung. 

Das find die allgemeinen Gefichtspunfte für die Erklärung 
der Rechte. Welche Nechte aber im Bejonderen fie zufichern joll 
und in welchem Maaße, darüber kann die Entſcheidung nur 
aus der Natur des betreffenden Gegenftandes geichöpft werden. 
Die Erörterung darüber ift denn auch in diefem Buche überall 
an ihrem Drte gegeben. Auch hängt dad mit won der fitt- 
lichen Fähigkeit der Bevölkerung ab (II. 8. 11). 

Die Erklärung der Nechte und die Landesvertretung — 
das find die beiden Momente der Eonftitutionellen Monarchie. 
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Beides find politiiche Wahrheiten und Güter. Gleichwie die 
Landesvertretung nicht bejeitigt, jondern aus einer Macht der 
Zerſetzung und der Auflehnung in eine Macht der Erhaltung 
und der Loyalität umgewandelt werden foll ($. 124), jo auch 
it es die Aufgabe, nicht auf die Garantieen des Nechts zu 
verzichten, jondern den Garantieen des falichen Mechts vie 
Öarantieen des wahren Rechts an die Stelle zu jeßen. 


Arhtzehntes Kapitel. 


Das Bolf und die Fehre von der Bolfsjouveränetät. 


$. 145. 


Die Stellung des Volks, der Einzelnen wie der Gejammt- 
maſſe, tft, wie aus bisher Gelagtem erhellt, zunächit die, daß 
es dem Staate, diejer ethiſch-rechtlichen Drdnung, und deſſen 
verfaffungsmäßigen Obrigfeiten unterthan tft. 

Der Souverän jowohl ald das Gejeg (die Verfaſſung) 
haben ihr Anjehen nicht durch das Volk, jondern über ihm 
und unabhängig von ihm. — Es iſt in der Monarchie der 
König eine Ichlechterdings jelbititändige erhabene Macht über 
dem Volk, und ein König unter ver Souveränetät des Volks 
ein Ungedanfe*), und eine joldye iſt nicht minder in der Re— 
publif, auch in der Demokratie, die geordnete Volksverſamm— 
lung und die Magiftratur je nad) ihren bejtimmten Sphären. 
Auch bier ift nur die verfaſſungsmäßig Eonftituirte und ver— 


*) Das Lüherlihe diejes Gedanfens hat Louis Philipp auf das 
Trefflichfte gerügt, da er, wegen einer Volksbewegung abgerufen und dann 
vom Balkon in den Saal zuricgefommen, der beunruhigten Gejellichaft 
verficherte: „es war nichts als der Souverän, der ein paar Worte mit 
dem König fprechen wollte.“ 


1. 2. 34 
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faffungsmäßig thätige Verfammlung der Souverän, das Volt 
außerhalb diefer Verſammlung ebenfo gut ald in der Monarchie 
bloß geborchende Mafje*). — Ebenſo find Geſetz und Ver— 
faffung eine Macht über dem Volke, beſtehen nicht als Aus- 
fluß des Volfswillens und können deßhalb nicht durch den 
Bolfswillen, fondern nur durch die verfaſſungsmäßige Autorität 
auf dem von ihnen felbit bezeichneten Wege abgeändert werben. 

Dagegen hat aber das Volk ebenjo jehr ein Necht auf 
diefe ethijcherechtlihe Ordnung, als fie ihm eine Pflicht ift, und 
joll dazu eben die Vertretung des Volkes beitehen, aber es hat 
diejes Necht nicht minder auch da, wo eine jolche nicht beiteht. 
Defgleichen hat der Einzelne gegenüber dem Staate ein Necht 
jo gut als eine Pflicht, er ift ebenjo gut Staatsbürger als er 
Unterthan ift, und jollen darum beftimmte Bürgjchaften der 
Unabhängigfeit der individuellen Eriftenz beftehen (ſ. vor. Kap.). 


$. 146. 


Das diametrale Gegentheil von diefer Stellung des Volks 
zu Obrigfeit und Geſetz ift die Lehre, die, Schon früher im Keime, 
zuleßt von Rouſſeau mit völliger Entſchiedenheit aufgeftellt 
worden ift — die Lehre von der „Souveränetät des 
Volks.“ Nah ihr iſt das Volk nicht etwa bloß über dem 
König, jondern es ift über dem Staate, Statt unter dem- 


*) So z. B. mag die Zürcher Nevolution vom Septbr. 1839 durch 
die Noth der Umſtände gerechtfertigt ſeyn, das iſt eine andere Frage von 
derſelben Art wie bei der franzöſiſchen Julirevolution: aber prineipiell 
durch die vepublifanifche Verfaſſung, wie man es verjucht hat, weil hier 
der Volkswille ſouverän ſey, kann fie nimmermehr gerechtfertigt werden. 
Thatſächlich wird man freilich immer gemeigter jeyn, den Aufjtand in der 
Republik gegen die andre Partei, die durch etliche Stimmen mehr ihren 
Willen zum Geſetz erhob, zu entſchuldigen, als den Aufſtand in der Mo— 
narchie gegen das Königthum. Darin zeigt ſich eben die geringere Stärke 
dieſer Regierungsform. 
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jelben. Der Staat jelbft ijt nur durch den Willen der (un— 
fonftituirten, aufgelöften) Geſammtmaſſe da, und nur jo lange 
und in der Weiſe, ald es diejer beliebt. Denn nach Nouffeau 
hat der Wille der Geſammtmaſſe (volonte generale) nicht 
bloß Fug, dad Gouvernement (König, Senat) willführlich ab- 
zuichaffen, den Auftrag defjelben zurüdzunehmen, fondern aud) 
Fug, das Verfaſſungsgeſetz willlührlich aufzuheben. Es tft 
nad ihm ein unumftößlicher ftaatsrechtlicher Grundſatz, daß 
das Volk nicht an Grundgeſetze (lois fondamentales) gebunden 
ſeyn, ja fich jelbit nicht an joldhe binden fönne*). Eben dieje 
Lehre vertritt in Nachfolge Rouſſeau's Steyes*). Ihre 
Anwendung erfolgte fofort in der Revolution. Zunächſt hielt 
fich das franzöfiiche Volk ald Souverän nicht an die gejchicht- 
(ich überfommene Verfaffung, König und Generalftände ge— 
bunden, jondern gab fich eine Berfaffung neu und gegen den 
Willen der zu Necht beitehenden Autoritäten, als wenn es 
jet erjt begänne ein Staat zu jeyn. Sofort aber hielt es 
fich auch an dieſe Konftitution, Die es eben jelbit gegeben, nicht 
für gebunden. So 3. B. wurde ſchon bei den Verhandlungen 
über die erſte Anklage des Königs diefe Verfaffnung nicht mehr 
als Entjchtidungsquelle, ob der König verantwortlich jey, ans 
erfannt, jondern nur der gegenwärtige Wunſch der Nation ***). 
In demfelben Sinne find alle Petitionen an den Konvent, in 


*) „par oü l’on voit, qu’il n’y a ni ne peut y avoir nulle espece 
de loi fondamentale obligatoire pour le corps du peuple, pas même 
le contrat social.“ Rouss. contr. soc. I. 7. 

=) „Il serait ridieule de supposer la nation lié elle m&me par 
les formalites ou par la constitution, auxquelles elle a assujetti ses 
mandataires.“ Sieyes Tiers etat chap. 5. Wie viele Abjolutiften die 
Berfaffung als bloße Dienftinftruftion des Königs betrachten, jo Sieyes 
als bloße Dienftinftruftion dev Gefammtmajfe. : 

**, La nation vous a revetu de sa confiance, vous connaissez 
son veu, ne tergiversez pas.“ (Buchez hist. XI. 22.) 


34 * 
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demfelben Sinne wurde der Konvent gezwungen, Die Giron— 
diften zu unterdrüden u. ſ. w.) Die Folge diefer Auffaffung 
ift dann, daß die beitehende VBerfaffung in jedem Augenblid 
muthwillig geändert, daß fie auch ohne Aenderung nicht bes 
folgt wird, umd daß nur der gejetlofe jeweilige Volkswille 
Entſcheidung gibt gegen Die VBerfaffung: es ift die permanente 
Inſurrektion. In Franfreich gab und gibt es deßhalb feit 
1789, da die Volfsfouveränetät verkündet wurde — die kurze 
Periode der Neftauration ausgenommen — nur einen Rechts— 
zuftand de facto. Und eben das wäre auch das Loos Deutſch— 
lands, wenn die Nationalverfammlung ihre Abficht erreicht 
hätte, die Neichöverfaffung kraft der Souveränetät des deutichen 
Volks gegen die rechtmäßigen Obrigfeiten Deutichlands feit- 
zuſetzen. 

Nun beruft ſich zwar ſchon Rouſſeau darauf, daß er 
nicht bloß die Freiheit, ſondern auch die Ordnung und das 
Anſehen des Geſetzes wolle**), und die ganze Partei des 
Liberalismus und der Nevolution jagt ihm das nad) bis auf 
diefen Tag. Allein darin liegt eben der Irrthum: das Gejeß, 


*) Einen Shauderhaften Beleg diefer Borftellungsweife geben Budez 
und Rour in ihrem Werk über die franzöfische Nevolution, da fie die Er- 
mordung don Foulon und Berthier durch den Pöbel erzählen und dann fort- 
TEE En prineipe d’ailleurs, on n’osait pas dire, que ce ne 
fut pas là de la justice, puisqu'il etait enseigne, que toute justice 
emane du peuple, et que c’etait à lui a nommer les juges. Allerdings 
wenn die Gefammtmaffe von Franfreih Souverän ift, jo war auch jener 
beſtialiſche Pöbel von Paris befugt, fich für feine Strede als Souverän 
zu betradhten, und wenn folder Souverän, das Volk, nicht an eine Ver- 
fafjung gebunden feyn kann, wie foll es an die Formen der Juſtiz ge- 
bunden jeyn fünnen? 

**) „Vous y verrez partout la Loi mise au dessus des hommes, 
» vous y verrez partout la liberte reclamee, mais toujours sous l’autorite 
des loix, sans lesquelles la libert® ne peut exister.“ Rousseau 
lettres de la Montagne VI. 
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das bloßes Produkt der Freiheit (volonts generale) ift, bloß 
durch den Willen der Gehorchenden beiteht, ift Kein wirkliches 
Geſetz. Drdnung und Geſetz Fünnen ihrem Begriff und ihrer 
Natur nah nicht anders denn als eine ſelbſtſtändige und ur— 
Iprüngliche Nothwendigfeit beftehen, die Freiheit nur durch fie 
und in ihnen. 

Auch der Gewinn, den man Davon erwartete, daß das 
Bolf, wenn es die Gejeße ſelbſt macht, und diefe nur als 
ein Erzeugniß feines Willens beftehen, eine um jo größere 
Ehrfurcht vor den Geſetzen haben werde, tft eine Täufchung. 
Im Gegentheil nur dadurch hat das Volk vor den Geſetzen 
Ehrfurcht, dab es dieſelben im Ganzen und Wejentlichen nicht 
gemacht hat, fie nicht als fein eigenes Merk, ſondern als ein 
höheres Gegebenes betrachtet. Was man felbjt herworbringt, 
hat man unter fich, das iſt nicht Gegenftand der Scheu; fo der 
jelbitgemachte König, die jelbitgemachte Verfaſſung. Wie das in 
der Natur der Sache liegt, jo wird ed auch überall durch die 
Geſchichte beftätigt. Im den Nevolutionen Frankreichs, Spaniens, 
Portugals hat das Volk ſich feine Berfaffung jelbit gegeben, 
und nirgend, jo weit die Gejchichte reicht, war weniger Achtung 
des Volks vor feiner Verfaffung ald da. Im England ift die 
Berfalfung nicht vom Volk gegeben, jondern das Merk der 
Sahrhunderte, ein Beltehendes über ihm, darum ift fie hier 
ehrmwürdig, man rührt nur mit Scheu an ihr. 


$. 147. 


Die Lehre von der Volfsfouveränetät ift, wie jede Un— 
wahrheit, nicht einmal in ihr jelbit nach ihrem eigenen Princip 
und Maaßſtab ütbereinftimmend und durchführbar. Es ift Schon 
eine Unmöglichkeit, ven Willen des Volks feitzuitellen. Soll 
er an den Beichlüffen der Kammer, oder an den Kundgebungen 


534 III. Abſchn. Die Berfaffung des Staates. 


der Journale und Vereine, oder an dem Stoß der Emeute 
erkannt werden? Selbit bei allgemeiner Stimmgebung in den 
Urverſammlungen ift das Ergebniß, da bis zu jeiner Feit- 
ftellung durch Tod und Nachrücken in das ftimmfähige Alter 
Veränderungen eintreten, nicht mehr der Wille des jetigen 
Volks. Es ift ferner die unabweisbare Konjequenz: wenn 
die Bolfamajorität an die gegebene Obrigkeit und die Funda— 
mentalgejege nicht gebunden tft, jo tt auch die Minorität und tft 
der Einzelne nicht an die Volfsmajorität gebunden. Denn das 
Geſetz der Stimmenmehrheit iſt ja jelbit ein ſolches Funda— 
mentalgeſetz. Nicht aljo der Wille des Volks, jondern der 
Wille jeder Partei und jedes Einzelnen ift dann jouverän. 
Es iſt endlich von vorn herein eine Unflarheit über den Bez. 
griff der Souveränetät, auf welden die Lehre gebaut ift. 
Denn Souveränetät ilt grade die Staatsgewalt in ihrem Gen- 
trum, als welche fie die Funktionen, wie fie ſich nad) den ver: 
ichtedenen Richtungen entfalten, auf einheitliche Wetje zuſammen— 
faßt, beauffichtigt, leitet — ſie kann nicht (nach Rouſſeau) ges 
trennt vom Gonvernement und außerhalb deffelben jeyn, jondern 
it jelbft die innerfte bewegende Macht des Gouvernements. 
Souverän fann daher nur eim jelbjtbewußtes, in fich einiges 
Weſen, kann im volliten Sinne darum nur eine Perfönlichkeit jeyn. 
Selbſt die Volksverſammlung in der Republik hat die Fähig— 
feit zur Souveränetät nur durch eine fünftliche Nachbildung 
diefer Einheit mittelft geordneter Formen und durd eine Er— 
ganzung an der natürlichen Perlönlichkeit dev Magiſtrate (8.133). 
Dagegen dab die Geſammtmaſſe der Einzelnen, alſo das Volf, 
grade außer der Einheit jeiner verfalfungsmäßigen Ordnung, 
nach der es bereits Autoritäten unterworfen ift, ſouverän jeyn 
ſoll, iſt thatfächlich unmöglich. Daraus geht hervor, da man 
bei der Lehre der VBolfsfouveränetät unter Souveränetät gar 
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nicht, was wirklich ihr Begriff tft, eine Macht im Staats- 
organismus, ſondern eine Macht außer und über dem Stants- 
organismus veriteht. Deßhalb auch nicht eine durch das Geſetz 
beſchränkte Gewalt, was die Souveränetät immer iſt ($. 74u.75), 
jondern eine völlig unumjchränfte willfürliche Gewalt. Das 
Volk ſoll nicht Souverän, d. i. Staatögewalt, fondern eine 
Gewalt über dem Souverän oder der Stantsgewalt und über 
den Gejegen des Staates ſeyn, befugt, in jedem Augenblid 
die Staatögewalt abzufeßen und anders zu beitellen, das Geſetz 
abzujhaffen und ein anderes zu geben. Volksſouveränetät tft 
aljo eine Macht des Volks, nicht den Staat zu beberrichen, 
jondern immerfort den Staat aufzuheben und auf's Neue zu 
fonftituiren. Und darin liegt die Selbittäufchung bei dem Ur— 
heber und den Anhängern dieſer Lehre, dab fie meinen, das 
Bolf fünne eine Machtvollfommenheit, die ihm außerhalb und 
über der Staatsordnung zufommt, dennocd als eine geordnete 
ausüben: denn woher joll Ordnung und Gejeß für fie kommen, 
da es ihr Weſen ift, an Ordnung und Gejeß nicht gebunden 
zu jeyn? Nicht bloß in den thatlächlichen Folgen, jondern 
ichon im Begriffe jelbit it die Volksſouveränetät die Vernei— 
mung der Ordnung. Man verfündet an ihr nicht, wie man 
wähnt, ein anderes Herrichaftsverhältnig im Staate, ſondern 
die Aufhebung des Staates, das gejellichaftliche Choas. 

Im Tiefiten ift die Lehre der Volksſouveränetät gradezu 
die Umfehrung der fittlichen Weltordnung. Indem die Men- 
ichen fich feiner Drdnung und perfönlichen Autorität ald einer 
über ihnen gegebenen unterwerfen, it der menjchliche Wille 
der Herr der fittlihen Welt ftatt ihr gehorchendes Glied. 


; $. 148, 
Jenen wichtigen Grundjaß über das Verhältniß des 
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Volks zum Staate, wie er oben ausgeführt worden ($. 145), 
bezeichnen wir als das Princip der Yegitimität. Diejes 
und nur diejes ift der Gegenjat gegen die Volksſouveränetät. 
Es drückt aus, daß die rechtmäßige (legitime) Obrigkeit und 
Ordnung gottgeheiligt und das Volf an fie gebunden, ihnen 
unterthan iſt). — Man fann aber diefen Grundſatz nad 


*) Da die Volfsfonveränetät nicht ein Princip über die Souveränetät 
im ftaatsrehtlihen Sinne, d. i. über die oberfte Gewalt innerhalb 
des Staatsorganismus, fondern über die Gewalt der Volksmaſſe aufßer- 
halb und gegen den Staatsorganismus ift, jo kann ihr Gegentheil nicht die 
Fürftenfouveränetät ſeyn. Denn bei der Behauptung dev Fitrften- 
fouveränetät wird Souveränetät eben in jenem ftaatsrechtlihen Sinne als 
die oberfte Gewalt innerhalb des Staatsorganismus, die Alles zuſammen— 
faßt und leitet, genommen. Es fehlt alfo der Punkt der Vergleihung. 
So läßt denn aud die Souveränetät des Fürften Einfhränfung durch 
andere Drgane des Staatsorganismus zu. Dagegen die Souberänetät des 
Volks, als dem Staatsorganismus entgegengefegt, ift nothwendig unum- 
fchränft und unbedingt. Das wird aud noch dadurch beftätigt, daß die 
Fürftenfouveränetät fih nur auf die Monarchie, die Volksſouveränetät da- 
gegen auf alle Arten der Verfaffung erftvedt. Der Gegenfat der Fürften- 
ſouveränetät ift nicht die Volfsfouveränetät, fondern die Souveränetät 
der Komitien. — Es kann eben danach nit an der Staatsfou-> 
veränetät eine höhere Wahrheit über Bolfs- und Fürftenfonveränetät 
gefucht werden. Diefe ift itberhaupt gar fein denfbarer Begriff. Denn 
eine Gewalt außer und gegen den Staatsorganismus wie im Begriff der 
Bolksfonveränetät kann, wie einleuchtet, dem Staate nicht zugefchrieben 
werden. Aber auch die oberfte Gewalt im Staatsorganismus, die Alles 
zufammenfaßt und leitet, wie im Begriff der Fürftenfouveränetät, kann un- 
möglich dem Staate zugefchrieben werden, fondern nur einem beftimmten 
Organ, einem lebendigen Weſen zufommen, dem dann die anderen Organe 
untergeordnet find. Die Frage ift eben, wer das Oberhaupt des Staates, 
wer das Centrum in den Funktionen des Staates ift, und da kann man 
doch nicht antworten: der Staat. Man kann zwifchen patrimonialem 
Prineip und volfsherrfchaftlihen Princip das Staatsprincip als die 
höhere Wahrheit aufftellen, wie es in diefem Buche von Anbeginn ge- 
ihah, aber nimmermehr zwifchen Fürftenfonveränetät und Volksſouveränetät 
die Staatsjouveränetät. (Bergl. meine Recenfion Maurenbreder's in den 
Richter'ſchen Jahrbüchern 1841.) — Es fann endlich nicht ein Unterſchied 
gemacht werden je nach der Verfaffung, daß die Volksſouveränetät 
in dem einen Staate gelte, in dem andern nicht. Die Gewalt 
innerhalb des Staatsorganismus kann je nach der verschiedenen Verfaffung 
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einer andern Seite auch bezeichnen als das Princip der 
Kontinwität: daß nämlich der Staat (fohin feine geordnete 
Berfaffung) als Einer und derjelbe durch alle Zeiten geht und 
jo als eine Macht in ihm jelbit die jedesmalige Gegenwart 
bindet und beherrjcht. Dieſes Princip tft nicht eine polttifche 
Marime, wie das Prineip des Konſervativismus eine 
ſolche ift, jondern fie ift ein ſtaatsrechtlicher Grundſatz. 
Es iſt durch daffelbe nicht ausgedrückt, ob die verfaffungsmäßige 
Obrigkeit ſchonend, oder fühn, oder rückſichtslos in Abänderungen 
vorichreiten jolle, ſondern e8 iſt nur ausgedrüdt, daß fein Anderer 
Abanderungen rechtlich vornehmen fanın, als Die verfaffungsmäßtge 
Dbrigfeit und vom Boden des beftehenden Rechts. Aber es iſt 
allerdings ein gemeinfam höherer Gedanfe, auf welchem zugleich 
die wiſſenſchaftliche Auffaſſung der geichichtlichen Anficht, die poli— 
tiiche Maritime der Konfervation und der ftaatsrechtliche Grund: 
jaß der Kontinuität beruhen, der Gedanfe des Zufammenhangs 
der Zeiten und der höhern unfichtbaren Macht über den Men— 
chen und Generationen, welche ihn bewirkt. Es iſt der Gedanfe, 


einem verjchiedenen Subjekt zufommen Ob Souveränetät des Fürſten 
oder der Komtitien, ift verichieden nach der Berfaffung. Aber die Gewalt 
des Volks iiber dem ganzen Staatsorganismus ift entweder überall rechts— 
begründet oder nirgend. Grade der erfte Verkünder der VBolfsfonveränetät, 
Rouſſeau, hat es ganz deutlich ausgeſprochen, daß diefelbe nicht eine Art 
der Berfaffung, fondern ein allgemeines oberftes Rechtsprineip fir alle 
Berfaffungen ſey. — Die deutſche Nationalfonveränetät in dem Sinne der 
höhern Gewalt des gefammten Deutfchlands über den Einzelftaaten kann 
den Sinn haben, daß diefe höhere Gewalt der Geſammtmaſſe des deut- 
ſchen Volks zukommt, wie das wirklich bei jener feierlichen Verfündung der- 
jelben gemeint war, dann ift fie dafjelbe falſche politifche Prineip wie 
Bolfsjonveränetät, oder den Sinn, daß diefe höhere Gewalt dem deutjchen 
Gefammtftaat zugefchrieben wird, dann ift fie gar fein politiſches Princip, 
fondern ein ftaatsrechtliches, das dereinft gegolten hat, aber feit Auflöfung 
des deutichen Neiches nicht mehr gilt. Sie wäre, da der Gefammtftaat 
fein Organ hatte, das Nefultat der in Frankfurt beabfichtigten Berfaffung 
geweſen, nicht aber der Boden, von dem fie ausgehen konnte. 
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daß der Staat nicht eine Geiellichaft der jetigen Theilnehmer, 
ſondern ein fittliches Reich über ihnen tft. Diefer Gedanke 
überhaupt und namentlich das Prineip der Kontinuität fehlt 
der herrſchenden Vorſtellungsweiſe unſres Zeitalters für den 
Staat wie für die Kirche. Der Wille der Mehrheit der jeht 
Lebenden tritt ihr an die Stelle der ununterbrochenen einheit- 
fichen Inſtitution. Nach jener Auffaffung ift der Staat Einer 
durch alle Zeiten, nach dieſer zerfällt er in lauter Atome von 
Zeitmomenten, deren feines mit dem andern in Zufammenhang 
fteht; denn der Staat des vorigen Augenblidd bindet nicht 
das Volk des gegenwärtigen Augenblids. So ift die neuere 
Staatölehre atomiftiich nicht bloß in Beziehung auf die 
Menſchen, jondern auch auf die Zeitmomente. 


8. 149. 


Dennoch liegt der Lehre von der Volfsiouveränetät eine 
Wahrheit zum Grunde, und fie zur Erfüllung zu bringen iſt 
der Beruf der neuern Zeit. Es ſoll nämlih das Volk zwar 
nicht Souverän jeyn, wohl aber Mitträger und Mitbürge 
des Sittlihen Reichs, das der Staat ift. Das äußert 
fich in der Würde des Volks, welche der Fürft anerkennen 
muß, gleichwie das Volk die Majeltät des Fürſten. Es äußert 
fih in dem Rechte des Nichtgehorchens gegen geſetzwidriges 
Gebot (paſſiver Wideritand), in dem echte der Ablehnung 
jeder nicht von ihm jelbft gebilligten Neuerung. Es äußert 
fi) aber am meilten und vor Allem in der Entwidelung der 
Selbitthätigfeit des Volks, der Theilnahme an Geltaltung und 
Berbürgung des öffentlichen Zuftandes, in der Herſtellung 
reichöftändiich = fonititutioneller Verfaſſung und auch wo dieje 
fehlt, in der Macht der öffentlichen Gefittung und dem geord- 
neten, im öffentlichen Nechtsbewußtieyn gegründeten Gang der 
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Negterung. Damit ift denn aud) der Fürſt nicht mehr eine 
bloß dem beherrichten Volk gegemüberftehende Macht, ſondern 
er Schließt fich mit ihm zufammen zu geiftiger Einheit, zu einem 
in ſich gegliederten, aber durch Einen nationalen Geift er: 
füllten Reiche. 

Dieſe Höhere Stellung des Volks, durch welche Die Gegenwart 
ſich unterjcheidet, ift bereits durch die Neformation angebahnt. 
Durch fie wurde auf religtöfem Gebiete die Gemeinde, die bis 
dahin nur paſſiv, ein bloß Beherrichtes, Gehorchendes war 
und die Kirchengemalt (Bilchof, Papſt) nur als eine äußere 
Macht fich gegenüber hatte, jelbit als Träger und Sit des 
heiligen Geiftes anerfannt, deifelben, von dem auch die Kirchen— 
gewalt ihr Anfehen nimmt, wonach denn auch fie über die Lehre 
mit zu urtheilen bat, feiner Feſtſetzung derjelben ohne ihre 
eigene Einftimmung unterworfen tft und. jo mit denen, die über 
ihr zu löblicher Ordnung Gewalt haben, Doc, wieder zuſammen— 
ichließt zu Einer ungetheilten geiltigen Gemeinschaft. Damit 
it jedoch die Kirche als eine Macht über der Gemeinde feines- 
weges aufgegeben, die Gemeinde feinesweges ſouverän geworden. 
Sch veritehe nämlich unter „Kirche“ nicht im Gegenjaße der 
Iofalen Gemeinde den Inbegriff aller Gemeinden, jondern im 
Gegeniage der zur Gelammtgemeinde verbundenen Menſchen 
die objektive Inftitution, die an dem Worte Gottes, den Sa— 
framenten, der göttlichen Vollmacht, den gottgeorpneten Aem— 
tern, den bisherigen Glaubenszeugniſſen, der hiltoriichen Ord— 
nung des Negimentd u. |. w. gegeben tft. Dieje Kirche als 
Snititution über der Gemeinde (auch der Gejammtgemeinde) 
haben die Neformatoren thatjächlic befannt und ihr gehuldigt, 
fie waren ſich nur derjelben theoretiich minder bewußt; die 
ipätere Zeit dagegen hat fi) von ihr losgeſagt, bloß die Ge— 
meinde dev Gläubigen, zuleßt nur die Gemeinde überhaupt 
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(die Gefammtheit derer, die äußerlich dem Kirchenverbande 
angehören) übrig behalten, in ihrem Willen die Kirche auf— 
gehen lafjen — das tit das Kollegtalivftem, das Analogon 
der Volfsfouveränetät. 

Diejelbe wahrhafte Zeitforderung und dieſelbe Abirrung 
befteht denn auch auf dem politiichen Gebiete. Die Nation, die 
politiſche Geſammtgemeinde, joll aus paſſivem Gehorfam erhoben 
werden zu aftivem (freien jelbjtthätigen) Gehorſam. Sie foll 
jedes neue Gefek, das die höhere Autorität gibt und ſanktionirt, 
zugleich jelbft mit erzeugen, damit es nicht bloß als Gebot über 
ihr, ſondern zugleich als Ausdruck ihres eigenen, fittlich ver- 
ſtändigen Willens beitebe; ftatt deſſen enthebt man fie des 
Gehorſams gegen das beitehende Geſetz und die beitehende 
Autorität. Sie foll lebendiger Träger der ethiichen Drdnung, 
des Staates werden,. ftatt deſſen macht man ihren Willen 
zum Herrn der ethiichen Ordnung. Sie ſoll zu der ver- 
faffungsmäßigen Obrigkeit, die über fie gebietet, emporgehoben, 
ihr verbrüdert werden, ftatt deſſen ftellt man dieje unter fie. 
Das Kollegialſyſtem zernichtet die Kirche über der Gemeinde, 
die Volksſouveränetätslehre zernichtet den Staat über dem 
Volke. Da wird die Gemeinde und wird das Volk felbit 
zum Herrscher, und zum unumſchränkten Herricher. 

Unjere Würdigung des BVerhältniffes des Volks zum 
Staate erhält ihre tiefite Befeſtigung an der chriftlichen Welt- 
anſchauung. Gott will die Verklärung der Menichheit, die 
Heiligen ſollen in Ehrifto mit Gott bereichen, und fie herrichen, 
indem fie gehorchen. Mas im ewigen Reiche die Einheit des 
Göttlich - Menichlichen, das iſt in jenem Scattenbilde, dem 
außerlichen zeitlichen Neiche des Staates, die Einheit von 
Dbrigfeit und Wolf. Iene bleibt die höhere, aber diejes ſoll 
an der Herrichaft Theil haben. Die ethiichen Grundverhältniffe 
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bleiben in allen Stufen diejelben. Autorität und felbftthätiger 
(freier) Gehorfam, der Menſch Mitträger und Mithervorbringer 
der ethiichen Ordnung, unter der er fteht, das ift das Urgeſetz 
und das Endziel der ſittlichen Welt. 


Neunzehutes Kapitel. 
Bon dem Nehte des Bolfs zur Empörung. 


$. 150. 

Empörung tft die Anwendung phyſiſcher Gewalt gegen 
die Obrigkeit, jey e8 um beſtimmte Vornahmen oder Unter: 
laffungen von ihr zu erzwingen, ſey es um fie felbjt abzu— 
jeßen. Erſteres pflegt man auch als aktiven Widerſtand, 
leßteres ald Empörung im beiondern und eminenten Sinne 
zu bezeichnen. Es iſt eine Kardinalfrage für den gelellichaft 
lichen Zuftand und insbejondere in unjrer Zeit, ob der Miß— 
brauch der Obrigkeit den Untertanen das Necht zur Empö— 
rung gibt. © 

Die Empörung ift unftatthaft nach Gründen des Rechts. 
Denn fie iſt nichts Anderes als geradezu die Umkehrung der 
rechtlichen Drdnung des Staates. Die Unterthanen machen 
fich duch fie zum Nichter und zur höhern Gewalt über die 
Obrigkeit. — Das läht fi nicht damit rechtfertigen, daß, 
wenn die Dbrigfeit das Band zu den Unterthanen, „ven Ders 
trag“, verleßt, auch die Unterthanen ihrerſeits es aufzuheben 
befugt jeven. Denn das Verhältniß von Obrigfeit und Unter: 
thanen ift nicht wie ein Vermögensvertrag oder ein Vertrag 
zwiſchen zwei Völfern. Es ift nicht ein Verhältniß der Gleich- 
beit, dat jeder Theil vichten dürfte, ob der andre das Seinige 
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geleiftet, Sondern des Anſehens und Gehorſams, und ift nicht 
ein Verhältniß, das bloß unter dem Nechte der Betheiligten 
fteht, fo daß feine Aufhebung durch das unſchuldige Bolf nur 
die ſchuldige Obrigfeit träfe, jondern ein höheres, nothwendiges 
Band über beiden, das ebenſo jehr durch die Aufhebung ge— 
troffen wird, als durch das Unrecht, das fie veranlaßte. Wenn 
daher auch die Obrigfeit die Drdnung des Staates verleßt, 
fo folgt daraus mit nichten, dal die Unterthanen ihrerſeits 
auch wieder diefe Drdnung verlegen dürfen"). — Ebenjo 
wenig iſt die Nechtfertigung begründet, daß die Obrigfeit, da 


*) „Sa, ſprichſt du; wie aber, wenn ein König oder Herr fi) mit 
Eiden feinen Unterthanen verpflichtet, nad) vorgeftellten Artikeln zu re— 
gieven, und hält fie nicht und damit ſchuldig feyn will, auch das Regiment 
zu laffen? Wie man jagt, daß der König zu Franfreih nad den Par- 
famenten feines Reichs regieren müffe, und der König zu Dänemark auch 
ſchwören müffe auf jonderliche Artikel u. j. w. Hier antworte ih: Es ift 
fein und billig, daß die Obrigkeit nach Gejegen vegiere und diejelbigen 
handhabe, und nicht nach eigenem Muthwillen. Aber thue das noch 
hinzu, daß ein König nicht. allein fein Landreht oder Artikel gelobt zu 
halten, fondern Gott felbft gebeut ihm auch, er jolle fromm jeyn und er 
gelobt's auch zu thun. Wohlan, wenn nun folder König der feines hält, 
weder Gottes Recht noch fein Landrecht, jollteft du ihn darum angreifen, 
jolches richten und rächen? Wer hat es div befohlen? Es müßte ja 
hie zwifchen euch eine andere Obrigkeit kommen, die euch beide verhörte 
und den Schuldigen verurtheilte, fonft wirft du dem Urtheil Gottes nicht 
entlaufen, da er fpridt: die Rache ift mein, richtet nicht. — — — 
Wohlan, es jey allerdings alfo, der König (von Dänemark) ift ungeredt 
vor Gott und der Welt, und das Necht ftehet ganz auf der Dänen und 
Lübefer Seite. Das ift ein Stüd für fich. Ueberdies ift nun das an- 
dere Stüd, daß die Dänen und Lübeker find zugefahren als Nichter und 
Oberherren des Königs und haben fold) Unrecht geftraft und gerochen, 
damit fi) des Gerichts und der Nahe unterwunden. Hier geht num 
Frage und Gewiffen an. Wenn die Sadhe vor Gott kömmt, jo wird er 
nicht fragen, ob der König ungerecht oder fie gerecht find, denn folches 
ift offenbar worden, fondern ex wird fragen: Ihr Herren zu Dänemark 
und Lübek, wer hat ſolche Nahe und Strafe euch befohlen zu thun?“ 
AN r. (Walch'ſche Ausgabe, Theil 10, ©. 584, vergl. auch Theil 11, 

. 2419.) 
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ihr Anſehen auf dem Gejeße beruht, jo wie fie gegen das 
Geſetz herricht, auch ihr Anjehen eingebüßt habe. Denn die 
Obrigkeit ift eine jelbftitändige, uriprüngliche Gewalt im Staate, 
nicht bloß ein Werkzeug des Geſetzes ($. 72), ihr Anſehen 
hängt daher nur davon ab, daß fie nad) dem Geſetze berufen 
ſey, nicht aber davon, daß fie nach dem Geſetze herrſche, und 
fie bat jedenfall® darin feinen Nichter, da außer ihr jelbit 
Niemand befugt ift, in höchſter Weiſe über das Geſetz zu ent= 
jcheiden oder ed zu handhaben. — Auch nicht als Nothwehr 
läßt die Empörung fich rechtfertigen; denn die Nothwehr fteht 
nur zu gegen eine unrechtmäßige Gewalt, nicht gegen unrecht= 
mäßigen Gebrauch rechtmäßiger Gewalt, ſonſt müßte fie aud) 
gegen jedes parteiiſche Urtheil eines fompetenten Gerichtshofes 
zuftehben. — Wie jonad die Revolution ihrem Weſen nad) 
gegen die Ordnung des Staates ift, fo ermangelt fie auch in 
ihr ſelbſt aller Ordnung und aller rechtlichen Gränze. Sie 
fann feine gejeßliche Norm über ihre Statthaftigfeit haben, 
ſondern wenn fie nur unter irgend eimer Vorausſetzung als 
zuläſſig erachtet wird, jo ift es rein in die Willführ des Volks 
geftellt, zu uxtheilen, ob diefe Vorausſetzung exiftire*). Sie 
fann fein vechtmäßiges Drgan haben, jondern es find immer 
Individuen oder Maffen, die fich eigenmächtig vor Anderen 
hierzu aufwerfen. Sie fann fein rechtmäßiges Verfahren haben, 
— etwa wie zwei friegführende Völker gegen einander — ſon— 
dern das Mittel, durch das fie zum echte fommen will, ift 
immer der Weg regellofer Gewalt und Lilt. 


*) „Ueberdas ift noch dahinten eine böſe Folge oder Exempel, daß, 
wo es gebilliget wird, Tyrannen zu morden oder verjagen, reißt es bald 
ein, und wird ein gemeiner Muthwille daraus, daß man Tyrannen ſchilt, 
die nicht Tyrannen find, und fie auch ermordet, wie es dem Pöbel in den 
Sinn kömmt.“ Luther ebendafelbft. 
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Die Empörung tft aber auch umnftatthaft nach Gründen 
der Sittlichfeit und Religion. Ghriftliche Sitte gebietet, 
dad Unrecht lieber zu leiden als abzuwehren oder zu rächen, 
ja es unbedingt zu leiden, wo die Abwehr nur auf ungejeß- 
lichem Wege möglich ift. — Chriſtliche Sitte geftattet nicht die 
Mebertretung eines göttlichen Gebotes ſelbſt für den edeliten 
Zwed. Die Ermordung einer Schildwache oder eines fürft- 
lichen Kammerdieners, die ſchuldlos und dem Frieden vertrauend 
ihren Dienst verjehen, oder des tyranniichen Fürften jelbit, ver- 
fallt dem ewigen Gerichte „du jollit nicht tödten“, auch wenn 
die glänzendfte Aera des Vaterlandes dadurd begründet würde. 
— Chriſtliche Sitte geftattet nicht eigenmächtiges Handeln ohne 
Berufung, es hat aber in der Stantsordnung Niemand die 
Berufung, fie gegen die Obrigkeit herzuſtellen („wer hat ſolche 
Nahe und Strafe euch befohlen zu thun?). Darum kann 
auc Niemand die Uebel, die durch die Unterlafjung der Ems 
pörung eintreten, ſich als jeine Schuld beimeſſen, weil Jeder 
fih jagen darf: die Empörung war nicht meines Amtes. Da- 
gegen die Uebel, die durch die Empörung eintreten, ſowohl als 
das Uebel, das fie jelbit als eine Gewaltthat ift, muß jeder 
ihrer Urheber als fein Werk und jeine Schuld erfennen. — 
Ehriftliche Sitte gejtattet nicht eigenmächtiges Vorgreifen gegen 
göttliche Fügung, fie erkennt in den tyrannijchen Königen die 
Züchtigung für die Frevel der Völker, und danach erſcheint 
die Empörung ald das unrechtmäßige Mittel, ein gevechtes 
Gericht zu vereitelm *). — Ueber dem Allen bat die chriftliche 


*) „Iſt die Obrigfeit böfe, wohlan jo ift Gott da, der hat Feuer, 
Waſſer, Eijen, Stein und unzählige Weife zu tödten. Wie bald hat er 
einen Tyrannen erwürgt und er thät's aud) wohl, aber unfere Sünden 
leiden’s nicht. Denn er ſpricht im Hiob alfo: „Er läßt einen Buben re- 
gieven um des Volkes Sünde willen.“ Gar fein fünnen wir fehen, daß 
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Sitte beſonderes und ausdrüdliches Gebot in der h. Schrift 
von dem Gehorſam gegen die Obrigfeit als die von Gott 
verordnet tft öm. 13), die Empörung aber ift der Auferfte 
Widerftreit gegen jolhen Gehorfam*). Dabei ift es höchſt 
beachtenswerth, dab dieſes Gebot des Gehorfams grade unter 
Nero erging, gleih als ſollte es noch deutlicher werden durch 
jeinen unüberbietbaren Kontraft grade zu der Obrigfeit, welche 
in der ganzen Weltgeſchichte als Gipfel und Prototyp der 
Tyrannei dafteht**). 


ein Bube regiert, aber das will niemand fehen, daß er nicht um feiner 
Büberei willen, jondern um des Volkes Sünde willen regiert.“ Luther 
ebendaſ. 

*) Das „ekovbolais“* bedeutet die Obrigkeit, die perſönlichen Obern, 
die da Gewalt haben, nicht die bloße geſetzliche Ordnung, die über uns 
beſteht. Daß man der Ordnung und nicht der Perſon der Obrigkeit den 
Gehorſam ſchulde, iſt das Princip der Konftitution von 1791, aber nicht 
des Apoftels. Dieſe Deutung hat man aber in jüngfter Zeit Römer 13 
zu geben verjucht. S. dagegen meine Nede in den Berhandlungen des 
Stuttgarter deutich » evangelifchen Kirchentags, 1850. ©. 52. 

**) „Es fragt fi, ob es auch billig könne jeyn, das ift, ob auch 
ein Fall etwa fi) möge zutragen, daß man wider dieß Necht möge der 
Obrigkeit ungehdrſam ſeyn, und wider fie ftreiten, fie abſetzen oder bin- 
den? — Die Heiden, weil fie von Gott nichts gewußt, auch nicht er- 
fannt haben, daß weltlic Negiment Gottes Ordnung jey (denn fie haben’s 
für ein menfhlid Glück und That gehalten), die haben hie frisch drein 
gegriffen, und nicht allein billig, ſondern auch Löblic gehalten, unnütze, 
böje Obrigkeit abjegen, würgen und verjagen. Aber wir fragen hie nicht 
darnach, was die Heiden und Juden gethan haben, jondern was recht 
und billig ift zu thun; nicht allein vor Gott im Geift, ſondern auch in 
göttliher äußerliher Ordnung des weltlichen Regiments. — — — Mir 
ift noch fein folder Fall vorkommen, da es billig wäre, kann aud) jet 
diegmal feinen erdenken. — — Das ift wohl billig, wo etwa ein Fürſt, 
König oder- Herr wahnfinnig würde, daß man denjelbigen abjeßte umd 
verwahrete. Denn der ift nun fortmehr nicht für einen Menfchen zu 
halten, weil die Bernunft dahin ift. Ja, jprichft du, ein wüthiger Tyrann 
ift freilich auch wohl wahnfinnig, oder aucd wohl ärger zu achten denn 
ein Unfinniger, denn er thut vielmehr Schaden 2c. Hie will ſich's klemmen 
mit der Antwort. Denn e8 hat foldhe Rede einen mächtigen Schein, und 


11.2, 39 
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Nach diefer Lehre, wirft man ein, tft alle Verfaſſung 
nublos, und Gott hat feine Welt und Ordnung ſchlecht ver- 
forgt, indem zwar ein Reichthum von Gejegen und Einrich— 
tungen bejteht, e8 aber von dev Willführ eines Menjchen ab- 
hängt, alles das umzuftürzen, und, wenn er es thut, Niemand 
Pflicht und Necht hat, ihn zu verhindern. Es iſt den aber 
nicht jo. Die Empörung iſt zwar rechtlich und nad) chriftlichem 
Sittengebote unftatthaftz allein fie iſt thatjächlich die noth— 
wendige Folge der Tyrannei, und tft als ſolche thatjächliche 
Folge in der göttlichen Defonomie und Weltlenfung allerdings 
begründet. Gott gibt jeine Ordnung der Tyrannei eines Kö— 
nigs nicht preis; Jondern er erhält fie in der einen oder in Der 
andern Weiſe, je nachdem die Menfchen fich dazu veritehen. 
Seinem Willen nad) erhält er fie auf lauterem, göttlichem Wege. 
Erfüllte das Volk jein Gebot, wären die Menjchen wie die 
Apoftel des Herrn, jo würden Necht und Gerechtigkeit auch 
ohne Empörung erhalten werden, gleichwie die Kirche ohne 
Gewaltthat troß aller Unterdrüdung erhalten wurde. Gott 
ließe feine tyrannijchen Könige zu, oder ev würde, wenn das 
Volk in der Duldung verharrte, zuleßt jelbit in’s Mittel treten. 


will eine Billigfeit hevans zwingen. Aber doc jage ich meine Meinung 
daranf, daß nicht gleich ift mit einem Wahnfinnigen und Tyrannen. Denn 
der Wahnfinnige kann nichts vernünftiges thun noc) leiden, es ift auch 
feine Hoffnung da, weil der Vernunft Licht weg ift. Aber ein Tyrann 
thut dennoch viel dazu: jo weiß er, wo er Unrecht thut, und ift Gewifjen 
und Erfenntniß noch bey ihm, und Hoffnung aud, daß er ſich möge 
befjern. Es ift daher der Obrigfeit nicht zu wehren mit Frevel und Auf- 
ruhr, wie die Römer, Griechen, Dänen und Schweizer gethan haben; jon- 
dern wir haben wohl andere Weije.“ Luther ebendaf. Das Argument, 
das von Kor bis Macaulay fo beliebt if, aus der Parallele des 
tyranniſchen und des wahnfinnigen Fürften, ift hiernach ſchon von Luther 
Ihlagend widerlegt. Karl I., Jakob II., Ludwig XVI. waren unbezweifelt 
nicht wahnfinnig, wäre aber einmal die Gränze zweifelhaft, jo wäre das 
eben eine Ungewißheit in der Thatſache, nicht im fittlichen Gebot. 
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„Iſt die Obrigfeit böſe, wohlan fo ift Gott da, der hat Feuer, 
Waſſer . . ..“ Luther). Nun aber die Völfer der göttlichen 
Heiligkeit nicht genügen, erhält Gott jeine Ordnung nach den 
Geſetzen der Welt, er läßt das Unrecht durch Gewalt bewäl- 
tigen, da fie es verjagen, ihm durch Duldung und Glauben 
obaufiegen, er gebraucht den Zorn der Völfer ald ein Mittel 
gegen das Unrecht der Könige, wie er die Tyrannei der Kö— 
nige gegen das Unrecht der Völker gebraucht, und erhält auf 
dieſe Weile jeine Ordnung umd übt jeine Zucht, ohne daß die 
Begebenheiten und Thaten, durch die das vollbracht wird, 
dadurch in Beziehung auf die Menschen gerechtfertigt wären. — 
Danach it denn nicht zu befürchten, daß Durch diefe Lehre die 
Regenten die Crmuthigung zur Willführ und Tyrannei er— 
hielten. Es wird den Negenten und den Unterthanen gejagt: 
„die Völker Sollen fich nicht empören,“ es wird ihnen aber 
nicht gejagt: „die Völker werden fich nicht empören." Im 
Gegentbeil, jo oft ein König zu feinen Unterthanen jprechen 
wird: „mein Vater hat euch mit Peitichen gezüchtigt, ich will 
euch mit Skorpionen züchtigen“, jo oft werden die Völker von 
ihm abfallen, das iſt der Lauf der Welt von jeher. Die Re— 
genten werden aber immerhin das zu erwägen haben, was 
da eintreten wird, nicht das, was da eintreten ſoll. Es ift 
feider nicht zu bejorgen, daß durch die chriftliche Erkenntniß 
die Empörungen in dev Wirklichkeit ausbleiben werden”). 





*) „Herner ftehen die Tyrannnen in Gefahr, daß dur Gottes Ber- 
hängen die Unterthanen ſich aufmachen und erwürgen und verjagen fie. 
Denn wir lehren hier die, fo recht thun wollen, welcher faft wenig find; 
daneben bleibt gleihwohl der große Haufe Heiden, Gottloſen, Undriften, 
welche jo es Gott verhängt, fid) wider die Obrigkeit mit Unrecht jegen 
und Unglück anrichten.“ Luther. 


35” 
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8. 151. 

Ganz anders ald mit der Empörung verhält es ſich mit 
dem paſſiven Widerftand. Der palfive Wideritand be- 
fteht darin, daß man nicht thut, was die Obrigfeit gebietet, 
nicht unterläßt, was fie verbietet, wie die eriten Chriften, dem 
Gebote der Obrigkeit entgegen, den Götzen nicht opferten, ihrem 
Verbote entgegen die Predigt des Evangeliums nicht unter— 
ließen. Ex untericheidet fich ſonach weientlid von dem aftiven 
Widerstand; denn diefer iſt ein Angriff auf die Gewalt der 
Obrigkeit, eine Verhinderung ihrer Handlungen, jener nur eine 
Berfagung der eignen Handlungen, des Unterlaffens oder des 
Thuns. Er ift auch wejentlich verschieden von Auffündigung 
des Gehorjams, denn er wideriteht nur bejtimmten Geboten, 
und entzieht fich nicht dem Anſehen der Dbrigfeit überhaupt. — 
Der paſſive Widerftand it unter Umftänden ftatthaft, ja 
geboten. Denn der Menſch ſteht nicht bloß und nicht mit 
jeinem geſammten Handeln unter dem Staate, jondern zu— 
gleich unmittelbar unter Gott. Wenn daher das Gebot der 
Dbrigfeit gegen das Gebot Gottes geht, Jo hat der Unterthan 
die Pflicht, ihr den Gehorſam zu verweigern nach dem Saße: 
„man muß Gott mehr gehorchen denn den Menſchen.“ (2. Moſ. 
1. 17, 9. ©. V. 29.) Hiermit übt ev auch gar feine Ein- 
wirkung auf den Staat, er richtet nicht über die Obrigkeit, 
vollzieht Fein Urtheil an ihr, ſondern er richtet nur über fein 
eigenes Gewifjen. Wo num aber die Gränze dev Pflicht gegen 
das äußere Gebot der DObrigfeit und der Pflicht gegen das 
innere Gebot Gottes jey, das kann dem Menſchen unmöglich 
durch den Staat, weder durch feine Gejeße, noch durch jeine 
Obrigkeit, fund werden, denn es iſt ja grade die Gränze des 
Staates, ſondern nur durch Gottes Gebot jelbft, wie er es in 
jenem Gewiffen vernimmt. Es iſt die Macht der Perfönlichkeit, 
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die durch ihr unmittelbares Band zu Gott immer zugleich 
über dem Staate tft, an welcher die Autorität des Staates 
diefen Widerſtand findet, nicht ift es ein Widerſtand in der 
Staatsordnung jelbft. So gilt aud) hier die Negel: „gebet 
dem Katjer, was des Katlers iſt, und Gott, was Gottes ift.“ 
Was den Staat angeht, auf den Staat wirkt, Aenderung der 
Obrigkeit, Lähmung, Abtreibung ihrer Gewalt, in das darf 
Niemand eingreifen, der nicht durch die Drdnung des Staates 
dazu berufen ilt, da iſt die Obrigkeit des Staates abſolut die 
höchſte Autorität; hingegen was das eigne Handeln und Un— 
terlaffen der Unterthanen betrifft, da ift Gottes Gebot und 
jeine Stimme im Gemiffen die höchſte Autorität. Ein Gebot 
Gottes iſt es nun aber auch, alle rechtliche Ordnung gewiffen- 
haft zu befolgen, und es fällt deßhalb auch das in's Bereich 
des paſſiven Wideritandes, dab die Unterthanen fich nicht für 
ungerechte Unterdrückung oder Aufhebung der gejeßlichen Ord— 
nung als Werkzeuge gebrauchen laffen follen (f. oben S. 309 
Note). Inwieweit dieſes auch für Beamte, Richter, Mintfter, 
Militärs gilt,enticheidet fich je nad) der beftimmten amtlichen 
Stellung; aber irgendwo eine Gränze bat die Pflicht des 
Gehorſams für Alle‘). i 


*) Auch aus dem Grunde des eignen Nechts und der eignen Freiheit 
(3. B. bei widerrechtlicher Steuererhebung, Entziehung verbürgter Gerecht— 
fame) darf der Obrigfeit der paffive Widerftand entgegengejett werden, 
jedoch nicht in derfelben Art wie aus dem Grunde des göttlichen Gebotes. 
Der paffive Widerftand für das eigene Hecht ift nur ein folennes Zeugniß 
wider das Unrecht und darf nicht weiter gehen, als eben die Obrigkeit 
jelbft zu Anwendung des Zwanges zu nöthigen, dagegen der paffive Wi- 
derftand fir das göttliche Gebot ift eine Verſagung des Gehorfams fiir 
diefes Bereich, der fich felbft dem Zwange der Obrigkeit zu entziehen das 
Recht hat. 
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$. 152. 

Wie erft die hriftliche Offenbarung die Verdanmlichkeit 
der Empörung zur vollen Erkenntniß gebracht hat, jo findet 
ſich auch erſt in der chriftlichen Weltepoche der Gegenjaß hierzu: 
ihre grundſätzliche Nechtfertigung und fittliche Verherrlichung. 
Das heidniſche Alterthum hat nicht dieſes Bewußtſeyn der 
Schuld, darum auch nicht diefen Antrieb der Entichuldigung. 
Die Empörungen find dort häufig, aber von naivem Charakter, 
fie find die natürliche Hülfe gegen einen Druc oder die natür— 
(iche Befriedigung einer Leidenschaft. Selbſt die Feier des 
Tyrannenmordes gilt nur dem Erfolge, dev Rettung des 
Staates, nicht einem politiihen Grundjag. Aber auch noch im 
Mittelalter geben die Empörungen gleichlam neben dem Chris 
ftenthum her, das Gebot ift verfündigt, aber fie jeßen fich 
nicht in Verhältniß zu ihm. Hier ericheinen fie großentheils 
nicht einmal als Rettung des Staates, ſondern ald Verthei— 
digung eignen guten Nechts. Sie find Ausfluß der Indepen- 
denz oder des ariitofratiichen Sleichheitsgefühld gegenüber dem 
Könige ($. 77). Der Gedanfe von Staat und von Obrigfeit 
(Souverän) ift noch nicht voll entwidelt, Erſt durch die Re— 
formation fam die Frage der Empörung wie alle Fragen 
riftliher Sitte zur Bewußtheit und Entſcheidung. Die Ne- 
formation hat das göttliche Necht der Obrigkeit, ſelbſtſtändig 
von. der Kirche, und daraus die unbedingte Verdammlichkeit 
der Empörung mit einer Nachdrücklichkeit und Gedankendurch— 
bildung hevausgeftellt, wie fie vorher nicht da geweien. So 
Luther, Calvin, die ganze Phalanı evangeliicher Theologie. 
Dagegen beginnt auch jeit der Neformation von andrer Seite 
die Empörung aus Princip. Das Untericheidende der 
Empörungen von da an gegen früher ift ihr Uriprung in einer 
Unterfuhung der letzten Gründe gejellihaftlicher Ordnung und 
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in einer grumdjäßlichen Umkehrung des Berhältniffes von 
Obrigkeit und Volt, die num ald Lehre verfündet wird. Sie 
treten daher im Bewußtſeyn des vorgehaltenen Verboteg und 
grade ihn gegenüber mit dem Anſpruch auf fittliche Necht- 
fertigung, ja fittlihe Nothwendigfeit auf, und fie fchließen eben 
damit auch die fortwährende Umfehrung des Verhältniffes von 
Obrigkeit und Volt in fih. Die Empdrungen find von jeht 
an Nevolutionen. Die Bewegung der Puritaner und die 
Bewegung der Fatholiichen Liga find von dem Gedanken ges 
trieben, daß das Volk zum Schützer und Nächer ded wahren 
Glaubens und der göttlichen Gebote auch wider den König 
berufen jey. Es wird daher dort die Abjegung des güßen- 
dieneriſchen Königs, hier die Abjegung des feßeriichen Königs, 
oder der auch nur die Ketzerei nicht gebührend ausrottet, ge— 
predigt. Das Bolt der Gläubigen wird jo für die entichei- 
denden Kriſen als ein Gottesreih (Neid) der Heiligen oder 
fatholiiche Kirche) über den König gejeßt, und die Empörung 
iſt Vollziehung eines göttlichen Auftrages. Vollends die poli- 
tiiche Bewegung jeit Ende vorigen Jahrhunderts ift durch den 
Gedanken getrieben, daß das Volk nad) der Vernunft aus 
eignem Recht und um fein ſelbſt willen über der Obrigfeit 
it, angewiejen fie unausgejeßt jeinem Willen unterthan zu 
erhalten. Die Empörung tft danach Folge immerwährender 
willführlicher Gewalt des Volks über die Obrigkeit und eben 
das ift jelbit das heilige Gebot, das fie |hüßt, fie iſt Revo— 
(ution im abjoluten Sinne Das ift der weltgeichicht- 
liche Boden, auf welchem je in verjchtedenen Zeiten die wiljen- 
ichaftliche Nechtfertigung der Empörung fich bewegt. 

Das Aeußerſte in der Rechtfertigung der Empörung erreicht 
die Lehre Rouſſeau's, Diele folgerichtige Entfaltung des 
Gedankens der Nevolution. Nah ihr hat das Volk ein Recht 
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beliebiger Empörung. Denn Obrigfeit (gouvernement) 
ift ja nach ihr nichts Anderes als ein Auftrag oder Befehl, 
den das Volk als ſouveräner Gebieter gewillen Perſonen er— 
theilt, und — was man Empörung nennt — Abjeßung der 
Obrigkeit nichts Anderes als die Zurücknahme diefes Befehls, 
die doch dem Gebieter, wann er will, zuftehen muß. Es ift 
der Begriff der Obrigfeit aufgehoben und damit auch der Be- 
griff der Empörung. Die Umkehrung der Staatsordnung, 
dab die Unterthanen fich über die Obrigfeit jeßen, Die in jeder 
Empörung als Thatſache Itegt, wird hier zur Idee der Staats— 
ordnung ſelbſt. Eine Ermäßigung dieſer Folgerichtigfett der 
Lehre, aber im Erfolg von geringem Unterjchted, iſt es, wenn 
das Necht des Volfd zur Empörung auf den Fall der Ver— 
letzung feiner Rechte beichränft wird, wie es die Konſti— 
tution von 1793 ausipricht, und Lafa yette biß an's Ende 
feines Lebens behauptete: „Wenn die Negierung die Nechte 
des Volks verlegt, jo tft die ISnfurreftion des Volks und jedes 
einzelnen Theils deſſelben das heiligite feiner Nechte und die 
höchſte feiner Pflichten.“ Oder wie man es ſonſt auszudrüden 
pflegt: bat der Fürſt den Vertrag verlegt, jo it auch das 
Bolf nicht mehr an denfelben gebunden. Durch diefen Grund» 
ja wird das Volk zwar nicht wie dort der willführliche Ge- 
bieter, aber doch der fouveräne Nichter über feine Obrigkeit. 

- Hinter der alfo ermäßigten Lehre der Revolution ftehen 
die Lehren, die aus der puritaniichen und hierarchiichen Be— 
wegung hervorgingen, nicht weit zurück. Innerhalb der refor- 
mirten Kirche wird das Necht zur Empörung wegen Tyrannei 
von den Schriftitellern zur Zeit des veligiößspolitiichen Kampfes 
ausgeführt, fo von Buchanan, Milton, Humbert Lan— 
guet”), inöbefondere erhielt es feine energiiche und folgenreiche 

*) ©. diefes Werks I. Band S. 292. 
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Bertretung durch Knox. Er behauptet, weil die Obrigfeit 
nach den Worten des Apoſtels dem Menſchen zu gute eingejeßt 
ſey, jo habe man fich einer tyrannijchen Obrigkeit, welche ihre 
Gewalt zur Unterdrücdung des Guten anwende, zit wider- 
jeßen. Insbeſondere aber behauptet er, dat das Volk, wenn 
es einmal in jeiner Mehrheit Jih zum wahren Glauben be- 
fannt habe, auch den König, dev Abgötterei treibt, d. i. Meffe 
lieſt (Maria Stumt) nach Gottes Gebot (5. Mof. 17, 5) 
richten und zum Tode bringen müfje*). — Innerhalb der 
fatholiichen Kirche wird das Necht zur Empörung hauptſächlich 
durch die Jeſuiten gelehrt. Während bis dahin die fatho- 
liiche Lehre allgemein die war, daß die weltliche Obrigfeit 
von Gott ſey, und man nur darüber ftritt, ob unmittel- 
bar von Gott oder mittelit des Papſtes, jo wurde be- 
ſonders durch die Jeſuiten die Lehre verbreitet, daß die Obrig- 
fett vom Volke jey. Ste unterichieden nämlich, es gründe 
fich zwar die Eriltenz und Nothwendigfeit obrigfeitlidher 
Gewalt überhaupt auf Gottes Drdnung, aber das Necht 
der beſtimmten Dbrigfeiten (dieſes Königs) gründe fich 
lediglich auf Willen und Uebertragung des Volks, und daraus 
ziehen fie denn folgerichtig den Schluß, dab das Volf aus „ge— 
rechten Gründen“ dieſes Necht widerrufen und die Obrig: 
fett anders beitellen fünne. So 3. B. Lainez, Suarez, 
Bellarmin. Insbeſondere lehrt Bellarmin, in Parallele 
mit Kor, dab e8 den Chrilten gar nicht erlaubt jey, einen 
ungläubigen oder ketzeriſchen König über ſich zu dulden **). 





*) Leben des Johann Knox von M'Crie überſetzt von Pland ©. 528f. 

##) Vergl. meine Vorträge über „Proteftantismus als politisches 
Princip“ ©. 25 und hauptfählic meine Schrift: „die fatholifchen Wider- 
legungen“ ©. 9, wo dieſes Alles aus den Quellen vollftändig dargelegt 
ift. — Die katholische Gegenpartei widerſprach diefer Lehre (4. B. Petrus 
de Marca de concord. sac. et imper. lib. II. cap. ID. 
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Außerdem zieht ſich noch durch die Fatholiiche Theologie und 
Moral Schon vom Mittelalter her eine Lehre vom Tyrannen— 
morde, d. i. dem Rechte und der Pflicht jedes Einzelnen, ohne 
Form Nechtens, ja meuchlings den Tyrannen zu ermorden. 
Ste iſt aus der antiken Bildung übernommen, fam zu befon- 
derer Anregung durch Joannes Parvus, und erhielt zuleßt 
ihre Außerfte Vertretung in dem berüchtigten Buche des 
Sefuiten Martana. Auch ſie jpielt bei dem Kampfe zwiſchen 
Königthum und Liga in Frankreich eine große Rolle theoretiich 
und praftiich*). Dieje einzelnen Richtungen und Parteien in 
der Kirche angehörigen Lehren von dem Nechte dev Empörung 
und des Tyrannenmordes dürfen jedoch nimmermehr ald die 
Lehre der Kirche jelbit, der veformirten oder der fatholiichen, 
ſondern nur als Abivrungen von derielben angeiehen werden. 


$. 153. 


Innerhalb der wahren chriftlichen Lehre von der Uner— 
(aubtheit dev Empörung findet fich jedoch wieder eine Schat- 
tirung. Es iſt nämlich eine Anficht, welche die Empörung aus— 
nahmlos verwirft. Sie tft befonders geltend gemacht durch 
die bifchöfliche Kirche von England und die Tory's vor ber 
Entthronung Safobs I. Die abjolute non-resistance war 
bis dahin das Schiboleth diejer Partei. Eben das iſt im We— 
jentlichen auch der Standpunkt Luthers"). Dagegen tt eine 


*) ©. die nähere Darftellung auc hieriiber in meiner Schrift: „die 
fatholifhen Widerlegungen“ ©. 15 und 20. 

**) „. . .. Mir ift fein folder Fall vorkommen, da es billig wäre, 
kann auch jett diesmal feinen erdenfen” (aus der ©. 545 cit. Stelle). Bloß 
in den Tiſchreden Luther’ findet fich eine Aeußerung für Erlaubtheit der 
Empörung unter befonderen Umftänden. Allein abgejehen davon, daß auch 
fie vielleicht andre Deutung zuläßt, kann eine den Tiſchreden eines Mannes 
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andre Anficht, welche zwar gleichfalls die Unerlaubheit der 
Empörung gegen tyranniiche Obrigfeit ald Grundjag anerkennt, 
aber doch ihre Erlaubtheit als Ausnahme für äußerſte Noth- 
fälle behauptet, wenn von der Dbrigfeit die ganze rechtliche 
Ordnung umgeftürzt, die ganze phyſiſche oder fittliche Exiſtenz 
der Nation vernichtet wird. Als ſolchen Notbfall betrachtet 
man z. B. das Unternehmen Safobs UI., die ganze Staats- 
verfaffung und Staatöfirche von England umzuftoßen. No), 
weit mehr wäre ein jolcher die türkiſche Herrichaft über die Grie— 
chen, welche Leben, Eigenthum und weibliche Keufchheit gefähr— 
det. Das tft die Anficht vieler Chriften, und vieler loyalen 
Männer, beſonders nachdem die ftrengere der alten Tory's von 
ihnen jelbjt 1688 durch die That verläugnet worden. Sie iſt, in 
weltmänniſcher Auffaffung und von chriftlichen Motiven entfleidet, 
durchgeführt von Burfe*). Site untericheidet fich wejentlich von 
derjenigen, welche die Empörung aus „gerechten Gründen” zu: 
läßt (Bellarmin u. ſ. w.). Denn fie betont die Scheu vor der recht: 
mäßigen Obrigfeit, die Pflicht, das Unrecht zu dulden, und halt 
nur die Ausnahmslofigfeit, wie bei manchen andern fittlichen 
Wahrheiten, jo auch hier, nicht fir durchführbar. Ste rechtfertigt 
die Empörung nicht aus einem Necht des Volks oder Gebot 
der Staatdordnung, wie Lafayette, Milton, Bellarmin, jondern 
nur kraft der Noth, nicht als Grundſatz, jondern als verein- 
zelte That. Sie befindet ſich daher auf dem Boden hriftlicher 


abgelaufchte Aeußerung doch wohl nicht im Betracht kommen gegen jene 
Unzahl beftimmter und erſchöpfender Auseinanderjeßungen, die ex felbft 
veröffentlichte und die alle aus einem Geifte find. 

*) „. . . . Wenn diefer jammervolle Zuftand gefommen ift, dann 
geben die Symtome der Krankheit auch jelbft die Arzneimittel an, Kar 
und verftändlic genug für die, welche die Natur ausrüftete, in verzwei- 
felten Nöthen dieſen leisten gefahrvollen bittern Trank dent zerrütteten 
Staat darzureichen.” 
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Prineipien, und befteht namentlich Fein praktisches Intereffe, 
fie zu beftreiten. Dagegen darf man aber auch jene aus— 
nabmsloje VBerwerfung der Empörung nicht fin unwürdig oder 
ungereimt erachten. Das erhellt aus obiger Ausführung ($.151). 
Denn es tft bet ihr nicht auf Fnechtiiche Unterwerfung abges 
ſehen, ſondern daß der tyranniichen Obrigkeit die Verweige— 
heit des Gehorfams und das Zeugniß für Recht und Wahr: 
rung und das ftrafende Wort entgegengejeßt werde, nur nicht 
die fürperliche Gewalt, und fie fteht eben auf Glauben. Der 
febendige Gott kann bei ihr nicht außer Rechnung bleiben. 
Wahrlich, wenn ein Volk es vermöchte, das Unrecht zu leiden, 
und zugleich für das Necht zu zeugen mit Hingabe des Le— 
bens, jo witrde es Damit alle Unterdrücung überwinden, ſowohl 
durch die natürliche Wirkung moraliiher Größe, als durch 
den unmittelbaren Beiltand Gottes, der jolchem Glauben ver- 
heiten ift, und dieſe Ueberwindung würde von Dauer fein, 
während die Empörung meilt nur von augenbliclihem Druck 
befreit, um in einen andern, vielleicht noch unerträglichern zu 
verfallen. Das hat auch die Geichichte betätigt. Die Huge— 
notten griffen zu den Waffen und ihr Glaube tft in Frankreich 
unterdrückt bis zu diefer Stunde. Die eriten Ehrilten ließen 
fih würgen, und ihr Glaube erlangte den Sieg über die Welt. 

Der Streit, ob es Ausnahmsfälle gebe, wo dennoch die 
Empörung fich vechtfertigt, ift wie alle Kaſuiſtik von geringerem 
Werth und faum zu entjcheiden. Das iſt gewiß: jene chrift- 
lihe Hingebung, welche dem Unrecht unbewaffnet nur durch 
das Wort entgegentritt, iſt heroijcher ald die Empörung. Eben 
deßhalb aber kann fie auch nicht wohl als allgemeine Forde- 
vung geftellt werden. Darum, wenn ein Volk, zum Aeußerſten 
gebracht, zuleßt zur Gewalt greift, jo mögen Menſchen nicht 
dariiber richten, daß es gegen Gottes Gebot gefündigt habe. 
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Sie dürfen aber auch umgekehrt nicht Urtheil und Freiichein 
geben, daß es daran recht und gottgefällig gethan, und können 
am allerwenigiten Kennzeichen und Grundfäße aufgeitellt wer— 
den, wann der Fall eintrete, dab ſolches recht und erlaubt jey. 
Das Evangelium, da es den Gehorſam gegen die Obrigfeit 
gebietet, erwähnt dabei feiner Ausnahme; aber es erklärt auch) 
ebenſo wenig die Ausnahmslofigfeit. Es iſt danach anzuer- 
fennen, daß es Lagen außerordentlicher Art in der providen- 
tiellen Führung der Völker giebt, in welden die Empörung 
zwar feineöweges ſächlich und nach ficherer Erkennbarkeit ge— 
vechtfertigt it, aber doch dem menjchlichen Urtheil aus dem 
allgemeinen Gebot entzogen bloß bei dem Gewillen der Be— 
theiligten und unter dem Gerichte Gottes ſteht. Das kann 
jedoch auch bei dem äußerſten Zugeſtändniß nur für ſolche Lagen 
gelten, wo entweder (wie unter Safob 1.) die beitehende 
Nechtsordnung und ihre Güter, oder (wie unter der türkiſchen 
Herrſchaft) die natürlichen unentbehrlichen Rechte, Leben, Keuſch— 
beit u. ſ. w, gegen die Obrigkeit geſchützt, nicht aber, wo neue 
religiöſe oder politiſche Gedanken gegen die beitehende Rechts— 
ordnung zur Herrichaft gebracht werden follen. Hiefür ift 
Eigenmacht und Empörung niemals gerechtfertigt. Die großen 
Revolutionen, die jeit 1789 über die Neiche Europa’ gingen, 
verfallen daher, unberührt von jener Streitfrage, unbedingt 
ihrem Gericht”). 


*) Es ift, wie ſich von jelbft verfteht, Feine Empörung, wenn der 
höchſten Obrigkeit von denen Widerftand und Gewalt entgegengefetst wird, 
die nach der Berfaffung ſelbſt dazu berufen find. Es war nicht Empö— 
rung, wenn in Sparta die Ephoren die Könige dor ihr Gericht zogen 
und durch den weitern Gerichtshof jelbft zu Tode brachten, oder wenn 
deutjche Landftände dem Landesherrn den bewaffneten Widerftand, den er 
ihnen ſelbſt in den Kandesfreiheiten zugeftanden hatte, entgegenfetten. Das 
war der Grund, aus welchem Luther fih in den Beſchluß der proteitan- 
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$. 154.*) 

„Es ift ein übles Ding in unjerm Zeitalter, daß Revo— 
(utionen gemacht, daß fie ohne Noth gemacht werden, es ilt 
ein noch weit übleres, daß fie gefetert werden. Wie darf ein 
gefittetes Volk eine That förmlich für Verdienit erklären und 
nit öffentlicher VBerherrlihung und Belohnung umgeben, weldye 
die ewigen Gelee der menschlichen Gejellichaft, das Urrecht 
der Staaten zeritört und Die Gejeße der Neligton verletzt, durch 
die der Staat und feine Ordnung gewährleiitet und gebeilist 
it! Die Empörung it eine Verlegung göttlicher und menjch- 
licher Ordnung, ihre Feter aber iſt ein Hohn gegen diefe Drd- 
nung. Mag es immerhin, wie bereits ausgeführt, Fälle geben, 
wo der Drang phofiicher oder fittlicher Noth jo gewaltig zum 
Aufitand treibt, dab es feinem Menſchen geziemt, über feine 
Urheber zu richten, und der Erfolg ihn gleich wie eine Natur: 
nothwendigfeit zu vechtfertigen ſcheint. Aber niemals tjt er 
darum an fich eine fittlich lautere That, niemals hört er an 
fich auf, eine Zeritörung der unteriten Fundamente der gelell- 
Ihaftlihen Drdnung zu fein. Darum kann fein edles Volt 
mit reinem, ungetheiltem Gewiffen aus einer Empörung hervor— 
gehen, und wehe ihm, wenn es ob der Freiheit, die e8 errungen, 





tiſchen Fürften, dem Kaifer Gewalt entgegenzujegen, ergab. Die Rechts— 
gelehrten hatten den Fürften begutachtet, daß fie nad) deutscher Verfaſſung 
Mitobrigfeit und deßhalb hierzu berechtigt, ja zum Schuße der Unter- 
thanen fogar verpflichtet feien. Das war auch richtig für die Geſammt— 
heit der Firften, denn Kaiſer und Neid) waren höchſte Obrigkeit, Sou- 
verän, in Deutichland, nicht jo fir die Landesherren einzeln. Luther 
überläßt mit vollem Necht dieje — den Rechtsgelehrten und dem eignen 
Urtheil der Fürſten, es war eine Frage der beſondren Verfaſſung, wer in 
Deutſchland Obrigkeit ſey, nicht die oberſte Frage chriſtlicher Moral, ob 
man der Obrigkeit ſich widerſetzen dürfe. 

*) Zum Verſtändniß des Nachfolgenden dient, daß es zuerſt im 
Sommer 1848 veröffentlicht iſt, ſ. meine Schrift: „Die Revol. und die 
konſt. Monarchie.“ 
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der heiligen Bande vergißt, Die e8, ſey es auch nothgedrungen, 
zerrifien hat! Sit e8 aber ihrer eingedenf, wie fann es die 
Nevolution ferern? Welcher nicht verwilderte Menſch wird 
eine Ehejcheidung feiern, und die Scheidung des höchiten ge- 
jellichaftlihen Bandes, die Scheidung von Volk und Obrigfeit, 
dürfte je als ein Freudenfeft begangen werden? Wird mit 
Necht gefordert, dab die rühmlichite Tapferkeit, im Bürger: 
friege bewährt, auf die verdienten Lorbeeren verzichten müſſe, 
und ſie follte mit ihnen prangen dürfen nach dem Kampf gegen 
den angeltammten Fürften und gegen das Heer, das Bollwerk 
des Daterlandes und der ftaatlichen Drdnung? Dab das 
franzöfiiche Volk 1830 fo gar feinen Sinn batte für das alte 
Königshaus, mit dem es Jahrhunderte Freud und Leid umd 
Ruhm und Schmach getheilt, deſſen furchtbare Sünden e8 durch 
jeine eignen auch längſt wieder aufgewogen hatte, dab es ihm 
war, wie wenn es einen eingedrungenen Barbarenhäuptling 
aus dem Lande vertrieben — das iſt eine Schwere Verſchuldung, 
und die Nemefis iſt wahrlich nicht ausgeblieben! 

Das innerite moraliiche Prineip des politischen Zuſtandes 
wird durch die Feier der Nevolution zeritört, und die Folgen 
jolher Demoralifation laffen denn aud) nivgend auf fich warten. 

Hat man einmal den Straßenkampf als Verdienſt und 
Ruhm verkündet, warum jollte er fich nicht bei jeder künftigen 
Gelegenheit wiederholen? Diekmal war ed für den Sturz 
des alten Syitems, ein andermal tt es für das allgemeine 
Stimmrecht, für die Nepublif, für die Güter-Gemeinfchaft. Die 
gegenwärtig zufrieden find, weil der Erfolg für ihre Anficht 
war, werden es ſich gefallen laffen müfjen, wenn er dereinft 
gegen fie ausichlägt. Ludwig Philipp durfte nicht über den 
24. Februar klagen, nachdem er den 29. Juli gefeiert, und es 
iſt nicht abzujehen, mit welchem Fug man in Franfreich den 
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Aufftand vom 15. Mat und 24. Juni beftrafte, da man doch 
jelbft fein Necht nur aus dem Aufftand vom 24. Februar her— 
leitete, und ift nicht abzujehen, warum die Berliner Stadt- 
behörde nicht die Kämpfer am Zeughaufe, die für die allgemeine 
Bolfsbewaffnung aufftanden, ebenjo aufforderte, fich zu le 
gitimiren, um ihre Belohnung in Empfang zu nehmen, wie 
damals die Kampfer für die übrigen Nechte des Volks. Meint 
man, die Nevolution werde nicht fiegen, wenn fie nicht den 
Willen der gefammten Bevölkerung für fich hat, jo jehe man 
eben auf dad noch neue Berjpiel, daß etliche hundert Männer, 
und wahrlich nicht der edeljten Sorte, Frankreich, das gar nicht 
daran dachte, die Monarchie über den Kopf weggenommen 
haben. Dder meint man, es werde eben nur die ganz be= 
ſtimmte, in ihren Folgen von der Nation anerfannte Empörung 
gefetert, nicht aber die Empörung überhaupt, jo muß man 
fragen, wo dem die Norm it und wo der Richter, um in dem 
Momente der That, auf den es allein anfonımt, im Voraus 
zu willen, ob die Nevolution die Anerkennung oder Berwerfung 
finden werde? Hat fi) doc der offizielle Sprachgebraud, in 
ganz Europa bereits dahin feitgejeßt, daß man den Aufitand, 
wenn er befiegt wird, „Inſurrektion“, und wenn er fiegt, 
„glorreihe Revolution“ nennt! An diefer Neorgantjation 
des mittelalterlichen Fauftrechts ift das aufgeflärte neunzehnte 
Sahrhundert angelangt! Und es bat fich dieſes Fauſtrecht, 
dad man für die Öffentlichen Verhältniſſe ſanktionirt, auch be= 
reits über die Privatverhältniffe ausgedehnt. Man fagte, die 
Bauern, welche ihre Grundherren zum Erlaß der Abgaben 
zwangen, hätten die Freiheit mißverſtanden, fie haben fie feines- 
weges mißverftanden, fie haben fie nur auf ihre Berhältniffe 
angewendet. Wenn den Fürſten durch Anzug der Maflen 
oder durch eine bedingte Steuerverwilligung, welche die be— 
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Ichworene Verfaſſung unterjagt, oder vollends durch Barrifaden 
die politiſchen Konceſſionen abgenöthigt werden, warum follen 
jene nicht ein Aehnliches thun für die Vermögenskonceſſionen? 
Der Menih hat gewiß Fein größeres Necht auf Theilnahme 
an der öffentlichen Gewalt, als er es auf eine befriedigende 
Subfiltenz bat. Was vermöcdte man auch jenem Advofaten 
zu entgegnen, der einige Berliner Schneidergejellen wegen Zer— 
ftörung eines Kleidermagazins damit vertheidigte, daß fie nur 
ihre ſociale Ueberzeugung durch Selbithülfe geltend gemacht, 
alfo nichts anderes gethan hätten, als die Kämpfer des 
18. März? So lange man nicht aufhört, den Aft zu verherr- 
lichen und zu belohnen, der den ganzen Bau der öffentlichen 
Drdnung aus den Fugen hob, jo lange darf man fich nicht 
wundern, wenn durch alle Schichten der Gejellichaft die Bande 
des Gehorſams und des Geſetzes fi) löſen. Frankreich hat 
vorzugsweiſe das unheilvolle Beiſpiel gegeben, die Revolution, 
die im günſtigſten Falle als eine traurige Nothwendigkeit ſo— 
gleich der Vergongenheit und Vergeſſenheit übergeben werden 
müßte, zum Freudenfeit zu erheben, und ald eine ftete glän- 
zende Gegenwart im Volksbewußtſein zu erhalten, und Frank— 
reich ift denn auch aus der Kette der Emeuten und Nevolus 
tionen nicht mehr herausgetreten. Hat man nicht in Frank— 
veich jeit 1789 bei jeder Nevolution den neuen Tag der Frei 
heit mit Subel begrüßt, wie eö in dieſem Augenblick auch in dem 
verblendeten Deutjichland geſchieht, und hat je die Nevolution 
die Erwartungen erfüllt, und nicht vielmehr in noch üblere 
Lagen gebracht und eine neue Nevolution erfordert? Und was 
ift das legte Nefultat, die Freiheit von 18482 Die Freiheit 
der drafoniichen Gejeße gegen die Verſammlungen, die Freiheit 
dev Unterdrüdung der Sournale, die Freiheit des Bürgerkriegs 
und des Belagerungszuftandes, die Freiheit der Unficherheit 
122; 36 
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des Lebens, des Eigenthums, die Freiheit, vor der, wer fann, 
fich in's Ausland vettet, ja vor der jelbit, was in Frankreich 
viel jagt, die Phraſe der glorreichen Sebruarrevolution ver 
ftummt ift! Man fuche das nicht in dem und jenem Grunde, 
in der Noth der Arbeiter, in den Mißgriffen Louis Philipps 
u. ſ. w. e8 bat das Alles nur Einen Grund, der ift die poli- 
tiiche Entſittlichung; nichts Anderes aber tit die politiiche Ent- 
fittlihung, al3 die Anerkennung und Feier der Revolution” *). 


8. 155. 


Gleichwie die Empörung einfache unbefangene Empörung 
oder aber grundfäßliche Empörung d. i. Revolution tft, ahnlich 
verhält es fi auch mit der Uſurpation. Einfache Uſur— 
pationen, dab ein gewaltiger Menſch das bisherige Herricher- 
haus verdrängt und ein neues gründet, gibt es durch Die ganze 
Geſchichte, und auf Erden traf fie fein Gericht. Dagegen die 
Uſurpationen, die aufdem Grundſatze der Revolution ihr 
Reich aufrichteten, und Damit dieſen perpetuirten, haben bis jet 
feine Dynaftie zu gründen vermocht. Cromwell fonnte feine 
Macht nicht auf den Sohn fortleiten”*). Napoleon und Louis 
Philipp muhten in eigner Perfon vom Thron Steigen, erſterer 

. *) Staatsftreiche ftehen in einer gewiffen Parallele zur Empörung, 
fie fehven zwar nicht, gleich diejer, das Berhältniß von Obrigkeit und 
Unterthanen um, aber fie gehen doch gegen die Rechtsordnung. Bergl. 
$. 90. Es ift ein Unterfchied, ob der Staatsftreih gegen eine geſchichtlich 
rechtsgewurzelte oder gegen eine ephemere angeflogene Berfaffung geht, wie 
es ein Unterfchied ift, ob die Empörung gegen ein legitimes Königthum 
oder gegen eine DObrigfeit de facto geht. Dann ift entjcheidend der Eid, 
dann der Bruch auf der andern Seite. 

*x) Wilhelm II. gehört nicht in die Neihe. Er Hat nicht den 
Grundſatz der Revolution Volksſouveränetät) proffamirt, er bat nur eine 
Annäherung an denfelben, und auch diefe nur widerwillig begründet. Doc) 


verlor auch ev den Adoptiv- Erben, der zum Träger der neuen Ordnung 
erforen war. 
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nachdem ihm vorher der Erftgeborene, der zum Diadem be- 
ftimmte, genommen war. 

Gleichwie die Nevolution von 1789 der reine Typus der 
Revolution ift, jo auch iſt das Neich Napoleons I. der reine 
Typus ſolcher Aufrichtung einer Monarchie auf dem Grunde 
der Revolution. Er ift bei dem Erwerb feiner eignen Macht 
ohne die (jchwerere oder geringere) Schuld eines Cromwell, 
Wilhelm, Louis Philipp. Er bat die Nevolution nicht ges 
macht, er hat nur die Anarchie, die er vorfand, bewältigt. Die 
Nettung aus diefer Anarchie ift feine Miffion von oben, ift 
jein Titel zur Gewalt. Der Brumaire war nicht Umfturz 
einer legitimen befejtigten Verfaſſung, jondern Gründung einer 
Autorität in dem Chaos der einander zeritörenden Verfaſſungs— 
beftrebungen. In der Nepublif war darum feine Gewalt eine 
rechtmäßige, berufene, wohlbegründete, mit nichten eine Uſur— 
patton. Sie begann erft unrechtmäßig zu werden, da er ein 
erbliches Neich auf die Nevolution gründen wollte. Damit 
verleßte er das Necht des rechtmäßigen Königshauſes und 
ward er ſelbſt der weltgefchichtliche WVertreter des Princips der 
Nevolution gegen das Prineip der Legitimität. Er nahm ferne 
Gewalt in diefem neuen Charakter von Anbeginn nicht mehr 
aus der ihm von oben verliehenen Macht und Miffion, ſon— 
dern aus der Hand der Volfsfouveränetät, und ftellte ſich im 
dem weltgejchichtlichen Kampf mit den Bourbons, am eviden- 
tejten in den hundert Tagen, durchaus auf den Grumd der 
Volksſouveränetät. Diejer Grund aber beſteht nit. Es tft 
merfwürdig: der Schritt aus der rechtmäßigen Gewalt zum 
Unrecht war, wenn dieje Auffaffung die richtige tft, die Bei— 
fegung des lebenslänglihen Konſulats mit dem Rechte den 
Nachfolger zu ernennen, was nur ein anderer Ausdruc für 
die Erblichfeit ift, und für diefe begann er aud) das Verfahren 

36* 
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der allgemeinen Stimmgebung. An dem Tage nun, an wel- 
chem er in feiner neuen Würde mit einem pomphaften Auf- 
zuge von der Präfidentichaft des Senats Beſitz nahm, wurde 
die Sitzung der Hauptjache nach auf die Zeichen monarchiicher 
Huldigung verwendet. Nach diejen Feierlichkeiten, und wohl 
auch mehr ald Symbol der Regierung, wurden fünf Senats— 
fonfulte präfentirt. Darunter war das lebte, allo dad Ende 
diefer ſymboliſchen Situng, die Vereinigung der Inſel Elba 
mit dem franzöfiichen Staatsgebiete*). Es ift als wenn die 
Vorſehung andenten wollte, welches die letzte Folge dieſes 
ersten Schritte jeyn werde. 

Es fommt mir bei diefem Allen nicht in den Sinn, ein 
Geſetz des göttlichen Weltgerichts feititellen zu wollen. Gottes 
Wege find unerforihlih und feine Barmberzigfeit und Lang: 
muth unbegrängt, und wir find nicht Urtheiler, wieweit gottes- 
fürchtige Führung des Negiments eine Sühne für die Unrecht: 
mäßigfeit feines Uriprungs jeyn kann. Sondern ih will nur 
eine Thatjache der Geichichte feſtſtellen; fie Spricht mit einem 
wunderbaren Eindrud, dem man fich nicht verichließen kann. 


*) Thiers histoire du eonsulat et de l’Empire III. 555. 


Vierter Abfchnitt. 
Die Berwaltung des Staates. 


Erſtes Kapitel. 
Das Militär. 


$. 156. 

Die äußere Macht, durch welche der Staat gegen jeine Un- 
terthanen und gegen fremde Staaten jeine Herrichaft behauptet, 
it eine nothwendige Seite deſſelben als fittlichen Neichs, als 
beherrichender Anftalt, ja die erite, das ift allen vorausgehende 
Seite, da auf ihr alle Herrichaft beruht. Die Staaten beginnen 
daher überall zuerst damit, friegeriiche Macht zu bilden, und 
die Kriegsmacht ift der ungebildeten Vorftellung das Einzige 
oder doch Hauptlächlichite, was fie bei Betrachtung eines Volks 
oder Staates in's Auge faßt. Diefe Macht iſt nicht bloß 
Mittel der Erhaltung der öffentlichen Drdnung, fie ift zugleich 
auch an fich fittliche Bethätigung der Nation, indem fie auf 
äußerſter Aufopferung, fittlihem Muthe, unbedingter Hinge— 
bung an das gegliederte Heer, als Geilt des einzelnen Bürgers 
wie des geſammten Heeres, ruht (j. o. ©. 145). 

Wenn der bürgerliche Verband des Staates ein organi— 
icher ift, in welchem jedem Gliede (Gemeinde, Genofjenichaft, 
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einzelne Menfchen) fein eigenthünliches in ihm entipringendes 
und durch ihn beftimmtes Leben zufommt, fo ift der militärifche 
Verband ein mechaniſcher; denn ed ift bier bloß um die 
Wirkung des Ganzen nach außen zu thun, es fommen daher 
alle Theile bloß nach dem in Betracht, was te hiefür ausrichten. 
Aus diefem Grunde gilt hier die unbedingte Subordination. 


8. 157. 


Der wahrhaft entwidelte Staat hat ein ftehendes na= 
tionales Heer, dad auf allgemeiner Waffenyflicht 
der Unterthanen ruht und als ein ungetheiltes Ganzes in allen 
jenen Sliedern unmittelbardem Souverän verpflichtet ift. 
Die allgemeine Waffenpflicht ift darin wohlbegründet, dab es die 
Aufgabe (tEAos) des Staates ilt, fih als Macht zu behaupten 
und diefe Macht als eine der Nation jelbit innewohnende und 
als das Ergebniß ihrer fittlihen Hingebung für den Staat zu 
befien, die Unterthanen aber als Glieder dieſes fittlichen Ganzen 
die Aufgabe defjelben erfüllen müffen. Es gibt feinen andern 
Rechtsgrund für die Kriegspflicht als diefen, jeder andere würde 
auf unftatthafte Weile die Unterthanen als außer der Nation 
und dem Staate befindlich in bloßem Vertrags oder ähnlichem 
Berhältniffe zu ihnen ftehend betrachten. Angriffs- und Ber: 
theidigungsfrieg macht hierin feinen Unterſchied; denn beiderlet 
Kriege find gleich nothwendig für die Behauptung eines Staates 
als jelbitftändiger Macht; willführliche Kriege aber widerftreiten 
überhaupt dem Weſen des neuen Staates und der politischen 
Erfenntniß der Gegenwart. Der Unterichied hatte jein Gewicht 
nur damals, ald noch die Vertheidigungskriege Volkskriege und 
die Angriffsfriege Privatfehden des Fürften waren, in der 
Periode der Gefolgihafts- und nachher der Lehnskriege. Es 
können denn auch heutzutage thatfächlich die Staaten ohne die 
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allgemeine Sriegspflicht nicht mehr beftehen*). — Die allge 
meine Waffenpflich t vorausgeleßt, ift aber wieder der wirk— 
liche allgemeine Waffendienft das Angemeſſene, Höhere vor 
der Aushebung (Konfkription). Er erfüllt den Grundfag der 
Gleichheit der Unterthanenlaſten, ev läßt alle Staatöglieder an 
der männlichen Ehre der Waffen (Suftus Möfer) Theil 
nehmen, und er gewährt die Entwidelung der Streitkräfte im 
vollſtändigſten Maaße. — Schon die Aushebung fordert kürzere 
Dienitzeit im Gegenſatze des freiwilligen Dienſtes, vollends 
aber der allgemeine Waffendienft fordert fie und kann fie leicht 
gewähren. Die Abtheilung des thätigen (aktiven) Heeres und 
der nur in Dereitichaft gehaltenen Mannjchaft, oder der Linie 
und Landwehr, tft bei allgemeiner Waffenpflicht und bei all- 
gemeinem Waffendienſt nicht ausgeichlofien, ja gefordert; aber 
fie it bier nur eine thatlächliche, Feine rechtliche. — Ob der 
Vortheil, welchen der allgemeine Waffendienft für die friegeriiche 
Macht gewährt, durch den Nachtheil der kürzern Dienftzeit 
wieder aufgewogen wird, it Sache techniicher Beurtheilung. 
Für das fittlichepolitiiche Verhältniß iſt er jedenfalld von reinem 
und ıunbedingtem Werth. Cr erhöht die Züge der Subordi- 
nation, Gejetlichkeit, Pünktlichkeit und die Züge des Selbit- 
gefühl und der Ehre durch die ganze Bevölkerung, bringt 
umgefehrt wieder in das Heer einen Zug der Gefittung und 
des Anitandes, und bindet endlich alle Klaffen der Nation in 
einer höchiten Gemeinjchaft und Gleichheit. 





*) Die Neftauration verſprach, die unter dem Kaiferreich gehäffig ge- 
wordene Konifription abzuichaffen, aber fie reichte mit freiwilligen Militär, 
am das fie vechnete, nicht aus und mußte im Wefentlichen wieder zum 
Alten zurückkehren. In England allein behauptet fi) noch das frühere 
Syſtem mit Erfolg. Diefer weltbeherrichende Infelftaat hat aber überall 
eigenthimliche Bedingungen, und bei bedeutenderen Kriegen (wie dem letzten 
franzöfifchen) griff man wirklich dazu, die Miliz im inländiſchen Dienft fo 
herumzuwerfen, daß fie ſelbſt gern freiwillig in die Armee trat. Und 18557 
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Das Bafallenheer des Mittelalters beruht, ſtatt auf 
öffentlicher Pflicht, auf Privatpflicht und Privattrene. Das ift 
an fich nicht das Gemäße, dab der Waffendienft auf einem 
beftimmten Befite ruht und Nequivalent deſſelben tt, ſtatt auf 
der nationalen Mitgliedſchaft als ſolcher. Der Erfolg aber ift, 
daß das Heer vom oberften Punkte bis herunter organiſch ftatt 
mechaniſch gefügt ift, jo daß die Unteren zunächſt den Zwilchen- 
ftehenden jelbftftändig verbunden find. Der oberſte Herr des 
Heeres hat darum feine ſichere Gewalt über das Ganze: folgt 
ihm fein nächfter Bafall nicht, jo ift die ganze untere Kette von 
diefem aus mit abgefallen*), und die Solgeleiftung jelbft ilt 
nicht unbedingt, jondern bejchränft fih wie alle Privatpflicht 
auf beitimmte Gründe und fteht zuleßt im perſönlichen Ur: 
theil. So edel und ſchön die Bande der Lehnstreue waren, 
jo fonnten fie doch nicht die Anforderung eines öffentlichen 
Heeres erfüllen, die Staaten waren mit allen friegerijchen 
Kräften, die fie beſaßen, ohnmächtig, weil fie diefelben nicht zu 
Einer mechanisch geeinten Heeresmacht jammeln, zu Einer 
Geſammtwirkung fügen konnten. 

Das Heer aus Fremden Söldnern (wie in den ttaltes 
nischen Republiken) iſt unwürdig. Das Volk büßt die Achtung 
ein, das nicht ſelbſt Träger der Macht iſt. Dann fehlt auch 
hier die Einheit zwiſchen Staat und Heer. Das Heer hat keinen 
moraliſchen Impuls, der Staat keine Sicherheit über ſein Heer. 

Das Heer, das ſich auf Werbung gründet, iſt zwar 


*) Eine Ordonnance Ludwig's des Heiligen verordnet: wenn ein He 
feine Mannen aufruft zum Kriege gegen den König, weil diefer ihm Reht 
berweigere (la justice de sa cour), jo fol der Vaſall ſich zuerft perſönſich 
an den König wenden, und wenn diefer nun wirklich erklärt, er gewöhre 
fein Recht, man müffe ihm als Herrn gehorchen, jo ſoll der Vaſall feinem 
Herrn zum Krieg gegen den König folgen bei Verluft feines Lehns. Bou- 
lainvilliers histoire des anciens parlements de France p. 50, 
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vom Söldnerheer verichieden, es gehört in feinen Anführern 
und meist auch der Mehrzahl nach in feinen Soldaten dem 
Inlande an. Aber das Heer joll überhaupt nicht vom Zufall, 
von der Freiwilligkeit abhängen, e8 wird auch auf dieſem Wege 
nie die Streitkraft entwidelt wie durch Aushebung, und ins— 
befondere hat der Werbefontraft etwas Unfittliches, indem ex 
Yebensaufopferung und Yebensberuf zum Gegenstand des Kaufs 
macht, und er führt darum auch dazu, daß die Obrigfeit un— 
würdige Machinationen macht und daß die Hefe der Nation 
unter die Fahnen fommt. — Das Heer der Anwerbung jeßte 
immer noch daneben eine allgemeine MWaffenpflicht voraus, 
nämlich für DVertheidigung im Lande jelbit eine Aushebung 
nach dem Looſe Miliz, Landmiliz), und für die Außerfte 
Noth einen Aufruf aller Waffenfähigen (Kandfolge, Land— 
fturm). Das ift num aber nicht bloß eine techniſche Abthei- 
(ung, wie unjere heutige Linie und Landwehr, jondern ein ver- 
ichtedenes Nechtöverhältnig. Das Heer und die Miliz beruhen 
auf einem verſchiedenen Nechtötitel (Vertrag und Bürgerpflicht), 
haben vechtlich einen verſchiedenen Gebrauch (außer und im 
Lande) und bilden einen ganz verichiedenen Stand. Diefer 
ganze Unterihied muß fallen, jo wie Angriffs= und Verthei— 
digungskrieg nicht mehr rechtlich unterschieden, fondern ala 
gleich nothwendig zur Behauptung des Staates erfannt find. 
Mejentlich verjchieden von der Altern Landmiliz iſt das | 
neuere Snititut der Bürgerwehr (Nationalgarde), das in 
Frankreich entitand und in Deutichland häufig nachgeahmt warb. 
Diefe ift zwar auch für Nothfälle auf Unterftügung des Heeres 
gegen den äußern Feind, zunächit aber mit Ausſchließung des 
Heeres gegen Aufftand und Unordnung im Innern berechnet”). 


*) Loi du 22 mars 1831. 
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Aeußerlich betrachtet wird fie ſich mit der Einrichtung des all- 
gemeinen Waffendienſtes nicht jo leicht verbinden als mit der 
Einrichtung der Aushebung. An fich aber gehört fie wie in 
ihrem Urjprunge, jo auch in ihrer Bedeutung und Wirkung 
dem Principe der Volfsionveränetät oder doch dem republifa= 
nilchen Prineip am. Die Nationalgarde iſt ihrem Begriffe 
nad) ein Heer des Volks, und daß fie in ihrer Bildung ſich an 
den Gemeindeverband anichließt, indem jede Gemeinde, namentlich 
jede Stadt, ihre eigne Heeresabtheilung bildet, daß die Dffiziere 
großentheils durch die Wahl der Gemeinen beſtimmt werden, 
daß der Maire die nächitauffordernde Behörde ift, macht fie 
auch thatjächlich zu einem Heere des Volks. Beim allgemeinen 
Waffendienſt ift auch jeder Bürger bewaffnet und friegsgeübt, 
aber er nimmt am Heer in einer andern Ordnung, einem ans 
dern Zufammenhang, ja an einem andern Orte Theil, als am 
bürgerlichen Verbande. Die Nationalgarde dagegen it nichts 
Anderes als die bewaffnete Gemeinde als ſolche. Auch dort 
(tegt in der Kriegsgeübtheit aller Bürger eine Macht des Bolfs, 
die eine deipotische Regierung nie entwiceln dürfte. Hier aber 
hat jede bedeutende Stadt, namentlich Paris, ein organifirtes 
Heer, das fie in jedem Augenblick nach ihrer Stimmung m 
Widerſpruch mit dem Willen des Königs, ja ſelbſt des ganzen 
Landes in Bewegung zu ſetzen vermag. Der erſte Gedanfe 
bet Errichtung der Nationalgarde war, durch ein ſolches Heer 
des Bolfs den König zu bewältigen. Dann allerdings legte 
man ihr den mehr gemäßigten und Scheinbar neutralen Gedanfen 
unter, in dem Momente, mo durch die Empörung alle Obrigkeit 
in Frage geftellt ift, einen Schuß für Leben und Eigenthbum zu 
gewähren. Aber es iſt auch dieſes charakteriitiich für die Re— 
volution:; Schuß für Leben und Gigenthbum ohne 
Dbrigfeit. Während nah Gottes Drdnung der Schuß für 
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Leben und Eigenthum der Dbrigfeit aufgetragen und durch) 
den Gehorſam des Volks gegen die DObrigfeit bedingt und 
verdient tft, will man den Gehorſam des Volks gegen die 
Dbrigfeit auffünden oder ausjegen und dennoch Leben und 
Eigenthum geſchützt haben. 


$. 158. 


Der Einfluß der Landesvertretung binfichtlich des Heeres 
darf nie auf die Befehligung des Heeres fich beziehen, wie das 
in England vom langen Parlament für die Miliz in Anipruch 
genommen war, aber jeit Wiederheritellung der Monarchie bis 
auf diefen Augenblick verfaſſungsmäßig ausgejchloffen tft, ſon— 
dern nur auf die Criltenz oder die Bildung des Heeres. 
Diejer Einfluß kann in Art und Grad verſchieden ſeyn. 
Das engliihe Parlament bewilligt jährlich die Militärauto— 
vität, d. i. die Gelege gegen Meuterei, Dejertion u. |. w. 
(bill of mutiny), ſohin die Möglichkeit, daß ein Heer beitehe. 
Die ungariichen Stände bewilligen die Truppen ähnlich wie 
Steuern. Die älteren deutichen Stände hatten die Bewilli- 
gung überall für die Geldmittel, wenn fie jolche zur Truppen 
haltung aufbringen jollten, haufig aber auch für die Werbung 
unter Unterthanen und für die Vermehrung der Truppen über 
das Kreisfontingent. Im Frankreich it durch Geſetz (März 
1818 und März 1832), alfo mit den Kammern, das ganze 
Konfkriptionsweien, nicht blos die Dienftpflicht, ſondern auch 
das ganze DBerfahren bei der Aushebung (MNefrutement) bis 
auf die Details, die Art der Liftenverfertigung, des perfünlichen 
Aufrafs, der Unterfuchung über körperliche Unfähigfeit, deß— 
gleichen das Avancement feitgejtellt, und wird überdieß auch 
das jährliche Kontingent mit den Kammern durch) Geſetz be- 
ftimmt. Nach unſerm jeßigen deutichen Staatsrechte muß man 
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im Zweifel annehmen, daß die Beitimmungen über Bildung 
des Heeres nur injoweit mit dev Yandesvertretung zu verein— 
baren find, als fie neue Untertlianenlaiten gegen den Staat 
enthalten, daher namentlich die Dienftpflicht jelbit oder die größere 
Ausdehnung derjelben, und die Einquartierungslaft, Denn nur in— 
fofern enthalten fie Rechtsgrundſätze ($. 112). Doch wird auch 
das Verfahren bei der Aushebung häufig durch Geſetz bejtimmt, 
weil doch mittelbar die Militärlaft des Staatsbürger von 
demjelben abhängt, ähnlich wie die Procekbeitimmungen als 
Gejebe behandelt werden, weil das materielle Necht durch fie 
bedingt ift. Dagegen die ganze Einrichtung des Heeres, die 
Marimen des Avancements, jo wie die Größe des Kontingents, 
alfo der thatlächliche Gebrauch, den jedesmal die Regierung 
von der feititehenden Unterthanenpflicht macht, gehört, als 
Ausfluß der Regierungs- und nicht der Gejehgebungsgewalt, 
bloß dem Souverän an. Ausnahmsgeſetze für bürgerliche oder 
peinliche Nechtsfälle gehören natürlich immer vor die Landes— 
vertretung; aber nicht in ihrer Eigenichaft als Militärs, ſondern 
als Juſtizgeſetze. 


$. 159. 


Wie das Heer allein dem Souverän zur Befehligung 
zufommt, ja darin vor Allem die Stellung deſſelben ald Sou— 
verän (ald erefutive Macht) beruht, jo bat es auch nur ihm 
den Eid der Treue zu leilten. Daß ſich damit das Heer 
dem Souverän nicht ohne Gränze verpflichtet, liegt in unſrer 
ganzen Gefittung, ein Aſſaſſinengehorſam iſt durch fie ausge- 
Ihloffen. Das Militär läßt fich teoß des Eides nicht gebrauchen 
zu Handlungen, die außerhalb militärischer Sitte und Ehre 
liegen. Es würde fich auch nicht gebrauchen laffen zum Um— 
fturz der Rechtsordnung. 
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Am Beginn der Nevolution fam nun eine Beeidigung des 
Militärs auf, nach welcher ed „der Nation, dem Gejeße und 
dem Könige" ſchwört. Es wird bier dem Könige nicht als 
Souverän geichworen, jondern bloß als der ausführenden Ge- 
walt unter dem Volk ald dem eigentlichen Souverän, ähnlich 
wie bei und etwa einem Feldmarichall gefchworen werden 
fünnte unter Vorbehalt feiner Treue gegen den König. Das 
Militär bat bier zu prüfen, ob der König dem VBolf getreu ift. 
Es iſt damit m der That das Volk der oberfte Dienft- und 
Eidesherr der Armee. Das ift der erfte Urſprung des Ver— 
faffungseides der Armee. 

Derjelbe hat nun jpäter wohl eine andre minder grelle 
Bedeutung erhalten, und in dieſer ilt die Forderung defjelben 
eine Tradition der Fonftitutionellen Partei. Es ſoll nicht (re= 
volutionär) „der Nation“, Sondern (Eonftitutionell) „dem König 
und der Verfaſſung“ geichworen werden, der Eid deßhalb aud) 
dad Heer nicht dem Volke dienftbar, jondern nur der Verfaſſung 
gebunden machen, dab, wenn der Fürft die Verfaſſung verleßt, 
es ihm den Gehorſam verfage. Der Berfalfungseid des Heeres 
joll danach nichts Anderes jeyn, als die natürliche und noth— 
wendige Parallele zu dem Berfaffungseide dev Beamten. 

Auch in diefer Bedeutung ift der Verfaſſungseid der Ars 
mee verwerflich. Er ift im Grundjat nicht gerechtfertigt. Der 
Grund des VBerfaffungseides der Beamten beiteht nicht für 
das Heer. Die Beamten find das Organ für die Anwendung 
der Verfaſſung. Sie mülfen daher in ihren eignen Funktionen 
diejelbe richtig anwenden, bei Ausführung höherer Befehle gegen 
unrichtige Anwendung vemonftriren, müſſen in den höchiten 
Aemtern die Kontrafignatur verjagen. Dieſes Alles, worauf 
ſich an erſter Stelle der Beamteneid auf die Berfaffung gründet, 
iſt dem Heere fremd. Aber nur als Ausflug und Stehrfeite 
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eines folchen beftändigen (pofitiven) Berufes für die Verfaffung 
bat die (bloß negative) Verpflichtung, Verfaffungswidrigem den 
Gehorjam zu verfagen, ihre Nechtfertigung. Der Erfolg des Eides 
aber ift, dab der Gehorſam des Heeres gegen den Souverän 
erit von der Prüfung der Verfaſſungsmäßigkeit feiner Befehle 
abhängig, alfo in Frage geitellt, deigleichen im Heere jelbft, 
je nad) dem Ergebniß jener Prüfung, Spaltung hervorgerufen 
wird. Damit aber ift die ganze Macht und Drdnung des 
Staates in Frage geitellt. Wenn Beamte den Dienft ver- 
Sagen, fann der Fürft fich anderer bedienen, wenn das Heer 
ibn verfagt, kann er nicht ein anderes berufen. Weicht Diele 
phyſiſche Macht im Staate, die alle Ordnung trägt, jo find alle 
Elemente, die Schlechten und die guten, entfeffelt und folgen ihrer 
Willkühr. Die Macht des Staates, die im Heere liegt, kann 
daher nicht, gleichwie die Geſetzgebung oder Die adminijtrative 
Ausführung, von Veberzengungsprüfung und Enticheidung der 
Sndividuen abhängen. — Dieje Einficht hat auch, in Frank— 
reich jelbit, zu dem Grundjaße geführt, daß das Heer, ja aud) 
die Bürgerwehr, nicht berathichlagen darf. Wenn es aber 
nicht berathichlagen darf, wie kann es zu einem vernünftigen 
Beſchluß und Entſchluß fommen, ob der, fürftliche Befehl der 
Derfaffung gemäß jey oder nicht? Dem Militär Die Berath— 
Ichlagung über die Verfaſſungsmäßigkeit der Befehle verbieten 
und ed dennoch auf die Verfaſſung beeidigen, aljo zur Ver- 
jagung gegen verfallungswidrige Befehle verpflichten, it ein 
Widerſpruch in fich jelbft. 

Es iſt aber die Beeidigung des Heeres auf die Verfaſſung 
auch die höchite Ungerechtigkeit gegen das Heer ſelbſt. Verſagung 
des Gehorſams ift bei dem SHeere nicht daljelbe wie bei den 
Beamten, denn der Dienft im Heere ift nicht wie der des 
Beamten verzichtbar. Der Beamte, wenn er an der Gejeh- 
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lichfeit empfangener Befehle zweifelt, legt jein Amt nieder ohne 
Pflichtverleßung. Aber der Soldat fanır nicht feiner Militär- 
pflicht, gleichwie jener jeinem Amte, entjagen, und der Offizier, 
der feine Stelle niederlegt im Momente, da man feiner bedarf, 
wird zum Verräther. Der Ausweg, auf welchen beim Ver— 
faffungseid der Beamten gerechnet iſt, daß fie bet folchem 
Konflikt, und namentlich in zweifelhaften Fällen, gewilfenhaft 
ihr Amt niederlegen, tft alfo dem Heere verjagt. So fteht es 
denn durch den Verfaſſungseid zwilchen den beiden Gewiffens- 
anflagen des Eidesbruchs und der Felonie, und den beiden 
gerichtlichen Anklagen des Hochverraths wegen Verfaſſungs— 
verletzung und des Hochverraths wegen Verletzung des Ge— 
horſams gegen den Fürſten. Das iſt eine Lage von der höchſten 
innern Pein und höchſten äußern Gefahr, vollends bei der 
Schwierigkeit, ja man möchte oft ſagen Unmöglichkeit, über die 
Verfaſſungsmäßigkeit ſich ein ſicheres Urtheil zu bilden. Und in 
dieſe Lage ſetzt man dazu Menſchen, welche nicht, wie die 
Beamten, die Juriftiiche Beurtheilung zu ihrem Lebensberuf und 
täglichen Gejchäft haben, die in der großen Maffe nicht einmal 
die Fragen, um die ed ſich handelt, zu begreifen vermögen! 
Wir haben in unjeren Tagen zwei Greigniffe erlebt, welche 
nach zwei Seiten die Berwerflichfeit der Beetdigung des Heeres 
auf die Verfaffung Klar berausftellten. Das eine, in Baden, 
bat gezeigt, wie fie zur Auflöfung aller Bande des Gehorſams 
und der Ordnung im Staate führt. Das andere, in Kurs 
heſſen, auf welcher Seite man auch ſtehen mag, bat gezeigt, 
wie fie zur ſchwerſten Ungerechtigkeit gegen das Heer führt*). 


*) Vergl. die oben ©. 425. Note eitirte Abhandlung des Grafen 
v. Arnim. 
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Die Finanzwerwaltung hat zu ihrer Aufgabe, die Vermö— 
gensmittel für das Bedürfnis des Staates zu gewinnen und 
fie an die betreffenden Berwaltungszweige abzugeben. Die 
Bermögensmittel des Staates find aber folgende: 

1) Der Grundbefiß oder Grundertrag, der von Anfang 
an für den öffentlichen Bedarf als Eigenthum des Fürften und 
in gewiſſer Beziehung des Staates vorbehalten iſt, oder ſpäter 
in diefer Eigenschaft erworben wurde — die Domänen. 
Solcher uriprünglihe Vorbehalt hat feinen Rechtsgrund darin, 
daß der Grund und Boden an eriter Stelle und urjprünglich 
der Nation in ihrer Einheit ift, welde das Land in Belik 
nimmt, und das Privateigenthum an demfelben erit durch die 
Zutheilung, Verleihung der Nation bez. ihrer Obrigfeit ent- 
fteht (II. $. 26). Die Domäne ift nad) deutſchem Staats— 
vecht zwar immer Eigenthum des Fürften, aber ein modi- 
ficirtes Eigenthum durch die nothiwendigen Verwendungszwecke 
und das häufige Necht der Mitiprache von Mgnaten und 
Ständen. Sie iſt fein öffentliches Eigenthum, fünnte 
man jagen. 

2) Die Vermögensquellen, welche die Natur in der be= 
jondern Weiſe gewährt, daß fie in großen foncentrirten Maffen 
bervorfommen und fich nicht in kurzer Friſt regelmäßig wieder 
erzeugen: Bergwerfe, Foriten, Flußerzeugnilfe u. |. w. Die 
Sorge für das allgemeine Bedürfniß und die Erhaltung diefer 
Quellen für die künftigen Gejchlechter erheiichen es, daß ihre 
Gewinnung vielfach nicht dem Einzelnen überlaffen, ſondern 
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dem Staate zurücdbehalten oder von ihm und unter jeiner 
Dberauflicht dem Einzelnen verliehen werde, Dies iſt die tiefere 
Nechtfertigung und der Nechtögrund ihrer Negalität. Auch 
manche künftliche Produktion und mancher Geichäftsbetrieb find 
ihrer Natur nad) vielleicht befjer beftellt in den Händen des 
Staats als der Einzelnen, 3. B. die Poft. Doc fann der 
Staat nur ſolche Geſchäfte treiben, die ein veelles Intereffe 
für die Gemeinjchaft haben. Gänzlich unfittlich und unwürdig 
für ihn ift das Lotto. 

3) Die Entgeltung, welche der Staat für die einzelnen 
Zeitungen der öffentlichen Anftalten von den beftimmten Indi— 
viduen, die fich ihrer bedienen, erhebt — die Gebühren: 
Gerichtsiporteln, Taren, Stempel u. |. w. Ihre Angemeffenheit 
fann nur im Einzelnen beurtheilt werden. 

4) Die Steuern. 


$. 161. 


Der Nehtsgrund der Steuern, der Grund, dab der 
Staat befugt iſt fie aufzulegen, die Unterthanen verpflichtet fie 
zu entrichten, iſt auch hier Schlechthin die Unterthbanenichaft. 
Wie jolher Geldaufwand im Weſen und Zweck des Staates 
mit Nothwendigfeit liegt, jo müſſen auch jeine Glieder ihn 
aufbringen. Die Nation gibt ald ein geiltiges Ganzes die 
Mittel für ihren Beruf ald Staat, und jeder Einzelne muß 
geben, weil er Glied der Nation tft. Verwerflich iſt auch hier 
der Nechtögrund, dab die Untertanen die Steuern als Aequi— 
valent für den Schuß ihres Vermögens geben, gleich als 
Subjefte außer der Nation und dem Stante, mit diejen einen 
Kontrakt ſchließend. 

Deßhalb richtet fich auch die gerechte und angemeffene Art 
der Beiteuerung nicht nad dem Princip des Affefuranz- 

II. 2 37 
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Geſchäfts: — in dem Verhältniß ald mir Vermögen affekurirt 
wird, muß ich auch Prämie bezahlen —, jondern nach dem Weſen 
des Staates, nach der eigenthümlichen Natur und dem inne— 
wohnenden Gejete des Nationalvermögens. Die Beiteuerung 
hat danach ein doppeltes Princip: fie iſt beftimmt durch das 
Berhältnii der vermögenerzeugenden Soctetät als 
eines organischen Ganzen, und iſt beitimmt durch das Ver— 
hältniß des Einzelnen als berechtigter Perjönlichkeit, die 
überall jelbit Zweck ift. 

Dem erfteren Prineip gemäß find die Steuern vor Allem 
von der vermögenerzeugenden Societät zu entnehmen, und ilt 
die erſte Rückſicht derjelben der harmoniiche Zuftand der Er— 
werbzweige und der Genußmöglichkeit. Es giebt nämlich ein 
Nationalvermögen oder ſociales Vermögen, das nicht Summe 
des Vermögens der Einzelnen ift, jondern nur im Ganzen 
befteht, das uriprünglich und allein der Societät ift als ein un— 
gejondertes aber auch ungebildetes, zum Theil als bloße Mög: 
(ichfett des beftimmten Vermögens, das erſt zum Vermögen der 
gejonderten Einzelnen wird und in ihrem Befiß erſt beftimmte 
Geftalt erhält. Dieß iſt die Möglichkeit des Vermögenserwerbs 
und des Vermögensgenuſſes, die eben nur in der Societät liegt. 
Denn die Möglichfeit des Bermögenserwerbs, d. i. die Mög 
lichkeit, allgemeine Vermögenswerthe zu erwerben — nicht bloß 
die Früchte eined Grundſtücks zu geniehen, ein Haus zu be— 
wohnen, fich jelbit Kleidung und Schuhe zu machen, jondern 
durch jein Grundſtück, jein Haus, jeine Kleider- und Schuh— 
produktion die Mittel (Geld) zur Befriedigung aller jener 
Bedürfniſſe zu erhalten — ilt offenbar ein jociales Vermögen, 
es hat fie nicht der Einzelne, nur die Gemeinichaft hat fie und 
gewährt fie dem Einzelnen. Ebenſo ift auch die Möglichkeit 
des Vermögensgenuffeg — d. i. durch fein erworbenes all: 


2. Kapitel. Die Finanzen. 579 


gemeined Vermögen, durch den Geldeswerth, die beiondere 
Befriedigung zu erhalten — ein fociales Vermögen. Auch 
diefe gewährt nur die Gemeinfchaft dem Einzelnen. Diejes 
Soeialvermögen, wie man es nennen fanı, tft der eigentliche 
Gegenftand der Beltenerung. Der Staat nimmt die Steuer 
von der Societät und ihrem Vermögen, und daher von jedem 
Einzelnen, inwieweit er an dem lebtern, d. i. an der Mög: 
lichfeit des Erwerbs und des Genuffes participirt. Jenes find 
die direkten, richtiger Erwerb-Stenern (Grunpditeuer, 
Häuſerſteuer, Gewerbiteuer), diejes die indireften, richtiger 
Konjumtionsftenern (Meccie, Zoll)). So 3.9. wird die 
Grundfteuer nicht für die Früchte ſelbſt gegeben, jonft wäre fie 
Pachtgeld, Tondern für die Möglichkeit der allgemeinen Ernäh— 
rung, die der Grundbeſitz im Volke gewährt. Das Social: 
vermögen umjchließt das Vermögen des Einzelnen ähnlich wie 
in der Natur das Element die organiichen Körper; dieje nehmen 
das Element in fih auf und verarbeiten e8 zu ihrer beitimmten 
Subitanz, aber fie geben einen Theil des Berarbeiteten auch) 
wieder zurüd an das Clement. Aber bier im Neiche der Per- 
ſönlichkeit vollbringt fi die Wechjelwirfung von joctalem und 
Privatvermögen nicht ald ein Naturgefeß, Tondern als em 
Rechtsverhältniß, zufolge perjönlicher Pflicht und Abgabe aus 
fretem, jelbftitändigem Eigenthum. 


*) Die Bezeihrumg der lettern als indirefte Steuern ift zwar nicht 
haltbar in dem Sinne, daß die Steuer hier nicht den Beſteuerten trifft, 
fondern durch ihn Andere (die Konfumenten), weil auch bei der diveften 
Steuer der Beftenerte (Grundbefiger, Hausvermiether) zum Theil feinen 
Kegreß an den Abnehmern hat und haben fol, allein fie ift doc haltbar 
in dem Sinne, daß fie von Objekten genommen wird, die der Befteiterte 
nicht für fi) behalten will. Für die Möglichkeit des Erwerbes zahlt 
Steuer, der da wirklich erwirbt, jelbft, der Grundeigenthümer für fein Gut, 
duch das ev fich nährt und das er für fi behält, aber für die Möglich- 
feit des Genuffes zahlt nicht der, der genießt, unmittelbar, fondern der, 
welcher die Gegenftände des Genuffes gar nicht behält. 
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Es ergiebt fich hieraus denn der Maaßſtab der Be- 
ftenerung. Diejer ift zunächſt nicht die Größe des wirflichen 
Erwerbs des Einzelnen, jondern das Verhältniß der verichie- 
denen Möglichkeiten des Exwerbes und Genufjes im Staate und 
die Theilnahme des Einzelnen an ihnen. Was die Erwerb: 
und Genußmöglichfeiten jelbft betrifft, jo müffen die Erwerb— 
zweige beitenert werden, je nachdem fie abgeben können, das 
heißt, daß nicht das werbende Kapital leide, und jo daß fie 
gegenfeitig im vechten Maaße bleiben, feiner durch den andern 
gedrückt werde und dadurch in die Gewalt des andern fomme, 
und es müffen die Genußartifel beiteuert werden, je nachdem 
fie es ertragen, d. h. daß noch die Möglichkeit fie anzufchaffen 
den Unterthanen verbleibe, und zwar um fo leichter, je noth— 
wendiger und verftändiger (je weniger entbehrlich und luxuriös) 
diefelben find, je mehr fie für die zahlveichere und ärmere Klaffe 
Bedürfniß find. Was aber den Einzelnen betrifft, jo wird er 
beſteuert direft, je nachdem er an der Miöglichfeit des Erwerbs, 
indireft, je nachdem er an dem wirflichem Genufje Theil nimmt. 
Sp wird der Befiter größern oder beſſern oder zur Ausfuhr 
gelegnern Landes höher beiteuert, weil er eine größere Möglichkeit 
des Erwerbs hat, gleichviel ob er es gut oder jchlecht beitellt, 
ob er eine beffere oder jchlechtere Ernte, guten oder ichlechten 
Abſatz wirklich gehabt hat. Der Gewerbmann, der Kaufmann 
wird höher befteuert, je nachdem fein Gewerbe durch den Ort 
und die Art und die Größe des Gtabliffements größere Mög: 
fichfeit des Einkommens bietet, ohne Rückſicht darauf, wie viel 
e8 ihm durch jeinen Fleiß, feine Geſchicklichkeit, fein Glück 
wirklich trägt. So find Pretiofen, die Semand befitt, Feine 
Erwerbsmöglichkeit, daher nicht zu beftenern; aber Einführung 
und Verkauf der Pretiofen, als Gegenftände des Genuffes, 
wird mit Abgaben belegt. 
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Die Beiteuerung darf nicht von dem Einkommen der Sn: 
dividuen als iſolirter Subjefte ausgehen, ſondern von dem 
großen Organismus der focialen Wirthichaft. Es muß, im 
Grunde genommen, das Beitreben der Finanz ſeyn, jo weit 
möglich die Individuen nicht zu beitenern, fondern nur von 
dem Socialvermögen die nöthige Summe vorweg zu nehmen, 
bevor es eben Privatvermögen wird, und da es immer zugleich) 
Ihon Privatvermögen tft, jo it es eben die Kunft, nur den 
\oeialen Beltandtheil des Privatvermögens zu treffen und den 
privaten als ſolchen frei zu laffen, was fich daran erprobt, daß 
der Beſteuerte jelbit die Steuer wicht empfinde, jondern fie im 
Publikum aufgehe. Sp wird die Grunditener nicht empfunden, 
wenn fie alt ift, der Käufer, der Erbe hat das Gut um fo 
viel wohlfeiler erhalten, iſt alſo gar nicht beitenert, nur muß 
fie im Verhältniß zum Gutsertrage ſeyn, damit der Eigen- 
thümer auch die Arbeit, die er zugleich für den Steuerberech- 
tigten leiftet, nicht empfinde. Die Konjumtionsfteuer wird nicht 
empfunden, wenn fie zu einem Minimum für das Individuum 
wird. Dadurch it denn auch von jelbft alle Härte gegen den 
Unvermögenden ausgeichloffen, ohne daß man hiefür zur Ein- 
fommenfteuer jeine Zuflucht zu nehmen brauchte. 

Hierzu iſt aber bei der Ausführung eine tiefer dringende 
Beobachtung erforderlich, um zu jehen, wie eine Steuer auf 
die Erwerbs- und Koniumtionsmöglichfeit wirkt; durch bloßes 
folgerichtiges Schließen aus einem Prineip, durch das bloße 
Rechenexempel, mit demjelben Quotienten in jedes individuelle 
Vermögen zu dividiven, kann hier nichts erkannt werden. Es 
darf ſcheinbar ein Erwerbszweig überhod beiteuert werden, wo 
es fich zeigt, dab ex in der Lage tft, fich wieder an den Ab— 
nehmern zu erholen, umgelehrt kann eine geringe Steuer zu 
hoch ſeyn, wenn fie auf dem Beſteuerten laften bleibt oder ihn 
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gar noch in die Lage bringt, feine Erzeugniffe aus Noth zu 
gering loszuſchlagen. Nicht wie die Steuer ſich arithmetiſch 
zu meiner gegenwärtigen Vermögungsjumme verhält, it das 
Gnticheidende, jondern wie fie ſich dynamiſch zu meinem Fünf- 
tigen Vermögenserwerb verhält. Die vechte und angemeljene 
Beitenerung rubt deßhalb mehr auf nationalökonomiſchen als 
juriſtiſchen Rückſichten. 

Dieß iſt der primäre Geſichtspunkt der Beſteuerung, der 
aus der organiſchen Natur des ſocialen Vermögens hergenommen 
und überall mehr auf den künftigen Erfolg der Vermögens— 
gewinnung als auf den gegenwärtigen Beſitz gerichtet iſt. Als 
ſekundärer Geſichtspunkt tritt aber hinzu die Rückſicht auf das 
Verhältniß des Einzelnen, daß Jeden gleicher Antheil an den 
öffentlichen Laſten treffe, ſohin die Rückſicht auf das wirkliche 
Einkommen des beſtimmten Individuums. Dieſe 
Rückſicht beruht auf dem Prineip der Gerechtigkeit; aber ſie kann 
deſſen ungeachtet, ſelbſt nach Gerechtigkeit, nur die ſekundäre 
ſeyn. Denn das Vermögen des Einzelnen iſt niemals iſolirt, 
wie es niemals ein todtes ruhiges Beſitzthum iſt, es iſt in 
ſteter werbender Thätigkeit und daher in ſteter Wech— 
ſelwirkung mit den andern vermögenwerbenden 
Kräften begriffen. Es ift darum eine oberflächliche Gerech— 
tigkeit und Gleichheit, bloß die Summe des Beſitzes oder Ein: 
fommens des Steuerbaren, und nicht feine ganze Vermögens: 
ftellung, die Möglichkeit jeines Negrefjes an anderen, ven Erfolg 
für jeinen Erwerbzweig, den Erfolg für jeinen Lebensbedarf 
durch die Wirkung der Steuer auf die Preife u. dal. in An- 
ſchlag zu bringen. 

Diejes ſekundäre Princip, der Maaßſtab des Einfommens 
fommt zur Anwendung für's Exfte vein für fich in einer von 
Erwerbszweig und Konſumtion abjehenden Auflage — der 
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Perjonalitener (Familien, Wohnungs, Klafjenfteuer), die 
darauf berechnet iſt, das Vermögen in feiner Abjonderung und 
Ruhe zum Maabftab zu haben. Eine folche Auflage darf aber 
danach nur ergänzend jeyn, nicht an die Stelle jener vor allen 
gebotenen treten oder auch nur den beträchtlichiten Theil des 
Staatsbedarfs deden, und fie darf nur nach allgemeinen un— 
gefähren Klaſſen erhoben werden, eben weil eine dem Verhältniß 
des Privatvermögens adäquate Beſteuerung nicht die Aufgabe 
it. Für's Andere fommt dieſes Prineip zur Anwendung, in— 
dem ed das amdere primäre durchdringt, nämlich in der Art, 
daß bei den Grwerbftenern zwar zunächſt und bauptjächlich, 
wie gezeigt, nur die Möglichkeit des Erwerbs (die Bonität des 
Grundſtücks, die Art des Handwerks, ob Großhandel, Klein— 
handel) in-Anjchlag kommt, aber zugleich doch auch auf den 
wirklichen Erfolg eines jeden Erwerbtreibenden (ob er ein 
reicher, ein mittlerer Kaufmann u. ſ. w.) bi8 zu gewiſſem Grade 
Nücdficht genommen wird”). 
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Gegen allen geichichtlichen Beltand in größeren Staaten 
und gegen alle Bedingungen der Wirklichkeit und Ausführbarfeit 
jtellt die vationaliitiiche Staatslehre die Vermögens- oder 
reine Ginfommenfteuer als die vernunftmäßige auf und 
verwirft alle anderen als ungerecht, inSbejondere die indirekten. 


*) Die Beiträge für die Kirche find von ganz anderer Art als die 
für den Staat; die Kirche ift nicht wie dev Staat zugleich vermögen- 
erzeugende Societät, fie hat und gewährt fein Vermögen und hat Feine 
Bermögensgewinmung zu fördern, nimmt daher, wenn fie Beiträge bezieht, 
nicht wie der Staat nur von dem Ihrigen, fondern dieſe Beiträge find 
Opfer bloß aus den eignen Vermögen der Gläubigen, zu welden fie ver- 
pflichtet find; Hier ift deßhalb eine Quote des Einkommens am Orte, der 
Zehnte an Früchten, Vieh u. |. w. 


584 IV. Abſchn. Die Verwaltung des Staates. 


Wie fie nämlich Volk und Staat ald Aggregat einzelner Menſchen 
betrachtet, fo auch das Nationalvermögen bloß als die Addition 
der Privatvermögen, die Summe des jährlichen Einfommens 
eines Seden; es fehlt ihr auch nur der Begriff des National 
vermögens ald uriprünglicher Einheit, als der Vermögenskraft, 
welche in dem Gemeinleben ſelbſt und nur in ihm liegt. Sie 
geht alſo davon aus, daß der Einzelne ſein Vermögen unab— 
hängig vom Staate (außer ihm ſtehend) erwerbe und nur für 
den rechtlichen und polizeilichen Schutz des ſo erworbenen die 
Abgaben zahle. Der Grund der Steuern iſt ſonach die Ent— 
geltung für jenen Schutz, das ganze Verhältniß vollſtändig 
eine Dienſtmiethe (locatio operarum) zwiſchen Staat und 
Unterthban. Je mehr aber Einer Vermögen geichüßt (aſſekurirt) 
erhält, deito mehr muß er Zins (Prämie) zahlen. Jede Abgabe 
aber für Erwerbsmöglichkeit und Genuß, da der Staat fie nicht 
gewährt, iſt ungerecht, und jene große elementarijche Umſchließung 
und Wechjelbeziehung zwilchen Nationale und Privatvermögen 
verichwindet, damit alle Rückſicht auf den Erfolg der Steuern 
für den künftigen Nationale und Privatwohlitand. Man kann 
dieß die atomiſtiſche Finanztheorie nennen. Selbſt nad) 
dieſem ganz unpaſſenden privatrechtlichen Geſichtspunkte iſt die 
Theorie in ſich ſelbſt rechtlich nicht haltbar, da ſie nach ihrem 
Princip gar nicht zu beſtimmen vermag, ob die Steuern für 
und nach der Größe des Vermögens oder des reinen Einkommens 
zu geben — (eine Frage, die ſich nur nach den höhern Geſetzen 
der Vermögenswirkſamkeit Löjt), — ob ferner bloß für den 
Schuß des Vermögens oder aud für den der Perſon, und wie 
dann nach diejen beiden Nücfichten auszufcheiden, da die eritere 
ungleiche, die letztere gleiche Beitenerung fordert. Dder wollte 
man die reine Einkommenſteuer, abichend von diejer Unter— 
legung eines Aſſekuranzgeſchäfts, auf den allgemeinen Grundſatz 
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der Gerechtigkeit oder Billigfett gründen, daß die Steuerpflicht 
der Unterthanen eben je nach ihrer Leiftungsfähigfeit 
fich bemeffe, jo wäre fie auch danach nicht haltbar. Denn die 
Leiſtungsfähigkeit wird doch nicht bloß durch die Einnahme, 
jondern zugleich auch durch die Ausgabe, durch die noth- 
wendigen Bedürfniffe, beitimmt. Es müßten alfo auch die 
Yalten, die Seder mit jeinem Einfommen zu beftreiten hat (Größe 
der Familie, Standesnöthigungen, Krankheit u. ſ. w.) für 
ihre Ermittelung in Anjchlag fommen, und wie ift das zu be— 
rechnen? Nicht einmal der Billigfeit entipricht deßhalb die 
Einkommenſteuer. Es iſt unmöglich und nicht geboten, daß 
die menjchliche Einrichtung die Ungleichheiten der göttlichen 
Zutheilung des Glüds aufhebe. Gleichwie die Gleichheit der 
Güter feine Forderung der Gerechtigkeit und feine Möglichkeit 
it, ebenjo auch die Gleichheit der Beitenerung in dem Sinne 
der reinen Einfommenfteuer. In der Ausführung aber ftößt 
die reine Einfommenftener auf die in ihrer Natur jelbit lie 
genden, darım ganz unüberwindlichen Htuderniffe, daß Das 
Vermögen und noch mehr dad Einkommen ſich theils nicht 
ficher, theils gar nicht ausmitteln läßt — (wie viele Stände 
fünnen mit dem beiten Willen nicht jagen, wie viel fie im 
nächiten Jahre einnehmen werden oder in dem vergangenen 
oder jeit zehn Sahren netto eingenommen haben) — und dab 
auch nur der Verjuch, es irgend genau zu ermitteln (und wenn 
es allein der Rechtsgrund der Steuern ift, jo tft die genaue 
Srmittelung unabweislih geboten), zu gewaltthätigen Ein— 
griffen in die Privatfreiheit und zu vielfacher Zeritörung des 
MWohlitandes durch Veröffentlichung der Verhältniffe führt. 
Die jogenannte Gleichheit der Beftenerung, die 
zufolge und im Sinne jener Theorieen in neueren Konftitutionen 
verheißen it, iſt eine Unklarheit, fie läßt es unbeitimmt, ob 
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die Untertanen einer wie der andere oder ob fie je nach ihrem 
Kapitalvermögen, oder ihrer Erwerbmöglichfeit, oder ihrem 
wirklichen Einfommen, oder ihrer Leiſtungsfähigkeit (alſo Ein- 
fommen und Ausgaben) zu befteuern find, und fie iſt eine 
Ehimäre, dem Erfolge nad) eine Unmöglichkeit. Die Gleichheit 
der Beſteuerung in dem Sinne, wie fie hier verheißen wird, 
muß evft noch erfunden werden, und fie wird nicht erfunden 
werden ”). 


*) Nach unferer Auffaffung von den Steuern beruht diejelbe mit 
den anderen Staatseinnahmen (Domänen, Negalien) auf einem und dem- 
jelben PBrineip und Nechtsgrunde Das ift der Borbehalt und das Bor- 
wegnehmen aus dem Nationalvermögen für den Staat. So find denn 
3: B. Domänen und Grundftener im Innerſten verwandter Natur. Dort 
behält fi) der Staat von dem Grumd und Boden des Landes einzelne 
Grundſtücke im Ganzen, hier Ertragstheile an jedem Grundſtücke vor. 
Aber allerdings ift doch die Steuer etwas Anderes als die Domäne, weil 
der Antheil des Staates bei ihr dod) durch die Arbeit und Bewirthſchaf— 
tung des jeweiligen Befiters aufgebradht werden muß und er in Perfon 
deßhalb das verhaftete Subjekt derjelben if. Die Grundftener hat deß— 
halb eine doppelte Beziehung. Sie ift nad) der einen Seite eine wirkliche 
Steuer, von jedem Befiger aus feinem Vermögen und mit perjönlicher 
Haftung aufzubringen, und ift nad) der andern Seite ein Bodenantheil 
des Staates. Darımm ift es nicht gleichgültig, in welchen Berhältniß die 
Grundſteuer aufgelegt wird. Bei neuer Auflage ift möglichſte Gleichheit 
erforderlich, bei noch nicht lange erfolgter Auflage kann die Forderung der 
Erleichterung der Ueberſchwerten begründet jeyn. Aber die allgemein und 
unbedingt geftellte Forderung der Grundftenerausgleihung durch die ganze 
Monarchie ift nicht begründet. Da ift jene andre Seite in der Grund— 
ſteuer zu bedeutend. Die Ausgleihung greift darum zu tief und wider- 
rechtlich in beftehende Eigenthumsverhältniffe ein. Sie ijt nach diefer Seite 
ähnlich, wie wenn man auch die Domänen je nad) den verichiedenen Pro- 
vinzen ausgleichen wollte, in der einen Provinz einen Theil derjelben den 
Grumdbefigern austheilte, in der andern fie durch Abtretung von jedem 
Grundbefig mehrte. An altfirivten Grundſteuerverhältniſſen kann man 
deßhalb nicht rühren ohne Ungerechtigkeit und tiefe Schäden. 
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Drittes Kapitel. 
Die Polizei. 


8. 163. 

Die Polizei ift die VBerjorgung des Gemeinwohls. 
Sie hat das Gemeinleben nach allen jeinen Beziehungen, jeinen 
materiellen und jeinen geiftigen, zu erhalten und nach jeinen 
Zielen zu fördern. Sie tjt deihalb die Offenbarung der 
Weisheit des Staates, denn Weisheit ift die Macht und 
Intelligenz, welche die Fülle der mannigfachen Kräfte zur Ent- 
faltung und in gegenjeitiger Förderung zur Bollendung bringt. 
Dieſe Thätigfeit des Staates ift nothwendig in feinem Wejen 
begründet, jo wenig entbehrlich oder zufällig als die Suftiz. 
Denn ald ein Reich und als eine von Gott verordnete Lenkung 
der Menichen muß er diefe Weisheit zur Offenbarung bringen, 
ebenjo jehr als die Gerechtigkeit, und muß die Ziele, welche 
der menschlichen Gemeinjchaft und mittelft ihrer den Einzelnen 
gejeßt find, anitreben. Die Polizei ift deßwegen auch jo früh 
in den Staaten vorhanden ald die Juſtiz (3. B. Sorge für 
Sitte, Erziehung, Religion). 

Die Polizei ift das reichite Gebiet der Stantsverwaltung, 
was Ziel und Intereffe des menschlichen Daſeyns ilt, gehört ihr 
an, und iſt vorzugsweiſe ſein pofitives Streben. Die Juftiz 
iſt nur erhaltend oder wiederherftellend und tritt nur im Falle 
der Verlegung ein, die Finanz hat ihre Bejchränfung, ſoll nicht 
in's Unendliche gehen, das Militär joll bloß die Macht, nicht 
ohne Noth ihren Gebrauch enthalten. Im der Polizei aber 
beiteht die eigentliche ftete politiiche Thätigfeit. Stete Entfal- 
tung, Förderung und Steigerung ift ihr Charakter, es iſt ihr 
Beruf, immer mehr die gemeinfamen Intereffen in ihr Bereich 
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zu ziehen, fie in immer höherer Weiſe zu befriedigen. Ihre 
Thätigkeit tft diefer Aufgabe gemäß ſchöpferiſch und muß deß— 
wegen auch frei jeyn. Nur Schranfen dürfen ihr durch das Gejeß 
gezogen werden, aber den Inhalt ihrer Anordnungen und 
Thätigkeit darf das Geſetz nicht beitimmen, jondern der Geiſt 
und die freie Beurtheilung ihrer Lenker und Verſorger, welche 
alle fonfreten Umftände und den Erfolg erwägen. 
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lach dem Weſen und der Beitimmung des Staates, wie fie 
oben (8.39) erörtert worden, fanıı aber nur dpa8Gemeinleben, 
nicht das des Einzelnen, Gegenitand, nur das Gemeinwohl, 
nicht das Wohl des Einzelnen, Aufgabe der Polizei jeyn. Das 
Gemeinleben und Gemeinwohl ift aber nicht das Leben und Wohl 
der ſämmtlichen Einzelnen für fich, Jondern in ihrer Gemeinjchaft, 
daher“ der Einzelnen nur injoweit als fie Glieder der Ge— 
meinjchaft find, nicht infoweit fie ein jelbititändiges individuelles 
Daſeyn und Schiejal, ein jelbftitändiges individuelles Ziel und 
Streben haben. So tft es Aufgabe der Polizei, dab öffentliche 
Eicherheit beitehe, dat die Nation an Wohlitand und Bildung 
wachje, Sitte und Ehrbarfeit wahre. Dagegen daß der Einzelne 
vorfichtig und gefichert jey (fein Zimmer ſchließe, nicht durch 
verdächtige Wälder veile), dab er in Wohlitand ey, daß er 
jih höhere Bildung erwerbe, daß er in dem VBerbhältni zu feiner 
Familie, zu feinen Freunden fittlich ſey, das ift feine Sache, 
dazu kann ihn Niemand anhalten. Wohl aber muß er jo weit 
ſich ſelbſt fichern laffen, als nöthig tft zur allgemeinen Sicherheit 
(Bürgerwachen, Paßweſen 2c.); er muß jo weit feinen Wohlitand 
fördern laffen, als nöthig ift zum allgemeinen Wohlftande; ex 
muß jo weit an den Bildungsanftalten Theil nehmen und jeine 
Kinder Theil nehmen laffen als nöthig ift, daß nicht die Nation 
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in Barbaret bleibe; ev muß To weit Ehrbarfeit und Sitte üben 
als nöthig ift, damit das Bild der Sitte und Ehrbarfeit in 
der Nation gegenwärtig und lebendig bleibe. Auch unterliegt 
er jelbft für ſein perjönliches Wohl dev Fürſorge der Polizei, 
joweit es fich um das handelt, was nach dem menſchlichen Wejen 
unabweisbar, daher auch für Alle in gleicher Weile zum Wohle 
gehört, das Negative Nichtnichtfeynfönnende), bei welchem feine 
Sphäre für individuelle Freiheit und Wahl iſt. So z.B. wird 
der Einzelne aud) gegen jeinen Willen vom Tode errettet, es wird 
der Wahnfinnige untergebracht, der Arme aud) gegen feinen 
Willen ernährt u. ſ. w. Es tft demnach nicht etwa das Wohl 
(die Vollendung) der Anitalt des Staates das Ziel der Polizei — 
das gehört in die Berfaffung — ſondern der Mtenichen, jedoch) 
eben nur in ihrer Gemeinschaft mit Ausſchließung des indivi— 
duellen Wohles im eigentlichen Sinne, für welches die Polizei 
unmittelbar nie jorgen darf, ſondern nur mittelbar, joweit es 
im Gemeinwohl nothwendig enthalten ilt. 

Nach derjelben Erörterung über das Weſen des Staates 
fann ferner die Polizei nur auf außere Erhaltung, auf äußere 
Förderung gerichtet jeyn. Sie bat bloß äußerlich zu ordnen, 
zu verhüten, zu befeitigen, durch äußere Mittel zu begründen 
und zu unterftüßen, den innern Born der Kräfte kann fie durch 
ihre Anoronung nicht erfeßen, ihm nicht gebieten. Dazu tit 
der Staat nicht verordnet, dazu hat er deßhalb auch nicht das 
faftiiche Vermögen, ſondern dad Gemeinleben innerlich zu wecden, 
das tft immerhin bloß Gottes Sache, der Staat fann die Kräfte 
und Thätigfeiten nicht hervorrufen, er fann fie, wo fie vor— 
handen find, nur lenken; er fann ihnen nicht poſitiv den Weg 
vorzeichnen, denn dev iſt durch ihren innern lebendigen Trieb 
vorgezeichnet, ev fan ihnen nur den irrigen abjchneiden und 
durch äußere Anregung und Unteritüßung dem wahren, wozu 
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die Natur treibt, zu Hülfe fommen. Die Polizei muß fi wohl 
hüten vor dem Zuvielregieren, daß heift eben davor, daß 
fie ihre Lenfung an die Stelle defjen ſetzt, was gelenft werden 
ſoll, daß fte, ftatt Das Gemeinleben, wie es aus dem Innern 
quillt, gewähren zu laffen und Außerlich zu fördern, jelbit die 
Kräfte und Beitrebungen defjelben erzeugen und ihren Verlauf 
im Voraus angeben will. Damit greift fie über die Beſtimmung 
des Staates, die in äußerer Förderung beiteht, hinaus im 
das Bereich des Schaffens und innern Lenkens, das nicht des 
Staates iſt. Die Weisheit des Menſchen befteht darin, dab er 
die Gaben und Neigungen, die ihm von der Natur geworden, 
erfenne, fie lautere, von Verirrung abhalte und ihnen das Ziel, 
nach welchem fie jelbit drängen, gebe, nicht aber darin, dab er 
fich jelbft die rechten Gaben ausdenfe und vorjchreibe, die er 
haben fol. Alſo auch die Weisheit des Staates. — So 
3. B. muß die Polizei nicht die Art des Nationalerwmerbs vor— 
Schreiben, Sondern diejen jelbit beitehen und gewähren laffen, wie 
ihn die natürliche Gelegenheit des Yandes gibt, und ihm nur 
zu Hülfe fommen. Sie muß die tüchtigen Lehrer anitellen, 
frivole Lehrer abhalten, aber fie darf nicht den Gang der 
Wiſſenſchaft, nicht dem einzelnen Lehrer die Art des Unter— 
vichts und der Behandlung (3. B. durch gejeßliche Lehrbücher) 
vorichreiben. Sie joll, wenn in dem Zeitalter bedeutendes 
Kunftgente ſich zeigt, die Auberen Mittel gewähren, daß es 
fich äußere und erfülle, ſie ſoll nicht ſich vorſetzen, die Kunft 
zu fördern und einzuführen, wenn in der Zeit etwa fein 
Kunftgenie vorhanden ift u. dal. 


$. 165. 


Es iſt das Weſen der Polizei jo äußerſt einfach für den 
unbefangenen Sinn, denn dab der Staat das allgemeine Wohl 
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(publica utilitas) zu fördern zur Aufgabe haben müffe, ift jo 
natürlich, und dab die wirkliche Polizeithätigkeit nichts Anderes 
jucht und anftrebt, it jo offenbar, daß faum ein Zweifel darüber 
entitehen ſollte. Wenn num dennod über nichts fo viel Streit 
und Unficherheit ift als über das Weſen der Polizei, fo liegt 
der Grund hiervon nur in der verbreiteten philofophiichen und 
politiichen Bildung, die ihrem Standpunkte, nach welchen fie 
den ganzen Staat auf das Individuum und feine Einzelzwecke 
bezieht, das Wahre und Beitehende nicht anzueignen vermag 
und daher zu der unlösbaren Aufgabe chreitet, einen Begriff, 
der in ihr Syſtem paßt, der wirklichen Polizei unterzulegen. 
Die gewöhnliche und konſequente (philofophiiche) Lehre dieſer 
Art faßt die Polizei nur ald Verhütung von Nechtsverleßungen. 
Denn fie fann bloß den Schuß der Rechte ald Zweck des 
Staates anerkennen, alio fein Gebiet dulden, das nicht hierauf 
bezogen würde; die einzige Beziehung aber, in welche die Polizei 
zu den Nechten der Einzelnen noch gebracht werden fann, iſt 
eben die, daß fie fünftigen Verlegungen vorbeugt. Allein dieſes 
paßt nur auf eine von den vielen und mannigfaltigen Aufgaben 
und Leiſtungen ber Polizei. Die Sorge derſelben für Wohlſtand, 
Bildung, Sittlichkeit muß man dann entweder auf die unnatür— 
lichſte Weiſe bloß als Mittel dafür betrachten, daß weniger 
Verbrechen gegen Leben und Eigenthum begangen werden (Kant), 
oder man muß einen eignen vom allgemeinen Staatsvertrag 
geionderten Vertrag für diefe Zwede ſubſtituiren (Gro 08), wo 
man aber dann folgerichtig geftatten müßte, daß Jeder unbe: 
ichadet jeined Staatsbürgerrechts von den Leiftungen und Ver: 
pflichtungen dieſes Nebenvertrages fich zurüczöge. — Demjelben 
Standpunkte gehört num auch die neuerlih von Mohl auf: 
geitellte Anfiht an, wenn fie gleich in ihrem Reſultate der 
eben bezeichneten am meilten entgegengeſetzt it: es jey Zweck 
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des Staates, die Hinderniffe zu beſeitigen, welche der alljeitigen 
Entwicelung des Individuums im Wege ſtehen; die Hinderniffe, 
welche aus dem rechtswidrigen Wollen und Handeln der an- 
deren Menſchen entipringen, zu bejeitigen, ſey Aufgabe der 
Suftiz, diejenigen aber, die in der Uebermacht äußerer Umftände 
ihren Grund haben, Aufgabe der Polizer. Allein wie der 
Staat überhaupt nicht das Individuum unmittelbar als jolches 
zum Zwed hat und nicht bloß Negatives leiſtet (3. B. Hand- 
habung der Gerechtigkeit, Strafe, was etwas ganz Anderes 
it als Sicherung gegen Verlegungen), jo auch die Polizei; es 
wäre auch gewiß nicht angemeljen, 3. B. die Gründung von 
Yehranitalten als Bejeitigung der Unfultur oder der Hebermacht 
äußerer Umstände, die der Bildung im Wege ftehen, zu be= 
trachten, und wie ilt es danach zu rechtfertigen, dab der Ein— 
zelne zu feiner oder zu Anderer Entwidelung (alſo aus fittlichen 
Gründen) in feiner Freiheit beichränft wird, da doch Die Kon- 
jequenz dieſes Standpunftes es fordert, dab bloß um der 
Freiheit jelbit willen und zu feinem andern Zweck eine Schranfe 
eintrete? Diele Theorie führt auch dazu, daß gegen allen 
wirflichen Beltand und gegen die innere Natur der Sache die 
Maakregeln für die öffentliche Sicherheit als Juſtizgegenſtände 
betrachtet werden müſſen. Es ilt ein wohlgegründetes Beitreben, 
die individuelle Freiheit zu jchüßen gegen eine Fürforge der 
Polizei, welche die einzelnen Menschen auch gegen ihren Willen 
glücklich zu machen unternimmt. Das ergibt ſich aber nicht 
daraus, daß die Polizei nur Negatives zu leiiten hätte, ſondern 
daraus, daß ſie unmittelbar bloß das Gemeinleben, nicht den 
Einzelnen als ſolchen, und deßhalb auch nur Außerlich zu fürbern 
bat. — Die das Wejen der Polizei in Vervollkommnung der 

tenichheit, in Förderung der Sittlichfeit oder der zeitlichen 
Glücjeligleit (3. B. Mofer) ſuchen, find von einer richtigen 
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Anſchauung geleitet, nur dab die wiljenfchaftliche Begränzung 
fehlt, und daher die Konſequenz ihrer Lehre allerdings zu der 
Alles in fich ziehenden, die Privatfreiheit der Menſchen ver- 
Ichlingenden Polizeithätigfeit führen würde. Bei den ältern 
Schriftſtellern ift in der Regel überhaupt feine wiffenschaftlich 
Iharfe oder erichöpfende Bezeichnung zu finden, ſondern was 
ihnen zufällig als der Hauptgegenitand der Polizei aufftößt, 
das bezeichnen jte als das Weſen derjelben; jo Einige die 
Sicherheit, Andere die Gewerbe (Kreitmaier, Bedmann), 
Juſti den Wohlitand, die äußere Zucht, die Bequemlichfeiten 
des Lebens. 


$. 166. 


In dem Gemeinwohl, welches die Aufgabe der Polizer ift, 
laflen ſich nun verichiedene Intereſſen, Bedürfniffe, Ziele unter: 
Icheiden, in deren Befriedigung und Erreichung zufammen eben 
das Gemeinwohl beitebt. Hierauf gründen fich die verjchtedenen 
Zweige der Polizei. Das erite Ziel ift der Friede des Staates, 
die Sicherung vor allen Unternehmungen gegen den Beſtand des 
Staates oder gegen das Recht und die Ruhe der Untertanen, 
vor allen gewaltiamen Auftritten — Sicherheitspolizei. 
Auf diefer Grundlage erhebt fich die pofitive Sorge zunächit 
für das phyſiſche Wohl, die Ernährung (Armenweſen), den 
Wohlſtand Nationalöfongmie), die Geſundheit (Medicinalpolizei), 
die Annehmlichkeit und Aehnliches, ſodann für das geiſtige 
Wohl, für Sitte und Ehrbarkeit, Erziehung und Bildung, 
für Religion und Kirche. Alle Snftitutionen beginnen in der 
Geſchichte in ihrer heiligen Geftalt und entfernen fi) dann 
allmählig von der göttlichen Duelle und verweltlichen fich, bis 
fie dereinft wieder, wiewohl in der angemefjenen Entfaltung, 
ſich an dem religiöjen Mittelpunft befeftigen werden. So iſt in 
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den altorientalifchen und im den antifen Staaten die Polizei 
nur auf ihr höchſtes Gebiet, auf die Sorge für die öffentliche 
Religion, die öffentliche Sittlichfeit und öffentliche Erziehung, 
bedacht, und auch in den früheren Zeiten der europäiichen Staaten 
war dieß, ſoweit der Staat überhaupt polizeilich thätig war, 
und noch mehr durd) die Kirche, Die bedeutendite Angelegenheit. 
Seitdem aber die Sorge für das phyſiſche Wohl zu einer 
Aufgabe der Polizei geworden tft, wie dieß recht und nothwendig 
it, jo hat fie jene höheren Ziele mehr als billig zurückgedrängt, 
jo daß jeßt die materiellen Snterefien, die Sorge für Wohlitand 
(vor einiger Zeit auch die für Mehrung der Bevölkerung) bei— 
nahe das wichtigite Augenmerk in den meilten Staaten geworden 
find. — Außerdem haben fich Die geiltigen Intereſſen, die For: 
derung der Bildung und Wilfenichaft, der Religion entfremdet 
und damit an ihrer wahren und höchſten Bedeutung eingebüßt. 
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Die Polizer übt aud eine Strafgewalt. Dieß ift 
nicht etwas der Nechtöpflege Entnommenes, ſondern liegt in 
ihrem eigenen Weſen. Da fie das Gemeinleben nach jeinen 
Zielen fördert, jo muß fie nicht bloß den, der nicht gehorcht, 
zwingen, jondern auch den, der widerſtrebt, züchtigen, durch 
Furcht und Zufügung von Mebeln die Widerftrebenden zur 
Erreichung der Ziele beftimmen, die Unerlaubtheit der entgegen= 
gejeßten Handlungen ihnen einjchärfen. Das liegt im Weſen 
aller Lenkung, Förderung und Fortbildung. Wie der Hausvater 
zwar feine Strafgerechtigfeit zu üben hat, aber doch die Seinigen 
“nicht erziehen und fördern fann, ohne fie zu Itrafen, alſo auch 
in ihrer Weiſe die Polizei. — Die Polizetftrafe iſt aber danach 
auch von ganz anderer Art als die der Suftiz. Ihre Bedeutung 
iſt nicht Strafe im eigentlichſten Sinne, ſondern Züchtigung, 
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daß der fich verging es fünftig laſſe, Abhaltung Anderer 
und Reprobatiom des Aergerniſſes, das ift reelle nachdrüdliche 
Einjchärfung der Verwerflichfeit, und fie tritt nicht ein wegen 
Berlegung der Nechtöordnung, jondern wegen Verlegung des 
Gemeinwohls, weil die Maafregeln, die für die öffentliche 
Sicherheit, den Wohlitand getroffen find, oder die öffentliche 
Sitte und Ehrbarfeit u. dgl. verlegt wurden. Wenn einige 
Polizerüibertretungen den Charakter der NechtöverleBung zu 
haben jcheinen (z.B. Diebitahl als Polizerübertretung), fo ift 
die eben nur Scheinbar. Denn die Geringfügigfeit des Objekts ' 
macht es bier, daß die Handlung nicht als eine Verlegung der 
Rechtsordnung, ein Auflehnen gegen die Herrichaft des Staates 
angejehen werden fann, jondern bloß von Seiten ihrer Schädlich- 
feit für da8 Gemeinwohl in Betracht kommt. Dieje Uebertre- 
tungen find alſo feinesweges Friminalrechtliche Fälle, welche 
aus Aufßerer Zwecmäßigfeit den Polizeibehörden übertragen 
find, jondern fie find ihrer innern Natur nad Polizeiüber- 
tretungen. Die Gränze aber bei ſolchen Verleßungen, wo fie 
diefen oder jenen Gharafter haben, läßt ſich für Dielen Fall, 
wo der Unterfchied ein quantitativer, nicht ein qualitativer ift, 
Ihlechterdings nur durch die pofitive Gejehgebung feſtſetzen. 
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Man will neuerlich die Sicherheitspolizet (unpafjend Rechts— 
polizei oder Präventivjuftiz genannt) aus dem Gebiete der 
Polizet abtrennen und in das der Suftiz verweilen, weil fie 
Nehtsverleßungen abwende und die Abwendung jolcher 
eben die Natur der Nechtöpflege ſey, wie denn auch die frei- 
willige Gerichtöbarfeit in ihr Gebiet, nicht in das der Polizei 
gehöre. Mit Unrecht! In der Nechtspflege äußert ſich nur die 
Gerechtigkeit des Staates, Die Gerechtigkeit aber, deren Weſen 
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die Unmandelbarfeit und ftete Herrlichkeit des gefeßgeberiichen 
Willens ift, befteht nicht darin, daß das Geſetz nicht überjchritten, 
mithin nicht darin, daß Rechte nicht verlegt werden, jondern 
darin, daß die gejeßliche Drdnung den Sieg behalte gegen den, 
der verleßt hat, aljo nach der Verletzung die Herrlichkeit: des 
Staated oder das Recht des Individuums wieder hergeftellt 
werde. Die Givilrechtspflege bat es deßhalb nur mit der 
rechtlichen, nicht mit der faktiſchen Sicherung der Nechte zu thun. 
Daß auf dem Wege Nechtend dem Unterthan feine echte 
nicht verlebt, die Wiederherftellung nicht verfagt werde, iſt ihr 
Bereich, dagegen dab die faktiichen Gefahren, die möglicher 
Weiſe den Nechten drohen, bejeitigt werden, daß ift nicht Sache 
der Gerechtigfeit des Staates, ſondern feiner Weisheit, nicht 
Sache der Nechtspflege, jondern der Polizei. Auch die freiwillige 
Gerichtsbarkeit bezwedt nur gegen ſolche Verletzungen ficher 
zu Stellen, die durch Rechtsgeſchäfte, nicht die durch bloß faktiſche 
Handlungen entitehen. Daß die Gejchäfte des Vormundes in 
ihrer juriftiichen Nichtigkeit und juriſtiſchen Autorifirung nicht 
dem Pupillen jchaden, daß die Dispofition des ZTeftatord, die 
Kontrafte der Parteien nicht auf rechtlihem Wege umgeftoßen 
werden, dab die Kreditoren nicht auf rechtlihem Wege um ihr 
Pfand fommen, das ift Sache der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Dagegen dab fich nicht Diebe in Wäldern und Stadtwinfeln 
aufhalten, daß die Thore und Thüren geichloffen werden, daß 
fih nicht ftaatögefährliche Gejellichaften bilden, das iſt eine 
Vorbeugung gegen bloß faktiſche Gefahren, Sache der Polizet. 
Das Eritere wird denn auch durch rechtliche Einrichtung und 
Behandlung geleiftet, das Lebte durch faktiſche Maaßregeln und 
faktiſche Aufmerkſamkeit; zum Erſtern gehört juriftifche Kenntniß 
und Genauigkeit, zu Letzterem Lebensklugheit und Berechnung 
des Erfolges, und hierin liegt die Urſache, daß es auch äußerlich 
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unzwedmäßig wäre, jened den Polizei, dieſes den Juſtiz— 
Beamten zu übertragen. Die freiwillige Gerichtsbarkeit ift 
allerdings nicht unmittelbar eine Neuerung der Gerechtigkeit, 
aber fie iſt ein bloß auf fie gerichtetes Mittel, infofern ein 
notwendig ergänzendes Glied der Nechtöpflege, wenn auch 
nicht die eigentliche und letzte Aufgabe derfelben, jo doch in 
unanflöslihem Zufammenhange mit ihr. Ste deßhalb zur 
Polizei zu ftellen wäre ähnlich, wie wenn man die Aufnahme 
eines Beweiſes ad perpetuam rei memoriam in die Polizei 
verweilen wollte. Wo die Nechtöpflege eintreten joll, da muß 
es fih darum handeln, daß Jemand gerichtet werde. Die 
freiwillige Gerichtöbarfeit richtet zwar nicht unmittelbar, aber 
fie bereitet für das, worüber künftig gerichtet wird oder ge— 
richtet werden fünnte, vor, Damit Dort gerecht gerichtet werde. 


Diertes Kapitel. 
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Die Nechtspflege iſt Handhabung und tft ih barung 
der Gerechtigfeit des Staates. 

Die Gerechtigkeit des Staates beiteht aber darin, daß er 
die Herrichaft jeiner eignen Ordnung, und daß er das Necht 
der Unterthanen, das er zugefichert, aufrecht halte (I. 8. 51). 
Sie tritt in Wirfjamfeit, wenn ſolches verletst worden, es wie— 
der herzuftellen gegen den Verleger. Dieß iſt die Nechtöpflege. 
Sie hat es deßhalb nur mit den Handlungen der Einzelnen 
als ſolchen zu thun, nicht mit Heritellung eines Zuftandes 
durch gemeinjame Thätigfeit, durd) allgemeine Ausführung (wie 
3. B. Berfaffungsvollzug). — 
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Es find danach zwei Subjekte, deren Necht die Nechtöpflege 
behauptet (vindieat), das des Staates als der fittlichen von 
Gott ſanktionirten Drdnung auf Erden, und das dev Menjchen. 
Das Necht diefer Ordnung aber tft ihre Herrichaft über die 

tenichen, das Necht des Menjchen hingegen nur ſein eigner 
Schuß in beftimmten Zuſtänden und für beftimmte Objiekte. 
Daher befteht die Wiederherftellung, wenn jenes verlett ift, 
in der Bewältigung, d. i. der Vernichtung oder dem Leiden 
des Verletzers, damit die Herrichaft der fittlichen Ordnung ſich 
an ihm bewähre — in Strafe; dagegen die Wiederheritellung, . 
wenn diejes verlebt ift, darin, daß dem Berechtigten feine Zuſtände 
oder Dbjefte wieder werden, in Neftitution des Klägers, d. 1. 
in Zurücdgabe, Leiſtung, Erjat, Ehrenerklärung, Anerkennung 
eines Famtlienverhältnilies. Jenes iſt die Kriminals, dieſes ift 
die Eivil-Nechtöpflege, jenes die ftrafende, diejes die ſchützende 
Gerechtigfeit. 

Da der Gehorfam der Menſchen gegen den Staat und 
die Nechte der Menjchen in demjelben die Grundlage für den 
Staat und das eigentlich GSittliche deffelben find, fo iſt die 
Rechtspflege der höchfte, unentbehrlichite und würdevollfte Zweig 
der Staatöverwaltung. In der unverbrüchlichen Handhabung 
der Gerechtigkeit beiteht vor Allem die Majeftät und Heiligkeit 
des Staates. 


8. 170. 


Diefelbe Gerechtigkeit aber, welche die Herrſchaft des 
Stanted und die Befugniß der Untertanen aufrecht hält gegen 
den Verleßer, diefelbe muß zugleich das Necht deſſen aufrecht 
halten, gegen den fie jene wiederherzuftellen unternimmt. Denn 
der Schuß feiner Perfönlichkeit in ihrer Berechtigung gehört 
ja eben jo nothwendig zu ihrem eigenen Begriff und Weſen als 
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der Schuß der Herrihaft des Staates oder der Anſprüche 
andrer Periönlichkeiten. Beide find unantaftbar, feines darf 
dem andern geopfert werden. Deßwegen fann Strafe oder 
Givilerefution gegen Keinen verhängt werden, als foweit er 
ſelbſt deſſen ſchuldig tft. Iſt er aber ſchuldig, jo ift 
Strafe und Givilerefutton nicht eine Verlegung feiner Perſön— 
(ichfeit und ihres Nechtes, jondern vielmehr ihre Befriedigung. 
Denn indem er ein Glied der menjchlichen Gemeinjchaft ift, 
welche die jittliche Drdnung will und handhabt, ift das Geſetz 
und die Gerechtigkeit, die ſolche Herftellung fordern, zugleich 
jein eignes Weſen und Wollen, nur entfleidet von feiner Will- 
führ, d. 1. von jeiner Perjünlichfeit und Freiheit, joweit fie 
ſich ſeinem Weſen entfremdet haben. Seine wahre Perjönlichkeit 
fordert daher dieje Strafe und Erefution nicht minder, ald die 
öffentliche Drdnung fie fordert”). Die Gerechtigkeit kann 
demnach jchlechterdingd fein andres Maaß haben ald Schuld 
oder Unſchuld (Schuldigfeitt oder Nichtſchuldigkeit) des Be— 
ſchuldigten. Fremd iſt ihr alle Rückſicht auf öffentliches oder 
Privatwohl und ſelbſt auf den Vollzug der Geſetze, inſofern 
er nicht in dieſer Beziehung auf das Individuum, in ſeiner 
Schuld oder Schuldigkeit gegründet iſt. Die abſolute Be— 
rechtigung der Perſönlichkeit, daß ſie nur an ihr ſelbſt gemeſſen, 
daß ſie, wo es ſich um ihr Recht handelt, keiner andern Macht 
unterworfen werde, die ſie nicht zugleich als ihr eignes inne— 
wohnendes Geſetz und Weſen anerkennen muß, iſt das Weſen 
der Gerechtigkeit, daher der Charakterzug der Rechtspflege. 
Demgemäß muß auch die Schuld nachgewieſen werden, ſie darf 
nicht auf Vermuthung ſich gründen und ſie muß ihm, dem 


*) Dies hat Kant mit tiefem ſittlichen Ernſt nachgewieſen; dieſelbe 
Anſicht führt auch Hegel aus. 
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Beichuldigten, ſelbſt nachgewieſen werden, ev muß als Perjün- 
fichfeit, ſohin jelbitthätig, der Macht des Staates, welche die 
Gerechtigkeit handhabt, gegenüberitehen, daß ex ſelbſt fein Necht 
geltend mache, feine Unſchuld behaupte, die Angriffe widerlege, 
alfo fich vertheidige, und er kann fo lange nicht der Gerech- 
tigfeit mit ihren Folgen verfallen, als ihm noch ein gegrün— 
deter Einwand übrig ift. 

Sn welhem Gange aber Behauptung (oder Ermittelung) 
und Läugnung der Schuld geltend zu machen und gegeneinander 
abzumwägen find, das kann, wie die rechtliche Folge jelbit, 
gleichfall$ weder nad) dem Willen des Herrihers im Staate 
fich richten, der in Beziehung auf feinen perjünlichen Willen 
und Entihluß eine Macht außer dem Bejchuldigten tft, noch 
nach der Willführ des Beihuldigten ſelbſt, ſondern ausschließlich 
nad) dem Gejeße, ald dem gemeinjamen Weſen jowohl des 
Staates und feines Herrichers wie des Beichuldigten, als der 
Macht, die zugleich über ihm und in ihm iſt. Das alſo geſetzlich 
beitimmte Verfahren tft der Proceß. Er iſt ein Kampf zweier 

tächte, der Macht des Staates und der Macht der von ihr 
ſelbſt geſchützten Perjönlichkeit des einzelnen Menichen nach 
Maaß und Beltimmung des ihnen Gemeinjamen, des Gejees. 
Wie er in dem fpecifiihen Weſen der Gerechtigkeit gegründet 
it, jo ift er auch das Eigenthümliche der Nechtöpflege im 
Gegenjaße der anderen Sphären des Staates. Auch im 
Givilprocei, wo zunächſt das Mecht des Verleßten mit dem 
des Beklagten im Kampf ift, ift es doch immer die Autorität 
des Staates, welche Jenem die Nechte verbürgt bat, und die 
er für fi in Bewegung jet. Der Nichter, nicht der Kläger, 
fordert den Beklagten zur Verantwortung. 
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$. 171. 

Die reelle Macht num, welche alfo die Gerechtigkeit handhabt, 
find die Gerichte. Der oberſte Grundfaß für die Einrichtung 
derjelben ift ihre Unabhbängigfeit vom Souverän. Er 
ift die erite Bürgichaft für wahre unparteiiiche Nechtöpflege, 
die Balis aller Gerechtigkeit. Dieß folgt zunächſt Schon daraus, 
daß bier nicht der Geilt und die Perjönlichfeit des Herrichers, 
der den Erfolg für das Ganze im Auge hat und danacd) fich 
frei entichließt, enticheiden darf, jondern allein das Geſetz, das 
unmandelbar gleiche, das als ein immer gegenwärtiges befteht, 
fein Ziel in der Zufunft hat; denn diefem zufolge darf nur 
ein von der Perjönlichkeit des Herrichers getrenntes Organ, das 
bloß dem Geſetze dient, die Entfcheidung finden. Sodann beruht 
es aber auf einem noch tiefern Grunde. Das Geſetz jelbit 
verurtheilt ven Schuldigen nur deßhalb und injofern es nicht 
bloß Gejeb des Staates, ſondern zugleich jein eignes Weſen, 
jein ihm jelbit innewohnendes Geſetz ald Staatsbürger ift. 
Die iſt Gerechtigkeit. Aus diefem Grunde muß aber der 
Beichuldigtenothwenpdig von feines Gleichen gerichtetwerben, 
von Solchen, die nicht bloß die Macht des Staates, ſondern 
zugleich fein eignes Mejen, aber fein wahres Weſen als 
Staatsbürger, entfleidet von der Willführ feiner Perjönlichkeit, 
vepräfentiren. Demnach darf er nicht gerichtet werden von 
dem Herricher, der das Geſetz gegeben und der urſprünglich 
und in allen Dingen Gewalt über ihn bat, ſondern von Solden, 
die gleich ihm das Gejeß empfangen haben und unter dem 
Geſetze Itehen mit der Pflicht des Gehorſams, die es aber 
gehalten haben als die Neinen, Unbejcholtenen. Alſo nicht der 
König darf ihm richten und die (Negierungs-) Beamten des 
Königs, Sondern nur Richter, d. i. Unterthanen, die außer der 
Macht des Gerichts feine Gewalt über ihn haben. Wird er jo 
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von feines Gleichen gerichtet, jo wird er nach feinem eignen 
Maake gerichtet, wie die Gerechtigkeit e8 fordert, denn der da 
richtet, kann immer nur fich jelbit zum Maaße nehmen. Er 
wird nicht gerichtet nad) dem Maaße eines Höhern, deſſen 
Maaß die Stellung über dem Geſetz, nicht die unter dem Geſetz, 
und mehr der öffentliche Beſtand als die Empfindung des 
Individuums tft. Er wird aber auch nicht gerichtet nach dem 
Maaße ſeiner eignen Perfünlichkeit, infofern fie völlig individuell 
und willführlich fi von dem fittlichen Gehalte feines Weſens 
trennt. Die Nichter find zwar eine reelle Macht über dem 
Beihuldigten, daher iſt ihre Macht feine andere als die des 
Herrichers jelbft, aber was ihr Gericht beftimmt, ift das, was 
fie mit dem zu Nichtenden ebenjo wie mit dem Herrſcher gemein 
haben, das Geſetz; fie find berufen es zu handhaben wie Sener, 
berufen es zu empfangen und zu befolgen wie Diefer*). — 
Die iſt denn auch der Grundgedanke ſchon der römischen 
und noch mehr der germaniſchen Gerihtöverfajlung. 
Nach ihm ift überall der Herricher und Geſetzgeber (König und 
jene Beamten bez. Magiſtrat) von dem Gericht ausgeichloffen, 
und Männer, die jonft nicht herrichen über den Beichuldigten 
— alſo feines Gleichen im weitelten aber eigentlichen Sinne — 
richten ihn. Bet den Nömern der aus den Bürgern genommene 
judex. Im älteften germaniſchen Zuftande war es die gefammte 
Gemeinde (Schöffen). Bei der ftrengen Sonderung der 
Stände, bei der ebenſo gut umgefehrt eine Ungerechtigkeit 


*) Es liegt dieß ganz allgemein im Wefen der Gerechtigkeit und des 
Gerichts. Defwegen wird, wie die h. Schrift uns lehrt, nicht Gott der 
allmächtige Vater und Gefeßgeber richten am jüngften Geriht, ſondern 
der Sohn, der angethan ift mit der Macht des Vaters, der aber zugleich 
Nepräjentant der Menichheit — ſeines Gleihen zu dem Menjchen, 
über den das Gericht ergeht — ift, der das Geſetz empfangen hat zum 
Gehorfam wie dev Menſch, der es aber gehalten hat ohne Sünde, 
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entftehen fonnte, dat der Gehorchende über den Gewalthaber 
richtete und jeine Sntereffen an ihm geltend machte, vichteten die 
jpeciellen Standesgenofjen — eigentliche Pairsgeridhte*). 
Endlich bei der Theilung des Berufes und der Ausbildung der 
Geſetze richten ſolche Unterthanen, die ihr Leben der Kenntniß der 
Gejege und der Nechtspflege widmen und hierzu vom Staate 
(Negenten) ausgewählt werden, infofern aljo ein ftändiges Amt 
befleidven — gelehrte Nichter. Sie find aud feines 
Gleichen mit dem Beichuldigten nad jenem wahren Sinne 
dieſes Begriffes, und fie leiften mehr als die Älteren Nichter 
aus dem Volke dadurch, daß fte größere Einficht und Uebung 
des Urtheils haben, und daß die Gerechtigfeit die ausſchließliche 
Richtung ihres Lebens und die bejondere Ehre ihres Standes 
it, auch jene eigne Reinheit und Unbeicholtenheit jich in ihnen 
am beitimmteften darftellt, da ihr Leben pofitiv im Handhaben 
des Geſetzes und der Gerechtigfeit beiteht. Jene wejentlichen 
Beitimmungen des Gericht? durch Seinesgleichen müffen 
aber auch bei ihnen Pla finden. Sie dürfen nicht zugleich 
außerdem eine Gewalt über die Unterthanen haben,‘ die bloß 
nach Rückſichten gouvernementaler Zweckmäßigkeit geführt wird, 
oder dieſer Gewalt dienen (Trennung der Juftiz umd 
Adminiftration)"*) — es darf der Souverän feinen Einfluß 





*) Es ift auch hier unter den Standesgenoffen feine andre Gleichheit 
gemeint als die, daß fie entweder dem Herrenftande oder dem allgemeinen 
Unterthanenftande angehören, ob reich ob arm, ob Bauer oder Kaufmann, 
macht nichts aus. Es beftätigt fih alſo Hiftoriih, daß es bloß auf 
Standesgleichheit in diefem weiteften Sinne bei der Gerechtigkeit anfommt. 

**) Das bezieht fich jedod) nur anf die höheren Inftanzen. In der 
unterften Inftanz, namentlih auf dem Lande, ift die Berbindung der 
Juſtiz und Adminiftration im Gegentheil natürlich und erfprießlih. Dahin 
paßt die mehr patriarchalifche Vereinigung aller obrigkeitlichen Funktio— 
nen in Einer Behörde, und ift feine Gefahr für die Geredhtigfeit, da einer- 
ſeits Appellation für große Sachen fveifteht, andrerjeits Straferfenntniffe 
ohnedieß den höheren Gerichten zufommen. 
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haben auf ihr Gericht von Rechtswegen (Feine Kabinetsjuftiz, 
Unabhängigkeit der Gerichte) — und damit er ihn nicht 
thatjächlih habe, müffen die Nichter in ihrer perſönlichen 
Stellung gefichert jeyn (Unentfernbarfeit der Richter). — 
Alle diefe Beitimmungen des neuern Staatsrechts beruhen alio 
auf demfelben Grundgedanfen wie die Älteren Schöffen» und 
Pairsgerichte. Die Nichter richten jedoch nach allen diejen 
Arten der Emrihtung immer nur in Vollmacht und unter 
Autorität des Souveräns. Der Staat in jeinem Nepräfentanten, 
der Herricher ift es immer, der die Gerechtigkeit übt, wenn er 
gleich aus Gerechtigkeit nicht ſelbſt richtet. 

Die Unabhängigkeit der Gerichte vom Souverän gründet 
fih nach diefem auf einen ähnlichen Gedanfen wie die 
Bolfsvertretung. Es iſt eine Mittelmacht zwiſchen Herricher 
und Unterthban dadurch, daß fie die Stellung beider theilt, die 
Darftellung des reinen Weſens der Untergebenen, angethan 
mit der Macht des Herrihers. Auf einer ſolchen Mittelmacht 
beruht alle politiihe Freiheit, fie tft der tiefite Gedanke, das 
innerfte Urbild der ganzen Einrichtung der Staatsherrichaft. 
Sie geitaltet fich aber anders bei der Volkövertretung und bei 
dem Gerichte gemäß dem Unterſchiede zwiichen —— und 
Rechtspflege. 


7 


Durch dieſe Unabhängigkeit der Richter in ihren Urtheilen 
iſt keineswegs eine Trennung der Gewalten, eine auf ſich ſelbſt 
ruhende richterliche Gewalt neben und außerhalb der Regierungs— 
oder fürſtlichen Gewalt geſetzt. Auch die richterliche Gewalt iſt 
durch und durch nichts Anderes als die Gewalt der Obrigkeit 
und zwar der Einen Obrigkeit (des Souveräns). Darum 
ernennt, ermächtigt, beaufſichtigt der Souverän die Richter, 
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beftimmt ihre Sprengel, hält fie bei Säumniß zum Verfahren 
an, und fie erfennen in feinem Namen. Sundern die Unab- 
hängigfeit der Nichter it nur dazu, daß die Obrigkeit in Pflege 
des Nechts den Inhalt der Entiheidung aus dem Urtheil 
joldyer unabhängiger, unbefangener, nur der Gerechtigkeit ge— 
widmeter Männer jchöpfe. 

&3 find daher in der Nechtspflege zwei Momente wirkſam: 
die obrigfeitliche Gewalt (Gerichtsbarkeit, Jurisdictio), welche 
das Urtheil nicht jelbit finden joll, und die Urtheilsfindung 
(judieium), welche an fich gar feine Gewalt ift, ſowenig als 
das Verdift der Geſchwornen eine Gewalt ift. In der obrig- 
feitlichen Gewalt liegt num die ganze Fürforge und fpontane 
Wirkſamkeit, daß das Recht in bürgerlichen und peinlichen 
Sachen zur Erfüllung fomme, in der Urtheilsfindung bloß der 
Ausiprud auf vorgelegte Fragen. Sehr naturgemäß und 
eriprießlich tft beides nach deuticher Suftizverfaffung verbunden 
in den Gerichten. Sie find danach Organ der Surisdiftion 
des Königs und zugleich Urtheilsfinder. Es ift darin der un: 
trennbare Zuſammenhang, die Einheit beider Momente bewahrt. 
Dagegen hat Die franzöſiſche Suftizverfaffung, wohl mit geleitet 
von der Theorie der Theilung der Gewalten, den Gerichten 
bloß die Urtheilsfindung zugewiejen und alle anderen, die 
eigentlich obrigfeitlichen Funktionen, welche ebenſo weſentlich 
zur Nechtöpflege, das iſt zur Verwirklichung der Gerechtigkeit 
in bürgerlichen und peinlichen Sachen gehören, ihnen entzogen, 
und anderen Organen übertragen. Es iſt Dort nicht das Gericht, 
welches in bürgerlichen Sacden den Proce leitet, die Parteien 
zu Einlaffung und Erwiederung in rechter Weiſe anhält, ſondern 
das iſt Sache der Huiſſiers und Avoués. Es iſt nicht das 
Gericht, welches in peinlihen Sachen den Angeklagten zur 
Nechenjchaft zieht, das fraft obrigfeitlichen Anjehens des Staates 
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die Zeugen vorfordert, das die Urtheile vollſtreckt, worin ja 
zufeßt die höchfte Erfüllung der Gerechtigkeit befteht, fondern 
das ift Sache des ministere publie. Es tft nicht das Gericht, 
welches im obrigkeitlicher Fürſorge den Nechtsgeichäften der 
Parteten auf ihr Verlangen die richtige Anweiſung und öffent- 
liche Beglaubigung verleiht zur Sicherung gerechter Nechts- 
pflege für die Zufunft, jondern das iſt Sache des Notariats. 
Die Urtheilsfindung iſt jo entblößt von aller obrigfeitlichen 
Gewalt. Darin kann num mit nichten ein Vorzug vor der 
deutſchen Sultizverfaffung erfannt werden. Es ift damit ge— 
trennt, was feiner Natur nach untrennbar zujammengebörig 
ilt, und es beſteht danach fein Dryan, welches Ichlechthin Ver— 
treter der Gerechtigkeit wäre. Die Gerichte find das nicht, 
denn ihnen fehlt die obrigfeitliche Fürſorge für Erfüllung der 
Gerechtigkeit, und das ministere publie ift es am allerwenig- 
ften, denn ihm fehlt Die erſte Anforderung hierzu, die Unpar— 
lichkeit, ed ift Anwalt des Gemeinwejens (der Gejellichaft) ald 
Partei, es iſt Ankläger. Im der altgermaniichen Gerichtöver- 
faffung war allerdings auch die Gerichtsbarkeit (obrigfeitliche 
Gewalt) und die Urtheilsfindung unterichieden. Der Inhaber 
der Gerichtsbarkeit — Graf, Pfalzgraf, Kammerrichter — war 
nicht Urtheilsfinder. Allein das war nur eine Sonderung der 
Funktionen innerhalb des Gerichts. Der Inhaber der Ge- 
richtsbarkeit — Graf, Kammerrichter — galt ſelbſt ala der 
Nichter, ex ließ ſich nur den Urtheilöinhalt von den Beilißern, 
Schöffen juppeditiven, und war durchaus Drgan der unpartei- 
lichen Gerechtigkeit, er war nicht wie die Staatsanwaltichaft 
Öffentlicher Anfläger. Das Gericht ald Ganzes diente aljo 
der Gerechtigkeit und der ganzen Gerechtigkeit und nur der 
Gerechtigfeit. 
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Fünftes Kapitel. 
Die Gränze der Nehtspflege und der Verwaltung. 


$. 173. 

Die Negierung des Staates greift mit ihren Funktionen 
überall in die Nechtöpflege des Unterthanen, in fein Vermögen, 
in feine Freiheit, in ſonſt ihm bejonders zugeltandene Befugniffe, 
und muß hierbei nad) oder bez. innerhalb dev Gejete verfahren; 
ſonſt bübt der Staat jeinen Charakter als Rechtsſtaat ein. 
Wenn num der Unterthan behauptet, hierin gegen Geſetz und 
Necht behandelt zu jeyn, jo entiteht die Frage, wen, die Ent- 
Iheidung zufommt, der Negierung jelbit (den Behörden, zuletzt 
dem Souverän) oder den Gerichten, und zwar jowohl bins 
fichtlic) der Entichetdung vorher, ob der Eingriff gefchehen dürfe, 
als nachher, ob er rechtmäßig geſchehen jey, oder aber Aufhebung 
bez. Wiederheritellung oder Entichädigung erfolgen müſſe. Nach 
der Natur des Staates ald eines Jittlichen Reichs, dem die 
Einzelnen als Glieder angehören, fann nur er jelbit, feine eigne 
beherrichende Macht, John die Negierung das Urtheil über Die 
geſetzmäßige Anwendung ihrer Funktionen haben, fie fann nicht 
für Bornahmen derjelben exit der Enticherdung der Gerichte als 
einer dritten Macht bedinfen, noch weniger kann fie jelbit der 
Macht der Gerichte, deren Berurtbheilung, Befehl und Bollftredung 
unterliegen. Dächte man fich einen Zuftand, daß über die Akte 
der Staatögewalt, ſey es vor ihrer Vornahme, jey es nachher, 
richterliche Entſcheidung überall eintrete, wenn der Unterthan 
fich auf Nechtsverlegung beruft, jo hätte Damit der Staat auf: 
gehört, wirklich Staat, ein ſittliches Neich über den Individuen 
zu feyn, er würde felbft eine bloße Privatpartei, feine Sande 
(ungen verlören den Charakter einer höhern Autorität, es käme 
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ihm fein Herricherrecht gegen den Unterthan nicht in andrer Art 
zu als dem Gläubiger feine Befugnifje gegen den Schulöner, 
und die Unterthanen hätten aufgehört, ergänzende Glieder des 
Staates, diejes fittlichen Ganzen, zu ſeyn, jondern ftänden ihm ala 
einem Subjefte außer ihnen als Losgetrennte, unabhängige, 
gleichartige Subjefte gegenüber. Die ältere Zeit hatte, wie unten 
näher angegeben werden joll, eine Annäherung an diefen Zuſtand, 
aber auch nur eine Annäherung; völlig kann er nirgend beitehen, 
weil der Staat nirgend jeine Natur ald Staat völlig verlängnen 
fann. Dagegen die Vollendung des Itaatlichen Charakters in 
der neuern Zeit ftrebt auch die Annäherung an ſolchen Zuftand 
von Grund aus aufzuheben. Ihr wirkſames Prineip ift es, daß 
die Staatsregierung (bez. der Souverän), als höhere fittliche 
Autorität über den Unterthanen, jelbit und allein die Entjcheidung 
über gejeßmäßige Ausübung ihrer Funktionen gegen diejelben 
bat und weder vor den Funftionen über deren Zuläſſigkeit noch) 
auch nach ihnen über deren Nechtmäßigfeit oder Entſchädigungs— 
folge einer andern Autorität unterliegen fann. Das was- Öe- 
genftand der Verwaltung, der Autorität der Staatsregierung 
iſt, kann demnach niemals, auch wenn Berlegung der Unter: 
thanenrechte behauptet wird, zur Suftizfache werden. Beide 
Gebiete find fchlechterdings von einander unabhängig, und es 
gilt, für jedes die ihm gebührenden Gegenftände auszufcheiden, 
d. 1. von vorm herein zu bejtimmen, welche Zuftäinde und 
Streitigfeiten durch die verwaltende Thätigfeit der Negierung, 
welche dagegen durch die Nichter geordnet und bez. entſchieden 
werden jollen. Dieſe Ausſcheidung beruht auf Folgendem: 
Diejenigen Lebensverhältnifie, in welchen e8 der primäre 
und abſolute Zwed tft, den einzelnen Staatsbürger 
beidem ihm zufommenden Necht unverbrüchlich zu er- 
halten, bilden die Sphäre der Nechtspflege; diejenigen dagegen, 
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in welchen der primäre Zwed eine Geſtalt und ein Erfolg 
für das Ganze ilt, bilden die Sphäre der Verwaltung, der 
Behörden. Der Gegenjaß gegen das Rech des einzelnen 
Staatsbürgerd tft nämlich nicht bloß das Gemeinbeite in 
dem Sinn von Vortheilen, die der Gelammtheit erſt erworben 
werden jollen, fondern nicht minder die Gemeinordnung, 
die Erhaltung des öffentlichen Zuftandes, der Verfaſſung in 
ihren beitehenden Grundverhältnifjen, der Verwaltung in ihrem 
regelmäßigen nothiwendigen Gange. Tiefer ausgedrückt, wo die 
innere Abficht (TEXos) allen Die Gerechtigkeit ift, da tft 
Das Bereich der Gerichte und jonft nirgend. Denn Gerechtigfeit 
muß zwar in allen Gebieten beobachtet werden, im Gebiete der 
Berfaflung und Verwaltung wie der Juſtiz; aber in dem einen 
ilt fie bloß die Schranfe, in dem andern ift fie das pofitive, 
das einzige Ziel. Dort wird das Gemeinwohl u. j. w. mit 
Beobachtung der Gerechtigkeit angeftrebt, hier wird die Gered)- 
tigkeit ſelbſt und nur fie angeltrebt. Demnach fallt vor Allem 
die Beftrafung der Verbrechen und Vergehen der Sphäre der 
Nechtspflege zu. Denn bier ift die Gerechtigkeit der allein 
enticheidende Maaßſtab, und die Integrität des Unjchuldigen 
gegen jede Strafe iſt das abjolutelte Necht des Individuums, 
das es gibt, fie iſt in feiner Weiſe Gegenſtand einer öffentlichen 
Verpflichtung und Aufopferung (gleichwie die Freiheit von kör— 
perlichen Dienften oder das Vermögen) und in feiner Weile 
bloßes Glied der Gefammtordnung (gleichwie Staatsbürgerrecht, 
Stadtbürgerrecht, Wahlreht*). Die Givilrechtspflege aber hat 


*) Nur folhe Strafen, die wegen ihres geringen Grades (furzes Ge- 
fängniß, kleinere Geldftrafe) mehr die Natur einer Züchtigung oder der 
Berhütung künftiger Hebertretung haben, aber niemals bedeutendere Frei- 
heits- oder Geldftrafen, z. B. Defraudationen, dürfen den Behörden, der 
Polizei- oder Finanzbehörde u. ſ. w, ohne Berufung an die Gerichte über- 
laſſen ſeyn. 


11. 2, 39 
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ihre Abgränzung gegenüber der Verwaltung im Allgemeinen 
nad) der Scheidung des Privatrechts und des öffentlichen 
Rechts. Denn im Gebiete des Privatrechts, d. 1. „in den 
Nechtsverhältnilien, welche dazu dienen, den einzelnen Menschen 
zu befriedigen, jein Daſeyn zu vollenden“ (II. $. 45), ilt die 
Erhaltung des Menjchen bei jeinem Rechte das Ziel, Dagegen 
im Gebiete des öffentlichen Rechts, d. i. denen, „welche dazu 
dienen, die Menjchen gemeinlam zu beberrichen, fie zu einem 
Geſammt-Daſeyn zu verbinden und dieſes als ſolches zu 
vollenden“, it eben diefer Gefammterfolg (und nicht die Ge- 
rechtigfeit, die Erhaltung des Einzelnen bei jeinem Recht) das 
primär bejtimmende Princip. Eine Ausnahme hiervon oder 
vielmehr nur eine Modififation wird fich im nächiten $. ergeben. 
Das ift übrigens, wie fih von jelbit verfteht, hierbei einerler, 
ob der Streit zwilchen Unterthan und Regierung geführt wird, 
oder aber unter den Untertanen ſelbſt. Wo dieje ihre Befugniffe 
gegen einander nicht auf ein Recht des privatrechtlichen Gebietes 
gründen, Jondern auf eine Anordnung, welche die gemeinjame 
Thätigkeit für ein gemeinfames Ziel zu beherrichen die Abficht hat, 
aus der nur eine gejegliche Ermächtigung, injofern ein echt 
für fie vefultirt, da iſt das Bereich der Hoheit, der Gemein- 
beherrſchung. Auch die Enticheidung des Streites unter den 
Betheiligten iſt hier nichts Anderes als die Nealifirung oder 
Aufrechthaltung der auf den Gefammterfolg berechneten Anord— 
nung und fällt deßhalb an die adminiftrativen Behörden. Für 
jolche adminiftrative Entjcheidung darf deßhalb der Ausdruck 
Adminiſtrativjuſtiz nicht gebraucht werden. Auf Suftiz, 
auf Handhabung der Gerechtigkeit, ift es dabei zunächſt nicht 
abgejehen, jondern auf die rechte Erhaltung des gemeinjamen 
Zuſtandes, wenn diefe auch durd) Streitigkeiten Einzelner und 
deren Enticheidung durchgeht. Wo die Gerichte ſprechen, ift 
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demnach immer die Auseinanderfeßung diejes Falles, der 
Schub diejes Rechts, dieſes Menschen, einziger und abjoluter 
Zwei. Wo dagegen aud) der einzelne Fall nur als Glied des 
allgemeinen öffentlichen Zuſtandes erjcheint, da fünnen die Ge- 
richte regelmäßig nicht entjcheiden, 3.8. Wahlrecht, Steuer*). 

Soweit num diefe beiden Bereiche in Icharfem Gegenjabe 
gegen einander ftehen, ilt denn auc die Ausſcheidung der 
Kompetenz feinem Zweifel unterworfen. Die Streitigkeiten der 
Unterthanen 3. B. über Mein und Dein (Eigenthum, Darlehn, 
Erbichaft) haben feinen andern Gefichtspunft, dürfen feinen 
andern haben als die Gerechtigkeit, und ebenſo auf der andern 
Seite die Streitigkeiten über politiiche Wahlrechte, über die 
Befugniß öffentlicher Religionsausübung, über Militärpflicht 
gehören einem Lebensyebiet an, in welchem nicht die Geredh- 
tigkeit, ſondern die Geitalt oder die Zwede des öffentlichen 
Zuſtandes die innewohnende Abficht find. Es gibt aber ein 
weites Bereich ſocialer Verhältniſſe, in welchen die beiden 
Abfichten ſich durchdringen: die Thätigfeit der Untertanen zu 
einem Erfolg im öffentlichen Zuftande zu lenfen und diejelben 
bei ihren zugeficherten Nechten zu erhalten. Hier fünnen nun 
mitunter die Fragen ausgeichieden werden, welche dem einen 
oder dem andern Gefichtspunft angehören, 3. B. der Streit 
einer fatholiichen mit einer proteitantiichen Gemeinde, ob in 
Dortiger Provinz die Klauſel des Ryswyker Friedens über die 


*) Das belgische Geje weift ausdrücklich auch die politiihen echte 
den Gerichten zu, aber unter Vorbehalt beftimmter Ausnahmen, und diefe 
find jo umfaffend, daß fie die Kegel jelbft beinahe aufheben. Es find 
nämlich Streitigfeiten über direfte Abgaben, über Nationalmiliz, über 
Wahlrechte, iiber die Alte der Rechnungsbeamten den Gerichten entzogen. 
Daß in Franfreid die Nichter über Wahlftreitigfeiten entjcheiden, und in 
England die Oberrichter die Einvegiftrirung für die Wahlen beforgen, ift 
nicht Ausfluß eines Prineips, und überdieß ruht hier die definitive Ent- 
jcheidung doch zulett bei dem Hauſe. 
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Neligionsäbung und dad Simultaneum nod) gelte, wird Sache 
adminiftrativer Entſcheidung feyn, er betrifft den öffentlichen 
Religionszuſtand oder den Mitbeſitz der jtreitigen Kirche als eine 
öffentliche verfaffungsmäßige Stellung; dagegen ihr Streit, ob 
fraft Bertrags oder Herfommens an diejer Kirche ein Simultaneum 
beftehe und wie weit, gehört an die Gerichte, da das Kirchengebäude 
Gegenitand eined Eigenthumsrechts der Gemeinde tft, und feine 
öffentliche Nothwendigfeit beiteht, daß eine beitimmte Gemeinde 
auch eine Kirche haben müſſe. Dder e3 bietet mitunter diejelbe 
Frage den doppelten Gefichtspunft, und kann deßhalb die pofitive 
Gejegebung von denjelben leitenden Grundprincipien aus 
dennoch daljelbe Verhältniß Der einen oder der andern Kompe— 
tenz überweifen. &8 werden ſich aber doch immer überwiegende 
Gründe fir das eine oder andre finden. So z.B. find Erwerb- 
rechte (Agrikultur, Gewerbe, Handelbetrieb) zur Stellung und 
Exiſtenz des Individuums jo wejentlich, daß bier der Gefichte- 
punkt der Erhaltung defjelben bei ſeinem Nechte, Die Gerechtigkeit, 
gewichtig hervortritt, dennoch ift grade der Erwerbbetrieb ganz 
beſonders Gegenftand einer höhern gemeinfamen Lenfung zu 
einem Gemeinerfolge des Wohlftandes und der Verforgung des 
Öffentlichen Bedürfniffes. Das Gewerbweien bat nun nad) 
neueren Einrichtungen häufig mehr den Charakter der öffent- 
lihen Ordnung als der privaten erworbenen Nechte erhalten. 
Die Ermähtigungen (Koncefftonen) werden jet im Hinblick 
auf das Ganze ertheilt nad Nückfichten, die die gefammte 
Gewerbthätigfeit berühren, die Befugniß des Einzelnen iſt nur 
eine abgeleitete, ergibt fi) nur aus dem in fich geichloffenen 
Gewebe ded Ganzen. Darum urtheilt bei Streit über den 
Umfang der Gewerbfonceffion u. dal. die Behörde, welche den 
allgemeinen Gewerbzuſtand aufrecht zu halten hat, und nur 
dieſe kann auch über den Sinn, in welhem fie die Koncelfion 
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ertheilte, das richtige Urtheil haben. Doch kann der Gewerbzuftand 
auch auf Gewerbgerechtigfeiten beruhen, als ein privatrechtlicher, 
ſohin als Gegenftand der Zuftiz beitehen. Anders bei Kultur: 
Jachen. Hier ift das Eigenthum des Privaten das Uriprüngliche, 
es ergibt fich nicht aus einer agrifolen Ordnung des Ganzen. 
Beitimmungen, Einſchränkungen zu agrifolen Zweden ericheinen 
daher nur als einzelne Modifikationen, der öffentliche Gefichts- 
punkt bildet nicht den Zufammenhang, das Centrum des ganzen 
Landbeſitzes und Landbaubetriebes. Kulturfachen jollen daher 
wenn überhaupt jo doch nur im eingeichränften Umfang den 
Gerichten entzogen jeyn. Dafjelbe gilt von Zwangsablöſung 
der Bannrechte, Lehnrechte u. dgl., beionders hinfichtlich der 
Entſchädigungsfrage. Hier iſt deßhalb der Punkt, auf welchem, 
auch den neuern Itaatlichen Charakter vorausgejegt, eine Veren— 
gung und eine Freigebung des Rechtsweges in reichem Maaße 
möglich ift. 

Snöbefondere fann der perjönlidhe Stand (Status 
im weiteften Sinne) unter beiden Gefichtspunften aufgefaßt 
werden. Darunter rechne ich Indigenat (Stand des In= oder 
Ausländers), Heimathrecht (Mitgliedſchaft der beitimmten Ge— 
meinde), Adel. Er gehört nämlich ebenjo jehr dem Gebiete 
des Privatrechts als des öffentlichen an, er ift der Punkt, auf 
welchem beide fich durchdringen, auf welchem das Privatrecht 
von dem öffentlichen umjchloffen und verbürgt wird. Die 
Untertbanenschaft ift Die Befugniß des Einzelnen, alle bürger: 
lichen, alfo privaten Nechte in dem Lande auszuüben, der Adel 
enthält meiftens eine ganze Neihe von zugelicherten Privat- 
vortheilen. Auf der andern Seite aber ift e8 ein Theil des 
öffentlichen Zuftandes, wer als Unterthan anzuerfennen, wer 
als adlig. Nach unſerm deutſchen Stantsrecht wird num der 
perfönliche Stand in der Regel als öffentlicher, ſohin als 
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Berwaltungsfache betrachtet. Weber Indigenat, ob Iemandem 
Unterthanenrecht zuftehe, ob er es verloren (3. B. durch An— 
nahme fremden Dienftes) u. |. w., enticheidet in feinem deutſchen 
Rande das Geriht*). Nur die Adelöqualität iſt noch in mehreren 
Ländern (in denen des entichteden neuern Charakters auch fie 
nicht) Sache vichterlicher Enticheidung. Hier könnte num gleich- 
falls eine Erweiterung des Nechtöweges eintreten, und fie wäre 
vielleicht naturgemähßer und für das politiiche Bedürfniß der 
Zeit befriedigender als die, welche gegenüber der Polizei und 
Finanzverwaltung von vielen Schriftitellern angeltrebt oder gar 
für geltendes Necht ausgegeben wird. Ste hätte ihre großen 
Bortbeile jelbft in fonftitutionellen Staaten Deutjchlands, weil 
die ſtändiſche Beichwerde, durch welche die verfaffungsmäßigen 
Rechte geſchützt werden jollen, Doch nad) deutichem Staatsrecht 
in das Urtheil des Fürften geſtellt tft, vollends aber in den 
Staaten, in welchen feine Stände mit Bejchwerderecht beſtehen 
und jo über diefe Fundamentalvechte des Unterthanen bloß 
durch die Verwaltung ohne Gegenhülfe entichteden wird. 
Dagegen gehören noch nach unſerer Ausscheidung un— 
zweifelhaft und ausnahmslos in das Gebiet der Juſtiz die 
fisfaliihen Sachen. Denn als Fisfus it der Staat 
bloßer Private, juriftiihe Perſon, d. i. eben privates Vermö— 
gensſubjekt, wie jeder Unterthan, und handelt es fic) bloß um 
dad Mein und Dein, um Erhaltung des Rechts des einen oder 


*) Auch nad römischen Recht gehören nur der Streit über Libertät 
und Ingenuität in das civilvechtliche Verfahren als Präjudicialflagen, da- 
gegen nicht der Streit über Civität oder Nobilität. Mittelbar freilich er- 
fannte der judex aud über die Civität bei Anfprüchen, die davon ab- 
hängen (3. B. Teftamenten), wie auch bei uns; aber die Öffentliche Stel; 
lung als eivis, namentlich) das jus suffragii, entfchied die Adminiftrativ- 
behörde, der Cenſor. In Frankreich dagegen erkennen die Gerichte über 
die Statusfragen, namentlich des Indigenats. 
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des andern der ftreitenden Theile. Deßhalb wo Regierung und 
Unterthan die ftreitenden Theile find, enticheidet fich die Kom— 
petenz der Gerichte oder Behörden danach, ob das ftreitige 
Verhältnig ein hoheitliches oder ein fiskaliſches ift. 
Fisfus ift num eben danach das Vermögen des Staates blof 
als Objekt privater Berechtigung und Berpflichtung, die Sachen, 
die ihm als Eigenthümer zuftehen, die Forderungen und Ver: 
bindlichfeiten, die er als Inhaber ſolchen Vermögens kontrahirt, 
alfo alles Vermögen aktiv und palfiv, das auf Privatberech— 
tigung beruht. Dagegen die Erhebung von Bermögen (von 
pefuntären Leiltungen), die er kraft feiner Gewalt als Staat 
bewerfitelligt, it nicht Sache des Fisfus, fondern der Staats- 
gewalt als ſolcher. Es ift nicht der Fisfus, der Steuern aus: 
ſchreibt und erhebt, jondern die Finanzhoheit. Das Kennzeichen 
für das fisfaltiche Gebiet ıft defhalb, daß bier der Staat dem 
Untertban überhaupt nichts zu befehlen hat; wo das leßte der 
Fall, da ift ein hoheitliches Verhältniß. Ein Procek z. B. über 
gelegwidrige Behandlung bei der Steuererhebung iſt darum nie= 
mals ein fisfaliicher, denn in Beziehung auf Steuern hat der 
Staat dem Unterthan zu befehlen, ſie werden fraft der Staats: 
autorität erhoben. Dagegen Staatsichulden, VBindifation von 
Grundbefit, von zufälligen Regalien (aktiv und paſſiv), Ber: 
träge mit Käufern der Domänen, mit Lieferanten, das find 
fisfaliiche Sachen; denn der Staat übt feine Autorität über 
die Unterthanen dahin, daß fie ihm Kapitalien vorſtrecken bez. 
ichenfen, Grundſtücke überlaſſen, Verträge mit ihm jchließen 
müffen. Sn die Reihe der fisfaliihen Sachen gehören nun 
aber auch alle an ich hoheitlichen Sachen in Beziehung auf 
Entſchädigung, als welche immer ein privatrechtliches (bloß die 
Gerechtigkeit bezielendes) Verhältniß ift, jey es daß eine Ent- 
ſchädigung für die bejtimmte Ausübung des Hoheitsrechts 
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befonders zugeftanden iſt, z. B. bei Erpropriationen, oder daß 
fie aus allgemeinen Grundſätzen folgt. Inwiefern das letztere 
der Fall ift, wird fich ſpäter noch ergeben. 

Dieſen Erörterungen gemäß entjcheidet ſich die Zuftändigfeit 
der Gerichte und Behörden nicht nach der bloßen Natur des 
verfolgten Anspruchs, ob er am fich betrachtet ein erworbenes 
Recht ift, auf beftimmten Gejeten beruht, Jondern zugleich nad) 
der Natur des Verhältniſſes, des Lebensgebietes, welchem er 
angehört oder für welches er in Frage kommt, ob es ein 
privatvechtliches bez. ein fisfaliiches ‚oder aber ein öffentlich- 
vechtliches oder hoheitliches Verhältniß ift, welches den Gegen- 
ftand des Streites bildet”). Ueber letzteres haben die Gerichte 
in der Negel (von Ausnahmen Ipäter) nicht zu enticheiden, 
auch wenn ein ganz bejtimmter gejeßficher Anſpruch der Unter: 
thanen verfolgt wird, 3. DB. über Wahlberechtigung für die 
Stäindeverfammlung. So ift denn der Nechtsweg keinesweges 
zuläffig, wenn der Unterthan behauptet, daß er zu hoch im der 
Steuer angelegt, dab fein Grundftüc falich bonitirt ſey *), dab 
er ald einziger Sohn nad) dem Konfkriptionsgejeß nicht hätte 


*) Es fann aber ein vein privatvechtliches Verhältniß acceſſoriſch im 
öffentlichen Nechtsgebiete beftehen, 3. B. der Beſoldungsanſpruch der Beam- 
ten. Auch ift das nicht entfcheidend, ob das Recht aus einem privaten 
oder öffentlichen Titel entftanden ift, fondern welchem Gebiet es in feiner 
Wirkſamkeit angehört. Ebenſo wenig fommt es darauf au, ob die ange— 
wandte Norm dent öffentlichen oder privaten angehört, ſondern nur, ob 
das fraglihe Rechtsverhältniß ihm angehört, und urtheilt dev Richter 
jelbft über eine öffentlihe Qualität (3. B. hoher Adel) mit, wenn fie Vor— 
frage für einen privatrechtlihen Streitgegenftand (4. B. Sueceffion in die 
Gitter) ift. 

**) In Preußen ift zwar nad) der Kegel des A. L. R. Thl. UI. Tit. 14. 
$. 79 fir das Steuerweſen dev Nechtsweg zuläfftg, wenn Jemand be- 
hauptet, daß er in der Beftimmung feines Antheils über die Gebühr be- 
laftet jey. Aber die fpäteren Geſetze haben das für beftimmte Steuern 
einzeln aufgehoben, jo daß wenig mehr von jener Regel übrig if. Simon 
Staatsrecht II. 497. 
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ausgehoben werden dürfen, daß ihm mit Unrecht der Gebrauch 
jeiner Scheune in der Stadt unterjagt fen, indem die betr, 
Verordnung nur Neubau aber nicht Wiederherftellung von 
Scyeuern in der Stadt unterſage, dab Fiſche, die ihm als ges 
jalzene verftenert wurden, in der That frische gewejen, daß 
jein von der Behörde ausgegoſſener Wein Achter und nicht 
verfälichter geweſen. 

Es iſt jedoch in jedem Stante die Ausichetdung nicht 
bloß nad) der Konlequenz aus Prineipien zu machen, jondern 
zugleich im Hinblick auf Zwed und Erfolg. Gegenftände, die 
nach der Konjequenz der Verwaltung angehören, mögen immer: 
hin, um die gejeßliche Behandlung des Untertbanen noch mehr 
zu verbürgen, den Gerichten überwiejen werden, wenn je nad) 
ihrer beſondern Beichaffenheit erhellt, daß dieſe bloß privat: 
vechtliche Feſtſetzung der wechleljeitigen Befugniffe der Bethei- 
figten den fir das Deffentlihe nothwendigen Erfolg nicht 
vereitle. So 3. B. möge immerhin für Beichwerden im 
Steuerweien, namentlich ſoweit e8 nicht auf die technifche Be— 
urtheilung (auf Bonitirung u. dgl.) anfommt, der Rechtsweg 
geftattet werden. Wenn die Finanzverwaltung dabei ausfommt, 
jo it nichts dagegen einzumenden. Umgekehrt aber darf nie 
ein Gegenitand der Mechtöpflege Zwecmäßigfeit halber der 
Verwaltung überwielen werden, wie man das in Franfreich 
vielfach gethan hat. Denn das Princip der Nechtspflege, die 
Gerechtigkeit, hat eben die Natur, der bloßen Rückſicht der 
Zweckmäßigkeit nicht Raum zu geben. 


$. 174. 


Sit hiernach der allgemeine Grundſatz der Ausicheidung 
der: in den öffentlichen bez. hoheitlichen Berhältniffen enticheiden 
die Behörden, in den privatrechtlichen, darunter auch den fisfa- 
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liſchen, enticheiden die Gerichte, jo beſteht doch in erfterer Hinficht 
eine bedeutende Ausnahme. Es gibt im Bereich der öffentlichen 
oder hoheitlichen Verhältniſſe ſolche Befugniſſe der Staats- 
bürger, in welche die betreffende Hoheitsausübung überhaupt 
nicht eingreifen darf. Wir können fie exemte Rechte nennen. 
Für ihren Schutz ift der Rechtsweg angemeffen, denn mit dieſen 
Nechten ſteht der Staatsbürger dem betreffenden Hoheitsrecht 
wirflich als ein Gleicher gegenüber, als ein ſolcher, der außerhalb 
deffelben fich befindet. Sie fallen dadurch aus der Verwaltung 
und ihren Zwecken völlig heraus, unterliegen deßhalb bloß dem 
Gefichtspunft der Gerechtigkeit, ja fünnen füglich als ein 
Privatrechtsgebiet in der öffentlichen Sphäre betrachtet werden. 
Es it auch bier nicht von erworbenen oder Privatrechtenit ber- 
haupt die Nede; in dieſe greift die Ausübung von Hoheitsrechten 
überall ein, und wo fie einzugreifen hat, da hat fie es auch 
überall nur nad) ihrem Urtheil zu thun; jondern nur von aus— 
genommenen Nechten, von jolchen, in die fie gar nicht eingreifen 
darf. Die Zuftändigfeit beitimmt ſich bier nach dem Grund— 
jaße: die Einwirkung der Staatsfunftionen in die ihr überhaupt 
entzogene Sphäre des Unterthanen iſt Gegenftand der gericht: 
lichen Enticheidung, nicht aber die rechtswidrige Behandlung 
des Unterthanen in der ihr überhaupt unterworfenen Sphäre. 
Im erſten Fall handelt es ſich um eine Einwirkung, welche der 
Stantögewalt der Art nad) (in thesi) nicht zuftand, im letzten 
Fall nur um eine jolche, die ihr bloß in der beftimmten An— 
wendung (in hypothesi) nicht zugeftanden babe. So z.B. 
wenn das Steuergeſetz ausipricht, daß Güter unter einem ges 
wilfen Werthe nicht zur Steuer gezogen werden jollen, und 
ein Gutöbefißer behauptet, jein Gut ſey durch zu hohe Anle— 
gung unter die fteuerbaren gezogen worden, jo iſt das Sache 
adminiftrativer Enticheidung, obwohl es fih um das Privatrecht 
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des Vermögens und um vechtswidrige Entziehung deffelben 
handelt; denn dieſes Geſetz ilt nur die Norm, welche der 
Sinangbehörde zur Nealifirung übergeben tft. Dagegen wenn 
ein Unterthan behauptet, er habe eine, ſey es verfaffungs- 
mäßige oder bejonders ihm verliehene, Steuerimmunität, fo 
behauptet er damit wirklid, ein eremtes Recht und einen Ein— 
griff der Finanzgewalt in ein ihr völlig entzogenes Bereich. 
Hiefür iſt deßhalb der Nechtsweg begründet. 

Solche eremte Nechte beitehen nun aber nur gegenüber 
der Verwaltung im engern Sinne, d. 1. gegen adminiltratiwe 
Verfügungen, dagegen haben fie feinen Raum gegenüber der 
Handhabung der Berfalfung und noch weniger gegenüber der 
Geſetzgebung. Das jpll näher gezeigt werden. 


Untertbanenrehte gegenüber adminijtrativen 
Verfügungen. 

Hier iſt das Bereich, in welchem allein eremte Nechte 
vorkommen fünnen, denn die adminiftrative Thätigkeit geht 
nicht bloß nad) Gejeßen vor fich (über deren Anwendung fie 
ja allein das Urtheil hat), ſondern fie hat auch eine gejeßliche 
(bez. verfaffungsmäßige) Gränze, jenſeit deren fie überhaupt 
nicht handeln darf, und ed fünnen grade Unterthanenrechte 
diefe Gränze bilden. Die Hauptfälle dieſer Art find die fol- 
genden: 

1) Die direkte (pofitive) Eremtion eines Nechts von 
der betreffenden Hoheitsausübung, d. 1. eine Befugniß des 
Untertanen, die grade ihrem Begriff oder vollends ihrem 
Zweck nad eine Ausnahme und Schranke gegen diefen Zweig 
der Staatsgewalt ift, in feiner Weile unter demjelben fteht. 
Es berührt 3. B. (wie ſchon oben angeführt) fein eremtes 
Recht, wenn mein Grundftüc bei der Steuer zu hoch ange- 
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ichlagen ift, wohl aber, wenn ich gegen eine verfaffungs= oder 
vertragsmäßige Steuerfreiheit zur Steuer herangezogen werde, 
denn dieſe ift ihrem Begriffe nach eine Schranfe gegen die 
Finanzhoheit. Die Juden eined Yandes werden von der Finanz— 
fammer zur Entrichtung einer befondern Sudenabgabe angehalten. 
Behaupten fie, dab diefe Abgabe fih auf den fraglichen Fall 
nicht ausdehne, jo iſt das fein eremtes Necht, behaupten fie 
hingegen, dab fie durch ein neueres Geſetz die verfaſſungsmäßige 
Steuergleichheit mit den Chrilten erworben haben, jo ift das 
ein eremtes Necht. Die Verweigerung, die Entziehung einer 
Gewerbfoneeifion, die Abforderung höherer Gebühren für deren 
Ertheilung, die unrichtige Anwendung der Gewerbvorjchriften 
auch auf Inhaber vealer Gewerbgerechtigfeiten betrifft fein 
eremtes Necht. Dagegen wenn ein folder Inhaber als Konz 
ceifionift behandelt, ihm als folhem die Ausübung des Ge- 
werbes unterfagt, beichränft wäre, dann muß er den Rechtsweg 
haben, denn die Gewerbgerechtigfeiten find ja in dieſem Punkte 
grade eine Schranfe der gewerbpolizeilichen Thätigkeit. Der 
Streit über richtige Theilung der Gemeindegründe kann möglicher: 
weile Verwaltungsjache ſeyn, dagegen der Streit, daß ein 
Srundftü gar nicht zur Gemeinde gehöre, betrifft ein von 
der Gemeinde= und bez. Stantspolizei exemtes Necht. Einem 
Juden wurde jein Brauereibetrieb gehemmt, weil ſolcher Suden 
gejelich nicht seftattet jey; läugnet er die richtige Anwendung 
des Gejeßes, fo hat nur die Behörde zu entjcheiden, behauptet 
er aber, es jey ihm ſolche Berechtigung bei jeiner Einwande— 
rung bejonderd verbürgt worden, jo iſt das ein Nechtsitreit. 
Das Konffriptionsgeleß, das da jagt, einzige Söhne jollen 
nicht ausgehoben werden, gibt feine Exemtion von der Militär: 
aushebungsgewalt, jondern gibt nur diefer ſelbſt Vorfchriften, 
wie fie verfahren joll. Dagegen das Geſetz, daß die Söhne 
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der Standesherren nicht Fonjfriptionspflichtig feyen, oder das 
bayr. Geſetz, daß die Adligen nicht als Gemeine, fondern nur 
als Kadetten eingereiht werden fünnen, iſt nicht eine Vorjchrift 
für die Militäraushebungsgewalt, jondern eine Exemtion von 
ihr‘). Defgleichen wenn der Vater den unmündigen Sohn, 
der ohne Konſens unter das Militär trat, von demſelben ab- 
fordert. Denn die Gewalt des Vaters über den Sohn ift 
nicht, wie Militärpflicht und Militärfreiheit, ein unter der 
Militäraushebungsgewalt ſtehendes Recht. Es Könnte aber 
aud) die Befreiung der einzigen Söhne ald eine Exemtion er- 
theilt jeyn. Das kann denn überall nur im Fonfreten Fall 
beurtheilt werden und mag oft jehr zweifelhafter Beurtheilung 
jeyn, ob eine Beftimmung ald leitende Norm für die Admini— 
Itrativgewalt oder aber als Gremtion von ihr ertheilt ift. 
Alle diefe eremten Nechte gehören, wie aus den Beilpielen 
erhellt, nothwendig der individuellen Rechtsſphäre an, 
es find Grundeigenthum, väterliche Gewalt, Gewerbebetrieb, 
Stenerfreiheit, Militärfreiheit (vergl. IL. $. 48. ©. 305), da— 
gegen verfaffungsmäßige Stellungen, 3. B. die Pairie, oder 
wejentliche Hoheitsrechte, 3. B. Gerichtsbarfeiten, fünnen nad) 
Itaatlichem Prineip nicht als eremte Nechte in dieſem Sinne 
gelten. Die Zuftändigfeit der Gerichte für fie ift danach nicht 
einmal eine wahre Ausnahme von dem allgemeinen Grundjaße 
der Ausicheidung der Juſtiz und Verwaltung nach den beiden 


*) So in Frankreich: wenn Einer der Konffriptionsbehörde gegenüber 
behauptet, er jey Ausländer, jo muß die Sache an's Geriht gegeben 
werden, um über den Status (dev eben dort, und mit Net den Ge— 
richten zu entjcheiden zukommt) zu erkennen. Dann aber hat wieder die 
Behörde zu erkennen, inwiefern Fremde konſkriptionspflichtig feyen oder 
nit. Nach deutſchen Principien aber wird nicht bloß irgend eine Vor— 
frage, wenn fie wirklich an die Gerichte veffortivt (Adel), jondern auch die 
Frage, ob der behauptete Zuftand von der betreffenden Staatsauflage 
eximire, Juſtizſache ſeyn. 
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Gebieten des Rechts ($. 173), denn dieſe Nechte gehören an 
fih dem Privatrechtsgebiet an, fie würden nur, injofern fie 
bier Gegenftand der Ausübung des Hoheitsrechts find, in das 
öffentliche Gebiet und außerhalb der richterlichen Kognition 
fallen, und das verhindert eben die Exemtion. 

Es kann num in einer Yandesverfaffung die Nücficht auf 
das Deffentliche noch mehr überwiegen, jo dab auch ſolche der 
individuellen Nechtsiphäre angehörige eremte Nechte der rich- 
terlichen Zuftändigfeit entzogen find, wenn fie nicht beitimmten 
Individuen für fich iſolirt, ſondern einer ganzen größern 
Klaſſe gemeinjam zufommen, weil außerdem durch die 
rihterliche Enticheidung der allgemeine Zuftand mit beitimmt 
würde. Danach wirden unter den angeführten Beiipielen auch 
die verfalfungsmäßige Freiheit der Juden von Ausnahmsitenern 
und die Privilegien der Standesherren und des Adels für den 
Militärdienit, obwohl es eremte Nechte find, nicht zu den ge— 
richtlih verfolgbaren gehören. Das find Verſchiedenheiten und 
Abftufungen, die innerhalb der auf ſtaatlichem Charakter ruhenden 
Verfaſſungen möglich ſind. Die Zulaſſung des Rechtsweges 
für ſolche ganze Klaſſen zukommende exemte Rechte, wie ſeine 
Ausſchließung, Beides kann als ein bewußter folgerichtig durch— 
geführter Grundſatz beſtehen, und das neuere ſtaatliche Princip 
erheiſcht weder das eine noch das andere, ſondern es erheiſcht 
nur, daß, wo überhaupt kein exemtes Recht beſteht, der Rechts— 
weg gegen adminiſtrative Akte ausgeſchloſſen ſey. 

Solche direkte Exemtionen beruhen denn auch nach dieſen 
Erörterungen nicht nothwendig auf beſonderen Geſetzen, 
auf Privilegien, vollends Standesprivilegien, ſondern ebenſo 
ſehr auch auf allgemeinen Geſetzen, wie in den angeführten 
Beiſpielen die väterliche Gewalt gegenüber der Konfkription 
(und bez. die verfalfungsmäßige Sleichitellung der Juden gegen: 
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über der Beſteuerung), und fie beruhen, wenn die LYandes- 
verfaflung auch Exemtionen ganzer Klaffen zum Rechtsweg zu— 
läßt, nicht nothiwendig auf einem befondern Erwerbafte, 
wie z. B. die Militärfreibeit der Standesherren oder des Adels. 
Aber jte beruhen immer und nothwendig auf einem Titel, der 
vollig unabhängig iſt von dem Titel des Hoheits— 
rechts ſelbſt (der Betheiligte beruft ſich nicht auf das die 
Ausübung des Hoheitsrechts vegelnde Geſetz als Nechtsgrund, 
Jondern auf einen Rechtsgrund außer demjelben) und jeßen eine 
Lage voraus, die von der regelmäßigen allgemeinen Anwendung 
des Hoheitsrechts verichteden tft. &8 find alſo immer beſon— 
dere Rechte in Beziehung auf das Hoheitsrecht. Deßwegen 
werden fie angemeſſen als Nechte, die auf einem Ipeciellen 
Titel beruhen, bezeichnet. Das ift aber ein völlig anderer 
Begriff ald der des erworbenen Nechts. Das Entſcheidende ilt 
nämlich nicht, dab das Recht an ſich ein verbürgtes, unent— 
ziehbares ilt, oder daß es auf einem Erwerbakt ruht, jondern 
daß ſein Titel außerhalb diejes Hoheitsrechts liegt”). Es 


*) Es verftanden ſchon die älteren Staatsrehtslehrer unter „befon- 
dern Titel“ nichts Anderes als überhaupt das erworbene Recht im Ge- 
genjate zur natürlichen Freiheit. 3. B. Häberlin (Staatsreht 1. 385): 
„Jemandes wohlerworbenes Recht (jus quaesitum), das heißt dasjenige 
Hecht, welches nicht auf der natürlichen Freiheit beruht, ſondern- durch 
einen bejondern Rechtsgrund erworben wurde.“ Denjelben Begriff 
haben auch neuere Bubliciften beibehalten, z. B. Pfeiffer praft. Aust. I. 207. 
Zadar. Staatsreht 8. 127. Wippermann Beiträge 8.8. In den Gefeßen 
aber hat der Ausdrud unmerflih eine andre Bedeutung bekommen, und 
e8 wird unter ihm, wenn man fich’S zum deutlichen Bewußtjeyn bringt, 
das verftanden, was als ein Specielles die allgemeine Negel (das Geſetz, 
auf welches die Hoheitsansübung ſich ftütt) bricht, johin das, was ich 
„eremtes Recht“ nenne. So 3. B. in Sachſen „bejonderes Befugniß“ 
(Weiße 11. 95), Wiürtemb. B. U. $. 95 „auf einem bejondern Titel beru- 
hendes Recht“, Preußen Landredt Thl. 11. Tit. 14. $. 79: „wenn Je— 
mand aus befondern Fundamenten (5. 4—8 d. i. Vertrag, Privilegium, 
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ift ähnlich (um ein ciwilvechtliches Gleichniß zu gebrauchen), 
wie der Erbichaftsflage gegenüber wohl der pro herede 
oder pro possessore Befitende haftet, nicht aber der aus 
einem jpeciellen Titel (Eigenthum, Pfand) befitt. — Wie num 
demnach das beiondere, exemte echt nicht nothwendig ein 
beſonderes Geſetz erfordert, ebenſo umgekehrt begründet das 
befondere Gejeß noch feinesweges ein exemtes Recht und den 
Rechtsweg *). 

2) Die indirekte (negative) Eremtion eined Rechts 
von der betreffenden Hoheitsausübnng. Die iſt vor Allem 
dann der Fall, wenn die Adminiſtrativgewalt völlig außerhalb 
ihres Amtsfreiies handelt, aljo in einem Bereiche, in welchem 
fie in thesi feine rechtliche Gewalt hat, in welcher der Unter- 
than ihr nicht unterworfen tft, 3. B. die Polizei erfennt eine 
längere Gefängniß= oder eine höhere Geldftrafe, als ihr 


Berjährung) Befreiung von einer folhen Abgabe geltend machen will“, 
und Gejet von 1842 „auf den Grund einer befondern gejeglichen Vorſchrift 
oder eines ſpeciellen Nechtstitels.” Aehnlich ftellt es ſich auch im der 
Würtemb. Gefetgebung heraus, daß ein auf ſpeciellem Titel beruhendes 
Recht nicht als gleichbedeutend mit erworbenen Recht oder Privatrecht 
überhaupt verftanden wird, da es heißt: „der Geheimerath entjcheidet bei 
Rekurſen von den Berfügungen der Departements-Minifter, welche fein auf 
einem bejondern Titel beruhendes und alfo zu gerichtlicher Behandlung fich 
eiguendes Privatrecht betreffen. In einem jolhen Fall find die Bor- 
ftände des Obertribunals beizuziehen.“ Mohl 11. 50. Alſo gibt es 
Privatrehte, die nicht auf einem befondern Titel beruhen, und darum 
Minifterialverfügungen gegenüber feinen Nechtsweg geftatten. 

*) Nach Preuß. Geſetz (1842) begründet auch die Berufung auf ein 
„bejonderes Gefet“ den Nechtsweg. So z. B. wenn nah A. 2. R. Bau 
eines Weges gefordert würde, und der Aufgeforderte beriefe ſich auf das 
abweichende Gefe der Provinz, jo wäre der Fall des Nechtsweges ge- 
geben. Das ift ohne genügenden Grund. Wenn die Behörde iiberhaupt 
die Gefete anzuwenden und Über ihren Sinn zu urtheilen hat, jo muß 
fie ebenjo gut über den Sinn des Provinzialrechts und deſſen Verhältniß 
zum Landrecht als über den Sinn des legten zu erkennen haben. 
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verfaffungsmäßtg zu erkennen zufteht”). Im dieſe Kategorie 
gehören alle dolojen und kulpoſen Beihädigungen, welche Un- 
terthanen durch die Behörden erleiden, da Argliſt und Fahr- 
lälfigfeit immer außerhalb des Kreiſes der Amtsgewalt Liegen **). 
Als indirefte Exemtion kann aber auch der Fall betrachtet 
werden, daß alle thatlächlichen Beziehungen zur Ausübung des 
Hoheitsrechts mangeln, wo denn gleichfall$ der Unterthan 
außer dem Amtsfreis der Adminiftrativgewalt fich befindet. 
Es iſt z. B. Jemand in Folge von Namensverwechlelung be- 
ſteuert worden, oder für ein Grundſtück, das er gar nicht be— 
ſitzt. Solches hat den Charakter einer unmotivirten (nicht 
bloß falſch motivirten) Bereicherung des Staatövermögens, 
bei welcher die Nücforderungsklage zuftehen muß. 

Db bei diefen (direft oder indireft) eremten Nechten ſchon 
von vornherein der Nechtöweg und ob er überhaupt über die 
Ausübung des Nechts jelbit zu gewähren ift, hängt davon ab, 
ob nach den Grforderniffen der öffentlichen Verwaltung die 
betreffende Maaßregel verzögert, ja ob ſie nur überhaupt unter- 
laffen werden kann, und darüber hat nur die VBerwaltungs- 


*) Die Polizeibehörde verbot dem Eigenthümer fein niedergebranntes 
Haus wieder aufzubauen, ſchlechthin ohne alle Angabe eines Grundes oder 
Zweces. Das Geriht nahm deßhalb mit Recht die Klage an (Pfeiffer). 
Die Baubehörde mag die gejeglihen Gründe und Zwede der Bauverhin- 
derung unrichtig zur Anwendung bringen; aber fie kann nicht ohne ſolche 
rein beliebig einen Bau hindern. Bon diefem Gefichtspunft aus (wie 
denn feine ſcharfe Gränze aus Principien folgt) kann man jo weit gehen, 
bei jeder WBolizeiverfügung, die contra jus in thesi clarum ift, den 
Rechtsweg zu geftatten, und dieß ift der Sinn des preuß. Geſetzes vom 
26. Dec. 1808 8. 38: „ſobald entweder die Berfügung einer ausdrüd- 
lihen Dispofition der Geſetze direkt entgegenläuft . . . . . — 

**) Doch kann die Beurtheilung, ob ſolche vorliegen, als Präjudicial— 
frage der höheren Dienftbehörde zufommen. Bgl. Seuffert Kommentar 
über die bayer. Gerihtsordnung ©. 148. 
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behörde zu urtheilen. Jedenfalls aber muß bei ihnen nachher 
Entſchädigung auf dem Nechtswege verfolgt werden können. 
Die Entichädigung, die aus der Verlegung ſolcher eremten 
Rechte durch die adminiftrativen Verfügungen erwächft, ift nun 
anderer Art als die, welche befonders (3. B. bei Erpropria- 
tionen) garantirt ift. Sie beruht auf einem allgemeinen Titel, 
auf der Anerkennung einer Sphäre, in welcher die Adminiftrativ- 
gewalt nicht mehr Autorität iſt, im die fie nicht eingreifen ſoll 
und daher, wenn fie dennoch eingreift, eine Miderrechtlichkeit, 
eine Beihädigung begeht, wie ein Privater, und deßhalb auch 
gleich einem Solchen Entichädigung Shuldig tft. Dort bat 
die Behörde von vornherein die Ihrerfennung des Rechts des 
Staatsbürgers und fie nöthigt ihn nur, wozu fie gejeßlich be= 
fugt ift, zur entgeltlichen Abtretung deſſelben, da iſt von feiner 
Verlegung die Nede. Hier erfennt fie das Necht nicht an, 
beabfichtigt ohne Entſchädigung zu verfahren, begeht alſo eine 
Berleßung, und muß um diefer willen entjichädigen. Dort 
haftet der Fisfus aus einem Kontrakt (wenn die auch für den 
Untertbanen fein freiwilliger, Tondern ein notwendiger Kon— 
traft ift), bier aus einer Nechtsanmaakung. 


Untertbanenrecht gegenüber der Verfaſſungs— 
bandhabung. 


Die Verfaſſungsverhältniſſe bilden grade vor allen andern 
das öffentliche Mecht, das Bereich, in welchem der Unterthan 
nur als integrivended Glied dem Ganzen des Staates einver- 
feibt, der Autorität jeiner Gewalt unterworfen tft. Ueber fie 
kann daher im Allgemeinen das Gericht feine Zuftändigfeit 
haben. Wenn auch in diefem Bereiche mancherlei Subjefte 
(Körperichaften, Verfammlungen, Aemter) dem Souverin oder 
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fi untereinander mit beftimmten Nechten gegenüberitehen, ſo 
gelten fie hierin doch nicht als privatberechtigte Subjefte, jon- 
dern als öffentliche Inſtitute, und fünnen deßhalb bei Streitig- 
feiten darüber die vechtenden Parteien nicht den Gerichten 
unterworfen ſeyn, Jondern die Verfaffung muß ſelbſt die Wege 
enthalten, den Streit zu jchlichten, oder aber wo diejes, wie 
meijtens, nicht der Fall it, bleibt es eben bei den gegenſeitigen 
Konteſtationen, bi8 in einem günftigen Augenblicke die Sache 
ſich da= oder dorthin enticheidet. Selbit da, wo für Verfaffungs- 
ſtreitigkeiten ein eigner Staatsgerichtshof beiteht, hat diefer nicht 
die Bedeutung eines ſonſtigen Gerichts, feine Thätigkeit iſt nicht 
Rechtspflege, denn er gibt nur einen rechtlichen Ausſpruch, 
nicht aber verurtbeilt er die Regierung oder die Stände, 
oder hält fie zur Danachachtung an. Vollends die Gejeße der 
Derfaffung gegenüber den Untertanen zu handhaben, ift Sache 
des Souveränd und der exrefutiven Behörden, und fann Diele 
Handhabung, To weitfie den Behörden zufommt, jo wenig als 
die Ausführung der administrativen Borichriften vor= oder nachher 
gerichtlicher Enticheidung unterliegen. Werden die Adminiſtrativ— 
gejete über das Steuerweſen, die Milittraushebung, die Sicher- 
heits-, Geſundheits-, Feuerpolizei ohne gerichtliche Dazwiſchen— 
funft gehandhabt, jo noch viel mehr die Verfaſſungsgeſetze, z. B. 
über Fähigkeit zu Gemeindeimtern (z.B. ein Grieche intendirt, 
dab er als Katholik fähig jey), über Wählbarfeit zum Yandtags- 
abgeordneten u. ſ. w. So ift denn in den deutjichen Staaten 
neuen Charakters (Preußen, Bayern, Würtemberg, Baden 
u. ſ. w.) die ganze VBerfaffungsiphäre den Gerichten vollftändig 
entzogen. Indigenat, Wählbarfeit und Wahlrecht, Qualität 
des hohen Adels, meiſt auch die Qualität des Adels und Die 
Gejeßlichfeit oder Kadueität der beftimmten Gerichtsbarfeiten, 
Alles das wird als Erefutton der Verfaſſung durch Die Behörden 
40* 
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entichieden, und das mit Grund”). Es Tann wohl nicht ver- 
kannt werden, daß in diefem Bereich grade zugeficherte Unter- 
thanenrechte und zwar der ftärkften Art beitehen, auf denen ihre 
ganze ftaatöbürgerliche Stellung beruht, Nechte, die man vor- 
zugsweiſe als eremt betrachten müßte, nicht als eremt von der 
Berfaffungshandhabung des Staates, denn von diejer gibt e8 
feine Gremtion, wohl aber als eremt von der Berfaffungshand- 
habung durch die Staatsbehörde, durch die erefutive Gewalt. 
ber eben in Anerkennung deſſen befteht denn auch für dieſe 
Rechte ein Schuß gegenüber den Behörden, wenn gleich nicht dev 
gerichtliche, nämlich der Schuß durch die Beſchwerde bei den 
Ständen. Wegen unrichtiger Anwendung der Adminiftrativgejeße 
(wegen faljcher Bonitirung von Grunpdftücen, unvichtiger Beur— 
theilung, daß der Wein verfälicht geweſen) kann derlinterthan 
bloß die höchſten Verwaltungsbehörden, Die Stände Dagegen 
gar nicht oder (je nach der Yandesverfaffung) höchſtens bei 
Zugrumdlegung faljcher Normen angehen, er kann aber die 
Stände unbedingt angehen, wenn jeine verfaffungsmäßigen 
echte ihm entzogen werden jollen, wenn jein Indigenat, fein 
Adel, feine Gerichtöbarfeit, fein Wahlrecht nicht anerfannt wird. 
Sp beiteht für Unterthanenrechte gegenüber der Verwaltung 
überhaupt bloß die Enticheidung durch die Verwaltung jelbft, 
für die eremten Nechte gegenüber der Verwaltung der Nechtöweg, 
für die VBerfaffungsrechte gegenüber der Handhabung der Ver— 
falfung die ſtändiſche Beſchwerde. Es fünnten nun allerdings, 
wie wir bereitö bemerkt haben, jene verfaffungsmäßigen Nechte, 


*) Natürlich ift hiev nicht von Proceffen die Nede, bei welchen diefe 
Punkte Präjudicialfragen, nicht der Streitgegenftand ſelbſt find, z. 8. 
Succeffionsftreit, bei dem es ſich um die Qualität des hohen Adels fragt. 
Sondern was den Gerichten entzogen ift, das ift der Ausspruch über die 
öffentliche Anerkennung der hohen Adelsqualität im Staate. 


* 
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welche den Status der Perſon und zwar den privatrechtlichen 
Status betreffen (Indigenat, Heimathsrecht, und allenfalls 
niederer Adel) den Gerichten überwieſen ſeyn, ohne das ſtaat— 
liche Princip des neuern Staates zu verletzen (vgl. II. 8. 48. 
©. 305). 


Unterthanenrechte gegenüber der Gefeßgebung. 


Der Gejebgebung gegenüber gibt es ſchlechterdings fein 
eremtes Necht der Unterthanen. Cine natürlichsfittliche Gränze, 
eine Gränze nad) Rechtsideen hat zwar die gejegebende Gewalt 
($. 41), nicht aber eine Gränze nach pofitiven Gejeßen, da fie 
ja eben jelbit die Duelle und Herrin diejer Geſetze ift. Daß 
fein Gericht die gejeßgebende Gewalt an Berfürgung oder Auf- 
hebung von erworbenen Nechten verhindern kann, wird jeßt von 
Allen zugeltanden. Aber auch eine Entichädigung wegen folder 
Derfürzung und Aufhebung fann nicht gefordert werden *). 
Zwar wäre ed, wie man einzuwenden pflegt, nicht die geſetzgebende 
Gewalt jelbft, jondern bloß der Fisfus, den der Verletzte vor 
den Gerichten belangt. Allein der Fisfus haftet nur für Be— 
ſchädigungen durch die Staatsgewalt, und Die Geſetzgebung 
kann eine ſolche nicht begehen. Für die Adminiftrativgewalt fteht 
der Fisfus nämlich Dann ein, wenn fie in eremte Nechte eingreift, 
weil fie hier — außerhalb des Kreiſes ihrer Autorität handelnd — 
thut, was ihr nicht zuiteht. Für die gejelßgebende Gewalt fteht 
er nicht ein, weil es ihr gegenüber feine eremten Nechte gibt, 
weil fie nicht thun kann, was ihr nicht zufteht. Gegenüber der 
(egislativen Gewalt eines ſouveränen Staates kann es feine ge— 
vichtliche Verfolgung geben, weder diveft noch auf Entichädigung, 
außer fo weit ſie jelbit dieß will und ausdrücklich oder folgerungs- 
n Zöpfl Staatsreht 8. 134. Zadar. Staatsreht 8. 126. Wipper- 
mann Beitr. 8. 8. Mohl Staatsr. 1. ©. 39, 
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weile fund gibt, außerdem würde in völliger Umkehrung der 
natürlichen Ordnung der Nichter zu einer höhern Macht über 
dem Geſetzgeber gemacht. ES gibt feinen Entſchädigungsanſpruch 
wegen eines rechtsaufhebenden Gejeßes gleihwie wegen eines 
vechtsaufhebenden Negierungsaftes, jondern nur Entſchädigungs— 
anſprüche gemäß einem ſolchen Gelee und nah) Maaßgabe 
deffelben*). Auch ift feinesweges eine Nechtövermuthung, dab 
der Geſetzgeber die Entſchädigung zugebe, wenn er fie nicht 
ausdrücklich ausschließt. Denn beiondere Zugeftändnilfe können 
überhaupt nie vermuthet werden, und ift insbejondere bei der 
Relevanz und der beftändigen Ventilirung der Entſchädigungs— 
frage in jetziger Zeit eine jolche Bermuthung nicht zu vechtfertigen. 
Das Alles gilt auch nicht minder in dem Falle, daß der Unter: 
than die jet durch das Geſetz aufgehobenen Nechte dereinft 
vom Stante ſelbſt unter oneroſem Titel erworben bat. Die 
beſondre Berücdlichtigung der oneros erworbenen Privilegien 
bei legislativen Reformen iſt allenfalls (und ſelbſt das nicht 
unbedingt) eine Marime der natürlichen Gerechtigkeit bez. 
Billigfeit, aber nicht des pofitiven Nechts, daher ein Miotiv für 
den Gefeßgeber, nicht eine Entſcheidungsnorm für den Nichter, 
Denn der Gefeßgeber joll überhaupt, wo nicht unabweisbares 
Bedürfniß ihn nöthigt, erworbene Nechte nicht aufheben und 
noch weniger den aufgehobenen die Entichädigung verjagen, 
jenen fie auch ohne oneroſen Titel entitanden, Macht er aber 
von jeinem jus eminens in der härteiten Weile Gebrauch und 
hebt beitehende Nechte ohne Entichädigung auf, jo kann ihm 
der Nichter nicht vorjchreiben, daß er für die oneros entſtan— 
denen entſchädige, und darf deßhalb der Nichter nicht zwiichen 


*) Bgl. auch Preuß. Kabinetsordre 4. Dec. 1831. Wirt. Verordnung 
13. Der. 1812. Hannover. Staatsgrundgefeg von 1833 8. 37 u. 1840 
5. 89. Meiningifche Verordnung 16. Juni 1829, und viele andere. 
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Rechten und Necten je nad) ihrem Erwerbgrunde unter: 
ſcheiden ). 


) Die Schriftſteller der entgegengeſetzten Anſicht (z. B. Schmid 
deutſches Staatsrecht 8. 67) verwechſeln theils leitendes Motiv der Legis— 
lation und Norm der Judikatur, theils Einziehung einzelner Privilegien 
auf dem Wege der Adminiſtration und Aufhebung einer Privilegienklaſſe 
auf dem Wege der Geſetzgebung. — Demgemäß iſt auch die Behauptung 
Klüber's (öffentl. Recht 8. 477) — daß der Fiskus zur Eviktion ge— 
halten ſey, wenn das von ihm übertragene Recht ſpäter durch die Geſetz— 
gebung aufgehoben werde — entſchieden unrichtig, und ebenſo das Urtheil 
des Reviſionshofes zu Berlin (Archiv für das Civil- und Kriminalrecht 
der kön. preuß. Rheinprovinzen V. Bd. IL. Abth. ©. 30), auf das er ſich 
beruft. Es hatte nämlich die Stadt Rönsdorf im Jahr 1807 von der 
Domänenverwaltung eine Zwangsmühle gekauft. Durch ein Geſetz von 
1811 wurden die Bannrechte und zwar ohne Entſchädigung aufgehoben. 
Der Revifionshof verurtheilte unter Aufhebung zweier entgegenftehender 
Erfenntniffe den Fiskus zur vollen Gewährleiftung für jenes Mühlenrecht. 
Mit Unrecht. Denn auf der einen Seite kann der Fiskus, der eine Zwangs- 
mühle verfauft, und dev Gefetsgeber, der die Bannrehte im Staate auf- 
hebt, nicht als eine und dieſelbe Perfon in privatrechtlicher Weife be- 
tracdhtet werden, gleich einem debitor, der zuerft VBerbindlichkeiten über— 
nimmt amd fi dann durch feine eignen Handlungen die Erfüllung un: 
möglih macht. Dadurch würde der Gefeßgeber in die Stellung eines 
Privatmannes herabgezogen, deffen Handlungen dev civilrechtlichen Impu— 
tation don casus, culpa u. ſ. w. unterliegen. Der Fisfus erfcheint auch 
da, wo er fiir Akte dev Staatsgewalt haftet, dennoch nicht als eine und 
diefelbe Perſon mit der Staatsgewalt, fo daß die Handlungen Beider als 
von demfelben Subjefte vorgenommen gälten, und er haftet eben — be— 
jondere Uebernahme abgerechnet — nur da, wo die Staatsgewalt außer— 
halb ihres Autoritätsfreifes handelt, alfo wirklich ihre Handlungen auf- 
hören als Autoritätsafte zu gelten, was bei der Gefeßgebung niemals der 
Fall ift. Auf der andern Seite kann die Eviktionsverbindlichfeit des Fisfus 
fo wenig als die eines Privatmannes auf die Entziehung des Nehts dur 
ſpätere Gefeße ausgedehnt werden. Denn alle Eviftionsverbindlichfeit be- 
ruht auf dem ftillfchweigenden, d. i. in der Nothwendigfeit des Gejchäfts 
liegenden obligatoriichen Konfenfus. Nun kann aber nicht behauptet werden, 
daß der Fiskus, wenn er eine Domäne mit darauf vuhendem Bannrecht 
fänflich überträgt, in die Webertragung des Rechts in andrer Weife als ein 
PBrivatmann, nämlich nicht unter der Borausjegung des bisherigen all 
gemeinen Nechtszuftandes, ſondern auch fir alle fünftigen möglichen Aen- 
derungen deffelben fonfentive. Dev Fiskus haftet daher in diefem Fall 
nicht aus dem Titel der Entihädigung für die vom Gefetsgeber bewirkte 
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$. 175. 

Unfere Lehre ift demnach diefe: 

Nach ftaatlichem Prineip, wie es ſich in Deutichland überall 
theils herausgebildet hat, theils herauszubilden jucht, ift der 
Civil-Rechtsweg offen für die Nechte in der Privatrechtsiphäre, 
nicht aber in der öffentlichen Nechtsiphäre, doch tit er es auch 
in der leßtern für die (Direft oder indirekt) eremten Rechte. 
Daß überall nur erworbene Nechte Gegenitand der Nechts- 
verfolgung jeven können, tit dabei vorausgeſetzt. 

Dagegen ift num eine verbreitete Lehre die, daß Das er- 
worbene Recht ſchlechthin das Bereich der Rechtspflege 


Beihädigung, weil es einen folhen Titel nicht gibt, und nicht aus dem Titel 
feiner eignen Bertragspflicht, weil diefer (dev Konfenfus) fich nicht auf den 
Fall legislativer Aenderungen des Nechtszuftandes erftredt. Was zu der 
entgegengefegten Anſicht verleitet, ift der Gedanke, daß der Staat auf diefe 
Weife feine Kontrahenten verlege. Allein er verlett fie nicht mehr als 
Diejenigen, fo von Privaten ähnliche Nechte erworben haben, und man 
kann kaum annehmen, daß er jeinen anderen Unterthanen eine geringere 
Sicherheit ihrer Rechte ſchuldig jey als feinen Kontrahenten. Iſt der Gefet- 
geber wirklich Gefetgeber und nicht debitor, jo ift nicht abzufehen, warım 
er auf feine Unterthanen, die Bannrechte von anderen Perjonen oder 
Stiftungen gekauft haben, weniger Nüdficht zu nehmen habe als auf die, 
jo fie vom Fisfus gefauft haben. Der Grundſatz, den Klüber haupt» 
fählih) aus dem Motiv aufftellt, „damit die Privatrechte vor willführlichen 
Eingriffen gefichert, Treu und Glauben im Berfehr gehandhabt werden“, 
hat grade die umgefehrte Wirfung, daß der Staat feine fisfaliihen Käufer 
bis auf das Kleinfte auf öffentliche Koften entichädigt, dagegen die große 
Mehrzahl der Unterthanen, die untereinander gekauft haben, vechtlos läßt. 
Eben das gilt denn aud für die Deduftion Pfeiffer’s (prakt. Ausf. IIL., 
285. 297. 472), der die Entichädigungsflage gegen den Staat wegen legis- 
Yativer Aufhebung von Rechten und Privilegien, die er- felbft titulo oneroso 
verliehen, auf den naturrechtlichen Grundſatz der „allgemeinen Nechts- 
gleichheit” gründet, wonad) „feinem Staatsbürger eine größere Aufopferung 
als allen übrigen in gleicher Lage fich befindlichen zugemuthet werden 
darf.“ Es beruht diefe Deduktion auf zwei irrigen Vorausjegungen, daß 
die naturrehtliche Rechtsgleichheit hier überall Entfhädigung exrheifche und 
daß der Nichter den Gefetgeber meiftern dürfe, wenn er gegen das Natur- 
recht verftößt, oder nur überhaupt fogenannte naturrechtliche Geſetze ohne 
pofitiven Anhaltspunkt zur Anwendung bringen dürfe (II. 8. 12). 
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bezeichne. Daß dieß unrichtig ift, wird die nähere Erörterung 
des Begriffes des erworbenen Nechts ergeben. Der Begriff 
des erworbenen Rechts bedeutet einmal (in Anwendung auf 
rechtsphiloſophiſchem Gebiet) den Gegenſatz gegen das angeborene 
Necht, johin das, was dem Menſchen nicht ſchon „mit feiner 
Eriftenz als Perjönlichkeit”, jondern was ihm „für beftimmte 
Zuftände und daher in Folge beitimmter Eigenfchaften, Hand- 
(ungen, Umftände” zufommt, was aber richtiger „befondere” 
und „allgemeine Nechte genannt würde (II. $. 36). Sodann 
aber bedeutet der Begriff ded erworbenen Nechts, und das 
iſt der pofitive ftaatsrechtliche Sinn, auf den es bier anfommt, 
über das auch noch die Selbftitändtgfeit und die Berbür- 
gung eines Nechts, er umfaßt die Rechte, welche dem einzelnen 
Unterthanen felbitftändig für ſich als fein Eignes, nicht bloß 
als Folge und Ausfluß allgemeiner gefeßliher Ordnung oder 
obrigfeitlicher Verfügung zuftehen und ihm in diefer Eigenjchaft 
von der Staatögewalt (regelmäßig) nicht entzogen und verändert 
werden dürfen, durch die er deßhalb als Einzelner eine von der 
Geſammtordnung unterſchiedene und geficherte Nechtsiphäre ein- 
nimmt. Der Ausprud „erworben“ bezeichnet ſehr paſſend 
die Zueignung des Rechts an das Individuum, während bet 
Nechten andrer Art bloß der Gebrauch und die Ausübung des 
Individuums find und ihm verbürgt werden, nicht aber die 
Zugehörigkeit (gewilfermaagen das Eigenthum daran). Im 
diefem Sinne bildet der Begriff des erworbenen Nechts den 
Gegeniaß gegen die natürliche Freiheit (3. DB. der räumlichen 
Bewegung), gegen das allgemeine bürgerliheftecht (nach 
den Gejeten behandelt zu werden in Beiteuerung, Konffription, 
nach den Gejeßen erwerben, Nechte und Vortheile begründen 
zu fünnen — die Wohlthaten und Anftalten des Staates zu 
geniehen), gegen die obrigfeitlihen Ermädhtigungen 
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(Gewerbfonceifion, Baubewilligung), gegen die Rechte aus 
verfaffungsmäßigen Beftimmungen (Recht auf Haus- 
andacht, Necht, Petition und Beichwerde den Ständen zu über: 
geben, Auswanderungsrecht)"). Alles das it unter fich wieder 
ſtaatsrechtlich ſehr verſchieden. So namentlich die natürliche 
Freiheit kann in jedem Augenblick durch Akte der bloßen Re— 
gterungsgewalt-(Verordnungen) vechtmäßtg beichränft werden, 
nicht jo ein Necht aus verfaffungsmäßigen Beltimmungen. Aber 
das Kriterium der jelbititändigen Zugehörigfeit an das Indivi— 
duum und der Verbürgung diefer Zugehörigkeit fehlt bei allen. 
Die Folgen des erworbenen Rechts find dann, dieſer Selbit- 
ftändigfeit und Verbürgung entiprechend, die beiden: für's Erite, 
daß Geſetze, welche über die Entitehung ſolcher Rechte abändernde 
Beltimmungen treffen, nicht von jelbit auf Die bereits entitandenen 
angewendet werden (feine vichwirfende Kraft haben), für's 
Zweite, dab, wenn ſolche Rechte aufgehoben werden, die eben 
nicht als bloße Aenderung des öffentlichen gejeßlichen Zuſtandes, 
Jondern als Abolittion von Nechten (als Konflikt des öffentlichen 
Zuftandes mit entgegenitehender unentziehbarer Berechtigung) 
ericheint, als Ausfluß der Ausnahmsgewalt (potestas eminens) 
des Staates, und deßhalb für den Gejeßgeber die Nücdfichten 
der Schonung eintreten, ja ſogar auch eine Verwahrung, wenn 
gleich nicht wegen Unrechtmäßigkeit, jo doch wegen materteller 
Ungerechtigkeit Plaß greifen fanı. So 3. B. gälte in den 
neueren Staaten die Abänderung der ftädtiichen Verfaſſung 
nicht als Abolition von Ntechten, wohl aber die Abänderung der 





*) Im Privatrecht, da es lauter erworbene Rechte zum Gegenftand 
hat, ift das Intereffe bloß, ob im beſtimmten Fall das fraglihe Recht er- 
worben worden, d. h. ob es aus dem Stadium der Möglichkeit bez. des 
Anfalls in das Stadium der Wirklichkeit und des Erwerbs übergegangen fey; 
dagegen im Staatsrecht ift das Antereffe zugleich, ob ein Recht überhaupt 
jeinem Inhalte nad) als ein erworbenes beftehen könne. 
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gutsherrlichen Gerichtsbarfeit, es iſt hier diejes, aber nicht jenes 
ein erworbenes Recht). Es liegt in der Nothwendigfeit der _ 
Dinge, nämlich in der ſelbſtſtändigen Perfönlichkeit, die dev Menſch 
auch im Staate behalten muß, daß gewilfe Nechte als erworbene 
Nechte anerfannt jeyn müffen, aber die nähere Feſtſetzung, welche 
Nechte namentlich im öffentlichen Bereich wirklich al8 erworbene 
in diefem Sinne verbürgt find, ift Sache des pofitiven Nechts 
und kann nur aus dieſem erkannt werden. Das Kriterium der 
Entjtehung namentlich, d. i. daß die erworbenen Nechte einen 
beftimmten bejondern Vorgang vorausfeßen, dagegen nicht fo 
die anderen, iſt feineöweges richtig. Daifelbe Geſetz kann den 
Städten ihre Verfaſſung, den Gutsherren ihre Gerichtsbarkeit 
als einen landesverfaſſungsmäßigen Zuftand oder als ein er- 
worbenes Recht ihrer ſelbſt verleihen, und ift in letzterm Fall 
auch fein Akt der Acceptation erforderlich, bloß Sinn und Abficht 
des Geſetzes entſcheiden. Der Staatödiener erhält durch dalfelbe 
Faktum Amt und Gehalt, und doc) tft nicht erfteres, wohl aber 
leßteres ein eriworbenes Necht. Das Indigenat fann als bloßes 
Recht aus verfaffungsmähtgen Beltimmungen gelten, oder aber 
auch als jus quaesitum, jo daß bei jpäterer Abänderung diefer 
Beitimmungen die bereits Geborenen ein Necht auf das Indi— 
genat behalten. Die jelbitftändige Zugehörigkeit, die der Cha— 
vafter des erworbenen Nechts ift, hat ihren Grund nicht darin, 
dab e8 durch einen beiondern Erwerbsaft entiteht, jondern fie 
bat ihn in dem Inhalt und der Bedeutung des beftimmten Nechts. 
Deshalb kann fie auch ihr Kennzeichen nicht in folchem 


*) Sch muß hier auf den fchon früher (Il. 8. 18) evörterten Unter: 
fchied verweilen zwifchen Enteignung von Rechtsobjekten (jus eminens) und 
Abolition von Rechten (potestas eminens). Jene ift Sache der Verwaltung 
und geht deßhalb nach beftimmten Geſetzen dor fi, diefe ift Sache der 
Geſetzgebung und hat deßwegen ganz natitrlich kein Gefeß über fih. Bol. 
auch oben 8. 41 u. 8. 174, 
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Erwerbsaft haben. Diejes Kriterium ift höchftens richtig gegen- 
itber der natürlichen "Freiheit, nicht richtig gegenüber Nechten 
aus verfaffungsmäßigen Beitimmungen oder aus obrigfeitlichen 
Ermächtigungen. 

Das Gebiet der erworbenen Rechte ift hauptſächlich das 
Privatrechtsgebiet, weil hauptjächlich in diefem nur der Einzelne 
eine von dem Gefammtzuftande des Staates unterichiedene jelbit- 
ſtändige Nechtsiphäre einnehmen foll. So Eigenthum, Forderun- 
gen, Gewerbgerechtigfeiten. Aber es gibt auch im öffentlichentechte 
ſolche und muß ſolche geben, weil auch hier gewilfe Befugniffe 
grade in der Eigenschaft als umentziehbar jelbitftändiges Necht 
der Betheiligten am meiſten der Anforderung der betreffenden 
Einrichtung entiprechen. So vor Allem ilt das fürftliche Necht, 
das Recht amThron oder auf dieThronfolge ein erworbenes Recht. 
Dekgleichen pflegt die erbliche Pairie ein erworbenes Recht zu ſeyn. 
Es fünnen die Nechte der Landſtände ganz oder theilweile den 
Charakter erworbener Rechte haben. Es kann die Ausübung 
nothwendiger Hoheitsrechte, 3. B. Gerichtsbarkeit, dem Adel, ja 
auch den Städten als erworbenes Necht zufommen, deigleichen, 
wie Schon angeführt, die Verfaſſung der Städte, deßgleichen das 
Indigenat, das Stadtbürgerreht können erworbene Nechte ſeyn, 
auf welche jpätere Gejeße von jelbit nicht vüchvirfen, und die 
nur durch Abolition mittelft der potestas eminens entzogen 
werden fünnen. Allerdings eine privatrechtliche Seite hat jedes 
erworbene Necht als jolches, nämlich die Selbſtſtändigkeit der 
Befugniß, ihre Unterſcheidung, Abfonderung vom Ganzen des 
öffentlichen Zuftandes ift eben etwas Privates; aber deshalb 
gehört fie doc ihrem Inhalte nach nicht der Privatrechtsiphäre 
an, unterliegt deßhalb auch ſonſt nicht den Grundjäßen des 
Privatrechts, wie wir das namentlich hinfichtlich der fürftlichen 
Gewalt oben ($. 71) näher erörtert haben 
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Hier num zeigt es fi), daß das Bereich des Nechtöweges 
nicht durch das Kriterium des erworbenen Rechts, jondern 
durch das Kritertum des Privatrechtsgebietes bezeichnet 
it. Jene Rechte im öffentlichen Rechtsgebiete nämlich, auch wenn 
fie ald erworbene anerkannt find, unterliegen dennoch nicht, oder 
doch nicht nothwendig, der vichterlichen Entjcheidung. Von dem 
fürftlichen oder Thronfolge-Recht ift das unläugbar, ebenſo 
rückſichtlich der erblichen Pairie. Wenn in einem Staate das 
Indigenat, das Stadtbürgerrecht im obigen Stun als erworbenes 
echt betrachtet wird, jo folgt dennoch daraus noch nicht, daß 
die Entſcheidung über Indigenat, Stadtbürgerrecht an die 
Gerichte fällt. Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit des Adels gilt 
überall als erworbenes Necht, und dennoch kann, weil fie ihrem 
Inhalt nach die öffentliche Gerichtsverfaffung bildet, der Nechts- 
ftreit darüber (ob eine Gerichtsbarkeit den verfaffungsmäßigen 
Erforderniſſen entipreche oder aber einzuziehen ey) den Verwal— 
tungsbehörden zur Enticheidung zukommen. In England hat 
man jeit Jahrhunderten das Wahlrecht zum Parlament, wenn 
es einer Stadt einmal verliehen worden, ald ein erworbenes 
Recht betrachtet, man hat darauf hauptjächlich den Widerftand 
gegen die Neformbill gegründet und hat bei dieſer aud) mancherlei 
ſchonende Beltimmungen als bei Abolittion wohlerworbener Rechte 
(3. B. Fortführung auf eine gewiffe Zeit) eintreten laſſen. 
Dennoch fonnte und kann darüber fein gerichtlicher Streit geführt 
werden. Su fünnen auch bei und in oktroyirten VBerfaffungen 
den Ständen Befugniſſe ald erworbene Rechte ertheilt 
werden, die dennoch nicht der richterlichen Kognition unter— 
liegen. Ja ſelbſt Nechte, die an ſich erworbene Nechte des 
Privatrechtögebietes find, jo wie fte in einer öffentlichen Beziehung 
geltend gemacht werden, hören fie auf, gerichtlich verfolgbar zu 
ſeyn, ja fie hören gewiſſermaaßen auf, diejelben Nechte zu ſeyn. 


638 IV. Abſchn. Die Verwaltüng des Staates. 


So z. B. wenn mid die Stantsbehörde zu body befteuert, 
mir mit Unrecht die Benugung einer Scheune verwehrt, den 
Mein ausgießt, jo verleßt fie mein Vermögen, mein Eigenthum, 
aljo erworbene Rechte des Privatrechtögebietes; aber fie ver- 
feßt fie in einer Öffentlichen hobeitlichen Sphäre, in der Sphäre, 
in der fie eben Gegenftand der Hohettsausübung find, ja fie 
verleßt eigentlich nicht mein Eigenthum, jondern nur mein Necht, 
für finanzielle Auflage und politiihe Bejchränfung nur gejeß- 
mäßig behandelt zu werden, was eben das öffentliche Recht 
des Bürgers, fein Necht des Privatrechtögebietes ift. Allerdings 
it auch das überall poſitive Anordnung, was als öffentliches 
Gebiet den Gerichten entzogen, was als Privatrechtsgebiet ihm 
unterworfen jeyn joll. Aber der richtige leitende Gefichtspunft 
it nicht Diefe Verbürgung und Selbftitändigfeit der Berechtigung 
(das jus quaesitum) allein, ſondern zugleich die Rechtsſphäre, 
indem jener ungeachtet, wenn es ſich um die öffentliche Sphäre 
handelt, die Gerechtigkeit nicht das allein beftimmende Prineip, 
ſondern die Erhaltung des verfallungsmäßigen Zujtandes nicht 
minder die Abficht tft. 

Ferner da im Gebiete des Hoheitörechts die Exemtion von 
dem beitimmten Hoheitsrecht das entjcheidende ‚Kriterium für 
Zuläffigfeit des Nechtsweges ift, wie wir dieß nachgewiejen zu 
haben glauben, jo ift dadurch gleichfalls das Kriterium des 
erworbenen Rechts widerlegt. Denn wenn 3. B. bei einer 
gejeßiwidrigen Polizeiverfügung, die mid) in meinem Eigenthum 
bejchränft, der Nechtöweg im Allgemeinen nicht zuläffig iſt, 
dagegen zuläjlig, wenn diejelbe in dieſer Sache gar nicht zu 
verfügen hatte, jo iſt doch das, was den Unterjchied begründet, 
nicht das erworbene Necht, da jolches da und dort fich findet oder 
bez. nicht findet. Es it vielmehr die beftimmte Stellung zur 
obrigfeitlichen Gewalt in dem beftimmten Gebiet ihrer 
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Funktion, nicht die allgemeine Natur eines Nechts als eines 
erworbenen, wovon die Kompetenzbeftimmung abhängt. Der 
Begriff ded erworbenen Rechts ift ein abjoluter, weil er blof 
die Eigenjchaft eines Nechts am fich bezeichnet, es tft erworben 
in jeder Hinficht oder gar nicht, und damit reicht man bier 
nicht aus. Dagegen der Begriff des eremten Nechts ift ein vela- 
tiver, er bezieht fih auf eine gewilfe Funktion der Staatsge— 
walt, von der ein Necht ausgenommen ſeyn joll. So z. B. 
it mein Eigenthum ein ausgenommenes Necht gegenüber der 
unentgeltlichen Erpropriation, nicht aber gegenüber der Befteue- 
rung und der polizeilichen Bejchränfung, ein erworbenes Necht 
it es gegenüber dem einen wie dem andern. 

Die Attribution der erworbenen Mechte ift die vechtliche 
Anerkennung der (regelmäßigen) Unentziehbarfeit, nicht aber 
der Berfolgbarfeit vor dem Nichter. 

Was hier von dem Kriterium des erworbenen Nechts ge— 
jagt ift, gilt ebenfo von dem Kriterium des Privatrecht als 
(ſubjektiver) Privatberechtigung, wie es im Unterfchiede des 
(objektiven) Privatrechtsgebietes von Vielen vertheidigt wird. 
Denn fie veritehen Darunter eben nichts Anderes als jedes 
erworbene Necht und könnten daher ebenſo gut jagen „Berech- 
tigung” wie „Privatberehtigung.” 

Pill man das Kriterium des Nechtswegs bloß nach der 
Beichaffenheit der (jubjeftiven) Berehtigung ausdrüden, jo 
darf man nicht die erworbenen Nechte oder die Privatrechte 
im Sinne von erworbenen Nechten als ſolches bezeichnen, ſondern 
nur die abjolute (iſolirte) Einzelberedhtigung, d. t..die 
echte, bei welchen das Individuum durchaus nicht ald Be— 
ftamdtheil der Gelammtordnung, ſondern abjolut und iſolirt als 
Person bloß nach jeinem Recht in Betracht fommt. Dieß fordert 
aber eben wieder eine nähere Beftimmung, wo Nechte in diejer 
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Eigenschaft anerkannt find, und dieſe iſt nur durch das (objektive) 
Rechtsgebiet zu geben. Nämlich ſolche abſolute Einzel- 
berechtigung tft anerfannt für das Strafgebiet, für das Privat: 
rvechtögebtet und für das öffentliche Gebiet in Beziehung auf 
eremte echte gegenüber der Verwaltung, außerdem nirgend. 
Das wohlerworbene Necht überhaupt tft nicht immer eine jolche 
abjolute Einzelberechtigung; denn es kann auch ein wohlerwor- 
bened Recht im Hinblid auf die Geſammtordnung (al8 em 
Bauftein der öffentlichen Verfaſſung) beitehen und nad) der 
Würdigung diefer Gefammtordnung bemeifen werden, und deß— 
halb auch von den Drganen, welche diefe Sefammtordnung auf- 
recht halten, 3. B. die erbliche Pairie, das Thronfolgerecht. 


8. 176. 


Wenn nun nad) diefen Srörterungen auch) in der öffentlichen 
Sphäre für gewilfe eremte Nechte der Untertbanen der Schuß 
gerichtlicher Behandlung und Enticheidung gewährt werden muß, 
jo ift doch das ein ausnahmsloſer Grundjaß, der im Staatlichen 
Prineip liegt, dab die Staatögewalt bez. die VBerwaltungsbehörde 
als ſolche nie den Gerichten unterworfen ſeyn kann. Es iſt 
deßhalb, wenn das ſtaatliche Princip völlig realiſirt werden ſoll, 
unzuläſſig, daß die Verwaltungsbehörde (irgend eine Polizei-, 
Finanz, Militärftelle u. ſ. w.) als VBerklagte von den Gerichten 
behandelt, worgeladen, zur Streiteinlaffung aufgefordert werde, 
daß die Gerichte über fie Urtheil Sprechen, ihr Handlungen oder 
Enthaltung von Handlungen oder Wiederheritellung des vor— 
ausgegangenen Zultandes anbefehlen (mandata) und vollends 
Urtheil wider jte vollftreden. Cine ſolche Stellung fommt den 
Gerichten nur gegenüber dem Fisfus zu, d. i. dem Staate als 
bloßer juriſtiſcher Perſon, alſo in der privatrechtlichen Sphäre, 
nicht aber gegenüber der Adminiftrativgewalt, d. h. dem Staate 
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als jolchem, alfo in der öffentlicherechtlichen Sphäre, ſelbſt da 
nicht, wo es wirklich eremte Nechte der Unterthanen gibt. 
Soll daher im letztern Fall, wie wir dieß ald nothwendig 
gezeigt haben, dem Unterthanen der Schuß der Gerichte ge: 
währt werden, jo muß — das ftaatliche Princip vollftändig 
vorausgeſetzt — das auf anderen Wegen ald durch Verklagung 
und Verurtheilung der Adminiftrativgewalt erreicht werden, 
und zwar verichteden je nad) dem Gegenstand der Rechtsver— 
folgung : 

Wird nur Entſchädigung wegen Verlegung des eremten 
Rechts gejucht, jo iſt der einfache und in allen Staaten befolgte 
eg die Klage gegen den Fiskus, nad) dem erörterten Grund- 
ſatze, daß der Fiskus für rechtswidrige Alte dev Adminiftrativ- 
gewalt haftet. Es wandelt fid) der Nechtöftreit gegen die 
Adminiftration um in einen fisfaliichen Proceß. Hier wird 
denn wirklich nicht die Staatsbehörde gerichtlich belangt und 
verurtheilt, ihr Vornahmen aufgelegt, Jondern die juriftiiche 
Perſon des Staatsvermögend. Auf diefem Wege lafjen fid) 
aber eben auch nur VBermögensobjefte verfolgen, ja Itreng ges 
nommen nur Geldjummen, denn nur fie find ja Gegenftand 
einer Entſchädigungsklage. Andere Nechte, z. B. das Necht einer 
Gemeinde oder eines Gutsheren, Märkte zu halten, ja jelbit 
entzogene oder gehemmte Gewerbgerechtigfeiten, da ſie nicht 
Gegenftand des Stantövermögens find, können nicht von oder 
gegen den Fisfus verfolgt werden. Iſt eine Gewerbgerechtigteit 
widerrechtlich entzogen, jo kann nicht der Fisfus fie heraus- 
geben; denn fie tft fein Theil des Staatsvermögens, die Stantd- 
faffe hat nicht ein Magazin von Gewerbgerechtigfeiten, in die 
fie die eingezogene gelegt hat, und der Fiskus hat Feine Ver— 
fügung über den Gewerbzuftand der Unterthanen, ſondern vom 
Fisfus kann nur gefordert werden, Daß er den, weldem die 
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Adminiſtrativgewalt in fein eremtes Recht eingegriffen hat, 
entichädige ). 

Wird nicht Entihädigung, ſondern ungeftörte Ausübung des 
eremten Rechts gegenüber der Stantögewalt angeſtrebt (das 
Gewerbe dennoch ausüben, die Märkte dennoch halten zu dürfen), 
fo kann demnach der gerichtliche Schuß nicht auf dem Wege des 
fiskaliſchen Proceffes gewährt werden, ſondern der natürlichite 
eg tft dann die urfpünglide Ueberweiſung des 
Nechtsverhältniffes an die Gerichte, daß fie und nicht 
die Behörden daffelbe von vorn herein zur definitiven Entſcheidung 
zu bringen, die Geſetze fir dafjelbe zu vealtfiven haben. Das 
muß nun jo geichehen, daß bei Berufung auf ein eremtes Recht 
entweder die Bejchwerde im Inſtanzenzug nicht an die höhere 
Verwaltungs-, jondern an die höhere Suftizitelle geht, oder 
jofort die Behörde dieß als Worfrage dem Gericht überweift 


*) Diefer Grundfat ift bis jetzt in den deutfchen Staaten allerdings 
noch nicht allgemein und vollftändig verwirflidt. Es findet fih (z. B in 
Preußen) die Form des Verfahrens, daß, wenn die Polizei ein exemtes 
Recht verletst, bei welchem es fi nicht um Geld, jondern um ungeftörte 
Ausübung handelt (wie in den beiden angeführten Beifpielen), dennoch der 
Fiskus (oder die Polizeibehörde als angebliche Station des Fisfus) mit 
der Konfefforien- oder Negatorienflage belangt wird, und das 
Urtheil dahin lautet, Bellagter (Fiskus) habe das Recht oder die Frei- 
heit des Klägers anzuerkennen. u. f. w. Das ift begrifflich nicht zu be- 
gründen; denn der Fiskus ift es nicht, der die Freiheit des Klägers be- 
ftreitet und die Ausübung feines Rechts hindert, fondern die Staatsgewalt. 
Ebenſo wenig ift nach ftaatlihem Prineip die in nenefter Zeit in Kurheſſen 
getroffene Einrichtung zu begründen, daß ein Staatsanwalt beftellt ift, 
gegen den in ſolchem Falle die Klage geftellt wird; denn gegen den Staat 
als jolchen kann der Unterthan nicht Hagen und kann das Gericht Feine 
gerichtliche Autorität geltend machen. Das Geſetz, welches das einführt: 
„Die Vertheidigung unferer Hoheits- und defgleichen Staatsgerechtſame in 
ftreitigen Fällen vor Gericht geſchieht durch den Staatsanwalt“, ſpricht 
eben das aus, was wir als umnübereinftimmend mit dem neuern Staats- 
recht bezeichnen, daß die Hoheits- und Staatsgerechtſame als folde den 
Gerichten unterworfen jeyen. 
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und dort verfolgt mittelft eines amtlichen Vertreters (Staats- 
anmwalt). Der erſtre Gang ift einfacher und den deutſchen 
Rechtsformen gemäßer. Befteht aber leßtrer, und die Behörde 
weigert die Ueberweiſung, dann tjt die Löſung nach ftaatlichem 
Princip eine Einſprache (Interceifion) des Gerichts, und falls 
fie abgelehnt wiirde, die Erhebung des Kompetenzfonfliftes*). 
Sp 3. B. wenn die Polizet eine Kriminalſtrafe (Hinrichtung, 
Sreiheitöftrafe über ihre Gränze, Yandesverweifung, wo folche 
nur gerichtlich verhängt werden darf) erfennte, jo kann nicht 
durch das Gericht die Polizei citirt, als Beklagte behandelt 
werden u. ſ. w.“), wohl aber kann das Gericht wegen Weber: 


*) Nach franzöſiſchem Staatsrecht ift es nun freilich nur der Admini— 
ftration geftattet, gegen die Zuftiz den Kompetenzkonflikt zu erheben, nicht 
aber ımgefehrt der Juſtiz gegen die Adminiftration. Allein wenn die Ad- 
miniftration in das andre Bereich übergreift, fteht es doch den Parteien zır, 
ſich deßhalb an den Staatsrath zur wenden, auch können fie dadurd, daß fie 
das Gericht angehen und zu einem Alt vermögen, mittelbar einen Konflikt 
herbeiführen. Auch in deutschen Staaten, namentlih in Preußen, fennt 
das Geſetz num einen Konflikt, den die Verwaltung gegen die Juftiz erhebt, hier 
um jo mehr, weil ja die Partei gradezu die Berwaltung nachher bei den 
Gerichten verklagen kann. Wird aber Letzteres aufgegeben, jo muß auch dei 
Gerichten die Befugniß eingeräumt werden, auf Antrag der Partei entweder 
Konflikt zur erheben, oder thatfächlich die Sache an fic) zur ziehen (wie die eng- 
liihen Oberrichter das habeas corpus ad subjiciendum erlaffen) und die 
Verwaltung jo zur Erhebung des Konflifts zu nöthigen. Dem Mißftand 
übrigens, daß umgekehrt die Verwaltung den Konflikt auch noch nad) gefälltem 
Nichterfpruch erheben kann, ift in Frankreich duch die Ordonnance von 
1828 begegnet. In Preußen befteht er nad) der in der Praris durchge- 
drungenen Doftrin, obwohl hier die Behörden angewiejen find, fih nicht 
eimmal eventnell einzulaffen, wenn fie die Kompetenz der Juſtiz beftreiten. 

**) Als Sierstorff ohne Urtheil vom Fürften feines Amtes ent- 
jetzt und Landes verwiefen wurde, nahm das Gericht deßhalb eine Klage 
gegen den Fürften am. Das ift unzuläffig. Mit Recht wurde die 
Klage des Gervinus, foweit fie auf Einfegung in jein Amt ging, abge- 
wiefen und nur foweit fie auf den Gehalt ging, angenommen. In diefen 
Fällen liegt freilich” nicht fowohl eine Weberjchreitung der Adminiftration 
als ein Machtipruc des Fürften vor, und gegen einen ſolchen ift in einem 
fouveränen Staat nit wohl Hülfe bei der Juftiz, jondern nur auf dem 
Wege der Berfaffung. 
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ichreitung ihrer Sphäre Einſprache gegen fie thun und den 
Konflikt erheben. Ebenſo wäre e8, wenn die Verwaltung gegen 
eremte Rechte (Gewerbgerechtigfeiten, Marftrechte), deren Be— 
icheidung den Gerichten gebührt, verführe, wenn Aushebung 
eines Ausländers oder gegen ein (tandesherrliches) Militär 
befreiungsprivilegium erfolgte u. dergl. Auch Staats» und 
Stadtbürgerrechte u. dergl. könnten den gerichtlichen Schuß, 
wenn fie ihn überhaupt erhalten follten ($. 173), nur in diejen 
Formen erhalten. Auf diefem Wege wird nicht unter der 
falfchen Benennung ald Fiskus die Staatsgewalt jelbit verur- 
teilt, und wird nicht das Koordinationsverhältniß zwijchen 
Gericht und Behörde verlebt. Findet das Gericht den geftellten 
Antrag des Staatsanwalts nicht begründet und erfennt dem 
Untertban das beitrittene Necht wirklich zu, oder hebt eine nur 
von der Unterbehörde getroffene Verfügung auf, jo ift das 
feine Verurtheilung der Adminiftrativgewalt, durch welche fie 
unter die Gerichte geitellt würde, Sondern bloß der Ausiprud, 
daß das eingeleitete Berfahren nicht das von ihr gemuthmaaßte 
Reſultat gehabt, ahnlich wie es feine Verurtheilung der Polizei 
ilt, wenn das Kriminalgericht einen ihm von derjelben über- 
wielenen Inquiſiten frei fpricht, und Feine Verurtheilung der 
Staatögewalt, wenn auf Appellation des Staatsanwaltd das 
frühere Strafurtheil beitätigt wird. Ebenfo wenig ift die Inter— 
ceilton des Gerichts und die Erhebung des Kompetenzitreites 
eine DVerurtheilung der Adminiſtrativbehörde gegenüber dem 
Unterthban durch Das Gericht, jondern es iſt der Streit zweier 
foordinirten Organe der öffentlichen Gewalt, der auf öffentlich 
rechtlichem Wege feine Entſcheidung erhält, nicht eine Verur— 
theilung der Adminiftrativbehörde,- fondern eine Abgränzung 
zwilchen ihr und dem Gericht. ES müffen auch in der öffent- 
lichen Sphäre die exemten Nechte der Untertanen durch die 
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Gerichtszuſtändigkeit geſchützt ſeyn; aber diefer Schub darf 
nicht in der Form beftehen, dab das Gericht die eingreifende 
Verwaltung verurtheilt, als em ihm untergebenes Subjeft, 
jondern daß es, wo ein ſolches Necht inmitten liegt, den Fall 
an fich zieht, die Berwaltung ausichließt. Wo es fich herausſtellt, 
daß die Gerechtigkeit und nicht Gemetmordnung oder Gemeinwohl 
das beherrihende Princip des Streitgegenitandes tft, da ift die 
Realiſirung der Geſetze den Gerichten überwiefen, und fie vin— 
dieiren nur thr Bereich gegenüber der Berwaltung als foordi- 
nirte Macht im Staate. Das Alles betrifft nun freilich nur 
die Form, aber in der Form drücdt fich bier eben ein Princip 
aus, und deiwegen tit fie nicht gleichgültig, und die entfprechende 
Form des gerichtlichen Schutzes zu befiten ift ein Unterpfand, 
daß derjelbe nicht aus dem am fich unbeftreitbaren Grundiahe 
der Koordination der beiden Staatsfunktionen verweigert oder 
entzogen werde. Es iſt die Erkenntniß des Itaatlichen Princips, 
welche 1790 das Geſetz hervorrief: 

„Que les juges ne peuvent troubler, de quelque 

„maniere que ce soit, les operations des corps 

„administratifs.* 
Die Herausbildung der öffentlichen Beziehungen aus aller 
privatrechtlichen, darum gerichtlichen, Behandlung ift Damit 
entichteden. Aber es wurde dagegen der gerichtliche Schuß für 
die auch in der öffentlichen Sphäre ſich löſenden Unterthanen— 
vechte aufgegeben. Die Aufgabe ift es für dieſen, im Geifte 
des öffentlichen Typus und des ftaatlichen Princips ſelbſt, 
wieder feine Stelle und feine Formen zu gewinnen. 


8? 177. 


Wenn dem ftaatlichen Princip der neuern Zeit gemäß die 
beiden Funktionen, Suftiz und Adminiftration, in völliger Unab— 
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hängigfeit und Koordination erhalten bleiben, jo führt das auf 
das Bedürfniß einer neutralen Macht, um da, wo die Fälle 
die Beziehungen zu Beiden in ſich tragen, die Entſcheidung zu 
geben. 

Wenn nämlich die Suftiz eintritt, wo die Idee der Gerech- 
tigfeit das beherrichende Princip ift (im Gebiete der privatrecht> 
fichen oder der eremten Unterthanenrechte), und die Verwaltung, 
wo die Idee der öffentlichen Nothwendigfeit oder Nützlichkeit das 
beberrichende Prineip ift (im Gebiete der Ausübung der Hoheits- 
. rechte), So mag füglich ein Drittes da eintreten, wo beide Ideen 
in gleicher Weiſe jelbititändig und abjolut beftimmende Princi— 
pien find, nämlich) Behörden, die für Beides Sinn haben in 
judietärer Stellung. Dieß tft der tiefere Gedanfe der Ad mis 
niftrativ- Suftiz, dieſes Wort in einem weitern Sinne ges 
nommen, als es technilch gebraucht wird. 

Der oberfte und vornehmſte Fall, daß dieje beiden Principien 
alfo konkurriren, tft eben die Konflittsentjicheidung unter 
ihnen jelbit. Bei dem Streit, ob eine Sache vor die Gerichte 
oder die Behörden gehört, muß Gemeinordnung und Gemein- 
wohl, und muß die Gerechtigkeit, Beides in gleicher, Beides in 
abjolnter Weile leitender Beweggrund der Entjcheidung ſeyn. 
Darum ſoll bier eine möglichit neutrale Behörde in judietärer 
Stellung enticheiden. Daß die Gerichte allein über ihre Kom— 
petenz urtheilen und die Verwaltung fich dem fügen muß, wie 
das in Kurheſſen beiteht, it gewiß nicht naturgemäh. Damit 
it ihnen die geſammte Staatsgewalt untergeordnet, und fie 
fünnen dieſelbe thatjächlich an fich ziehen. &s berubt das auf 
einer unftatthaften Umwandlung des proceffualiftiichen Grund— 
ſatzes, daß das Gericht über feine Kompetenz vor anderen 
Gerichten auf Beftreitung der Parteien ſelbſt urtheilt, in den 
ftaatsrechtlichen, daß es über feine Kompetenz vor der Verwaltung 
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jelbit und auf amtliche Einſprache derfelben zu urtheilen habe. 
Nichtiger iſt es, daß der Fürft die Entjcheidung gibt, wie dag 
jet für die deutichen Staaten die Negel bildet; denn der 
Souverän ift der Einheitspunft aller Gewalt im Staate, von 
dem beide Funktionen ihre Ermächtigung haben. Doc da der 
Fürſt nichts unberathen thut, jo iſt es ſchon von Belang, ob 
er die Enticheidung bloß auf den Rath der Verwaltungs- 
(Exekutiv-⸗) Behörde, d. i. der Minifter, erläßt, oder auf den 
Rath einer neutralen Behörde, welche den Sinn der Verwaltung 
und Nechtöpflege gleichmäßig in fic) trägt. Es iſt aber em 
nody höherer Schuß der Unterthanenrechte und der innern 
Bedeutung der Staatöfunftionen noch entiprechender, dab bier, 
wo die Nechtöpflege, ſohin die Idee der Gerechtigkeit mit in 
Frage fommt, die Entjcheidung von der Perion des Fürften 
ſich löje und einer jolchen Behörde in unabhängiger judiciärer 
Stellung zufalle. 

Der zweite Fall ift der, wo Unterthanenrechte geltend gemacht 
werden, die zwar nicht ere mt find von der Adminiftrativgewalt, 
aber doch eine beftimmte Verbürgung ihr gegenüber er— 
halten jollen, man fünnte jagen, welche diejelbe equilibriren 
ſollen. Dahin gehören z. B. die Nechte hinfichtlich der Preſſe. 
Das Net des Schriftitellers und Buchhändlers ift kein exemtes 
Recht (gleich einer Steuerimmunität u. dgl.), Jondern ſoll grade 
von der Adminiltration behandelt, überwacht werden. Man 
will aber, daß daffelbe nicht als bloßes Objekt der Adminiſtration 
ihrem Urtheil in Anwendung der Geſetze unterliege, gleichwie 
das Vermögen bei der Belteuerung und die natürliche Freiheit 
oder die Ungeltörtheit des Eigenthums bei Polizeiverfügungen, 
Sondern dab es als ein genau bezeichnetes und verbürgtes Necht 
fich gegen die Adminiftrativgewalt vertrete. Es follen hier die 
Erhaltung der öffentlichen Ordnung und das Necht des Schrift- 
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ſtellers als gleichgewichtige Mächte in Betracht fommen. Deß— 
halb tritt in vielen Staaten die adminiſtrativ-kontentiöſe Behörde 
(Negierungsfollegium, Staatsrath) ein bei Konfisfatton von 
Schriften, in Preußen jett (1846) auch gegen die Cenſur. Ebenſo 
ift in Bayern und Würtemberg für Erproprtationen die Entichä= 
digungsfrage wie überall den Gerichten, dagegen die Enteignungs— 
frage jelbft, bei Widerjpruch der Betheiligten, der adminiftrativ- 
fontentiöfen Enticheidung überwiejen. Wird dem Inhaber einer 
Sewerbgerechtigfeit von der Polizeibehörde jein Gewerbe ges 
ſperrt, fo tft der Rechtsweg begründet, weil das ein von der Polizei 
eremtes Necht tft, jedoch wenn die Sperre aus Dem Grunde der 
Gefundheitsgefährlichfeit erfolgte, jo wird das Gericht nur 
Entihädigung, nicht Aufhebung der Sperre erfennen können, 
dagegen durch die adminiftrativefontentiöfe Behörde Fünnte auch) 
das Letzte erreicht werden. Dieje wägt das öffentliche Erforderniß 
und die Privatberechtigung gegen einander ab. In die Kategorie 
der abminiftrativsfontentinfen Sachen fünnen demnach niemals 
eremte Nechte gehören, mögen dieſelben auf jpeciellen Privilegien 
oder auf allgemeinen Gejeßen beruhen, für dieſe gilt der Nechtsweg 
unentziehbar. Welche Nechte aber unter den nicht eremten, aljo 
der Adminiſtration unterworfenen Nechten dieje befondre Verbür— 
gung erhalten jollen, läßt ſich nicht a priori beitimmen. Die 
Vermuthung ift deßhalb auch nicht für das adminiftrativ-fon- 
tentiöfe, Tondern für das adminiftrative Verfahren . Ein 


*) Auch fir mande DBerfaffungsberehtigungen, z.B. Indigenat, Hei- 
mathsrecht, wäre das adminiftrativ-fontentiöfe Verfahren geeignet, da dieje 
ja, wie ausgeführt, fogar den Nechtsweg zuließen. Nur für die fchlechthin 
öffentlichen Berechtigungen auf dem Gebiete der Verfaffung (. B. Pairie, 
Wahlrecht) it dafjelbe unmöglich, da diefe nicht den Einzelnen zum Zwecke 
haben, darum die Gerechtigkeit nie abjolut beftimmendes Princip if. Man 
hat in mehreren Staaten auch die Defraudationen bei indireften Abgaben 
einem adminiftrativ-fontentiöfen Strafverfahren unterftellt. Aber das 
Strafverfahren jol immer nur der Juſtiz zukommen. 
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allgemeiner und wohlangemeffener Titel für dafjelbe ift nad) 
dem franzöfiihen Gejeß der Streit über Auslegung admi— 
niftrativer Normen. Wenn Gewerbberechtigungen nicht auf 
eremten Nechten, Jondern auf polizeilicher Koncelfion beruhen, 
und deiwegen dev Streit über den Sinn der Gewerbeordnung, 
über den Umfang der Konceſſion u. dgl., jey es gegen die 
Behörde, ſey ed unter den Gewerbtreibenden, der Admint: 
ftration zufällt, jo iſt es offenbar auch eine Vergünftigung, 
wenn folcher Streit nicht auf dem rein administrativen Wege, 
jondern auf dem der Adminiltrativjuftiz entjchteden wird. 
Daffelbe gilt von Kulturfachen, joweit fie überhaupt als ad» 
minijtrative und nicht als wirkliche Suftizfachen betrachtet 
werden dürfen. Ebenſo für Steuerjachen, wenn es fich nicht 
um die Ausmittelung der faktiichen Verhältniſſe (3. B. Bo- 
nitirung), jondern um den Sinn des Steuergeſetzes han— 
delt. 

Der dritte Fall ift der, daß der allgemeine Erfolg von 
Leitungen eine öffentlihe Nothwendigkeit ift, dagegen die 
Vertheilung unter die Einzelnen bloß nach Gerechtigfeit zu 
geichehen hat. Sp 3. B. bei Vertheilung einer Repartitions— 
ftener, deren Geſammtſumme alſo feititeht, bei Streitigkeiten 
über Eintritt, Austritt, Beitragspfliht zur Brandverficherung, 
über Konfurrenz zu Brüden: und Straßenbau, über Firchliche 
Baulaft. Es laffen fich zwar bier jene beiden beftimmenden 
Prineipien in zwei Fragen jondern, und die eine, das was 
geichehen muß, der Adminiftration, die andere, wie der Einzelne 
beizutragen jchuldig, der Juſtiz überweilen, und wird Diele 
Sonderung in der Regel gewiß das Nichtige jeyn. Allein 
mitunter durchdringt fi) Beides jo, daß die Sonderung Schwer 
durchführbar ift, und könnte daher für mehrere Verhältniffe 
dieſer Art der abminiftrativsfontentiöfe Weg den Vorzug ver: 
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dienen*). Dieſer dritte Fall ift derjenige, bei welchem bie 
admintftrative Behandlung am engiten eingeichränft werden 
müßte, ‚weil fie hier wirklich nicht ſowohl eine Bürgichaft gegen 
die Adminiltration, als ein Surrogat für das nicht wohl durch— 
zuführende Juſtizverfahren iſt. 

Unter den drei hier angegebenen Fällen unterſcheidet ſich 
der erſte weſentlich von den beiden anderen. Es iſt nämlich bei 
ihm nicht ſowohl auf die Streitſache unter den Parteien ab— 
geſehen, als auf die Ausmittelung des öffentlichen Verfaſſungs— 
verhältniſſes, und findet deßhalb nach franzöſiſcher Einrichtung 
ein Verfahren von Amtswegen ſtatt, bei dem die Parteien 
bloß fafultativ mit Ausführungen zugelaffen werden, während 
bei den adminiftrativefontentiöfen Sachen eine notwendige (und 
zwar als weſentlich eine ſchriftliche, als binzufommend aber 
auch noch eine mündliche) Verhandlung unter ihnen eröffnet 
wird. Man veriteht nun unter Adminiſtrativ-Juſtiz im 
engern technischen Begriff nur die Fälle, bei welchen ein fürmliches 


*) 3. B. Eine Gemeinde wird von der Polizei zum Weg- oder Brücden- 
bau aus öffentlichen Gefete angehalten, und fie behauptet, daß nicht fie, 
fondern die benachbarte Genteinde die pflichtige jey. Daß fie zunächft ge- 
horfamen muß, unterliegt feinem Zweifel, das ift vein adminiftrativ. Ge— 
ftattete man ihr nun eine Entſchädigungsklage gegen den Fiskus, jo wider- 
jpräche das, wenn fie feine befondre Befreiung behauptet, unfern erörterten 
Grundjägen, und wäre der Erfolg der, daß die Polizei vielleicht gegen alle 
Betheiligten Unrecht befommt, fo die Juſtiz über öffentliche Verpflichtungen 
erfennt. Sie hätte alfo ihren Regreß gegen die andre Gemeinde zu nehmen. 
Sünde nun aber die Suftiz nach den Gejegen iiberhaupt feine Verpflichtung, 
jo witrde fie die Hagende Gemeinde abweifen. Um diefes Zufammenhangs 
der öffentlichen Nothwendigkeit und der privaten Berechtigung, bei welchem 
jedoch erftere das Hauptſächlichſte ift, könnte deßhalb hier das adıniniftvativ- 
fontentiöfe Verfahren geeignet jeyn. In Preußen "war früher (1817) die 
Nepartition für den Chauffeebau rein adminiftrativ, nach dem Gejeß von 
1842 ift dev Negreß in dem angeführten Fall Juſtizſache. Die Nepartition 
bei Kirchenbauten ift Suftizjache, aber das Gericht darf nur innerhalb der 
Gränze deffen, was die Verwaltung als öffentlich nothwendig ausgeſprochen, 
erfennen (Simon Staatsredt I. 477). 
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Procefverfahren unter den Parteien eröffnet wird, und zählt 
deßhalb weder Die Enticheidung der Kompetenzkonflifte noch alle 
in der zweiten Kategorie angeführten Fälle unter denfelben. 
Der Gedanke des Inſtituts ift aber doch in allen diejen Fällen 
derfelbe. Das bewährt fih darin, daß fie alle durch daſſelbe 
Dryan, dad Träger dieſes Gedanfens ift, beichteden werden. 
Das iſt nämlich in Frankreich der Staatsrath: eine oberfte 
Staatsbehörde, von deren Rath und Bearbeitung grade alle 
Anordnung im Geifte öffentlicher Nothwendigkeit und Nützlichkeit 
ausgeht, und der für den beitimmten Fall rein judictäre Stellung 
einnimmt. Der Staatsrath in dieſer Stellung ift die abjolut 
neutrale Macht zwilchen dem Staat als Staat (die Gerichte 
nehmen ihn nie ald Staat, Jondern als Wartet) und den 
Privaten, zwilchen den Anforderungen des Gemeinwelens und 
denen der Gerechtigkeit gegen das Individuum. 

Die franzöfiiche Auffaffung diejes Inſtituts ift eine weſentlich 
andere ald fie bier ausgeführt wurde. Nach ihr joll die Ad— 
miniſtrativ-Juſtiz eintreten, wo bei einem Privatrechts— 
verhältniß das öffentlihe Intereſſe fonfurrirt. 
In diefem Begriff iſt fie allerdings ein verwerfliches Suititut. 
Das konkurrirende öffentliche Intereſſe darf nie ein wirkliches 
Privatrechtsverhältnig dem ordentlichen Gang der Givilvechts- 
vflege entziehen, und es find diefem falichen Begriffe zufolge 
in Sranfveich wirklich eine Neihe won Gegenftänden dieſem Ver— 
fahren zugewielen worden, welche nad den Forderungen der 
Gerechtigkeit und der ftantsbürgerlichen Freiheit an die Gerichte 
gehören, als 3. B. Proceffe über Domänen, über Akkorde für 
öffentliche Arbeiten. Das find rein fisfaliiche, privatrechtliche 
Verhältniffe, bei welchen der Fiskus vor den Gerichten Necht 
nehmen muß. Wenn auch bei öffentlichen Arbeiten (3.8. Feſtungs— 
bau) eine Erzwingung der Arbeit jelbjt durch die Staatsautorität 
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(die adminiftrative Gewalt) mitunter gerechtfertigt ift, jo würde 
doch jedenfalls die Geld» und Entichädigungsforderung daraus 
als Suftizfache gelten mülfen. In Wahrheit aber joll das ad» 
miniſtrativ-kontentiöſe Verfahren nicht fin Privatrechtögegenftände 
wegen Eonfurrivenden öffentlichen Intereſſes, ſondern für öf— 
fentlih rechtliche Gegenstände wegen fonfurriren- 
der Privatberehtigung eintreten. Es ſoll nicht Juſtiz— 
gegenftänden den Charafter der Adminiſtration, fondern es ſoll 
Berwaltungsgegenftänden den Charakter der Juſtiz beigefellen. 
Es ift demnach weder die Berwerfung der franzöfiichen Admi— 
niftrativ-Suftiz noch ihre unbedingte Annahme zu billigen. Die 
unbedingten Gegner derjelben feßen eine Ausdehnung des Rechts— 
weges voraus, wie fie in Staaten des neuern Charakters nicht 
befteht und nicht beftehen kann, und unter dieſer Vorausſetzung 
wäre ed allerdings durch und durch nichts Anderes als eine 
Entziehung des Nechtöweged. Die es unbedingt anpreiſen 
dagegen, ſetzen eine unzuläffige Einihränfung des Rechtsweges 
voraus, die ausnahmsloſe Zutheilung der ganzen öffentlichen 
Sphäre an die Berwaltungsbehörden. Ueber das adminiftrativ- 
fontenttöfe Verfahren, wie e8 ſich im Frankreich gebildet hat, 
gibt e8 fein Urtheil in Bausch und Bogen, ſondern man kann 
nur je nach den beftimmten Gegenftänden urtheilen. So hat 
auch die preußiſche Negterung, als fie für die ehedem franzöſi— 
hen Provinzen das Inſtitut aufhob, die Gegenstände deſſel— 
ben theils der veinen Adminiftration, theils der reinen Juſtiz 
zugewiejen. Nicht gegen das adminiſtrativ-kontentiöſe Ver— 
fahren, dieſe bloße Modifikation in der. adminiftrativen Sphäre 
muß man eifern, jondern gegen die zu große Ausdehnung der 
adminiltrativen Sphäre überhaupt. 

Wie die franzöfiiche Abminiftrativjuftiz durch ihren Umfang 
den Rechtsweg über Gebühr einjchränft, jo entipricht fie auch 
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in den Formen ihres Verfahrens nicht den Anforderungen 
unabhängigen Richterſpruchs. Sie ift vorherrſchend Admini- 
ftration, Negierung. Der Staatsrath nämlich gibt hierbei nur 
Gutachten, und auf Grund derjelben erläßt der König Drdon- 
nanzen, die von einem Minifter Fontrafignirt feyn müſſen, jo: 
wohl bei Kompetenzfonfliften als bei adminiftrativ-fontentiöfen 
Streitigkeiten. Man findet dort die Bürgſchaft in der Verant- 
wortlichfeit des gegenzeichnenden Minifters und hält umgekehrt, 
indem man dieſes Gebiet als adminiitvatives betrachtet, ſelbſt— 
Ständige vichterliche Enticheidung des Staatsraths für unver: 
einbar mit dem fonftitutionellen Syftem, nämlich mit der Unab- 
hängigfeit der Verwaltung und ihrer VBerantwortlichkeit. In 
Deutſchland dagegen dürfte die Stellung der oberften admini— 
Itrativefontentiöjen Behörde die ſeyn, jelbft enticheidenden Spruch 
zu erlaffen. Sie müßte wenn gleich nicht für alle hier auf: 
geführten Fälle, jo doc, für adminiftrativ = fontentiöfe Gegen- 
tände im engern Sinn, d. i. die wirkliche Privatrechte zum 
Gegenftande haben, die Merkzeichen der Gerichte haben: eine 
gewilfe wenn auch nicht vollftändige Unentfernbarfeit der 
Nichte, Ablegung des Nichtereides, beitimmte Procekformen 
und Nechtöfraft des Spruchs. Nach unjerm monarchiſchen 
Prineip ift die Furcht vor den Kammern nicht das allgemeine 
Schutmittel von Recht und Wohl der Staatsbürger, ſondern, 
wo ed Rechte der Einzelnen gilt, finden wir es vielmehr in 
unabhängiger richterlicher Entſcheidung. 


$. 178. 


In früherer Zeit und zwar in Deutjchland bis zur Auflöfung 
der Neichöverfaffung, galt eine andere Abgränzung zwiſchen 
Zuftiz und Verwaltung. Die privatrechtliche Färbung, die jener 
Epoche eigen ift, brachte eine ohne allen Vergleich größere 
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Ausdehnung des Nechtsweges mit fih. Vor Allem ftand damals 
der Landesherr jelbit auch mit feinen Negterungsbefugniffen bis 
zu gewilfem Grade den Unterthanen nur als Partet gegenüber. 
Diefe aus der Entitehung der Landeshoheit hervorgegangene 
Stellung bat, jo lange das Reich dauerte, nie vollitändig” auf: 
gehört. Deßhalb war vor den Neihögerichten der Rechtsweg 
gegeben gegen den Landesherrn wegen jeiner Regierungs— 
handlungen, ja jelbit gegen feine Gejeßgebung, wenn dieſe in 
erworbene Nechte eingriff, und nicht bloß auf Entſchädigung, 
Sondern auf Zurücknahme des Hoheitöaftes. Der Landesherr 
wurde, wie jede andere Partei, vor dem Gericht ald Beklagter 
behandelt, ihm Regierungshandlungen anbefohlen oder unterjagt. 
So wurden Staatöftreitigfeiten zwilchen Fürft und Ständen 
über verfaffungsmäßige Nechte in der Form der Nechtöpflege 
(des Civilproceſſes) entichteden. Ebenſo wurde die Appellation 
an die Neichsgerichte wegen Polizeiverfüigungen gewährt, wenn 
dieſe dabei auch angewielen waren, in ſolchen Fällen auf das 
öffentliche Sutereffe der Obrigkeit Nücficht zu nehmen und nicht 
(eichtlich den Suipenfiveffeft zu geitatten*). Nicht minder aber 
wurden auch im Innern der Lande und unter den Untertanen 
jelbft die Rechtsverhältniſſe, welche wir jet als öffentliche, 
verfaſſungsmäßige oder polizeiliche, betrachten, als Privat- 
berechtigung gefaßt und bei Streit durch vichterliche Entſcheidung 
erledigt. Sp die Berfaffungsftreite zwilchen den verjchiedenen 
Ständen (z.B. Nitterichaft und Städten) über ihre Beitrags- 
pflicht, zwilchen den adligen und bürgerlichen Gutsbefitern über 
Grade der Theilnahme am Landtage. Sp die Streitigkeiten 
unter den Handwerfen über Ausdehnung ihres Gewerbes, 
über die Befugniß Lehrlinge zu halten (wie das die notwendige 
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Folge tft, wenn dad Gewerbweſen ald reine Privatberechtigung 
der Zunft oder des Einzelnen aufgefaht wird)*). Die Gerichts- 
barfeiten des Adels, der Städte, die Ausübung ſonſtiger Ho- 
beitsrechte, die ein Unterthan anſprach, alles das war reine 
Zuftizfache. Der privatrechtliche Geltchtspunft, das Mein und 
Dein, Itellte jich für alle Verhältniſſe als der enticheidende 
dar**). Es beiteht dies zum Theil noch in vielen deutjchen 
Landen, am vollſtändigſten in Mecklenburg. 

Indeſſen troß dieſer privatrechtlichen Färbung fehlte auch 
dort nicht die Unabhängigkeit der Negterung von den Gerichten 
für das öffentliche Gebiet, die unnachläßlih im Weſen des 
Staates liegt. Abgeſehen davon, daß man je mehr und mehr der 
Polizei ein jelbititändiges Bereich einräumte, in welchem das 
Unterthanenrecht nur auf ihrer Konceſſion ruhe und deßhalb feine 
Nechtöverfolgung zulaſſe, zeigt ſich Diefelbe in Folgendem: 

Für's Erſte fonnte der Landesherr wegen Regierungs— 
handlungen nur vor den Neichsgerichten, nicht, wie bet den 
fisfaliichen Sachen, vor jeinen eignen Gerichten belangt werden. 
Damit ift die Koordination, die wir oben zwiſchen Behörden 
und Gerichten deſſelben Staates forderten, die Unmöglichkeit, 
daß ein Gericht die oberfte Behörde als ſolche lade und ver: 
urtheile, vollſtändig anerkannt. 

Für's Zweite unterlag die Gewalt des Neichs, als welches 
damals Doch der eigentliche Staat war, in feiner ihrer Funktionen 


*) Was als Zunftordnung gegeben wurde, ward au jogleich, joweit 
es BVergünftigungen für die Betheiligten enthielt, zur. ihrem. erworbenen 
Rechte, das fie gerichtlich verfolgten. So in dem Neichshofrathlichen 
Beſcheid. 18. Sept. 1744 (Scheidemantel Repert. IV. 173). 

*x) So 3. B. ein Frankfurter Kaufmann klagte gegen einen Mainzer, 
daß er in Frankfurt unter der Firma eines dortigen Haufes Handel treibe 
gegen die ftädtifche Ordnung. Dieß ward in Frankfurt und wird nod) 
jetst nicht polizeilich behandelt, fondern judiciell. 
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der vichterlichen Entjheidung. Gegen Beichlüffe, Vornahmen 
und Geſetze des Neichstages gab es feine Berufung auf er- 
worbenes Necht und feine Klage vor dem Meichögericht, weder 
auf Unterlaffung jolchen Aftes noch auf Entihädigung. Die 
Meichsregierung fonnte nie vor das Neichsgericht geladen, von 
ihm vwerurtheilt werden. Auch was der Kaiſer ohne die Stände 
durch feine Behörden ausführte, ließ regelmäßig nur auf dem 
Verfaſſungswege (d. i. Durch die Neichöverfammlung), nicht auf 
gerichtlichem Wege Abhülfe zu, und jelbit die Rechtsſtreitigkeiten 
unter den Parteien, wenn fie auf kaiſerlichen Adminiftrativaften 
(Gnadenaften) beruhten, konnten meiltens nicht durch das 
N. K. G., ſondern nur durch den Neichshofrath entichieden 
werden, der in vieler Hinficht (befonders durch den weiten 
Umfang der bloßen Gutachten) einen adminiftrativsfontentiöjen 
Charakter hatte. Eigentliche Staatsjachen waren überhaupt, 
manche ausdrücklich (z.B. über Neichsfahnenlehn), den Neichs- 
gerichten entzogen. Endlich), wenn das Reichskammergericht 
eine Streitjadhe annahm, welche der Verwaltung angehörte, 
zeigte der Reichshofrath es dem Kaiſer an, und der Kailer 
rief die Sache ab, entichted alſo über den Kompetenzkonflikt. 
Für's Dritte war auch die Staatöverfaffung der Territorien, 
joweit fie anders ergänzender Beſtandtheil der Neichöverfaffung 
(aljo der eigentlichen Staatöverfalfung) war, der bloßen Zu— 
ſtändigkeit der Neichögerichte entzogen. Dazu diente das Inftitut 
der Berufung an die Neichöverfammlung (recursus ad comitia). 
Es fonnte nämlich der vom Neichögericht verurtheilte Landesherr 
immer an den Meichötag appelliven. Diejes Inſtitut wurde 
von den Publiciften, ſelbſt von angejehenen, meiſt nicht gehörig 
begriffen. Wie kommt der Reichstag, der Geſetzgeber in Deutjch- 
land ift, auch dazu, Nichter zu jeyn? Man wollte e8 als eine 
hiſtoriſche Anomalie, als Ueberreſt oder Erſatz der unterlafjenen 
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Neichsgerichtsvifitationen oder des abgefommenen Füritenvechts, 
erklären. &s iſt aber in der That ein umentbehrliches Glied in 
der deutichen Neichöverfalfung. Wenn auch gegen Negierungs- 
bandlungen der Landesherren die Klage vor den Neichsgerichten 
offen ftand, jo fonnte doch nicht zugegeben werden, dab die 
richterliche Enticheidung den öffentlichen Verfaffungszuftand des 
Reichs berühre und abändere. Es mußte daher, wenn der 
Nichteripruch Nechte abiprach, die integrivender Theil der Reichs— 
verfaſſung waren, z. B. einem Landesherren fein jus reformandi, 
ein Schuß derſelben durch die Macht eintreten, welche eben 
die Neichöverfaflung vertrat, die Neichsverfammlung. Dieb tft 
die Bedeutung des Nefurjes an den Reichtag. Deßhalb 
fonnte derjelbe auch nur von den Neichsftänden ald den ein- 
zigen Trägern der Verfaſſung (und nad einer Ausdehnung 
auch von bloßen Neichsunmittelbaren, die ja thatjächlich auch) 
Landesherren waren), aber nicht ebenio von den Unterthanen 
ergriffen werden. Das Snftitut entbehrte der nothwendigen 
Ausbildung, der nähern Beitimmung über Umfang und Wir: 
fungen, und wurde deßhalb auf das Gröblichite mißbraucht; 
aber jenem Gedanken nach war es richtig, ja unentbehrlich. 

Die jetzt bei Vielen verbreitete Vorftellungsweile, daß ed 
für jedes Unterthanenrecht unbedingt eine vihterliche Hülfe 
geben müſſe, ſey es im der privaten oder in der öffentlichen 
und Berfafjungs-Sphäre, ſey ed gegenüber dem andern Unter: 
than und dem Fisfus oder gegenüber der Stantögewalt als 
tolcher, jey e8 gegen die Regierungs- oder Die geſetzgebende 
Gewalt, findet hiernach in dem Zuftand der deutſchen Reichs— 
verfaffung feinesweges, wie man vorgibt, ihre Beltätigung, 
ſondern vielmehr ihre Widerlegung. 
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$. 178. 

Die Theorie der frühern Zeit wurde natürlich von der 
Anſchauung des damaligen Territorialftantsrechts mit jeinem 
vorherrichenden privatrechtlichen Typus beitimmt. Die „Nechts- 
verletzung“ („verlegte oder ftreitige Rechte“) ſchlechthin galt 
darum als Kritertum des Mechtöweges ohne Erwägung der 
Nechtsiphäre, in die fie jchlägt. So Mevius, Gramer, 
Struben u.f.w. Es fehlte zwar nicht an. der Einficht, daß 
die öffentliche Verwaltung unabhängig von den Gerichten jeyn 
müffe, aberman glaubte, die Schwierigkeit durch die Unterſcheidung 
zu bejeitigen, daß nicht die öffentliche Maaßregel als ſolche, jondern 
nur die Privatberechtigung dabei Gegenitand der richterlichen 
Enticheidung jey*), obne zu bevenfen, daß beides in MWechjel- 
bedingung fteht, und die öffentlihe Maaßregel unausführbar ift, 
wenn das Gericht ein entgegenftehendes Privatrecht anerkennt. 
Seit Auflöfung des Reichs und Umgeltaltung der deutjchen 
Staaten im öffentlichsrechtlichen Typus machte fi) auch in der 
Theorie das Staatliche Princip geltend. Man ſetzte das Kriterium 
nicht mehr in die bloße Berechtigung, fondern in die Nechtsfphäre, 
nur die privatrechtliche, nicht die öffentliche Rechtsſphäre ſey 
‘ den Gerichten untergeben. Sp zuerft Gönner”), dann am 


*) Mevius pars III. dec. 154: Proprie loquevdo causa non est 
politica, sed juridiea, ubi non tam de usibus vpublieis quam de jure 
singulorum quaestio est. (Quodeirea nee obsistit, quod praecipue re- 
prehenditur, magistratus eirca regimen provinciae vel eivitatis ex 
appellationibus impedimenta injiei et publicas curas turbari. Nam 
eatenus ut consulant rei publicae juxta ordinationes politicas 
vel commoda publica, in judieia non vocantur, sed tantum ut in- 
juriam intulisse arguantur. 

**) „Der Begriff von Suftizfachen hat mit dem Umfturze der deutſchen 
Neihsverfaffung wichtige Veränderungen erlitten; für denfelben enticheidet 
Nehtsverlegung nicht mehr allein, fondern die Qualität des Rechts 
nad jeinen Objekte beftimmt jenen Begriff.” Gönner Entw. e. 
Geſetzb. Weiler ftellt den Grundfag auf, daß das Privatrecht (d.i. 
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deutlichiten Weiler, und nad) ihm viele, beſonders Seuffert 
in ſeiner trefflichen Darftellung der Bayr. Beltimmungen. 
Dieß ift die richtige Grundabtheilung. Ausreichend tft fie aber 

nicht. Bleibt man bei ihr allein ftehen, ohne auch im öffent- 
| lihen Gebiete Ausnahmen anzuerfennen, die fich jogar aus 
dem ihr jelbit zu Grunde liegenden Prineip bet richtiger Durch— 
führung ergeben, jo wird der Nechtsweg auf eine unzuläjfige 
Meile verengt. Ja fonjequent fiele dann jogar das Kriminal— 
recht zur Verwaltung, das doch vor allem andern und xar 
&önyrv dad Gebiet der Suftiz ift. Daher find Viele auf dem 
alten Kriterium der Nechtöverleßung beharrt. So Mitter- 
mater*), Schmid, Wächter, Pfeiffer“). Unter diejen 
bat befonders Pfeiffer eine Autorität in der gemeinrechtlichen 


nicht der Inbegriff der Privatrechte, fondern die objektive Sphäre des 
Privatrehtszuftandes) den Gerichten, dagegen das öffentliche Recht der 
Adminiftration zufalle, und in der Hauptſache daffelbe ift die Lehre Pfizers, 
daß die Juſtiz ausgefchloffen ift, wo es fi) um das Subjeftionsverhältniß 
zwifchen Unterthan und Obrigkeit oder um das, was Ausfluß diefes Sub- 
jeftionsverhältnifjes ift, Handelt. In der Durchführung finden fi zwiſchen 
Pfizer und Weiler allerdings Differenzen. Funke „die Verwaltung in 
ihrem Berhältniß zur Suftiz“, deffen Ausführung diefer Lehre mir zu den 
richtigften und gefumdeften zu gehören fcheint, ſtimmt, was die Prineipien 
anlangt, im Wefentlihen mit meiner Auffaffung, ſoweit ich fie in der 
erften Auflage darlegte, itberein, indem er die Idee der Gerechtigkeit als 
Prineip der Rechtspflege und darum auch ihrer Begränzung annimmt, und 
danach die Gebiete abjheidet (j. bei. ©. 42 u. 31). 

*) Mittermater hat aber jpäter mit praftifch fichtendem Blick fi) 
auch vielfach die Reſultate der andern Anficht angeeignet (Archiv Bd. 21 
und 22). 
: **) Pfeiffer praft. Ausführung II. 197 und der dort citirte 
Wächter mit deutlicher Entgegenfegung, daß nit das Privatrecht 
im objeftiven Sinn, jondern die Privatberedhtigung im ſubjek— 
tiven Sinn enticheide. Deßgleichen betätigt Pfeiffer fir das heutige 
Staatsreht, was Gönner für das frühere Neichsftaatsreht ausſpricht: 
„ob itber Berletung des Rechts in einer Diseiplinar-, Staats-, Kameral-, 
Steuer-, Gejeßgebungs- oder Polizeifache geklagt wird, dieß ift ganz 
gleichgültig.“ 

42* 
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Praxis erlangt. Pfeiffer ſucht diejes Kriterium der Altern 
Theorie durch eine Modifikation dem heutigen ftaatsrechtlichen 
Bedürfniß anpaffend zu machen Es joll nämlich für jede 
Privatberechtigung, d. i. für jedes erworbene Necht, dev Rechts— 
weg ftattfinden auch gegen öffentliche Akte der Regierung, 
jedoch nicht, wie in ältrer Zeit, unbedingt gegen den Aft jelbit, 
Sondern in der Negel nur wegen der Entichädigung. Dadurd) 
werde einerjeitS die Negierung an feinerlei Ausführung im 
öffentlichen Sntereffe verhindert, andrerſeits feine Privatberec)- 
tigung ohne vichterlihe Hülfe gelaſſen). Danach geftattet 
Pfeiffer den Nechtöweg theils auf Entichädigung, theils ſogar, 
wo das öffentliche Sntereffe es zuläßt, auf Nücnahme der 
Maaßregel in allen Sphären und gegen alle Funktionen des 
Staates, über Steuerpflicht und über das Maaß derſelben, 
über jede unrichtige Anwendung der Polizeigejeße, wenn fie 
Vermögen entziehen, Eigenthum bejchränfen, jelbit wegen der 
Gejeßgebung, wenn fie Privatrechte verletzt“). Selbſt das 
betrachtet Pfeiffer als ein erworbenes oder Privatrecht, dal 
niemand ein größeres Opfer für das Gemeinwohl zu bringen 
braucht, als die anderen unter feinen Mitbürgern, und läßt 
gegen Geſetze, die Jolcyes enthalten, den Rechtsweg zu‘). 


*) Praft. Ausf. I. 224. 239. 240 und die ganze Abhandlung im 
dritten Bande. 

**) „Segen die Vollziehung eines Geſetzes findet der Schuß der Ge- 
richte niemals ftatt, zur Abwendung oder Aufhebung der durd) die Voll- 
ziehung bewirkten Verlegung individueller Rechte muß ev ftets eintreten.“ 
II. 283, vgl. auh ©. 311. 

**x*) Prakt. Ausführung 1. 242. III. 309. Sn Beziehung anf Gejeß- 
gebung macht nun freilich Pfeiffer eine Ausnahme, die feine ganze 
Regel wieder aufhebt. Nämlich für Rechte, welde die Gefeßgebung re- 
probirt, 3. B. Leibeigenihaft, gutsherrliche Gerichtsbarkeit, ſoll feine Ent- 
IHädigung gefordert werden können. Soll das für alle Abolition von 
Rechten gelten im Gegenſatze der bloßen Enteignung von Rechtsobjekten, 
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Allen diefe Theorie ift ebenſo wenig grundſätzlich richtig als 
praktiſch ausführbar. Sie tft grundfäßlich nicht richtig: denn 
wenn das Gericht über die Entſchädigung erkennt, jo erfennt 
ed damit doch über die Nechtmäßigfeit oder Widervechtlichfeit 
des Negierungsaktes, über das, was in richtiger Anwendung 
der Adminiftrativgefeße von der adminiftrativen Gewalt oder 
in richtiger Anwendung der oberſten Grundſätze von der geſetz— 
gebenden Gewalt hätte geichehen jollen, wird alfo zur über: 
geordneten Gewalt, zum unausgeſetzten Hofmeifter der Admi— 
niftration und des Geſetzgebers jelbit, und die öffentliche Au= 
torität wird bloße Partei gegenüber dem Unterthanen. Sie ift 

praktiſch unausführbar: Wenn die Adminiſtration felbftftändige 
freie Bewegung bedarf, jo darf fie jo wenig durch die Vor— 
ausficht der nachfolgenden Regreßklagen gehemmt jeyn, als durch 
das Erfordernii vorgängiger Ausflagung des Unterthanen. 
Dat eine Finanzverwaltung, die jede Steuer, jede indirekte 
Abgabe, jede Konftskation erft einflagen müßte, nicht möglich 
ift, gibt Pfeiffer zu. Aber eine Finanzverwaltung, die tiber 
jede erhobene Steuer oder indirekte Abgabe, über jede verfügte 
Konfisfation fih ausklagen laſſen muß *), it ebenjo wenig 


fo bliebe in der That fein Kal der Entfhädigung mehr übrig, denn die 
Geſetzgebung entzieht nie Gegenftände, fondern fie hebt Rechte auf. Soll 
es nur für beftimmte gehäſſige Nechte gelten, fo ift nicht zu erfennen, 
welche als folche zu betrachten find. Auf allen Fall aber ift die Ausnahme 
aus Pfeiffer’s Prineip nicht zu rechtfertigen; demm die Gejeßgebung mag 
für die Zukunft jolde Rechte, wie gutsherrlihe Gerichtsbarkeit u. dgl., 
veprobiren, für die Vergangenheit aber, als die Zeit, in der fie jelbft die- 
felben fanftionirte, kann fie diefelben nicht veprobiren, fohin bleibt die 
Berfagung der Entihädigung immer eine Verlegung des Privatrechts, und 
wenn diefe als ſolche unbedingt gerichtlichen Schutz fordert, fo muß er 
auch hier gewährt werden. 

*) Ein deutliches Beispiel ift der von Pfeiffer (prakt. Ausf. ILL 
575) angeführte Fall: In dem Tarif find gefalzene Seefiſche ſehr gering, 
friſche ſehr hoch angefest. Ein Kaufmann empfängt mehrere Tommen 
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möglich. Daffelbe gilt für Handhabung der Feuers, der Baus, 
der Gefundheitöpolizet u. |. w. — Damit bin ich weit entfernt, 
das DVerdienft Pfeiffers um dieſe Lehre ſchmälern zu wollen. 
Die entichtedene Durchführung jeiner Begriffe, und noch mehr 
die Vollſtändigkeit, mit der er die mannigfachen hier fich erge— 
benden Verwicelungen darlegt, find ſchon ein ſolches, ein nicht 
geringered aber liegt darin, daß er für den Nechtsihuß (wenn 
auch nad) unſerer Darlegung nicht in der rechten Weiſe) das 
MWort ergreift, da in der entgegengeſetzten Lehre allerdings eine 
Gefahr Liegt, diefen über Gebühr einzufchränfen. 

Unterjucht man, wie die politiichen Parteien zu dieler Frage 
ftehen, fo tft der entichiedene franzöſiſche Liberalismus für Die 
Adminiftration — die Einschränkung der Juſtiz 1790 ging ja 
grade aus der revolutionären Bewegung hervor —, der deutſche 
Liberalismus dagegen für den Nechtsweg. Das tit ſehr erklärlich. 
Der franzöfische Liberalismus ruht auf der Volksſouveränetäts— 
lehre Rouſſeau), auf dem ausichließlichen Necht der Maſſe, 
des Gejammtwillens, unter dem der Einzelne ohne Vorbehalt 


Seefiihe, und will fie nur als gefalzene verftenern, indem er die zur 
Berjendung übliche Zubereitung für Einſalzung ausgibt. Die Behörde 
hält ihm die Fiſche zurück, bis er die Steuer fir frifche entrichten 
wirde, und da der Kaufınann das nicht thut, jo gehen bei der warmen 
Witterung die Fiiche darüber zu Grunde. Daritber nimmt das D. A. ©. 
zu Kaſſel eine Entfhädigungsflage an, und noch dazu legt es der 
Behörde den Beweis auf, daß die File nicht gejalzen, jondern friſch 
gewefen. Gegen diefe Sentenz habe ich bedeutende Bedenken. Sie beruht 
nicht bloß auf einem Prineip, deffen Unhaltbarfeit ich gezeigt zu haben 
glaube, jondern felbft, wenn man dafjelbe zugeben wollte, enthielte fie doch 
eine unrichtige Anwendung defjelben. Denn wenigftens die vorläufige 
Ausführung der Zollgefege wird man dod der Zollbehörde zugeftehen. 
Deßhalb mußte der Kaufmann gehorfamen und dann auf Erjat Elagen, 
und wenn er das nicht thut und die Behörde ihm fo Yange die Heraus— 
gabe der Waare weigert, begeht fie feine culpa, feine mora, feine Beſchä— 
digung, fondern hat fid) der Kaufmann nur felbft die Folgen zuzufchreiben. 
Sie hat ihm feine Fische nicht vorenthalten. 
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aufgehen joll, ihm iſt deßhalb der Despotismus, den die Nation 
oder der Staat gegen das Individuum übt für das öffentliche 
Beſte, nichts Berlekendes. Der deutiche Liberalismus dagegen 
ruht auf der naturrechtlichen Gejellichaftstheorie (Kant), dem 
Rechte des Einzelnen, dem der Staat jelbjt nur dient. Nach 
dieſer Theorie ift der ganze Staat nichts Anderes als Zuftizanftalt, 
jo daß auch Pfeiffer jehr charakteriitiih die Suftiz als „Suftiz 
im engen Sinn“ bezeichnet, weil eigentlich Alles im Staate 
Juſtiz jey, und kann deßhalb der Nechtsweg nicht weit genug 
ausgedehnt werden. Merkfwürdigerweile begegnet fich hierin 
der deutiche Liberalismus mit dem Halleriantsmus, dev nad 
jeiner privatrechtlichen Auffaſſung der öffentlichen Verhältniſſe 
und dem Vorbild Altern deutichen Territorialitantsrechts gleich- 
fall8 überall für den Nechtöweg tft, und ihn nur in noch grö— 
ßerer Ausdehnung aud für die eigentlichiten Verfaffungsitret- 
tigfeiten unter den öffentlichen Mechtsjubjeften fordert. So 
läuft in Deutichland die Theorie von verichiedenen Ausgangs— 
punkten dennoch in demjelben Nejultate, der Vorliebe für die 
Zuftiz zufammen, und die Selbititändigfeit der Verwaltung 
mühte aufhören, wenn nicht die Nothwendigfeit der Dinge der 
Theorie wideritände. . In Folge deſſen beiteht aber unläugbar 
bei uns ein Wideripruch zwilchen Theorie und Praris in den 
meisten Staaten. Cine Auffafjung des Staates als eines fitt- 
lichen Neiche, dem der Einzelne als Glied angehört, nicht gegen— 
überftebt, in welchem er aber eine weite Sphäre jelbititändiger 
Berechtigung bat, kann weder das eine noch das andere zum 
Lojungsworte maden, Jondern muß organiich in dem Ganzen 
des Stantes jedem Gebiet die ihm entiprechende Behandlung 
zutheilen. Sie fann weder die bloße Berechtigung noch die 
Rechtsſphäre für fich allein als Kritertum gelten laſſen, jondern 
muß die verſchiedenen Nüdfichten, die Nechtsiphäre (ob die 
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öffentliche oder private), die Berechtigung (ob ein eremtes 
Necht) und die Staatsfunftion (ob Adminijtratton, Verfafjungs- 
bandhabung, Gejebgebung) in gleicher Weiſe jede an ihrem 
Drte aufnehmen. 


$. 179, 


Bon der Auffaffung der Gränze zwiichen Iuftiz und Ver— 
waltung, wie fie hier dargelegt ift, fann ich auch jet (in der 
II. Aufl.) nicht abgehen. Im den ganzen Bau.unjres Nechts- 
zuftandes paßt feine andre‘). Damit wird denn auch eben 
deßhalb der weientlich abweichenden Einrichtung nicht entgegen= 
getreten, wie fie im Altern germaniſchen Nechtszuftande und 
noch jeßt in voller Ausbildung in dem Englands fich findet. 
Denn dieje ruhen eben auf einer ganz andern Grundlage. 

Unire jegige Scheidung von Juſtiz und Verwaltung tft 
zwar nicht eine Theilung der Gewalten, was ihr nur aus 
Unflarheit untergelegt werden kann, wohl aber eine jcharfe 
Scheidung der Gebiete, die unjern ganzen öffentlichen Zuftand 
auch in anderen Beziehungen charakterifirt, und die, wenn 
gleich wohlbegründet, doch nicht als allgemein nothwendig er 
achtet werden darf. So ſcheiden wir für das Bereich ftändt- 
her Mitwirkung die inneren und äußeren Angelegenheiten, 
für die ältere Landſchaft war nur entjcheidend, ob „des Landes 
Gedeih und Verderb“ in Frage fam. Wir fcheiden ſcharf 
Verwaltung und Vertretung; aber die ältere Landſchaft und 
das engliſche Parlament ſind nicht bloß Vertretung, ſondern 
haben Funktionen der Verwaltung. Wir faſſen unter Rechts— 
pflege Civil und Kriminal zuſammen, und ſondern ſie ſcharf 


*) Eine neue Beweisführung für dieſelbe enthält meine Rede vom 
8. Februar 1854. 
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von der Polizei; der ältere Beyriff der Jurisdiktion dagegen 
umfaßte auch die ganze Sicherheitspolizet, und in England ift 
bei allen Einrichtungen die Kriminaljuftiz mit der Sicherheits— 
polizet verbunden und der bürgerlichen Juſtiz gegemübergeftellt. 
Beſteht num diefe Scheidung der Gebiete, fo fann die richter- 
(the Kompetenz grundfäßlic nur für die privatrechtlichen Ver: 
hältniſſe beſtehen. Aber in England befteht eben dieſe ganze 
Art der Scheidung nicht. 

In England ift das Bereich des Nichters nicht bloß die 
Nechtöpflege, die Handhabung Der Gerechtigkeit, fon: 
dern zugleich die Handhabung des Friedens des Königs, 
d. 1. die Erhaltung einer öffentlichen, vom König ſanktio— 
nirten Ordnung. Sm diefer Eigenichaft beftellt und überwacht 
der oberite Gerichtshof den Sheriff, der nicht Beamter für die 
Rechtspflege, ſondern Exekutions- oder Polizeibeamter iſt. In 
dieſer Eigenſchaft erläßt er in vielen Fällen an Beamte der 
Krone Anweiſung zu Erfüllung ihrer geſetzlichen Pflichten. 
Nach dieſer Eigenſchaft hat es nichts Unnatürliches, wenn der 
Richter über ſtreitiges (zweifelhaftes) Wahlrecht die Entſchei— 
dung gibt u. dgl. Mit dieſem Allen iſt alſo in England nicht 
im entfernteſten dem Princip gehuldigt, daß, wo erworbene 
Rechte, perſönliche Berechtigungen des Unterthanen in Frage 
kommen, der Rechtsweg gelte, es iſt nicht der Geſichtspunkt, 
dab perſönliche Berechtigung (Recht im ſubjektiven Sinne) 
den Nechtsweg beiiche, ſondern der Gefichtöpunft, dab die öf— 
fentlihe Ordnung (Recht im objeftiven Sinne) in dem 
ftrengen Gange von Gejeß und Necht gehandhabt werde. Es 
ift dehalb auch ein größerer Umfang vielmehr des Nichter- 
amtes, als des Rechtsweges. So findet ja z. B. für 
Feſtſetzung des Wahlrechts durch den Nichter fein proceſſuali— 
iches Verfahren ftatt, was zu unjerm Begriff von Suftiz und 
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Rechtsweg gehört, ſondern der Richter trifft hier Eutſchei— 
dung, wie bei und ein Adminiſtrativbeamter. Eben darum 
ift e8 auch fein Eingriff in die königliche Souveränetät, wenn 
der Nichter alfo in den öffentlichen Verhältniffen verfügt oder 
über Verfügungen der Kronbeamten erfennt. Denn er erfennt 
damit nicht über des Königs Beamte, jondern als des Königs 
Beamter, nicht ald Organ einer Nechtöpflege, die mit den 
Rückſichten des öffentlichen Zuftandes (3. B. öffentliche Sicher: 
beit, Gejeßlichfeit der Parlamentswahlen) gar nichts gemein 
hat, und bloß auf das Recht eines Verklagten oder eines 
fein Necht Berfolgenden zu jehen hat, jondern jelbit als das 
Organ des öffentlichen Wohljtandes, des königlichen Nechts, 
der Sicherheit ded Gemeinweſens und der Landesverfallung, 
als welcher er danach für das Alles, jedoch nur nach der ftrengen 
Anweiſung der Gelee, zu ſorgen hat*). In ähnlicher Weile 
ift auch das Haus der Lords, welches oberſter Rath des Kö— 
nigs und ein Faktor der Gejetgebung ift, zugleich oberiter 
Gerichtshof. Auch hier iſt alfo nicht die Scharfe Scheidung 
zwifchen geſetzgebender und richterlicher Gewalt, und find Die- 
jenigen, die da ald Gerichtshof Necht Iprechen, zugleich erfüllt 
von der Nücficht des öffentlichen Wohlbeftandes, den fie aufer- 
dem als politiiche Verfammlung zu ihrer Aufgabe haben. Da— 


*) Defhalb urtheilt auch in England der Gerichtshof in der That 
nicht itber die Organe der Berwaltung als eines andern Gebietes. Wo er 
über die Funktionen der Erefutivbeamten vichtet, z. B. Sheriff, da geichieht 
es nicht als über ein andres Nefjort, jondern als die Spitze eben dieſes 
Nefforts jelbft, und daher nicht bloß, wenn fie Unterthanenvechte verlegen, 
jondern auch, wenn fie ihre Schuldigfeit, des Königs Frieden zu handhaben, 
verjäumen. Und wo wirklich verichiedene Nefforts mit füniglicher Autorität 
beffeidet nebeneinanderftehen, da find die Gerichte nicht übergeordnet, ſon— 
dern was fich die Gerichte gegen das andere erlauben, das erlaubt ſich 
auc diejes wieder gegen fie, wie das z. B. der Fall mit Hanfard zeigt, 
wo die Königsbanf den Druder des Parlaments, das Parlament dagegen 
die Schübßlinge des Gerichts verhaftete. 
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gegen, wenn man die Kompetenzausdehnung der engliihen Nichter 
und des Dberhaufes auf unſere Nichter überträgt, welche in 
feiner Weile die politiichen und admintitrativen Intereffen in 
fich tragen, welche nirgend aus eignem Antrieb von Amtswegen 
für die Erhaltung des öffentlichen Wohlbeftandes zu forgen ha— 
ben, ſondern bloß, wenn ein Verletzter (Privatmann) fie gegen 
die Verwaltung anruft, in dem DBerwaltungsgebiet erkennen 
jollen, und wenn man fie grade aus dem Grunde auf fie 
überträgt, nicht damit Die öffentliche gejeßliche Drdnung auch) 
ftreng nach Geſetz und Recht gehandhabt werde, ſondern damit 
das perfönliche Mecht des Unterthanen, als welches feine obrig- 
feitlihe Gewalt über ſich zulaffe, überall der DObrigfeit als 
Partei gegen Partei gegenüberitehe und eine dritte neben und 
über der Obrigkeit ftehende Macht der Entjcheidung an ihnen 
erhalte; dann gibt man den öffentlichen Wohlbeftand in feinem 
Totalzufammenhang den vereinzelten Nechten und Nechtöftreiten 
der Untertanen preis, und macht man die Nichter aus Orga— 
nen des Souveräns zu Herren der Verwaltung, zu Herren 
des Souveräns. 

Die Anficht unferer liberalen Schriftiteller, welche die 
Richter ſtrenge auf das Gebiet der Nechtöpflege beichränfen, 
ihrer Enticheidung aber doc alle Streitigkeiten unterwerfen 
will, bei weldhen auch im Gebiete der Verwaltung ein Unter: 
than ſich auf ein beitimmtes echt beruft, findet alſo in den 
Einrichtungen Englands nicht Die geringite Beſtätigung. Aber 
auch unſere Konjervativen, die aus Vorliebe für die altgermas 
niihen Einrichtungen und aus Abneigung gegen die neuere 
„Theilung“ oder richtiger Entfaltung der Gewalten einen ganz 
andern Umfang der Kompetenz für die Gerichte erjtreben, find 
im Unklaren, wenn fie nicht zugleich eine ganz andere Stellung 
und Bedeutung derjelben fordern. ES ilt nicht die perjönliche 
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Beichaffenheit der jeßigen Nichter (etwa daß fie aus den 
Eraminirten, ftatt aus den Beligenden und Vornehmen ge- 
nommen werden), was dieſer Erweiterung entgegenfteht, ſon— 
dern ihre inftitutionelle Stellung, daß fie das Organ der 
Nechtöpflege find, nicht dad Organ des füniglichen Friedens. 
Fragt man num, welches an ſich der höhere Zuftand fen, 
der englifche oder der unſrige, jo möchte ed dafür feine Nang- 
ordnung geben. Da die Gebiete wirklich nur unterſchieden und 
entfaltbar find, aber im Leben ſich doch lebendig durchdringen, 
jo fann die Entfaltung, nach welcher die Funktionen gejchteden 
und verbunden werden, von mannigfacher Art jeyn, und ift 
jedes in jeiner Weile vecht und heilſam, wenn nur die Grund» 
wahrheiten behalten find, was da und dort möglid) ift. Sicher 
aber iſt ed, daß die engliiche Weiſe auf uns nicht übertragbar 
ift, da fie ein durch und durch imeinandergreifendes Syſtem it, 
von dem fich nicht einzelne Stüde herausnehmen lafjen, und 
da fie auf altgermanischen Begriffen ruht, die unſerm Be— 
wußtſeyn entſchwunden find. Es iſt nicht möglich, die Funf- 
tionen, die der engliihe MNichter ald Drgan des Föniglichen 
Friedens übt, auf unfre bloße Juſtiz zu übertragen, nicht 
möglich, unjere Nichter im engliichen Sinne zu Drganen des 
föniglichen Friedens zu machen, nicht möglich, unſre erxite 
Kammer zugleich als oberiten Gerichtshof zu Fonitituiren. 
Ueberdieß tft joldhe Stellung des Nichteramts auch faum ver: 
träglich mit dem ſtarken Königthum, deſſen wir bedürfen, ſie 
gehört dem Zuftande an, daß das Staatswejen jeinen Schwer- 
punkt mehr im genofjenichaftlichen Zuſammenhange der Nation, 
als in der Autorität über ihr hat. — Was bei uns gejchehen 
fann, um das Heilſame der englischen Einrichtung, die Sicher: 
heit gegen Verwaltungswillkühr, ung nah unfrer Weile an- 
zueignen, iſt Folgendes: Die Ausdehnung des Nechtsweges 
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über das allgemeine Princip, alſo auch auf öffentliche Gebiete, 
wo ſolches dem Erfolge nach in den beftimmten VBerhältniffen 
ohne Gefahr ift (S. 617) — die Erhaltung bez. die Wieder: 
herftellung der Attributionen, welche die Gerichte vor der aller- 
neueſten, Frankreich nachgebildeten Umwandlung nod) hatten — 
bauptjächlich über die Durchdringung der Verwaltung felbit 
mit dem Charakter von Gefeß und Nedt. Statt daß in Eng- 
land der Nichter die Wahlrechte feitftellt, über Mißbrauch in 
Ausübung der Amtögewalt erkennt, möge Das bei uns die 
Berwaltungsftelle thun, aber angewiejen, auch nur nad) Geſetz 
und Recht und je nach den Umſtänden in einem gejeglic vor- 
gezeichneten Verfahren zu enticheiden. Wir fönnen nicht mehr 
das Nichteramt zum Organ der Fürforge für die öffentliche 
Drdnung machen, aber wir fönnen und jollen die Verwaltung 
jelbit zum Organ nicht bloß für. das öffentliche Intereffe, 
ſondern zugleich für die ftrenge Gejeblichfeit und rechtliche 
Drdnung machen. Dad Biel wird auf diefem Wege fo qut 
als auf jenem erreicht. Die Handhabung der üffentlichen 
Drdnung, joweit fie auf Gejeß und Necht und nicht auf bloß 
gouvernementaler Zweckmäßigkeit beruht, ift ein Gebiet, das 
jo wenig der Nechtöpflege als der reinen Verwaltung ange— 
hört. Denn die Nechtöpflege hat es überall nur mit Schuld 
oder Unschuld, Verbindlichkeit oder Nichtverbindlichfeit eines 
Derklagten zu thun, und die reine Verwaltung beruht auf 
gouvernementalen Zweden. Die Funktionen dieſes Gebietes 
fünnen daher entweder, wie das in England, und auch da nur 
theilwetje der Fall ift, dem Organ der Nechtöpflege (den Nich- 
tern) oder, wie bei uns, dem Drgan der reinen Berwaltung 
(den Behörden) zugetheilt jeyn, feinem find fie völlig gleich- 
artig, und ift deßhalb feine unbedingte Nothwendigfeit, fie dem 
einen oder dem andern zuzutheilen; wenn fie nur in der vechten 
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Weiſe nach ihrer befondern Natur, unterfchteden von den da— 
mit verbundenen, behandelt werden, aljo in England nicht ihr 
öffentlicher Charakter dem bloßen perjönlichen Necht der Be— 
theiligten, bei und ihr gejeglich rechtlicher Charakter nicht der 
gouvernementalen Zweckmäßigkeit geopfert wird, jo iſt der heil- 
ame Erfolg erreiht*). 


Sechstes Rapitel. 
Die Stellung des Nihters zum Sonverän und zu den 
Behörden. 


$. 180. 


Der Nichter Iteht unter der anordnenden Gewalt des 
Souveräns, feiner gejeßgebenden Gewalt im weiteften (for- 
malen) Sinne, d. 1. welche die allgemeinen Regeln gibt, ſowohl 
die Gejege im engern und eigentlichen Sinn als die Verord- 
nungen. Beides iſt Norm der vichterlichen Anwendung. Er 
ſteht dagegen nicht unter den ſpeciellen Verfügungen des Sou— 
veränd, bie in irgend einen fonfreten einzelnen Fall eingreifen. 
Anordnungen der eriten Art muß er gehorchen, Verfügungen 
der letztern Art ift er von Amtöwegen befugt und verpflichtet, 
nicht zu befolgen, und den Gang feines Amtes durch fie. nicht 
hemmen zu lafjen. 

Nücfichtlich allgemeiner Anordnungen (Geſetze) bat der 
Nichter nach der richtigen Anficht nur über die Eriftenz derjelben 





*) Es ift hier eine Stufenfolge: Die franzöfifhen Gerichte haben 
bloß Urtheilsfindung, die deutfchen Gerichte haben noch dazu den obrig- 
feitlihen Charakter und die obrigfeitliche Fürforge für Handhabung der 
Gerechtigkeit, die englifhen Gerichte außerdem auch noch die Fürforge für 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, aber doch nur foweit als fie ftreng 
auf gejegliher Vorſchrift (nicht auf bloßer Zwedmäßigfeit) beruht. 
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zu urtheilen, nicht aber über ihre Gültigfert*), daher nur 
über die äußeren Merkmale, die richtige Form der Erlaſſung, 
aber nicht über die Befugniß des Souveräns, fie zu exlaffen. 
Demnad) hat der Nichter zu unterjuchen, ob ſolche Anordnung 
wirklich vom Souverän ausging, ob fie gehörig publierrt ift, 
ob fie bez. die Kontrafignatur des Minifters hat. Dagegen 
bat der Nichter nicht zu unterjuchen, ob fie gegen wohlerwor- 
bene Rechte ift, ob fie verfaſſungsmäßig nur als Gejeß, alſo 
mit ftändiicher Zuftimmung hätte erlaſſen werden dürfen, wäh- 
vend fie als Verordnung erlaffen tft. 

Die Behauptung, daß die Gerichte über die verfafjungs- 
mäßige Statthaftigfeit einer Verordnung zu urtheilen haben, 
zwar nicht um fie allgemein außer Kraft zu erklären, wohl 
aber um fie in dem betreffenden Fall unberückſichtigt zu lafjen, 
geht aus einem ehrenhaften Sinne für Umabhängigfeit der 
Rechtsflege und Feitigleit der Verfaffung hervor, jo daß man 
fie nur ungern beftreitet. Doch jehe ich nicht ein, wie fie fich 
halten läßt. Die fehlende ſtändiſche Zuftimmung kann nämlich 
als ein Mangel in der Form, alſo als Zeichen der Nichteriltenz 
einer bindenden Norm aus dem Grunde nicht betrachtet werden, 
weil die den Michter bindenden Normen nicht überhaupt und 
ſämmtlich dieſer Form bedürfen, Jondern nur je nad) Dem Ge: 
genftande. Hätte der Nichter überhaupt nur Gejeße und nicht 
Verordnungen anzuwenden, dann wäre die Sache außer Zweifel; 
was nicht mit dem Zujaße „unter Zuftimmung der Stände" 
erlaffen ift, das wäre für ihn gar nicht vorhanden; und die 
unbewußte VBorausjegung, daß der Richter bloß unter den Ge- 
jeßen im engern Sinne ftehe, iſt e8 vorzugsweiſe, weldhe an= 
gejehene Nechtölehrer dazu beitimmte, dem Richter die Prüfung 


*) Zöpfl, Staatsr. ©. 230. Zahar. Staatsr. 8. 153. ©. 225. 
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über das Erforderniß ſtändiſcher Zuftimmung zuzuschreiben. 
Aber dem ift nicht fo. Sondern die richterliche Thätigfeit, das 
Nechtiprehen ruht ebenjo jehr auf Verordnungen als auf Ge- 
jeßen, zum Theil ſchon nach franzöfiichem Staatsreht und noch 
bei weitem mehr nad) dem unfrigen, indem ſowohl die Snitruf- 
tionen zu den Gejeßen, die doch immer ſelbſtſtändige Beſtim— 
mungen enthalten, als die Verwaltungsnormen (z.B. Statuten 
für Eiſenbahn-, für Lebensverficherungsgeiellichaften, Anord— 
nungen ber die Führung der Rechnungen bei der Kommunal- 
verwaltung, über das Verfahren bei Berfteigerung öffentlicher 
Arbeiten oder Lieferungen) direkt oder indireft auch Normen 
zu Entſcheidung von Nechteitreiten werden, und jelbit Anord— 
nungen über das Gerichtsweien in Deutichland je nach der 
Zandeöverfaffung in das Gebiet der Verordnungen gehören 
fünnen. Der Nichter hat alle, befonders in Deutichland, nicht 
bloß die Gejete, ſondern auch die (Regeln enthaltenden) Anord- 
nungen der Neyierungsgewalt, joweit fie in Rechtsverhältniſſe 
einschlagen, anzuwenden. Deßhalb wenn er urtheilen darf, 
ob eine Verordnung nicht hätte als Gejeß erlaffen werden 
müſſen, jo urtheilt ev damit nicht über die Form und daher 
die Eriftenz einer ihn bindenden Anordnung überhaupt, jondern 
er urtheilt, ob die Form, d. i. der Weg, die Norm zu exlaffen, 
gebraucht jey, Die dieſem In halt entſpricht, die für eine 
Anordnung diejes Inhalts erforderlich gewejen wäre, das 
aber ift ein materielles Urtheil. Es ift ein Uxtheil über 
die rechtliche Befugniß des Souveräns fir den fraglichen 
Gegenftand. Man fünnte zwar einwenden, der Richter urtheile 
damit nicht über die bindende Kraft der Verordnung an fich, 
ſondern nur, ob das bisherige Gejeß aufgehoben ſey, dieſes 
aber fünne nur in der Form „mit Zuftimmung der Stände“ 
aufgehoben werben. Allein in der That bewegt ſich das Ur: 
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theil nicht darum, ob die Form zur Aufhebung eines in diefer 
Eigenſchaft zweifelhaften Geſetzes vorhanden, fondern vielmehr, 
ob der Inhalt der Verordnung eine Aufhebung oder aber nur 
eine Ergänzung, Näherbeftimmung des Inhalts des Geſetzes 
ft, und fußt deßhalb auch ſolches Urtheil überall auf materiellen, 
nicht auf formellen Beitimmungsgründen. Daß die ein ma- 
terielles Urtheil über die Rechtmäßigkeit des Geſetzes, und 
nicht ein formelles über die Eriftenz deffelben ift, beftätigt fich 
auch noch dadurch: alle formelle Prüfung ift einfach und ficher, 
fo 3. B. über die Kontraſignatur; und wo die Prüfung verwickelt, 
Ihwierig, zweifelhaft ift, da liegt ein materielles Urtheil vor; 
dab dieß aber hier der Fall, unterliegt gewiß feiner Frage. 
Ein materielles Urtheil aber über die Rechtmäßigkeit einer 
vom Souverän exrlaffenen Norm kann der Nichter nicht haben. 
In dem einzelnen Nechtöfall darf der Souverän ſich gar nicht 
und unter feiner Vorausſetzung einmiſchen, hierin iſt der Nichter 
ihm gar nicht untergeben, darüber hat er deßhalb zu urtheilen; 
aber allgemeine Anordnungen, auch Verordnungen, Die Normen 
für Ntechtsitreite werden, hat der Souverän in der beitimmten 
Gränze zu geben, und deßhalb kann denn auch der Nichter 
nicht das höhere Urtheil über diefe Gränze haben. 

Der Erfolg, wenn der Nichter zu entjcheiden hat, ob er eine 
Verordnung anwenden oder als ungültig nicht berückſichtigen 
wolle, it denn auch eine gränzenloſe Verwirrung, da hier die 
Gränze jo zweifelhaft ift, und ein beträchtlicher Theil der in 
die Nechtöpflege einichlägigen Verordnungen an diejer Gränze 
ftegt, um jo mehr als der Nichter, wie von Allen zugegeben 
wird, nur für den konkreten Fall die Verordnung nicht anwendet, 
ohne fie überhaupt außer Kraft zu jeßen. Es gäbe z.B. der 
Fürft eine Verordnung, welche für Eheproceſſe die bisherige 
Kompetenz der Untergerichte aufbebt, und fie an die Obergerichte 
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überträgt, was nach deutſchen Berfafiungen häufig zweifelhaft 
feyn wird, ob es ſtändiſcher Zuftimmung bedurft habe oder 
nicht. Darf der Nichter nad jeinem Ermeſſen derjelben die 
Anerkennung verjagen, jo kann die Folge leicht die ſeyn, daß 
die Klage nicht vom Untergeriht angenommen wird, weil es 
die Nerordnung für verfaſſungsmäßig, und nicht vom Dber- 
gericht, weil ed fie für verfafjungswidrig hält. Oder eine 
Berordnung reducirte das bisherige Erforderniß von fünf 
Mitgliedern in einem Senate auf drei, oder jchaffte die bis- 
herige jchwerfällige Art der Nelattonen ab, da könnten ich 
Nichtigkeitsprocelfe erheben, deren Ausgang feine Partei vor— 
ausjehen würde. 

Die Hülfe gegen Jolche Verwirrung wäre feine andere, als 
jedesmal, wenn von Nichtern Anitand genommen wird, die 
Stände anzugehen, nicht zwar nothwendig um die Verordnung 
nunmehr zum Gejeß zu erheben, aber doc) um von den Ständen 
die Erklärung zu erhalten, daß fie zu Mecht beitehe. Denn 
jolhe Erklärung wäre eben eine authentiiche Interpretation, 
daß der Inhalt der beitehenden Geſetze nicht dahin gebe, um 
von diejer Verordnung berührt zu werden, und einer jolchen 
iſt befanntlich dev Richter unbedingt unterworfen *), deßwegen 
bin ich auch weit entfernt, gegen die von mir beftrittene Anficht 
den Einwand zu erheben, daß der Nichter dann gegen Fürft 
und Stände zuſammen eine Verordnung verwerfen und ihr 
verfaſſungsmäßiges Verhältnis gegen beider Willen beſtimmen 
fünne. Allein die Stände werden eime ſolche Erklärung nicht 
leicht geben. Der Erfolg ift daher nothwendig, daß entweder 


*) Wo die Stände auf bloßen Beirath beſchränkt find, füllt deßhalb 
die ganze Frage weg; denn hier trägt jede fünigliche Verordnung, die ohne 
Beirath erlaſſen wird, von felbft die authentifche Interpretation in fich, 
daß der Umfang des Beiraths fich nicht jo weit erſtreckt. 
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der Fürst, der den Ständen gegenüber fich nichts vergeben will, 
der Sache ihren Yauf läßt, und die Nichteriprüche fortwährend 
in royaliſtiſche und ſtändiſch gefinnte ſich theilen, oder aber der 
Fürst die Verordnung an die Stände bringt, und nad) deren 
Willen fie als Geſetz erläßt, wodurd denn das ganze Bereich 
der irgend beitreitbaren Verordnungen unter das Zuftimmungs- 
recht der Stände geräth. Dieſer letzte Erfolg, der überall der 
wahricheinlichite tt, veritößt aber offenbar gegen das monar— 
chiiche Princip. Das Bereich freier Negierungsthätigfeit, das 
eine auf dieſes Princip gebaute Berfalfung dem Fürften vor— 
behält, wiirde ihm jo mittelbar durch die Emancipation der 
Gerichte wieder entzogen. 

Gegen unjere Behauptung, da der Nichter die verfaffungs- 
mäßige Statthaftigfeit der Verordnungen nicht zu unterfuchen 
babe, erhebt ſich nun aber notwendig das Bedenken, dab dann 
umgefehrt der Souverän alles in die Sphäre der Verordnungen 
ziehen könne, und der Michter zum Werkzeug des Deipotismus 
würde. Gr fünnte Verordnungen geben, daß wer tadelnde 
Artikel gegen die Regierung jchreibt, des Hochverraths ſchuldig, 
daß der katholiſche Priefter, ver Meſſe lefe, oder der Proteitant, 
der nicht die Hoftie anbete, Freiheitöftrafe leide, dak Ein Zeuge 
in Civil- oder Kriminalfachen vollen Beweis mache. Allerdings 
fann er das; aber ex kann ebenſo gut feinen fiskaliſchen Beamten 
wirkſam befehlen, trotz vichterlicher Berurtheilung feine Zahlung 
zu leijten, oder jenem Militär, eine ruhige Stadt belagert zu 
halten und von ihrem Verfehr abzujchneiden u. dgl. Ja er 
kann ſogar alle jene Verordnungen in der Form, „mit Zuſtim— 
mung der Stände” exlaffen, wenn dieſe auch nicht befragt wurden, 
oder durch Verdrehung des ftändiichen Votums, und dann muß, 
was auch die Vertheidiger der entgegengefettten Anficht zugeben, 
der Nichter fie unbedingt anwenden. Es tt eben da und dort 
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das äußerſte rechtliche Mittel Fein anderes, als die ſtändiſche 
Anklage gegen den Fontrafignivenden Miniſter, und wenn dieje 
in Deutichland nicht beſteht oder nicht die Stärfe hat, wie etwa in 
England, jo ift eben damit die Verfaffung mehr auf das Vertrauen 
in die Loyalität des Fürſten, wie dort mehr auf das Vertrauen in 
die Loyalität des Parlaments gebaut. Es fommt aber nod) ein 
anderes hinzu. Wenn der Hichter auch nicht von Amtöwegen 
über eine fürftliche Verordnung urtbeilen darf, um ihr die An— 
wendung zu verjagen, jo ilt er doc) feinesweges perjönlich zum 
unbedingten Gehorſam verpflichtet. Wie aller Gehorfam gegen 
den Souverän eine Gränze bat, wo die Verweigerung veijelben 
(yalliver Widerſtand) eintritt ($. 75 u. 151. 11. 8.31), jo auch 
der des Richters. Bei erorbitanten Fällen, bei Verordnungen, die 
auc gar feinen verfaffungsmäßigen Anhaltspunkt mehr haben 
und die Verfaſſung oder die Rechte der Untertyanen bedrohen, iſt 
der Nichter durch jeinen Eid auf die Berfalfung verbunden, ſich 
nicht als Bollitreder gebrauchen zu laſſen“). Das ijt aber 
etwas ganz Anderes als ein amtliches Urtheil über die Statt- 
haftigfeit der Verordnung. Nicht das Gericht kann ſolche Ver: 
weigerung üben, fondern nur die Richter perfönlich, fie können 


*) Durch das ganze Hecht geht der Unterjchied deſſen, was bloß faliche 
Anwendung wirklicher Rechtsgrundſätze ift, und deſſen, was die Nechts- 
grundſätze jelbft verläugnet (contra jus in thesi clarum). So hat nad) 
manchen Gerichtsverfaffungen das Obergericht unter Voransſetzungen die 
sententia iniqua nicht zu reformiren, wohl aber die sententia nulla. Ebenſo 
ift zu unterjcheiden, ob der Fürft das verfaffungsmäßige Prineip der Ber- 
ordnungen falſch anwendet, die Gränze zur weit zieht, oder Verordnungen 
völlig außerhalb dieſes Princips gibt. Indeſſen darf hier dev Richter auch 
im leßtern Fal nicht von Amtswegen urtheilen, ob das eine oder das 
andere der Fall (gleihwie das Obergericht über die Sprüche des Unter: 
gerichts), weil er überhaupt nicht über dem Souverän ift, aber bei einem 
evidenten Fall der letztern Art hat er doch eine Gewiffens- und Eidespflicht, 
ih nicht als Werkzeug gebrauchen zu laffen, während im erftern fein 
Gewifjen durch die Verantwortlichkeit des Höhern völlig gededt ift. 
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fie nicht Ttillichwergeud üben durch Nichtbeachtung der Verord- 
nung, jondern müffen dem Souverän im vorfommenden Fall 
die moraliiche Unmöglichkeit der Befolgung erflären, und fte 
fünnen nicht einen der Verordnung widerftreitenden Spruch fällen, 
Jondern Finnen nur ihren Spruch verweigern. Solche Verweige- 
rung fann dem auch nicht unter dem Schirm der amtlichen 
Unverantwortlichfeit erfolgen, wie nach jener Anficht die Nicht- 
berücfichtigung der Verordnung. Es liegt aber darin dennoch 
ein Schuß auch für die Unterthanenrechte; denn wenn ein 
Richter wegen ſolcher Verweigerung von der Regierung vor 
Gericht geftellt wird, jo wird dieſes Gericht ihn zwar auch 
wieder nicht frei ſprechen können, wohl aber gewifjfenhaft in 
gleicher Weiſe jeinen Richterſpruch verweigern müffen. An 
Berlegenheiten würde e8 alfo der Negterung in ſolchen Fällen 
nicht fehlen, wenn anders im Nichteritande die rechte Geſinnung 
bericht. Es tit dieß eine Schranfe gegen die fürftliche Gewalt 
und ein Schuß der Verfaſſung und des Unterthanenrechts, die 
bloß auf moraliſche Verpflichtungen, nicht auf amtliche Befug- 
niſſe gebaut tft; diefe zu begründen, dient eben der Verfaſſungseid 
des Richters. Nach der entgegengeletten Anficht hingegen jucht 
man eine mechanische Steherung, daß die Nichter über die 
Gültigkeit der Verordnung erfennen ohne Gefahr in Bequem 
(ichfeit*), wie etwa über die Gültigfeit einer Frauenbürgſchaft. 
Eine ſolche mechanische Macht gegen den Fürften fordert denn 
immer wieder eine weitere, um auch gegen fie zu fichern. Wer 
fichert gegen muthwillige Weigerung der Nichter? Dagegen: 
daß moralifche Hebel im Außeriten Fall gegen die Autoritäten 
der Nechtsordnung jchüßen, it das naturgemäße Gegengewicht, 


*) Was ic) damals (1846) ausdrüdte: „ohne Gefahr in Be- 
aunemlichfeit“ erhielt 1850 bei ums vom Miniftertiich aus den Aus- 
drud: „in Shlafrod und Pantoffeln Revolution machen.“ 
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das feinen Wideripruch in fich jelbit enthält und nur als eine 
im Hintergrund ruhende Macht die äußerſte Ueberichreitung 
verfaffungsmäßiger Ordnung verhindert, nicht aber als täglicher 
Konflikt der Autoritäten im Staate zur Schlichtung unter: 
geordneter Streitfragen auftritt. Findet man in der allgemeinen 
Vorausſetzung fürftlicher Loyalität, in dieſer äußerſten Verweige— 
rungspflicht der Richter durch den Verfaſſungseid und bez. in der 
Verantwortlichkeit ver Miniſter feine hinreichenden Garantieen für 
Verfaſſung und Unterthanenrecht, ſo dürfte dieſelbe doch eher 
noch in Errichtung eines Staatsgerichtshofes, der über die Ver— 
faſſungsmäßigkeit der Verordnung allgemein gültig entſchiede, 
geſucht werden, und nicht in ſolcher Emancipation der Gerichte 
vom Souverän. 

In Frankreich allerdings wird hierin der entgegengeſetzte 
Grundſatz ausgeübt. Allein die dortige Verfaſſung ſteht eben 
auch unter ganz anderen Bedingungen. Schon die logiſche 
Folgerichtigkeit aus der Lehre von den drei Gewalten, auf 
welche die franzöſiſche Verfaſſung gebaut iſt, führt dazu, den 
König als erefutive Gewalt von der gejeßgebenden Gewalt 
völlig zu trennen, und die vichterliche Gewalt zum Urtheiler zu 
machen, ob er hierin die Anordnung der erefutiven Gewalt oder 
nur der legislativen anzuertennen babe, während nach dem 
deutſchen Principe der Souverinetät des Füriten und der un— 
getheilten Staatögewalt der Nichter dem Souverän untergeben 
it, und in die Prüfung des innern Vorgangs, wie der Souverän 
jeine verfallungsmähige Verpflichtung zu den Ständen als für 
die Gejeßgebung mitwirfenden Drganen erfüllt babe, fich von 
Amtswegen nicht einmilchen kann, was der Gegenstand der 
vortrefflichen Ausführung von Linde ift. Noch entjcheidender 
aber ift die Verſchiedenheit des eigentlichen Lebensprincips 
franzöfischer und deutſcher Verfaſſung. Der Erfolg nämlich 
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des Grundſatzes der richterlichen Prüfung ift, wie wir gezeigt 
haben, nothwendig der, daß zuleßt die Kammern die höchfte 
und ummwideritehliche Enticheidung darüber erhalten, was Geſetz 
und was Verordnung jey. Diejer Erfolg nun ift ebenjo jehr 
dem franzöſiſchen Prineip der Volksſouveränetät oder doch der 
parlamentariichen Regierung entiprechend, als dem deutſchen 
monarchiſchen Prineip wideriprechend. Meberdie it auch die 
Nechtsunficherheit, die ſonſt entiteht, wenn jeder Richter über 
die Gültigkeit dev Verordnung bei jedem Fall abjolut unge- 
bunden urtheilt, in Frankreich wo nicht bejeitigt jo doc) gemil- 
dert durch die Einrichtung des Staatsanwalts und des Kaſſa— 
tionshofes, welche letztere auch in diefem Fall meiſt eine 
gleichmäßige Praris wirft, und jo gewilfermaaßen hiefür die 
Stelle eines Staatögerichtshofes vertritt. 

Der franzöſiſche Grundſatz iſt alſo nad) dem ganzen Geilte 
der franzöfiichen Verfaſſung nicht zu beftreiten. Deſſenunge— 
achtet it es nicht anzupreilen, daß in Franfreidy die Gültige 
feit allgemeiner Anordnungen in dem ungebundenen Urtheil 
der Gerichte Tteht, dagegen die Anwendung der allgemeinen 
Beitimmungen auf den jpectellen Fall in unzähligen Fällen 
(Kompetenzfonflitte — adminiftrativsfontentiöfe Sachen in 
der großen Ausdehnung) umgekehrt in der rein perjönlichen 
Enticheidung des Königs fteht, während nach der Natur der 
vichterlichen Funktion grade das Umgekehrte ſeyn ſollte. 


8. 181. 


Den Entjcheidungen ded Souveräns und den Berfügungen 
der Verwaltung gegenüber, wenn dieje in ihrem Wirkungsfreife 
handeln, Steht der Nichter zwar nicht in dem Berhältnik der 
Subordination, aber Doch der Koordination, und dieje bringt e8 
ebenio gut als jene mit fich, daß er in das Innere ihrer 


680 IV. Abſchn. Die Verwaltung des Staates. 


Handlungen fich nicht einmiſchen darf. Der Grundjat gilt all- 
gemein für Verordnung wie für Ueberordnung: Was das eine 
Amt in feinem Kreiſe vollbracht hat, das tft eine fertige Thatjache 
(fait accompli) und dadurd Norm für die Drgane des andern 
Amts, deffen materielle Rechtsmäßigkeit ſie nicht mehr zu unter- 
juchen haben. Die beftimmten Ausnahmsfälle, wo adminiftra- 
tive Verfügungen der richterlichen Kognition unterliegen, find 
oben erwähnt worden. Außer diefen aber muß der Richter 
ſolche Verfügungen als bindend und außer feiner Beurtheilung 
anerfennen. So 3. B. die Verwaltungsbehörde hätte ihrem 
Wirfungskreife gemäß den von der Gemeinde gewählten Stadt: 
fänmerer beftätigt, und es würde bei einem Proceß als Prä— 
judietalyunft die Nechtmäßigfeit diefer Wahl beftritten, jo ift 
das nicht mehr Sache richterlichen Erkenntniſſes. 

Dagegen iſt ed der Koordination nicht entgegen, daß der 
Richter administrative Anordnungen oderVerfügungen nad) feinem 
eignen Verſtändniß auslege und anmwende, wo die erlaifende 
Behörde jelbft weder fie authentisch interpretirt, noch in dem 
beitimmten Fall geurtheilt hat, jey es, daß er den Streitgegenitand 
jelbft oder daß er eine ſonſt nicht in jeine Kompetenz gehörige 
Präjudicialfrage nach denjelben zu enticheiden hat. Die fran— 
zöfiiche Beltimmung, daß der Richter vorher bei der Verwal— 
tungsbehörde anfragen muß, um den Sinn der Verordnung 
oder Verfügung von ihr zu erfahren, ift nicht nöthig, um die 
Unabhängigkeit der Verwaltung zu fichern, da fie ja, wenn fie 
will, eine bindende authentiihe Erläuterung geben kann, und 
verfügt die Unabhängigkeit des Nichters, denn es tft dann die 
Verſuchung zu nahe, die Auslegung im Hinblic auf den vor- 
liegenden Fall einzurichten. — Keinesweges jedoch find der 
Souverän oder die Verwaltung gehindert, in einer bereits 
vechtsanhängigen Sache ihre Enticheidung zu geben, wenn 
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ſolche an fich in ihrer Kompetenz liegt. Denn die Litispen- 
denz ſchließt die Einmiſchung des fonfurrirenden Amtes nur 
aus bei gleichartigen Nemtern, nicht aber bei Nemtern von ver— 
ichtedener Funktion. Da bier die Aufgabe des einen Amtes 
nicht erfüllt wird durch die Wirkſamkeit des andern, jo fann 
es au chnicht durch fie ausgeichloffen werden. 

Nach altrömiſcher Verfaffung war jedes Amt in jeinem 
Kreiie Souverän (II. $. 97), daher das Urtheil des Richters 
nicht an die Enticheidung der politischen Behörde (3. B. des 
Genjor) gebunden und umgefehrt (etwa bei der Givitätsfrage). 
Der äußerſte Gegenjab dazu iſt die Franzöfiiche Verfaſſung; 
nach ihr ſollen im Geiſte der Itrengiten Gentralifatton alle Afte 
aller Staatsorgane völlig in Einklang ſeyn, wie wenn fie von 
Einem Subjefte ausgingen. Deßhalb muß der Richter über 
den Sinn abminiltrativer Anordnungen anfragen, damit nicht 
eine jpätere Auslegung und Anwendung derielben durch die 
Behörde umd der zeitige Nichteripruch (alſo zwei Akte des 
Staates) ſich widerftreiten. Bei uns beiteht hierin, wie ges 
zeigt, eine gewilfe Mitte. 


Siebentes Kapitel. 
Die :Stratnedht Smf-Tirugse, 
$. 182. 

Nie das fittliche Neich des Staates überhaupt ein nur 
außerliches (rechtliches) tft ($. 36), To auch feine Strafgerech— 
tigkeit. Seine Ordnung und Herrschaft wird nur durch äußere 
That verlegt — durch Verbrechen, und wird nur durch äußere 
förperlich zugefügte Strafe wiederhergeitellt. Aber dieſe äußere 
Steafgerechtigfeit kann doch ihrem Weſen nach feine andre jeyn, 
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al8 die Strafgerechtigfeit überhaupt, alfo auch der innern 
(göttlichen) Strafgerechtigfeit. Diejes allgemeine Wejen der 
Strafgerechtigfeit ift bereits oben in dem philoſophiſchen Grund— 
lagen (1.8. 54 flg.) ausführlich dargelegt. Ueberall ift es das 
unbedingte oberſte Gebot, daß der Uebertretung die Strafe 
folge. Ueberall it e8 der Gedanke, daß, wenn der Menſch ſich 
vermißt, feinen eignen Willen als ein höheres Reich über der 
fittlichen Ordnung aufzurichten, die Herrlichkeit der fittlichen 
Drdnung wieder über ihm hergeftellt werden muß durch feine 
Bewältigung, jein Yeiden. Hier aber ift es die Drdnung des 
Staates, die Nechtsordnung, die da in ihrer Herrlichkeit erhalten 
wird, und es iſt das bürgerliche Verbrechen, das fie verleft, 
und die bürgerliche Strafe, die fte wieder aufrichtet. Dadurch 
unterjcheidet fich die Strafe des Staates von der Jittlichen 
Strafe, die nur Gotte8 Sache tt; denn der Staat ftraft 
nicht die Sünde, Jondern das Verbrechen, und feine Strafe tft 
feine ewige VBerdammni und fein Seelenichmerz, jondern ein 
zeitliche und auberliches Uebel. 

Zu dieſer rechtlichen Strafe ft der Staat befugt und ver- 
pflichtet, weil es jein Weſen und jeine von Gott ibm gejeßte 
Beitimmung und ertbeilte Vollmacht ift, die äußere ethiſche 
Drdnung auf Erden zu handhaben. Als menjchliche Verbin: 
dung für menjchliche Zwede dürfte der Staat nimmermehr 
Strafe üben, Güter nehmen, die er jelbjt nicht ertheilt bat, 
Yeben und Freiheit, jo wenig als irgend eine Privatgejellichaft 
auf Verlegung ihrer Statuten etwas anderes als Entziehung 
ihrer Bortheile, Ausſchließung aus ihrer Gemeinschaft, ſetzen 
darf. Nirgend manifeitirt fich die Majeſtät des Staates jo 
jehr als in der Strafe, aber nirgend manifeltirt ſich auch jo 
ſehr, daß feine Macht von oben ertheilt it, und nicht von 
Menichen. Eine theofratiiche Bedeutung ſoll damit der Strafe 
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jo wenig als der Obrigkeit beigelegt werden, das ift, daß die 
beitimmten Verbrechen, die der Staat verpönt, als von Gott 
verpönt, die beitimmte Strafe, die er vollſtreckt, als won Gott 
verordnet, zu gelten hätten. Aber die Vollmacht, dat der Staat 
überhaupt ftraft und die ethiſchen Grundgebote, nad) denen er 
Itrafen ſoll — es find hauptjächlich die zehn Gebote (II. $. 6 
©. 206) —, find von Gott, und der Schuldige muß im der 
Strafe erfennen und muß ihm gejagt werden fünnen, dab fie 
ihm teifft, weil ev Gotted Gebot übertreten, und nad) Gottes 
Einrichtung in der Welt, von der Obrigfeit, die Gott zu dieſem 
Zwecke über ihn gejeßt. In diefem Sinne muß man mit den 
älteren Kriminaliiten jagen, daß auch die bürgerliche Strafe 
zur größeren Berherrlichung Gottes (ad majorem Dei gloriam) 
dient. Todesſtrafe und nicht minder lange dauernde Freiheits- 
Itrafe ohne dieſes Bewußtſein find eine Barbaret. 

Es zeigt ſich damit auch im Strafrecht der innige Zuſam— 
menhang der äußern Rechtsordnung und der innern fittlichen 
Welt. Der Staat tt fein abgejchloffenes Reich, e8 ift die 
fittlihe Ordnung jelbit, Doch nur im ihrer Außen Geſtaltung 
und Erſcheinung, deren Schirm ihm aufgetragen ift. Darum 
fällt zwar unter das Verbrechen nur die Verlegung der Außern 
Ordnung; aber dieſe ift doch nur deßhalb Verbrechen, weil ie 
an der äußern Mechtsordnung zugleich die tiefiten fittlichen 
Gebote, die Gebote Gottes, verlett. 


$. 183. 


Obwohl nun die Bedeutung der Strafe feine andere ſeyn 
fann, als die, daß fie die nothiwendige Folge des Verbrechens 
iſt nad) der Gerechtigkeit, obwohl es allein die Gerechtigkeit ift, 
durch welche fie gerechtfertigt, für die fie unmittelbar beftimmt 
ift, nach welcher fie im Wejentlichen in Art und Maaß eingerichtet 
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ſeyn muß, fo dient doch die Strafe folgeweiſe auch noch für 
andere Zwecke, weil in jeden lebendigen Ganzen und jo auch 
im Staate die Thätigfeit der einen Kraft nothwendig auch auf 
die andere wirft. — Durch die Strafe oder, was ganz daffelbe 
jagt, durch die Gerechtigkeit wird der Stant auch erhalten und 
gelichert gegen die Gefahr, die das Verbrechen für ihn enthält, 
und wenn ev die fittliche Pflicht, die Gerechtigkeit zu band» 
haben, zu ftrafen, nicht erfüllte, müßte er auch Außerlich und 
mechanisch zu Grunde gehen Nothwehr). Die Strafe macht 
nicht bloß den übelften Theil der Bevölkerung, der fich durch 
verübte Verbrechen als folchen bewährt, gänzlich oder für eine 
Zeit unihädlihb (Prävention), jondern, was bei weiten 
wejentlicher ift, fie hält die ganze Bevölkerung durch Furcht vor 
der Strafe von Verbrechen ab (Abſchreckung), und bei der 
Dberhand des Böſen im irdischen Zuftande ift nur diefe Furcht 
vermögend, die Drdnung und Sicherheit fir das Ganze und 
die Einzelnen zu gewähren”). Im gleicher Weile wird Durch 
die Strafe und die Pflege der Gerechtigkeit auch die Sittlichkeit 
gefördert. Für's Erite die Sittlichkeit des Verbrechers 
(Beſſerung), denn das Aubere Leiden, das ihn als ein vers 
dientes trifft, muß ihn zur Befinnung und Belehrung bringen, 
wenn er nicht felbit hartnäckig widerſtrebt. Dieß gilt nicht 

*) Sie wirkt aber diefe Abſchreckung weder durch ihre Vollziehung 
fir fih no durd ihre Androhung fir ſich; denn wen follte der Anblic 
der Strafe von Verbrechen abjchreden, wenn er nicht wüßte, daß fie auch 
ihn, wenn ex Verbrechen begeht, treffen wird, und wen könnte die Au— 
drohung abjchreden, wenn ihr nicht die Vollziehung folgte? Was die 
Abſchreckung bewirkt, ift eben die nothwendige Folge der Strafe auf das 
Verbrechen, die im Staate beftehen muß und wirklich befteht, und die deß— 
halb aud Jeder kennt (von jelbft, nicht aus der Androhung des gejchrie- 
benen Geſetzbuchs). Es ift nichts unpaſſender als jene beiden Seiten einer 
und derjelben Thatſache (Androhung und Bollziehung), die untrennbar zu— 


janmengehören, alfo zu fondern, und das eine oder das andere zum 
Prineip der Strafe zu machen. 
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etwa bloß von den Strafen, welche den Verbrecher ſpäter dem 
bürgerlichen Leben wieder zurücdgeben, Jondern von ſämmtlichen, 
namentlich auch von der Todesitrafe; fie vor allen hat außer 
der Gerechtigkeit zugleich die Natur, dab fie geeignet ift, den 
Verbrecher zu befehren. Für's Andere die Sittlichfeit der 
Devdlferung Denn die Strafe jchredit nicht bloß pſycho— 
logiih vom Verbrechen ab durch die Furcht vor dem finnlichen 
Nebel der Strafe, jondern fie erfüllt auch fittlich mit dem Be— 
wußtſeyn der Berdammlichteit des Verbrechens und dem Abſcheu 
vor den ſündlichen Triebfedern, die zu ibm führen*). Es be- 
währt jich hierin, dab der Staat als Reich äußerer Ordnung 


*) Köftlin „Neue Kevifion der Grundbegriffe des Kriminalrechts“ 
©. 779787, macht es als eine bedeutende Förderung geltend, die ex der 
philoſophiſchen Erkenntniß der Strafe gewährt, daß die Strafe nicht bloß 
objektiv das Recht gegen feine Negation wiederherftelle, fondern auch im der 
Subjektivität des Verbrechers das Verbrechen negire, d. i. die verbrecheriſche 
Geſinnung aufhebe durch Abſchreckung und Befferung, was einen tiefern 
Sinn habe, als bei Hegel, der nur (ſpinoziſtiſch) die Einficht des Verbrechers 
in die Gerechtigkeit dev Strafe, nicht jeine Befferung fordere, dabei fertigt 
er mic) ab, der ich nad) meiner „religiöfen Appretur” bloß das objektive 
Moment in ganzer Schroffheit „zum Ertrem“ ausbilde, jo den „Menjchen 
bloß als Accidenz“ fee. — Es erhellt aber aus dem Text, der in allen 
diefen Stellen unverändert der der erften Aufl. ift, daß ich fowohl jene 
Kantiſch-Hegel'ſchen Gedanken aufgenommen, als in der obenftehenden 
Stelle grade den Gedanken, den Köftlin als feine Erfindung rühmt, die 
Wirkung der Befehrung auf den Verbrecher, auf das Entſchiedenſte als 
Moment der Strafe geltend gemacht habe. Nun wird zwar das Hanpt- 
gewicht darauf gelegt, daß Köftlin diefe Beziehung der Strafe auf den 
Berbreher jelbft auch ſpekulativ nachgewieſen. Allein daß das nur die fe- 
fundäre Bedeutung der Strafe ift (alfo in der That nur ein Moment der- 
jelben), gibt Köftlin felbft zu, und wenn es auf prineipielle Begründung 
diefer Doppelfeite der Strafe anfommt (als Strafe und als Züchtigung), fo 
möchte diejelbe weniger durch Köftlin’s „ſpekulative“ (logische) Deduktion, 
daß die Strafe das Verbrechen ebenfo jehr im Berbrecher als im Staate 
logiſch negire, geleiftet werden, als durch die reale Auffaffung der 
ganzen fittlichen Welt, daß dieſe überall uranfänglich eine Verherrlichung 
des Schöpfers und feiner fittlihen Ordnung, und dennoch zugleich) Wohl, 
Recht und Vollendung dev Menſchen zu ihrem abjoluten Zwed hat. 
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und Gerechtigkeit eben dadurch zugleich Träger ift für Die 
Sittlichfeit dev Menfchen ($. 40). — Alles das iſt aber, um 
mit Abegg zu reden, nicht das Princip der Strafe, fondern 
nur Moment derfelben. Man kann es immerdar auch als 
Ausfluß der Gerechtigkeit betrachten, denn es tft allerdings 
auch eine Forderung der Gerechtigkeit, daß dem Uebertreter 
Raum und Veranlaflung zur Buße, der Gemeinde Nation) die 
reale Bekundung der Verwerflichfeit des Böſen und die War- 
nung, und daß dem loyalen Menjchen Sicherheit gegen künf— 
tige Störung der Ordnung gegeben werde. Aber die Recht— 
fertigung jowohl als das ſpecifiſche Weſen der Strafe geht 
aus allem dem doch nicht hervor, ſondern nur aus der apo— 
diftiichen Forderung der Sühne des Verbrechens. 


$. 184. 


Die relativen Strafrechtstheorieen haben alle 
den Grundfehler, dab fie den Menjchen, der beſtraft wird, als 
ein Mittel behandeln, jeine Freiheit verlegen, um eines künftigen 
Zweckes der Gemeinjchaft willen, jey es ihm felbit für fünftige 
Verbrechen zuvorzufommen (Präventionstheorie), ſey ed 
die Anderen abzuschreden (Abichredungstheorie)*). Dieh 
ilt abjolut gegen Recht und Gerechtigkeit. Es läßt ſich auch 
nicht rechtfertigen dadurch, daß der Staat die Strafe vorher 
droht und nach jeinem Zwecke drohen müſſe, denn das Recht 
des Staates, die Strafe zu vollziehen, kann nicht davon ab— 
hängen, ob er das Necht habe, te zu drohen, jondern vielmehr 


*) Bon der ebenfo ſchwach begründeten als unausführbaren Beffe- 
rungstheorie kann ohnedieß feine Nede jeyn in Beziehung auf Begrün- 
dung der Strafe und Strafmaaß, obwohl in Beziehung auf die Vollziehung 
der Strafen und Behandlung der Sträflinge die Befjerung derjelben mit 
der erſte Gefihtspuntt jeyn muß. 
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umgefehrt, er kann nur dann ein echt haben, fie zu drohen, 
wenn zuvor Sein Necht erwieſen tit, fie zu vollziehen. Man 
muß daher die Strafe nach diefer Theorie zuleßt doc wieder 
aus Bertrag der Unterthanen (Itillichweigende Ueberein— 
funft bei Gründung des Staates) vechtfertigen, oder ald Noth— 
wehr des Staates. Allein der Vertrag macht das an fich 
Ungerechte nicht zum Rechte“)), und die Nothwehr ift, da das 
Verbrechen bereits vollendet ift, gegen den, der es verübt hat, 
nicht mehr begründet. Dab fie deßhalb erlaubt ſeyn jolle, 
weil ja der Verbrecher zuvor jelbjt ein Unrecht gegen den 
Staat verübt bat, das fett die Nechtmäßigfeit dev Strafe, die 
erit bewielen werden fol, ſchon voraus, und zwar als Vergel— 
tung, jo dab der Grund der Nothwehr ganz überflüffig würde. 
Ueberhaupt aber erichiene danach die Strafe nicht als ein 
rechtlich Nothwendiges, wie jeder Unbefangene fie doch 
als jolches erkennt, jondern nur als ein faktiſch Nöthiges, 
und deßhalb Erlaubtes, und der Verbrecher fünnte in der Strafe 
fein Gericht einer fittlihen Macht, das er verdiente, jondern 
nur ein Erliegen unter einer äußern Gewalt erkennen **). 


*) Ganz irrig ift die Anfiht, daß der Staat nad Willführ die Theil- 
nahme an ihm an irgend eine beliebige Bedingung knüpfen könne und 
deßhalb aud am Uebernahme der Strafe für den Fall der Verletsung. 

**) Hepp „Darftellung der deutſchen Strafrechtsſyſteme“ erkennt 
meine Lehre von den Principien des Strafrechts im Allgemeinen (unter— 
geordnete Ausſtellungen im Einzelnen abgerechnet) als wahr an, behauptet 
aber, daß ſie der Sache nach nichts Anderes, als die von ihm vertretene 
relative Theorie ſey, die ich durch eine andre (natürlich dann unangemeſſene) 
Ausdrucksweiſe für eine abſolute Theorie ausgebe. Ich gebe gern zu, daß 
die abſolute Theorie in meiner Darſtellung und die relative Theorie in der 
Läuterung, die ihr Hepp gegeben, in einem minder ſchroffen Gegenſatz 
ſtehen, als dieß ſonſt der Fall iſt. Denn auf der einen Seite findet meine 
Theorie, wie Hepp richtig hervorhebt, das Weſen der Gerechtigkeit und der 
Strafe nicht — gleich der Kant's und Hegel's — in bloßer logiſcher Kon— 
ſequenz, in Erfüllung eines unperſönlichen Gedankens, ſondern in einem 
realen Erfolge’ unter und für lebendige Perſönlichkeiten, in Aufrechthaltung 
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Die abjoluten Straftheorieen — das ilt, daß die 
Strafe ſchlechthin um der Gerechtigfeit willen tft — find wieder 


einer realen fittlichen Macht, zuletzt eines oberften heiligen perſönlichen 
Willens, und fällt damit der Anftoß weg, den Sepp jonft mit Recht an 
der abjoluten (logischen) Theorie nimmt, daß nach ihr Leben und Perſön— 
lichkeiten dem todten Gedanken, dem abftraften Begriffe zum Opfer fallen 
(fiat justitia et pereat.mundus). Auf der andern Seite untericheidet ſich 
Hepp's Lehre von den relativen Theorieen bis dahin auf das Rühmlichſte 
dadurch, daß er den Zwed der Strafe niht in die Sicherung der Rechte 
der Individuen, jondern im die Sicherung des Staates als objeftiver mo— 
raliſcher und rechtlicher Ordnmumg ſetzt, und deßhalb auch das Berbrechen 
nit auf die Verlegung der Rechte andrer Menschen beſchränkt (VIII. u. 
I. 233), was denn offenbar der Strafe eine objektive Bedeutung gibt, in 
der fie nicht ein bloßes Mittel fin den (einzelnen) Menſchen, jondern für 
eine höhere ethiſche Ordnung ift. Ungeachtet dieſer gegenfeitigen Annähe- 
rung hört aber dennod) meine Lehre nicht auf, eine abjolute und die Hepp's, 
eine relative Theorie zu jeyn, und bleibt dabei eine wejentliche unaus— 
füllbare Differenz in der Sade, nicht bloß int Ausdrud, und grade Hepp 
läßt fi durch den gleichlautenden Ausdrud, daß der Zweck der Strafe 
die Erhaltung der Rechtsordnung jey, beftimmen die Berjchieden- 
heit feines Sinnes zu überjehen. Nämlich nah Hepp’s Lehre leiftet die 
Strafe die Erhaltung der Nehtsordnung durch das, was fie (als Erfolg 
außer ihr) wirft (indem dadurch künftig Verbrechen unterbleiben), nad) 
der meinigen duch das, was fie ift (männlich die Beurfundung der höhern 
Gewalt der fittlihen Ordnung an dem Verbrecher). Dort ift fie Verhü— 
tung zukünftiger Störung, hier Wiederherftellung vergangener Störung. 
Das zeigt fich deutlich in der Aenferung Hepp’s (S. IV): „Eünnte der 
Staat ohne Strafgewalt beftehen, jo müßte er die Beftrafung der Ber- 
brechen ebenjo gewiß dem eignen Gewiffen des Menfchen und der göttlichen 
Vorſehung überlaffen, als ev dieß bei den Sünden und Laftern thut.” Es 
ift alfo bloß die mehanifhe Wirkung der Strafe, daß außerdem der 
Staat zerfallen wiirde, die Hepp als ihre Rechtfertigung gelten läßt, nicht 
ihre ethiſche Wirkung, daß fie an fid) die Bewährung der Unverbrüch— 
lichkeit und Herrlichkeit der Nechtsordnung ift. Wenn der Staat auch 
mechanisch beftehen Könnte ohne Strafgewalt, jo könnte er doc) fittlich nicht 
ſeyn ohne fie, er wäre ohne fie fein Neich der Ordnung und zwar der 
Nechtsordnung. Sünde und Lafter zu ſtrafen ift nicht feine Sache, nicht 
deßwegen, weil er auch ohne das beftehen kann, jondern deßwegen, weil er nicht 
ein Neich der Sitte und der Heiligung ift, aber Verbrechen muß er ftrafen, 
weil er ein Reich des Nechts jeyn fol. Die Eingenommenheit Hepp’s aber 
gegen alle abjolute Straftheorie beruht auf einer Verkennung ihres reinen 
innerften Sinnes. Daß gibt fi) Fund in feiner Aeußerung (IV.): „denn 
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untereinander verschieden, je nad) dem Begriff, den man mit 
der Gerechtigkeit verbindet. Nach Kant und Hegel ift das Weſen 
der Gerechtigkeit und der Strafe die logiſche Konfequenz, nach 
der von mir (l. $. 54. 55) gegebenen Darlegung dagegen 
ift e8 der unwandelbare Wille des perſönlichen Gottes und 
Herrn, jeine heilige Weltordrung aufrecht zu halten. Das 
Nefultat für die bürgerliche Strafrechtöpflege ftellt ſich indeſſen 
in beiden Auffaffungen kaum verichteden, und der Mangel der 
erfteren ift nicht Jowohl ein Mangel der Kriminaltheorie als 
des Geſammtſyſtems, obwohl es ein jehr gewichtiges Wort ift, 
das Hepp*) gegen Hegel und dejlen Schule ausipricht: 
„Naubt die Hegel’iche Philojophie, wenn fie in ihrer er— 
ftrebten Popularität erſt in die Kerfer gedrungen jeyn wird, 
dem auf dem Schaffot biutenden, oder zu lebenslänglicher 
Zuchthausftrafe verurtheilten Verbrecher erit feinen Glauben 
an einen perjönlichen Gott und an Uniterblichfeit, wahrlich der 
Gejetgeber müßte jchaudern, ſolche Strafen gegen jeine Unter: 
gebenen zu verhängen.“ So bedeutende Einwürfe denn na= 
mentlich gegen Hegel's Straftheorie noch zu machen find, 


die Strafe ift (mac) der abjoluten Theorie) fiir den Staat gar nicht da, 
fondern joll im Staat mur eine, diefem fremde abjolute Zdee realifiren.“ 
Allein die Gerechtigkeit, deren Idee die Strafe realifirt, ift feine dent 
Staate fremde dee, fondern feine eigne Idee, die Idee der Unverbrüch— 
lichfeit feiner eignen Ordnung (1.8.40) Im Gegentheil, die Idee der 
Gerechtigkeit jetst ein fittliches Neich voraus, kann nicht außerhalb eines 
folden gedacht werden. Daß in Hegel’s abjoluter Theorie die Gerechtig— 
feit nur die Konfequenz eines Gedantens vor und außer dem Staate ift, 
kann nicht als ein Einwand gelten gegen die abjolute Theorie an fidh, 
und in ihrer wahren Bedeutung. In der That aber ift dennoch Hepp's 
Anſchauungsweiſe zugleich von der abfjoluten Theorie erfüllt, wenn er 
erklärt, er werde geftraft: quia peccatum est und nicht ne peccetur (I. 220), 
womit fi) aber eben fein Bekenntniß zur relativen Theorie nicht verein- 
baren läßt, da das gradezu der Begriff der abſoluten Theorie ift. 
*) Strafrechtstheorieen I—1V.. 
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wenn man fie in ihrem ganzen tiefern Zuſammenhang be— 
trachtet (1. $. 55), jo enthält fie doch als Nefultat und für 
die äußere Betrachtung die abjolnte Gerechtigfeitslehre mit 
voller Energie, und bat in diefer Eigenschaft auf die Behand- 
lung des politiven Strafrechts, für die es eben bloß auf das 
Reſultat und nicht auf die Deduftion anfommt, eine ftarfe 
und wohlthätige Wirkung ausgeubt*). 


$. 185. 


Aus dem Weſen der Strafgerechtigfeit, wie es bier aus— 
einandergejett worden, ergibt fich auch der Begriff des Ver— 
brechens und feine Abgränzung. Verbrechen ift danach die 
Verlegung gegen die Herrſchaft von Necht und Staat, als der 
äußern ethiichen Drdnung auf Erden. Es muß daher, um ein 
Verbrechen zu begründen, die Nechtsordnung (und in ihr die 
Gebote Gottes für das Zufammenleben der Menſchen) verletzt 
jeyn, und zwar auf ſolche Weile, dal Dadurd ihrer Herrlich- 
feit jelbft, d. i. der Macht des Staates fie zu erhalten, Troß 
geboten ift. Zur Nechtsordnung gehören aber die Integrität 
der Perſon, das Eigenthum, die Drdnung der Familie, der 
Deitand des Staates und der Kirche. 


*) Es ift befonders Abegg, der fie hier fruchtbar gemacht hat, und, 
was ein großes Verdienſt ift, ohne weder Hegel's allgemeine philoſophiſche 
(pantheiftiihe) Auffaffung, noch den ſpekulativen Formelkram mit herein- 
ziehen. Nun find aber in neuefter Zeit Jünger aufgetreten, denen das 
nicht genügend, fondern das Heil darin zu liegen ſcheint, daß das Krimi— 
nalveht auch von Hegel’iher Weltanfhauung aus ımd in Hegel’- 
Iher Manier bearbeitet werde. Der Gewinn, den diefe angeblich) 
„oiftenichaftliche” Behandlung bringt, ift jenes unausgeſetzte Geflapper des 
logiihen Apparats, das einen duch die Materien des Kriminalrechts be- 
gleitet, jenes beftändige Sichjelbftbefühlen, ob man denn noch auf der Bahn 
der immanenten Begriffsentwidelung fich befinde, jenes Auflöfen alltäglicher 
Wahrheiten in eine befondere Terminologie. Es ift zu bedauern, wenn 
etwa ein wirkliches Talent und Streben in diefen Feffeln verfommt. 
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Nicht in den Begriff des Verbrechens dagegen gehören die 
Unfittlichfeit und Sünde — die (Polizeis) Uebertretung — der 
Ungeborfam und das Givilunredht. | 

1) Die Unfittlichfeit und Sünde. — Die unfittliche 
und gottwidrige Handlung als ſolche it fein Verbrechen und 
unterliegt nicht der Strafgerechtigfeit des Staates, weil fie 
überhaupt nicht in den Beſtand der Nechtsordnung eingreift. 
Es kann daher nad) Umständen wohl (polizeiliche) Züchtigung 
und Ahndung für fie angemeffen ſeyn zur fittlichen Förderung 
und zur Neprobatton des Aergerniffes durch den Staat, aber 
nicht Strafe zur Gerechtigkeit. Sp 3. B. fünnen Völlerei 
und Sauferei, Mißbrauch des Vertrauens, Ihändlicher Verrath 
der Freunde, bösliche Veritellung u. dgl. nie bürgerliche Ver— 
breden jeyn. So ilt der falihe Schwur, infofern er nur 
die Religion verlegt, bloß Sünde, höchſtens unter Umftänden 
polizeilich zu ahnden; aber infofern er die öffentliche Religions— 
ordnung, den Eid als das gemeinjame Heiligthum der menjc)- 
lichen Gejellichaft verlegt — der gerichtliche Meineid — iſt er 
Verbrechen. Die Blasphemie iſt Verbrechen nicht wegen der 
perjönlichen VBerfündigung gegen Gott, aber auch nicht wegen 
der Verlegung gegen die Menfchen, die eine Kirchengejellichaft 
bilden, ſondern wegen der Verlegung der öffentlichen Heiligung 
bes göttlichen Namens. Es iſt überall die Verleßung der 
göttlichen Gebote: „du ſollſt nicht tödten, du jollft nicht falſch 
Zeugniß geben, du ſollſt nicht den Namen Gotted eitel nen- 
nen u. ſ. w.“, nicht die Verlegung des Rechts der Menſchen, 
welche diefe Handlungen zu Verbrechen ftempelt; aber doch 
nur die Verleßung derjelben, wie fie der menschlichen Gefell- 
ichaft anbefohlen find, wie als gemeinfame Drdnung fie aufrecht 
zu erhalten ihr aufgetragen iſt). Es unterjcheidet fich alfo das 
%) Bergl. auch 11. 8.4. ©. 202 und ebendaj. die Note ©. 204. Dieß 
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Verbrechen auf das ftrengite von der Unfittlichfeit und Sünde, 
wie Überhaupt die Sphäre des Nechts von der der GSittlich- 
fett*). — Keineöweged aber gehören nur die Handlungen in 
den Begriff des Verbrechens, durch welche Nechte anderer 
Menichen verleßt werden. Wie fich die Nechtsordnung felbit 
nicht auf die Nechte anderer Menſchen bejchränft, jondern den 
Beitand der VBerhältniffe nach höherem Gebote zu ihren Inhalt 
bat, alfo auch das Verbrechen. Es find deßhalb z. B. die Ver- 
leßungen gegen die Drdnung der Familie (Ehebruch, Blutichande, 
Polygamie) nicht minder bürgerliche Verbrechen als die gegen 
das Vermögen anderer Menſchen*). Sa felbit die Verbrechen, 


Alles ift allerdings abweichend von dem göttlichen Gefete des alten Tefta- 
ments, nach welchem nicht bloß die Berletsung der Rechtsordnung, ſon— 
dern jeder Gräuel vor Gott ausgerottet werden joll aus der Gemeinſchaft 
des Volks. Allein die Gemeinfchaft des jüdischen Volks und die Einrich— 
tung des mofaischen Geſetzes war nicht bloß Staat, fondern zugleich aud) 
Kirche, und eben diefer kirchlichen, nicht der politiihen Seite gehört der 
Gedanke an, daß der Gräuel ausgerottet werden müffe, die Kirchliche Seite 
aber hat durch den nenen Bund eine wejentlihe Umwandfung erlitten. 
Zwar fteht der Gedanke noch ebenjo unverrückt feſt, daß aus der Kirche 
der Gräuel ausgethan werden muß, allein dieß hat jest nicht mehr durd) 
Bertilgung des Frevlers zu geichehen, ſondern durch feine Ausſchließung 
aus der riftlichen Gemeinjchaft, durch welche er jelbft auch zugleich an- 
gehalten wird, daß er Buße thue. 

*) So verdienftvoll Sarfe den Gedanken der wahren Strafgered)- 
tigkeit gegen die herrſchenden Irrthümer vertheidigt, fo bringt er doch 
auch jeinerfeits wieder einen Irrthum herein, indem er Verbrechen und 
Sünde vermifcht und es dann als etwas Zufälliges, bloß auf äußern 
Gründen Beruhendes erklären muß, daß der Staat die eine Sünde be- 
ftraft, die andre unbeftraft läßt. 

**) Indem Feuerbach, der wahrhaft der Nepräfentant des neuen 
philofophiichen Kriminalrechts ift, ganz folgerichtig im Sinne und nad) den 
Grundſätzen des Naturrechts nur Berlegungen gegen andere Menſchen als 
Berbrehen anerfennen darf, jo wird er bei dem Widerfpruche mit dem 
wirklichen Zuftande zu den jonderbarften Auswegen mit Nothwendigfeit 
fortgeführt, 3. B. daß er den Ehebruch als eine Berlegung gegen Treue 
und Glauben aus Bertrag behandelt, als wenn, der die Frau eines An- 
dern ſchwächt, gegen einen Vertrag handelte, der ihn binden fünnte, oder 
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welche gegen andere Menjchen verübt werben, find nicht deß— 
wegen und dadurch Verbrechen, daß fie das Necht dieſes Men- 
ichen, jondern dadurch, daß fie in ihm die Nechtsordnung ver- 
legen *). 

2) Die bloße Mebertretung oder „Polizeiübertre— 
tung.” — Auch eine Ueberfchreitung der äußeren Gebote des 
Staates kann nicht Verbrechen ſeyn, wenn fie nicht gegen die 
Geſetze jener Nechtsordnung gerichtet tft, ſondern nur gegen die 
Gebote des Staates zur Förderung und zum gemeinen Belten. 
Darauf beruht die wohlbegründete Untericheidung zwilchen 
KriminalsBerbrehen oder Bergehen und bloßen Poli— 
zetübertretungen. MWeberjchreitung ſolcher Gebote nämlich 
muß allerdings gezüchtigt werden, weil in Folge der Nechts- 
ordnung (alfo mittelbar) Gehorſam gegen die beitimmten Befehle 
der Obrigfeit Pflicht tft, und damit in Zukunft nicht überjchritten 
werde, der Staat allo die Zwecke erreichen könne, aber fie 
dürfen nicht beftraft werden, weil fie nicht (unmittelbar) die 
Nechtsordnung verlegen. Die Uebertretung ſolcher Gebote füllt 
daher in die Sphäre der Polizei und nicht der Nechtspflege. 
So iſt Alles, was Verletendes gegen die Gebote zur Förderung 
des Wohlftandes, der Bildung, der Sanität, der allgemeinen 
Sicherheit u. |. w. geſchieht, bloße Polizetübertretung. Die 
Polizetübertretung trifft nicht die Rechtsordnung in ihrer Sub- 
itanz, nicht die geheiligten Grundlagen und Grundverbindungen 
des menjchlichen Gemeinlebens (Leben, Eigenthum, Beſtand des 


im bayerifchen Strafgefetsbuche, daß die Blutſchande unter dem Gefichts- 
punfte des Mißbrauchs einer gefeglihen Gewalt beſtraft wird, Lot’s 
Töchter müßten danach) unbeftraft bleiben. — 

*) Daß die Tödtung eines zum Tode Berurtheilten nicht als Verbrechen 
des Mordes oder der Tödtung zu betrachten ſey, wie Feuerbach aud 
wieder von jenem Grundſatze aus behauptet, weil der Verurtheilte fein 
Recht mehr habe auf fein Leben, ift alfo aud völlig unwichtig. 





694 IV. Abſchn. Die Berwaltung des Staates. 


Staates), Sondern nur Zwede und Aufgaben, welche die menschliche 
Gemeinschaft von diefen Grundlagen aus anjtrebt. Handlungen, 
welche nit gegen diezehn Gebote, jondern nur gegen 
Anordnungen des Staates find, fallen nicht in die Kategorie 
der Verbrechen, Sondern der Polizetübertretung (II. 8. 4). 

Ungeeignet dagegen ift die häufig angenommene Begriffs- 
beitimmung der Polizetübertretung als der gemeingefährs 
lihen Handlungen. Das Kriterium der Gefährlichkeit ift 
nämlich, wenn man es auf die übertretende Handlung bezieht, 
durchaus unrichtig, da dieſe nie um ihrer Gefährlichfeit, ſondern 
immer um ihrer Geſetz-, ſohin Nechtöwidrigfeit willen beitraft 
wird, und ift, wenn man ed auf den Inhalt und Zwed des 
übertretenen Gebotes bezieht, wenigitens nicht durchaus zu— 
treffend, indem zwar allerdings mehrere der polizeilich Itrafbaren 
Handlungen um ihrer Gefährlichkeit willen verboten find, 3. B. 
Unterlaffung der Impfung, der Todtenbeichau, VBagabundiren, 
aber doch ein ebenfo großer Theil der PVolizei-Gebote und 
Verbote nicht die Abwehr irgend einer Gefahr, ſondern pofitive 
Zwecke, als Wohlitand, Bildung, Sitte, zum Gegenitand hat, 
3. B. Schulbeſuch, Beobachtung öffentlicher Ehrbarkeit. 

3) Der Ungehorfam und das Civilunrecht. Selbft 
Handlungen, welche die Nechtsordnnung verlegen, find nur dann 
Verbrechen, wenn fie der Herrichaft und dem Anjehn des Staates 
Troß bieten. Dadurch untericheivet fich das Verbrechen von 
dem bloßen Ungehorſam gegen die Mechtsgejeße (z. B. der 
Derfallung) und dem Givilunrecht oder der Widerrechtlichkeit. 
Denn im Staate, da er nur ein äußerliches Reich iſt, bloß 
That nicht Geſinnung fordert, dürfen es die Menſchen darauf 
ankommen laſſen, daß der Staat ſie zwinge, es iſt gegen ihn 
nicht (wie gegen Gott) eine Verletzung ſeiner Herrlichkeit, wenn 
ſie ihm nicht freiwillig gehorchen, wenn ſie ſeine Gebote über— 
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treten. Eine ſolche wird es nur dann, wenn die Hebertretung 
von der Art ift, daß die freche Verachtung der höhern Ordnung 
in ihr ſich fund gibt. Dieß zeigt fi) aber in Folgendem: Das 
Berbrechen ift immer ein poſitiver Eingriff in die öffentliche 
Rechtsordnung oder die Nechte Anderer, der Ungehorſam und 
das Civilunrecht nur ein negativer. Senes iſt z. B. begründet 
durch Aufhebung oderBereitelung von VBerfaffungsemmrichtun- 
gen (Aufruhr, Beitechung bei Wahlen), dieje durch Verweigerung 
der eignen Handlung (Nichtericheinen in der Berfammlung, fort 
währende Ausübung eines nichtzuftändigen Standesrechtes); 
jenes durch Entreißung (Diebftahl, Naub), diefe durch Vorent— 
haltung (Nichtherausgabe des Eigenthums, Nichtbezahlung des 
Darlehns); jenes durch Bildung falicher Thatiachen, auf welchen 
Trene und Glauben beruhen (Kriminalbetrug, 3.B. wenn Semand 
jih für einen Andern ausgibt, wenn er Urkunden fälſcht, fal— 
ihes Maaß und Gewicht bat), dieſe durch Bemäntelung der 
beitehenden Thatſachen (Givilbetrug, 3. B. falſche Vorſpiege— 
lungen zur Eingehung eines Geſchäfts, Verhüllung der Fehler 
eines Pferdes, Verläugnung der Laſten auf einem Haufe). — 
Ferner die verbrecheriiche Handlung it immer an ſich (in thesi) 
ſchon ihrer Form nad) gegen das Hecht, die bloß widerrechtliche 
it es unter den gegebenen Umſtänden (in hypothesi), fünnte 
unter andern (oft ſehr zweifelhafter Beurtheilung) auch recht: 
mäßig ſeyn. So 3. B. find Diebitahl, Urkundenfälichung an 
ſich und fchlechterdings Unrecht, dagegen für Verweigerung der 
Heimzahlung eines Darlehnd kann ed vechtfertigende Gründe 
geben, für Verhüllung der Mängel des Kaufobjefts iſt feine 
genaue Gränze, in welchem (mehr oder weniger vortheilhaften) 
Zuftand es gezeigt werden, welche Seite bei der Beiprechung mehr 
hervorgehoben werden müßte. Es kann fich aber mur in jenen 
Handlungen, die unter feiner Vorausſetzung gerechtfertigt find, 
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ein Trotz gegen die Herrſchaft der Rechtsordnung beurfunden. — 
Endlich die verbrecheriichen Handlungen find, wenigitens ges 
wöhnlich, von der Natur, dat fie darauf abzweden, dem Staate 
auch die Durchſetzung der gejeßlihen Anforderung 
unmöglich, alfo ihn ohnmächtig zu machen gegen den verbre— 
cheriichen Willen, während die bloß widerrechtlichen hierauf nicht 
abzweden; z. B. Nichtbezahlung eines Darlehns, Verläugnung 
der Yaften bei einem Hausverfaufe, Uebervortheilung bei einem 
Geichäfte find gar nicht darauf abgejehen, dem Beſchädigten die 
rechtliche Hilfe unmöglich zu machen, Dagegen Diebftahl, Krimis 
nalbeteug (Urkundenfälſchung, faliches Maaß und Gewicht) gehen 
wenigftens in dev Regel darauf hin, die Beichädigung dem 
Beihädigten gänzlich oder doch jo lange zu verbergen, bis ihm 
die Gerichte jelbit kaum mehr helfen können, bei den jchwereren 
Verbrechen (Mord, Raub, Brandlegung) erhellt es won jelbft, 
daß fie auf einen unwiederherſtellbaren Schaden, auf Erreichung 
eines Erfolges zum Troße der Drdnung des Stantes abzweden. 

In diefer Weile untericheidet fich das Verbrechen von der 
Sünde und Unfittlichfert, von der Polizerüibertretung, vom 
Ungehorſam und Civilunrecht. Doc veriteht es ſich auch hier 
wieder, daß damit überall nur das Princtp des Unterjchtedes 
bezeichnet tft, eine jcharfe und genaue Gränze für die konkreten 
Handlungen aber nur durch die pofitive Legislation gegeben 
werden kann . 


*) Ich kann mich durch die neueſte Bearbeitung dieſer Lehre bei 
Köſtlin nicht bewogen finden, an meiner Begriffsbeſtimmung des Ver— 
brechens Etwas zu ändern. Daß es ungeeignet iſt, mit Hegel den Betrug 
als eine eigne Klaſſe von Unrecht zwiſchen dem Civilunrecht und Verbrechen 
zu ſtellen, daß dafür aber der Begriff des Verbrechens gleich von vorn 
herein in ſeinem Verhältniß zur bloßen Uebertretung beſtimmt werden 
muß, hat Köſtlin ebenſo wie ich angenommen. Köſtlin's Unterſcheidung 
zwiſchen Civilunrecht und Verbrechen: „daß bei jenen die zwiſchen allge— 
meinen und beſondern Willen eingetretene Differenz noch nicht für den 
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$. 186. 
Die Strafe muß ein Uebel ſeyn, das ift ihr Begriff. 
Es gibt feine Bewältigung des Willens in feiner Subftanz 


befondern Willen da ift, diefer vielmehr noch in dem guten Glauben be— 
harrt“, daß ſich leterer noch „in feiner Einheit mit erfterm glaubt“ (©. 27 
u. ©. 30. 31) ift nit haltbarz denn dann müßten überall die erwiefene 
mala fides, der eivilrechtliche dolus, die bewußte Läugnung u. ſ. w. als 
Verbrechen beftraft werden. Hegel felbft fett richtig den Unterichied des 
bloßen Civilunrechts vom Verbreden in die Anerfennung des Rechts, 
das jenes noch enthält; aber er gibt nicht näher an, worin diefe Anerken- 
mung fi) zeigt, was eben Gegenftand meiner Ausführung if. Es hat auch 
nad) ihm den Anfchein, als wenn er gleichfalls wie Köftlin die fubjektive 
Kedlichkeit dabei immer voransfege, indem er jagt: „fein Unrecht befteht 
nur darin, daß er das, was er will, file das Recht Halt” 8.86. Ebenfo 
unhaltbar iſt Köftlin’s Begriffsbeftimmung der Volizei-Uebertretung als des 
bloß „möglihen Unredhts“, das „weil es noch nicht zu pofitiver 
Eriftenz gediehen ift, nicht Gegenftand einer Wiederaufhebung feyn, fondern 
nur die Thätigfeit der Vorbeugung und des Schußes gegen fi) hervor— 
rufen kann“ (S. 31). Das ift eine unzuläſſige Uebertragung des Cha- 
rakters, der den Polizeigeſetzen umd auch nur theilweife zukommt, auf die 
Bolizeiübertretung. Der Zwed der Polizei als Inftitution ift es, und 
auch nur zum Theil, mögliches Unrecht zur verhüten, aber das SPolizei- 
vergehen ift nicht ein mögliches Unrecht, fondern ein wirkliches, und vielfach 
ift felbft der Zweck der Bolizet-Iuftitution, alfo der Bolizeiverbote nicht, 
ein Unrecht zu verhiten, jondern eine fittlihe Ordnung und Geftalt des 
Gemeinweſens zu erhalten oder doch zu erreichen. So 5. B. wer die 
öffentliche Ehrbarfeit verlegt dirh Skandal, begeht doc offenbar fein 
mögliches, ſondern ein wirkliches Unrecht, und felbft das Verbot des 
Sfandals will nicht ein Unrecht verhüten, ſondern eine ethiſche Ordnung 
erhalten. Damit im engften Zufammenhange fteht Köftlin’s Eintheilung 
der Polizei in „Vormundſchaftspolizei“, welche die Individuen zur fpontanen 
Beforgung ihres eignen Wohls erhebt, „Hülfspolizei“, die fie in ihrer 
bereits vorhandenen ſpontanen Beftrebung hiefür unterftüßt, und „Nechts- 
polizei, welche zur Aufgabe hat, das Einzel- und Geſammtwohl gegen 
mögliche Verletzungen zu fichern, die ihm theils durch Umftände und Ereig- 
niffe, welhe von der menſchlichen Willführ nit abhängen(!), 
theils aber auch . . . . von den Handlungen der Einzelwillen drohen“ 
(&. 692). Auch hier ift die Bolizei, ftatt nad) ihren objektiven Inhalt 
und Zwed für das Leben (in Sicherheits-, Wohlftands-, Sitten>, Bildungs- 
polizei u. ſ. w.), nad der völlig abftraften und untergeordneten Rückſicht 
ihrer Einwirkung auf das Individuum, ob fie diefes zur Thätigfeit antreibt 
oder die bereits thätige umterftüßt, aufgefaßt. Dazu kommt noch, daß das 
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oder der Perjönlichfeit, ald fie leidend zu machen. Daß der 
Verbrecher einen Schmerz habe, darauf tft es bei der Strafe 
abgejehen, wenn ſolches auch im Einzelnen nach jeiner beiondern 
Beichaffenheit zufällig ausbleiben mag. Gin folches Uebel iſt 
vor Allem die Vernichtung des Verbrecherd — die Lebens— 
ſtrafe; denn die Exiſtenz it das, was der Wille, die Perſön— 
(tchfeit vor Allem will, deſſen Verluft fie am ſchwerſten em: 
pfindet. Ein ferneres Uebel ift die theilweile Vernichtung der 
Exiſtenz und der förperlihe Schmerz: Verftümmelung, Mar: 
tern, und im geringiten Grade förperliche Züchtigung — die 
Yeibesitrafen. Dann die Entziehung der äußern Welt mit 
der Befriedigung, die fie gewährt — die Freiheitsftrafen, 
und die Entziehung der Achtung der Mitmenjchen, die ebenio 
Bedingung unjerer Yebensbefriedigung it — Ehrenftrafen. 
Das find im Allgemeinen die möglichen und in der Gejchichte 
verwirflichten Arten der Strafe; inwiefern fie angemefjen find, 
foll ſpäter unterfucht werden. 

Je größer oder geringer das Verbrechen, die Auflehnung 
gegen die Herrlichkeit des Staates, deito größer oder geringer 
auch die Strafe, die Beurkundung der höhern Gewalt des Staates 
an der Perlon des Thäters. Die Gerechtigkeit fordert die 
Verhältnißmäßigkeit der Strafe mit derjelben Nothwendigkeit 


dritte Glied der Eintheilung, die Nechtspolizei, wieder auf einem ganz 
andern Fundament ruht, nämlich ihr Begriff ift nicht die Wirkung auf die 
Handlungen der Individuen, fondern auf den Erfolg, gegen irgend welchen 
Schaden, dich Menſchen oder Natur zu fihern. Uebrigens ift es an fi) 
ihon eine ftarfe Inkonvenienz, unter den Begriff der Necdhtspolizei 
die Berlegungen duch Natwrereigniffe zıt zählen. Wenn man die ganze 
Rechtslehre dadurd finden will, daß man den Begriff des allgemeinen und 
befondern Willens in allen Graden und Arten der Entgegenfeßung betrachtet, 
wie man etwa einen Beutel mit feinen Falten in alle möglichen Figuren 
bringt, dann find folhe Verfchiebungen der Dinge, jelbft wenn man fie an 
ſich nach natürlicher Anlage und natürlichem Blicke richtig würdigt, die 
unvermeidliche Folge. — 
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als die Strafe jelbit, weil fie in gleicher Weile unausbletbliche 
Herrichaft des Staates und unantaltbare Sicherung der Perſon, 
joweit fie nicht Ichuldig ift, fordert. — Wäre die That für fich 
allein Etwas, und würde die verbrecheriiche That nach der 
Gerechtigkeit vernichtet, fo mühte ein Verbrechen wie das andere 
beitraft werden, denn eins wie das andre muß abjolut aufge 
hoben werden, dann hätte Drafon Recht. Allen die That ift 
nur Etwas als Neuerung dev Perlönlichfeit des Thäters, 
und in jeiner, nicht in der That Bewältigung beiteht Gerech— 
tigfeitt und Strafe. Der Thäter aber tft noch Etwas auber 
diefer That, er ift in andrer Beziehung wieder im Gehorſam 
und der Achtung gegen den Staat, muß wenigftens in allen 
Beziehungen, joweit ev nicht das Gegentheil bethätigt, jo an— 
genommen werden. So lange alfo nicht die höhere und höchſte 
Nichtachtung der Herrichaft der Nechtsordnung von ihm beur— 
fundet worden, muß er aus Rückſicht auf dieſe legitime Gefin- 
nung, die noch in ihm tft, gejchüßt, vor Strafe bewahrt werben 
und kann der Strafe nur ſoweit unterliegen, als in der be= 
gangenen That ein Grad diejer Auflehnung vorhanden ift. 
Deßhalb beiteht eine Stufenfolge der Verbrechen und 
da nach der Strafen. — 

Da das Verbrechen wie jede That die doppelte Beziehung 
hat, die äußere des Objekts und der Wirkung, und die innere 
des Entichluffes, ſo beftimmt fi) der Grad des Verbrechens nad) 
zwei Nücfichten, nach der objektiven Beichaffenheit der That 
und nad) der jubjeftiven Bejchaffenheit des Entichlufies, d. i. 
nad) der Größe der Verlegu 3 und nad der Größe der 
Berihuldung. 

Die Größe der Verleßung berußt: 

1) auf der Qualität des verlegten Gebotes und bez. Nechts, 

ob dieſes ein höheres, heiligeres — (Verbrechen gegen das 
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Leben und gegen die Eriftenz des Staates, gegen die Integrität 
oder Freiheit der Perfon, gegen dad Eigenthum u. |. w., Dieb- 
ftahl, der die heiligen Schranten des häuslichen Echußes ge- 
waltiam durchbricht — mit Einbruch — oder der das häus— 
(iche Vertrauen mißbraucht, oder der an befriedeten Sachen 
verübt wird, im Verhältniß zum einfachen Diebitahl u. dal.); 

2) auf dem Erfolg der verleßenden That — (Vollbrin- 
gung, Verſuch); 

3) auf der Urſächlichkeit der That (nicht: des Willens) zu 
der Verlegung (Urheber — Gehülfe u. |. w.). 

Die Größe der Berihuldung beruht: 

1) auf dem Grade der Willensfreiheit, der vollen oder 
geminderten Zurechnung (J. $. 43); 

2) auf der Art der Willensrihtung (AAbficht, Direkte, 
indirefte, Fahrläſſigkeit); 

3) auf der Stärfe und Intenjivität des verbreche- 
riſchen Willens (Prämeditation, Jähzorn, ruchloſe Freude an 
der That u. |. w.). 

Diejer Stufenfolge der Verbrechen entipricht die Stufen= 
folge der Strafen. 

Das Leben des Menschen iſt das Höchſte, deſſen Schub 
dem Staate aufgetragen tft, der heiligite Beſtandtheil und In— 
halt jeiner Ordnung, denn es ift das Höchſte, was der Menſch 
aufßerlich verlegen kann. Gott jelbit kann der Menſch äußerlich 
nicht verlegen. Der Mord zernichtet aber das Ebenbild Gottes 
und ift darum das höchſte Verbrechen”). Deiwegen fordert 
der Mord auch die höchfte, die vollſtändige Strafe: die Ber: 
nichtung des Verbrecher — die Todesstrafe. Wer ſich zum 


*) Als Berbrechen ift deßhalb der Mord viel ftärfer als Gottes- 
läfterung, als die Sünde gegen den heiligen Geift, wenn er auch ‘als 
Sünde oft hinter diefen zurückſtehen mag. 
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Herrn über das Leben aufgeworfen, gegen den kann die höhere 
Gewalt des Staates und der göttlichen Ordnung nur durch 
ſeine eigene Hinrichtung beurkundet werden. Der zeitliche Tod 
it in die Hand des Staates gegeben, da er das zeitliche Reich 
Gottes ift, als feine höchite Strafe. — „Die Obrigfeit trägt 
das Schwert nicht umſonſt“ — und fie muß nad der Gered)- 
tigfeit (bier ift nicht von der Gnade die Nede) unausbleiblich 
folgen auf die vollſtändige (d. 1. prämeditirte und gelungene) 
Verübung diejes Verbrechens. Eine Gejeßgebung, welche auf 
den Mord nicht die Todesſtrafe, jondern nur Freiheitsitrafe 
jette, würde das Geſetz, welches das Leben Schütt, nicht in 
jeiner vollen Heiligkeit erhalten, alſo weit entfernt eine menſch— 
liche zu jeun, würde fie im Geyentheil die Achtung vor dem 
Menfchenleben verläugnen, fie wäre eine ungerechte Gejeb- 
gebung *). 


*) Die Einwendungen, die man gegen die Todesstrafe macht, paſſen 
auf alle Strafen. „Die Unterthanen fönnen über ihr Leben bei Eingehung 
des Staatsvertrags nicht paeisciren.” (Beccaria) — ebenjfowenig über 
ihre Freiheit, zumal wenn fie fir den größern Theil ihres Lebens ihnen 
entzogen werden fol. „Der Staat kann das Leben nicht geben, darf es 
daher auch nicht nehmen.” Der Staat kann aud fein Jahr des eigent- 
lichen Lebens, der freien Thätigfeit und Geſundheit, welche das Gefängniß 
entzieht, geben. Iſt der Staat bloß eine Gefellihaft und feine Gewalt 
von den Menschen, jo hat er feine Macht iiber das Leben, aber auch nicht 
über die Freiheit; ift ev aber von Gott, der da Herr ift iiber das Leben, 
das er gegeben, fo ift fein Grumd ihm das höchfte Strafrecht abzuläugnen. 
Ebenjowenig genügt die Argumentation gegen die Todesftrafe aus dem 
Standpunkte des Chriftenthums, weil dev neue Bund ein Stand der Gnade 
und nicht des Geſetzes und Gerichts fey, und durch das chriftliche Lebens— 
prineip ein Keim in die Menfchheit gelegt jey, der nothwendig zuletzt zu 
einem Neid) der ſchönen Lebensfitte fich entfalten muß, in den diefe 
Schauer feinen Raum mehr haben. Wenn das Chriftenthun die Todesftrafe 
befeitigen foll, jo kann dieß nur dadurch geſchehen, daß es die Urſache der- 
jelben, den Mord, befeitigt, und zu diefer Abſchaffung wollen wir freudig 
Amen jagen. Aber wenn der Mord bleibt, dennoch die Todesftrafe befei- 
tigen kann das Chriftenthum um fo weniger, als es alle Gebote und jo- 
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Dem Morde gleich ſteht Empörung, Hochverrath 
in jeinem höchſten Grade; denn dieſes Verbrechen iſt gegen 
die Eriftenz des Staates jelbit als der Anftalt, welche die 
ganze Nechtsordnung und auch das Leben jchüßt, gerichtet. 
Daß der Empörer einen neuen Staat, eine andere Obrigkeit 
an die Stelle derer, die er vernichtet, ſetzen will, iſt feine Ent- 
ſchuldigung; die beitehende iſt gebeiligt. — Für andere Ver- 
brechen ift die Todesſtrafe nicht gerechtfertigt, fie kann ent- 
ſchuldigt ſeyn als Nothrecht, aber nie gebeiligt durch die For- 
derung der Gerechtigkeit”). 


nad) das „du follft nicht tödten“ nicht gelinder, fondern ftrenger nimmt, 
als e8 irgend außer ihm geichieht. Das Chriftenthum ift nicht gekommen, 
die ethiſchen Gejege der Welt aufzuheben, jondern zu erfüllen. So wenig 
das Chriftenthum die Naturorduung aufhebt, daß Tod, Krankheit und 
Armuth beftehen in Folge der Sünde, jo wenig die ethifche Ordnung des 
Staates. Der Staat aber bleibt immer ein Reich des Gefetes. Das 
Ehriftenthum verheißt auf Buße und Glauben wohl die Erlaffung der 
ewigen Strafe, aber nicht das Wegfallen aller zeitlichen Uebel. Ebenſo 
liegt es in riftlicher Gefittung, den reuigen Verbrecher wieder als Glied 
der fittlihen Gemeinschaft anzuerkennen, ihm nach beftandener Strafe die 
Ehrenhaftigfeit wieder zu geben, die über die Perfon hinaus fich evftref- 
fende Strafe, als z. B. die Vermögensfonfisfation, die Ehrlofigfeit dev 
Kinder abzufhaffen; aber nicht die von der Gerechtigkeit für die bürger- 
lihe Ordnung gebotene Strafe jelbft aufzuheben. Das göttliche Gebot 
„wer Blut vergießt, deß Blut foll wieder vergoffen werden“, ift auch nicht 
etwa dem jüdiſchen Volke, jondern lange vor der jüdifchen Zeit gegeben, 
und auch das neue Teftament jagt: „Die Obrigkeit führt das Schwert 
nicht umfonft.“ 

*) Ueber die Abſchaffung der Todesftrafe in den Grundrechten der 
Deutihen füge ih hier zwei Stellen aus meiner Schrift: „Die deutjche 
Neihsverfaffung u. ſ. w.“ bei: „Ueberdieß macht es einen eignen Eindrud 
.. . . daß die Abjchaffung der Todesstrafe, ftatt (wenn fie einmal gewollt 
wird) ein Gejet oder vielmehr eine Weglaffung im Strafgeſetzbuche zu 
feyn; hier als ein Grundrecht ausgejprochen wird. Soll e8 ein Grund— 
recht des Deutjchen ſeyn, daß, wenn er gemordet wird, feinen Mörder 
nicht die Hinrichtung trifft, oder joll es ein Grundrecht des Deutichen 
ſeyn, daß wenn ev mordet, ihn Hicht die Hinrichtung trifft? Iſt das 
deutiche Volk ein Aſſaſſinenvolk? .. . .“ (S. 63.) — „Die Spitze aber diejes 
Prineips ift die Abfhaffung der Todesftrafe.. Schon wenn man diefe ganz 
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Erhöhung der Todesitrafe durch Martern, deßgleichen ver- 
jtümmelnde Strafe find verwerflich. Solche Strafen durch 
Menjchen ausgeübt, find nicht von Rache rein zu halten, daß 
das Leiden des Verbrechers zum berwortretenden Moment werde 
ftatt der Beugung feines Willens unter das Anjehen des Ge- 
ſetzes. Dann aber find dieſe Leiden jo individueller Natur, 
daß fte nur für die moralijche Gerechtigfeit und Strafe und 


vereinzelt betrachtet, jo hat mit ihr der Staat die tieffte Berechtigung und 
Berpflichtung aufgegeben, die ihm als Vertreter einer fittlihen Ordnung 
zufonmmt, die Handhabung der Gerechtigkeit auf Erden, insbefondere gegen- 
über der Verlegung des heiligften der ihm anvertrauten Güter, des menſch— 
lichen Lebens. Er tritt dadurd herumter in die profane Stellung einer 
bloßen wechſelſeitigen Berficherungsgejellfehaft für die beliebige Bewegung 
und den Wohlftand. Er macht fih eben damit nad) Naturgefeten feine 
eigne Eriftenz unmöglich; ev würde, wenn er nicht erfüllt, was jedes un— 
befangene menſchliche Gemiüth als Gebot erkennt, hervorrufen, daß es 
Andere erfüllen, und würden Blutrache und Volksjuſtiz an die Stelle der 
Strafrechtspflege treten. Es hat deßhalb bis jetst auch noch fein Bolf, 
wenn gleich in derjelben falfchen Lehre befangen, fo wenig praftiihen Sinn 
gehabt, ihre Verwirklichung zu verfuchen. Nur für politiiche Berbrechen 
hat man in Frankreich die Abſchaffung der Todesftrafe ausgeſprochen, und 
das ift natürlich, denn wo nicht mehr eine Autorität de jure, fondern nuur 
eine Autorität de facto vorhanden ift, kann man den Angriff auf fie aud) 
nicht mehr von Nechtswegen mit dem Tode beftrafen, es wird dafiir defto 
häufiger thatfählih im Straßenkampfe gejchehen. Nun aber in diejem 
ganzen Zufammenhange der Griumdrechte betrachtet, ift die Abſchaffung der 
Todesftrafe der Schlußftein in den Syften des Schutes der Revolution 
gegen die öffentlihe Ordnung. Tagespreſſe, Plakate, demofratiihe und 
den Aufftand mmmittelbar verbreitende Vereine, unbedingt freie Volksver— 
ſammlungen in Maffe, die man doch nicht täglich wegen befonders „drin- 
gender Gefahr” unterfagen kann, bei Arretivungen in Maffe nad einem 
Ausbruch die faft unausführbare Auflage der Ablieferung ar die Gerichte 
nach 24 Stunden und des richterlichen, mit Enſcheidungsgründen verjehe- 
nen Befehls, und in Verbindung damit die Unverhaftbarfeit der Kammer- 
glieder ohne Zuſtimmung der Kammer, endlich Sicherung gegen die Todes- 
ftrafe und daher die zuverläffige Ausficht auf die Anmneftie- Anträge in 
den Kanımern oder eine glücklichere Wiederholung des Aufftandes, — das 
ift die Eine zufammenhängende große März » Errungenfchaft, welche durch 
diefe Partie der Grundrechte dem deutſchen Volke und den deutihen Staa- 
ten verbürgt werden.“ (©. 67.) 
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für den Nichter Sich eignen, der Die ſpecifiſche Herzensitellung 
eines jeden jündigen Menichen und den ſpecifiſchen Eindrucd der 
Strafe auf ihn durchſchaut. Die Gerechtigkeit des Staates 
aber ift eine abitrafte, das Verbrechen fommt nur in feinem 
abftraften Charakter in Betracht ohne Bemeſſung der ganzen 
Individualität, und die Strafe joll deßhalb auch nur eine ab- 
ſtrakte ſeyn. Solde Strafen, daß der Meineidige die Finger, 
die er beim Schwur erhoben, einbüßt, erwarten wir von der 
moraliichen Gerechtigfeit, von der Nemefis in der Gefchichte, 
und ihre Nachbildung, das poetiſche Kunftwerf, führt fie und 
vor; für die bürgerliche Gerechtigkeit aber find fie unftatthaft. 
Von der Todesitrafe abwärts ſind deßhalb, was die Dualität 
der Strafen betrifft, Freibeitsitrafen und Rechtloſigkeit 
das Entſprechende. Was aber die Duantität der Strafen 
betrifft, fo laßt fich nicht ein beftimmtes Maaß für jedes Ver- 
brechen als abjolute Anforderung der Gerechtigkeit aufitellen; 
doch ein ungefähres Maaß und eine VBerhältnikmäßigfeit der 
Verbrechen gegeneinander gibt e8 allerdings, jo dab man über 
die poſitive Legislatton urtheilen fann, ob ihre Strafen im 
Allgemeinen zu hart oder zu gelinde. Auch eine geräumige 
Sphäre für das richterliche Ermeſſen it hier ganz am Orte. 

Die Ehrenftrafen find Ffeinesweges überhaupt ver 
werflih, wenn auch gewiffe Arten derjelben roh und wider: 
wärtig find. Der Verluſt der Achtung der Mitmenjchen und 
der achtbaren Stellung in der Geſellſchaft tft das naturgemäßefte 
Uebel, das auf das Verbrechen folgt. Sit nun auch dieſe 
Achtung etwas Innerliches, über welches Die Staatsgewalt 
feine Macht bat, fo liegt doch einmal ſchon in der öffentlichen 
Bekanntmachung des Verbrechens und der peinlichen Strafen 
ein Aft, der die Achtung mindert, ſodann aber tft die Entztehung 
gewiſſer Fähigkeiten, durch welche die achtbare Stellung ebenfo 
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jehr als der Nechtsumfang gefchmälert wird, in der Gewalt 
des Staats, und jenes jowohl als dieſes find angemeffene 
Strafmittel. 

Die förperlihe Züchtigung iſt gleichfall8 nicht un— 
bedingt auszufchließen. Ihre abſolute Verwerfung gründet 
ſich auf das faljche Prineip der Revolution, der Vergötterung 
des Menfchen, nad) welcher der Menſch bloß durch feine 
Eriftenz und Bürgerqualität eine abjolute Würde und Heilig: 
fett bat, nicht bedingt durch ihre Webereinftimmung mit dem 
höhern fittlichen Gejeße: denn im andern Fall kann man 
feine Entwürdigung des Menjchen und Bürgers darin finden, 
daß der Verbrecher, der feine Ehrlofigfeit durch That befundet 
hat, entehrende Strafen erleidve. Zu beichränfen ift aber noth- 
wendig die körperliche Züchtigung auf die Anwendung durch 
den Nichter, da ihr polizeilicher Gebrauch für Gejundheit und 
Ehre des Menichen nicht genügende Bürgichaft bietet, und 
auf ſolche Verbrechen, die wirklich von Ehrlofigfeit zeugen, 
3. B. Diebftahl, Nothzucht, und jo weit fie befteht, muß fie 
alle Klaſſen der Gejellichaft gleich treffen ohne Standesprivt- 
(egien. Ueberhaupt aber iſt die förperliche Züchtigung nicht 
gleich der Todesſtrafe eine jchlechthin Für beitimmte Schuld 
gebotene Strafe, und wenn ein Volk ihrer entbehren fan, fo 
thut e8 gewiß gut, fie abzuſchaffen. Der allgemeine Sinn der 
Bevölkerung für Ehre, die Erfahrung, ob die Freiheitsitrafen 
ausreichen, und die Beichaffenheit der Gefängniffe, ihr beijern- 
der oder verderblicher Einfluß auf die Sträflinge — alles 
das find Gefichtspunfte, um die Angemefjenheit der Straf- 
mittel der föryerlichen Züchtigung zu beurtheilen. 

Die Art, die Strafe zu vollziehen, muß vor Allem nad) 
dem Weſen der Gerechtigkeit auf die öffentliche Beurkundung 
derjelben gerichtet ſeyn, Publieität, der Execution, Feierlichkeit, 

ll. 2. 45 
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als worin fi vor Allem die Majeltät des Staates bewährt, 
ift befonders bei der höchiten Strafe die Anforderung, ſonſt 
wenigſtens öffentliche Verkündigung der Strafe. Die Ab- 
ſchreckung wird damit auch von jelbft erfolgen. Die Präven- 
tion wird eben durch Freiheitsftrafen im Gegenſatze zu Ver— 
ftümmelungen, alſo auch dadurd, daß das Gerechte geichieht, 
erreicht. Eine Hauptrückſicht ift hier aber die Bejjerung. 
Die Sorge für die religiöſe Bekehrung der Berurtheilten, und 
bei denen, die Freiheitsitrafen leiden, auch fir ihre Gewöhnung 
zur Arbeit und ihre Befähigung, dereinſt beim Rücktritte in 
die bürgerliche Gefellichaft fih ehrlich zu nähren, diefe Sorge 
ift eine der erſten Pflichten der Menschlichkeit und Aufgabe des 
Staates. Die Strafe, auch die Todesitrafe abichaffen kann 
das Chriftenthum nicht, aber die Belferung als ein eben fo 
bedeutendes Moment anftreben als die Strafe, die Strafan- 
ſtaltenzzu Nettungsanftalten machen, das kann und ſoll das 
Chriſtenthum. Bis jeßt iſt es der Weg zu noch tieferem 
fittlichen Verfall, wenn Einer der Gerechtigkeit des Staates 
anbeimfällt, und tft darum mit Grund eine der ernfteiten Be— 
ftrebungen der Menſchenfreunde und der Negierungen, bier 
Hilfe zu Schaffen. Das iſt aber wieder die Karrifatur dieſer 
fittlichen Würdigung der Strafanftalten, wenn fie zu Induſtrie— 
anftalten gemacht werden, jo dab das Erträgniß die Haupt: 
ſache wird, die Arbeitsgejchieflichfeit Stellung und Behandlung 
beitimmt u. ſ. w. 


$. 187. 


Auch in dem äußern Reiche des Staates jo gut als in 
dem ewigen fittlichen Neiche kann nicht bloß die Gerechtigkeit 
herrichen, jondern es muß in ihm die Gnade, die Liebe zum 
Individuum, in gleicher Weile fich offenbaren wie die Gerech— 
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tigkeit jelbit, fie liegt im Weſen der fittlichen Macht wie diefe, 
ift eine Herricheridee wie dieje. Der der Strafe verfallen ift, 
fann noch Gnade finden. Die Gnade fann aber dem Schul— 
digen nicht von feines Gleichen werden wie dad Gericht, jon- 
dern nur von dem Höhern, der die uriprüngliche. Machtvoll- 
fommenheit hat, und fie ilt nicht Sache des Geſetzes — denn 
das Gejeb enthält bloß das Gericht — ſondern einer freien 
Perjönlichkeit. Dieb iſt das freie, an feine Form gebundene 
Begnadigungsrecht, weldhes dem Regenten (niemals den 
Gerichten) zufteht. — Die Begnadigung des Verurtheilten tft 
nun ihrem Weſen nach ein Akt der Liebe zum Individuum, 
der Barmherzigkeit, die im Verhältniß zum Gejeße und zur 
Gerechtigkeit Gnade iſt; aber eben nicht der bloßen Liebe und 
Barmherzigkeit, jondern in unauflöslicher Verbindung und 
Beziehung zur Gerechtigkeit. Die Beynadigung nämlich kann 
zwar niemals won der Gerechtigkeit ſelbſt gefordert jeyn, denn 
die Gerechtigkeit als ſolche enthält nicht die Gnade; aber die 
wahre Gerechtigkeit ift immer — wie das göttliche Urbild 
dieß zeigt — auch von der Gnade, wiewohl ald etwas von 
ihr Verſchiedenes, begleitet. Umgekehrt darf die Gnade, wie— 
wohl fie aus einer eigenen jelbitftändigen Duelle entipringt, 
doch die Gerechtigkeit nicht aufheben und verlegen. Die Bes 
gnadigung ſoll daher nur da eintreten, wo ſich Anhaltspunkte 
finden, nicht zwar die Strafe ald minder gerecht zu bezeichnen 
— denn die Gerechtigkeit ſoll ja nicht durch die Gnade erfüllt 
werden — fondern die Forderungen der Liebe, die Rückſicht auf 
das Individuum als eben jo gewichtig neben denen Der Ge— 
vechtigfeit zu erfennen. Solche find vor Allem die tiefer lie— 
gende fittlihe Empfänglichfeit des Verbrechers, durch die er 
feiner Perfönlichfeit nach einen Anziehungspunft für die Liebe 
und Gnade bietet, wenn er gleich feiner That (und dem Ent- 
45* 
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ichluffe, der ihn zu ihr trieb) nach vollſtändig der Gerechtigfeit 
verfallen ift. Sie kann ſich zu erkennen geben dadurch, daß 
unheilvolle Umftände ohne tief verbrecheriiche Natur ihn zur 
That gebracht haben, daß er einer großen, vielleicht edlen 
Berfuhung (3. B. Elternliebe) unterlegen. In geringerem 
Grade auch die Rückſicht auf eine leidende und befonders wohl- 
verdiente (das will nicht jagen angejehene) Familie, 3. B. des 
ven Söhne alle fürs Vaterland gefallen. Gerechtigfeit und 
Gnade find danach nicht gleichartig, die Gründe beider fünnen 
daher nicht gegeneinander berechnet werden. Es fünnen nur 
die Anforderungen beider da, wo Alles jeine Einheit und jein 
gemeinfames Maaß hat, alfo auch die höchſte Gerechtigkeit 
und höchſte Barmherzigkeit geeint find, in dem Innerſten einer 
Perſönlichkeit — bier des Souveraind — gegeneinander ab— 
gewogen und in diefer höchiten Inſtanz nad) einer unmittel= 
baren Ueberzeugung über fie entichieden werden. Die Gerech— 
tigfeit bleibt aber immerhin dadurch auch gewahrt, daß das 
Gericht über den Schuldigen geiprochen wird, dab der Arm, 
der ihn für jenen Frevel treffen joll, ſchon erhoben tft und 
nur freiwillig durch diefelbe Macht und daffelbe Anfehen, die 
er verleßt, zurückgehalten wird. Die Gnade wird auch im der 
Regel (Ausnahmsfälle müffen gelten, da bier Alles in Frei: 
heit des Negenten fteht) nur in Erlaffung der höchiten abjo- 
Iuten Strafe (Todesitrafe) und Herabſetzung der andern, nicht 
in gänglicher Erlaffung aller Strafen beitehen. — Die Begna— 
digung iſt alfo nicht eine willführliche Barmherzigkeit, ſondern 
die an beitimmte Motive fi) anſchließt, der Monarch joll nicht 
grundlos begnadigen, und es ift nicht etwa die höchfte Feier 
des Begnadigungsrechts, wenn ein vecht verruchter Verbrecher 
begnadigt wird, damit die Gnade nod gewaltiger jey als die 
Gerechtigkeit und die Freiheit des Monarchen gewaltiger als das 
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Geſetz. Sie ift aber auch keineswegs ein bloßes Mittel für 
die Gerechtigkeit, die materiellen Anforderungen devjelben zu 
befriedigen im Gegenſatze gegen die formalen, obwohl fie 
dieß nebenbei auch leiſtet, ſondern fie hat ihren eigenthüm- 
lichen Boden im Gebiete der Liebe und Barmherzigkeit, und 
ed wäre nicht etwa eine vollfommene Einrichtung, wenn die 
Begnadigung danach aud) einer ähnlichen Nothwendigkeit wie 
die Gerechtigkeit unterworfen und einer Behörde, die da an 
Normen gebunden tft, ftatt des Souveräns anvertraut oder 
doch an ihr Gutachten gebunden würde. Daß die Gnade 
nicht ein bloßes Mittel fir die materielle Gerechtigkeit gegen 
das formelle Necht ift, erhellt auch ſchon daraus, dab bei freu- 
digen öffentlichen Greigniffen Gnade geübt zu werden pflegt 
und unfer fittliches Gefühl daran nicht Anftoß nimmt. Nach 
dem Standpunkt der Gerechtigkeit, auch der materiellen, wenn 
die Gnade bloß auf ihr beruhte, müßte man fragen: was hat 
die Geburt eines Kronprinzen oder der Sieg über den Feind 
mit Schuld und Strafe dieſes Verbrechers zu Schaffen ? — 





Berichtigung. 
Seite 553 Zeile 8 lies hört ftatt lieft. 
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Nede über das Steuerbertveigerungsrecht. 
(Sn der 55. Situng der 1. Kammer am 16. Oftober 1849.) 


Der Artikel 108 der Berfaffungs-Urkunde vom 5. December 1848 
(Art. 109 der jegigen Verf.-Urk.) beftimmt: „Die beftehenden Steuern 
und Abgaben werden forterhoben, und alle Beftimmungen dev be- 
ftehenden Geſetzbücher, einzelner Geſetze und Berordnungen, welche der 
gegenwärtigen Verfaſſung nicht zumiderlaufen, bleiben in Kraft, bis fie 
durd ein Geſetz abgeändert werden.” Diefer Artifel wurde vom 
erften Augenblick der Berfündung der Berfaffung an als eine Verlegung 
des oberften conftitutionellen Grundfages der parlamentariihen Steuer— 
verweigerung auf das Lebhaftefte beftritten. Die zweite Kammer, die ihn 
bei der Reviſion der Verfaffung zuerſt diskutirte, beſchloß in ihrer 2lften 
Sitzung die Streihung defjelben, foweit er auf die Steuern und Abgaben 
fid) bezieht, nicht ohne den geiftig gewichtigen Widerftand einer Minorität 
(fiehe die Rede des Grafen Arnim-Boitenburg in diefer Sibung). 
Die Kommiffion der erften Kammer begutachtete, dieſem Beſchluß  beizur- 
treten. Geringfügige Conceffionen follten der Negierung gemacht werden: 
Fortdaner des Budgets, bis die beiden Kammern fich einigen, und falls 
die Negierung ſich nicht mit ihnen einigt, no) auf ein Jahr. Das war 
die Situation, unter welcher die nachftehende Rede gehalten wurde. Sie 
bezieht fi zu einem großen Theil auf die vorausgegangenen Reden gegen 
und die Rede Walter s fiir den Artikel. Ich gebe fie hier noch als 
Beilage, weil fie die Erörterung über das Recht der jährlichen Steuer- 
verweigerung an ihrem eigenen Faden volftändig durchführt, und weil fie 
meine immer behauptete Ueberzeugung zur Anwendung bringt: daß, Lan— 
desvertretung vorausgejeßt, im umferer Zeit die conjervative Lofung nicht 
ftändifch gegen repräſentativ, jondern monarchiſch gegen par- 
lamentariſch jeyn muf. 


Meine Herren! Das Net, welches man durch die Streihung des 
Art. 108 fir die Kammern erftrebt, ift ein Recht, nicht neue Steuern zu 
bewilligen, jondern die ſämmtlichen beftehenden Steuern jährlich nei zu 
bewilligen, was denn in ſich aud das Necht fchließt, die ſämmtlichen 
Steuern jährlich zur verweigern. Und es ift nicht blos ein Recht der 
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parlamentariſchen Steuerverweigerung, wie man unterſcheiden wollte, ſon— 
dern die parlamentariſche Steuerverweigerung hat die Steuerverweigerung 
im Lande unausbleiblich zur Folge. Denn wenn es gleich den Kammern 
niemals zukommen kann, Proklamationen ins Land zu werfen, daß man 
nicht zahle, wie geſchehen, ſo kann doch die Regierung auf die Verweige— 
rung hin nicht mehr die Steuern erheben, und thut ſie es dennoch, ſo wird 
ſelbſt der loyalſte Unterthan fie nicht bezahlen, oder die gezahlten rekla— 
miren, und die Gerichte werden ihm beiſtehen. Sieht man davon ab, daß 
die National-Verſammlung einen unbefugten Akt und in unbefugter Form 
beging, ſo unterſcheidet ſich die Sache nur dadurch, daß dort die Steuer— 
verweigerung einmal thatſächlich geübt wurde, und daß fie hier durch einen 
Rechtsgrundſatz für immer feftgeftellt werden joll. 

Daß nun eine Steuerverweigerung mit unferm geordneten Staats— 
haushalte unverträglich ift, wird wohl von Wenigen beftritten. Es wiirde 
die Zerrüttung unferer Finanzen, die Stodung aller Exwerbszweige, der 
Ruin unzähliger Familien, die Auflöfung des Heeres u. ſ. w. ihre un— 
ausbleibliche Folge fein. Wenn man den Odem eines Landes eine Zeit 
lang ftillftehend macht, fo wird es kaum mehr helfen, wenn man ihm 
denjelben nachher wieder einhauchen wollte, und dev Schwefel-Aether ift 
noch nicht erfunden, der an dem Lande die tödtlichen Schmerzen einer jol- 
hen Dperation träumend vworübergehen ließe. Die Schwankungen des 
Haushalts, der Wechfel in Bedürfniß und Hülfsquellen können in anderer 
Weiſe bedacht werden durch Ausſcheiden gewifjer fafultativer Ausgaben 
und fafultativer Steuern; dazu kann aber das Recht unmöglich gegeben 
fein, alle Jahre den ganzen Staatshaushalt mit allen feinen Meitteln zu 
verweigern. 

Man fordert nun auch diefes Recht nicht aus Gründen des Staats- 
haushalts, man fordert e8 zum Zwed des Gleichgewichts unter den Ge- 
walten, zur Entfernung mißliebiger Miniſterien, mißliebiger Negierungs- 
ſyſteme; e8 ſoll auch nie in Anwendung fommen, es jol nur drohend im 
Hintergrumde ftehen; finanziell ſei es ein Unding, politiich eine Noth- 
wendigfeit. 

Da möchte ich doch fürs Erſte fragen, ob es Recht ift, die Sicherung 
des Staatshaushalts dem politiichen PBarteifampf zum Opfer zu bringen, 
ob in Zukunft unfere Finanzen, unſer Militair, unſere Juftiz nicht nad 
ihren eigenen Erforderniffen und Rückſichten eingerichtet werden follen, 
fondern Alles nur nah der Rückſicht auf die Mehrung der Bolfsgewalt. 
Ih möchte fragen, ob es fittlich erlaubt ift, ein Necht, deffen Ausübung 
ihlehthin unvernünftig und unheilvoll ift, dennoch zum Zweck der Dro— 
hung einzuräunen Ich will aber auf jenes politifche Gleichgewicht der 
Gewalten eingehen. 

Auch ohne das draftiiche Mittel der Steuerverweigerung haben die 
Kammern nad unſerer Berfaffung Macht und Einfluß genug auf die Re— 
gierung. Bedarf fie nicht oft genug neuer Steuern, neuer Geſetze? bedarf 
fie nicht oft genug dev Genehmigung außerordentliher Maßregen? Kön— 
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nen die Kammern nicht der Negierung genug Verlegenheiten bereiten 
durch ihre Snterpellationen, durch ihre öffentlichen Verhandlungen? Haben 
fie nicht die Tagespreffe und das Schwurgericht zu Bundesgenofjen? Und 
ift nicht das Alles getragen durch die öffentliche Meinung, die ſchon an 
fi und ohne das eine unberechenbare Macht ift? Dem Allen gegenüber 
wird eine legale Negierung unmöglich einen dauernden und von ihr felbft 
verichuldeten Zwiejpalt mit den Kammern zu unterhalten vermögen, fie 
wird nicht vermögen, Petitionen und Anträge der Stände ohne Grund 
unberücfichtigt zu laffen, fondern fie wird vielmehr genöthigt fein, die 
Kammern bei gutem Willen zu erhalten. Ohne Steuerverweigerung wird 
zwar ein Minifterium, das unvolksthümlich Scheint, nicht fofort auf eine 
Adreffe der Kammern abtreten müfjen, aber ein Minifterium, das wirklich 
unvolksthümlich ift, wird für die Dauer von Könige nicht gehalten werden 
fünnen. Das bei einer legalen Negierung. Einer illegalen Regierung 
aber gegenitber, welche die Verfaſſung brechen will, fih nicht an fie fehrt, 
wird aud die Stenerverweigerung nicht ausreichen, und jagt man, gerade 
für diefen Außerften Fall ſolle fie eintreten, fo ift es dafjelbe, als jagte 
man, es folle die Revolution eintreten, denn der illegalen Regierung gegen- 
über wird die Steuerverweigerung nothwendig zur Nevolution führen, und 
wenn ein anderer Nedner fagte, lieber fir ſolchen Fall die bewilligten 
Steuern ablaufen laffen, als darauf zu verweilen, daß man die Fäufte er- 
hebe, jo leugne ich das, denn die Fäuſte zu erheben, fieht Jedermann als 
etwas Unrehtes an, ja, wird von den Meiften abjolut verworfen, die 
Steuerverweigerung dagegen wird leicht als ein ganz regelvechtes Mittel 
gegen die Negierung betrachtet, fie macht nicht den Eindrud der Revolu— 
tion. Ja, e8 könnte leicpt für fie Jemand den Ausſpruch Chathams, der 
heute bier angeführt wurde, anrufen: Was ich mir jelbft erworben 
habe, dariiber habe ich allein zu verfügen, und wenn ic) der Negierung 
feine Steuern entrichte, jo ift das meine Sache, ich begehe damit feine 
Gewaltthat, fein Verbrechen. — Umgekehrt nun mit dem Rechte der Steuer- 
bermweigerung ift die Negierung ohne Macht über die Kammern, ohne 
Macht im Lande. Was hätte fie diefer alles niederwerfenden Gewalt nod) 
entgegen zu ftellen ? Man fagt, das Heer. Eine legale Regierung bedarf 
aber eben der Steuern für das Heer. Es fteht nicht Heer und Urfunde 
einander gegenüber, wie ein Redner e8 darftellte, es fteht gegenüber Heer 
und Geld, und ohne Geld giebt es auch fein Heer. Es ſolle, will der- 
jelbe Redner, durch dieſes Necht Uebereinftimmung zwiichen Regierung und 
Bolfsvertretern erzielt werden, fie wird aber dann nur dadurd) erzielt, 
daß die Regierung thun muß, was die Volksvertretung fordert. Hat fie 
denn irgend nod einen Beweggrund, auf den Willen der Negierung ein- 
zugehen, wenn fie die ganze Negierung in ihrem Solde hat, und zwar 
auf jährliche Kündigung? Ohne das, wurde gejagt, find die Anträge der 
Kammern blos Petitionen. Das heißt doch eben, die Regierung muf fie 
nicht abjolut gewähren; es ift alfo die Abficht, daß die Negierung die 
Anträge der Kammern abſolut jolle genehmigen müſſen, und was bleibt 
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dann der Negierung noch als Recht oder Macht übrig? Das, was man 
damit anftrebt, ift in der That nicht ein Einfluß der Kammern, fondern 
die Diktatur der Kammern; es ift nicht das Gleichgewicht der Gemwalten, 
fondern die Alleingewalt der Kammern. 

Man jagt dagegen, die Kammern itbernähmen damit auch die Pflicht 
ımd die Verantwortung für den Staatshaushalt. Gut, fie werden aber 
immer die Durchſetzung ihrer Abfichten, die Erftreitung wirklicher oder 
angeblicher Volksrechte für eine noch höhere Pflicht anfehen und fie wer- 
den immer die DVBerantwortung auf die Hartnädigfeit der Regierung 
ſchieben. Der vereinigte Landtag erkannte wohl jeine Pflicht, für Eifen- 
bahnen und für Nentenbanfen Mittel zu gewähren, aber der Negierung 
die Periodizität abzumöthigen, hielt ev doc) für eine höhere Pflicht. Auch 
die National-Berfammlung war gewiß nicht jo entartet, ihre Verpflichtung 
fiir den Staatshaushalt zu verfennen; aber. die Reaktion abzuhalten, ſchien 
ihr eine höhere Pflicht. 

Das Einzige, was man mit einigen Scheine als eine Gegenwaffe, der 
Krone bezeichnen könnte, ift die Auflöfung der Kammer; aber es ift auch 
blos Schein. Im einem Lande, wo nicht, wie in England, Volkspartei 
gegen Volkspartei im Parlamente kämpft, jondern der allein verwaltenden 
Negierung die Bolfsvertretung gegenüberfteht, da ift die Sympathie faft 
immer für die Volfsvertretung, und wird die neue Kammer faft immer 
noch oppofitioneller jein, als die erfte. Darımı führe man jenes merf- 
wirdige Beispiel von Pitt niht an. Das war ein außerordentliher Fall, 
wo eine Koterie fi) zwiichen König und Volk feſtgeſetzt hatte, und ift jelbft 
in England ohne Gleichen. Er hatte nicht eine Macht ſich gegenüber, die 
von den Irrthümern der Zeit getragen wurde, wie dies bei uns gilt. In 
Frankreich und in Deutſchland haben die Auflöfungen faft niemals der 
Krone einen Gewinn gebradt, außer man änderte das Wahlgejeg, und 
das kann man doch nicht ale Tage. Darüber nun möge man ftvreiten. 
Sedenfalls aber wirde das Reſultat doch das jein, daß die Krone in 
Folge des Steuerverweigerungsrechts zuleßt den Wählern dienftbar 
witrde (was übrigens noch gar nicht daffelbe ift mit dem Volke). Anftatt 
durch eine jelbftftäandige Macht andauernden Widerftandes die Volkswünſche 
und die Bolfsirrthümer zu erproben und zu läutern, muß fie diefelben da- 
nad) auf der Stelle erfüllen, fie wird der Knecht aller Leidenjchaften und 
Aufregungen, für welche die Tagespreffe und die Wühler die Majorität 
der Wahl-Kollegien gewonnen haben, und vermag den befferen Theil der 
Bevölkerung dagegen nicht mehr zu ſchützen; und da frage id), ob das 
recht, ob es heilſam, und vor Allem, ob es noch monarchiſch fei? 

Ein Mehreres hat jelbft die äußerſte Demokratie von 1848 nicht ge- 
wollt, als daß die Krone den Kammern gegenüber feine felbftftändige 
Macht habe, fondern es jedesmal zum Appell an die Wähler kommen 
müffe, und diefe dann den oberftrichterlihen Ausſpruch thun, dem die 
Krone fi) beugen muß. Ob diefe Wähler die Fünfhundert-Thaler-Männer 
oder die Fünfhundert-Örofhen-Männer find, ift einerlei. Immer ift dann 
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der König der bloße Bollziehungs-Beamte der Wähler, der bloße gehor- 
fame Unterthan des fonverainen Bolfs. Das ift zuleßt der Kern der 
Sad. 

Darum fann man immerhin alle die Befugniffe und Präarogative der 
Krone einräumen, das abjolute Veto, den Oberbefehl über das Heer, jelbft 
über das nit auf die Verfaſſung vereidigte Heer, die Ernennung der 
Beamten — mit der Stenerverweigerung hat man dennoch die Regierung 
in Händen, denn fie kann alle diefe Befugniffe nicht anders gebrauchen, 
denn eben nad) dem Winfe der Kammer. Sancetionirt fie nicht die bean- 
tragten Gefeße, nimmt fie nicht die gewünſchten Meinifter oder gehorcht fie 
diefen nicht, man befitst, wodurd man fie zwingen kann. Mein verehrter 
Herr Kollege hat Ihnen heute die Unterfchiede zwiichen dem abjoluten 
Beto des Königs und der Stenerverweigerung der Kammer auseinander- 
geſetzt. Diefe Parallele ift wohl ohnedies erſt aufgefommen, feitden die 
Urwähler ſich mit der conftitutionellen Theorie bejchäftigen. Ich habe 
noch einen anderen Unterſchied hinzuzufügen, den nämlich, daß das abjo- 
Inte Veto des Königs nicht gebraucht werden kann, dagegen das Recht der 
Stenerweigerumg unter allen Umftänden in Anwendung fommen kann. 
Das abjolute Veto des Königs ift die ungeladene Piftole, das Steuerver- 
weigeruugsrecht ift die geladene Piftole. 

Wie die conftitutionelle Monarchie in vielen Geiftern fi) abjpiegelt, 
ift der conftitutionelle König in der That blos ein Automat, den die Kam— 
mern an den unfichtbaren Faden der drohenden Steuerverweigerung in 
Bewegung jegen, der aber das Ausjehen hat, als wäre er ein fich ſelbſt 
beftimmmender Menfch, ja, ein freier Herrſcher. Es kann aber aud in der 
Wirklichkeit jo kommen, ja, e8 wird nicht unwahricheinlicher Weije jo kom— 
men. Ic gebe zu, die Kammern werden nicht bei jedem Konflikte und 
nicht für jeden Wunsch zu ihrem Donnerkeil greifen, gewiß aber werden 
fie zu ihrem Donnerkeil greifen für die Durchſetzung des Prinzips, näm— 
lid) des Grundjates, daß die Krone der Majorität der Kammern jchlecht- 
hin gehorfamen müfje und gehorfamen werde. Das war der Gang in 
allen conftitutionellen Staaten mit Steuerverweigerung. Darım hat man 
es Leicht, fid) darauf zu berufen, e8 werde ja nirgend in conftitutionellen 
Staaten von dem Steuerverweigerungsrechte Gebrauch gemadt. Die 
Sache verhält fi) aber fo: es wird diejes Recht nur dann oder nur von 
dem Momente an nivgend gebraucht, wo die Krone fi) dem Willen der 
Kammer gefangen gegeben hat, denn dann ift e8 eben nicht mehr nöthig, 
von ihm Gebrauch zu machen As Karl X. fi) weigerte, das unpopu— 
Yaire Miniſterium zu entlaffen, da drohten ihm die Kammer-Dppofition 
und die Preffe mit Steuerverweigerung ; das drängte ihn zu feinen Ordon- 
nanzen, die ihm den Thron fofteten. Dagegen jeitden Ludwig Philipp 
förmlich und rechtlich die DObergewalt der Kammern anerkannte, denen er 
fein königliches Anſehen mehr entgegenftellte, fondern blos die unkönigliche 
Intrigue, ſeitdem dachte man in Frankreic allerdings nicht mehr an das 
Stenerverweigerungsredht. Wenn das Königthum befiegt ift, hängt man 
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die fiegreihe Waffe müßig in die Halle. Darum ift der Art. 108 die 
Scheidelinie zwiſchen Scheinfönigthum und eingeſchränktem Königthum, die 
Scheidelinie zwifchen conftitutioneller Monarchie und verhüllter Republik. 

Darum, wenn das Geſetz vom 6. April wirflih das Steuerverweige- 
rungsrecht in diefem Sinne enthielte, was in feiner allgemeinen Faflung 
durchaus nicht Liegt; ſo ſehr ich in allem Anderen diejes Gejeß aner- 
kenne, in diefem Punkte könnte ich es nit. Ich fünnte als ein Vertreter 
des preußiſchen Bolfes die Erfüllung der Verheißung nicht acceptiven, 
durch welche der König das Scepter feiner Gewalt in andere Hände legte, 
umd jo dem Bolfe feinen bedeutungsvollften Schirm entzöge und das Land 
feinem Schickſale überließe. Ich könnte unmöglich eimwilligen, daß das 
Volk, welches die Nevolution nicht gemacht und nicht gewollt hat, in fol- 
hem Grade für die Schuld derjenigen büße, welche fie gemacht haben. 

Es ift kaum dem nachzufolgen, wie man fir die gegenwärtige Frage 
auf das nralte und allgemeine gerimanifche Necht der Steuerbewilligung, 
namentlich der deutichen Landftände ſich berufen konnte. Das ift eine 
ganz andere Sache. Dort handelte es fi) um einzelne Steuern, die nicht 
als integrivender Beftandtheil in einem wohlgeordneten Staatshaushalt 
eingriffen, die nicht durch Herkommen und Geſetz fixirt waren, denn diefe 
fonnten nirgend verweigert werden; in England nicht, und in Deutfchlaud 
nicht. Hier dagegen handelt es fich um Verweigerung des ganzen Staats- 
haushalts. Damals war es darum zu th, einen finanziellen Druck des 
Fürſten abzuwehren, jett, eine politiihe Gewalt zu erobern. Darum mag 
man fich nicht darüber täuſchen, auf eine Erleichterung der Abgaben ift 
es bei Streihung des Artifels 108 nicht abgejehen, au eine folche denkt 
Niemand und kann Niemand denken; jondern es handelt fi) darum, wo 
die Gewalt im Staate ihren Sit haben joll, wer die Minifter zu ernen— 
nen, wer das Negierungsfyften zu bejtimmen habe, ob König oder Kam- 
mern? Das ift die einfache Frage. 

Man hat nun Moderationen angebradt. Die Beſprechung der übri— 
gen verjpare ich auf die fpecielle Debatte, jetst führe ich nur die eine an, 
daß beide Kammern nur gemeinjan follen die Steuern verweigern können. 
Das liegt allerdings in der Natur unferer Kammern, da fie beide Wahl- 
fammern find. Allein das Schütt die Srone nicht. Ob das Schwert über 
dem Haupte d98 Damokles an einem Haare oder an zwei Haaren hängt, 
wird feinen großen Unterfchied machen. Sedenfalls ift auch danach die 
Allgewalt immer bei der Bolfsvertretung. Wie leicht, ja wie gewöhnlich) 
ift e8 eine und diefelbe Partei, die in beiden Kammern prävalirt. Wenn 
das nun aber eine ſolche Partei ift, die nicht, wie mein Vorredner jagte, 
das Land in den Abgrund ftiirzt, jondern die gemäßigt und beſonnen es 
Schritt vor Schritt in den Abgrund führt, dann wiirde die Auflöfung 
um fo weniger helfen, da ſolches nicht Jedem einleuchtet. Da hätte daher 
die Krone nichts Anderes zu thun, als conftitutionell gewiffenhaft dent 
feierlichen Grabzuge zır folgen. Dann aber wird das Steuerverweigerungs- 
recht jeine verderbliche Wirkung auf die Kammern felbft in gleicher Weife 
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haben, mag es nun beiden zugleich oder jeder allein zufommen. Der Ber- 
ſuchung, welche in fo nunmfchränkter Macht liegt, würde auch die befte 
Kammer nicht widerftehen. Es ift deshalb dies Necht nicht ein Bentil, 
um den Unmuth gegen die Regierung abzuleiten, jondern eine Pırmpe, um 
den Unmuth anzufammeln. Er erzeugt ſich anı Feichteften bei dem Gefühle 
der Meberlegenheit. Sch rechne dabei feineswegs auf ſchlechte Kammern, 
und habe dabei nicht blos den Mißbrauch im Auge. Sondern es ift ein 
Naturgeſetz, wo Sie eine Kraft jeten, da wird fie nicht fill ftehen, bis fie 
das ganze Gebiet, auf das fie reicht, auch eingenommen hat. So fann 
ein mächtiger Staat gegenüber einem ſchwachen Staate, 3. B. Rußland 
gegeniiber der Pforte, wenn nicht dritte Mächte hindernd eintreten, diejen 
kleineren Staat gar nicht umerobert laffen. Ebenſo können aber auch 
Kammern mit Steuerverweigerungsreht die Krone nicht ununterworfen 
laffen; fie müffen dies nad dem Naturgejege. 

Allem diefem wird nun aber entgegengefett, das Steuerverweigerungs- 
recht gehöre nothwendig zum conftitutionellen Syftem. Dies hat 
ſich nun einmal feftgefett und wird allen Beweisgründen entgegenhalten 
als inappellable Autorität, und daher kommt es, daß auch Männer von 
der entjchiedenften monarchiſchen Abficht in das willigen, was den Erfolge 
nah die Monarchie aufhebt. Es ift, als wenn Gott in die Herzen der 
Menſchen mit Flammenſchrift die Worte gefchrieben hätte: „conftitutionelles 
Syftem“, als höchftes Gebot, und es nun blos darauf ankomme, auszu- 
mitteln, was fie bedeuten. 

Wenn das Steuerverweigerungsreht wirklich zum  conftitutionellen 
Syſtem gehörte, jo witrde ich mid evdreiften, dieſes Syſtem jelbft als 
unvernünftig zu beftreiten, allein es gehört nicht dazu, und diejes darzır- 
thun, geftatten Sie miv noch eine längere Ausführung. 

Die conftitutionelle Monarchie hat einen doppelten Gegenjaß: 
die abfolute und die ftändifhe Monardie. Fällt num unſere Ver— 
faffung ohne Steuerverweigerung in das Eine oder das Andere? Ic 
glaube, in feines von beiden. Wo Kammern jährlid berufen werden 
miüffen, wo fie die Zuftimmung zu allen Gejeten, zu allen Abänderungen 
des Staatshaushalts, die Anklage der Minifter haben, da ift weder abfo- 
lute, noch ftändifche, fondern conftitutionelle Monarchie. Ja im Gegen- 
theil, die Stenerverweigerung gehört nur dem ftändifhen Syftem an und 
widerjpricht dem wahren conftitutionellen. Wo das ftändiiche Syftem in 
feiner Ihärfften Ausprägung beftand, da waren die Steuern, die herkömm— 
lichen . ausgenommen, Sache der ſtändiſchen Willfür; aber dafür waren 
auch die Domainen und Negalien Sadhe der fürftlichen Willfiiv. Die 
Stände fonnten zum Fürften jagen: wir wollen die Steuern einmal nit 
bewilligen, wo Du Soldaten und Beamte herbefommft, da fiehe Dir zu! 
Aber der Fürft konnte auch zu den Ständen jagen: Ich will einmal meine 
Domainen und Negalien nicht für die Landftraßen und Schulen verwenden, 
jondern fir meine Jagden und Thierheten und die Verfchönerung meines 
Parks. Beides muß im conftitutionellen Syftem fallen; der Fürft darf 
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nicht mehr einſeitig über ſeine Domainen und Regalien beſchließen ohne 
die Kammern; dafür aber dürfen die Kammern auch nicht mehr einſeitig 
über die Steuern beſchließen ohne den Fürſten. Das iſt conſtitutionell, 
daß der Staatshaushalt als ein wohlgeordnetes ununterbrochenes Ganze 
hinauftrete über Fürſt und Volk und der Willkür beider entzogen ſei. 
Nicht das iſt conſtitutionell, daß das Volk über dem König ſei, ſondern 
das iſt conſtitutionell, daß der Staat über König und Volk ſei als eine 
höhere Ordnung und Nothwendigkeit, an die ſie Beide gebunden ſind. 

Man verwechſelt zwei verſchiedene Dinge; das conſtitutionelle Syſtem 
einerſeits und die ſogenannte parlamentariſche Regierung, das iſt die Sou— 
verainetät der Kammer-Majoritäten, andererfeits, oder das Axiom, daß 
der König nur herrſche und nicht regiere. Zu jener Souverainetät der 
Kammer-Majorität bedarf man allerdings der Steuerverweigerung, fie ift 
außerdem nicht durchzuſetzen; fir das conftitutionelle Syftem dagegen be> 
darf man ihrer nicht. Beides ift nicht daffelbe. Jenes ift die geordnete 
Berfaffung und die Gemeinfamfeit der Gewalt zwiſchen König und Volk, 
diefes dagegen ift die Unterwerfung der Krone. Das conftitutionelle Syftem 
ift eine Vollendung des Staates in ihm felbft duch Ordnung, Geſetzlich— 
feit und Stetigfeit. Die Souverainetät drr Kammer-Majorität dagegen ift 
blos ein Wechfel des Inhabers der Staatsgewalt. Jenes ift ein Ver— 
nunftgebot und ein Gebot der Zeit, diejes ift ein bloßes Herrfchergefüfte 
des Volkes oder der Parteien. 

Es bleibt in der That zuletzt nichts mehr übrig, als bloß und allein, 
das Beifpielvon England, ımd das ift deshalb das Argument, dem 
man amt Schärfften ins Auge jehen muß. Nun denn, in England befteht 
das Recht der Steuerverweigerung als ein übrig gebliebener Grundſatz der 
alten ſtändiſchen Monarchie und nicht als ein neu eingeführter Grundfaß 
der conftitutionellen Monarchie. In England ragt nah dem naturwüch— 
figen Entwicdelungsgange feiner Berfaffung überall das Mittelalter mit 
feinen Einrichtungen in die Gegenwart herein, jo der Fendalismus, der 
Alles durchdringt, die verrotteten Fleden, die ungleihmäßige Vertretung 
von Stadt und Land, die Abſtimmung per procura im Oberhaufe und 
Aehnliches. Eben fo hat fic denn auch dies mittelalterliche, willkürliche 
Steuerverweigerungsreht in England erhalten, während durch das Bedürf— 
niß des neuen Staates die Nothwendigfeit der Ausgaben und deren ge> 
jegliche Feftftelung auffam. Dadurch und durch die Verfchleuderung der 
Domainen und die wiederholte Berufung fremder Dynaftieen fan es, daß 
in England das Barlament das Webergewicht über die Krone hat. Das 
ift nun eben die Eigenthümlichkeit der englifchen Verfaffung an der des— 
halb auch jeder Engländer mit Recht fefthält. Aber es ift nicht der 
Grundgedanke der conftitutionellen Monarchie, welcher als ein weltge— 
ſchichtlicher Fortichritt für ganz Europa geboten ift. Wenn wir num das, 
was in England naturwüchfig geworden ift und unter ungleich günftigeren 
Berhältniffen der öffentlichen Gefinnung, jett unter unferen Verhältniffen 
mit Bewußtfein und freier Abfiht einführen, jo erhält es einen anderen 
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Charakter ımd eine andere Wirkung. In England ift das Steuerverwei— 
gerungsrecht ein unbeabfichtigter Reſt des Mittelalters; auf dem Feftlande 
ward es das beabfichtige Mittel der evolution, das beabfichtigte Mittel 
der Herabdrüdung der Könige. 

Man mache fih nur Far, was in diefer ganzen Einrichtung liegt. 
Unter den jeigen Verhältuiffen des Staatshaushaltes heißt das Steuer: 
verweigerungsreht nichts Anderes, als daß das Bolf zu feinem Könige 
fpriht: Du mußt als Erefutivgemwalt für das Heer, für Beamte, für die 
Polizei, für die Nechtspflege forgen, das ift Deine Pflicht; aber ob wir 
Dir die Mittel dazu gewähren, das ift in unferem Belieben. Sa, wollte 
man es formuliven, fo müßte man den Art. 108 ftehen laffen und noch 
meinen Vorſchlag über das ordentlihe Budget annehmen und dagegen 
einen neuen Artikel in die Berfaffung aufnehmen, des Inhalts: „wenn 
die Kammer es beichließt, jo muß das Minifterium abtreten und das Re— 
gierungsfpften geändert werden. Aber die Krone hat den zweimaligen 
Appell an das Volk.“ 

Ich will aber nicht mehr von dem Berhäftniß der Krone fprecdhen, 
jondern von dem Berhältniß des Staates und des Bolfes, und da frage 
ich, wo, außer England, ein Staat Beftand und Gedeihen hatte unter dem 
conftitutionellen Syftem, welchem die Steuervermweigerung zu Grunde liegt? 
Sind nicht Franfreih, Spanien, Portugal, Neapel damit in das gräß- 
lichfte Elend gerathen? Das Fleine Belgien, was bis jetst nicht einmal 
die Probe der Regierung eines einzigen Königs überftanden hat, wird 
man nicht als ein Beifpiel anführen wollen. Ueberdies finft der belgiſche 
Staat vielleiht mur deshalb nicht zufammen, weil ihn die fatholifche 
Kirche beim Arme hält und ihm die Eiferfucht gegen die Nachbarſtaaten 
als ein Ladeftod im Leibe ftedt. 

In England ift es bekanntlich jene mächtige in fich gefchloffene Arifto- 
fratie, auf welche dev Schwerpunft der Gewalt vom Könige übergegangen 
ift. Sie gewährt die Bürgſchaften der Macht und der Ordnung, die jonft 
im König liegt, fie herricht in beiden Häufern und im Lande, fie bewilligt 
darum nur ſich ſelbſt die Steuern, und es ift feine Gefahr, daß fie fidh 
diefelben je verweigern werde. Sch frage aber, meine Herren, haben wir 
eine englifche Bolfsvertretung, daß wir uns mit einem König nad) eng- 
liſcher Weife begnügen könnten. Was haben wir iiberhaupt für eine Re— 
präfentation? Wir wiffen es jelbft nicht. | 

Wird künftig unfre erfte Kammer aus den Fünfhundert-Thaler-Män- 
nern hervorgehen, oder aus den Provinzial» Bertretern, deren Unterlage 
uns noch unbefannt it? Wird die zweite Kammer hervorgehen aus dem 
Wahlgefeß der drei Klaffen, mit dem wir bis jeßt erft ein Exrperintent, 
und zwar ımter dem Wegbleiben dev Demokratie, gemadt haben? Wer: 
den beide Wahlgefetse künftig denfelben Erfolg haben, wie jet, nach der vor- 
angegangenen Anarchie? Wird unfere Weisheit im Stande fein, ein Wahl- 
gejeß zu finden, welches wirklich) den Extrakt der Intelligenz und der gu— 
ten Gefinnung aus dem preußiichen Volke heraushebt, oder werden wir 


Beilage. 719 


bei der Nivellivung aller Zuftände und dem herrſchenden Widerwillen ge- 
gen Alles, was fi) über der Fläche emporhebt, unfere Weisheit für un— 
zuveichend erklären müffen? Alles dies liegt im Nebel. Und diefem un- 
beftimmten, unbefannten Etwas, das wir die Nepräfentation des preußi- 
chen Bolfes nennen, wollen Sie ein fo exorbitantes Recht einräumen, 
blos deshalb, weil das vielhundertjährige, feljenfefte, in feinem ganzen 
Wollen und Thun befannte englifhe Parlament es befitt? 

Aber noch mehr! So ungewiß fonft umfere künftige Nepräfentation 
ift, das ift gewiß: das demofratiihe Element werden Sie aus ihr nicht 
mehr verdrängen. Das Stimmreht jedes jelbftftändigen Preußen wird 
ftehen bleiben, und viel aviftofratifcher werden Sie das Wahlgefe nicht 
machen, umd nun bedenken Sie wohl, meine Herren, diefe ganze conftitu- 
tionelle Syftem mit Struerverweigerung ift aufgefommen, als Ariftofratie 
oder Bourgeoifie gegen die Krone fämpften, und im diefem Augenblice 
tritt der zahllofe Stand der Befitslofen in die parlamentarifche Arena ein. 
Der Streit der Tory’s und Wighs, diefer ariftofratifchen Parteien Eng- 
lands, ift ein bloßes vitterliches Turnier, und jene parlamentarifchen 
Kegeln, daß die Minifter abtreten, wenn ihnen eine Stimme im Haufe 
fehlt und was fouft hierher gehört, find nur die Gefetse diefes Turniers, 
und mit diefen Turniergefegen wollen Sie auskommen bei uns, wo ein 
Krieg der Parteien geführt wird, ja, vielleicht ein Bernichtungsfrieg ? 

Wie wird diefe zahlreiche Klaffe des Volkes und ihre Vertreter das 
Steuerverweigerungsrecht gebrauchen? Wir haben ein Beifpiel in einem 
Falle erlebt, wo fie dies. Recht noch gar nicht hatten. Meint man, wenn 
dies Necht erft legalifirt ift, werde e8 weniger gebraucht werden? 

Es wird die demofratifhe Bewegung nicht ftill ftehen, fo lange nicht 
ihr Ideal erfüllt ift, To lange nicht die Morgenvöthe ihrer Freiheit wie 
über Deffan, fo über ganz Deutſchland aufgegangen ift, und wird fie, jo 
lange auch nur eine Konzeſſion noch rückſtändig ift, es unterlaffen, von 
einem ſolchen Gewaltmittel Gebrauch zu machen? Iſt etwa die Befchei- 
dung der Erbfehler der Demokratie? Darum, meine Herren, wenn Gie 
jest die Steuerverweigerung befchließen, jo beſchließen Sie nicht, wie etwa 
vor 30 und 40 Jahren, die conftitutionelle Monarchie, fordern Sie be- 
Ichliegen die Demofratie, 

Man ehe wie die Dinge ftehen: die Bewegung, die im vergangenen 
Jahre uns in die Anarchie ftürzte, ift nicht exlofchen, fie ift nur nieder- 
gehalten durch die Macht des Heeres; man fehe auf die Klubs, auf die 
politiihen Affociationen, auf die Tagespreffe, und man wird etwas zweifel- 
haft werden, ob jene „Kinderfvankheiten“ der Freiheit wirklich itberftanden 
find. Ja, Deutfchland wie Frankreich ift in der Gefahr einer allgemeinen 
Auflöfung, eines Zerfalles. Es ift, als wenn uns der Marasmus drohte 
und ich weiß nicht, ob man den Marasmus zu den „Kinderkranfheiten“ 
rechnet. Wie mag man an einer Theorie fefthalten, welche vor 30 Jah— 
ven zur Ausbildung gekommen ift, und die Augen dagegen verjchließen, 
daß die Verhältniffe nun jo ganz andere geworden find? Die Flamme 
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ergreift Schon unfere Kleider und wir fragen, wie jener fpanifche König 
nad der Etifette, ob denn das conftitutionelle Syſtem es auch erlaube, 
daß wir löſchen? 

Meine Herren! Es find jet jechzig Jahre, daß von Franfreich aus 
das conftitutionelle Syftem, welchem die Stenervermweigerung obligat ift, 
die Runde über Europa macht. Was man dabei von Theilung dev Ge— 
walten und dergleichen Spricht, ift blos theoretifcher Kram. Die praftifche 
Eſſenz diefes Syftemes ift nichts Anderes als die Sonverainetät der 
Bourgeoifie, welcher der Bürgerfönig blos Organ und Diener fein 
foll, das wollte Weder, welcher der Nevolution erlag, das wollte die 
Dppofition von 1815 bis 1830, das glaubte man 1830 mit dem Inli— 
Königthum erreicht. Es ift das jenes Syftem, das alle ftabilen Elemente 
Englands verfhmähte, die Ariftofratie, das hiftoriiche Recht, die Macht 
der Kirche, und nur das Eine von England annahm, was mich eben das 
Schlechtefte dinft, die Entkräftung des Königthums, die es noch übertrieb. 
Es hat dieſes Syftem ethiſch Feine Nechtfertigung, und natürlich feine 
Möglichkeit. Es ift die einzige Berfaffung, von dev man die Verficherung 
gab, daß fie eine Wahrheit werden folle, weil es die einzige ift, die nie- 
mals eine Wahrheit werden kann. Ihre Unwahrheit fonnte der Bürger: 
könig nur dadnrch neutvalifiven, daß ev ihr eine andere Unwahrheit ent- 
gegenftellte, nämlich die Korruption der Bolfsvertretung. Jetzt ift dies 
Syſtem thatfächlic nicht mehr auszuführen, weil die befttslofen Klaffen fich 
bereits in den Mitbefis mit dem Mittelftande geſetzt haben, und es ift fitt- 
lich gerichtet durch die gewaltige Nemeſis, welche über das franzöfifche 
Bolf ergangen. In — Augenblick nun ſollte es für uns gerathen 
ſein, dieſes Syſtem als Modell für uns aufzuſtellen und gerade in ſeinem 
gefährlichſten Punkte? Ss ift das conftitutionelle Syftem in diefen Sinn, 
ich Ipreche es aus, ein fechzigjähriger Irrthum Europa's. Laffen Sie uns 
denfelben brechen! Heute ift der Tag, an welchem die große Völkerſchlacht 
begann, welche die Iyrannei der franzöfiihen Waffenmacht zerbrad. 
Möchte heute auch der Tag fein, wo es gelänge, die Tyrannei der fran- 
zöſiſchen Irrthümer zu- zerbrechen ! 

Meine Herren! Befeſtigen Sie die Autonomie des Volks in allen 
feinen Kreiſen gegenüber einem mechanischen und ansgetrockneten Büreau— 
kratismus, befeſtigen Sie die öffentliche Ordnung durch die Zuſtimmung 
der Kammern zu den Geſetzen, durch die Controle des Staatshaushalts, 
durch die Gewähr, daß der König nirgends perſönlich heraustrete, ſondern 
nur unter der Aegide der verantwortlichen Minifter! Aber gewähren 
Sie auch der Krone die Stellung, die ihr gebithrt, die Stellung einer er— 
habenen Macht, die nicht von jährlicher Bewilligung abhängt. Machen 
Sie nit aus dem Könige von Gottes Gnaden einen König von Gnaden 
der Kammern. Es wird die Frucht haben, daß die Krone nicht wie in 
anderen conftitutionelfen Staaten in den Fall kommt, die Kammern zu 
forrumpiven; e8 wird die Frucht haben, daß die Krone ein mächtiger 
Schirm, ja, der allein möglide Schivm dem Lande ift gegen den nad- 
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drängenden Demofratismms und Kommunismus, und e8 wird die Frucht 
haben, das im der Heilighaltung des Königlichen Nechts die Heilighaltung 
aller Rechte und alles Befißes im Lande verbürgt ift. 

Eine alte Wahrheit jagt, dag man Reiche durch eben die Mittel er- 
hält, durch welche fie gegründet worden. Nun der preußifche Staat ift 
gegründet und ift groß geworden durch Fürften von erhabener Herrfcher- 
ftellung, um welche ſich das Volk ſchaarte, nit in mechaniſchem Gehor- 
jam, jondern in freier Begeifterung ; freie Begeifterung erſchwang die 
Laften des ftebenjährigen Krieges; freie Begeiſterung erhob fi) in den 
Jahren 1813 bis 1815. Bewahren Sie diefes edle Band geiftig fittlicher 
Abhängigkeit vom Bolke, in welchem Preußens Könige immer geftanden 
haben und immer ftehen jollen; wandeln Sie es nicht um in das niedrige 
Band einer finanziellen Abhängigkeit! 

Die Krone fteht wahrlich) nicht fo dem Lande gegenüber, wie im ver— 
gangenen Jahrhundert in Frankreich mit zerrütteten Finanzen, mit desor- 
ganifirtem Heere, mit gefhwächten Anfehen in Europa. Nein, fie darf 
lagen, fie hat den ganzen Schat von Wohljtand, von Macht und Ehre, 
den fie von den Vorfahren überfommen, treu gepflegt und möglichſt ver- 
mehrt. Warum wollen wir uns denn nicht begnügen bei der Erweiterung 
der Bolfsrechte, bei dem mächtigen Fortfchritte, welche unſere Verfaffung 
außerden enthält. Iſt doch felbft ihre Tragweite gar nicht zu berechnen. 
Warum wollen wir dazı greifen, das Fundament ſelbſt zu erichüttern und 
den Schwerpunkt der Macht anderwärts hin zu verlegen. Sind wir in 
der Lage eines Verzweifelten, daß wir zu ſolchem Wagniß greifen müßten? 

Meine Herren! Bewahren Sie dem König die Königliche Stellung. 
Während jett alle politiſchen Elemente flüffig und im Gährungsprozeß 
find, fteht mm der Thron feft, wie ein Fels im Meer, der den Stürmen 
troßgt. Erhalten Sie ihm dieſe Feftigfeit. Er ift der Hort, der Preußen 
retten wird im dei gefahrvollen Zeiten, denen wir entgegengehen. Er ift 
die Befte, in welcher Deutfchland, das zeriplitterte, von Auflöfung bedrohte 
Deutſchland ſich dennoch ſammeln muß; es wird nicht anders fommen. 
Behalten Sie den Artifel 108. 
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